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I.  Inhaltsverzeichniss, 

nach  den  Gegenständen  alphabetisch  geordnet. 


Afghanistan,  s.:  Central- Asiatische  Frage. 
Berliner  Konferenz. 

1884.  März  3.  Deutschland.  Konsul  in  San  Paola  de  Loanda  (Pasteur) 
an  den  deutschen  Staatssekretär  des  Ausw.  Gefährdung 
deutscher  Interessen  durch  den  englisch-portugiesischen 
Vertrag 8557. 

„  „  6.  —  Botschafter  in  London  an  den  Reichskanzler.  Der 
zwischen  England  und  Portugal  ahgeschlossene  Ver- 
trag giebt  zu  Bedenken  Anlass,  insofern  in  demselben 
die  Einsetzung  einer  englisch-portugiesischen  Aufsichts- 
Kommission  vorgesehen  ist 8558. 

„  „      21.      —    Ders.   an  dens.     Der  Vertrag  hat  auch  bei  anderen 

Mächten  Anstoss  erregt 8559. 

„  April  17.  —  Staatssekretär  des  Ausw.  an  den  deutschen  Botschafter 
in  Paris  (Hohenlohe).  Ist  die  franz.  Regierung  geneigt, 
sich  über  die  Herbeiführung  einer  internationalen  Re- 
gelung der  Kongo-Frage  mit  Deutschland  zu  ver- 
ständigen?     8560. 

,,  „       18,      —    Staatssekretär  des  Ausw.  an  den  deutschen  Gesandten 

in  Lissabon  (Schmidthals).  Die  Reichsregierung  sieht 
den  englisch-portugiesischen  Vertrag  als  für  das  Reich 
und  seine  Angehörigen  nicht  verbindlich  an  ...    .    8561. 

„  „  23.  G-rossbritannien.  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Geschäfts- 
träger in  Lissabon.  Stellung  der  anderen  Mächte  zum 
englisch-portugiesischen  Vertrage 8562. 

„  „      2J:.    Deutschland.    Botschafter  in  Paris  an  den  Reichskanzler. 

Einwilligung  der  franz.  Regierung 8563. 

„  „  26.  Prankreich.  Botschafter  in  Berlin  an  den  franz.  Min.  des 
Ausw.    Die  deutsche  Regierung  wünscht  sich  zunächst 

mit  Frankreich  zu  verständigen 85G4 

„      29.    Deutschland.    Staatssekretär  des  Ausw.  an  den  deutschen 
Botschafter  in  London.    Die  Reichsregierung  stimmt 
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der  Anwendung   des   Vertrages  auf  Angehörige  des 

Reichs  nicht  zu 8565. 

1884.    April   30.      —    Geschäftstrcäger  in  Lissabon  (Rex)  an  den  Reichskanzler. 
Die  portugiesische  Regierung  hält  au  dem  Vertrage 

mit  England  fest 8566. 

„  Mai  1  —  Botschafter  in  London  an  den  Reichskanzler.  England 
hat  mit  Rücksicht  auf  den  Widerspruch  der  Mächte 
die  Wiederaufnahme  der  Verhandlungen  in  Lissabon 

in  Vorschlag  gebracht 8567. 

„  „        4.      —    Staatssekretär  des  Ausw.  an  den  deutschen  Gesandten 

in  Washington  (Eisendecher).    Stellung  der  Vereinigten 
Staaten  zum  englisch-portugiesischen  Vertrage  .    .    .    8568. 
„  „        5.      —    Staatssekretär  des  Ausw.  an  den  deutschen  Botschafter 

in  London.    Stellung  Deutschlands  zum  Vertrage  .     .    8569. 

„  „  21.  —  Gesandter  in  Washington  an  den  Reichskanzler.  Die 
Regierung  der  Vereinigten  Staaten  hat  vorläufig  nicht 
die  Absicht,  mit  anderen  Regierungen  in  Verhandlungen 
über  den  Vertrag  zu  treten 8570. 

„  „       26.    G-rossbi'itannien,    Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter 

in  Berlin.  In  Aussicht  genommene  Aenderungen  des 
Vertrages.  Wird  Deutschland  eventuell  einen  Delegirten 
für  eine  internationale  Kommission  ernennen?  .    .    .    8571. 

„  „  29.  Deutschland.  Geschäftsträger  in  Paris  (Bülow)  an  den 
Reichskanzler.  Frankreich  ist  zur  Theilnahme  an 
einer  internationalen  Konferenz  bereit.  Aufgabe  einer 
solchen  Konferenz 8572. 

„  „       31.    Frankreich,    Min.   des  Ausw.    an   sämmtliche  Legationen. 

Die  Association  hat  sich  verpflichtet,  ihre  Gebiete  an 
keine  andere  Macht  als  Frankreich  abzutreten  .    .    .    8575. 

„  Juni  5.  Deutschland.  Staatssekretär  des  Ausw.  an  den  deutschen 
Geschäftsträger  in  Paris.  Einverständniss  mit  den 
französischen  Vorschlägen 8574. 

„  „         7.      —    Reichskanzler  an  den  deutschen  Botschafter  in  London. 

Die  beabsichtigten  Aenderungen  genügen  nicht      .    .    8575. 

„  „  30.  G-rossbritannien.  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter 
in  London.  Die  Regierung  lässt  den  Vertrag  infolge 
des  Widerspruchs  der  deutschen  Regierung  fallen      .    8576. 

„  Juli  5.  Deutschland.  Staatssekretär  des  Ausw.  an  den  deutschen 
Botschafter  in  Paris.  Die  Reichsregierung  ist  geneigt, 
sich  mit  Frankreich  auch  über  das  Nigergebiet  zu 
verständigen 8577. 

„  „  25.  Grossbritannien.  Botschafter  in  Berlin  an  den  engl.  Min. 
des  Ausw.  Die  Anregung  zu  einer  Konferenz  ist  von 
Portugal  und  nicht  vom  deutschen  Reichskanzler  aus- 
gegangen           8578. 

„  „  26.  Deutschland.  Staatssekretär  des  Ausw.  an  den  deutschen 
Botschafter  in  London.  Die  deutsche  Regierung 
wünscht  sich  mit  dem  Londoner  Kabinet  über  die 
kommerziellen  Principien  und  den  Geltungsbereich 
einer  internationalen  Regelung  der  Kongofrage  zu  ver- 
ständigen      8579. 
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1884.     Aug.     8.    Deutschland,    Botschafter  in  London  an  den  Reichskanzler. 

Entgegenkommen  der  engl.  Regierung 8580. 

„  Sept.  13.  —  Reichskanzler  an  den  franz.  Botschafter  in  Berlin. 
Einverständniss  mit  Frankreich  üher  die  Anwendung 
der  Grundsätze  der  Wiener  Kongress-Akte  auf  den 
Kongo  und  den  Niger  sowie  über  die  Festsetzung  von 
bestimmten  Formalitäten  bei  Besitzergreifungen  in 
Afrika.  Vorschlag  der  Berufung  einer  Konferenz  über 
diese  Punkte 8581. 

„  „  29.  Frankreich.  Botschafter  in  Berlin  an  den  deutschen  Reichs- 
kanzler.    Zustimmung  zur  Berufung  einer  Konferenz    8582. 

„  „  30.  Deutschland,  Reichskanzler  an  den  franz.  Botschafter  in 
Berlin.  Modus  der  Einberufung  und  Verzeichniss  der 
einzuladenden  Staaten 8583. 

„  Oct.  2.  Frankreich.  Botschafter  in  Berlin  an  den  deutschen  Reichs- 
kanzler.    Zustimmung  der  franz.  Regierung  ....     8584. 

„  „         8.    Deutschland.    Geschäftsträger  in  London  an  den  engl.  Min. 

des  Ausw.    Einladung  zur  Konferenz 8585. 

„  „  8'.  Grossbritannien.  Min.  des  Ausw.  an  den  deutschen  Ge- 
schäftsträger in  London.  Bittet  um  einige  Erläute- 
rungen zu  dem  Konferenz-Programm 8586. 

„  „  11.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter  in  Berlin. 
Die  deutsche  Regierung  hält  weitere  Vorverhandlungen 
für  überflüssig 8587. 

„         „       17.      —    Ders.   an   dens.     Beharrt    auf  dem  Verlangen   nach 

näherer  Information 8588. 

„  „  19.  —  Ders.  an  dens.  England  bezweckt  nicht,  den  Zu- 
sammentritt der  Konferenz  hinzuziehen 8589. 

„  „  20.  Deutschland.  Unterstaatssekretär  des  Ausw.  an  den  deut- 
schen Geschäftsträger  in  London.  Mittheilung  der  An- 
sichten, welche  Deutschland  auf  der  Konferenz  ver- 
treten wird.    Antwort  auf  Nr.  8586 8590. 

„         „       22.    Grossbritannien.    Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch.  in 

Berlin.  Offizielle  Annahme  der  Einladung  zur  Konferenz    8591. 

„      Nov.      2.    Deutschland.    Botschafter  in  London  an  den  engl.  Min.  des 

Ausw.    Beantwortung  von  Nr.  8588 8592. 

„         „        7.    Grossbritannien,    Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter 

in  Berlin.    Instruction  für  die  Konferenz 8593. 

„         „        8.    Frankreich,    Min.  des  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in 

Berlin.    Instruction  für  die  Konferenz 8594. 

„  „       15.    Konferenz-Staaten  (Deutschland,  Oesterreich-Ungarn,  Bel- 

gien, Dänemark,  Spanien,  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika,  Frankreich,  Grossbritannien,  Italien,  Nieder- 
lande, Portugal,  Russland,  Schweden  und  Norwegen, 
Türkei).   Berliner  Conferenz.   Protokoll  Nr.  1.   Sitzung 

vom  15.  November  1884 8595. 

„       19.      —    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  2 8596. 

„       27.      —    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  3 8597. 

„       Dec.      1.      —    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  4 8598. 

„  „       18.      —    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  5 8599. 

22.      —    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  6 8600. 
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1884.  Dec.    23.    Grossbritannien.    Botschafter  in  Berlin  an  den  engl.  Min. 

des  Ausw.    Bericht  über  die  Thätigkeit  der  Konferenz    8606. 

1885.  Jan.     7.    Konferenz- Staaten.    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  7  .    8601. 

31.      —    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  8 8602. 

„  Febr.  21.  Grossbritannien.  Botschafter  in  Berlin  an  den  engl.  Min. 
des  Ausw.    Weiterer  Beriebt  über  die  Thätigkeit  der 

Konferenz 8607. 

„  „       21.    —      Derselbe  an  denselben.     Bemerkungen  über  die  auf 

der  Konferenz  erzielten  Erfolge 8608. 

„  „       23.    Konferenz-Staaten.    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  9  .  8603. 

„  „       26.      —    Berliner  Konferenz.  Protokoll  Nr.  10.  Schluss  Sitzung  8604. 

„  „       26.      —    Generalakte  der  Berliner  Konferenz 8605. 

Bündnisse,  Conventionen,  Verträge,  Protokolle  etc.  (Vergl.  Bd.  XLIII  u.  vorg.) 

1884.  Nov.    15.    Konferenz-Staaten  (Deutschland,  Oesterreicb- Ungarn,  Bel- 

gien, Dänemark,  Spanien,  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika,  Frankreich,  Grossbritannien,  Italien,  Nieder- 
lande, Portugal,  Russland,  Schweden  und  Norwegen, 
Türkei).  Berliner  Conferenz.  Protokoll  Nr.  1.  Sitzung 
vom  15.  November  1884 8595, 

„  „       19.      —    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  2 8596. 

„  „       27.      —    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  3 8597. 

„       Dec.       1.      —    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  4 8598. 

^^        18,      —    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  5 8599. 

22.  —    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  6 8600. 

1885.  Jan.       7.      —    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  7 8601. 

31.      —    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  8 8602. 

23.  —    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  9 8603. 

„       26.       —     Berliner  Konferenz.  Protokoll  Nr.  10.   Schluss-Sitzung    8604. 

„  „       26.      —    Generalakte  der  Berliner  Konferenz 8605. 

Central-Asiatische  Frage.    (Vgl.  Bd.  XL  u.  vorg.) 

1882.  Febr.  2.  Grossbritannien.  Min.  des  Ausw.  (Granville)  an  den  engl. 
Botschafter  in  St. -Petersburg  (Thornton).  Hat  dem 
russischen  Botschafter  eine  Vereinbarung  über  die 
asiatische  Politik  beider  Regierungen,  insbesondere 
über  die  Regulirung  der  russisch-persischen  Grenze 
vorgeschlagen 8636. 

„  „  22.  —  Derselbe  an  denselben.  Die  russische  Regierung  ist 
zum  Abschluss  einer  Vereinbarung  über  die  afghani- 
sche Grenze  bereit 8637. 

„  März  14.  —  Derselbe  an  denselben.  England  wünscht  eine  Verein- 
barung, welche  Russland  jede  Gelegenheit,  weiter  nach 
Afghanistan  vorzudringen,  benimmt 8638. 

„  „  22.  —  Derselbe  an  denselben.  Verhandlungen  zwischen 
Lobanow,  Granville  und  Hartington  (Staatssecretär 
für  Indien) 8639. 

„  April  29.  —  Botschafter  in  St.-Petersburg  an  den  engl.  Min.  des 
Ausw.    Die  russische  Regierung  beabsichtigt  gegen- 
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wärtig  nicht,  nach  Sarakhs  oder  Merw  vorzugehen, 
und  würde  gegen  eine  Besetzung  von  Kandahar  und 
Herat  durch  England  keine  Einwendung  erheben  .    .    8640. 

1883.  Febr.  17.      —    Gesandter  in  Teheran  (Thomson)  an  den  engl.  Min. 

des  Ausw.  Russland  verzögert  fortgesetzt  die  Ernen- 
nung des  Kommissars  zur  Regulirung  der  persischen 
Grenze 8641. 

„  „  22.  —  Vicekönig  von  Indien  an  den  Emir  von  Afghanistan. 
England  hat  den  Willen  und  die  Kraft,  Afghanistan 
gegen  fremde  Mächte  zu  schützen 8642. 

„  Juni  16.  —  Derselbe  an  denselben.  Die  russisch-afghanische  Grenz- 
bestimmung. Olferte  englischer  Subsidien  zur  Bezahlung 
der  Truppen  und  Vertheidigung  der  Grenze      .    .    .    8643. 

„  Oct.  24.  —  Botschafter  in  St.- Petersburg  an  den  engl.  Min.  des 
Ausw.  Verhandlungen  mit  Giers  über  die  persische 
Grenze 8644. 

„       Nov.      1.      —    Derselbe  an  denselben.    Die  russische  Regierung  kann 

die  persische  Grenze  noch  nicht  bestimmen  ....    8645. 

1884.  Febr.  28.      —    Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch.  in  St.-Petersburg. 

Annexion  von  Merw.  Gründe  der  russichen  Regierung. 
Stellung  Englands  dazu    . 8646. 

„  „  29.  —  Derselbe  an  denselben.  Recapitulation  der  Verhand- 
lungen mit  Russland  über  Merw 8647. 

„  März  29.  Kiissland.  Min.  des  Ausw.  (Giers)  an  den  engl.  Botsch.  ia 
St.-Petersburg.  Vorschlag,  die  afghanische  Grenze 
festzustellen 8648. 

„      April    29.    Grossbritannien.    Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch.  in 

St.-Petersbui'g.    Annahme  des  russischen  Vorschlages    8649. 

„  Mai  12.  —  Botsch.  in  St.-Petersburg  an  den  engl.  Min.  des  Ausw. 
Russland  leugnet  auf  das  bestimmteste  die  Absicht, 
in  den  Besitz  von  Sarakhs  zu  gelangen 8650. 

„  „  15.  Kussland.  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch.  in  St.-Peters- 
burg. Grenzkommission.  Widerspruch  gegen  die  Zu- 
lassung eines  afghanischen  Kommissars 8651. 

„  Juni  30.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch.  in  St.-Petersburg 
Wünscht  vor  dem  Zusammentritt  der  Kommission  einen 
Ideen-Austausch  über  die  allgemeinen  Gesichtspunkte. 
Die  Arbeiten  der  Kommission  würden  am  Amu-Daria 
zu  beginnen  sein 8652. 

„  Juli  10.  Grossbritannien.  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch.  in 
St.-Petersburg.  Wünscht  die  Grenzfestsetzung  im 
Westen  zu  beginnen 8653. 

„  „  12.  —  Derselbe  an  denselben.  Die  Besetzung  des  westlichen 
Ufers  des  Heri-Rud  würde  eine  Verständigung  mit 
Russland  unmöglich  machen 8654. 

„  ,,  16.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch,  in  St.-Petersburg. 
Lumsden  engl.  Kommissar.  Dringt  auf  Beginn  der 
Arbeiten  am  Heri-Rud 8655. 

„  „  18.  Eussland,  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch.  in  St.-Peters- 
burg. Besteht  auf  Khodja-Saleh  (am  Amu-Daria)  als 
Ausgangspunkt '. 8656. 
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1884.  Juli    25.    Grossbritannien.    Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botscli.  in 

St.-Petersburg.  Ausgangspunkt  der  Grenzkommission. 
Anweisung,  den  engl.  Standpunkt  in  einer  Audienz  bei 
dem  Kaiser  geltend  zu  machen 8G57. 

„  „  30.  —  Botsch.  in  St.-Petersburg  an  den  engl.  Min.  des  Ausw. 
Der  Kaiser  ist  unter  gewissen  Bedingungen  geneigt, 
den  Heri-Rud  als  Ausgangspunkt  zu  acceptiren  .  .  8658. 
Aug.  5.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch.  in  St.-Peters- 
burg. Kann  einen  bestimmten  Punkt  am  Heri-Rud 
nicht  bezeichnen.  Grundsätze  für  die  Feststellung  der 
Grenze 8659. 

„  „  11.  Eiissland.  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch.  in  St.  Peters- 
burg.   Grundsätze  für  die  Feststellung  der  Grenze    .    86G0. 

„  „       25.    Grossbritannien.    Min.    des   Ausw.   an    den    engl.    Grenz- 

kommissar (Lumsden).    Allgemeine  Instruction  .    .    .    8661. 

„  Sept.  6.  Rnssland.  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch.  in  St.-Peters- 
burg.   Ernennung   des   General -Majors  Zelenoi  zum 

Grenzkommissar 8662. 

„  24.  Grossbritannien,  Botsch.  in  St.-Petersburg  an  den  engl. 
Min.  des  Ausw.  Der  russische  Kommissar  muss  vor- 
erst nach  St.-Petersburg  zurückkehren      8663. 

„  „  27.  Eussland.  Memorandum  über  Zeit  und  Ort  des  Zusammen- 
tritts der  Grenzkommission 8664. 

„  Oct,  11.  Grossbritannien.  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch.  in 
St.-Petersburg.  England  hält  an  den  früheren  Ab- 
machungen fest 8665. 

„  „       21.    Eussland.     Memorandum.     Nothwendigkeit ,  die  Obliegen- 

heiten der  Grenzkommission  vorher  festzustellen    .    .    8666. 

„  „  24.  Grossbritannien.  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch.  in 
St.-Petersburg.  Klagen  über  die  russische  Verschlep- 
pungs-Politik     8667. 

„  Nov.  26.  Eussland.  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch.  in  St.-Peters- 
burg. Vorgängige  Feststellung  einer  Zone  für  die 
Operationen  der  Grenzkommission 8668. 

„  Dec.  9.  Grossbritannien.  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch.  in 
St.-Petersburg.  Rechtfertigung  des  russ.  Vorrückens 
auf  Pul-i-Khatun.  Besetzung  von  Penjdeh  durch  die 
Afghanen 8669. 

„  „  23.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  russ.  Botsch.  in  London  (Staal). 
Abgrenzung  der  Zone.  Pul-i-Khatun  und  Penjdeh  ge- 
hören zu  Afghanistan 8670. 

1885.  Jan.    28.    Eussland.    Min.  des  Ausw.  an  den  russ.  Botsch.  in  London. 

Vorschlag  einer  Grenzlinie 867L 

Febr.  24.      —    Memorandum.     Rechtfertigung   des  Vordringens   der 

russischen  Truppen 8672. 

„      März      3.    Grossbritannien.    Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch.  in 

St.-Petersburg.    Hofft,  dass  die  russ.  Truppen  stricte 

Ordre  bekommen,  nicht  weiter  vorzurücken  ....  8673. 
„  „        9.      —    Derselbe   an   denselben.    Unterredung  mit  dem  russ. 

Botsch.  über  die  Eventualität  eines  Krieges    ....    8674. 
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1885.    März  13.    Grossbritannien.  Min.  des  Ausw.  an  den  russ.Botsch.  inLondon. 

Englischer  Grenzvorschlag 8675. 

„  14.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch.  in  St.-Petersburg. 
Entspricht  Gladstone's  Erklärung  im  Parlament  über 
das  Vorrücken  der  russ.  Truppen  der  Auffassung  der 

russ.  Regierung?       8676. 

„  17.  —  Botsch.  in  St.-Petersburg  an  den  engl.  Min.  des  Ausw. 
Die  russischen  Truppen  werden  über  ihre  augenblick- 
lichen Stellungen  hinaus  nicht  vorgehen 8677. 

19.      _    Derselbe  an  denselben.   Der  Kaiser  hat  das  Abkommen 

gebilligt 8678. 

„      29.    Eussland.   Min.  des  Ausw.  an  den  russ.  Botsch.  in  London. 

Entgegnung  auf  den  englischen  Grenzvorschlag     .    .    8679. 
„       April     1.    Grossbritannien.    Lumsden   an   den   engl.  Min.  des  Ausw. 

Die  Russen  haben  Penjdeh  genommen 8680. 

,,  „       3.      —    Derselbe  an  denselben.   Das  angebliche  Vorrücken  der 

Afghanen 8681. 

4.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch.  in  St.-Petersburg. 
Die  russ.  Vorschläge  bieten  keine  Basis  zu  Verhand- 
lungen         8682. 

8.      —    Derselbe  an  denselben.    Die  russ.  Regierung  ist  um 

Aufklärung  über  die  Vorgänge  bei  Penjdeh  zu  ersuchen    8683. 
„          „        8.    Kussland.    Min.   des   Ausw.   an   den   russ.  Botschafter   in 
London.    Der  russische  Angriff  ist  von  den  Afghanen 
proYOcirt •    •    8684. 

Congo,  s.  Kongo. 

Handelspolitik. 

1884.  Nov.    27.    Konferenz -Staaten.    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  3    8597. 
Dec.      1.      —    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  4 8598. 

18.      —    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  5 8599. 

1885.  Febr.  26.      —     Generalakte  der  Berliner  Konferenz.     Chap.  I.  Decla- 

ration  relative  ä  la  liberte  du  Commerce  dans  le  Bassin 

du  Congo  etc 8605. 

Kongo-Konferenz,  s.  Berliner  Konferenz. 

Kongo-Schilffalirtsakte. 

1884.  Dec.     18.    Konferenz -Staaten.    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  5    8599. 

1885.  Febr.  26.      —    Generalakte  der  Berliner  Konferenz.     Chap.  IV.  Acte 

de  Navigation  du  Congo 8605. 

Kongo -Staat,  Anerkennung. 
1885.    Febr.  23.    Konferenz-Staaten.    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  9. 

Anlagen 8603. 

Kongo-Vertrag,  englisch-portugiesischer,  s.  Berliner  Konferenz. 

Kriegskontrebande. 

1885.    Febr.  20.    Prankreich.    Min.  des  Ausw.  an  die  franz.  Legationen  bei 
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den  Seemächten.    Reis  wird  als  Kriegscontrebande  be- 
handelt werden 8622. 

1885.  Febr.  21.  Frankreich.  Min.  des  Ausw.  an  die  franz.  Legationen  bei  den 
Seemächten  Rechtfertigung  der  Behandlung  des  Reis 
als  Kriegscontrebande 8623. 

„  „  27.  Grossbritannien.  Min.  des  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter 
in  London.  Die  engl.  Regierung  erkennt  ein  Recht 
der  französischen  Regierung,  Reis  allgemein  für  Kriegs- 
contrebande zu  erklären,  nicht  an 8625. 

„  März  6.  Frankreich,  Gesandter  in  Stockholm  (d'Aunay)  an  den  franz. 
Min.  des  Ausw.  —  Die  schwedische  Regierung  kann 
Lebensmittel  nicht  zur  Kriegscontrebande  rechnen    .    8627. 

„  „        7.      —    Min.  des  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London. 

Widerlegung  der  englischen  Auffassung 8628. 

„         „      13.      —    Derselbe  an  denselben.     Weitere  Rechtfertigung  des 

Reis-Einfuhr-Verbots 8630. 

„  „  16.  Dänemark.  Min.  des  Ausw.  (Rosenörn-Lehn)  an  den  franz. 
Gesandten  in  Kopenhagen  (Croy).  Lebensmittel  dürfen 
nicht  als  Kriegscontrebande  behandelt  werden   .    .    .    8631. 

„  „       20.    Frankreich.    Min.  des  Ausw.  an   den  franz.  Gesandten   in 

Stockholm.    Beantwortung  des  schwedischen  Protestes    8632. 

„      April     4.    Grossbritannien.    Min.  des  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter 

in  London.     Widerlegung  von  Nr.  8630 8685. 

Neutraleu,  Rechte  der,  s.  Tonkin. 
Neutralität  des  Kougobeckeus. 

1884.  Dec.    22.    Konferenz  -  Staaten.    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  6    8600. 

1885.  Febr.  26.      —    General-Akte  der  Berliner  Konferenz.     Chap.  III.  De- 

claration  relative  ä  la  Neutralite  des  Territoires  com- 

pris  dans  le  Bassin  conventionnel  du  Congo  ....    8605. 

Niger-ScWfffahrtsakte. 

1884.  Dec.    18.    Konferenz -Staaten.    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  5    8599. 

1885.  Febr.  26.      —    General- Akte  der  Berliner  Konferenz.    Chap.  5.  Acte 

de  Navigation  du  Niger 8605. 

Okkupationen  an  den  Küsten  Afrika's. 

1885.  Jan.  31.  Konferenz -Staaten.  Berliner  Konferenz.  Protokoll  Nr.  8  8602. 
„  Febr.  26.  —  General-Akte  der  Berliner  Konferenz.  Chap.  6.  De- 
claration  relative  aux  Conditions  essentielles  ä  remplir 
pour  que  des  Occupations  nouvelles  snr  les  Cotes 
du  Continent  Africain  soient  considerees  comme 
effectives 8605. 

Sklavenhandel. 

1884.    Dec.    18.    Konferenz -Staaten.    Berliner  Konferenz.    Protokoll  Nr.  5    8599. 
„       Febr.  26.      —    General- Akte  der  Berliner  Konferenz.    Chap.  2.  Decla 

ration  concernant  la  Traite  des  Esclavcs 8605. 
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Tonkin  (Rechte  der  Neutralen). 

1884.  Oct.     24.    Frankreich.    Botschafter  in  London  (Waddington)   an  den 

engl.  Minister   des  Ausw.    (Granville).     Ankündigung 

der  Blokade  der  Häfen  von  Formosa 8609. 

„  „  31.  Grossbritannien.  Min.  des  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter 
in  London.  Wünscht  Verständigung  über  die  Hand- 
habung der  Blokade 8G10. 

„  Nov.  5,  Frankreich.  Botschafter  in  London  an  den  engl.  Min.  des 
Ausw.  Die  franz.  Regierung  nimmt  die  Rechte  der 
Kriegführenden  gegenüber  den  Neutralen  auf  hoher 
See  nicht  in  Anspruch 8011. 

„  „  11.  Grossbritannien,  Min.  des  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter 
in  London.  Die  engl.  Regierung  erkennt  das  franz. 
Princip  der  Blokade  im  Frieden  nicht  an,  will  jedoch 
von  einer  förmlichen  Neutralitäts-Erklärung  vorläufig 
Abstand  nehmen 8G12. 

„         „      21.    Frankreich.    Botschafter  in  London  an  den  engl.  Min.  des 

Ausw.     Zulässigkeit  der  Blokade  im  Frieden     .    .     .    8G13. 

„  „      21,    China,    Gesandter  in  London  (Tseng)  an  den  engl.  Min.  des 

Ausw.  Hofft,  dass  der  „Foreign  Enlistment  Act"  in 
allen  englischen  Gebieten  zur  Anwendung  kommen  wird    8614. 

„  „      2G.    Grossbritannien.    Min.  des  Ausw.  an  den  chinesischen  Ge- 

sandten in  London.    Zusagende  Antwort  auf  Nr.  8G14    8615. 

„  „  26.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London. 
Die  engl.  Regierung  erkennt  die  Blokade  an,  da  Frank- 
reich und  China  sich  'de  facto'  und  'de  jure'  im  Kriegs- 
zustande befinden 8616. 

1885.  Jan.     24.    Frankreich,    Min,  des  Ausw.  (Ferry)  an  den  franz.  Botsch. 

in  London.  Die  strengere  Handhabung  des  'Foreign 
Enlistment  Act'  veranlasst  die  frauzüsische  Regierung, 
die  Rechte  der  Kriegführenden  gegen  die  Neutralen 
in  vollem  Umfange  in  Anspruch  zu  nehmen  ....    8617. 

„  „  28.  Grossbritannien.  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botschafter 
in  Paris.  Gründe  für  die  stricte  Anwendung  des  'Fo- 
reign Entlisment  Act' 8618. 

„  „  31.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London. 
Erkennt  die  Rechtmässigkeit  der  französischen  Maass- 
regel an 8619. 

„       Febr.     2.      —    Min.  des  Ausw.  an   den   engl.  Botschafter  in  Paris. 

Instruction  für  die  Gouverneure  der  östlichen  Kolouieen    8620. 
14.    Frankreich.    Min,  des  Ausw,  an  den  Min,  der  Marine  und 
Kolonieen,      Stimmt    dem   Vorschlage    des   Admirals 
Courbet,  Reis  als  Kriegscontrebande  zu  behandeln,  bei    8621. 

„  „  20,  —  Min.  des  Ausw,  an  die  franz.  Legationen  bei  den  See- 
mächten. Reis  wird  als  Kriegscontrebande  behandelt 
werden 8622, 

„  „  21.  —  Min  des  Ausw,  an  die  franz.  Legationen  bei  den  See- 
mächten. Rechtfertigung  der  Behandlung  des  Reis  als 
Kriegscontrebande 8623. 


XIV  Sachregister.  —  Tonkin. 

1885.  Febr.  24.  Frankreicli.  Min.  des  Ausw.  an  die  franz.  Legationen  bei 
den  Seemächten.  Die  Reis -Einfuhr  darf  in  Kanton 
und  den  südlichen  Häfen  auch  fernerhin  stattfinden  .     8G24, 

„  „  27.  Grossbritannien.  Min.  des  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter 
in  London.  Die  engh  Regierung  erkennt  ein  Recht 
der  französischen  Regierung,  Reis  allgemein  für  Kriegs- 
contrebande  zu  erklären,  nicht  an 8G25. 

„  „      28.    Italien.    Min.  des  Ausw.  (Mancini)  an  den  franz.  Botschafter 

in  Rom  (Decrais).  Behält  sich  vor,  die  Rechtmässig- 
keit des  französischen  Vorgehens  zu  prüfen  ....    862G. 

„  März  6.  Frankreicli.  Gesandter  in  Stockholm  (d'Aunay)  an  den  franz. 
Min.  des  Ausw.  Die  schwedische  Regierung  kann 
Lebensmittel  nicht  zur  Kriegscontrebande  rechnen     .    8627. 

„  „        7.      —    Min.  des  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London. 

Widerlegung  der  englischen  Auffassung 8628. 

„  „  9.  —  Botschafter  in  London  an  den  engl.  Min.  des  Ausw. 
Auch  die  Schiffe,  welche  vor  der  französischen  Be- 
kanntmachung Kriegscontrebande  eingeladen  haben, 
unterliegen  der  Beschlagnahme 8629. 

„  „       13.      —    Min.  des  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter  in  London. 

Weitere  Rechtfertigung  des  Reis-Einfuhr-Verbots  .    .    8630. 

„  „      16.    Dänemark.    Min.  des  Ausw.  (Rosenörn-Lehn)  an  den  franz. 

Gesandten  in  Kopenhagen  (Croy).  Lebensmittel  dürfen 
nicht  als  Kriegscontrebande  behandelt  werden    .    .    .    8631. 

„  „       20.    Prankreich.    Min.  des  Ausw.  an  den  franz.  Gesandten  in 

Stockholm.   Beantwortung  des  schwedischen  Protestes    8632. 

„  „       21.    Grossbritannien.    Min.  des  Ausw.  an  den  franz.  Botschafter 

in  London.  Die  engl.  Regierung  hat  sich  innerhalb 
der  Grenzen  der  Pflichten  der  Neutralen  gehalten    .    8633. 

„       April.    4.      —    Derselbe  an  denselben.    Protest  gegen  Nr.  8629    .    .    8634. 

„  „        4.      —    Derselbe  an  denselben.    Widerlegung  von  Nr.  8630   .    8635. 
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II.  Inhaltsverzeichniss, 


nach    den    Ursprungsländern    der    Actenstücke    alphabetisch 

geordnet. 


Belgien,  s.  Konferenz-Staaten. 

China. 

Tonkin  (Rechte  der  Neutralen): 
1884.    Nov.    21.    No.  8614. 


Dänemark.    (S. 

auch 

Konferenz 

Staaten.) 

Kriegskontrebande : 

1885. 

März 

IG. 

No 

8631. 

Tonkin  (Rechte  der  Neutralen): 

1885. 

März 

16. 

No. 

8631. 

Deutschland. 

(S. 

auch 

Konferenz- 

Staaten.) 

Berliner  Konferenz: 

1884. 

März 

3. 

6. 

21. 

No. 

8557. 
8558. 
8559. 

April 

17. 

18. 

" 

8560. 
8561. 

„ 

24. 

„ 

8563. 

" 

29. 
30. 

" 

8565. 
8566. 

Mai 

1. 

4. 

5. 

21. 

» 

8567. 

8568. 
8569. 
8570. 

» 

29. 

)) 

8572. 

Juni 

5. 

„ 

8574. 

,, 

7. 

» 

8575. 

Juli 

5. 

)> 

8577. 

» 

26. 

)f 

8579. 

Aug. 

8. 

}> 

8580. 

Sept. 

13. 

>) 

8581. 

» 

30. 

» 

8583. 

1884.     Oct.       8.  No.  8585. 

20.  „  8590. 

Nov.     2.  „  8592. 

Frankreich.     (S.    auch  Konferenz- 
Staaten.) 

Berliner  Konferenz: 

1884.  April  26.  No.  8564. 
„     .  Mai     31.  „  8573. 

Sept.  29.  „  8582. 

Oct.     .2.  „  8584. 

Nov,    's.  „  8594. 

Kriegskontrebande : 

1885.  Febr.  20.  No.  8622. 


JJ 

„       21. 

8623. 

» 

März     6. 

8627. 

„ 

„        7. 

8628. 

,, 

„       13. 

8630. 

" 

„       20. 

8632. 

Tonkin  (Rechte  der  Neutralen): 

1884. 

Oct.    24. 

No 

8609. 

jj 

Nov.     5. 

» 

8611. 

,, 

„      21. 

,, 

8613. 

1885. 

Jan.     24. 

„ 

8617.. 

)) 

Febr.  14. 

» 

8621. 

)> 

„       20. 

,, 

8622. 

» 

„       21. 

» 

8623. 

» 

„       24. 

» 

8624. 

ij 

März     6. 

>j 

8627. 

» 

7. 

y> 

8628. 

») 

9. 

» 

8629. 

)) 

„       13. 

» 

8630. 

» 

n        20. 

» 

8632. 

XVI 


Länderverzeichniss. 


Grossbritaniiien.      (S.    auch   Kon- 
ferenz-Staaten.) 

Berliner  Konferenz: 

1884.    April  23.    No.  8562. 


„ 

Mai  26.   „ 

8571. 

„ 

Juni  30.   „ 

8576. 

„ 

Juli  25. 

8578. 

„ 

Oct.   8.   „ 

8586. 

>) 

„   11.   „ 

8587. 

„ 

„       17.   „ 

8588. 

,, 

„   19.   „ 

8589. 

,, 

„       22.   „ 

8591. 

„ 

Nov.   7.   „ 

8593. 

» 

Dec.  23.   „ 

8606. 

1885. 

Febr.  21.   „ 

8607. 

>, 

„   21.   „ 

8608. 

Central-Asiatische  Frage : 

1882. 

Febr.  2.  Na 

8636. 

„ 

„   22.   „ 

8637. 

„ 

März  14.   „ 

8638. 

» 

„      22.   „ 

8639. 

j> 

April  29. 

8640. 

1883. 

Febr.  17.   „ 

8641. 

» 

»   22.   „ 

8642. 

„ 

Juni  16. 

8643. 

» 

Oct.  24.   „ 

8644. 

,, 

Nov.   1.   „ 

8645. 

1884. 

Febr.  28. 

8646. 

,, 

„   29.   „ 

8647. 

,, 

April  29.   „ 

8649. 

„ 

Mai  12.   „ 

8650. 

>) 

Juli  10.   „ 

8653. 

>) 

,,   12.   „ 

8654. 

,, 

„   16.   „ 

8655. 

>} 

»   25.   „ 

8657. 

j, 

„   30.   „ 

8658. 

}> 

Aug.  5.   „ 

8659. 

„ 

25.   „ 

8661. 

» 

Sept.  24.   „ 

8663. 

)) 

Okt.  11.   „ 

8665. 

» 

24 

8667. 

» 

Dec.  9.   „ 

8669. 

)> 

„       23.   „ 

8670. 

•  1885. 

März  3. 

8673. 

>> 

9.   „ 

8674. 

)> 

„   13.   „ 

8675. 

» 

,.   14.   „ 

8676. 

» 

„   17.   „ 

8677. 

>j 

„   19.   „ 

8678. 

M 

April  1. 

8680. 

1885. 

April  3. 

No.  8681. 

„ 

4. 

„  8682. 

» 

8. 

„  8683. 

Kriegskontrebande : 

1885. 

Febr.  27. 

No.  8625. 

" 

April  4. 

„  8635. 

Tonkin  (Rechte  der  Neutralen): 

1884. 

Oct.  31. 

No.  8610. 

>> 

Nov.  11. 

„  8612. 

,, 

„   26. 

„  8615. 

„ 

„   26. 

„  8616. 

1885. 

Jan.  28. 

„  8618. 

„ 

„   31. 

„  8619. 

,, 

Febr.  2. 

„  8620. 

„ 

,,   27. 

„  8625. 

)> 

März  21. 

„  8633. 

)) 

April  4. 

„  8634. 

,, 

„    4. 

„  8635. 

Italien.    (S.  auch  Konferenz-Staaten.) 
1885.     Febr.   28.     No.  8627. 

Konferenz  -  Staaten  (Deutschland, 
Oesterreich-Ungarn,  Belgien,  Däne- 
mark, Spanien,  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika,  Frankreich,  Gross- 
britannien, Italien,  Niederlande, 
Portugal,  Russland,  Schweden  und 
Norwegen,  Türkei). 

Berliner  Konferenz: 

1884.    Nov.     15.     No.  8595. 


» 

» 

ly. 

öoyo. 

» 

» 

27. 

8597. 

„ 

Dec. 

1. 

8598. 

" 

" 

18. 
22. 

8599. 
8600. 

1885. 

Jan. 

7. 
31. 

8601. 
8602. 

» 

Febr. 

23. 

8603. 

„ 

» 

26. 

8604. 

j, 

,, 

26. 

8605. 

Bündnisse,  Conventionen  etc.: 

1884.  Nov.  15.  No.  8595. 

19.   „  8596. 

27.   „  8597. 

Dec.   1.   „  8598. 

„      18.   „  8599. 


Länderverzeichniss. 


XVII 


1884.  Dec. 

22. 

No. 

8600 

1S85.  Jan. 

7. 

8601. 

>)     » 

31. 

8602 

Febr 

23. 

8603 

„    „ 

2G. 

8604 

>>     )> 

26. 

8605 

Handelspolitik : 

1884.  Nov. 

27. 

No 

8597 

Dec. 

1. 

» 

8598 

„    „ 

18. 

» 

8599 

1885.  Febr. 

20. 

,, 

8605 

Kongo-Schifffahrtsakte. 

1884.  Dec.     18.    No.  8599. 

1885.  Febr.  26.       „    8605. 

Kongo-Staat,  Anerkennung: 

1885.     Febr.  23.     No.  8603. 

Neutralität  des  Kongobeckens. 

1884.  Dec.     22.     No.  8600. 

1885.  Febr.  26.       „    8605. 

Niger-Schifffahrtsakte; 

1884.  Dec.    18.     No.  8599. 

1885.  Febr,  26.   „  8605. 

Okkupationen  an  den  Küsten  Afrika's 
1885.  Jan.  31.  No.  8602. 
Febr.  26.   „  8605. 


Sklavenhandel : 

I8S4.  Dec.  18.  No.  8599. 
1885.  Febr.  26.   ,,  8605. 


Niederlande, 

Oesterreicli-Ungarn, 

Portugal 


S.  Konferenz- 
Staaten. 


llussland.(S.  auch  Konferenz-Staaten, 
Central-Asiatische  Frage : 

1884.  März  29.  No,  8648. 
Mai  15.  „  8651. 
Juni     30.  „  8652. 

Juli     18.  „  8656. 

Aug.    11.  „  8660. 

Sept.  27.  „  8664. 

Oct.     21.  „  8666. 

Nov.    26.  „  8668. 

1885,  Jan.  28.  „  8671. 
Febr.  24.  „  8672. 
März  29.  „  8679. 
April     8.  „  8684. 


Schweden  u.  Norwegen, 
Spanien, 
Türkei, 
Vereinigte  Staaten  yon ! 
Amerika  J 


S.  Kon- 
ferenz- 
staaten. 
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Nr.  8557.  Deutschland.  —  Konsul  in  San  Paola  de  Loanda 
(Pasteur)  au  den  deutschen  Staatssekretär  des  Ausw. 
—  Gefährdung  deutscher  Interessen  durch  den  eng- 
lisch-portugiesischen Vertrag**).     [W.  3.] 

(Auszug.)  Duisburg  a.  R.,  den  3.  März  1884, 

Excellcnz!  Aus  verschiedenen  Zeitungen  habe  ich  ersehen,  dass  zwischen  ^^J^-J^^jj^^-^ 
der  englischen  und  portugiesischen  Regierung  ein  Traktat  **  ■■')  vereinbart  sein  3.  März  1 884. 
soll,   welcher   die    stets   aufs  Neue   vorgebrachten,   aber   von    der    englischen 


*)  Die  nachstehenden  Aktenstücke  sind  folgenden  offiziellen  Publikationen  ent- 
nommen: 

Weissbuch:  Aktenstücke,  betreffend  die  Kongo-Frage.  Dem  Bundesratli  und  dem 
Reichstage  vorgelegt  im  April  1885.    (In  den  Ueberschriften  mit  W.  bezeichnet.) 

Blaubücher:  Afrika  Nr.  5  (1884)  [C— 4023].  (In  den  Ueberschriften  mit  B.  I  be- 
zeichnet,) 

Afrika  Nr.  7  (1884).  Correspondence  respecting  the  West  African  Conference 
[C— 4205]  (B.  II). 

Afrika  Nr.  8  (1884),  Further  Correspondence  respecting  the  West  African  Con- 
ference [C-4241]  (B.  III). 

Afrika  Nr.  2  (1885).  Correspondence  with  Her  Majesty's  Ambassador  at  Berlin 
respecting  West  African  Conference  [C— 4284]  (B.  IV). 

Afrika  Nr.  4  (1885).  Protocols  and  General  Act  of  the  West  African  Conference 
[C-4361]  (B.  V). 

Gelbbücher:  Affaires  du  Congo  et  de  l'Afrique  Occidentale  1884  (G.  I)  und  1885 
(G.  II). 

**)  Das  Weissbuch  veröffentHcbt  folgende  Eingaben  ähnlichen  Inhalts: 

Eingabe  der  Handelskammer  zu  Hamburg  vom  24.  März  1884  (W.  4). 

Eingabe  der  Handelskammer  zu  Solingen  vom  1.  April  1884  (W.  5).  Dieser  Ein- 
gabe haben  sich  angeschlossen  die  Handelskammern  zu  Chemnitz,  Plauen,  Limburg  a.  d.L., 
Pforzheim,  Hannover,  Nürnberg,  Altena,  Elberfeld,  Dortmund,  Stolberg,  Mainz,  München, 
Offenbach,  Wesel,  Cöln  a.  Rh.,  Harburg,  Frankfurt  a.  M.,  Wiesbaden.  In  ähnlichem 
Sinne  haben  sich  geäussert  das  Bezirksgremium  für  Handel  u.  s.  w.  in  Hof,  die  Han- 
delskammern zu  Iserlohn  und  Hagen  (W.  6). 

Eingaben  der  Handelskammer  zu  Bremen  vom  12.  April  1884  (W.  7)  und  zu  Mann- 
heim vom  16.  Mai  1884  (W.  8). 

***)  Staatsarchiv,  Bd.  XLIII,  Nr.  8194. 

Staatsarchiv  XLV.  ^ 
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Nr.  855T.   Regleruug    bis  vor  Kurzem    stets    bestrittenen  Ansprüche  Portugals    auf   das 
3. März  i8S4.^ongogebiet  —  zwischen  8"  und  5^  12'  südlicher  Breite  —  anerkennt.     Der 
Inhalt  des  Traktats  scheint  in  den  Details  noch  nicht  publizirt  zu  sein;  doch 
soll  Portugal  dadurch  berechtigt  sein,  das  bisher  neutrale  Gebiet  zu  annektiren 
und  Zölle  zu  erheben  ungefähr  nach  dem  Mozambique-Tarif.  ||  Jeder,  der  mit 
den  Verhältnissen  vertraut  ist  und  die  Zustände  in  portugiesischen  Kolonien 
kennt,  wird  einräumen,  dass  portugiesische  Zollsysteme,  Administration,  Lang- 
samkeit und  Fahrlässigkeit  einem  Lande  nicht  zum  Vortheil  gereichen  können, 
und  es  braucht  also  nicht  erst  gesagt  zu  werden,  dass  eine  starke  Schädigung 
des  Handels  jenes  Landes   die  Folge   des  Traktats    sein  würde.     Ausserdem 
würden  die  sich  dort  befindenden  Niederlassungen  von  Europäern  Gefahr  laufen, 
von  den  Eingeborenen  vernichtet  zu  werden,  da  sich  dieselben  gegen  die  An- 
nexion sträuben  werden.     Wenn  nun  auch  meines  Wissens  Deutschlands   An- 
gehörige daselbst  keine  Niederlassungen  haben,  so  glaube  ich  doch,   dass  im 
Kongolande  grosse   deutsche  Interessen  im  Spiele  sind,    insofern  als  ja  eine 
Hamburger  Dampferlinie  —  die  Woermannsche  —  monatlich  dorthin  Dampfer 
entsendet    und  Etablissements   verschiedener  Nationalitäten    mit  den  Erzeug- 
nissen deutscher  Industrie  versieht.  |}  Auch  eine  grosse  Anzahl  deutscher  Segel- 
schiffe geht  regelmässig   nach  jenen  Breiten.     Da  durch  Einführung  der  por- 
tugiesischen Oberhoheit    auch    wissenschaftliche  Expeditionen   gestört   und  in 
Gefahr  gebracht  würden  und  Deutschland  an  der  Erschliessung  gerade  jenes 
Gebiets  für  den   internationalen  Handel  so  grosse   Opfer   an  Geld  und  Blut 
gebracht  hat,  so  ist  dies  ein  drittes  Moment  für  sein  Recht,  in  dieser  wich- 
tigen Sache  gehört  zu  werden.     Dieselbe  sollte  überhaupt  nicht  zwischen  zwei 
Staaten  allein,  sondern  zwischen  allen  Betheiligten  ausgemacht  werden.  ||  Ob- 
wohl ich  es  für  wahrscheinlich  halte,   dass  das  Hohe  Auswärtige  Amt  bereits 
Schritte  gethan  hat,  welche  geeignet  sind,  die  dem  deutschen  Handel,  resp.  der 
deutschen  Industrie  und  Schifffahrt  drohende  Gefahr  abzuwenden,  so  glaubte 
ich,  wegen  der  Dringlichkeit  der  Sache,  das  Vorstehende  bemerken  zu  dürfen. 
Ich  erlaube  mir  nur  noch  anzuführen,  dass,  selbst  wenn  der  Traktat  für  den 
Augenblick  keine  Differentialzölle  zu  Gunsten  der  portugiesischen  Erzeugnisse 
und  Schifffahrt  einführt,   es  doch  bei  der  bekannten  Handelspolitik  Portugals 
nicht  bezweifelt  werden  kann,  dass  dieselben  für  die  spätere  Zukunft  ins  Auge 
gefasst   sind.     Die  Furcht  vor    solchen  Zuständen,    wie  sie  in  Angola  z.  B. 
herrschen,  würde  allein   schon  genügen,   alles  kommerzielle  Leben  und  allen 
Unternehmungsgeist  in  den  bedrohten  und  in  reger  Entwickelung  befindlichen 
Gebieten  zu  ersticken,  j]  Mit  Recht  befürchten  Frankreich,  Holland  und  Belgien 
das  Schlimmste  für  ihre  dort  etablirten  Beziehungen,  und  in  englischen  Handels- 
und Industriekreisen  wird  der  Traktat  einstimmig  für  eine  Kalamität  gehalten. 

W.H.  Pasteur, 
Kaiserlich  deutscher  Konsul  in  San  Paolo  de  Loanda. 
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Nr.  8558.  Deutschland.  —  Botschafter  in  London  au  den 
Reichskanzler.  —  Der  zwischen  England  und  Portugal 
abgeschlossene  Vertrag  giebt  zu  Bedenken  Anlass, 
insofern  in  demselben  die  Einsetzung  einer  englisch- 
portugiesischen Aufsichts-Kommission  vorgesehen  ist. 
[W.  I.] 

(Auszug.)  London,  den  0.  Mcärz  1884.  jjr.  855s. 

Der  am  26.  v.  M.   hierselbst    unterzeichnete  Vertrag*)  zwischen  Gross- °^"*^'*''^^^°<'- 

6.  März  1884. 

britannien  und  Portugal,  betreffend  das  Kongogebiet,  ist  soeben  dem  Parlament 
vorgelegt  worden.  ||  Der  Vertrag  enthält  die  Anerkennung  der  Souveränität 
Portugals  über  das  Küstengebiet  des  Kongo  und  beide  Ufer  desselben  zwischen 
8'^  und  ö**  12'  südlicher  Breite  und  giebt  die  genaueren  Grenzen  dieses  Ge- 
biets an,  II  Während  Artikel  II  des  Vertrages  besagt,  dass  das  Kongogebiet  den 
Angehörigen  aller  Nationen  geöffnet  sein  wird,  und  dass  diese  in  jeder  Be- 
ziehung, sowohl  hinsichtlich  des  Besitzes  von  Grund  und  Boden  als  der  Er- 
bauung von  Faktoreien,  Waarenhäusern,  Errichtung  von  Agenturen  und  der- 
gleichen ,  gleiche  Vortheile  und  gleiche  Behandlung  wie  die  Unterthanen 
Portugals  gemessen  werden,  und  Artikel  III  die  volle  Handels-  und  Schiff- 
fahrtsfreiheit auf  den  Flüssen  „Kongo  und  Zambesi"  für  Unterthanen  aller 
Nationen  ausdrücklich  anerkennt,  giebt  der  Artikel  IV  insofern  zu  Bedenken 
Anlass,  als  darin  eine  von  Grossbritannien  und  Portugal  gemeinsam  einzu- 
setzende Kommission  in  Aussicht  genommen  wird,  welcher  es  vorbehalten 
bleiben  soll,  über  alle  Schifffahrts-,  Polizei-,  Abgaben-  und  Zoll- Angelegen- 
heiten zu  bestimmen  und  eine  gemeinsame  Aufsicht  zu  führen.  England  wird 
dadurch  eine  bevorzugte  Stellung  und  die  Möglichkeit  eingeräumt,  seinem 
Handel,  trotz  der  Versicherungen  von  gleicher  Behandlung  aller  Nationalitäten, 
durch  Erth eilung  von  Monopolen,  Konzessionen  und  dergleichen,  besondere 
Vortheile  zu  verschaffen.  ||  Von  den  übrigen  Bestimmungen  des  Vertrages,  welche 
sich  namentlich  auf  Verkehrserleichterungen,  auf  die  Duldung  aller  christ- 
lichen Bekenntnisse,  auf  gemeinsame  Bekämpfung  des  Sklavenhandels  beziehen, 
gestatte  ich  mir  nur  die  Artikel  IX,  X  und  XIV  noch  besonders  hervorzu- 
heben. II  Artikel  IX  bestimmt,  dass  für  die  nächsten  zehn  Jahre  der  Zolltarif 
für  das  Kongogebiet  denjenigen,  welcher  für  die  Provinz  Mozambique  im 
Jahre  1877  aufgestellt  wurde,  nicht  übersteigen  darf.  Eine  Revision  dieses 
Tarifs  ist  erst  nach  diesem  Zeitraum,  und  zwar  nur  unter  Zustimmung  beider 
vertragschliessenden  Theile  statthaft.  |1  Der  zweite  Absatz  des  Artikels  behan- 
delt die  Gleichstellung  britischer  Schiffe  und  Waaren  mit  portugiesischen  in 
Bezug  auf  Abgaben  und  Zölle.  ||  Durch  Artikel  X  sichert  sich  Grossbritannien 
das  Recht  der  Meistbegünstigung  dritten  Nationen  gegenüber.  }|  Artikel  XIV 
endlich  ist  deshalb  von  Interesse,  weil  sich  Portugal  darin  verpflichtet,  das 
jetzt  in  seinem  Besitze  befindliche  Fort  von  S.  Joäo  Baptista  de  Ajudä,  falls 


*)  Staatsarchiv,  Bd.  XLIII,  Nr.  8194. 
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Nr.  S55S.  es  dessGii  Besitz  einmal  aufgeben  sollte,  mit  allen  seinen  Rechten  der  eng- 
6.  März  1884.  üschen  Regierung  anzutragen.  ||  Im  Parlament  dürfte  die  Ratifikation  des  Ver- 
trags auf  Widerspruch  stossen.  Sowohl  von  Seiten  des  früheren  Unterstaats- 
sekretärs Bourke,  als  auch  einiger  Abgeordneten,  ^Yelche  die  an  Portugal 
gemachten  Konzessionen  nicht  billigen,  werden  einzelne  Stipulationen  des  Ver- 
trags bekämpft  werden.  ||  Sir  Julian  Pauncefote,  mit  welchem  ich  Rücksprache 
über  die  Angelegenheit  genommen  habe,  sagte  mir,  dass  das  englische  Kabinet 
nur  mit  Widerstreben  in  die  Errichtung  einer  nicht  internationalen  Kommission 
gewilligt  habe,  und  versicherte,  dass  England  die  neuerworben c  Stellung  am 
Kongo  nur  dazu  benutzen  werde,  als  Wächter  der  gemeinsamen  Interessen  aller 
Nationen  zu  wirken.  Münster, 


Nr.    8559.      Deutschland.     —     Botschafter    in    London    an    den 
Reichskanzler.  —  Der  Vertrag  bat  auch  bei   andern 

Mächten  xlnstoss  erregt.    [W.  2.] 

(Auszug.)  London,  den  21.  März  1884. 

Nr.  8559.  Unter  Bezugnahme   auf  meinen  Bericht  vom  6.  d.  M.  beehre  ich   mich, 

2i^Märzi884!  ^"^^^^'  Durclilaucht  ganz  gehorsamst  zu  berichten,  dass  der  englisch-portu- 
giesische Kongovertrag  bei  verschiedenen  auswärtigen  Mächten  Anstoss  erregt 
hat.  Mein  niederländischer  Kollege  sowohl,  als  Mr.  Waddingtou  geben  ihrer 
Missstimmung  über  denselben  Ausdruck.  Letzterer  betrachtet  den  eben  ab- 
geschlossenen Vertrag  als  eine,  sowohl  von  englischer  als  portugiesischer  Seite 
betriebene  Schädigung  internationaler  Interessen.  Dem  gegenüber  kann  ich 
nur  wiederholen,  dass  mir  auf  dem  Foreign  Office  verschiedentlich  versichert 
wurde,  dass  England  nichts  ferner  läge,  als  durch  den  neuen  Vertrag  die 
Interessen  anderer  Nationen  zu  benaclitbeiligen.  Auf  die  Anfrage  des  fran- 
zösischen Botschafters,  welche  Stellung  die  Kaiserliche  Regierung  zu  dem 
Kongo  vertrage  nähme,  habe  ich  erwidert,  dass  mir  bis  jetzt  noch  keine  In- 
struktionen zugegangen  seien.  Graf  zu  Münster. 


Nr.  8560.  Deutschland.  —  Staatssekretär  des  Ausw.  an  den 
deutschen  Botschafter  in  Paris  (Hohenlohe).  —  Ist 
die  franz.  Regierung  geneigt,  sich  über  die  Herbei- 
führung einer  internationalen  Regelung  der  Kongo- 
Frage  mit  Deutschland  zu  verständigen?     [W.  11.]*) 

(Auszug.)  Berlin,  den  17.  April  1884. 

Nr.  8560.  Eucrcr  Durchlaucht  beehre  ich  mich  anbei  einen  Bericht  des  Kaiserlichen 

Dealschland. 

*)  Aehnliche  Erlasse  ergingen  an  die  Kaiserlichen  Gesandten  im  Haag  [vom  19.  April ; 
W.  13],  in  Madrid  [vom  21.  April;  W.  15]  und  an  den  Kaiserl.   Botschafter  in  Rom 
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Botschafters  in  London  vom  21.  v.  M.**)  über  den  am  26.  Februar  d.  J.  Nr.  856o. 
zwischen  England  und  Portugal  abgeschlossenen  Kongovertrag  zur  gefälligen  j^y^^^ingg^' 
Information  zu  übersenden.  Derselbe  bestätigt  die  durch  die  Verhältnisse  be- 
gründete Annahme,  dass  die  französische  Regierung  nicht  gewillt  ist,  sich  den 
in  diesem  Vertrage  enthaltenen  Bestimmungen,  betreffend  die  Handels-,  Schiff- 
fahrts-  und  Zollverhältnisse,  als  für  französische  Angehörige  verbindlich  anzu- 
erkennen. Auch  wir  sind  nicht  gesonnen,  diese  Bestimmungen  als  anwendbar 
auf  die  Angehörigen  des  Reichs  hinzunehmen.  Nicht  nur,  dass  der  deutsche 
Handelsstand  hiergegen  Protest  erhebt,  weil  der  nach  dem  Vertrage  bei  der 
Zollerhebung  in  dem  unteren  Kongogebiet  zu  Grunde  zu  legende  Tarif  von 
Mozambique  vom  Jahre  1877  auf  die  deutschen  Exportinteressen  nach  dem 
Kongo  ganz  besonders  nachtheilig  wirken  würde,  sondern  auch,  weil  wir  es 
überhaupt  nicht  für  zulässig  erachten,  dass  eine  einzelne  Macht  derartige 
Fragen  von  allgemeinem  Interesse  ohne  Mitwirkung  der  anderen  betheiligten 
Länder  nach  ihrem  einseitigen  Interesse  zu  regeln  versucht.  ||  Wir  glauben 
vielmehr,  dass  es  sich  empfehlen  wird,  gegenüber  der  durch  diesen  Vertrag 
geschaffenen  Lage  eine  gemeinsame  Haltung  einzunehmen  und  das  Prinzip  der 
Solidarität  und  Gleichberechtigung  zur  Geltung  zu  bringen,  welches  seit  längerer 
Zeit  bei  Behandlung  der  Fragen  von  handelspolitischem  Interesse  in  Ostasien 
zur  Herrschaft  gelangt  ist.  [[  Einstweilen  ist  der  Kaiserliche  Gesandte  in 
Lissabon  angewiesen,  der  portugiesischen  Regierung  mitzutheilen,  dass  wir  den 
Kongovertrag  nicht  als  für  uns  verpflichtend  anerkennen.  \\  Ich  behalte  mir 
vor,  Euerer  Durchlaucht  nach  Eingang  einer  Antwort  aus  Lissabon  eine  weitere 
Mittheilung  in  der  Sache  zugehen  zu  lassen.  Inzwischen  würde  es  mir  er- 
wünscht sein,  zu  erfahren,  welche  Stellung  die  französische  Regierung  gegen- 
über dem  Kongovertrage  eingenommen  hat,  und  ob  sie  geneigt  wäre,  sich  mit 
uns  und  den  Regierungen  der  anderen,  an  dem  westafrikanischen  Handel  be- 
theiligten Länder  über  Herbeiführung  einer  internationalen  Regelung  dieser 
Frage  zu  verständigen.  ||  Euerer  Durchlaucht  gefälligem  Berichte  über  die  Ihren 
vertraulichen  Eröffnungen  zu  Theil  werdende  Aufnahme  werde  ich  mit  leb- 
haftem Interesse  entgegensehen. 


Nachschrift. 

Berlin,  den  19.  April  1884. 
Baron  Courcel  hat  die  Frage  gestern  im  Auftrage  seiner  Regierung  mit 
mir  besprochen.     Derselbe  theilte  mir  mit,  dass  seine  Regierung  in  Lissabon 
bereits  eine  entschiedene  Verwahrung  gegen  die  Verbindlichkeit  des  Londoner 


[vom  2.  Mai;  W.  10].  Die  Antworten  der  betreffenden  Regierungen  lauteten  zustim- 
mend [Berichte  der  deutschen  Vertreter  d.  d.  Haag,  27.  April,  W.  14;  Madrid,  18.  Mai, 
W.  16;  Rom,  11.  Mai,  W.  20].  Anm.  d.  Red. 

**)  Verd.  Nr.  8559. 
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Nr.  S5ßo.  Vertrags  für  Frankreich  eingelegt  habe,  und  sprach  den  Wunsch  aus,  unsere 
j;  ^p^ij^ggg' Auffassung  zu  kennen.' ||  Ich  habe  dem  Botschafter  erwidert,  es  stehe  einst- 
weilen für  uns  fest,  dass  wir  erhebliche  Handelsinteressen  im  Kongogebiete 
hätten,  die  wir  nicht  aufgeben  könnten;  wir  könnten  auch  nicht  zugeben,  dass 
über  diese  Interessen  ohne  unsere  Mitwirkung  von  anderer  Seite  getroffene 
Abmachungen  für  uns  verbindlich  wären.  ||  Endlich  glaubten  wir,  dass  andere 
Regierungen  mit  uns  ein  gleiches  Interesse  an  der  Sache  hätten  und  dass  eine 
gemeinschaftliche  Behandlung  derselben  sich  daher  empfehlen  würde.  Auf 
Detailfragen,  wie  z.  B.  die  Frage  einer  Commission  mixte,  könne  ich  heute 
noch  nicht  eingehen,  behielte  mir  aber  vor,  darauf  zurückzukommen, 
^  gez.  Graf  Hatzfeld. 


Nr.  8561.  DEUTSCHLAND.  —  Staatssekretär  des  Ausw.  an  den 
deutschen  Gesandten  in  Lissabon  (Schmidthals).  — 
Die  Reichsregierung  sieht  den  englisch -portugiesi- 
schen Vertrag  als  für  das  Reich  und  seine  Angehö- 
rigen nicht  verbindlich  an.     [W.  9.] 

(Auszug.)  Berlin,  den  18.  April  1884. 

Nr.  8501.  Aus  Euerer  Hochwohlgeboren  Mittheilungen,  bezw.  aus  den  dort  den  Kortes 

i8*A^rin884  "^"^  iu  England  dem  Parlament  vorgelegten  Dokumenten  habe  ich  ersehen, 
dass  das  Kabinet  von  Lissabon  in  der  bis  noch  vor  Kurzem  von  dem  Londoner 
Kabinet  als  nach  Lage  der  Verhältnisse  nothwendig  bezeichneten  internationalen 
Regelung  des  Handels  am  unteren  Kongo  eine  den  politischen  Interessen  Por- 
tugals zusagende  Lösung  der  Frage  nicht  erkannt  und  der  Einsetzung  einer 
nur  aus  portugiesischen  und  englischen  Delegirten  zusammengesetzten  Kom- 
mission den  Vorzug  gegeben  hat.  ||  Die  portugiesische  Regierung  ist  nicht  in 
der  Lage,  die  den  Handel  betreffenden  Bestimmungen  des  mit  England  ab- 
geschlossenen Vertrages  auf  die  Angehörigen  anderer  Nationen  ohne  "Weiteres 
anzuwenden.  ||  Sogar  in  England  werden  ungeachtet  der  erheblichen  Gegen- 
leistungen und  Vortheile,  welche  England  durch  den  Vertrag  vom  26.  Februar 
d.  J.  erwirbt,  jene  Bestimmungen  von  dem  Handelsstand  als  nachtheilig  be- 
zeichnet. II  Die  portugiesische  Regierung  hat  um  so  weniger  Aussicht,  die  von 
dem  Herrn  Minister  du  Bocage  Euer  Hochwohlgeboren  gegenüber  geäusserte 
Auffassung  zur  allgemeinen  Geltung  zu  bringen,  als  selbst  die  englische 
Regierung  im  Laufe  der  Verhandlungen  wiederholt  erklärt  hat,  dass  die  Ab- 
machungen über  den  Handel  am  Kongo  ohne  Zustimmung  der  anderen  Mächte 
für  Portugal  werthlos  bleiben  müsstcn.  Ich  verweise  in  dieser  Beziehung  u.  A. 
auf  die  Noten  Lord  Granville's  an  den  portugiesischen  Gesandten  d'Antas  in 
London  vom  15.  März  und  1.  Juni  v.  J.  In  der  letzteren  gebrauchte  der  eng- 
lische Staatssekretär  den  Ausdruck  „futility  of  a  mere  dual  arrangement  be- 
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tween  the  two  Countries,  uarecognized  by  other  Powers".  ||  Was  uns  anbelangt,  Nr.  ssei. 
so  haben  wir  in  Rücksicht  auf  die  befreundete  portugiesische  Regierung  uns  ^g^'^p^ijigg^* 
jeder  Einmischung  in  seine  Verhandlungen  mit  England  und  anderen  Mächten 
über  die  territoriale  Seite  der  Kongofrage  enthalten,  solange  wir  die  Interessen 
des  deutschen  Handels  durch  die  wiederholten  und  amtlichen  Erklärungen  der 
an  diesen  Verhandlungen  betheiligten  Regierungen,  dass  die  Freiheit  des 
Handels  in  dem  Kongogebiet  für  alle  Nationen  fortbestehen  solle,  für  gesichert 
erachten  konnten.  ||  Die  in  dem  portugiesisch-englischen  Vertrage  vereinbarten 
Bestimmungen,  betreffend  den  fremden  Handel,  entsprechen  jedoch  keineswegs 
jener  Voraussetzung,  und  sind  wir  daher  nicht  in  der  Lage,  der  Anwendbar- 
keit derselben  auf  die  Angehörigen  des  Reichs  zuzustimmen.  ||  Der  deutsche 
Handelsstand  hat  durch  das  Organ  der  Handelskammern  Protest  hiergegen 
erhoben.  Es  wird  zunächst  geltend  gemacht,  dass  das  bisherige  portugiesische 
Kolonialsystem  sich  für  die  Entwickelung  des  Handels  mit  den  Besitzungen 
Portugals  als  überaus  hinderlich  erwiesen  habe.  Die  Beschwerden  richten  sich 
ferner  gegen  die  differenzielle  Behandlung  Fremder  und  der  Nationalen,  gegen 
die  hohen  Zolltarife  und  gegen  andere  Erschwernisse  des  Verkehrs,  endlich 
gegen  mancherlei  Missbräuche  seitens  der  Eolonialbeamten.  ||  Die  Kaiserliche 
Regierung  ist  deshalb  nicht  in  der  Lage,  den  portugiesisch-englischen  Vertrag 
vom  26.  Februar  d.  J.  als  für  das  Reich  und  seine  Angehörigen  verbindlich 
anzusehen.  ||  Euere  Hochwohlgeboren  ersuche  ich  ergebenst,  Sich  dem  König- 
lichen Herrn  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  gegenüber  in  vor- 
stehendem Sinne  zu  äussern. 

Graf  Hatzfeldt. 


Nr.  8562.    Grossbritannien.  —  Min.  des  ausw.  an  den  engl. 

Geschäftsträger  in  Lissabon.  —  Stellung  der  anderen 
Mächtezum  englisch-portugiesischen  Vertrage.[B.L40.] 

Foreign  Office,  April  23,  1884. 
Sir,  —  It  appears  to  Her  Majesty's  Government,  that  the  time  is  approa-    Nr.  8562. 
ching  when  the  Portuguese  Government  should  take  active  steps  to  ascertain  ^  ^J"^^' 
whether,  and  on  what  terms,  the  sovereignty  of  Portugal  over  the  territory  23.Apriii8S4. 
specified  in  Article  I  of  the  Congo  Treaty  will  be  recognized  by  other  Powers 
interested  in  African  trade.     That  the  attention  of  those  Powers  is  directed 
to  the  Treaty,  and  to  the  position  in  which   their  subjects  would  'be  placed 
when  Portugal  assumes  the  sovereignty,  is  manifest  from  the  discussions  which 
have  taken  place  in  some  of  the  Legislative  Bodies,  and  from  the  criticisms 
which  have   appeared  in  the  newspapers  of  France,  Holland  and  the  United 
States.  II  Senhor  de  Serpa  stated,  in  his  note  of  the  24th  March,  1883,  that 
the   Portuguese  Government  had   not   the  slightest  fear,   if  the  Treaty  with 
Great  Britain  were  concluded,  that  the  recognition  of  any  other  nation  would 
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Nr.  8562.  'be  withlicld ;  in  my  reply  of  the  Ist  June  I  observed,  that  tlie  information  in 
britlnnTen.  possGssion  of  Her  Majestj's  Government  did  not  altogetlier  support  that  view. 
23.Aprii]884.  Her  Majesty's  Government  would  be  glad  to  know  viiiether  it  is  still  enter- 
tained  by  the  Government  of  Portugal  now  that  the  condition  attached  by 
Senhor  Serpa  has  been  fulfilled  by  the  signature  of  the  Treaty.  ||  That  the 
question  is  of  urgent  importance  is  indisputable,  I  pointed  out  in  my  two 
notes  of  the  15th  March  and  the  Ist  June,  that  a  mere  dual  arrangement 
between  Great  Britain  and  Portugal,  unrecognized  by  other  countries,  would 
be  futile,  and  in  the  former  note  I  insisted  on  the  fact  that  the  acceptance 
of  other  Powers  would  be  indispensable  before  the  Treaty  could  come  into 
Operation.  This  is,  indeed,  so  obvious  that  it  is  hardly  necessary  to  revert 
to  it.  Portugal  could  not  permanently  establish  herseif  on  the  Congo  if  the 
Powers  generally  refused  to  recognize  her  supremacy,  or  to  permit  their  snb- 
jects  to  submit  themselves  to  her  authority,  and  the  Treaty  would  cönse- 
quently  be  ipso  facto  inoperative,  as  its  whole  fabric  rests  on  the  assumption 
of  Portugal  being  able  to  maintain  her  position  as  Sovereign  Power,  and  to 
establish  her  right  in  that  capacity  to  impose  duties  on  foreign  commerce  in 
return  for  protection  accorded  to  it.  ||  The  Portuguese  Government  can  hardly 
fail  to  give  at  present  serious  consideration  to  the  point,  and  I  should  there- 
fore  wish  you  to  ascertain  M.  du  Bocage's  views.  In  communicating  with  him, 
you  are  fully  authorized  to  say  that  Her  Majesty's  Government  will  be  ready 
to  assist  the  Portuguese  Government,  in  whatever  manner  may  seem  to  both 
parties  to  be  most  judicious,  in  obtaining  the  acceptance  of  the  Treaty  by  other 
Powers.  II  If  it  should  be  proposed,  in  order  to  overcome  Opposition,  to  invite 
the  presence  on  the  River  Commission  of  Delegates  from  other  Powers,  the 
assent  of  Her  Majesty's  Government  would  be  a  foregone  conclusion,  as  their 
proposal  for  an  International  Commission  was,  as  you  are  aware,  abandoned 
only  from  their  inability  to  overcome  the  objections  of  the  Portuguese  Govern- 
ment. II  I  am,  &c.  G  r  a  n  V  i  1 1  e. 


Nr.    8563.      Deutschland.  —  Botschafter  in  Paris  an  den  Reichs- 
kanzler. —  Einwilligung  der  franz. Regierung.    [W.  12.] 

Paris,  den  24.  April  1884. 
Nr.  856.3.  In  Gemässhcit  des  Hohen  Erlasses  vom  17.  d.  M.,  betreffend  den  zwischen 

q^^^p^jli^^g^' England  und  Portugal  abgeschlossenen  Kongovertrag,  habe  ich  mich  vertraulich 
nach  der  Stellung  erkundigt,  welche  die  französische  Regierung  gegenüber  dem 
Vertrage  eingenommen  hat.  Sowohl  der  Minister,  wie  Herr  Billot,  sagten  mir, 
die  französische  Regierung  habe  in  Lissabon  erklärt,  dass  Frankreich  den  Ver- 
trag nicht  anerkenne  und  sich  den  darin  enthaltenen  Bestimmungen  über  die 
Zollerhebung  in  dem  unteren  Kongogebict  nicht  unterwerfen  werde.  Ebenso, 
wie  die  Kaiserliche  Regierung,  hält  es  die   französische  Regierung  nicht  für 
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zulä^siff,  dass  eine  einzelne  Macht  Fragen  von  allgemeinem  Interesse  ohne  Mit-   Nr.  8563. 

^        -  .        ...  ,  IT-..    Deutschland. 

Wirkung  der  anderen  betheiligten  Länder  einseitig  zu  regeln  versuche.  Die  24.ApriU884. 
französische  Regierung  ist  bereit,  sich  mit  den  übrigen  Mächten  über  eine 
gemeinsame  Haltung  zu  verständigen,  und  der  Gedanke,  das  Prinzip  der  Gleich- 
berechtigung in  derselben  Weise  zur  Geltung  zu  bringen,  wie  dies  bei  Be- 
handlung handelspolitischer  Fragen  in  Ostasien  zur  Anerkennung  gelangt  ist, 
fand  bei  dem  Minister  volle  Zustimmung,  Auch  Herr  Billot  sprach  sich  in 
derselben  Weise  zustimmend  aus  und  hält  die  Einführung  einer  internationalen 
Kommission  für  den  Kongo,  die  der  bestehenden  Donaukoramission  nachgebildet 
werden  könnte,  für  eine  günstige  Lösung.  Uebrigens  glaubt  Herr  Jules  Ferry, 
dass  die  Frage  für  jetzt  an  Bedeutung  verlieren  werde,  da  der  Vertrag  in 
England   auf  grossen  Widerspruch    stosse    und  wohl    kaum   aufrecht  erhalten 

werden  würde. 

H  0  h  e  n  1 0  h  e. 


Nr.  8564.  Frankreich.  —  Botschafter  in  Berlin  an  den  franz. 
Min.  des  Ausw.  —  Die  deutsche  Regierung  wünscht 
sich  zunächst  mit  Frankreich  zu  verständigen.  [G.  120.] 

(Extrait.)  Berlin,  le  26  avril  1884. 

Le  Gouvernement  imperial  donne  la  plus  serieuse  attention  ä  la  question   Nr.  8504. 

A  /       •       1  '1  '  1)         FranliroicL. 

du  Congo  et  on  s  occupe  en  ce  moment  meme  de  reunir  les  Clements  d  un  26.Aiirin884. 
travail  devant  lui  permettre  de  se  prononcer  cu  connaissance  de  cause.  M,  de 
Hatzfeldt,  tout  en  me  disant  qu'il  n'etait  pas  encore  arrive  ä  des  conclusions 
definitives,  m'a  fait  connaitre  qu'il  avait  traite  la  question  du  Congo  avec  le 
Chancelier  de  l'Empire  et  que  trois  poiuts  pouvaient  des  ä  present  etre  con- 
sideres  comme  acquis. 

En  premier  lieu,  le  Gouvernement  allemand  avait  reconnu  que  ses  nationaux 
avaient  des  interets  importants  impliques  daus  la  question,  et  quo  ces  interets 
meritaient,  de  sa  part,  un  serieux  appui. 

Secondement,  le  Gouvernement  allemand,  avant  de  fixer  ses  propres  reso- 
lutions,  avait  le  desir  d'echanger  ses  vues  avec  les  autres  Gouvernements 
Interesses,  notamment  avec  la  France,  et  le  Prince  de  Hohenlohe  serait  invite 
h  vous  temoigner  le  prix  que  TAllemagne  attacherait  h  se  concerter  avec  vous. 
Eiifin,  pour  ce  qui  concerne  specialemeut  l'acte  diplomatique  signe,  mais  non 
encore  ratifie,  entre  l'Angleterre  et  le  Portugal,  quels  que  dussent  en  etre  le 
sort  et  la  port^e,  l'Allemagne  le  regardait  comme  ne  lui  etant  pas  opposable 
et  comme  ne  pouvant,  en  aucun  cas,  porter  legalement  atteinte  ä  la  Situation 
de  droit  des  tiers  non  intervenus  ä  la  negociation. 

A 1  p  h.  de  C 0 u r c e  1. 
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Nr.  8565.  Deutschland.  —  Staatssekretär  des  Ausw.  an  den 
deutschen  Botschafter  in  London.  —  Die  Reichs- 
regierung stimmt  der  Anwendung  des  Vertrages  auf 
Angehörige  des  Reichs  nicht  zu.     [W.  17.] 

Berlin,  den  29.  April  1884. 
Nr.  8565.  j)[q  Organe  des  deutschen  Handelsstandes  haben  mit  grosser  Ueberein- 

29.Apriii884!  Stimmung  den  zwischen  England  und  Portugal  am  26.  Februar  d.  J.  ab- 
geschlossenen Vertrag  über  den  Kongo  als  den  deutschen  Handelsinteressen 
nachtheilig  erklärt;  wir  würden  deshalb  der  Anwendung  der  den  fremden  Handel 
betreffenden  Bestimmungen  dieses  Vertrages  auf  die  Angehörigen  des  Reichs 
nicht  zustimmen  können,  wenn  derselbe  von  den  beiden  Kontrahenten  wirklich 
in  Kraft  gesetzt  werden  sollte.  ||  Wir  sind  indess  überzeugt,  dass  sich  eine  den 
allgemeinen  Bedürfnissen  des  Handels  mit  Afrika  entsprechende  Verständigung 
finden  lassen  wird,  sobald  die  hieran  betheiligten  Regierungen  sich  dieserhalb 
in  das  Einvernehmen  setzen.  ||  Euere  Excellenz  ersuche  ich  ergebenst,  sich 
gefälligst  in  diesem  Sinne  gegen  Lord  Granville  auszusprechen. 

Graf  Hatzfeldt. 


Nr.  8566.  Deutschland.  —  Geschäftsträger  in  Lissabon  (Rex) 
an  den  Reichskanzler.  —  Die  portugiesische  Regie- 
rung hält  an  dem  Vertrage  mit  England  fest.    [W.  10.] 

(Auszug.)  Lissabon,  den  30.  April  1884. 

Nr.  S566.  In  Folgc  des  Hohen  Erlasses  vom  18.  d.  M.,  die  Kongofrage  betreffend, 

Deutsrbiand.  j^^^g  ich  mit  dem  Minister  des  Aeussern  eine  Unterhaltung  gehabt,  in  deren 

uO.  April  loo4. 

Verlauf  ich  ihm  den  Inhalt  desselben  mittheilte.  ||  Herr  du  Bocage  bemerkte, 
England  habe  Portugal  gegenüber  die  Verpflichtung  übernommen,  seinen  Ein- 
fluss  für  die  Anerkennung  der  portugiesischen  Souveränität  am  Kongo  seitens 
der  übrigen  Mächte  geltend  zu  machen.  Die  von  der  deutschen  Handelskammer 
erhobenen  Klagen  müsse  er  als  übertrieben  bezeichnen.  ||  Heute  suchte  mich 
der  Minister  in  meiner  Wohnung  auf  und  gab  die  Erklärung  ab,  dass  die  por- 
tugiesische Regierung  an  dem  Vertrage  vom  26.  Februar  festhalten  müsse,  bis 
die  Frage  der  Ratifizirung  desselben  durch  England  entschieden  sei.  ||  Herr  du 
Bocage  erklärte  mir  wiederholt,  die  portugiesische  Regierung  sei  bereit,  den 
deutschen  Handelsinteressen  volle  „Satisfaktion"  zu  geben;  nur  bezüglich  des 
Kongogebiets  sei  dieselbe  durch  den  gegenwärtigen  Vertrag  an  England  ge- 
bunden. 

Graf  Rex. 
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Nr.  8567.  Deutschland.  —  Botschafter  in  London  an  den 
Reichskanzler.  —  England  hat  mit  Rücksicht  auf  den 
Widerspruch  der  Mächte  die  Wiederaufnahme  der 
Verhandlungen   in  Lissabon    in   Vorschlag   gebracht. 

[W.  18.] 

London,  den  1.  Mai  1884. 
Den  Inhalt  des  Hohen  Erlasses  vom  29.  v.  M.,  betreffend  den  zwischen   ^'■-  ^^''"• 

Deutschland. 

England  und  Portugal  am  26.  Februar  d.  J.  abgeschlossenen  Vertrag  über  den  i.  j^ai  i884. 
Kongo,  habe  ich  nicht  verfehlt  zur  Kenntniss  der  hiesigen  Regierung  zu 
bringen.  ||  Lord  Granville  theilte  mir  mit,  dass  eine  Note  an  die  portugiesische 
Regierung  in  Vorbereitung  sei,  welche  mit  Rücksicht  auf  den  Widerspruch, 
den  der  Vertrag  bei  verschiedenen  Mächten  hervorgerufen,  die  Wiederaufnahme 
der  Verhandlungen  in  Vorschlag  bringt.  1|  Lord  Granville  glaubt,  dass  es  ge- 
lingen wird,  von  der  portugiesischen  Regierung  die  Einsetzung  einer  inter- 
nationalen Kommission  anstatt  der  projektirten  englisch -portugiesischen  zu 
erlangen.  ||  Was  den  von  verschiedenen  Seiten  angegriffenen  Tarif  betrifft,  so 
sei  eine  Erhöhung  desselben  nur  mit  Bezug  auf  Pulver  und  Schusswaffen  ein- 
getreten. Münster. 


Nr.  8568.  Deutschland.  —  Staatssekretär  des  Ausw.  an  den 
deutschen  Gesandten  in  Washington  (Eisendecher). 
—  Stellung  der  Vereinigten  Staaten  zum  englisch- 
portugiesischen Vertrage.     [W.  21.] 

(Auszug.)  Berlin,  den  4.  Mai  1884. 

Bezüglich  der  Kongofrage  würde  es  mir  von  Interesse  sein,  zu  erfahren,  Nr.  8568. 
ob  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  der  in  See.  II  der  Joint  Resolution ^^jj^j'^jj^^- 
des  Senats  erwähnten  Aufforderung,  die  anderen  Mächte  zur  gemeinsamen  Be- 
handlung dieser  Angelegenheit  einzuladen,  Folge  zu  geben  beabsichtigt.  Die 
Resolution  hatte  ein  allgemeines  Abkommen  im  Auge,  welches  die  Freiheit  der 
Schifffahrt  auf  dem  ganzen  Kongo  und  seinen  Nebenflüssen  für  die  Angehörigen 
und  den  Handel  aller  Nationen  bezweckte.  ||  Die  von  Herrn  Morgan  am 
26.  Februar  d.  J.  dem  Komite  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten  unter- 
breitete Resolution  erwähnte  einen  Passus  aus  der  letzten  Botschaft  des  Prä- 
sidenten der  Vereinigten  Staaten,  worin  angeführt  wurde,  dass  die  Internationale 
Afrikanische  Assoziation  keine  dauernde  politische  Kontrole,  sondern  die  Neu- 
tralität des  Kongobeckens  von  der  Mündung  bis  zu  den  Quellen  dieses  Flusses 
anstrebe.  Auch  jene  Resolution  verlangte  ein  Einvernehmen  mit  den  anderen 
Mächten,  um  in  diesem  ganzen  Gebiet  freien  Handel  zu  Wasser  und  zu  Lande 
für  Jedermann  zu  sichern.  ||  Insoweit  es  sich  um  den  am  26.  Februar  d.  J.  in 
London  zwischen  England  und  Portugal  abgeschlossenen  Vertrag  über  den 
Kongo  handelt,  befinden  wir  uns  mit  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten 
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Kr.  8568.  bereits  in  Uebereinstiramung.  Denn  wir  haben  den  Kabineten  von  London  und 
r^Mirissi  Lissabon  mitgetheilt,  dass  wir  der  Anwendung  der  den  fremden  Handel  be- 
treffenden Bestimmungen  dieses  Vertrages  auf  die  Angehörigen  des  Reichs  nicht 
zustimmen  würden,  auch  wenn  der  Vertrag  von  den  beiden  Kontrahenten  in 
Kraft  gesetzt  werden  sollte.  Hierzu  sind  wir  zunächst  durch  Eingaben  der 
Organe  des  deutschen  Handelsstaudes  veranlasst  worden,  worin  dieser  Vertrag 
übereinstimmend  als  nachtheilig  für  die  deutschen  Handelsinteressen  in  Afrika 
bezeichnet  wird.  Wie  Nordamerika,  so  erstreben  auch  wir  für  uns  keine  Pri- 
vilegien, wünschen  aber,  dass  die  Verhältnisse  im  Kongogebiet  nicht  nach  den 
Interessen  einzelner  Mächte,  sondern  mit  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  aller 
an  dem  dortigen  Handel  betheiligten  Nationen  geregelt  werden.  \\  Zugleich  halten 
wir  es  für  zweckmässig,  bei  dem  ersten  sich  bietenden  Anlasse  das  Prinzip 
der  Solidarität  und  Gleichberechtigung,  welches  seit  Jahren  mit  Erfolg  bei 
Regelung  der  Handelsverhältnisse  in  Ostasien  Anwendung  gefunden  hat,  auch 
in  Afrika  zur  Geltung  zu  bringen.  |1  Euere  Hochwohlgeboren  ersuche  ich  er- 
gebenst,  sich  gefälligst  in  vorstehendem  Sinne  gegenüber  dem  Herrn  Staats- 
sekretär auszusprechen.  Graf  Hatzfeldt. 


Nr.    8569.      Deutschland.    —  Staatssekretär  des  Ausw.  an   den 
deutschenBotschafter  in  London.  —  Stellung  Deutsch- 
lands zum  Vertrage.     [W.  23.] 
(Auszug.)  Berlin,  den  5.  Mai  1884. 

Was  die  Kongofrage  betrifft,  so  wünschen  wir  keine  Privilegien  für  uns, 
Nr.  8569.  aber  eine  Regelung,  welche  unserem  Handel  in  den  bisher  unabhängigen  Ge- 
Deutschiand.  ]3jg|.gj^  vollc  Gleichberechtigung  mit  dem  Handel  jeder  anderen  Nation  sichert 
und  ihn  gegen  Verdrängung  aus  seinen,  m  friedlicher  Arbeit  errungenen  Po- 
sitionen, oder  gegen  Verkürzung  der  Möglichkeit  seiner  Ausbreitung  und  Ent- 
wickelung  in  einem  Welttheil  schützt,  für  dessen  Erschliessung  auch  Deutsch- 
land erhebliche  Anstrengungen  durch  muthige  Forscher  und  unternehmende 
Kaufleute  gemacht  und  grosse  Opfer  gebracht  hat.  ||  Die  im  Lauf  der  Ver- 
handlungen zwischen  England  und  Portugal  erfolgten  amtlichen  Kundgebungen 
beider  Regierungen  hatten  zu  der  Annahme  berechtigt,  dass  die  bestehende 
Handels-  und  Verkehrsfreiheit  im  ganzen  Kongobecken  durch  keine  territo- 
rialen Arrangements  werde  beeinträchtigt  werden.  ||  Dieser  Annahme  hat  der 
Inhalt  des  am  26.  Februar  d.  J.  in  London  unterzeichneten  Vertrages  nicht 
entsprochen;  wir  sowohl  wie  andere  Regierungen  haben  deshalb  in  Lissabon 
und  in  London  erklärt,  dass  wir  die  den  fremden  Handel  betreffenden  Be- 
stimmungen des  englisch-portugiesischen  Vertrages  für  uns  und  unsere  An- 
gehörigen nicht  als  verpflichtend  ansehen  würden,  jj  Einer  Meldung  der  Kaiser- 
lichen Gesandtschaft  in  Lissabon  vom  30.  v.  M.=-=)  zu  Folge  hält  die  portugie- 
sische Regierung  an  dem  Vertrage  vom  26.  Februar  d.  J.  fest,  bis  die  Frage 

*)  Nr.  8566. 
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der  Ratifizirung  desselben  durch  England  entschieden  ist.  11  "Wie  ich  aus  Euerer   ^^-  ^^'^'^' 

Deutschland. 

Excellenz  gefälligem  Bericht  vom  1.  d.  M.''-)  ersehe,  will  Lord  Grauvillc  mit  5.  Mai  i8S4. 
Rücksicht  auf  den  Widerspruch,  welchen  der  Vertrag  bei  verschiedenen  Mächten 
hervorgerufen  hat,  die  Wiederaufnahme  der  Verhandlungen  in  Lissabon  vor- 
schlagen. Es  ist  nicht  ersichtlich,  ob  die  grossbritannische  Regierung  hierbei 
an  eine  neue,  nur  mit  Portugal  zu  führende  Verhandlung  denkt,  oder  ob  ihr 
die  Absicht  vorschwebt,  eine  Verständigung  mit  den  anderen  interessirtcn 
Mächten  über  eine  neue  Vertragsbasis  zu  suchen.  ||  Es  erscheint  daher  zeit- 
gemäss,  das  Londoner  Kabinet  auf  die  Nützlichkeit  des  letzteren  Verfahrens 
aufmerksam  zu  machen,  welches  seit  langer  Zeit  und  mit  gutem  Erfolg  auch 
bei  Regelung  der  Handelsbeziehungen  in  Ostasien  auf  der  Basis  der  Solida- 
rität und  Gleichberechtigung  der  Mächte  zur  Anwendung  gekommen  ist.  ||  Lord 
Granville  erkannte  die  Nothwendigkeit  der  Zustimmung  der  anderen,  an  dem 
Handel  im  Kongogebiet  interessirtcn  Mächte  zu  den  Abmachungen  zu  Zweien 
noch  in  der  Note  an  Herrn  d'Antas  vom  1.  Juni  v.  J.  mit  den  Worten  an: 
„futility  of  a  mere  dual  arrangement  between  the  two  countries,  unrecognized 
by  other  Powers".  Der  Vertrag  vom  26.  Februar  d.  J.  hat  zunächst  zur  Folge 
gehabt,  die  Ansprüche  Portugals  gegenüber  dem  fremdem  Handel  zu  steigern.'] 
Bisher  ist  nicht  zu  erkennen,  dass  man  sich  in  Lissabon  von  der  Nothwendig- 
keit überzeugt  hat,  dem  von  dem  Handelsstande  aller  Nationen  erhobenen 
Einspruch  gegen  die  Erweiterung  des  portugiesischen  Kolonialbesitzes  durch 
eine  zeitgemässe  Reform  des  portugiesischen  Kolonialsysteras  Rechnung  zu 
tragen,  ||  Zur  Verhütung  von  Reibungen  unter  den  Angehörigen  befreundeter 
Nationen  wird  eine  Verständigung  unter  allen  interessirten.  Mächten  über  be- 
stimmte Grundlagen  für  die  Regelung  der  Verhältnisse  in  dem  Kongobecken 
herbeizuführen  sein.  |j  Euere  Excellenz  wollen  Sich  in  diesem  Sinne  Lord 
Granville  gegenüber  aussprechen  und  hierbei  einfliessen  lassen,  wie  schon  viel- 
fach in  der  europäischen,  auch  der  englischen  Presse  der  Vorschlag  einer 
Neutralisirung  solcher  Gebiete  gemacht  worden  und  dass  dieser  Gedanke  kürz- 
lich auch  in  Resolutionen  des  amerikanischen  Senats  und  Kongresses  zum 
Ausdruck  gelangt  ist.  1|  Einem  gefälligen  Berichte  über  die  Aufnahme  Ihrer  Mit- 
theilungen werde  ich  mit  Interesse  entgegensehen.         Graf  Hatzfeldt. 


Nr.  8570.  DEUTSCHLAND.  —  Gesandter  in  Washington  an  den 
Reichskanzler.  —  Die  Regierung  der  Vereinigten  Staa- 
ten hat  vorläufig  nicht  die  Absicht,  mit  andern  Regie- 
rungen in  Verhandlungen  über  den  Vertrag  zu  treten. 
[W.  22.] 

(Auszug.)  Washington,  den  21.  Mai  1884. 

Euerer  Durchlaucht  Hohen  Erlass  vom  4.  d.  M.,  betreffend  die  Kongo-   Nr.  söto. 

frage,  hatte  ich  die  Ehre  zu  erhalten.  ||  Die  hiesige  Regierung  ist  bisher,  wie  ^^^  jj^^j  jgc^^ 

*)  Nr.  8567. 
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Kr.  8570.   jjerr  Frelingliuyseu  mir  vertraulich  mittheilt,  mit  keiner  anderen  Regierung 

Deutschland.  -,  ,  ^  ^        ■         •  -rr        t  ^^  •         1 

2i.Mai  1584. über  die  Angelegenheit  in  Verhandlung  getreten;  sie  hat  auch  zunächst  nicht 
die  Absicht,  das  zu  thun,  wünscht  aber  keine  Privilegien  für  sich  allein,  son- 
dern eine  Regelung  der  Verhältnisse  und  des  Handels  am  Kongo  unter  Be- 
rücksichtigung der  Interessen  aller  betheiligten  Nationen.  ||  Mr.  Frelinghuysen 
legt  Gewicht  darauf,  dass  alle  interessirten  Nationen  am  Kongo  die  gleichen 
Vorrechte  gemessen,  und  kann  den  Bestimmungen  des  englisch-portugiesischen 
Vertrages  nicht  zustimmen.  v.  Eisendecher. 


Nr.  8571.  GROSSBRITANNIEN.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  engl. 
Botschafter  in  Berlin.  —  In  Aussicht  genommene 
Aenderungen  des  Vertrages.  "Wird  Deutschland  even- 
tuell einen  Delegirten  für  eine  internationale  Kom- 
mission ernennen?     [B.  II.  1.] 

Foreign  Office,  May  26,  1884. 
Nr.  8571,  My  Lord,  —  your  Excellency  is  aware,  that  the  Treaty  with  Portugal  re- 

britlnnien.  spcctlug  thc  Wcst  Coast  of  Afi'ica,  which  was  signed  on  the  26  th  February 
26.  Mai  1884.  last,  has  uot  yet  been  ratified,  and  that  the  election  of  a  new  Cortes  is  now 
uecessary,  before  whicli  the  Treaty  will  have  to  be  placed  for  ratification. 
The  delay  has  given  opportunity  for  ascertaiuing,  to  some  extent,  the  views 
of  the  provisions  of  the  Treaty  entertained  by  the  various  Powers  interested 
in  the  Congo  trade,  and  the  result  has  been  that  the  Portuguese  Government 
are  beginnig  to  see  that  their  Opposition  to  the  effort  made  by  Her  Majesty's 
Government  to  introduce  a  clause  establishing  an  International  Commission  on 
the  river  was  injudicious;  they  are  now  themselves  suggesting,  that  other 
Powers  should  be  invited  to  appoiut  Delegates  to  serve  on  the  Commission.  || 
Her  Majesty's  Government,  having  been  always  of  opinion  that  the  Commission 
should  be  international,  and  having  assented  to  the  provision  that  it  should 
consist  only  of  English  and  Portuguese  Commissioners  with  reluctance,  have 
welcomed  this  change  of  opinion,  and  have  not  hesitated  to  express  the  con- 
viction,  that  the  admission  of  other  Powers  would  be  advisable.  ||  I  am  aware, 
from  a  communication  made  to  me  confidentially  by  Count  Münster,  that  the 
attention  of  Prince  Bisraarck  has  been  drawn  to  the  Treaty  by  the  German 
Chambers  of  Commerce;  and  I  should  wish  your  Excellency  •  to  speak  to  his 
Highness  on  the  subject,  and  to  iuquire  whether  he  would  be  prepared,  if  he 
should  receive  an  invitation,  to  appoint  a  German  Delegate.  You  will  state, 
that  we  should  wish  to  learn  his  Highness'  views  before  comraunicating  with 
the  other  Powers  whose  iuterests  are  concerncd,  ||  You  will  add,  that  it  is  the 
Intention  of  Her  Majesty's  Government  to  take,  advantage  of  the  reopening 
of  the  negotiations  which  would  be  entailed  by  raisiug  the  question  of  the 
extension  of  the  composition  of  the  Commission  to  obtain   also  an  extension 
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of  its  powers.    It  has  been  ascertained  since  the  Signatare  of  the  Treaty,  that   ^'■-  ^^'^• 

Gross- 

merchauts  apprehend  that  the  Portuguese  local  officers  will  be  obstructive,  Britannien. 
and  that  it  is  considered  that  tbey  cannot  safely  be  intrusted  with  the  fraraing-*^*^'^^  ^^^^• 
and  enforcement  of  the  Customs  Regulations:  this  apprehension  would  be  re- 
moved  if  the  task  were  to  be  intrusted  to  the  Commission,  and  an  endeavour 
will  be  made  to  obtain  the  concession.  Uneasiness  has  also  been  shown  as 
to  the  consequences  of  the  application  of  the  Mozambique  Tariff:  Her  Ma- 
jesty's  Government  have  met  this  by  obtainiug  the  assent  of  the  Portuguese 
Government  to  au  arrangement  by  which  the  duties  on  all  articles,  with  the 
exception  of  tobacco,  brandy,  guns  and  gunpowder,  shall  in  no  case  exceed 
10  per  Cent,  ad  valorem;  the  amount  of  which  the  specific  duties  to  be  levied 
under  the  Mozambique  Tariff  are  intended  to  be  the  equivalent,  but  which, 
owing  to  the  great  cheapness  of  some  of  the  goods  imported  into  the  Congo, 
they  in  some  cases  probably  exceed.  ||  Prince  Bismarck  will  doubtless  recognize, 
that  the  amendment  of  the  character  and  attributes  of  the  Commission  and 
the  adjustment  of  the  Tariff  on  a  secure  basis  constitute  important  modifica- 
tions,  and  Her  Majesty's  Government  would  be  glad  to  learn  whether  they 
might  count  on  the  support  of  the  German  Government  in  their  endeavour  to 
place  the  general  control  of  the  trade  of  the  river  on  an  international  footing 
on  the  basis  of  the  provisions  of  the  Treaty,  modified  in  the  direction  which 
I  have  above  indicated.  11  I  am,  &c.  G  r  a  n  v  i  1 1  e. 


Nr.  8572.  Deutschland.  —  Geschäftsträger  in  Paris  (Bülow) 
an  den  Reichskanzler.  —  Frankreich  ist  zur  Theil- 
nahme  an  einer  internationalen  Konferenz  bereit. 
Aufgabe  einer  solchen  Konferenz.     [W.  24.] 

(Auszug.)  Paris,  den  29.  Mai  1884. 

Ich  hatte  gestern  Gelegenheit,  mich  mit  dem  französischen  Herrn  Minister-   Nr.  8572. 

Deutschlan 
29.  Mai  1884. 


Präsidenten  über  den  portugiesischen  Vorschlag  einer  Kongokonferenz  ^u  ^^"*^'^'^^'^°^' 
unterhalten.  Herr  Ferry  sagte  mir,  er  sei  zur  Theilnahme  an  einer  inter- 
nationalen Konferenz  über  die  Kongofrage  gern  bereit.  Dieselbe  werde  die 
Aufgabe  haben,  allen  civilisirten  Nationen  freie  Schifffahrt  und  gleiche  Rechte 
auf  dem  Kongo  zu  sichern.  Seiner  Ansicht  nach  werde  dieser  Zweck  am 
besten  in  der  Weise  erreicht  werden,  dass  die  Aufsicht  über  den  gedachten 
Strom  einer  internationalen  Kommission  übertragen  würde.  Einer  solchen 
Aufsicht  könne  sich  Frankreich  unterwerfen,  nicht  aber  einer  englisch -por- 
tugiesischen oder  ausschliesslich  englischen  Kontrole.  ||  Mit  der  Regulirung 
der  territorialen  Verhältnisse  im  Kongogebiete  werde  die  Konferenz  nicht 
zu  befassen  sein,  da  die  Lage  der  hierauf  bezüglichen  Rechtsansprüche  eine 
zu  verwickelte  sei.  von  Bülow. 
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Nr.  8573.  Frankreich.  —  Min.  des  Ausw.  an  sammtliche  Lega- 
tioneu.  —  Die  Association  hat  sich  verpflichtet,  ihre 
Gebiete  an  keine  andere  Macht  als  Frankreich  abzu- 
treten.   [G.  I.  23.] 

Paris,  le  31  mai  1884. 
Nr.  8573.  Lg  President  de  l'Association   internationale   du  Congo  m'a  adresse,    le 

Friinlvreiclj. 

3i.Maiiss4.  23  avril  dernier,  unc  lettre  dont  j'ai  l'honneur  de  vous  euvoyer  ci-joint  copie; 
vous  trouverez  egalement  ci-annexee  copie  de  la  reponse  que  j'ai  faitc  ä  sa 
communication. 

Cette  correspondance  constate  l'accord  conclu  avec  nous  par  TAssociation 
internationale  et  aux  termes  duquel  cette  Societe  s'engage  ä  ne  ceder  ä 
aucuue  Puissance  autre  que  la  France  les  territoires  et  statious  fondes  par 
eile  au  Congo  et  dans  la  vallee  du  Niadi-Quillou.  Nous  promettons  en  retour 
de  respecter  les  stations  et  territoires  de  l'Associaton  et  de  ne  pas  mettre 
obstacle  ä  l'exercice  de  ses  droits. 

L'entente  aiusi  intervenue  aura  donc  pour  effet  immediat  de  faciliter  les 
Operations  du  Commissaire  du  Gouvernement  frangais  dans  l'Ouest  africain. 
Elle  garautit  pour  l'avenir  l'oeuvre  poursuivie  dans  ces  regions  par  le  Gouver- 
nement de  la  Republique  contre  l'intervention  d'une  Puissance  tierce  qui  se 
substituerait  ä  l'Association:  ä  ce  double  point  de  vue,  je  n'ai  pas  hesite  ä  y 
donner  mon  assentiment.  J'ai  tenu  ä  vous  fixer  sur  la  nature  et  sur  l'objet 
de  ces  arrangements ;  rien  ne  s'oppose  d'ailleurs  ä  ce  que,  dans  vos  entre- 
tiens,  vous  fassiez  usage  des  indications  qui  precedent. 

Jules    Ferry. 

Bruxelles,  le  23  avril  1884. 
Monsieur  le  Ministre,  l'Association  internationale  du  Congo,  au  nom  des 
stations  et  territoires  libres  qu'elle  a  fondes  au  Congo  et  dans  la  vallee  du 
Niadi-Quillou,  declare  formellement  qu'elle  ne  les  cedera  a  aucune  puissance, 
sous  rcserve  des  Conventions  particulieres  qui  pourraient  intervenir  entre  la 
France  et  l'Association,  pour  fixer  les  limites  et  les  conditions  de  leur  action 
rcspective.  Toutefois  l'Association,  desirant  donner  une  nouvelle  preuve  de 
ses  sentiments  amicaux  pour  la  France,  s'engage  ä  lui  donner  le  droit  le  pre- 
ference,  si,  par  des  circonstances  imprevues,  l'Association  etait  amenee  un 
jour  ä  realiser  ses  possessions.  S  t  r  a  u  c  h. 


Nr.  8574.  Deutschland.  —  Staatssekretär  des  Ausw.  an  den 
deutschen  Geschäftsträger  in  Paris.  —  Einverständniss 
mit  den  französischen  Vorschlägen.     [W.  25.] 

(Auszug.)  Berlin,  den  5.  Juni  1884. 

Nr.  8574.  Euerer  Hochwohlgeboren  gefälligen  Bericht  vom  20.  v.  M.  habe  ich  cr- 

Jentschland. 
6.  Juni  1884. 


Deutschland,  j^^j^^^^      Der  Reichskanzlcr    hat  die  Vorschläge  des    französischen  Minister- 
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Präsidenten  durchaus  zweckentsprechend  und  annehmbar  befunden.   Ich  ersuche    ^^'  ^^'i- 
Euere  Hochwohlgeboreu,  Herrn  Ferry  mitzuthcilen,  dass  wir  bereit  seien,  auff  j^ntlsst 
der  Basis  jener  Vorschläge  uns  über  eine  gemeinsame  Behandlung  der  Kongo- 
frage mit  Frankreich  zu  verständigen. 

Graf  von  Hatzfeldt. 


Nr.  8575.  Deutschland.  —  Reichskanzler  an  den  deutschen 
Botschafter  in  London.  —  Die  beabsichtigten  Aeude- 
rungen  genügen  nicht.     [W.  27.] 

Berlin,  den  7.  Juni  1884. 
Euerer  Excellenz    beehre    ich    mich    anbei  in    Abschrift  eine  von  Lord    ^'■-  ^■'''^• 
Ampthill  mitgetheilte  Depesche  Lord  Granville's  vom  26.  v.  M.,  betreffend  den  f.' j^J^tlgsl' 
englisch-portugiesischen   Kongovertrag  vom    26.  Februar  d.  J.,    zur  gefälligen 
Kenntnissnahme  zu    übersenden.  ||  Auch    mit    den    von    der  Königlich    gross- 
britannischen Regierung  in   der  Anlage  vorgeschlagenen  Modifikationen  würde, 
wie  ich  glaube,  der  Vertrag  keine  Aussicht  auf  allseitige  Anerkennung  haben. 
Die  portugiesische  Regierung  selbst  scheint,  wie  ich  Euerer  Excellenz  bereits 
unter  dem  20.  v.  M.*)  mitzutheilen  die  Ehre  hatte,  sich  in  Folge  der  ihr  zu- 
gegangenen Aeusserungen  anderer  Regierungen  von  der  Nothwendigkeit  über- 
zeugt zu  haben,  die  Kongofrage    zum  Gegenstand  einer  internationalen  Rege- 
lung zu  machen;  sie  hat  deshalb  bei  verschiedenen  Regierungen  den  Gedanken 
einer  Konferenz  angeregt.  |[  Wir  werden,  wenn  dieser  Gedanke  bei  den  an  dem 
Kongohandel   interessirten  Mächten  Anklang   findet,    gern  bereit  sein,    einen 
deutschen  Bevollmächtigten    zur  Betheiligung    an    den  Verhandlungen  zu    er- 
nennen. II  Wir  sind  indess  nicht  geneigt,   die  Gewährung  von  Vorzugsrechten 
an  irgend   eine    der  bei    dem  Kongohandel   betheiligten  Mächte  als  eine  ge- 
eignete   Grundlage    der    Unterhandlungen    anzusehen.      Portugal   besitzt   nach 
unserer  Ansicht  keinen  stärkeren  Anspruch  auf   das  untere  Kongogebiet  als 
jede  andere  dort  verkehrende  Macht.    Handel  und  Verkehr  sind  dort  für  alle 
Nationen  bisher  gleichmässig  von  jeder  Einschränkung    frei  gewesen.  ||  Seine 
Majestät  der  Kaiser  fühlt  sich  verpflichtet,  dem   deutschen  Handel   die  Vor- 
theile  dieses  bestehenden  Zustandes  auch  für   die  Zukunft  zu  wahren  und  sie 
womöglich    durch   ein   Uebereinkommen   unter    allen   betheiligten  Nationen  zu 
befestigen.  ||  Wir  sind  daher  nicht  in  der  Lage,  der  portugiesischen  oder  einer 
anderen  Nation  dort  Vorrechte  einzuräumen.  ||  Die,  wie  Lord  Granville  kon- 
statirt,  von  Kaufleuten  aller  Nationen  geäusserte  Befürchtung,  dass  die  Thätig- 
keit  portugiesischer  Beamten  lähmend  für  den  Verkehr  sein  würde,    theilen 
wir.  II  Gerade  deshalb  können  wir  nicht  dazu  mitwirken,  dass,  wenn  zur  Be- 
streitung von  Einrichtungen,  welche  dem  fremden  Handel    zu  Gute   kommen 


*)  Nicht  abgedruckt.    Anm.  d.  Weissbuches. 
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Nr.  8575.  solleii ,  die  Erhebung  von  Zöllen  oder  Abgaben  überhaupt  nothwendig  werden 
7.  Juni  1884.  sollte,  die  Verwaltung  oder  auch  nur  die  Leitung  dieser  Einrichtungen  portu- 
giesischen Beamten  übertragen  werde.  ||  Auch  die  Liraitirung  der  auf  Grund 
des  Mozambique-Tarifs  zu  erhebenden  Zölle  auf  die  Maximalhöhe  von  10  Prozent 
würde  gegen  die  Nachtheile  nicht  schützen,  welche  der  Handelsstand  von  einer 
Ausdehnung  des  portugiesischen  Kolonialsystems  auf  Landstriche,  welche  bisher 
frei  davon  sind,  mit  Recht  besorgt.  Die  Höhe  von  Werthzöllen  bleibt  immer 
unsicher,  weil  sie  von  der  Schätzung  des  Werthes  abhängt.  Das  Verfahren 
bei  der  Kontrole  kann  für  den  Handel  noch  beschwerlicher  werden  als  die 
Höhe  der  Zölle,  jj  Aber  selbst  wenn  die  über  die  portugiesischen  Kolonial- 
beamten in  der  Handelswelt  bestehenden  ungünstigen  Urtheile  übertrieben  sein 
sollten,  so  läge  doch  für  uns  kein  Anlass  vor,  die  bisherige  Freiheit  und 
Gleichheit  des  Verkehrs  zu  Gunsten  Portugals  und  zum  Nachtheil  aller  anderen 
Nationen  alteriren  zu  helfen.  ||  Hierzu  kommt  noch,  dass  die  in  Aussicht  ge- 
nommene Festsetzung  der  Zölle  auf  10  Prozent  ad  valorem  noch  werthloser 
werden  würde,  wenn  einige  der  hauptsächlichen  Importartikel  —  Taback, 
Branntwein,  Gewehre  und  Schiesspulver  —  von  dieser  Festlegung  des  Zolles 
ausgenommen  würden.  ||  Im  Interesse  des  deutschen  Handels  kann  ich  dem- 
nach nicht  dazu  beitragen,  dass  ein  so  wichtiges  und  bisher  freies  Küsten- 
gebiet der  portugiesischen  Kolonialverwaltung  unterworfen  werde.  Wir  sind 
dagegen  gern  zur  Mitwirkung  bereit,  für  die  an  dieser  Frage  interessirten 
Mächte  eine  allgemeine  Verständigung  anzustreben,  um  bei  Regelung  der 
Handels  Verhältnisse  in  diesem  afrikanischen  Gebiete  den  seit  längerer  Zeit  in 
Ostasien  mit  Erfolg  angewandten  Grundsatz  der  Gleichberechtigung  und  In- 
teressengemeinschaft aller  Nationen  in  geeigneten  Formen  zur  Geltung  zu 
bringen.  ||  Euere  Excellenz  ersuche  ich  ergebenst,  sich  dem  entsprechead  Lord 
Granville  gegenüber  zu  äussern.  Auch  sind  Euere  Excellenz  ermächtigt,  dem 
Herrn  Minister  Abschrift  dieses  Erlasses  vertraulich  mitzutheilen. 

von   Bismarc k. 


Nr.  8576.    Grossbritannien.  —  Min.  des  ausw.  an  den  engl. 

Botschafter  in  London.  —  Die  Regierung  lässt  den 
Vertrag  infolge  des  Widerspruchs  der  deutschen 
Regierung  fallen.     [B.  IL  3.] 

Foreign  Office,  June  30,  1884. 

Nr.  8576.  My  Lord,  —  I  inclose  copy  of  a  note  from  Prince  Bismarck  dated  the 

Gross-     rj^Y^  instant,  communicated  to  me  by  Count  Münster,  in  which  bis  Highness 

3o.Juni  1884.  States  his  objcctions  to  the  Anglo  -  Portuguese  Treaty  of  the  26  th  February, 

expresses  the  couviction  that  it  has  no  chance  of  being  universally  recognized» 

even  should  it  be  modified  as  suggested  by  Her  Majesty's  Government,  and 

adds  that  he  cannot  consent  that  a  coast  of    such   importance   and  hitherto 
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free    territory  shoiüd  be  subjectcd  to    the  Portugucse   colonial  systera,     His   Nr.  8576. 
Highness  intimates,  that  the  German  Government  would  be  williug  to  enter  a  britlnnTen. 
Conference,  but  would  do  so  with  the  view  of  obtaining  a  geueral  agreement3o.Junii884. 
for  the  regulation  of  the  commerce  of  the  Congo   on   principles  of  equality 
and  Community  of  interests,  ||  I  have  to  request  your  Excellency  to  point  out 
to  his  Highness  that,  but  for  the  persistent  Opposition  of  the  British  Govern- 
ment,   unsupported  by  any  other  Power,    Portugal  would    in  all   probability 
have  long  sincc  establishcd  herseif  in  the  Congo   district.     Grcat  Britain  re- 
fused  the  recognition  of  her  sovereignty,  and  the  object  of  the  rccent  nego- 
tiations  has  bccn  to  give  that  recognition  which,    as  Portugal  claimed,  w^s 
withheld  by  her  aloue,  in  return  for  substantial  guarautees  of  frcedom  for  the 
commerce  of  the  world.    Germany,  in  particular,  was  believcd  to  have  recog- 
uized  the  Claims  of  Portugal  when,  on  the  27th  Deceraber,  1870,  the  German 
Representativc  at  Lisbon  was  instructed  to  appeal  to  the  Portuguese  Govern- 
ment to  takc  the  requisite  steps  for  protecting  neutral  rights  violated  by  the 
capture  of  the  German  ship  "Hero"  by  a  French  man-of-war  in  the  territorial 
waters  of  the   port  of  Banana.     Her  Majesty's  Government  would  also  point 
out,  that  differential  duties  are  expressly  excluded  by  the  Treaty,    and  that 
the  principle  of  equality  of  trade  is  not  in  any  manner  violated  by  its  pro- 
visions,  as  the  Portuguese  are  ready  to  extend  the   same  treatment  to  other 
nations  which  they  have  accorded  to  Great  Britain.    It  is  now,  however,  under- 
stood,   that  the  German  Government  refuse   absolutely  to  recognize  the  sove- 
reignty of  Portugal,  and  that  they  would  not  be  satisfied  by  any  modification 
of  the  commercial  provisions  of  the  Treaty.     Her  Majesty's  Government  have 
observed  with  regret,   that   the  German   Government   object   to    any   special 
treatment  of  the  importation  of  brandy,  arms  and  ammunition,   as  provisions 
of   the  kind  have  been  generally  adopted   in   the   African    Tarifs   of  States 
possessing  Colonies  in  that  continent  with   a  view  to  prevent  the   demorali- 
zation    and    mutual  destructiou   of   the  native  races,    and  it  could  easily  be 
shown  that,  compared  with  most  of  these  Tariffs,  the  provisions  of  the  Mo- 
zambique  Tariff  are  in  this  respect  not  excessive.    Her  Majesty's  Government, 
however,   admit  that  it  would  be   superfluous  to  discuss  questions  of  detail 
considering  the  fundamental  character   of  the  objcctions  to  the  Treaty  itself 
entertained  by  the  German  Government.    These  objections  leave  no  hope,  that 
the   assent  of  Germany  to   the  Treaty  will  be   obtained,    and  Her  Majesty's 
Government  have  consequently  instructed  Mr.  Petre  to  inform  the  Portuguese 
Government  that  it  would  be  useless  to  proceed  to  its  ratification*).  ||  Whilst 
thus  abandoning  the  Treaty  they  have,  however,   pointed  out  to  the  Portu- 
guese Government  that  it  would  be  open  to  the  Governments  of  Great  Bri- 
tain and  Portugal  to  propose  an  arrangement  by  which  the  arrangemcnts  re- 
lating  to  a  River  Commission  would  be  retaincd,  an  international  character 


^)  Graf  Münster  meldete  dies  in  einem  Telegramm  vom  26.  Juni  [W  29].    Anm.  d.  R. 
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Nr.  8576.    ^ejug  giveu  to  tliem  in  accordance  with  the  original  proposals  of  Her  Maje- 

Gross- 

britannien.  sty's  Government.     The   terms   of  Prince  Bismarck  s  note  lead  Her  Majesty's 

30. Juni  1884.  QQygpmjjgjjj.  |.q  ijope,  that  such  a  proposal  would  receive  the  support  of  the 

German  Government,    and  it   is  their    wish  that   you    should  intimate  their 

readiness  to  enter  into  communication  with  them  on  the  subject,  and  to  ask 

for  their  co-operation.     I  am,  &c.  Granville. 


'Nr.  8577.  Deutschland.  —  Staatssekretär  des  Ausw.  an  den 
deutschen  Botschafter  in  Paris.  —  Die  Reichsregie- 
rung  ist  geneigt,  sich  mit  Frankreich  auch  über  das 
Nigergebiet  zu  verständigen.     [W.  30.] 

(Auszug.)  Berlin,  den  5.  Juli  1884. 

Nr.  8577.  Barou  Courccl   hat   nach   der   Rückkehr  von    seinem  letzten  Urlaub   mir 

Deutschland. 

5.  Juli  1884.  gegenüber  unter  Anderem  der  von  Euerer  Durchlaucht  ber&its  berichteten 
Uebereinstimmung  der  französischen  Regierung  mit  uns  hinsichtlich  der  Nütz- 
lichkeit einer  internationalen  Regelung  der  Kongofrage  Ausdruck  verliehen. 
Die  französische  Regierung  stehe  auf  demselben  prinzipiellen  Boden  wie  wir; 
sie  wünsche  die  Freiheit  des  Handels  und  der  Schifffahrt  sicherzustellen,  unter 
dem  Vorbehalt  der  Regelung  der  territorialen  Fragen.  ||  Der  Botschafter  liess 
zugleich  einfliessen,  dass  die  französische  Regierung  zu  einer  gleichen  Ver- 
ständigung bezüglich  des  Niger  geneigt  sein  würde,  falls  wir  eine  solche  für 
wünschenswerth  hielten.  Ich  war  einige  Tage  später  in  der  Lage,  dem  Baron 
Courcel  mitzutheilen ,  dass  der  Herr  Reichskanzler  eine  solche  Vereinbarung 
hinsichtlich  des  Niger  ebenfalls  für  angezeigt  erachte.  ||  Euere  Durchlaucht 
bitte  ich,  bei  gebotenem  Anlasse  Herrn  Jules  Ferry  auch  Ihrerseits  zu  sagen 
dass  wir  sehr  geneigt  seien,  dieser  Anregung  Frankreichs  Folge  zu  geben.  ||  Es 
gereiche  uns  zur  Genugthuung,  auch  in  diesem  Punkte  uns  in  Uebereinstim- 
mung mit  der  französicheu  Regierung  zu  wissen.  Wir  hätten  eine  internatio- 
nale Regelung  der  Handels-  und  Schifffahrtsverhältnisse  am  Niger  auch  unserer- 
seits schon  in  den  Bereich  der  Möglichkeit  gezogen. 

Graf  von   Hatzfeldt. 


Nr.  8578.  Grossbritannien.  —  Botschafter  in  Berlin  an  den 
engl.  Min.  des  Ausw.  —  Die  Anregung  zu  einer  Kon- 
ferenz ist  von  Portugal  und  nicht  vom  deutschen 
Reichskanzler  ausgegangen.     [B.  IL  7.] 

Berlin,  July  25,  1884. 
Nr.  8578.  My  Lord,  —  With  reference  to  your  Lordship's  despatch  of  the  19th  in- 

britanni'en.  staut,  respccting  the  Information  received  from  Her  Majesty's  Ambassador  at 
25.  Juli  1884.  Paris,  as  to  a  proposal  of  Prince  Bismarck  for  a  Conference  on  the  Congo 
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question,  I  learn  from  the  Minister  for  Foreign  Affairs  that  the  proposal  did  ^'-  ^^"^• 
not  come  from  the  German  but  from  the  Portuguese  Government,  as  stated  britannien. 
by  Prince  Bismarck  in  his  despatch  of  the  7th  ultimo  to  the  German  Am- ^S'^ihi?«*. 
bassador  in  London,  inclosed  to  me  in  your  Lordship's  despatch  of  the  30th 
ultimo.  II  A  sirailar  communication  to  that  made  by  Count  Münster  to  your 
Lordship  was  also  made  to  the  French  Government  without  any  additional 
overtures,  and  the  French  Government  expressed,  in  reply,  their  general  ad- 
herence  to  Prince  Bisraarck's  communication.  ||  My  French  colleague,  Baron 
de  Courcel,  also  teils  me,  that  the  proposal  for  a  Congo  Conference  originated 
with  the  Portuguese  Government,  and  not  with  the  German  Government,  ]|  It 
was  said  in  Berlin  to-day,  that  M.  Serpa  had  arrived,  but  neither  Count  Hatz- 
feldt  nor  Baron  de  Courcel  had  heard  any  confirmation  of  this  report.  I|  Al- 
tliough  I  have  no  authority  for  saying  so,  my  personal  impression  is  that  the 
Portuguese  Government  will  fall  to  obtain  the  recognition  by  Germany  of  the 
sovereign  rights  of  Portugal  over  the  Lower  Congo,  and  I  am  also  inclined 
to  think  that  the  German  Government  are  about  to  enter  into  negotiations 
with  the  Brüssels  International  African  Association  with  a  view  to  promoting 
German  interests  on  the  Congo.  ||  I  have,  &c. 

Ampthill. 


Nr.  8579.  Deutschland.  —  Staatssekretär  des  Ausw.  an  den 
deutschen  Botschafter  in  London.  —  Die  deutsche 
Regierung  wünscht  sich  mit  dem  Londoner  Kabinet 
über  die  kommerziellen  Principien  und  den  Geltungs- 
bereich einer  internationalen  Regelung  der  Kongo- 
frage zu  verständigen.  [W.  32.] 

(Auszug.)  Berlin,  den  26.  Juli  1884. 

Der  englische  Botschafter  hat  mir,  betreffend  die  Kongofrage,  mitgetheilt,    Nr.  8579. 
dass  die  englische  Regierung  auf  die  Ratifikation  ihres  Vertrages  mit  Portugal  ^®°*^''.''''^°'^" 
definitiv   verzichtet   habe.     An  die   desfallsige  Mittheilung   nach  Lissabon  sei 
die  Andeutung  geknüpft  worden,  es  würde  den  Regierungen  von  Grossbritan- 
nien und  Portugal  gleichwohl  freistehen,  den  Mächten   ein  Arrangement  vor-    • 
zuschlagen,    durch    welches    die  Abmachungen    des   Vertrages    in  Betreff   der 
Uferkommission  erhalten  blieben,  indem  man  derselben  einen  internationalen 
Charakter  gäbe.     Lord  Granville  schliesst  aus  dem  Wortlaut  des  Erlasses  des 
Herrn  Reichskanzlers  an  Euere  Excellenz  vom  7.  v.  M.,  dass  die  Kaiserliche 
Regierung  bereit  sein  würde,   einen  solchen  Vorschlag  zu  unterstützen.  ||  In 
Folge  dieser  Mittheilung  Lord  Ampthills  beehre  ich  mich.  Euere  Excellenz 
um  vertrauliche  Besprechung  der  Angelegenheit  mit  Lord  Granville  in  nach- 
stehendem Sinne  zu  ersuchen.  |j  Die  portugiesische  Regierung  hatte,  wie  dies 
in  dem   vorerwähnten  Erlass   vom  7.  v.  M.   ausdrücklich  in  den  Vordergrund 
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Nr.  8579.    gestellt  war,  ihrerseits  schon  vor  einiger  Zeit  die  Nothwendigkeit  einer  inter- 

Deutschland.  -i-rii  i-r-i  ,  i      •   ^  ■,  r-,         -i  • 

•26.  jnii  1884  nationalen  Kegelung  der  Frage  anerkannt  und  sich  zu  dem  Zwecke  mit  einem 
KonferenzYorschlage  nicht  nur  an  uns  und  England,  sondern  auch  an  andere 
Regierungen  gewandt.  Wir  haben  geantwortet,  dass  wir  den  Vorschlag  als 
nützlich  erachteten  und  unsererseits  zu  jeder  den  allgemeinen  Interessen  die- 
nenden Lösung  die  Hand  bieten  würden.  ||  Wir  hoffen,  dass  es  gelingen 
werde,  für  Centralafrika  ein  Regime  zu  finden,  unter  welchem,  ähnlich  wie  in 
Ostasien,  bei  Regelung  der  Handelsbeziehungen  das  Prinzip  der  Solidarität 
und  Gleichberechtigung  aller  Interessenten  zur  Geltung  gelangt.  In  Ostasien 
war  und  ist  das  gemeinsame  Bestreben  aller  Staaten  europäischer  Kultur  dar- 
auf gerichtet,  allmälig  diejenigen  Schranken  aus  dem  Wege  zu  räumen,  welche 
seitens  der  vorhandenen  Staatswesen  gegen  die  Berührung  mit  dem  Auslande, 
namentlich  gegen  den  fremden  Handel,  aufgerichtet  sind.  In  Centralafrika 
dagegen,  wo  anerkannte  und  widerstandsfähige,  sich  absperrende  Staatswesen 
nicht  bestehen,  kommt  es  darauf  an,  dass  durch  die  von  dem  Auslande  an- 
gestrebten staatlichen  Organisationen,  seien  es  selbständige  Staaten  oder  Ko- 
lonien europäischer  Mächte,  die  bestehende  Handelsfreiheit  nicht  zumVortheil 
einzelner  eingeschränkt  werde.  ||  Dieser  Zweck  würde  nicht  erreicht  werden, 
wenn  die  internationale  Verständigung  nicht  über  die  Regelung  der  Schiff- 
fahrt auf  dem  Kongofluss  hinausginge,  wie  dies  nach  dem  Wortlaute  der  De- 
pesche Lord  Granville's  und  nach  einer  Aeusserung  des  ünterstaatssekretärs 
Lord  E.  Fitzmaurice  in  der  Sitzung  des  Unterhauses  vom  27.  v.  M.  der  eng- 
lischen Regierung  anscheinend  vorschwebt.  ||  Nach  dem  Bericht  der  "Times" 
über  jene  Sitzung  erklärte  Lord  Fitzmaurice  auf  eine  Anfrage  Mr.  Maxwells 
über  die  Kompetenz  der  in  Aussicht  genommenen  internationalen  Kongo-Ufer- 
Kommission,  dass  dieselbe  nur  mit  der  Schifffahrt  auf  dem  Kongo  und  nichts 
mit  der  Frage  der  Zölle  zu  thun  haben  würde.  ||  Nach  unserer  Ansicht  muss 
die  internationale  Verständigung  alle,  den  Handel  zu  Lande  wie  zu  Wasser 
berührenden  Fragen  für  das  ganze  Kongobecken  regeln,  und  zwar  um  so  mehr, 
als  über  die  Bedeutung,  welche  diese  Wasserstrasse  für  den  Handel  hat,  die 
Ansichten  bekanntlich  sehr  von  einander  abweichen.  |j  Es  würde  daher  ein 
Arrangement,  welches  nur  die  Schifffahrt  auf  dem  Kongofluss  unter  eine  inter- 
nationale Kontrole  stellte,  dagegen  den  Handelsverkehr  auf  dem  Landwege 
dem  Belieben  derjenigen  Staaten  und  Kolonien  überliesse,  welche  sich  dort 
einrichten  werden,  eine  sehr  unvollkommene  Lösung  sein.  |I  Ich  fasse  die  vor- 
stehenden Bemerkungen  dahin  zusammen,  dass  wir  uns  mit  dem  Londoner 
Kabinct  über  die  kommerziellen  Prinzipien  und  über  den  Geltungsbereich 
einer  internationalen  Regelung  der  Kongofrage  zu  verständigen  wünschen,  und 
dass  unseres  Erachtens  die  anzustrebende  internationale  Verständigung  zum 
Zweck  haben  sollte,  den  Grundsatz  der  Gleichberechtigung  aller  Nationen  in 
Bezug  auf  den  Handel  in  dem  ganzen  Kongogebiet  zur  Anerkennung  zu 
bringen  und  zugleich  wirksame  Garantien  dafür  zu  schaffen,  dass  in  diesem 
für  alle  Nationen  gleich  wichtigen  Wirthschaftsgebiet  die  bestehende  Handels- 
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freiheit    durch    territoriale   Einrichtungen    nicht  über   Gebühr   und   nicht  zum    Nr.  8579. 
Vortheil  einzelner  Mächte  beschränkt  werde.  ||  Einem  gefälligen  Bericht  über J^g^jtiflgs* 
die  Aufnahme  Ihrer  Mittheilungen    werde   ich   mit   lebhaftem  Interesse    ent- 
gegensehen, Graf  von  Hatzfeldt. 


Nr.  8580.  Deutschland.  — Botschafter  in  London  an  den  Reichs- 
kanzler. —  Entgegenkommen  der  engl.  Regierung. 
[W.  33.] 

(Auszug.)  London,  den  8,  August  1884. 

Ich  habe  die  Ehre  gehabt,  den  Hohen  Erlass  vom  26.  Juli,  die  Kongo-  Nr.  8580. 
frage  betreffend,  zu  erhalten.  ||  Dem  mir  gegebenen  Auftrage  gemäss  habe  ich  JTug.^isst 
Lord  Granville  mitgetheilt,  dass  meine  Hohe  Regierung  wünscht,  bevor  sie 
sich  an  der  durch  Portugal  vorgeschlagenen  Konferenz  betheiligt,  sich  mit  der 
Königlich  grossbritannischen  Regierung  sowohl  über  die  Prinzipien,  welche  den 
demnächstigen  Verhandlungen  zu  Grunde  liegen  sollen,  als  über  den  Geltungs- 
bereich einer  internationalen  Regelung  der  Kongofrage  zu  verständigen.  |i  Lord 
Granville  erwiderte,  dass  er  in  Beziehung  auf  die  Prinzipien  vollständig  mit 
der  Kaiserlichen  Regierung  einverstanden  sei  und  mit  Euerer  Durchlaucht 
gern  bereit  sein  werde,  die  Grundsätze  der  Gleichberechtigung  aller  Nationen 
in  Bezug  auf  Handel  in  dem  ganzen  Kongogebiet  zur  Anerkennung  zu  bringen. 
Lord  Granville  bemerkte  dabei,  dass  die  zweite  Frage,  wie  wirksame  Garan- 
tien dafür  zu  schaffen  seien,  dass  in  diesem  wichtigen  Handelsgebiete  die 
Handelsfreiheit  nicht  über  die  Gebühr  beschränkt  werde,  grössere  Schwierig- 
keiten bieten  werde,  und  dass  es  ihm  von  höchster  Wichtigkeit  scheine,  dass 
England  und  Deutschland  sich  über  die  Haltung  und  Richtung,  die  sowohl 
Portugal  als  auch  der  belgischen  Internationalen  Gesellschaft  gegenüber  ein- 
zuschlagen seien,  vorher  verständigten.  Münster. 


Nr.  8581.  DEUTSCHLAND.  —  Reichskanzler  an  den  franz.  Bot- 
schafter in  Berlin.  —  Einverstäudniss  mit  Frank- 
reich über  die  Anwendung  der  Grundsätze  der  Wie- 
ner Kongress-Akte  auf  den  Kongo  und  den  Niger 
sowie  über  die  Festsetzung  von  bestimmten  Forma- 
litäten bei  Besitzergreifungen  in  Afrika.  Vorschlag 
der  Berufung  einer  Konferenz  über  diese  Punkte. 
[G.  1.  25.]*) 

Berlin,  le  13  septembre  1884, 
Apres  avoir  rendu  corapte  ä  Sa  Majeste  l'Empereur  et  Roi  des  entretiens   ^'■-  ^^^^- 

X    -IT        •         •,  f  1  .  Deutschland. 

que  nous  avons  eus  a  Varzin,  j'en  resume  le  contenu  dans  cette  note  que  je  13.sept.i884. 
*)  Uebersetzung  im  Weissbuch  Nr.  34. 
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Nr.  85S1,    ppig  Votre  Excellence   de  vouloir  bien  communiquer  au  Gouvernement  de  la 

Deutsculand. 

i3,sept.i884.  Republique.  ||  Les  actes  d'occupation  recemment  accomplis  sur  la  cöte  occi- 
deutale  d'Afrique  nous  y  ayant  mis  en  rapport  de  voisinage  avec  des  colonies 
et  des  etablissemeuts  frangais,  nous  desirons  regier  d'accord  avec  le  Gouver- 
nement fran^ais  la  Situation  qui  resulte  des  prises  de  possession  effectuees 
dans  ces  parages  par  des  commissaires  allemands.  Si,  parmi  celles-ci,  il  s'en 
trouvait  qui  pourraient  ne  pas  s'accorder  avec  les  droits  et  la  politique  de 
la  France,  nous  n'avons  pas  l'intention  de  les  maintenir.  L'etendue  des  pos- 
sessions  colonialcs  n'est  pas  l'objet  de  notre  politique;  nous  ne  visons  qu'ä 
assurer  au  commerce  allemand  l'acces  de  l'Afrique  sur  des  points  jusqu'ici 
iudependants  de  la  domination  d'autres  Puissances  europeennes.  Les  rapports 
officiels  de  M,  Nachtigal  et  des  autorites  coloniales  frangaises  ne  tarderont 
pas  ä  mcttre  au  clair  les  points  sur  lesquels  le  defaut  d'informations  precises 
sur  des  cbangements  nouvellement  survenus  dans  l'etat  des  choses  aura  pu 
donner  lieu  ä  une  concurrence  en  dehors  de  nos  intentions.  ||  En  attendant, 
je  prie  Votre  Excellence  de  se  faire  l'interprete,  aupres  du  Gouvernement 
frangais,  de  la  satisfaction  que  nous  eprouvons  ä  constater  l'accord  oü  les 
deux  Gouvernements  se  trouvent  au  sujet  des  principes  les  plus  importants 
qu'il  serait  de  leur  interet  commun  d'appliquer  au  commerce  d'Afrique  et  de 
recommander  aux  autres  nations  interessees.  [|  De  meme  que  la  France,  le 
Gouvernement  allemand  observera  une  attitude  bienveillante  ä  l'endroit  des 
entreprises  beiges  sur  les  rives  du  Congo,  par  suite  du  desir  qu'ont  les  deux 
Gouvernements  d'assurer  ä  leurs  nationaux  la  liberte  de  commerce  dans  toute 
l'etendue  de  l'fitat  futur  du  Congo  et  dans  les  positions  que  la  France  tient 
sur  ce  fleuve  et  qu'elle  se  propose  d'assimiler  au  Systeme  liberal  qu'on  attend 
de  cet  £tat  ä  constituer,  Ces  avantages  resteraient  acquis  aux  nationaux 
allemands  et  leur  seraient  garantis,  dans  le  cas  oü  la  France  se  trouverait 
appelee  ä  exercer  le  droit  de  preference  accorde  par  le  Roi  des  Beiges,  en 
cas  d'alienation  des  acquisitions  faites  par  la  Compagnie  du  Congo.  ||  L'echange 
de  vues  que  j'ai  eu  Thonneur  d'avoir  avec  Votre  Excellence  prouve  que  les 
deux  Gouvernements  sont  egalement  desireux  d'appliquer  h  la  navigation  du 
Congo  et  du  Niger  les  principes  que  le  Congres  de  Vienne  avait  adoptes  pour 
assurer  la  liberte  de  la  navigation  de  quelques  fleuves  internationaux,  et  qui 
plus  tard  ont  et6  appliquees  au  Danube.  ||  Pour  assurer  le  developpement  re- 
gulier du  commerce  europeen  en  Afrique,  il  serait  en  meme  temps  utile 
d'arriver  ä  un  accord  sur  les  formalites  ä  observer  pour  que  des  occupations 
nouvelles  sur  les  cotes  d'Afrique  soient  considerees  comme  effectives.  ||  Je 
prie  Votre  Excellence  de  bien  vouloir  proposer  au  Gouvernement  de  la  Re- 
publique de  constater  l'identite  de  nos  vues  sur  ces  points,  par  voie  d'un 
echange  de  notes,  et  d'inviter  les  autres  Cabinets  Interesses  dans  le  commerce 
d'Afrique  h  se  prononcer,  dans  une  Conference  ä  convoquer  dans  ce  but,  sur 
les  stipulations  convenues  entre  les  deux  Puissances. 

de  Bismarck. 
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Nr.  8582.  Frankreich.  —  Botschafter  in  Berlin  an  den  deut- 
schen Reichskanzler.  —  Zustimmung  zur  Berufung 
einer  Konferenz.     [Gr.  I.  26.]*) 

Berlin,  le  29  septembre  1884. 
Mon  Prince,  —  Je  n'ai  pas  manque  de  communiquer  ä  mon  Gouvernement   ^'■-  ^^^2. 
la  note  que  Votre  Altesse  Serenissime  m'a  fait  l'honneur  de  m'adresser,  sous29.sert.1ss4. 
la  date  du  13  de  ce  mois,    et  dans  laquellc  Elle   a   bien  voulu  resumer  la 
substance  des    entretiens   que    nous  avons   eus  ä  Varzin.  ||  Le  Gouvernement 
de   la  Republique   frauQaise   n'est    pas   moins    desireux  que    le   Gouvernement 
imperial  d'Allemagne  de  regier  dans  un  esprit  de  bonne  entente  mutuelle  les 
rapports  de  voisinage  qui  peuvent  resulter  de  la  prise  de  possession,  au  nom 
de  l'Empire  alleraand,  de  plusieurs  points  de  la  cote  occidentale  d'Afrique  ä 
proximitö  des  etablissements  frangais.    M.  Jules  Ferry  a  regu  avec  satisfaction 
l'assurance   que,   si  certains  actes    des  commissaires  allemands  se  trouvaient 
n'etre  point  en  harmonie  avec  les  droits    et  la  politique  de  la  France  dans 
ces   parages,    le  Gouvernement  imperial  d'Allemagne  ne   se   proposait  pas  de 
les  maintenir.     En  me   chargeant  de  reraercier  Votre  Altesse  Serenissime  de 
ce  temoignage  de  son  bon  vouloir  et  de  la  parfaite  loyaute  de  ses  intentions, 
le  President  du  Conseil  exprime  la  confiance  qu'aussitöt  que  des  informations 
prises  sur  l'etat  de  choses  ä  la  cöte  africaine   seront  parvenues   en  Europe, 
les  deux  Gouvernements  n'auront  pas  de  peine  ä  s'entendre  sur  les  delimita- 
tions  reciproques.  ||  M.  Ferry  n'a  pas   ete    moins   heureux   que  Votre  Altesse 
Serenissime  de  pouvoir  constater  que  l'accord   entre  les  deux  Gouvernements 
portait    sur    des    principes    de    haute   valeur,    qu'il   est   d'un    interet    commun 
d'ai)pliquer  au  commerce  d'Afrique  et  de  voir  reconnaitre  par  toutes  les  na- 
tions.  |]  Le  Gouvernement  de  la  Republique  fran^aise  met  au  premier  rang  de 
ces  principes  la  liberte  du  commerce  dans  le  bassin  et  les  embouchures  du 
Gongo.     L'Association  internationale  africaine,    qui  a  fonde  sur  ce  fleuve  un 
certain  nombre  de  stations,  se  declare  prete  a  l'admettre  dans  toute  l'etendue 
des  territoires  sur  lesquels  eile  exerce  des  droits.    De  son  cöte,  la  France  est 
disposee  ä  accorder  egalement  la  liberte  commerciale  dans  les  positions  qu'elle 
tient  ou  qu'elle  pourra  acquerir  plus  tard   sur  le  Congo;   eile  se  proposerait 
meme  de  maintenir  cette  liberte,  dans  le  cas  oü  eile  se  trouverait  appelee  ä 
recueillir  le  benefice  des  arrangements  quQ  Votre  Altesse  Serenissime  a  visös 
dans  sa  note  et  qui  assurent  ä  la  France  le  droit  de  preference  en  cas  d'alie- 
nation  des  territoires  acquis  par  l'Association  internationale.    Ces  concessions, 
de  la  part  de  la  France,  demeurent  naturellement  subordonnees  ä  la  condition 
de  reciprocite.  ||  Par  la  liberte  du  commerce,  nous  entendons  le  libre  acces 
pour  tous  les  pavillons,  l'interdiction  de  tout  monopole  ou  traitement  differen- 
tiel;   mais  nous  admettons  l'etablissement  de  taxes  qui  pourront  etre  pergues 


*)  üebersetzung  im  Weissbuch  Nr.  35. 
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Nr.  8582.  comme  compensation  de  depenses  utiles  pour  le  commerce.  11  II  est  bien  con- 
29.Sept.i8S4.  ■^GDi  QU  CD  poursuivant  1  Institution,  dans  le  bassm  du  Congo,  du  regime  de 
la  liberte  commerciale,  et  en  se  declarant  pret  ä  y  contribuer  pour  sa  part, 
le  Gouvernement  frangais  ne  se  propose  pas  d'6tendre  l'application  de  ce  re- 
gime ä  ses  etablissements  coloniaux  du  Gabon,  de  la  Guinee  ou  du  Senegal.  || 
Le  Gouvernement  de  la  Republique  est  d'accord  avec  le  Gouvernement  impe- 
rial d'AUemagne  pour  considerer  comme  desirable  que  les  principes  adopt^s 
par  le  Congres  de  Vienne  en  vue  de  consacrer  la  liberte  de  la  uavigation 
sur  plusieurs  fleuves  internationaux ,  principes  appliques  plus  tard  au  Danube, 
soient  appliques  egalement,  sous  la  surveillance  et  la  garantie  des  Puissances 
interessees,  au  Congo  et  au  Niger.  ||  Nous  pensons  aussi  qu'afin  d'assurer  le 
developpement  regulier  du  commerce  europeen  en  Afrique  et  de  prevenir  des 
contestations  regrettables  au  sujet  de  l'etat  des  possessions  territoriales  entre 
les  diff^rentes  nations,  11  serait  utile  d'arriver  ä  un  accord  sur  les  formalites 
ä  observer  pour  que  des  occupations  nouvelles  sur  les  cötes  de  l'Afrique 
soiont  considerees  comme  effectives.  ||  L'identite  des  vues  se  trouvant  constatee, 
sur  ces  differents  points,  entre  le  Gouvernement  de  la  Republique  fran^aise 
et  le  Gouvernement  imperial  d'AUemagne,  M.  Jules  Ferry  m'a  Charge  de  faire 
savoir  ä  Votre  Altesse  Serenissime  qu'il  etait  pret  ä  s'entendre  avec  Elle 
pour  qu'une  invitation  soit  adress6e  aux  autres  Cabinets  Interesses  dans  le 
commerce  d'Afrique,  en  vue  de  la  reunion  d'une  Conference  qui  serait  appelee 
ä  se  prononcer  sur  les  regles  admises  de  commun  accord  par  la  France  et 
par  l'AUemagne.  Alph.    de    Courcel. 


Nr.  8583.  Deutschland.  —  Reichskanzler  an  den  franz.  Bot- 
schafter in  Berlin.  —  Modus  der  Einberufung  und 
Verzeichnlss  der  einzuladenden  Staaten.     [G.  I.  27.] 

Friedrichsruhe,  le  30  septembre  1884. 
Nr.  85S3.  Monsieur  l'Ambassadeur,  —  J'ai  eu  l'honneur  de  recevolr,  la  note  que  Votre 

Deutschland. gxßgljgjjßg   g^   ljjgjj  youlu  m'adrcsscr,  le  29  de  ce  mols,   et  ie  constate  avec 

30.Sept.l8S4.  '  '  J 

satlsfactlon  l'identite  de  vues  qul  se  trouve  alnsl  stabile  entre  nos  deux 
Gouvernements  sur  les  differents  points  developpes  dans  ma  note  du  13  du 
courant.  Le  Gouvernement  de  la  Republique  frangaise  ayant  egalement  ad- 
here  ä  l'ldee  de  reunlr  en  Conference  ä  Berlin  les  representants  des  autres 
Cabinets  Interesses  dans  le  commerce  d'Afrique,  11  paraitralt  utile  de  pro- 
c6der  Sans  retard  ä  Tlnvitation  de  ces  derniers,  de  sorte  que  l'ouverture  de 
la  Conference  püt  avolr  Heu  dans  le  courant  du  mols  d'octobre.  Comme  Puis- 
sances Interessees  dans  le  commerce  d'Afrique,  je  me  permettrai  de  signaler 
la  Grande-Bretagne,  les  Pays-Bas,  la  Belglque,  l'Espagne,  le  Portugal  et  les 
£tats-Unls  d'Amerlque,  tout  en  declarant  d'avance  l'accord  de  l'AUemagne,  sl 


"j  Uebersetzung  im  Weissbuch  Nr.  36. 
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le   Gouvernement  de  la  R^publique    jugeait   opportun  d'etendre  l'invitation  ä   ^^-  ^^^3- 

^  Deutschland. 

d'autres  Puissances  maritimes  dout  le  concours  lui  semblerait  desirable.  Pour30.sept.i884. 
assurer  aux  resolutions  de  la  Conference  l'assentiment  g^neral,  il  conviendrait 
peut-etre  de  convier  plus  tard  toutes  les  grandes  Puissances  et  les  £tats 
scandinaves  ä  prendre  part  aux  deliberations;  mais,  pour  acc616rer  la  reunion 
de  la  Conference,  11  sera  utile  de  se  borner  pour  le  moment  ä  l'invitation  des 
Puissances  les  plus  interessees.  |]  Je  vous  serais  oblige,  Monsieur  l'Ambassa- 
deur,  si  vous  vouliez  bien  porter  ce  qui  precede  ä,  la  connaissance  de  votre 
Gouvernement,  dont  j'attendrai  la  reponse  pour  proceder  sans  delai  ä.  l'invi- 
tation des  Puissances.  de  Bismarc k. 


Nr.  8584.  Frankreich.  —  Botschafter  in  Berlin  an  den  deut- 
schen Reichskanzler.  —  Zustimmung  der  franz.  Re- 
gierung.    [G.  I.  28.] 

Berlin,  le  2  octobre  1884. 
Mon  Prince,  —  Je  me  suis  empresse  de  porter  ä  la  connaissance  de  mon   Nr.  858^. 

.         .  _,  ,      Franlireieh. 

Gouvernement  les  vues  exposees  dans  la  communication  de  Votre  Altesse  be- ,  oct.  i884. 
renissime,  en  date  du  30  septembre,  concernant  la  reunion  ä  Berlin  d'une 
Conference  de  representants  des  differentes  nations  qui  sont  interessees  dans 
le  commerce  de  l'Afrique  occidentale.  ||  Le  Gouvernement  de  la  Republique 
me  Charge  de  vous  informer  de  son  acquiescement  ä  vos  suggestions  touchant 
l'epoque  oü  l'ouverture  de  la  Conference  pourrait  avoir  lieu  et  la  procedura 
ä  suivre  pour  les  invitations.  M.  Jules  Ferry  pense,  comme  Votre  Altesse 
Serenissime,  qu'outre  la  France  et  l'AUemagne,  les  Puissances  qui  devraient 
prendre  part  tout  d'abord  ä  cette  Conference  sont  la  Grande -Bretagne,  les 
Pays-Bas,  la  Belgique,  l'Espagne,  le  Portugal  et  les  £tats-Unis  de  l'Amerique 
du  Nord;  il  partage  egalement  votre  avis  sur  ce  point  qu'afiin  d'assurer  aux 
resolutions  de  la  Conference  l'assentiment  general,  il  conviendrait  de  convier 
plus  tard  toutes  les  grandes  Puissances  et  les  Etats  scandinaves  ä  s'associer 
aux  deliberations.  Alph.  de  Courcel. 


Nr.    8585.      Deutschland.  —  Geschäftsträger  in  London  an  den 
engl.  Min.  des  Ausw.    —    Einladung  zur  Konferenz*). 

Ambassade  d'Allemagne,  le  8  Octobre,  1884. 
Le  Soussigne,  Charge  d' Affaires  d'Allemagne,  a  l'honneur,  d'ordre  de  son   Nr.  ssss. 

Deutschland. 

*)  Nach  dem  Weissbuch  [Nr.  36]  ist  zufolge  Circular-Erlasses  vom  6.  October  1884^-  ^'=*-  ^^^^• 
eine  entsprechende  Note  an  die  Regierungen  von  Belgien,  Dänemark,  Grossbritannien, 
Itahen,  der  Niederlande,  Oesterreich-Ungarn,  Portugal,  Russlaud,  Schweden  und  Nor- 
wegen, Spanien  und  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  später  auch  der  Türkei   . 
gerichtet.  Anm.  der  Red. 
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Nr.  8585.  Govemement,  de  porter  ä  la  conaissance  de  son  Excellence  le  Secretaire  d'fitat 
8.  Oct.  1884.  pour  les  Affaires  Etraugeres  de  Sa  Majestö  Britannique  ce  qui  suit.  ||  L'exten- 
sion  que  le  commerce  de  l'Afrique  Occideutale  a  prise  depuis  quelque  temps 
a  suggere  aux  Gouvernements  d'AUemagne  et  de  France  l'idee  qu'il  serait  de 
l'interet  commun  des  nations  engagees  dans  ce  commerce  de  regier  dans  un 
esprit  de  bonne  entente  mutuelle  les  conditions  qui  pourraient  en  assurer  le 
developpement  et  prevenir  des  contestations  et  des  malentendus. 

Pour  atteindre  ce  but  les  Gouvernements  d'Allemagne  et  de  France  sont 
d'avis  qu'il  serait  desirable  d'etablir  un  accord  sur  les  principes  suivants:  — 1| 

1.  Liberte    du   commerce    dans    le    bassiu    et    les    embouchures    du    Congo.  || 

2.  Application  au  Congo  et  au  Niger  des  principes  adoptes  par  le  Congrös  de 
Vienne  en  vue  de  consacrer  la  liberte  de  la  navigation  sur  plusieurs  fleuves 
internationaux ,  principes  appliques  plus  tard  au  Danube.  |1  3.  Definition  des 
formalites  a  observer  pour  que  des  occupations  nouvelles  sur  les  cotes  d'Afri- 
que  soient  considerees  comme  effectives. 

A  cet  effet  le  Gouvernement  d'Allemague,  d'accord  avec  le  Gouvernement 
de  la  Republique  Frangaise,  propose  que  des  representants  des  differentes 
Puissances  interessees  au  commerce  d'Afrique  se  reunissent  en  Conference  ä 
Berlin  dans  le  courant  de  ce  mois,  si  faire  se  peut,  pour  arriver  ä  une  en- 
tente sur  les  principes  qui  viennent  d'etre  enonces.  ||  Le  Soussigne,  Charge 
d' Affaires  d'Allemagne,  d'ordre  de  son  Gouvernement,  a  l'honneur  de  prier  son 
Excellence  le  Comte  Granville  de  vouloir  bien  lui  faire  savoir  si  le  Gouver- 
nement de  Sa  Majeste  Britannique  est  dispose  ä  participer  ä  la  Conference 
projetee.  Le  Soussigne  se  permet  d'ajouter  qu'une  invitation  semblable  est 
simultanement  adressee  aux  Gouvernements  de  Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges, 
de  Sa  Majeste  le  Roi  d'Espagne,  de  la  Republique  Frangaise,  de  leurs  Majestes 
la  Reine  de  Grande-Bretagne,  du  Roi  des  Pays-Bas,  du  Roi  de  Portugal  et 
au  Gouvernement  des  Etats-Unis  d'Amerique,  et  qu'afin  d'assurer  aux  resolu- 
tions  de  la  Conference  l'assentiment  general,  les  Gouvernements  d'Allemagne 
et  de  France  ont  l'intention  de  convier  plus  tard  toutes  les  Grandes  Puissances 
et  les  Etats  Scandinaves  ä  s'associer  ä  ces  dßliberations. 

Le  Soussigne,  &c. 

L.   P 1  e  s  s  e  n. 


Nr.  8586.  Grossbritannien.  —  Min.  des  ausw.  an  den  deut- 
schen Geschäftsträger  in  London.  —  Bittet  um  einige 
Erläuterungen  zu  dem  Konferenz-Programm. 

Foreign  Office,  October  8,  1884. 
Nr.  8586.  M.  Ic   Charge   d'Affaires,    —    Her  Majesty's  Government  having  already 

come  to  an   understanding  with  the  German  Government,  and  being,  as  they 


Gross- 
britannien 


8.  Oct.  1884.  believe,  in  complcte  accord  with  them   upon  thc  general  principles  of  liberty- 
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of  navigation  aud  commerce  in  Africa,  have   lost  no  time  in  considering  the    Nr.  ssse. 
invitation  to  a  Conference  upon  these  subjects  vvhich  they  have  received  from  briUnn'ien. 
you  to-day.  ||  They  gladly  welcome  an  opportunity  for  giving  a  general  and^-  ^ct- 1884. 
formal  sanction  to  those  important  principles  and  for  discussing  various  de- 
tails  bearing  upon  the  colonization  and  commerce  of  Africa.  |1  I  have  therefore 
to  convey  to  you  their  acceptance,  in  principle,  of  the  invitation  of  the  Ger- 
man  Government  to  a  Conference,  and  tlieir  concurrence  in  the  proposal  that 
it  should  meet  soon  at  Berlin.  ||  With  a  view,   however,    to  maintaining  as 
coraplete  an  understanding  as  possible  between  the  two  Governments,  and  to 
facilitating  the  work  of  the  Conference,  I  should  be  glad,  before  sendiug  a 
formal  acceptance,  to  receive  confidentially  or  otherwise  some  further  expla- 
nations  as  to  the  points  which  are  to  be  discussed.  ||  The  expression  "freedom 
of  commerce"  is  commonly  used  in   so  many  different  senses,  varying  from  a 
raere  absence  of  prohibition  to  trade  up    to  a  complete   exemption  from  all 
duties  and  charges,  that  Her  Majesty's  Government  assume  that  the  German 
Government  agree  with  them,  that  duties  should  be  moderate  in  amount,  and 
that  there  should  be  complete  equality  of  treatment  for  all  foreign  traders.  [| 
I  observe  also,  that  your  note  proposes  the  establishment  of  freedom  of  com- 
merce in  the  basin  of  the  Congo,  but  only  freedom  of  navigation  in  the  River 
Niger,  and  I  am  therefore  in   some  doubt  as  to  whether  it  was  intended  to 
make  a  difference  in  the  position  of  foreign  traders  in  the  two  rivers.   I  need 
scarcely  say,   that   Her   Majesty's    Government    would   gladly  see    the    füllest 
freedom   both    of  navigation    and   commerce   secured,  not   only  for  the  Niger 
and  Congo,  but  that  they  would  also  welcome  the  extension    of  the  principle, 
as  far  as  circumstances  would  permit,  to  other  rivers  in  Africa.  j|  The  Regu- 
lations  of  the  Congress  of  Vienna  in   1815   for  the  navigation  of  rivers   re- 
ferred  exclusively  to   such  as  ran  through  the  well-defined  territories  of  civi- 
lized  States,   whereas  the  Regulations  to  be  made  for  the  navigation  of  the 
Congo  and  Niger  will  have   to    deal  with    rivers  whose  course  lies  through 
the  imperfectly  kuown  tracts  occupicd  by  savage  tribes.    The  problem  there- 
fore to  be   solved  is  the  application  of  the   general  principles  of  the  Treaty 
of  Vienna    to   the    very    different    circumstances    that   present   themselves   in 
Africa,    and    upon    the   Solution   of   this   difficulty  Her  Majesty's   Government 
would    be  glad  to  learn,    as    far    as    possible,    the  conclusious  at  which  tlie 
German  Government  has  arrived.  ||  Upon  tlie  still  larger  question  of  the  prin- 
ciples upon  which  annexations  of  unoccupied  territory  should  be  founded.  Her 
Majesty's  Government  would  also  be  glad  to    be  favoured  with  the  views  of 
the  general  principle  on  which  the  German  Government  propose  to  base  the 
agreement.  ||  I  need  not  assure  you,  that  it  is  with  no  desire  to  raise  unneces- 
sary  difficulties  or  in  anticipation  of  any  difference  of  opinion  that  Her  Ma- 
jesty's Goverment  seek  for  further  Information  upon  the  above-meutioned  points, 
but  as  I  have  already  said,   the   questions    are    asked    only  to  facilitate  the 
harmonious  and  speedy  work  of  the  Conference.  ||  Her  Majesty's  Government 
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observe  with   satisfaction ,  tliat  the  German  Government  propose  to  invite  all 
Gross-  '■      ^ 


J^r.  8586. 

Gross- 
britannien, the   Powers    who    have    commercial    or    territorial    interests   on  the   Western 

8.0ct.i8S4.Coast  of  Africa.  ||  I  have,  &c. 


G  r  a  n  V  i  11  e. 


Nr.  8587.    Grossbritannien.  —  miu.  des  ausw.  an  den  engl. 

Botschafter  in  Berlin.  —  Die  deutsche  Regierung  hält 
weitere  Vorverhandlungen  für  überflüssig. 

Foreign  Office,  Octobre  11,  1884. 
Nr.  8587.  gjj.^  —  Barou  vou  Plessen  called  to-day  to  communicate  the  substance 

Gross- 
britannien, of  the  preliminary  answer  of  the  German  Government  to  the  request  of  Her 

ii.oct.  1884.  ]^jg^jgg|.y'g  Government  for  some  explanatiou  of  the  terms  used  in  the  invita- 
tion  to  the  West  African  Conference,  copy  of  which  was  inclosed  in  my 
despatch  to  Mr.  Scott  of  the  8th  instant.  ||  He  said,  that  the  reply  would  be 
to  the  efFect  that  if  the  points  in  question  could  have  been  arranged  by  cor- 
respondence  between  the  different  Governmeuts  there  would  be  no  use  in 
having  a  Conference,  and  that,  as  the  particular  points  upon  which  wo  asked 
explanations  were  to  be  cleared  up  by  the  discussions  of  the  Conference,  it 
would  be  unnecessary  to  try  to  arrive  at  any  previous  understauding.  ||  He 
said,  that  the  formal  answer  would  arrive  in  a  few  days,  and  that  bis  Infor- 
mation as  to  its  nature  had  been  communicated  to  him  in  reply  to  a  telegram 
which  he  had  sent  on  receipt  of  our  answer.  ||  It  was  pointed  out  to  him, 
that  Her  Majesty's  Government  had  not  proposed  to  come  to  an  agreement 
respecting  the  points  referred  to,  but  had  only  asked  for  a  definition  of  the 
terms  used.  ||  He  replied,  that  he  had  understood  our  communication  in  this 
scnse,  and  had  so  explained  it  to  bis  Government.  ||  He  added,  in  reply  to 
an  inquiry,  that  he  did  not  kuow  who  would  preside  at  the  Conference,  but 
that  he  supposed  that  its  members  would  consist  of  the  Representatives  at 
Berlin  of  the  Powers  who  had  been  invited.  j]  I  am,  &c. 

Granville. 


Nr.  8588.    Grossbritannien.  —  Min.  des  ausw.  an  den  engl. 

Botschafter  in  Berlin.  —  Beharrt  auf  dem  Verlangen 
nach  näherer  Information.     [B.  II.  18.] 

Foreign  Office,  October  17,  1884. 
Nr.  8588.  Sir,  —  As  it  appeared  from  your  Excellency's  despatch  of  the  llth  in- 

,  ^J"^^'     stant  that  tlie  German  Government  were   indisposed  to   give  the  explanations 

britannion. 

i7.0ct.i884.requested   by   Her    Majesty's    Government   before   the    meeting    of  the  West 
African  Conference,   and  as  this  was   confirmed  by  Baron  von  Plessen,  I  in- 
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structed  you  by  telegraph  to  obtain,  if  possible,  a  brief  delay  in  forwarding    Nr.  ssss. 

Gross- 

the  reply,  in  order  to  enable  me  to  make  certain  observations.  My  object  britannien. 
in  so  doing  was  to  endeavour  to  gain  sufficient  time  to  remove  the  miscon-^^-^*^*-^^^- 
ception  which  must  apparently  exist  at  Berlin  as  to  the  nature  and  object  of 
our  request.  \\  It  is  hardly  necessary  for  me  to  repeat,  that  a  general  agrce- 
ment  for  the  application  to  the  West  Coast  of  Africa  of  the  principles  of 
liberty  of  commerce  and  navigatiou  would  be  welcomed  in  this  country,  as 
the  realization  of  the  hopes  which  have  always  been  entertained  here  from 
the  time  when  we  first  undertook  the  task  of  exerting  our  energies  for  the 
amelioration  of  the  native  races  by  suppressing  the  export  of  slaves;  but  I 
raay  refer  to  the  fact  that,  so  long  ago  as  the  26th  May,  Her  Majesty's  Go- 
vernment invited  an  interchange  of  views  with  the  German  Government,  and 
invited  their  support  in  the  endeavour  to  place  the  general  control  of 
the  navigation  of  the  Congo  on  an  international  footing,  this  being  the 
policy  which  they  had  consistently  advocated  in  the  negotiations  with  Por- 
tugal. II  The  German  Government  can,  it  is  thought,  have  now  no  doubt  as 
to  the  acceptance  by  Her  Majesty's  Government  of  the  general  objects  for 
which  the  Conference  is  summoned.  j|  But  Her  Majesty's  Government  had  had 
no  intimation,  that  Germany  and  France  proposed  to  issue  invitations  for  a 
Conference.  On  the  contrary,  since  Prince  Bismarck  on  the  7th  June  infor- 
med  them  that  he  could  not  assent  to  the  provisions  of  the  Anglo-Portuguese 
Treaty,  bis  Highness,  when  he  has  referred  to  the  idea  of  a  Conference,  has 
always  spoken  of  it  as  having  emanated  from  Portugal.  It  was  on  the  7th 
instant  only  that  Baron  von  Plessen  prepared  Her  Majesty's  Government  for 
the  arrival  of  the  invitation,  which  he  presented  on  the  following  day.  On 
the  same  day  ou  which  the  invitation  was  received  Her  Majesty's  Government 
gave  their  adhesion  in  principle  to  the  proposal.  It  might  have  been  ex- 
pected,  that  the  promptitude  of  this  answer  would  have  been  cordially  recog- 
iiized,  and  that  the  request  for  explanations  by  which  it  was  accompanied 
would  have  been  considered  natural  and  reasonable,  and  Her  Majesty's  Go- 
vernment have  learnt  with  regret  that  a  different  Impression  appears  to  have 
been  produced.  (|  So  far  is  it  from  being  unusual  that  explanations  should  be 
given  to  Powers  invited  to  take  part  in  a  Conference  that  it  has  not  uufre- 
quently  happened  that  it  has  been  thought  advisable  to  go  further,  and  to 
invite  a  prelimiuary  agreement  both  as  to  matter  and  form.  ||  Your  Excellency 
may  remember  the  instance  of  the  Conference  ou  Eastern  affairs  which  it  was 
proposed  to  hold  in  the  year  1878,  when  Prince  Bismarck  suggested  that  a 
preliminary  Conference  should  meet  to  arrange  the  matters  to  be  considered 
by  the  Conference.  Her  Majesty's  Government,  in  the  present  case,  have  not 
suggested  such  a  preliminary  agreement,  but,  though  aware  that  the  work  of 
a  Conference  has  often  been  successful  in  proportion  to  the  amount  of  such 
agreement,  have  confined  themselves  to  asking  for  Information.  ||  It  is  under- 
stood  to  be  intended  that  the  Powers  shall  be  represented  in  the  Conference 
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Nr.  S588.  ]yy  ^^eir  Representatives  at  Berlin,  and  it  is  obvious  that  the  work  ofthose  raembers 
britannien  will  be  greatlj  facilitated  if  tliey  are  furnished  by  anticipation  with  füll  in- 
17.  oct.  \8Si.  structions  as  to  tlie  views  of  their  respective  Governments  on  the  points  to 
be  discussed.  Her  Majesty's  Government,  anxious  for  a  favourable  result,  would 
uuquestionably  wish  to  furnish  the  British  Representative  with  such  Instru- 
ctions; but  they  cannot  be  given  if  no  iuformation  is  imparted  beyond  the 
commuuication  of  the  general  principles  embodied  in  the  three  bases.  The 
Conference  might  uudoubtedly  meet  without  such  instructions  being  given  to 
its  members,  but  in  that  case  reference  would  be  necessary  for  guidance  upou 
the  successive  points  as  tliey  should  be  developed  in  discussion,  and  it  would 
seem  inevitable  that  delay  should  occur  which  it  would  be  desirable  to  avoid.fi 
A  further  argument  in  support  of  the  request  of  Her  Majesty's  Government 
may  be  drawn  from  the  fact  that  such  cxplanations  as  these  required  by  them 
appear,  to  some  extent  at  least,  to  have  been  interchanged  between  the  Go- 
vernments of  Gerraany  and  France.  The  correspoudence  between  Priuce  Bis- 
marck  and  Baron  de  Courcel,  which  has  been  published  since  the  iuvitation 
was  sent  to  Her  Majesty's  Government,  but  which  has  not  been  officially  com- 
municated  to  them,  shows  that  on  certain  points  the  liue  of  discussion  has 
been  defined,  while  on  others  reservations  have  been  made;  it  may  conse- 
quently  be  not  improbable  that  the  Representatives  of  those  two  countries 
may  be  furnished  with  adequate  instructions,  while  the  British  Representative 
may  find  himself  at  a  disadvantage  from  which,  considering  the  importance 
of  the  interests  which  he  would  represent,  it  would  be  desirable  that  he 
should  be  freed.  ||  I  have  to  request  your  Excellency  to  speak  in  this  sense 
to  the  Minister  for  Foreign  Affairs,  explaining  clearly  that  all  that  Her  Ma- 
jesty's Government  require  is  the  knowledge  of  the  views  of  the  Germau  Go- 
vernment as  to  how  a  problem  is  to  be  carried  out  to  which  they  are  enti- 
rely  favourable.  ||  If  your  representations  are  received  in  the  same  spirit  in 
which  they  are  made,  you  should  proceed  to  poiut  out  the  following  special 
points  on  which  Information  is  required.  j|  As  regards  the  first  basis,  you  will 
inquire  whether  it  is  proposed  to  discuss  the  Status  and  proceedings  of  the 
International  Association;  or  whether  the  discussions  will  be  limited  to  that 
portion  only  of  the  Congo  which  is  uavigable  from  the  sea.  ||  As  regards  the 
second  basis,  you  will  ask  whether  it  has  been  considered  that,  while  it  is 
desirable  that  tlie  principles  of  freedom  of  commerce  and  navigation  and  of 
cqual  trcatment  of  foreign  traders  should  be  fully  applied  both  to  the  Congo 
and  Niger,  the  conditions  of  the  two  rivers  are  essentially  different,  as  on 
tlie  former  the  commerce  of  many  nations  is  represented,  and  the  natives  are 
not  protected  by  any  European  Power,  while  on  the  latter  the  trade  is  ex- 
clusively  in  British  hands,  and  the  tribes  of  the  coast  are  under  British  pro- 
tection. (I  As  regards  the  third,  you  will  inquire  whether,  by  the  use  of  the 
words  "occupations  nouvelles",  it  is  meaut  that  the  discussions  shall  be  con- 
fined   to   the    consideration    of  territories   not   under   the    protection  of   any 
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European  Powers  at  the  time  of  the  meeting  of  the  Conference.  ||  I  am  an-   Nr.  s&ss. 
xious  to  know  as  soon  as  possible,  in  order  to  avoid  unnecessary  delay,  how  britannVen 
the  German  Government  propose  that  the  different  countries  shall  be  repre-i7.Oct.i884. 
sented  at  the  Conference.  ||  You  will,  if  requested,  place  a  copy  of  this  des- 
patch  in  Count  Hatzfeldt's  hand.  ||  I  am,  &c. 

Granville. 


Nr.  8589.    Grossbritannien.  —  Min.  des  ausw.  an  den  engl. 

Botschafter  in  Berlin.  —  England  bezweckt  nicht  den 
Zusammentritt  der  Konferenz  hinzuziehen.     [B.  II.  23.] 

(Extract.)  Foreign  Office,  October  19,  1884. 

Count  Münster,  who  returned  to  England  last  night,  was  good  enough  to  Nr.  P589. 
Visit  me  to-day.  I  told  him,  that  I  was  glad  to  see  him  and  to  be  enabled  briUMien 
to  discuss  with  him  in  person  any  points  which  were  being  negotiated  betweeni9-Oct-i8S4. 
the  two  Governments.  ||  Count  Münster  proceeded  to  say,  that  he  gathered  from 
the  Communications  from  Berlin  which  he  found  at  the  Embassy,  that  Prince 
Bismarck  was  disappointed  at  bis  not  getting  a  decided  assent  to  the  invita- 
tion  to  the  Conference,  and  had  conceived  the  idea  that  we  were  purposely 
creating  delay.  1|  I  assured  bis  Excellency  that  this  was  exactly  contrary  to 
the  fact;  that  we  had  no  objection,  that,  on  the  contrary,  we  should  be  glad 
of  an  early  meeting  of  the  Conference,  but  that  we  had  thought  it  necessary 
to  clear  up  some  points  connected  with  the  very  general  terms  of  the  invi- 
tation;  in  doing  so  we  were  only  following  the  course  which,  for  the  last 
twenty-five  years,  has  been  often  followed  by  Germany  and  Great  Britain 
and  also  by  Austria  and  Bussia,  when  invited  to  Conferences  to  which  they 
did  not  object;  that  we  had  a  great  desire  to  meet  the  wishes  of  Prince  Bis- 
marck, more  expecially  on  matters  such  as  the  present,  in  which  we  believed 
there  was  an  agreement  in  the  views  of  the  two  Governments,  but  that  we 
must  Claim  the  right  of  negotiating  on  terms  of  equality  on  all  questions,  and 
especially  on  colonial  questions,  as  to  which  our  interests  were  so  great;  that 
I  had  certainly  expected  a  different  answer  from  those  which  I  received, 
and  I  could  not  help  pointing  out  that,  while  the  German  Government  had 
at  first  declined  to  give  Her  Majesty's  Government  any  further  explanations, 
they  were  addressing  to  us  questions  on  the  subject  of  the  Niger,  which  was 
to  be  one  of  the  principal  points  mooted  at  the  Conference,  and  on  which  I 
should  be  glad  to  give  the  füllest  information  if  our  Communications  were  of 
a  reciprocal  character.  I  added,  that  1  could  assure  him  that  we  had  no  ob- 
ject for  delay,  and  no  wish  for  it;  but  that  it  was  necessary  for  us  to  be 
able  to  show  to  Parliament  that  we  had  taken  necessary  and  usual  precau- 
tions  before  formally  assenting  to  a  proposal,  even  though  we  expected  im- 
portant  and  useful  results  to  be  derived    from  it.     I  mentioned,   that   with 

Staatsarchiv  XLV.  « 
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Nr.  8589.    yggard  to  what  we  have  done  in  the  Niger,  and  about  which  Prince  Bismarck 

Gross- 

britannien.  ^as  desircd  information,  I  might  say  to  prevent  the  notion,  which  sometimes 
19.  oct.  1884.  seems  to  have  crossed  Prince  Bismarck,  of  our  wish  to  anticipate  bis  policy, 
that  it  was  adopted  by  the  Cabinet  in  November  1883,  and  that  the  delay  in 
carrying  it  out  arose  exclusively  from  Departemental  discussions  as  to  details, 
and  especially  as  to  the  best  means  of  providing  for  the  expenditure.  ||  I  shall 
be  happy  to  give  a  füll  Memorandum  on  the  subject  in  exchange  for  the 
Communications  which  I  now  hope  we  shall  receive  from  the  German  Go- 
vernment. 

Foreign  Office,  October  20,  1884. 
Sir,  —  "With  reference  to  that  part  of  my  despatch  of  yesterday,  in 
which  I  alluded  to  inquiries  from  the  German  Government  respecting  our 
action  on  the  Niger,  I  have  to  observe  that  I  had  in  my  mind  a  question  on 
the  subject  put  by  Baron  von  Plessen  on  the  18  th  instant.  I  have  since 
learned,  that  the  question  was  not  put  officially,  but  was  asked  for  bis  own 
private  information.  ||  I  am,  &c.  G  r  a  n  v  i  1 1  e. 


Nr.  8590.  Deutschland.  —  Unterstaatssekretär  des  Ausw.  an 
den  deutschen  Geschäftsträger  in  London.  —  Mit- 
theilung der  Ansichten,  welche  Deutschland  auf  der 
Konferenz  vertreten  wird.  Antwort  auf  Nr.  8586. 
[W.  40.] 

Berlin,  den  20,  Oktober  1884. 
Nr.  8590.  Euerer  Hochwohlgeboren  übersende  ich  hiermit  den  Entwurf  einer  Note, 

20.001.1884.^®^^^®  Sie  dem  Grafen  Granville  oder  seinem  Vertreter  als  Antwort  auf  die 
Note  des  ersteren  vom  8.  d.  M.  übergeben  wollen.  ||  Ich  ersuche  Sie  zu- 
gleich, mündlich  zu  erklären,  dass  wir  in  der  Konferenz  auf  eine  detaillirte 
Erörterung  aller  Fragen  bereitwillig  eingehen  würden.  Die  Konferenzbeschlüsse 
dagegen  durch  sich  kreuzende  Korrespondenzen  mit  den  einzelnen  Regierungen 
zu  antizipiren,  würde  zu  einem  erspriesslichen  Ergebnisse  nicht  führen,  die  Her- 
stellung eines  allgemeinen  Einverständnisses  nur  erschweren.  [|  Wir  gäben  uns 
dem  Vertrauen  hin,  dass  England,  wenn  es  nicht  beabsichtige,  das  Zustande- 
kommen der  Konferenz  überhaupt  zu  hindern,  seine  definitive  Erklärung  nicht 
weiter  hinausschieben  werde.  Busch. 

Anlage. 

Der  Unterzeichnete  u.  s.  w.  hat  die  an  ihn  gerichtete  Note  des  u.  s.  w.  vom 
8.  d.  M.,  die  beabsichtigte  afrikanische  Konferenz  betreffend,  seiner  Regierung 
eingesandt  und  beehrt  sich,  dieselbe,  erhaltener  Instruktion  gemäss,  in  Nach- 
stehendem ergebenst  zu  beantworten.  |1  Die  Kaiserliche  Regierung  hat  mit  Be- 
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friedigung  davon  Akt  genommen,  dass  sie  sich  über  die  allgemeinen  Prinzipien   ^f'-  ^^w. 
der  Freiheit  der  Schifffahrt  und  des  Handels  in  Afrika  mit  der  Regierung  fo.TcflSi 
Ihrer  grossbritannischen  Majestät   in  Uebereinstimmung  befindet;    sie  glaubt, 
dass    auf   dieser    Grundlage    eine  Verständigung   über   die   in    der  Einladung 

voiii bezeichneten  Punkte  unschwer  herzustellen  sein  wird,  und  ist 

der  Ansicht,  dass  dieser  Zweck  durch  eine  persönliche  Erörterung  der  Ver- 
treter aller  Interessenten  schneller  und  sicherer  zu  erreichen  sein  wird,  als 
durch  eine  vorgängige  Korrespondenz  Einzelner.  Sie  ist  indessen  gern  bereit, 
die  Verhandlungen  der  Konferenz  in  der  Art  zu  antizipiren,  dass  sie  auf  die 
von  Lord  Granville  gestellten  Fragen  die  Ansichten,  welche  sie  in  der  Kon- 
ferenz zu  vertreten  beabsichtigt,  insoweit  kennzeichnet,  als  dies  ohne  Präjudiz 
für  die  Diskussion  mit  den  Theilnehmern  der  Konferenz  möglich  ist.  ||  Die 
Kaiserliche  Regierung  versteht  unter  Handelsfreiheit  die  den  Kaufleuten  aller 
Nationen  zu  ertheilende  Zusicherung,  dass  von  ihren  Waaren  keine  Eingangs- 
und keine  Durchgaugszölle  und  nur  massige  Abgaben  ausschliesslich  zur  Be- 
streitung staatlicher  Bedürfnisse  erhoben  werden  sollen.  ||  Die  Regierung  des 
Unterzeichneten  theilt  den  Wunsch  des  Grafen  Granville,  dass  es  gelingen 
möge,  die  vollste  Freiheit  der  Schifffahrt  und  des  Handels  nicht  nur  für  den 
Niger  und  den  Kongo  zu  sichern,  sondern  auch,  soweit  die  Verhältnisse  es 
gestatten,  auf  andere  Flüsse  in  Afrika  auszudehnen.  Die  Anwendung  der  in 
den  Artikeln  108  bis  116  der  Wiener  Kongressakte  ausgesprochenen  allgemeinen 
Grundsätze  wird  den  lokalen  Verhältnissen  und  Erfordernissen  angepasst  werden 
müssen,  wie  es  in  der  Elb-  und  in  der  Donau-Schifffahrtsakte  geschehen  ist. 
Aufgabe  der  Konferenz  würde  es  nur  sein,  diese  Anwendung  im  Prinzip  aus- 
zusprechen, während  die  Bildung  einer  internationalen  Behörde  mit  der  Ver- 
pflichtung, Hindernisse  der  Schifffahrt  zu  beseitigen,  und  mit  der  Befugniss,  die 
erforderlichen  Polizeivorschriften  zu  erlassen,  späteren  Verhandlungen  vorzu- 
behalten wäre.  II  Was  endlich  die  nur  auf  künftige  Besitzergreifungen  bezüg- 
liche Feststellung  der  Förmlichkeiten  betrifft,  so  wird  die  Kaiserliche  Re- 
gierung es  als  ihre  Aufgabe  betrachten,  den  von  den  Rechtslehrern  und  Richtern 
aller  Länder,  auch  Englands,  übereinstimmend  aufgestellten  Grundsätzen  die 
praktische  Durchführung  zu  sichern.  ||  Der  Unterzeichnete  benutzt  u.  s.  w. 


Nr.  8591.  GROSSBRITANNIEN.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  engl. 
Botschafter  in  Berlin.  —  Offizielle  Annahme  der  Ein- 
ladung zur  Konferenz,     [B.  26.] 

Foreign  Office,  October  22,  1884. 
Sir,  —  Her  Majesty's  Government  have  received  the  explanation  of  the   Nr.  859i. 
German  Government  in  reply  to  the    inquiries  made   in  the  note  to   Baron     ^'■°^^- 
Plessen  of  the  8th  instant,  of  which  a  copy  was  forwarded  to  your  Excellency  22!"ocTT884. 
in  my  despatch  of  the  8th  instant. 

8* 
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Nr.  8591.  Her  Majesty's  Government  have  much  pleasure  in  recognizing  that  those 

Gross-  1  •  1  i 

britannien.  explanations  show,  as  tney  anticipated,  that  there  is  no   reason  to  suppose 
22.  oct.  18S4.  that  the  two  Governments  will  not  be  in  accordance,  and,  under  these  circum- 
stances,  Her  Majesty's  Government  have  no  hesitation  in  giving  a  formal  ac- 
ceptance  of  the  invitation  to  the  Conference. 

In  so  doing,  however,  Her  Majesty's  Government  agree  with  that  of  Ger- 
many,  that  this  is  done  without  prejüdice  to  the  discussion  between  those  who 
take  part  in  the  Conference,  and  they  assume  that  the  rights  of  this  country  in 
the  Lower  Niger,  under  agreements  made  with  the  native  Chiefs,  under  which 
the  latter  have  accepted  the  protection  of  Great  Britain,  will  be  respected — 
rights  which  will  in  no  manner  be  inconsistent  with  tlie  application  of  the 
principles  of  the  Congress  of  Vienna  to  the  river.  ]|  I  am,  &c. 

Granville. 


Nr.    8592.     Deutschland.  —  Botschafter  in  London  an  den  engl. 
Min.  des  Ausw.  —  Beantwortung  von  Nr.  8588.    [ß.  II.  30.] 

(Translation.)*)  German  Embassy,  London,  November  2,  1884. 

Nr.  8592.  The  Undcrsigned,  Imperial  German  Ambassador,  &c.,  is  instructed  to  reply 

2.  Nov.  1884.  ^s  foUows  to  the  coutents  of  the  despatch  addressed  by  Earl  Granville  on 
the  17th  October  to  Her  Majesty's  Ambassador  at  Berlin,  and  communicated 
by  the  latter  to  the  Imperial  Government.  Baron  von  Plessen  had  the  honour 
to  inform  Mr.  Lister  of  the  grouuds  upon  which  the  Government  of  His 
Majesty  the  Emperor  considered  it  inopportune  to  enter  before  the  Conference 
upon  an  exhaustive  discussion  of  the  matters  to  be  treated  at  the  meetings 
of  that  body.  ||  It  is  true,  that  before  the  iuvitations  to  the  Congress  of  1878 
were  issued  it  was  proposed,  on  the  part  of  Germany,  that  the  Programme 
of  the  Congress  should  be  more  closely  defined;  but  Lord  Derby,  who  received 
the  communication  of  the  ündersigned  to  that  effect,  will  remember  that  the 
proposal  was  not  to  attain  that  object  by  written  correspondence,  but  by 
means  of  a  preliminary  Conference,  which  accordingly  was  done.  |  Passing 
from  this  to  the  question  of  the  Instructions  to  be  given  to  the  Envoys,  it 
is  in  the  nature  of  things  that  the  Government  which  invites  other  Govern- 
ments to  Conferences  should  clearly  know  how  it  intends  that  the  points  to 
be  raised  should  be  treated,  and  that,  when  two  Governments  have  joined  to 
issue  such  an  invitation  as  in  the  present  case,  they  must  have  had  the  matter 
with  the  utmost  clearness  before  them.  The  Representatives  of  the  Powers 
invited  to  a  Conference,  whether  called  together  at  the  request  of  a  single 
Government,  or  at  the  request  of  many,  will  always  be  placed  in  a  position 
to  refer  back  for  Instructions  as  to  every  proposal  made  to  them,  or  as  to 


*)  Im  Weissbuch  nicht  veröffentlicht.  Anm.  der  Red. 
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those  which  raay  arise  in  the   course  of  the  proceedings.     In  the  last  Con-    Nr.  8592. 
ference  held  in  London  the  Britisli  Representative  also  had  the  advantage  ofg.^NoT.  i884. 
being  in  a  position  not  to  require  Instructions,  as  well  as  of  being  in  previous 
accord  with  the  Government  of  the  French  Republic.     The  Imperial  Govern- 
ment found   no  difficulty,   notwithstanding  this,   in   sending   her  Envoy  to  the 
London  Conference,    although   the  points  discussed  in  that  meeting  were   of 
greater  political  importance  than  those  relating  tö  West  Africa.  ||  The  note  of 
the  22nd  October,  communicated  by  the  Undersigned,   already  expressed  the 
Intention  of  the  Imperial  Government  to  see  that  the  commerce  of  all  nations 
should  be  treated  on  a  similar  footing,  and  meanwhile   the  Undersigned  has 
also  been  in  a  position  to  reply  to  Lord  Granville's  question  as  to  the  Status 
of  the  Representatives.  ||  As  regards   the  first   point  of  the  programme,  the 
Imperial  Government  is  of  opinion  that,  with  respect  to  the  wording,  "dans 
le  bassin  et  les  embouchures",  the  Conference  should  not  be  bound  to  confine 
itself  to  the  lower  course  of  the  Congo  to  the  rapids,  but  take  into  conside- 
ration  also  the  upper  course  of  the  river.    But,  on  the  other  band,  the  Status 
and  proceedings  of  the  International  African  Association  does  not  come  within 
the  compass  of  its   deliberations.     The  Imperial  Government,  however,  holds 
that  it  is  desirable  in  the  interest  of  commerce  and  civilization  that  the  Asso- 
ciation should  be  recognized  as  an  international  legal  entity  („Rechtssubject") 
by  the  separate  Powers,  as  has  already  been  done   by  the  United  States  of 
America.     The  Imperial  Government  considers,  that  what  the  Association  has 
achieved  is  a  valuable  basis  upon  which  to  carry  out  still  further  the  work 
of  civilization  and  the  improvement  of  peaceful  commerce  under  and  in  con- 
junction  with  the  natives;  a  work  begun  under  the  auspices   of  the  British 
Government   for   the    abolition   of  the   Slave  Trade    on  the  African  coasts.  || 
With  respect  to  the  State  of  afifairs   on  the  Niger,  the  Government   of  the 
Undersigned  expects  that  the  discussions  of  the  Conference  will  complete  the 
Information  that  is  now  forthcoming  in  respect  of  that  river,  and  clear  up 
the   contradictions  which  it  contains.     From  an   apparently  official  statement 
in  the  "Times"  of  the  15th  October  it  may  be  presumed,  that  it  is  not  the 
English  flag  alone  that  is  represented   on   the  Niger.     As  to  the  means  and 
the    time  when    an  English  Protectorate  over    the    tribes    on  the  coast  was 
established  we  have  as  yet  no  information.     The  German  Government  thinks 
that  Lord  Granville,  in  case  England  should  be  able  to  establish  her  Claims 
of  possession  to   the  mouth  of  the  Niger,  would  not  wish  to  deduce  in  bis 
favour  a  right  both  exclusive  and  restrictive  of  free  navigation  on  the  whole 
course  of  the  stream,  and  they  come  to  this  conclusion  in  consideration  of 
tho  principles  which  the   Government  of  Her  Britanuic  Majesty  successfully 
contended  for  in  their  negotiations  with  the  United  States  in  reference  to  the 
mouths  of  the  Oregon.  ||  In  explanation  of  the  third  point,  it  is  to  be  observed 
that  the  Imperial  Government  in  their  invitation,  and  in  respect  of  the  term 
"occupations  nouvelles",  understood  such  territories  as  were  not  at  the  time 
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Nr.  8592.    of  the  invitatioD  to  the  Conference  under  the  Protectorate  of  an  European 
Dentschiand.  py^gj^.  ||  -jj^g  Undersigned,  in  conclusion,  is  instructed  to  ask  for  Lord  Gran- 
ville's  i^romised  declaration  whether  there  is  any  objection  to  the  publication 
of  bis  note  of  the  8th  October.  ||  The  Undersigned,  &c. 

Münster. 


Nr.  8593.    Grossbritannien.  —  Min.  des  ausw.  an  den  engl. 

Botschafter  in   Berlin.    —    Instruction    für    die   Kon- 
ferenz.    [B.  III.  1.] 

Foreign  Office,  November  7,  1884. 
Nr.  8593.  Sir,  —  I  have  to  invite  your  Excellency's  attention  to  the  following  ob- 

brHannVen  scrvations  which  will  serve  generally  for  your  guidance  in  the  approaching 
7.  Not.  1884.  Conference  on  "West  African  questions.  ||  As  regards  the  broad  principles  for 
the  consideration  of  which  the  Conference  is  summoned,  your  attitude  is 
clearly  defined.  Objects  so  completely  in  accordance  with  the  consistent  policy 
of  this  country  as  the  freedom  of  commerce  in  the  basin  of  the  Congo,  and 
of  the  navigation  of  the  African  rivers,  should  be  warmly  supported  by  you 
as  Her  Majesty's  Representative.  I  have,  however,  to  direct  your  attention 
to  the  consideration  that  commercial  interests  should  not,  in  the  opinion  of 
Her  Majesty's  Government,  be  looked  upon  as  exclusively  the  subject  of  deli- 
beration;  while  the  opening  of  the  Congo  markets  is  to  be  desired  the  wel- 
fare  of  the  natives  should  not  be  neglected;  to  them  it  would  be  no  benefit, 
but  the  reverse,  if  freedom  of  commerce,  unchecked  by  reasonable  control, 
should  degenerate  into  licence.  Her  Majesty's  Government  trust,  that  this  will 
be  borne  in  mind,  and  that  such  precautions  will  be  adopted  for  the  regula- 
tion  of  legitimate  commerce  as  may  tend  to  insure,  as  far  as  possible,  that 
its  introduction  will  confer  the  advantages  of  civilization  on  the  natives,  and 
extinguish  such  evils  as  the  internal  Slave  Trade,  by  which  their  progress  is 
at  present  retarded.  The  principle  which  will  command  the  sympathy  and 
Support  of  Her  Majesty's  Government  will  be  that  of  the  advancement  of  legi- 
timate commerce,  with  security  for  the  equality  of  treatment  of  all  nations, 
and  for  the  wellbeing  of  the  native  races.  ||  The  first  basis  of  discussion  re- 
corded  in  Baron  von  Plessen's  note  of  the  8th  ultimo  is  the  freedom  of 
commerce  in  the  basin  and  moutlis  of  the  Congo.  ||  Count  Münster  has  ex- 
plained  in  bis  note  of  the  2nd  instant,  that  the  discussion,  not  being  confined 
to  the  Lower  Congo,  will  be  extended  to  the  Upper  River.  But  the  basin 
which  the  Congo  traverscs  from  its  sources  may  be  said  to  comprise  a  great 
part  of  Central  Africa;  in  its  upper  regions  it  is  at  present  inaccessible  to 
trade;  consequently,  while  the  principle  of  the  freedom  of  commerce  in  the 
whole  basin  will  probably  meet  with  general  assent,  the  practical  deliberations 
of  the  Conference  will,  of  necessity,  be  confined  to  that  portion  of  its  area 
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into  which  European    enterprise  is   already   penetratmg   and  which  is   being     Q^^^gg. 
brought,   directly  or  indirectlv,   under  European   influence.     The  basin  of  tlie  britannien. 

7   Nov    18R4 

Lower  River  is  comparatively  narrow;  but  when  Stanley  Pool  is  reached  it  "  ' 
expands  to  the  north  and  south,  and  embraces  a  vast  district  which  has  many 
outlets  to  the  sea  by  land  and  water.  If  the  commerce  in  this  basin  is  to 
be  free  to  all  countries,  it  is  manifest  that  it  must  have  free  communication 
with  the  coast,  not  only  by  the  stream  of  the  Congo  but  also  by  all  otlier 
outlets.  It  would  be  desirable,  therefore,  that,  in  endeavouring  to  secure 
liberty  of  commerce  in  the  basin  itself,  care  should  be  taken  to  secure  the 
same  liberty  for  the  coast-line.  Without  such  a  provision  the  stipulated  free- 
dom  would  be  illusory  as  regards  a  large  portion  of  the  basin,  and  the  object 
the  Powers  have  in  view  would  be  imperfectly  attained.  The  larger  the  ex- 
tent  of  the  coast-line  thrown  open  the  greater  would  be  the  benefit  to  trade. 
Her  Majesty's  Government  would  be  glad,  therefore,  to  see  the  principle 
applied  to  the  whole  line  between  the  limits  of  the  Gaboon  Colony  and  those 
of  the  Province  of  Angola.  ||  The  next  question  to  be  considered  is  that  of 
the  meaning  to  be  given  to  the  term  "liberte  de  commerce".  In  reply  to  the 
inquiry  which  I  addressed  to  Baron  von  Plessen  on  the  8th  instant,  his 
Excellency  Count  Münster  replied  on  the  22nd  that  the  Imperial  Government 
understands  it  to  mean  that  merchants  of  all  countries  shall  be  assured  that 
no  import  dues  and  no  transit  duties  shall  be  levied,  and  that  moderate  im- 
posts  only  shall  be  placed  on  their  goods,  solely  intended  to  meet  adminis- 
trative needs.  As  a  general  explanation ,  for  which  alone  it  was  doubtless 
intended.  Her  Majesty's  Government  consider  this  to  be  satisfactory,  but  the 
Conference,  on  careful  examination  of  the  question,  will  doubtless  recognize 
the  necessity  of  providing  more  in  detail  for  the  absolute  equality  of  treat- 
ment  of  the  subjects  of  all  Powers  as  regards  duties  and  taxes,  residence, 
liberty  to  trade  and  travel,  use  of  roads  and  railroads,  coasting  trade  and 
religious  freedom,  to  all  of  which  points  your  Excellency's  attention  should 
be  directed.  \\  In  connection  with  the  discussion  of  this  basis  the  consideration 
will  arise  by  what  Powers  the  stipulated  freedom  of  commerce  is  to  be  gua- 
ranteed.  As  Portugal,  after  having  obtained  the  conditional  assent  of  Great 
Britain  to  the  recognition  of  her  Claims  to  the  coast  from  Ambriz  to  the 
5*^  12'  of  south  latitude,  has  hitherto  failed  to  obtaiu  that  of  other  Powers, 
the  only  districts  within  this  vast  territory  at  present  in  the  occupation  of 
European  Powers  are  some  spots  on  the  coast  north  of  the  5*^  12',  under  the 
Protectorate  of  France  and  Portugal,  and  the  Settlement  of  M.  de  Brazza  on 
Stanley  Pool;  but  there  are  also  the  large  tracts  claimed  by  the  International 
Association.  The  Powers,  parties  to  the  Conference,  will  consequently  be  able, 
to  a  limited  extent  only,  to  give  and  receive  assurances  at  to  existing  posses- 
sions,  and  it  is  therefore  presumed  that  it  will  be  suggested  that  a  general 
engagement  shall  be  taken,  to  which  it  may  be  desirable  that  Powers  not 
represented  at  the  Conference  should  be  invited  to  accede,  that  any  Power 
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Nr.  8593.  uq^  occupyiiig  or  protecting,  or  bereafter  occupyiog  or  protecting,  directly  ör 
britannien.  indirectly,  any  territory  in  the  basin  of  the  Congo,  will  extend  to  tbe  subjects 
7.  Nov.  1S84.  of  all  uations  freedom  of  commerce,  according  to  tbe  definition  agreed  upon, 
on  terms  of  equality  with  its  own  subjects;  in  otber  words,  tbat  eacb  Power 
sball  undertake  to  sbare  freely  with  all  nations  all  advantages  tbat  it  may  gain 
for  its  own  commerce  and  subjects.  To  an  engagement  of  tbis  description, 
wbicb  is  consistent  witb  Pritish  commercial  policy,  Her  Majesty's  Government 
would  readily  adhere.  |1  The  second  basis  for  discussion  deals  with  the  que- 
stion  of  the  application  to  the  Congo  and  the  Niger  of  the  principles  adopted 
by  the  Congress  of  Vienna  with  regard  to  liberty  of  navigation.  ||  Her  Majesty's 
Government  would  wish,  tbat  those  principles  might  be  applied  not  only  to 
the  Congo  and  the  Niger,  but  also  to  the  otber  rivers  of  Africa.  Count  Münster, 
in  bis  note  of  tbe  22nd  instant,  expressed  the  concurrence  of  tbe  German 
Government  in  tbis  wish.  You  are,  therefore,  authorized  to  join  in  discussing 
such  an  extension  of  tbe  application  of  these  principles  not  only  to  the  otber 
rivers  of  Western  Africa,  but  also  to  the  Zambesi,  or  even  to  make  the  pro- 
posal.  II  The  question  for  practica!  consideration  will  be,  as  far  as  Her  Majesty's 
Government  are  concerned,  not  tbe  acceptance  of  the  general  principles,  to 
wbicb  they  cordially  assent,  but  tbe  mode  of  tbeir  application.  Count  Münster, 
in  bis  note  of  the  22nd  instant,  referred  to  tbe  Regulations  for  the  Elbe  and 
tbe  Danube;  in  the  cases  of  those  rivers,  as  in  those  of  otber  European  rivers 
to  wbicb  the  principles  of  the  Congress  have  been  applied,  no  great  difficulty 
bas  been  experienced  in  tbe  adaptation  of  the  principles  to  the  varying  con- 
ditions,  as  eacb  river  runs  througb  tbe  territories  of  well-defined  States  and 
tbe  geographical  position  and  peculiarities  of  navigation  have  been  well  known 
or  easily  ascertained;  in  the  African  rivers  the  difficulties  will  be  undoubtedly 
greater,  though  probably  not  insuperable.  ||  Tbe  Congo  in  its  lower  course  is 
a  navigable  river  witb  one  mouth  comparatively  easy  of  access;  on  its  banks 
factories  of  various  nations  are  establisbed,  and  Her  Majesty's  Government 
have  already  convinced  themselves  tbat  tbe  navigation  might  be  regulated  by 
an  International  Commission,  tbe  creation  of  wbicb  they  have  repeatedly  urged; 
if,  therefore,  it  is  proposed  to  establisb  such  a  Commission  on  tbat  river,  you 
will  be  authorized  to  give  tbeir  assent,  subject  to  tbe  examination  and  approval 
of  its  Constitution.  ||  The  position  of  the  Niger  is  altogether  different;  on  tbat 
river  tbe  establishment  of  a  Commission  is  believed  to  be  impracticable.  Tbe 
river  itself,  in  a  great  part  of  its  course,  is  very  imperfectly  explored;  but  it 
is  known,  tbat  it  is  divided  geographically  into  three  sections,  the  upper  of 
wbicb  bas  no  means  of  communication  with  the  lower;  tbe  latter,  when  it 
approaches  the  sea,  is  split  into  a  network  of  creeks  little  known  and  in  many 
instances  unsurveyed;  the  trade  of  tbe  interior  passes  througb  tbe  medium  of 
coast  tribcs  who  act  as  middle-men  and  wbo,  being  keenly  alive  to  tbeir 
intercsts,  are  difficult  to  manage  and  control;  tbe  commerce  owes  its  develop- 
ment  alraost  exclusively  to  British  enterprise:  the  trade  is  altogether  in  British 
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hands;  and  the  most  important  tribes,  who  have  for  years  been  accustomed  ^^-  ^^^3. 
to  look  on  the  agents  of  this  country  as  their  protectors  and  counsellors,  britannion. 
have  now,  in  consequence  of  their  urgent  and  repeated  appeals,  been  placed '•  ^*'^- 1^^*- 
förmally  under  the  Protectoratc  of  Great  Britain.  On  this  river,  therefore, 
a  differeuce  of  application  of  the  principles  of  the  Congress  of  Vienna  is  im- 
perative; the  coast-line  and  lower  course  of  the  river  are  sufficiently  under 
British  control  for  Her  Majesty's  Government  to  be  able  to  regulate  the  navi- 
gation,  while  binding  themselves  to  the  principle  of  free  navigation  by  beco- 
ming  parties  to  an  International  Declaration  analogous  to  that  contained  in 
Article  XV  of  the  Treaty  of  Paris.  (|  If  the  Conference  shall  decide  to  extend 
the  principles  of  the  Congress  of  Vienna  to  other  rivers,  the  question  of  the 
mode  of  application  will,  as  in  the  case  of  the  Congo  and  Niger,  have  to  be 
considered  separately  after  study  of  the  invididual  conditions  of  each  of  those 
rivers  as  they  may  successively  be  discussed.  ||  The  third  basis  relates  to  the 
definition  of  the  formalities  to  be  observed  in  order  to  render  future  occu- 
pations  on  the  coasts  of  Africa  effective;  this  has  been  explained  by  Count 
Münster  to  mean  that  assurances  shall  be  given  that  in  future  the  principles 
unanimously  laid  down  by  the  jurists  and  Judges  of  all  lands,  including  Eng- 
land, shall  be  practically  applied.  ||  Her  Majesty's  Government  have  no  hesita- 
tion  in  accepting  the  discussion  of  this  basis.  |]  I  am,  &c. 

G  r  a  n  V  i  1 1  e. 


Nr.  8594.  Frankreich.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  franz.  Bot- 
schafter in  Berlin.  —  Instruction  für  die  Konferenz. 
[G.  II.  4.] 

Paris,  le  8  novembre  1884. 
Monsieur  le  Baron,  —  Par  une  communication,  en  date  du  3  novembre,  le   Nr.  8594. 
Gouvernement  Allemand  nous  a  fait  savoir  que  l'ouverture  de  la  Conference  ^'■'>°i''ei<=''- 

^  8.  Nov.  1884. 

relative  aux  affaires  de  l'Afrique  occidentale  a  ete  fixee  au  15  du  meme  mois. 
Vous  trouverez  ci-joints  les  pleins  pouvoirs  qui  vous  accreditent  comme  Pleni- 
potentiaire  du  Gouvernement  de  la  Republique  frangaise.  ||  La  nature  meme  des 
questions  qui  doivent  etre  soumises  ä  la  Conference  m'a  amene  ä  penser  qu'il 
y  aurait  interet  ä  vous  assurer,  pendant  la  duree  de  ses  travaux,  le  concours 
de  conseils  speciaux,  se  trouvant  par  leurs  antecedents  et  par  leur  competence 
en  Situation  de  vous  fournir  les  indications  techniques  qui  pourraient  vous 
etre  necessaires.  Dans  cette  vue,  j'ai  fait  appel  au  devouement  de  M.  Engel- 
hardt,  Ministre  plenipotentiaire ,  et  de  M.  le  docteur  Ballay.  M.  Engelhardt 
sera  plus  particulierement  en  mesure  de  vous  seconder  dans  l'etude  des  que- 
stions delicates  que  soulevera  l'application  aux  deux  grands  fleuves  de  l'Afri- 
que equatoriale  du  principe  de  la  liberte  de  navigation.  D'autre  part,  vous 
pourrez  utilement  consulter  le  docteur  Ballay  sur  les  regions  du  Congo  oü  il 
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Nr.  8594.  g'agit  de  faire  prevaloir  le  principe  de  la  liberte  commerciale.  J'ai  egalement 
8^  Nov''i884.  invite  M.  Desbuissons,  geograplie  du  departement  des  Affaires  etrangeres,  ä  se 
mettre  ä  votre  disposition  afin  de  vous  fournir  les  renseigneraents  dont  vous 
pourrez  avoir  besoin  touchant  la  geographie,  la  Situation  commerciale  et  le 
regime  conventionnel  des  differentes  parties  de  l'Afrique  qui  doivent  faire  plus 
specialement  l'objet  des  travaux  de  la  Conference.  I|  L'attitude  que  vous  aurez 
ä  observer  durant  les  deliberations  qui  vont  s'ouvrir  se  trouve  determinee  par 
les  considerations  memes  qui  nous  ont  amenes  ä  accueillir  l'idee  de  la  Con- 
ference et  ä  en  limiter  rigoureusement  le  programme.  Les  entretiens  que 
vous  avez  eus  ä  Varzin  avec  le  Prince  de  Bismarck,  sur  l'invitation  du  Chan- 
celier,  avaient  demontre  la  possibilite  d'une  entente  entre  la  France  et  l'Alle- 
magne  sur  certains  points  determines  oü  ces  deux  pays  ont  des  interets 
communs.  Cette  entente,  d'ailleurs,  dans  la  pensee  des  deux  Gouvernements, 
ne  devait  pas  etre  de  teile  nature  qu'elle  put  etre  interpretee  comme  une  de- 
monstration  dirigee  contre  d'autres  Puissances.  Teiles  sont  les  conditions  qui 
ont  preside  ä  l'arrangement  intervenu  entre  nous  et  l'Allemagne,  en  vue  d'etablir 
et  de  faire  adopter  par  les  Puissances  interessees  certaines  regles  concernant 
les  affaires  de  l'Afrique  occidentale.  ||  Les  memes  pr^occupations  qui  ont  in- 
spire  les  termes  de  cet  accord  continueront  ä  s'imposer,  durant  la  Conference, 
au  Eepresentant  de  la  France.  D'une  part,  il  devra  apporter  tous  ses  soins 
ä  faire  prevaloir  les  principes  qui  fönt  l'objet  de  notre  entente  prealable  avec 
l'Allemagne;  11  s'appliquera  toutefois  ä  eviter  tout  ce  qui  pourrait,  sans  une 
necessite  absolue,  le  mettre  en  Opposition  directe  avec  les  interets  legitimes 
ou  la  politique  d'une  Puissance  tierce.  Personne  ne  s'etonnera,  d'ailleurs,  que 
dans  le  cours  des  deliberations,  nous  nous  abstenions  de  certaines  initiatives, 
reservees  naturellement  ä  la  Puissance  qui  a  provoque  la  reunion  de  la  Con- 
ference. II  D'autre  part,  notre  Plenipotentiaire  devra  s'opposer  ä  toute  propo- 
sition  qui  aurait  pour  resultat  d'introduire  dans  le  programme  de  la  Conference 
d'autres  questions  que  celles  qui  sont  limitativement  prevues  par  les  Communi- 
cations echangees  ä  la  date  des  13  et  29  septembre  entre  les  Gouvernements 
frangais  et  allemands.  C'est  le  plus  siir  moyen  de  prevenir  le  double  danger 
d'entrer  en  conflit  avec  des  puissances  tierces,  ou  d'etre  entraine  ä  des  con- 
cessions  prejudiciables  ä  notre  politique  africaine.  II  peut  arriver,  par  exemple, 
que  des  tentatives  soient  faites  pour  amener  la  Conference  a  se  prononcer  sur 
les  droits  revendiques  par  l'Angleterre,  le  Portugal  ou  l'Association  internationale 
africaine  sur  les  territoires  du  Niger  ou  du  Congo;  de  semblables  suggestions 
devraient  etre  rigoureusement  ecartees,  toute  question  de  souverainete  terri- 
toriale ou  de  protectorat  etant  en  dehors  du  programme  qui  a  ete  propose 
aux  Puissances  interessees,  apres  avoir  ete  arrete  entre  la  France  et  l'Alle- 
magne. II  Ce  Programme  ne  comprend  en  realite  que  trois  questions:  ||  Etablisse- 
ment de  la  liberte  commerciale  dans  le  bassin  et  aux  embouchures  du  Congo;  || 
Application  de  la  liberte  de  navigation  au  Niger  et  au  Congo;  ||  Definition  des 
formalitös  ä  remplir   pour    que    des    occupations    nouvclles  sur    les  cötes  de 
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l'Afrique  soient  cousiderees  comme  effectives.  ||  L'ecliange  d'idees  auquel  ces   ^''-  ^^94. 

i'i-  1-  •  1/ir..  Frankreich. 

questions  ont  donne  heu  eutre  nous  depuis  quelques  mois  vous  a  deja  tait  con-  g  uov.  i884. 
naitre  dans  leur  eusemble  nos  vues  sur  la  Solution  qu'elles  comportent.    Cepen- 
dant  je  ne  crois  pas  inutile  d'y  revenir  avec  vous,  afin  de  fixer  les  considörations 
gen^rales  dout  vous  aurez  ä  tenir  compte  au  cours  de  la  discussion. 

Liberte  du  commerce  dans  le  hassin  et  anx  enibouchures  du  Congo.  ||  Sur 
cette  premiere  question  votre  depeche  du  29  septembre  au  Prince  de  Bismarck 
iudique  nettement  les  regles  qui  doivent  etre  consacrees  par  l'accord  des 
Puissances,  et  delimite  suffisamment  les  regions  oü  l'applicatiou  en  sera  admise. 
II  s'agit  d'un  principe  ä  formuler  en  termes  tels  qu'aucune  incertitude  ne  sub- 
siste  sur  la  portee  que  les  parties  interessees  entendent  y  attribuer.  Je  ne 
pense  pas  que  la  Conference  puisse  aborder  utilement  l'examen  doctrinal  des 
questions  nombreuses  que  l'application  de  c'e  principe  ne  manquera  pas  de 
soulever  dans  la  pratique,  en  vue  d'en  arreter  d'avance  la  Solution  :  ce  sont 
lä  des  difficultes,  dont  il  y  a,  ce  semble,  tout  avantage  ä  reserver  le  reglement 
ä  des  discussions  diplomatiques  ulterieures,  au  für  et  ä  mesure  que  les  cir- 
constances  en  fourniront  Toccasion. 

Liberte  de  navigation  sur  le  Niger  et  sur  Je  Congo.  \\  Aux  termes  des 
döpeches  echangees  avec  la  Chancellerie  allemande,  la  Conference  est  appelee 
ä  se  prononcer  sur  les  moyens  d'appliquer  ä  ces  deux  fleuves,  sous  la  sur- 
veillance  et  la  garantie  des  Puissances  interessees,  les  principes  de  la  liberte 
de  navigation  adoptes  par  le  Congres  de  Vienne  pour  certains  üeuves  inter- 
nationaux  et  etendus  plus  tard  au  Danube,  11  est  donc  entendu  que  les  deli- 
berations  porteront  uniquement  sur  le  regime  du  Niger  et  du  Congo.  Vous 
auriez  soin  notamment  d'en  exclure,  s'il  y  avait  lieu,  l'examen  des  questions 
relatives  au  Senegal  et  ä  l'Ogowei,  en  faisant  observer  que  ces  deux  cours 
d'eau  traversent  des  territoires  relevant  exclusivement  de  la  France,  et  qu'ils 
ne  sauraient  des  lors  etre  consideres  comme  des  fleuves  internationaux  aux- 
quels  les  principes  du  Congres  de  Vienne  fussent  applicables.  Nous  admettous, 
d'ailleurs,  que  le  cours  entier  du  Niger  et  du  Congo  soit  soumis  au  regime 
de  la  liberte  de  navigation  :  l'accord  est  dejä  etabli  sur  ce  point  entre  la 
France  et  l'Allemagne.  Quant  ä  present,  du  reste,  il  ne  saurait  etre  question 
que  de  poser  le  principe.  Rien  ne  s'oppose  ä  ce  qu'en  fait,  ces  deux  fleuves 
soient  divises  en  un  certain  nombre  de  sections  sur  lesquelles  les  autorites 
instituees  pour  assurer  la  liberte  de  navigation  etendront  successivement  leur 
action,  suivant  le  developpement  meme  du  commerce  et  les  progres  de  la  civi- 
lisation.  ||  Le  regime  conventionnel  qu'on  se  propose  de  creer  sur  deux  fleuves 
encore  mal  explores,  au  milieu  de  peuplades  sauvages,  ne  saurait  etre  iden- 
tique  ä  celui  des  grands  fleuves  europeens,  frequentes  et  administres  depuis 
longtemps  par  des  nations  civilisees.  ||  Les  congres  et  les  Conferences  qui  ont 
essaye  de  faire  prevaloir  en  Europe  la  liberte  de  navigation  avaient  ä  lutter 
contre  les  pretentions  de  nombreux  riverains,  contre  des  Privileges  d'origine 
feodale  ou  contre  les  consequences  de  la  souverainete  consacrees  par  le  droit 
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Nr.  8504.    puijüc  modcme.     C'est  cette  lutte  qui,   depuis  1814,   fait  en  Europe  l'interet 

Frankreich.  .  r-i.-iT-i  .•  /.•>».  ,  i  .x 

8.  Nov.  1SS4.  de  la  question.  Si  la  diplomatie  a  reussi  a  ecarter  les  barrieres  les  plus 
genantes  qui  subsistaient  au  commencement  de  ce  siecle  sur  le  Rhin,  l'Escaut, 
l'Elbe,  le  Weser  et  le  Danube,  eile  n'a  cependant  pu  introduire  nulle  part  la 
liberte  absolue  de  la  navigation,  c'est-ä-dire  le  droit,  pour  les  pavillons  de 
toutes  les  nations,  de  faire  sur  le  parcours  entier  de  ces  fleuves  tous  les 
genres  d'operations  dans  des  couditions  d'^galite  parfaite.  Des  restrictions 
importantes  ont  ete  maintenues  au  profit  des  riverains,  notamment  en  ce  qui 
concerne  la  navigation  Interieure  des  fleuves.  Meme  sur  le  Danube,  ce  n'est 
qu'aux  embouclmres  et  sur  la  brauche  de  Soulina  que  le  principe  international 
prövaut  dans  toute  sa  rigueur,  et  que  la  surveillance  du  regime  conventionnel 
a  ete  remise,  non  pas  seulement  aux  Etats  riverains,  mais  ä  l'ensemble  des 
Puissances  le  plus  directement  interessees  ä  la  libre  navigation.  On  a  bien 
elabore,  ä  la  Conference  de  Londres  de  1883,  un  reglement  de  police  appli- 
cable k  la  partie  superieure  du  fleuve  jusqu'aux  Portes  de  fer;  mais  ce  regle- 
ment n'est  pas  encore  entre  en  vigueur.  De  plus,  les  riverains  sont  en  majo- 
rite  dans  la  Commission  de  surveillance.  Enfin  l'etendue  et  le  nombre  des 
lignes  de  douane  etablies  sur  nos  fleuves  europeens  sont  encore  un  obstacle 
qui  limite,  dans  une  certaine  mesure,  la  liberte  de  la  navigation.  ||  D'un  autre 
cote,  si  une  civilisation  tres  ancienne  cree  des  entraves,  eile  seconde,  au  point 
de  vue  materiel,  toutes  les  entreprises  fluviales.  Chaque  nation,  dans  les 
limites  de  son  domaine,  a  rendu  le  cours  des  fleuves  aussi  praticable  que 
possible.  Elle  a  cree  de  nombreux  points  de  reläche  et  de  ravitaillement,  des 
debouches,  tout  un  personnel  nombreux  Charge  de  guider,  de  surveiller,  d'aider 
la  navigation.  Le  trafic  y  est  si  developpe  que  les  reglements  de  police  sont 
r^diges  en  vue  du  grand  nombre  des  navires  et  de  la  concurrence  qu'ils  se 
fönt.  Par  suite,  lorsqu'une  commission  internationale  est  preposee  au  regime 
d'un  fleuve,  eile  a  plutot  ä  surveiller  ou  ä  contröler  des  etablissements  tout 
faits  qu'ä  en  creer  de  nouveaux.  Les  travaux  entrepris  ä  frais  communs  sur 
le  bas  Danube  sont,  ä  cet  egard,  une  exception.  ||  Sur  tous  ces  points,  la 
Situation  des  deux  grands  fleuves  de  l'Afrique  equatoriale  est  absolument  diffe- 
rente.  II  est  d'autant  plus  facile  d'y  proclamer  le  principe  de  la  liberte  fluviale 
qu'aucune  nation  civilisee  n'a  encore  eleve  de  pretentions  ä  l'usage  exclusif  de 
leur  cours,  et  qu'on  n'y  rencontre  aucun  privilege  resultant  d'une  longue  pos- 
session.  Ce  defaut  de  precedents  offre  aux  Puissances  des  conditions  tres 
favorables  pour  appliquer  au  Niger  et  au  Congo  des  maximes  relativement 
modernes.  En  s'y  prenant  de  bonne  heure,  il  dependra  de  la  fermete  des 
fitats  contractants  de  maintenir  ces  maximes  contre  tout  empietement.  ||  Mais, 
si  la  partie  en  quelque  sorte  theorique  du  probleme  est  plus  facile  ä  resoudre, 
il  n'en  est  pas  de  meme  des  difficultes  pratiques.  II  ne  s'agit  pas  ici  de  rc- 
cueillir  ou  de  contröler  l'oeuvre  d'une  civilisation  ancienne,  en  se  contentant 
d'am^liorer  les  embouchures.  Tout  est  ä  faire  sur  ces  grands  fleuves,  et  de 
plus  les  obstacles  naturels  y  prennent  de  telles  proportions  qu'on  y  rencontre 
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une    s^rie  de  trongoiis  ouverts  ä  la  navigation  Interieure  plutöt  qu'une  grandc   ^'-  ^^^*- 

Frankreicli. 

route  internationale.  II  parait  des  lors  probable  que  la  Conference  sera  8.  nov.  1884. 
amen^e  ä  confier  ä  une  commission  internationale  Ic  soin  de  pourvoir  aux 
mesures  necessaires  pour  assurer,  dans  la  pratique,  la  liberte  de  navigation 
sur  chacun  des  deux  fleuves.  Cette  commission  et  les  fonctionnaires  places 
sous  ses  ordres  auront,  dans  les  commencements,  plutöt  ä  stimuler  l'activite 
des  riverains  qu'ä  lui  imposer  des  bornes.  L'etendue  de  ces  immenses  arteres 
empechera  longtemps  les  autorites  fluviales  de  centraliser  les  travaux  ä  entre- 
prendre  et  les  reglements  ä  edicter.  Des  dispositions  trop  restrictives  auraient 
pour  rösultat  de  paralyser  la  bonne  volonte  des  etablissements  nouveaux.  II 
est  d(^sirable  au  contraire  que  chaque  colonie,  chaque  autorite  riveraine,  ä 
mesure  qu'elle  se  constituera  regulierement,  chercbe  ä  am^liorer  la  partie  du 
fieuve  limitee  ou  enclavee  dans  son  domaine  propre,  et  qu'on  lui  laisse  k  cet 
effet  une  grande  liberte  d'action.  En  outre,  des  travaux  dispendieux  et  un 
appareil  de  reglements  compliques  ne  se  comprendraient  pas  sur  des  fleuves 
oü  le  commerce  est  encore  dans  l'enfance.  ||  C'est  en  s'inspirant  de  ces  con- 
siderations  que  les  Puissances  reunies  ä  Berlin  arriveront  ä  s'entendre  sur  les 
dispositions  essentielles  qui  doivent  assurer  le  succes  de  leur  oeuvre,  en  y 
imprimant  un  caractere  pratique.  ||  II  suffit,  ä  nos  yeux,  que  la  Conference  for- 
mule  le  principe  de  la  liberte  de  navigation  et  cree  l'organe  destine  ä  en 
assurer  Tapplication,  c'est-ä-dire  une  commission  internationale.  ||  Une  fois  in- 
stituee,  la  commission  serait  chargee  de  l'examen  des  questions  de  detail  et 
de  l'elaboration  des  reglements  fluviaux.  ||  Cette  etude  se  poursuivrait  des  lors 
dans  les  conditions  de  maturite  et  de  competence  qu'elle  exige,  et  les  Puissances 
se  reserveraient  le  droit  d'en  ratifier  les  r6sultats. 

Formalites  ä  remplir  pour  que  des  occupations  nouvelles  sur  les  cötes 
d'Afrique  soient  considerees  somme  effectives. 

Comme  vous  le  savez,  les  resolutions  que  la  Conference  prendra  de  ce 
chef  ne  sont  pas  applicables  aux  occupations  anterieures  ä  la  Conference.  II 
convient  cependant  d'observer  que,  d'apres  une  communication  verbale  du 
Charge  d'affaires  d'AUemagne  ä  Paris,  ces  resolutions,  dans  la  pensee  du 
Gouvernement  Imperial,  devront  regier  le  regime  de  toutes  les  occupations 
posterieures  ä  la  date  des  invitations  ä  la  Conference.  ||  La  declaration  en  a 
ete  faite  officiellement  par  le  Prince  de  Bismarck  au  Gouvernement  anglais. 
Nous  ne  pouvons  que  nous  y  associer.  Reste  donc  ä  determiner  les  principes 
qui,  selon  nous,  doivent  prevaloir  en  cette  matiere.  |j  D'apres  la  doctrine  com- 
munement  admise  par  les  auteurs,  un  £tat  peut  acqu^rir  par  la  seule  prise 
de  possession  la  souverainete  de  territoires,  soit  inoccupes,  soit  appartenant  ä 
des  tribus  sauvages,  pourvu  que  cette  prise  de  possession  soit  effective,  c'est- 
ä-dire  accompagnee  ou  suivie  de  certains  actes  equivalant  h  un  commencement 
d'organisation.  |  Le  simple  fait  de  planter  un  drapeau,  des  poteaux  ou  des 
emblemes  ne  suffit  pas  ä  creer  ou  ä  soutenir  un  titre  h  la  possession  exclusive 
d'un  pays  place  dans  de  telles  conditions.  ;|  Nous  nous  sommes,  pour  notre 
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Wr.  8594.    partj  conformes  ä  ces  principes  dans  la  formation  successive  des  etablissements 

Frankreich.  ■         -ui     •  i*  •  ■,  , 

8.  Nov.  1884.  QQe  nous  possedoDs  aujourd  hui  sur  la  cote  occidentale  d  Airique,  dans  les 
rivieres  du  sud  du  Senegal  (Cazamance,  Rio-Nunez,  Rio-Pongo,  Mellacoree,  etc.) 
comme  sur  le  littoral  du  Benin  et  au  Gabon.  Nous  avons  marque  notre  prise 
de  possession  par  l'institution,  sur  chacun  des  points  acquis  par  la  France, 
d'un  representant  du  Gouvernement  sous  le  titre  de  Resident  ou  de  Comman- 
dant,  disposant  d'une  force  arm^e  plus  ou  moins  considerable,  investi  de  pou- 
voirs  judiciaires  analogues  ä  ceux  d'un  juge  de  paix  et  generalement  installe 
dans  un  poste  fortifie.  Le  territoire  de  Kotonou,  definitivement  cede  par  le 
Dahomey  en  1878  et  qui  jusqu'ä  l'annee  derniere  ne  se  trouvait  que  nomina- 
lement  rattachä  ä  la  colonie  du  Gabon,  a  ete  place  en  1883  sous  l'autorite 
d'un  Commandant  particulier,  Charge  en  meme  temps  de  l'exercice  de  notre 
protectorat  au  Porto-Novo,  oü  il  reside  pour  le  moment  avec  une  escorte  de 
tirailleurs  senegalais.  Un  personnel  assez  considerable  a  ete  mis  ä  la  dispo- 
sition  de  M.  de  Brazza  pour  prendre  possession  des  territoires  acquis  par  la 
France  sur  le  Haut-Congo,  et  les  Instructions  de  notre  Commissaire  dans  l'Ouest 
africain  lui  attribuent  expressement  les  pouvoirs  d'un  Gouverneur  de  Colonies.  |1 
Lorsqu'il  s'agira  de  determiner  dans  la  Conference  les  conditions  auxquelles 
les  occupations  nouvelles  sur  la  cote  d'Afrique  seront  considerees  comme 
effectives,  le  Gouvernement  frangais  devra-t-il  regier  son  attitude  sur  ces  pre- 
cedents  et  s'attacher  k  faire  prevaloir  dans  l'accord  ä  intervenir  la  doctrine 
qu'ils  tendent  ä  etablir?  ||  II  suffit  de  jeter  les  yeux  sur  la  carte  du  littoral 
africain  pour  constater  qu'ä  l'heure  presente,  surtout  en  ce  qui  concerne  la 
partie  occidentale,  l'etendue  des  territoires  libres  de  toute  domination  etrangere 
est  relativement  restreinte.  (j  D'autre  part,  en  presence  du  developpement  de 
cotes  que  nous  assurent  nos  possessions  du  Senegal,  de  la  Guinee  et  du  Gabon, 
telles  que  les  ont  constituees  nos  derniers  arrangements  avec  les  indigenes,  on 
peut  se  demander  si  notre  preoccupation  principale,  ä  la  veille  de  la  reunion 
de  la  Conference,  doit  etre  de  nous  reserver  des  facilites  en  vue  d'acquisitions 
nouvelles.  Dans  tous  les  cas,  si  l'occasion  s'offre  ä  nous  par  la  suite  d'^tendre 
notre  domaine  colonial  sur  certains  points  de  la  cote  d'Afrique,  il  y  a  lieu  de 
penser  que  nous  serons  en  mesure  de  les  occuper  dans  les  memes  conditions 
qui  ont  caracterise  nos  occupations  anterieures.  ||  II  parait  dont  desirable,  ä 
notre  point  de  vue,  que  la  Conference  soit  amenee  h  sanctionner  et  ä  rendre 
obligatoires  pour  tous  les  regles  qui  ont  preside  ä  la  formation  de  notre 
domaine  colonial  sur  la  c6te  occidentale  d'Afrique,  notamment  celle  qui  a  trait 
ä  l'intervention  directe  et  effective  du  Gouvernement  au  nom  duquel  s'accomplit 
l'occupation.  ||  Dans  cette  hypothese,  les  conditions  auxquelles  l'occupation  des 
territoires  vacants  sur  le  littoral  africain  devrait  ßtre  desormais  consideree 
comme  effective  pourraient  etre  ainsi  formulees  :  ||  1**  Publication,  dans  la 
forme  en  usage  dans  chaque  fitat  pour  la  notification  des  actes  officiels,  de 
la  prise  de  possession  k  un  titre  quelconque  des  territoires  dont  il  s'agit;  || 
2''  Institution  d'un  agent  officiel,  representant  le  Gouvernement  interesse  vis- 
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ä-vis  des   etrangers  aussi  bien   que  des  indigönes   et  disposant  des   Clements    ^^-  ^^^4- 

Frankreich. 

necessaires  pour  assurer  1  exercice  de  son  autoritö.  II  ne  serait  pas  indispen-  s.  nov.  i884. 
sable,  d'ailleurs,  que  ces  elements,  coDsistant  principalement  dans  la  Constitution 
d'une  force  armee,  fussent  directement  fournis  par  le  Gouvernement  de  la 
metropole;  ils  pourraient  etre  empruntes  au  pays  occupe  lui-meme,  si  celui-ci 
se  trouvait  posseder  des  rudiments  d'organisation  suffisants.  Tel  serait  le  cas, 
par  exemple,  oü  une  Puissance'  accorderait  son  protectorat  ä  des  populations 
chez  lesquelles  l'action  des  autorites  indigenes  s'exercerait  dejä,  avec  une  sorte 
de  regularite  relative  et  pourrait,  par  suite,  suppleer  dans  la  pratique  ä  la 
presence  de  forces  militaires  tirees  de  la  metropole, 

Teiles  sont  les  indications  auxquelles  vous  aurez  ä  vous  röferer  et  qu'il 
me  serait  difficile  de  mieux  preciser  dans  Tetat  actuel  des  choses.  II  est  du 
reste  preferable  que,  par  leur  generalite  meme,  les  termes  de  vos  Instructions 
vous  laissent  une  latitude  süffisante  pour  pouvoir  prendre,  suivant  le  tour  im- 
prime  aux  deliberations,  le  parti  qui  vous  semblera  le  plus  utile  aux  interets 
de  diverse  nature  que  nous  avons  ä  sauvegarder.  Je  m'en  remets  ä  cet  egard 
ä  votre  tact  et  ä  votre  connaissance  approfondie  des  matieres  soumises  ä  la 
Conference  aussi  bien  que  de  l'etat  de  nos  rapports  politiques  avec  les  diverses 
Puissances  appelees  ä  y  prendre  pari  Vous  voudrez  bien  m'en  referer  par  le 
telegraphe  pour  les  decisions  qui  seraient  de  nature  ä  interesser  par  quelque 
cöte  la  direction  meme  de  notre  politique.  |1  La  Conference  jugera  sans  doute 
opportun  de  consigner  le  resultat  de  ses  deliberations  dans  une  ou  plusieurs 
declarations  qui  resteront  ouvertes  pour  recevoir,  s'il  y  a  lieu,  les  accessions 
des  Puissances  desireuses  d'y  adherer  ulterieurement.  Je  ne  verrais  d'ailleurs 
aucune  objection  h  ce  que  les  principes  admis  par  elles  fissent  l'objet  d'une 
Convention  proprement  dite.  Quelle  qu'en  soit  la  forme,  il  doit  etre  entendu 
que  l'acte  final  de  la  Conference  n'aura  pas,  en  ce  qui  nous  concerne,  un 
caractere  definitif  et  obligatoire  avant  d'avoir  regu  la  ratificatiou  du  Gouverne- 
ment de  la  Eepublique.  Jules  Ferry, 


Nr.  8595.  KONFERENZ-STAATEN  (Deutschland,  Oesterreich-Un- 
garn,  Belgien,  Dänemark,  Spanien,  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika,  Frankreich,  Grossbritannien,  Italien, 
Niederlande,  Portugal,  Russland,  Schweden  und  Nor- 
wegen, Türkei).  —  Berliner  Conferenz.  Protokoll  Nr.  1. 
Sitzung  vom  15.  November  1884. 

Les  Gouvernements  de  l'Allemagne,  de  rAutriche-Hongrie,  de  la  Belgique,   ur.  8595. 
du  Danemark,  de  l'Espagne,  des  fitats-Unis  d'Amerique,  de  la  France,  de  la  Konferenz- 
Grande-Bretagne,  de  l'Italie,  des  Pays-Bas,  du  Portugal,  de  la  Russie,  de  la iö.nov. i884. 
Suede    et  la  Norvege  et  de  la  Turquie,  ayant  decide  de  se  concerter  sur  les 
questions  qui  ont  ete  indiquees  dans  les  lettres  d'invitation  adressees  par  le 
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Nr.  g595.    Gouvernement    de    Sa   Majeste   l'Empereur  d'Allemagne    aux   diff^rentes  Puis- 
staaten.    sances  Intercssees  dans  les  affaires  d'Afrique,  les  Plenipotentiaires  de  ces  Gou- 
15.N0V.  18S4. ygj.Qgjjients  se  sont  reunis  ä  Berlin,  en  Conference,  le  Samedi,  15  NovemlDre, 
ä  2  h  eures. 

fitaient  presents: 

Pour  rAlleniagne  — 

Son  Altesse  Serenissime  le  Prince  de  Bismarck,  Chancelier  de  l'Em- 

pire  d'Allemagne. 
Son  Excellence  M.  le  Comte  de   Hatzfeldt,  Secretaire   d'fitat  au 

Departement  des  Affaires  fitrangeres. 
M.  Busch,    Sous- Secretaire   d'ßtat   au   Departement   des   Affaires 

fitrangeres. 
M.  de  Kusserow,  Conseiller  Intime  de  Legation. 
Pour  l'Autriche-Hongrie  — 

Son  Excellence  M.  le  Comte  Szechenyi,  Ambassadeur  d'Autriche- 
Hongrie  ä  Berlin. 
Pour  la  Belgique  — 

M.  le  Comte  van  der  Straten-Ponthoz,  Ministre  de  Belgique  ä  Berlin. 
M.  le  Baron  Lambermont,  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre  Ple- 
nipotentiaire ,    Secretaire -General    du   Ministere    des   Affaires 
£trangeres  ä  Bruxelles. 
Pour  le  Danemark  — 

M.  de  Vind,  Ministre  du  Danemark  k  Berlin. 
Pour  l'Espagne  — 

M.  le  Comte  de  Benomar,  Ministre  d'Espagne  ä  Berlin. 
Pour  les  fitats-Unis  d'Amerique  — 

Mr.  John  A.  Kasson,  Ministre  des  fitats-Unis  d'Amerique  ä  Berlin. 
Pour  la  France  — 

Son  Excellence  M.  le  Baron  de  Courcel,  Ambassadeur  de  France 
ä  Berlin. 

Pour  la  Grande-Bretagne  — 

Son  Excellence  Sir  Edward  Malet,  Ambassadeur  d'Angleterre  ä  Berlin. 

Pour  l'Italie  — 

Son  Excellence  M.  le  Comte  de  Launay,  Ambassadeur  d'Italie  ä 
Berlin. 

Pour  les  Pays-Bas  — 

M.  le  Jonkheer  van  der  Hoeven,  Ministre  des  Pays-Bas  ä  Berlin. 

Pour  le  Portugal  — 

M.  le  Marquis  de  Penafiel,  Ministre  du  Portugal  ä  Berlin. 
M.  le  Conseiller  de  Serpa  Pimentel,  Pair  du  Royaume. 
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Pour  la  Russie  —  N'-  ^595. 

Konferenz - 

M.  le  Comte  Kapnist,  Ministre  Plenipotentiare.  Staaten. 

Pour  la  Suede  et  la  Norv^ge  —  ..  i5.Noy.i884. 

M.  le  General  Baron  de  Bildt,  Ministre  de  Suede  et  Norvege  ä 
Berlin. 
Pour  la  Turquie  — 

Son  Excellence  Said-Pacha,  Ambassadeur  de  Turquie  ä  Berlin. 

Son  Altesse  Serenissime  le  Prince  de  Bismarck  prononce  les  paroles 
suivantes:  |1  "Messieurs,  ||  Avant  d'entrer  en  matiere,  je  tiens  ä  m'acquitter  d'un 
ordre  de  TEmpereur,  mon  Maitre,  en  vous  exprimant  la  satisfaction  avec  la- 
quelle  Sa  Majeste  salue  votre  reunion  et  en  vous  priant  de  faire  parvenir  les 
remerciments  de  Sa  Majeste  aux  Gouvernements  qui  ont  bien  voulu  accepter 
son  invitation," 

Son  Altesse  Serenissime  propose  ensuite  de  constituer  la  Conference  en 
designant  le  President  et  les  membres  du  Secretariat. 

Le  Comte  de  Launay,  representant  de  l'Italie,  prononce  le  discours  ci- 
apres:  |1  „En  ma  qualite  de  doyen  du  Corps  Diplomatique  pres  cette  Cour,  qu'il 
me  soit  permis  de  prendre  la  parole  pour  exprimer  mes  remerciments  au  sujet 
du  message  de  bienvenue  de  Sa  Majeste  l'Empereur  et  Roi  et  de  prier  le 
Cliancelier  de  l'Empire  de  se  faire  aupres  de  Souverain  l'interprete  de  nos 
,  sentiments  les  plus  respectueux  et  les  plus  sympathiques  pour  son  auguste 
personne.  Qu'il  me  soit  egalement  permis,  au  debut  de  notre  reunion  dans 
cette  meme  salle  qui  rapelle  les  Souvenirs  du  Congres  de  1878,  de  vous  prier, 
Messieurs,  de  confier  ä  son  Altesse  Serenissime  le  Prince  de  Bismarck  la  pre- 
sidence  des  travaux  de  la  Conference.  C'est  un  usage  consacre  par  les  pre- 
cedents  et  h  la  fois  un  hommage  rendu  au  Souverain  auquel  nous  devons  l'ho- 
spitalite  dont  nous  jouissons  en  ce  möment.  II  y  a  plus:  il  y  va  de  notre 
inter^t  ä  tous.  Les  eminentes  qualites  du  Prince,  son  experience,  sa  sagesse 
eprouvee  offrent  la  serieuse  garantie  que  la  meilleure  direction  sera  imprimee 
ä  nos  travaux.  ||  Je  ne  doute  donc  pas  de  l'assentiment  g^neral  et  empresse 
ä  cette  proposition." 

Le  Comte  Szechenyi  constate  l'adhesion  que  rencontre  la  proposition  du 
Comte  de  Launay. 

Son  Altesse  Serenissime  le  Prince  de  Bismarck  accepte  la  presidence, 
en  expriment  ses  remerciments  aux  membres  de  la  reunion;  il  leur  demande 
la  permission  de  se  faire  remplacer  par  un  de  ses  collegues  au  cas  oü  d'autres 
affaires,  ou  l'etat  de  sa  sante,  l'exigeraient.  Comme  Secretaires  de  la  Con- 
ference, son  Altesse  Serenissime  propose  M.  Raindre,  Conseiller  de  l'Ambassade 
de  France,  M.  le  Comte  Guillaume  de  Bismarck,  Conseiller  au  Ministere 
d'fitat,  et  M.  le  Dr.  Schmidt,  Vice-Consul,  attache  au  Departement  des  Affai- 
res Etrangeres  d'Allemagne.  ||  Ces  suggestions  etant  accueillies,  les  membres 
du  Secrötariat  sont  introduits  et  presentös  ä  la  Conference. 

Staatsarchiv  XLV.  4 
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Nr.  8595.  Lg  PriiicG  de  Bismarck   annonce  que  les  pouvoirs  des  Plenipotentiaires 

Staaten,    oiit  ete  d^poses  au   Secretariat  pour  y  etre  examines   en  tant  que  de  besoin. 

15.  Noy.1884.  Les    Ageiits    Diplomatiques    accredites    ä    Berlin   sont ,    d'ailleurs ,   consideres 

comme  ayaut  les  pouvoirs  necessaires  pour  representer  leurs  Gouvernements 

ä  la  Conference. 

Son  Altesse  Serenissime  reprend  comme  suit:  |]  "En  conviant  la  Conference, 
le  Gouvernement  Imperial  a  ^te  guide  par  la  conviction  que  tous  les  Gouver- 
nements invites  partagent  le  desir  d'associer  les  indigenes  d'Afrique  k  la  civi- 
lisation  en  ouvrant  Tinterieur  de  ce  continent  au  commerce,  en  fournissant  ä 
ses  habitants  les  moyens  de  s'instruire,  en  encourageant  les  missions  et  les 
entreprises  de  nature  ä  propager  les  connaissances  utiles,  et  en  preparant  la 
suppression  de  l'esclavage,  surtout  de  la  Traite  des  Noirs,  dont  l'abolition 
graduelle  fut  dejä  proclamee  au  Congres  de  Vienne  de  1815,  comme  un  devoir 
sacre  de  toutes  les  Puissances.  ||  L'interet  que  prennent  toutes  les  nations 
civilisees  au  developpement  materiel  de  l'Afrique  assure  leur  Cooperation  ä  la 
täche  de  regier  les  relations  commerciales  avec  cette  partie  du  monde.  ||  Le 
regime  observe  depuis  nombre  d'annees  dans  les  rapports  des  Puissances  Occi- 
dentales  avec  les  pays  de  l'Asie  Orientale  ayant  donne  jusqu'ici  les  meilleurs 
resultats  en  restreignant  les  rivalites  commerciales  ä  une  concurrence  legitime, 
le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  l'Empereur  d'Allemagne  a  cru  pouvoir  re- 
commander  aux  Puissances  d'appliquer  ä  l'Afrique,  dans  les  formes  appropriees 
ä  ce  continent,  le  meme  regime,  fonde  sur  l'egalite  des  droits  et  sur  la  soli-, 
darite  des  interets  de  toutes  les  nations  commergantes.  ||  Le  Gouvernement 
Imperial  a  pressenti  les  Puissances  sur  le  mode  le  plus  convenable  de  realiser 
cette  idee.  Ayant  rencontre  un  parfait  accord  de  vues  aupres  du  Gouvernement 
Frangais,  il  a  ete  autorise  par  Sa  Majeste  l'Empereur  ä  inviter  les  Puissan- 
ces disposees  ä  se  joindre  ä  cet  accord  ä  se  reunir  en  Conference  pour  deli- 
berer  des  resolutions  ä  prendre  sur  la  base  du  programme  propose  dans  les 
lettres  d'invitation.  ||  L'idee  fondamentale  de  ce  programme  est  de  faciliter  ä 
toutes  les  nations  commergantes  l'acces  de  l'interieur  de  l'Afrique.  ||  A  cet 
effet,  il  serait  ä  desirer  que  les  marchandises  destinees  ä,  l'interieur  fussent 
admises  en  franchise  de  transit  sur  tout  le  littoral  de  l'Afrique,  ||  Toutefois, 
cette  portee  de  la  question  etant  en  dehors  du  programme  de  la  Conference, 
le  Gouvernement  Imperial  se  borne  ici  ä  exprimer  le  voeu  que  la  reunion  de 
la  Conference  puisse  offrir  l'occasion  d'entamer  des  negociations  entre  les 
£tats  interesses  au  reglement  de  ce  point  de  droit  international,  pour  donner 
satisfaction  aux  besoins  du  commerce  par  rapport  au  transit  en  Afrique.  ||  Le 
Programme  de  la  Conference  ne  porte  que  sur  la  liberte  du  commerce  dans  le 
Bassin  du  Congo  et  ses  embouchures.  En  consequence,  le  Gouvernement  de 
Sa  Majeste  l'Empereur  aura  l'honneur  de  soumettre  aux  deliberations  de  la 
Conference  un  Projet  de  D^claration  traitant  de  la  liberte  du  commerce  dans 
cette  partie  de  l'Afrique,  lequel  Projet  renferme  les  propositions  suivantes:  || 
'Toute  Puissance  qui  exerce  ou  qui  exercera  des  droits  de  souverainete  dans 
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cette  region  y  donnerait  libre  acces  ä  tous  les  pavillons  sans  distinction.    Elle    Nr.  8595. 

ne  pourrait  y  conceder  de  monopoles,  ni  introduire  un  traitement  differentiel.    gtJtg"''' 

Seraient  proliibees  toutes  les  autres  taxes  que  Celles  pergues  a  titre  de  retri-i5.No.v.is84. 

bution  pour  des  depenses  faites  dans  l'interet  du  commerce.  ||  'Toutes  les  Puis- 

sances  exergant  des  droits  ou   de  Tinfluence   dans  les  territoires  qui  forment 

le  Bassin  du  Congo  et  son  embouchure   prendraient  l'obligation  de   concourir 

ä  la  suppression  de  l'esclavage  dans  ces  pays,  de  favoriser  et  d'aider  les  tra- 

vaux  des  missions,  les   Institution  servant  ä  instruires  les  indigenes   et  ä  leur 

faire  comprendre  et  apprecier  les  avantages  de  la  civilisation,'   ||   Le  Congres 

de  Vienne,  en  proclamant  la  liberte  de  la  navigation   sur  les  fleuves  qui  pai"- 

courent  le  territoire  de    plusieurs  fitats,  a  voulu   empecher  la  Sequestration 

des  avantages  inherents  ä  un  cours  d'eau.     Ce  principe  a  passe  dans  le  droit 

public,  en  Europe  et  en  Amerique.    Or,  le  Gouvernement  Allemand  se  rallierait 

volontiers  ä  des  propositions  tendant  ä  regier,    en  dehors   de  la  Conference, 

la  question  de  la  liberte  de  navigation  sur  tous  les  fleuves  de  l'Afrique.    Mais 

le  Programme  de  la  Conference  etant  circonscrit  h  la  liberte  de  la  navigation 

sur  le    Congo   et  le   Niger,    le  projet  d'acte    provisoire    de   navigation  que  le 

Gouvernement  de   Sa  Majeste    l'Empereur    aura    Thonneur    de  presenter  ä  la 

Conference  ne  concernera  que  ces  deux  fleuves  et  leurs  affluents.  \\  Ce  Projet 

a  ete  calque  sur  les   Articles  CVIII  ä  CXVI   de  l'Acte  Final  du  Congres  de 

Vienne  du  1815,  les  Articles  XV,  XVI,  et  XIX  du  Trait^  de  Paris  de  1856, 

l'Acte  de  Navigation  du  Danube  de  1857,  l'Acte  Public  relatif  ä  la  navigation 

des  embouchures  du  Danube  de  1865,  et  sur  les  Traites  identiques    conclus, 

en  1853,  entre  la  France,  la  Grande-Bretagne,   et  les  Etats-Unis  d'Amerique 

d'une  part,  et  la   Confederation   Argentine   de  l'autre,   pour   assurer  la  libre 

navigation  du  Parana  et  de  l'Uruguay.  ||  Le  principe  fondamental  de  ce  Projet 

est  d'assurer  pleine  et  entiere  liberte  de  navigation  ä  tous  les  pavillons  et  la 

franchise  de  toutes  autres  taxes   que  Celles  prelevees  dans  un  but  de  retri- 

bution  pour  des  travaux  necessites  par  les  besoins  de  la  navigation  meme.  || 

Le  d^veloppement    natural  du  commerce    en  Afrique  fait  naitre  le   desir  bien 

legitime  d'ouvrir  ä  la  civilisation  les  territoires  inexplores  et  inoccupes  ä  l'heure 

qu'il  est.     Pour  prevenir  des  contestations  qui  pourraient  resulter  du  fait  d'une 

nouvelle  occupation,  les  Gouvernements  de  France  et  d'Allemagne   ont   pense 

qu'il  serait  utile  d'arriver  ä  un  accord  relativement  aux  formalites  ä  observer 

pour  que  des  occupations  nouvelles  sur  les  cötes    de  l'Afrique  soient'consi- 

derees  comme  effectives.   ||   Les  membres  de  la   Conference  auront  l'occasion 

de  se  concerter  entre  eux  sur  les  questions  qui  se  rattaclient  k  la  delimitation 

des  etablissements  coloniaux  de  leur  pays,  ou  au  traitement  de  leurs  nationaux 

respectifs;  il  n'entre  cependant  pas   dans   les   attributions    de  l'Assemblee  de 

decider  de  la  validite  des  prises  de  possession  anterieures.  ||  Ce   n'est  qu'en 

vue  de  l'avenir  que  j'aurai  l'honneur  de  soumettre  ä  la  Conference  un  Projet 

de  Declaration   portant   que,    desormais,  la   validite    d'une  nouvelle  prise  de 

possession  sera  subordonnöe  ä  l'observation  de  certaines  formes,  telles  que  la 

4* 
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Nr.  8595.  notificatioii  simultanee,  afin  de  mettre  les  autres  Puissances  ä  m^me  de  re- 
staaten.  coniiaitre  cet  acte  ou  de  formuler  leurs  objections.  ||  Pour  qu'une  occupation 
I5.N0V.  1884. soit  consideree  comme  effective,  il  est,  de  plus,  ä,  desirer  que  l'acquereur 
manifeste,  dans  un  delai  raisonnable ,  par  des  institutions  positives,  la  volonte 
et  le  pouvoir  d'y  exercer  ses  droits  et  de  remplir  les  devoirs  qui  en  resul- 
tent.  II  La  Conference  se  composant  de  Representants  d'fitats  Souverains,  chacun 
de  ses  membres  restera  juge  des  Communications  qu'il  croira  devoir  faire  ä 
ses  coll^gues  au  nom  de  son  Gouvernement;  mais  des  propositions  faites  en 
dehors  des  limites  tracees  ä  nos  deliberations  par  le  programme  de  l'invitation 
n'entraineront  pas  pour  l'Assemblee  l'obligation  de  les  discuter,  ||  Messieurs, 
l'interet  que  toutes  les  nations  representees  dans  cette  Conference  prennent 
au  developpement  de  la  civilisation  en  Afrique,  interet  incessamment  temoigne 
par  des  entreprises  hardies  d'exploration ,  par  le  mouvement  commercial  et- 
par  les  sacrifices  et  les  efforts  faits  par  chaque  nation  dans  un  de  ces  buts, 
nous  offre  une  garantie  du  succes  des  travaux  que  nous  entreprenons  pour 
regier  et  pour  developper  les  relations  commerciales  que  nos  nationaux  entre- 
tiennent  avec  ce  continent  et  pour  servir  en  meme  temps  la  cause  de  la  paix 
et  de  l'humanite." 

Le  Prince  de  Bismarck  fait  observer  incidemment  que  les  Projets  dont 
il  a  fait  mention  seront  distribues  le  plus  tot  possible  aux  Plenipotentiaires 
et  que  ceux-ci  seront  en  mesure  de  se  former  une  Impression  personnelle  avant 
la  prochaine  seance.  Son  Altesse  Serenissime  s'en  remet  aux  travaux  des 
membres  de  la  Conference  pour  le  developpement  et  le  succes  de  l'oeuvre  pro- 
pos6  aux  deliberations  communes. 

Sir  Edward  Malet  lit  alors  la  declaration  suivante:  ||  "Messieurs,  ||  Apres 
avoir  entendu  les  paroles  que  Son  Altesse  le  President  vient  de  nous  adresser, 
il  m'est  bien  agreable  de  voir  que  les  vues  du  Gouvernement  que  j'ai  l'honneur 
de  representer  me  semblent  s'accorder  en  general  avec  Celles  du  Gouverne- 
ipent  de  l'Empereur.  Je  suis  autorisö  ä  donner  mon  chaleureux  appui  aux 
points  qui  concordent  aussi  completement  avec  la  politique  toujours  suivie  par 
mon  pays,  que  la  liberte  du  commerce  dans  le  Bassin  du  Congo  et  )a  libre 
navigation  des  fleuves  Africains.  ||  Je  dois  cependant  ne  pas  perdre  de  vue 
que,  dans  l'opinion  du  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique,  les  iuterets 
commerciaux  ne  doivent  pas  etre  envisages  comme  sujet  exclusif  des  delibe- 
rations de  la  Conference.  \\  Si  l'exploitation  des  marches  du  Congo  est  de- 
sirable,  le  bien-etre  des  indigenes  ne  doit  pas  etre  neglige.  jj  Ceux-ci  perdront 
plus  qu'ils  ne  gagneront,  si  la  liberte  du  commerce,  depourvue  de  contröle 
raisonnable,  venait  ä  degenerer  eu  licence.  J'ose  esperer  que  cette  consid6- 
ration  aura  son  poids,  et  que  des  mesures  de  precaution  seront  prises,  en  ce 
qui  concerne  le  commerce  legitime,  pour  que  son  introduction  assure,  autant 
que  possible,  les  avantages  de  la  civilisation  aux  indigenes  et  l'extinction  des 
raaux,  pareils  ä  la  Traite  dans  l'interieur,  par  lesquels  leur  progr^s  est  ä  prä- 
sent retarde.  |1  Je  dois  me  rappeler  que  les  indigenes  ne  sont  pas  repr^sentes 
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dans  notre  sein  et  qua,  cependant,  les  decisioiis  de  la  Conference  auront  pour   N'-  ^^^^• 
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eux  une  gravite  extreme.  ||  Le  principe  qui  emportera  la  Sympathie  et  lappui  Staaten. 
du  Gouvernement  de  Sa  Majest6  Britannique  sera  le  progres  du  commerce  le-  i5.nov.i884. 
gitime  avec  garantie  pour  Tegalite  de  traitement  envers  toute  nation  et  le  bien- 
etre  des  indigenes.  ||  La  premiöre  base  de  discussion  de  la  Conference  est  la 
liberte  du  commerce  dans  le  bassin  et  les  embouchures  du  Congo.  ||  Le  bassin 
travers6  par  le  Congo,  en  venant  de  ses  sources,  comprend  une  grande  partic 
de  l'Afrique  centrale.  Dans  les  regions  sup^rieures  11  est  encore  inaccessible 
au  commerce.  Par  consequent,  tandis  que  le  principe  de  la  liberte  du  com- 
merce, dans  le  bassin  entier,  acquerra,  probablement,  l'assentiment  general, 
les  deliberations  pratiques  de  la  Conference  seront  necessairement  restreintes 
ä  cette  partie  de  son  etendue  oü  Tentreprise  Europeenne  penetre  döjä  et  qui 
est  en  train  de  se  soumettre  directement  ou  indirectement  ä  l'influence  de 
l'Europe.  Le  bassin  du  fleuve  inferieur  est  comparativement  etroit;  mais  pres  de 
Stanley-Pool  il  s'etend  au  nord  et  au  sud  et  comprend  un  vaste  district,  le 
commerce  duquel  a  plusieurs  debouches  ä  la  mer  par  eau  et  par  terre-  Or, 
si  le  commerce  dans  ce  bassin  doit  etre  libre  pour  tous,  il  est  manifeste  qu'il 
doit  avoir  communication  libre  avec  la  cote,  non  seulement  par  le  fleuve  du 
Congo,  mais  egalement  par  toutes  les  autres  issues.  II  serait  donc  ä  desirer, 
en  tächant  d'assurer  la  liberte  du  commerce  dans  le  bassin  meme,  de  la  sauve- 
garder  en  meme  temps  pour  la  ligne  de  la  cote.  ||  Sans  une  stipulation  de  ce 
genre,  la  liberte  accordee  serait  illusoire  en  ce  qui  regarde  une  grande  partie 
du  bassin.  ||  Le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  accepterait  avec  plaisir  que  le 
principe  de  liberte  de  commerce  füt  etendu  sur  toute  la  ligne  de  la  cote 
entre  les  limites  de  la  Colonie  du  Gaben  et  celle  de  la  Province  d'Angola.  || 
Je  vous  prie,  ensuite,  de  me  permettre  quelques  paroles  sur  l'interpr^tation 
ä  donner  au  terme  'liberte  du  commerce.'  ||  Je  crois  avoir  raison,  en  pensant 
que  le  Gouvernement  Imperial  le  comprend  comme  une  garantie  aux  commer- 
Qants  de  tous  pays,  qu'aucun  droit  d'entree  et  aucun  droit  de  transit  ne  sera 
leve  et  que  leurs  marcliandises  subiront  seulement  des  impots  moderes,  de- 
stines  uniquement  ä  pourvoir  aux  necessites  administratives.  ||  Cette  Interpre- 
tation röpond  ä  l'idee  generale  du  Gouvernement  de  Sa  Majeste.  ||  Mais  je 
pense  que  la  Conference,  apres  un  mür  exaraen  de  la  question,  reconnaitra  la 
necessite  de  pourvoir,  d'une  maniere  plus  detaillee,  ä  Tögalite  absolue  du 
traitement  des  sujets  de  toutes  les  Puissances,  en  ce  qui  concerne  les  droits 
et  les  impots  directs  et  indirects,  la  residence,  la  liberte  de  faire  le  commerce 
et  de  voyager,  l'emploi  de  routes  et  de  cbemins  de  fer,  le  cabotage  et  la 
liberte  de  religiou.  ||  En  rapport  avec  la  discussion  de  cette  base,  surgira  la 
question:  quelles  sont  les  Puissances  qui  doivent  garantir  la  liberte  stipulee? 
I  II  est  ä  esperer  que  nous  arriverons  ä  un  accord  general  auquel  il  sera 
desirable  d'inviter  l'adhesion  des  Puissances  non  representees  ä  la  Conference; 
que  cet  accord  consistera  dans  un  engagement  de  la  part  des  Puissances  occu- 
pant  ou  protegeant,  ä  preseut   ou  dans  l'avenir,  directement  ou  indirectement, 
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Nr.  8595.    ^q^  temtolres  quelconques  dans  le  Bassin  du  Congo   et  sur  la  cote   susmen- 
staaten.    tionnee,  d'etendre  aux  sujets  de  toutes  nations   la  liberte  du  commerce,  selon 
i5.Nov.i884.  i'interpretation  couvenue,  ä  titre  egal  ä  celui  octroye  ä  leurs  propres  sujets. 
II  En   d'autres  termes,  chaque  Puissance  s'engagera  ä  laisser  toutes  les  nations 
participer  aux  avantages  qu'elle  aurait  acquis   elle-meme  pour  son  commerce 
et  ses  sujets.     Un  engagement  de  cette  nature  aura  l'assentiment  empresse  du 
Gouvernement  de  la  Reine.  ||  La  seconde  base  de  discussion   est  l'application 
au  Congo  et  au  Niger  des  principes  adoptes  par  le  Congres  de  Vienne  en  vue 
de  consacrer  la  liberte  de  la  navigation  sur  plusieurs   fleuves    internationaux. 
II  Le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  verrait  avec  plaisir  l'extension  de  ces  prin- 
cipes non  seulement  au  Congo  et  au  Niger,  mais  egalement  ä  d'autres  fleuves 
de  l'Afrique,  et  je  suis   autorise  a  discuter  une  pareille  extension  de  l'appli- 
cation de  ces  principes.     La  question  pratique,  selon  la  pensee  du  Gouverne- 
ment de  Sa  Majeste,   sera  moins  l'acceptation  des   principes  que  le  mode  de 
les  appliquer.     Les  fleuves  d'Europe  soumis  au  regime  ayant  son  origine  dans 
les  Articles  du  Congres  de  Vienne  parcourent   des  territoires  appartenant  ä 
des  Etats  bien  definis;  leurs  positions  et  leurs  particularites   etaient  connues 
ou  faciles  ä  determiner.     Pour  les  fleuves  d'Afrique,  les  difficultes  seront  sans 
doute  plus  grandes,  mais  pas  insurmontables.  ||  Le  Gouvernement  de  Sa  Ma- 
jeste s'est  dejä  convaincu  que  la  navigation    du  Congo    pourrait   etre   r^glee 
par  une  Commission   Internationale,   dont  il  a  meme    conseille  la  cröation  ä 
plusieurs  reprises.     Je  suis  autorise  ä  donner  son  consentement  ä  une  pareille 
Commission,  sauf  examen  et  approbation  de  sa  Constitution.  ||  La  Situation  du 
Niger  est   entierement   differente.     L'etablissement    d'une    Commission  sur  ce 
fleuve  est  regarde  par  nous  comme   etant   impraticable,     Le  fleuve   meme  sur 
une  grande  partie  de  son  parcours  est  insuffisamment  explore;    mais  on  sait 
qu'il  est  divise   geographiquement    en  trois   sections,    dont  la  superieure    n'a 
aucune    communication  avec  l'inferieure,  laquelle,  en   s'approchant  de  la  mer, 
se    disperse  dans  un  r^seau  d'embouchures.  ||  Le  commerce   de  l'interieur  se 
trouve,  pour  la  plupart,  entre  les  mains  des  tribus  de  la  cote  qui  se  fönt  in- 
termediaires  et  qui,  ayant  un  vif  egard  pour  leurs  inter^ts,   sont   difficiles  ä 
meuager  et  ä  controler.     Depuis  la  decouverte  des  emboucliures,  en  1830,  par 
les  freres  Lander,  expedies  par  le  Gouvernement  Anglais,  l'exploration  du  fleuve 
a  ete  l'oeuvre  du  meme  Gouvernement  qui  en  a  fourni  les  moyens  ä  diverses 
reprises.     En  consequence,  le  commerce  a  du  son  developpement  presque  ex- 
clusivement  ä  l'entreprise  Britannique.     II  est,  k  present  entierement  entre  les 
mains  Britan^iques,  et  les  tribus  les  plus  importantes,  apres  avoir  regarde  les 
agents  de  ce  pays,  pendant  de    longues  annees,  comme   leurs    protecteurs  et 
leurs  conseillers,  ont  maintenant,  par  suite  de  leurs  demandes  urgentes  et  re- 
petees,  ete  placees  officiellement  sous   le  Protectorat  de  la  Grande -Bretagne. 
Cette  Situation  entratne,  d'une  maniere  imperative,  une  difference  dans  l'appli- 
cation des  principes  du  Congres  de  Vienne.     La  ligne  de  la  cote  et  le  cours 
inferieur  du  fleuve  sont  suffisamment  sous  contröle  pour  que  le  Gouvernement 
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de  Sa  Majeste   Britannique    puisse    en   regulariser   la    navigation,  tout  en  se   ^'■-  ^^^^• 

T'  •       •  1       1       Ti  Konferenz- 

tenant  lie  au  principe  de  la  libre  navigation  par  uiie  d^claration  formelle.  ||  Staaten. 
Si  la  Conference  se  decide  ä  eten4re  les  principes  du  Congres  de  Vienne  ä  ^^•^°^- ^^^^• 
d'autres  fleuveS;  je  me  permettrai  de  suggerer  que  le  mode  de  l'application, 
comme  dans  le  cas  du  Niger,  soit  pris  en  consideration  separeraent,  apres  une 
etude  des  conditions  individuelles  de  chacun  de  ces  fleuves,  dans  Vordre  oü 
ils  viendront  ä  etre  discutes.  ||  La  troisieme  base  est  la  döfinition  des  forma- 
lites  ä  observer  pour  que  des  occupations  nouvelles  sur  les  cotes  d'Afrique 
soient  considerees  comme  effectives.  ||  Les  donnees  qui  existaient  sur  la  tournure 
que  prendrait  cette  question  n'etaient  pas  assez  precises  pour  que  le  Gouver- 
nement de  Sa  Majeste  ait  pu  me  donner  des  Instructions  nettes  sur  ce  point; 
mais  s'il  s'agit,  en  general,  de  donner  des  assurances  dans  l'avenir  que  les 
principes  poses  unanimement  par  les  jurisconsultes  et  les  juges  de  tous  pays 
seront  appliques  dans  la  pratique,  je  n'aurai  aucune  hesitation  ä  accepter  la 
discussion  sur  cette  base." 

Le  President  fait  observer  que  la  declaration  de  Sir  Edward  Malet  sera 
reproduite  dans  le  Protocole  et  que  l'etude  pourra  en  etre  faite  utilement  en 
l'examinant  dans  chacune  de  ses  parties,  au  für  et  ä  mesure  que  chacune  des 
questions  diverses  auxquelles  eile  se  rapporte  sera  mise  ä  l'ordre  du  jour  de 
la  Conference.     Une  discussion  generale  serait  prematuree. 

Le  Comte  de  Launay  rapelle  qu'au  Congres  de  Berlin  il  avait  ete  regle 
que  toute  proposition  nouvelle,  au  lieu  d'etre  immediatement  mise  en  delibe- 
ration,  devrait  etre  deposee  et  reproduite  au  Protocole  d'une  seance  pour  venir 
en  discussion  seulement  lors  d'une  des  seances  suivantes. 

Le  President  appuie  cette  Suggestion  sous  la  reserve  qu'elle  ne  concerne 
que  les  propositions  nouvelles  et  non  les  amendements.  II  constate  qu'elle  ne 
souleve  aucune  Opposition  et  pourra,  des  lors,  servir  de  regle  au  cours  des 
discussions. 

Le  Prince  de  Bismarck  declare  que  l'ordre  du  jour  est  epuise.  Sur  son 
initiative,  la  Conference  s'ajourne  au  Mardi,  18  Novembre,  ä  1  heure. 

La  seance  est  levee  ä  3  heures  et  demie. 
S  z  e  c  h  e  n  y  i.  F.  P.  van  der  H  o  e  v  e  n. 

Comte  Auguste  van  der  Straten-  Marquis  de  Penafiel. 

Ponthoz,  A.  deSerpaPimentel. 

Baron  Lambermont.  Comte  P,  K apnist. 

E.  Vind.  Gillis  Bildt. 

Comte  de  B  e  n  0  m  a  r.  Said. 

JohnA.  Kasson.  v.  Bismarck. 

Alph.  deCourcel.  P.  Hatzfeldt. 

Edv^ardB.  Malet.  Busch. 

Launay.  v.  Kusser ow. 

Certifie  conforme  ä  l'original: 

R  a  i  n  d  r  e,  Comte  W.  Bismarck,  Schmidt. 
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Konferenz- 
Staaten. 
IS.NoT,  1884. 


Projet  de  Beclaration  relative  ä  Ja  Liberte  du  Commerce  dans  le  Bassin 
du  Congo  et  ses  JEmhoucJmres. 

Las  Representants  des  Gouvernements  de  TAllemagne,  de  l'Autriche-  Hongrie, 
de  la  Belgique,  du  Danemark,  de  TEspagne,  des  Etats-Unis  d'Amerique,  de  la 
France,  de  la  Grande-Bretagne,  de  l'Italie,  des  Pays-Bas,  du  Portugal,  de  la 
Russie,  de  la  Suede  et  la  Norvege  et  de  la  Turquie,  s'etant  reunis  en  Confe- 
rence ä  la  suite  de  l'invitation  du  Gouvernement  Imperial  Allemand,  sont  tombes 
d'accord  sur  la  Declaratiou  suivante: 

Beclaration. 

Dans  tous  les  territoires  constituant  le  Bassin  du  Congo  et  de  ses  afflu- 
ents,  c'est-ä-dire.  .  .  .  (delimitation)  le  commerce  de  toutes  les  nations  jouira 
d'une  complete  liberte.  ||  Tous  les  pavillons,  sans  distinction  de  nationalite, 
auront  libre  acces  ä  tout  le  littoral  des  territoires  decrits  ci-dessus,  ainsi 
qu'ä  toutes  les  eaux  du  Congo  et  de  ses  affluents,  et  ä  tous  les  ports  situes 
sur  les  bords  de  ces  eaux.  ||  Les  marchandises  de  toute  provenance  importees 
dans  ces  territoires,  sous  quelque  pavillon  que  ce  soit,  par  la  voie  maritime 
ou  fluviale  ou  par  celle  de  terre,  n'auront  ä  acquitter  d'autres  taxes  que 
Celles  qui  pourraient  etre  pergues  comme  compensation  de  depenses  utiles  pour 
le  commerce  et  qui,  ä  ce  titre,  devront  etre  6galement  supportees  par  les  na- 
tionaux  et  par  les  etrangers  de  toute  nationalite.  ||  De  quelque  nature  que 
soient  ces  taxes,  les  marchandises  importees  dans  ces  territoires  resteront 
affranchies  de  droits  d'entree  et  de  transit.  ||  Toute  Puissance  qui  exerce  ou 
exercera  des  droits  de  souverainete  dans  les  territoires  susvises  ne  pourra  y 
conceder  ni  monopole  ni  privilege  d'aucune  espece  en  matiere  commerciale. 
Les  etrangers  y  jouiront  iudistinctement  du  meme  traitement  et  des  memes 
droits  que  les  nationaux,  ||  Toutes  les  Puissances  exergant  des  droits  de  sou- 
verainete ou  une  influence  dans  les  dits  territoires,  prendront  l'obligation  de 
concourir  ä  la  suppression  de  l'esclavage  et  surtout  de  la  Traite  des  Noirs, 
de  favoriser  et  d'aider  les  travaux  des  missions  et  toutes  les  institutions  ser- 
vant  ä  instruire  les  indigenes  et  ä  leur  faire  compreudre  et  apprecier  les 
avantages  de  la  civilisation.  ||  Sauf  arrangement  ulterieur  entre  les  Gouverne- 
ments Signataires  de  cette  Declaration  et  telles  Puissances  qui  exerceront  des 
droits  de  souverainete  dans  les  territoires  dont  il  s'agit,  la  Commission  Inter- 
nationale de  la  Navigation  du  Congo,  instituee  en  vertu  de  l'acte  signe  ä 
Berlin  le  ,  au  nom  des  memes  Gouvernements,  sera  chargee 

de  surveiller  l'application  des  principes  proclames  et  adoptes  par  cette  De- 
claration. 
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Nr.    8596.      KONFERENZ-STAATEN.  —  Berliner  Konferenz.    Proto- 
koll Nr.  2.     Sitzung  vom  19.  November  1884. 

Staient   presents    [Dieselben    wie    in  der  1.  Sitzung.     Es  fehlen   Bismarck   Nr.  ssoe. 
und  Kapnist;  neu  eingetreten  ist  Mr.  Henry  S.   Sanford  als  2.  Vertreter  der    suat™!'' 

Vereinigten  Staaten].  i9.nov.i884. 

Le  Comte  de  Hatzfeldt  annonce  que  le  Prince  de  Bismarck  est  empcche 
par  une  indisposition  de  se  rendre  ä  la  Conference.  Comme  il  a  ete  convenu 
lors  de  la  premiere  seance,  le  Chancelier  de  l'Empire  demande  ä  la  Haute 
Assemblee  la  permission  de  deleguer  la  presidence  au  Comte  de  Hatzfeldt.  || 
Le  Comte  de  Hatzfeldt,  President,  propose  que,  suivant  la  proc^dure  adoptee 
lors  du  Congres  de  Berlin,  la  communication  prealable  du  Protocole  imprime 
aux  Plenipotentiaires  tienne  lieu  de  la  lecture  traditionnelle  au  debut  de  la  seance. 
Dans  le  cas  oü  aucune  modification  n'aurait  ete  faite  par  les  membres  de 
l'Assemblee,  le  texte  serait  considere  comme  approuve;  la  signature  en  aurait 
lieu  au  debut  de  la  seance  et  l'original  serait  ensuite  depose  aux  archives.  || 
La  Conference  donne  son  assentiment  ä  cette  procedure.  ||  Le  Protocole  de  la 
premiere  seance  est  ensuite  adopte,  ||  Le  President  annonce  que  le  Repräsen- 
tant de  la  Russie  s'est  excuse  de  ne  pouvoir  assister  k  la  reunlon,  vu  Tetat 
de  sa  sant6.  |1  II  fait  connaitre  que  Mr.  Sanford,  Plenipotentiaire  des  fitats- 
Unis  d'Amerique,  a  ete  regu  dans  la  Conference  ä  la  suite  d'une  communi- 
cation du  Ministre  des  Etats-Unis  ä  Berlin  definissant  le  caractere  de  sa 
mission.  ||  Le  Comte  de  Hatzfeldt  demande  si  personne  ne  desire  prendre  la 
parole  avant  de  passer  ä  l'ordre  du  jour. 

Le  Marquis  de  Penafiel  fait  alors  la  declaration  suivante:  ||  "Messieurs, 
II  Le  Gouvernement  du  Portugal  a  accueilli  avec  un  grand  empressement,  et 
une  veritable  satisfaction,  l'invitation  qui  lui  a  ete  adressöe,  au  nora  du  Gou- 
vernement de  l'Empire  d'Allemagne  et  de  celui  de  la  Republique  Frangaise, 
pour  prendre  part  ä  cette  Conference.  ||  Une  teile  satisfaction  etait  bien  legitime, 
en  voyant  realise  le  voeu  qu'il  avait  emis  dans  sa  dep^che  Circulaire  du  13  Mai 
aux  Legations  de  Sa  Majeste  Tres  Fidele  ä  Berlin,  Paris,  Bruxelles,  La  Haye, 
Madrid,  Rome  et  Vienne.  ||  La  se  trouvait,  pour  la  premiere  fois  peut-etre, 
exprime  le  besoin  de  reunir  les  Puissances  interessees  dans  les  questions  pen- 
dantes  sur  la  Cote  Occidentale  d'Afrique.  ||  Le  Gouvernement  Portugals,  dans 
sa  reponse  ä  l'invitation  qui  nous  r6unit  ici,  a  constate  les  sentiments  qui 
l'animent,  en  disant  que  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Tres  Fidele  avait 
dejä  manifeste,  chaque  fois  que  l'occasion  lui  en  a  ete  Offerte,  l'intention  sincere 
d'admettre  le  principe  de  la  liberte  de  commerce  et  de  navigation  dans  le 
bassin  et  les  embouchures  du  Congo,  lorsqu'il  aurait  etabli  une  administration 
reguliere  dans  les  territoires  compris  sur  la  Cote  Occidentale  d'Afrique,  entre 
le  5"  12'  et  le  8"  de  latitude  sud,  territoires  depuis  des  siecles  dejä  incorpores 
ä  titre  incontestable  aux  domaines  de  la  Couronne  de  Portugal.  ||  Le  Portu- 
gal a  non    seulement  ä  intervenir    dans   le    reglement  des    droits    qui  seront 
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19. Noy.i8S4.  dement  Portugals  est  donc  heureux  de  pouvolr  affirmer  de  nouveau,  devant 
les  Puissances  ici  representees,  ce  qu'il  a  dejä  declare  dans  maintes  occasions: 
son  adhesion  complete  aux  principes  de  liberte  de  commerce  et  de  navigation 
appliques  au  bassin  et  aux  embouchures  du  Congo,  ä  l'execution  desquels  il 
s'eugagera  solenellement  devant  vous.  De  pareils  principes,  le  Portugal  les  a 
deja  appliques  lors  de  l'occupation  de  Cacongo  et  Massabi  au  nord  du  5*^  12' 
de  latitude  sud,  qui  a  ete  dernierement  realisee  par  le  Gouverneur -General 
d'Angola  au  nom  du  Gouvernement  Portugals.  Plusieurs  actes,  aussi  bien 
anciens  que  recents,  demontrent  qu'il  n'a  pas  cesse  de  les  defendre  et  de  les 
maintenir  sur  les  deux  rives  du  Congo.  ||  C'est  encore  avec  une  vive  satisfaction 
que  le  Portugal  prendra  part  ä  la  discussion  des  deux  autres  points  qui  con- 
stituent  la  base  de  nos  delib^rations,  et  qui  renferment  des  principes  d'un  si 
haut  int^ret.  ||  "Le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Tres  Fidele  partage  comple- 
tement  la  profonde  pensee,  si  noblement  exprimee  par  notre  President  Son  Al- 
tesse Serenissime  le  Prince  Chancelier,  ä  la  seance  d'inauguration,  que  les  re- 
lations  commerciales  qui  vont  se  developper  sur  le  continent  Africain  serviront 
la  cause  de  la  paix  et  de  l'humanite;  il  espere  enfin  voir  les  voeux  emis  par 
son  Excellence  le  Plenipotentiaire  de  la  Grande -Bretagne  pour  que  les  indi- 
genes  profitent  autant  que  possible  des  avantages  de  la  civilisation  se  realiser 
d'une  maniere  complete,  au  moyen  de  l'extinction  de  la  Traite  et  de  l'escla- 
vage,  les  plus  grands  obstacles  qui  puissent  etre  opposes  aux  progres  de  cette 
civilisation  sur  les  cotes  de  l'Afrique.  ||  Vous  savez,  Messieurs  que  le  Portugal 
a  introduit  les  germes  de  la  civilisation  en  Afrique;  vous  connaissez  aussi  les 
sacrifices  qu'il  s'est  imposes  pour  arriver  ä  rentiere  suppression  de  la  Traite 
dans  ces  territoires." 

Le  Comte  de  Launay  desire  presenter  quelques  observations  genörales 
avant  d'aborder  l'examen  du  premier  des  trois  points  enonces  dans  la  Circu- 
laire  d'invitation  ä  la  Conference,  et  s'exprime  dans  les  termes  suivants:  || 
"L'Italie  n'a  pas  de  possessions  territoriales  sur  la  Cote  Occidentale  d'Afrique. 
Son  attention  vigilante  se  dirige  plutot  dans  d'autres  directions ,  ainsi  qu'il 
resulte  de  declarations  r^cemment  faites  aux  Chambres  et  qui  ont  regu  la  plus 
grande  publicite.  Jusqu'ici,  nos  rapports  commerciaux  et  maritimes  dans  les 
parages  de  l'ouest  et  du  centre  de  l'Afrique  ne  sont  qu'au  debut;  mais  dejä 
nos  commergants  tournent  les  yeux  de  ce  cote,  encourages  comme  ils  le  sont 
par  de  rapports  venus  des  hardis  explorateurs  Italiens,  et  par  les  suffrages 
qu'un  tel  mouvement  rencontrerait  dans  l'opinion  publique.  ||  L'Italie,  tout  en 
reservant  l'avenir  pour  le  cas  oü,  sans  beurter  ni  offenser  des  inter^ts  legi- 
times, eile  croirait  devoir  examiner  s'il  lui  conviendrait ,  ä  l'instar  d'autres 
fitats  civilises,  de  fonder  ä  son  tour  quelque  Colonie  ou  d'exercer  un  Protec- 
torat  sur  certains  territoires  inexplores,  inexploites  ou  abandonnes  ä  l'incurie 
de  tribus  barbares  ou   nomades;  —  l'Italie,  dis-je,  n'a  pas  moins  un  interet 
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evident  ä  ce  qu'il  s'etablisse  dans  les  regions  Africaines,  soit  pour  le  commerce   ^''-  ^^^^■ 
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et  la  navigation,  soit  pour  des  occupations  ulterieures  eventuelles,  des  regles  qui  Staaten. 
doivent  tenir  ä  coeur  ä  tous  Ics  pays  qui  participent  dejä,  ou  qui  participeront  un^^-^*''-^^^^ 
jour,  au  mouvement  economique  et  civilisateur  lequel,  notamment  dans  le  Bassin 
du  Congo,  se  dfiveloppe  d'une  maniere  merveilleuse  et  avec  de  grands  avantages.  || 
J'ai  lu  avec  la  plus  grande  attention  les  considerations  exposees  dans  la  preraiere 
seance  par  notre  illustre  President,  et  qui  portent  l'empreinte  de  sa  haute  in- 
telligence.  Elles  repondent,  en  substance,  ä  l'esprit  de  mes  Instructions.  Les 
declarations  de  mon  honorable  collegue  Britannique  me  semblent  egalement 
inspirer  une  juste  confiance  que  les  questions  essentielles  renfermees  dans 
notre  programme  pourront  etre  resolues  dans  un  sens  equitable  et  conforme 
au  droit  public  moderne.  Je  me  rallie,  entre  autres,  aux  genereux  sentiments 
emis  par  son  Altesse  Serenissime  et  par  son  Excellence  en  faveur  des  popu- 
lations  indigenes,  pour  la  suppression  de  l'esclavage  et  surtout  de  la  Traite 
des  Noirs.  Dans  cet  ordre  d'idees  aussi,  il  existe  un  lien  de  solidarite  entre 
tous  les  Etats  civilises." 

Le  President  demande  aux  Plenipotentiaires  s'ils  sont  dejä,  en  mesure  de 
presenter  des  observations  sur  le  Projet  du  k  l'initiative  du  Gouvernement 
Allemand,  et  qui  leur  a  ete  distribue  entre  la  premiere  et  la  seconde  seance. 
II  ajoute  qu'il  se  reserve  de  soumettre  ä  la  Haute  Assemblee  une  proposition 
sur  le  mode  de  procedure  relativement  au  Projet  de  Declaration  presente  par 
le  Gouvernement  Imperial. 

Le  Comte  de  Launay  dit  qu'il  lui  parait  opportun  de  reprendre  ä  cette 
occasion  l'expose  de  vues  generales  de  son  Gouvernement,  et  il  s'explique  sur 
le  Premier  des  trois  points  signales  dans  la  Circulaire  precitee  et  sur  le  Projet 
de  Declaration  y  relatif  presente  par  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  l'Em- 
pereur  d'Allemagne.  |1  Ce  Projet  coincide  en  substance  avec  les  vues  du  Gou- 
vernement Royal.  Les  dispositions  y  enoncees  expriment  clairement  ce  que 
l'on  entend  par  liberte  de  commerce:  libre  acces  pour  tous  les  pavillons,  libre 
transit,  interdiction  de  tout  monopole  et  de  droits  differentiels.  Mais  en  ex- 
cluant  toute  prohibition  absolue,  il  y  aurait  lieu  d'examiner  dans  quelles  limi- 
tes  il  conviendrait  d'etablir  des  taxes  que,  meme  dans  les  pays  les  plus  civi- 
lises, il  est  d'usage  de  percevoir,  sans  que  Ton  croie  pour  autant  deroger  au 
principe  de  la  liberte  commerciale.  Dans  cet  examen,  on  ne  saurait  ne  pas 
tenir  compte  de  diverses  considerations  qui  induiraient  ä  rendre  desirable  la 
franchise  absolue  pour  l'exportation  comme  pour  le  transit,  la  consommation  et  la 
fabrication  locale,  pour  le  commerce  sous  la  forme  d'echanges  en  nature  de 
marchandises  et  produits,  de  meme  qu'ä  suggerer  une  grande  moderation  dans 
les  droits  d'importation.  Bien  des  motifs  viennent  ä  l'appui  de  cette  mode- 
ration de  droits,  entre  autres:  le  fait  que,  jusqu'ici,  dans  une  grande  partie 
de  ces  regions  inhospitalieres  et  placees  en  dehors  des  conditions  et  civili- 
sation,  les  trafiquants  n'ont  subi  aucune  Charge  quelconque;  les  risques  aux- 
quels  le  commerce  sera  expos6  pour  longtemps  encore,  meme  apres  l'adoption 
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Staaten,  nemeiitale  envisagee,  a  juste  titre,  comme  une  compensation  des  taxes  pergues. 
i9.Nov.i884.|i  La  restriction  qu'il  n'y  aurait  de  droit  compensateur  que  pour  couvrir  les 
frais  Supportes  daus  l'interet  du  commerce  pourrait,  k  eile  seule,  offrir  des 
inconvenients  et  fournir  le  pr^texte  de  droits  excessifs,  si  une  semblable  re- 
striction n'etait  pas  mitigee  par  la  fixatiou  d'une  limite  de  maximum  qu'on 
ne  devrait  pas  depasser,  celle,  par  exemple,  du  2  ou  raeme  du  4  pour  cent 
ad  valorem.  II  importerait  eu  meme  temps  de  definir  quelle  valeur  devrait 
etre  adoptee  comme  base  de  la  taxe  douaniere:  la  valeur  au  lieu  d'origine 
ou  celle  au  lieu  de  debarquemeut.  ||  II  serait  egalement  ä  desirer  d'obtenir  un 
eclaircissement  sur  ce  point:  y  aurait-il  dans  la  region  du  Congo  une  franchise 
absolue  de  tout  droit  d'exportation  ?  1|  A  la  liberte  du  commerce  en  general 
se  rattachent  des  questions  speciales,  comme  Celles  du  trafic  des  armes  et  des 
boissons  spiritueuses.  Si  l'Assemblee  s'occupe  de  ces  questions,  le  Plenipo- 
tentiaire  du  Roi  se  prononcera  d'une  manierc  conforme  aux  principes  de  pro- 
gres  et  de  civilisation  qui  forment  la  regle  constante  du  Gouvernement  de 
Sa  Majeste.  ||  Dans  l'expose  de  notre  President  et  ä  l'alinea  6  du  Projet  de 
Declaration,  il  est  dit  que  toutes  les  Puissances  exergant  des  droit  de  souve- 
rainete  ou  une  influence  dans  les  territoires  qui  forment  le  Bassin  du  Congo 
prendraient  l'obligation  de  concourir  a  la  suppression  de  l'esclavage  et  sur- 
tout  de  la  Traite  des  Noirs.  Je  suis  autorise  ä  me  montrer  favorable  ä  toute 
mesure  qui  assurerait  le  mieux  la  cessation  de  ce  trafic  infame.  Nous  sommes 
disposes  ä  appuyer  tout  ce  qui  pourrait  contribuer  ä  une  repression  serieuse 
et  ä  affirmer  en  meme  temps  la  solidarite  des  fitats  civilises  contre  cet  attentat 
de  lese-humanite,  que  nous  voudrions  voir  compris,  comme  la  piraterie,  parmi 
les  crimes  contre  le  droit  des  gens.  Le  Code  d'Italie  pour  la  marine  mar- 
chande  contient  maints  Articles  iufligeant  des  puuitions  tres  severes,  et  notre 
regime  conventionuel  ä  ce  sujet  etablit  le  droit  de  visite,  entre  autres  sur  la 
Cote  Occidentale  d'Afrique,  depuis  le  Cap  Vert  jusqu'ä  la  distance  du  10^  au 
sud  de  l'Equateur.  ||  A  l'alinea  6,  dont  je  viens  de  citer  la  premiere  partie, 
il  est  parle,  en  outre,  dans  la  meme  phrase  de  l'engagement  de  favoriser  et 
d'aider  les  travaux  des  missions  et  toutes  les  institutions  servant  ä  instruire 
les  indigenes  et  a  leur  faire  comprendre  et  apprecier  les  avantages  de  la  civi- 
lisation. II  Son  Altesse  Serenissime  le  Prince  de  Bismarck  laissait  entrevoir  le 
desir  que  certains  points  de  droit  international,  ä  l'egard  de  la  franchise  de 
transit  sur  tout  le  littoral  et  de  la  liberte  de  navigation  sur  tous  les  fleuves 
de  l'Afrique,  pussent  etre  regles  par  des  negociations  ulterieures  ä  entamer 
entre  les  Puissances  int(5ressöes.  ||  En  me  rattachant  ä  cette  idee  de  generaliser 
un  jour  de  sages  dispositions  soumises  ä  notre  examen,  il  me  semblerait  utile 
de  recommandcr  qu'il  füt  tenu  comptc  d'une  proposition  quo  j'aurai  l'honneur 
de  deposer  au  bureau  de  la  presidence  et  qui  me  parait  concue  en  des  termes 
rendant  acccptable  une  prise  en  consideration. 

Le  Comtc  de  Launay  donne  lecture  de  cette  proposition  ainsi  congue:  — 
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"Dans  le  but  de  facilitcr,  de  developpcr,  et  d'assurer  l'oeuvre  de  la  civilisation   ^^-  8596- 
et  des  döcouvertes,  les  Plönipoteutiaires  r6unis  en  Conference  ä  Berlin  recom-    Staaten, 
mandent  ä  leurs   Gouvernements  respectifs  —   en  attendant  des  pourparlers  i9- Nov.1884. 
ulterieurs   —   d'aider,  antant  que  faire  se  pourra,  daus  chaque  pays  et  dans 
chaque  localite  du  Contiuent  Africain,  ä  la  protection  des  missionnaires  Chr6- 
tiens,  Sans  distiuction  de  culte,  des  savants  et  des  explorateurs,  pour  les  per- 
sonnes  comme  pour  les  escortes,  avoir  et  collections." 

Le  Comte  de  Launay  ajoute:  "En  attendant,  une  adjonction  pourrait  etre 
faite  ä  l'alinea  6,  ä  savoir,  que  la  protection  serait  etendue  aux  missionnaires 
de  tout  culte  Chretien,  aux  explorateurs,  aux  savants,  pour  leurs  personnes 
comme  pour  les  escortes,  avoir  et  collections.  Une  pareille  disposition  serait 
egalement  indiquee  relativement  aux  pays  situes  vers  le  Niger  et  ses  affluents. 
Je  crois  qu'une  mention  de  ce  genre  produirait  le  meilleur  effet  parmi  les 
savants,  les  explorateurs,  les  nombreuses  Societes  Geographiques,  si  bien  repre- 
sentes  par  les  Delegues  speciaux  et  autres  personnes  des  plus  competentes 
reunies  a  Berlin  ä  l'occasion  de  la  Conference." 

Mr.  Kasson  lit  ensuite,  en  langue  Anglaise,  la  declaration  dont  la  tra- 
duction  suit:  —  "Bien  que  je  sois  autorise  ä  declarer  que  le  Gouvernement 
des  Etats-Unis  partage,  d'une  maniere  generale,  les  idees  exposees  dans  les 
discours  d'ouverture  prononce  par  son  Altesse  Serenissime  le  President  de  la 
Conference  Internationale,  il  ne  sera  pas  cependant  inutile  de  faire  connaitre 
brievement  les  vues  de  mon  Gouvernement  au  sujet  des  questions  pendantes 
en  Afrique.  ||  Jusqu'ä  l'annee  1874  d'immenses  territoires  au  coeur  de  l'Afrique, 
y  compris  une  grande  partie  de  ses  regions  interieures  salubres,  etaient  com- 
pletement  inconnus  aussi  bien  des  geographes  que  des  hommes  politiques 
d'Europe  et  d'Amerique.  Un  citoyen  Americain,  connu  par  son  courage,  sa 
perseverance,  son  intelligence,  sa  remarquable  intrepidite  et  son  aptitude  pour 
les  voyages  d'exploration,  resolut,  avec  l'aide  d'amis  Americains  et  Anglais, 
de  gagner,  s'il  etait  possible,  ä  la  lumiere  de  la  civilisation  cette  region  in- 
connue.  ||  Avec  le  drapeau  pacifique  de  son  pays  au-dessus  de  ses  tentes  et 
h  la  tete  de  ses  caravanes,  il  disparut  aux  yeux  du  monde  civilise,  et,  apres 
trente-neuf  longs  mois  de  dangereuse  exploration  et  de  voyage,  il  se  montra 
de  nouveau,  apportant  le  resultat  de  ses  decouvertes  qui  fut  communique  au 
monde.  ||  II  faut  faire  observer  que,  depuis  le  temps  oü  il  quitta  la  Cöte 
Orientale  d'Afrique,  pres  de  Zanzibar,  durant  son  voyage  vers  le  Haut-Nil  et 
dans  toute  cette  region  jusqu'au  Congo,  tout  le  long  de  ce  grand  fleuve  et 
pendant  qu'il  en  descendit  lentement  le  cours,  jusqu'au  jour  oü  il  apergut  un 
vapeur  mouille  sur  le  Bas- Congo,  nulle  part  il  n'a  rencontre  d'autorite  civilisee, 
ou  de  pouvoir  representant  des  hommes  de  race  blanche  excepte  celui  qu'il 
exergait  sur  ces  caravanes.  Nulle  part,  il  n'a  trouve  de  Puissances  ou  de 
forteresses,  asiles  de  la  civilisation,  ni  aucune  souverainete  Stabile,  si  ce  n'est 
Celle  des  tribus  indigenes.  ||  Ses  decouvertes  ont  eveill6  l'attention  de  toutes 
les  nations.     II   etait  evident  que  bientot  ces  regions  seraient  exposees  ä  la 
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Nr.  8596.   dangereuse  rivalite  de  natious  diverses  ayant  leurs  int^rets  en  conflit.     II  y 
^sTaaten!'  »vait  egalemeiit  danger  de  voir  une  seule  Puissaiice  s'approprier  ce  pays,  et 
19.N0V.  1884.  le  libre  acces   de  ces   territoires    ferme    ainsi  ä   la  libre    concurrence    d'une 
grande  partie  du  monde  civilise.  ||  Le  plus  serieux  deair  du  Gouvernement  des 
£tats-Unis  a  ete  que  ces  decouvertes  pussent  etre  utilisees  pour  civiliser  les 
races  indigenes,  pour  obtenir  Tabolition  de  la  Traite  des  Esclaves,  et  que  des 
mesures  fussent  bientot  prises  pour  empecher  des  confiits  entre  les  nations, 
comme  pour  eviter  les  rivalites   que  ferait  naitre  entre  elles  l'acquisition  de 
Privileges  speciaux  dans  cette  vaste  region,  si  soudainement  ouverte  aux  entre- 
prises  commerciales.  ||  Un  arrangement  mettant  ce  pays,  par  une  neutralisation, 
ä  l'abri  des  attaques  ä  main  armee,  avec  Privileges   6gaux  pour  tous,  serait, 
aux  yeux  de  mon  Gouvernement,  de  nature  ä  assurer  la  satisfaction  generale. 
11  Une  Association  Internationale,  composee  d'Europeens  et  d'Americains ,  s'est 
formee,  sous  le  haut  patronage   d'un  Europeen  philanthrope ,  pour  realiser  un 
pareil    dessein.     Ils    ont    obtenu    des    concessions  et  le  droit   d'exercer   leur 
juridiction  dans  le  Bassin  du  Congo,  de  la  part  des  Souverains  indigenes,  les 
seules  autoritös  existant  dans   ces  regions  et  disposant  de  la  souverainet6  sur 
les  territoires  et  les  peuples.     Ils  ont  immediatement  entrepris   d'etablir  un 
Gouvernement    de  fait  pour  maintenir  l'ordre,   pour   garantir   les   droits  des 
personnes,  et  pour  faire  prevaloir  les  principes  d'egalite  et  de  libert6  ä  l'egard 
des  emigrants,   du  commerce  et  de  tous  les  interets  etrangers.  ||  Pour  obtenir 
ces  precieux  avantages,  il  a  bien  pu  etre  necessaire  de  recourir  ä  la  force 
afin  de  maintenir  l'ordre  et  la  justice.     L'organisation  de  l'Association  a  ete 
dictee  par  des  principes  de   civilisation  et  d'humanit^.     II  faut  reconnaitre  la 
legalite  de  ses  actes,  sinon  considörer  ses  membres  comme  de  simples  pirates. 
Dans  ce  dernier  cas,  il  n'y  aurait  dans  toute   cette  region  ni  lois  ni  justice. 
!1  Le  President   des    :fitats-Unis,    düment   informe    de   l'organisation    de    cette 
Societe  et  connaissant  ses  droits   pacifiquement  acquis,  les  moyens  dont  eile 
dispose  pour  proteger  les  personnes  et  la  propri6te,  et  ses  desseins  equitables 
k  l'egard  des    nations    ötrangeres,   a   reconnu   le  Gouvernement   actuellement 
etabli  par  eile  et  le  pavillon  qu'elle  a  adopte.     Ses  droits  reposaient  sur  le 
consentement  memo  des  indigenes,  dans  un  pays  actuellement  occupe  par  eile 
et  dont  les  routes  commerciales  et  les  voies  de  communication  etaient  plac^es 
sous  son  controle   et  sous  l'autorite  de  son  Administration.     II  a  pense  qu'en 
reconnaissant  le  seul  pavillon  repr^sentant  une   domination  dans  ces  parages, 
il  a  agi  dans  l'interet  commun  des  nations  civilisees.     II  considere  l'existence 
de   ce  Gouvernement   Local  ou    de    celui  qui  lui  succ6derait   6tabli    sur   les 
meraes  bases  et  reposant  sur  les  memes  principes,  comme  une  garantie  contre 
des  dangers  de  violences  internationales,  comme  destinöe  h  amener  la  sup- 
prcssion  du  trafic  odicux  des  esclaves,  et  comme  un  moyen  de  faire  comprendre 
aux  noirs  que  la  civilisation  et  le  gouvernement  des  hommes  de  race  blanche 
signifient  pour  eux  paix  et  libert6,    en  meme  temps  que  developpement  du 
commerce  libre  pour  tout  le  monde.  \\  II  d6sire   en  consöquence  voir  donner 
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la  plus  grande  expausion  ä  la  delimitation  des  territoires   qui  devront  etre    ^^-  ^^^^• 

.        Konferenz- 

soumis  aux  benences  de  cette  regle,  en  reservant  toutefois  les  justes  droits    Staaten. 
territoriaux  des  autres  Gouvernements.  I|  Aussi  loin  qu'on  pourra  etendre  les  i9-Nov.i884. 
limites  de  cette  Puissance  neutre  et  pacifique,  il  prevoit  la  consolidation  des 
garanties  du  maintien  de  la  paix,  le  progres   de  la  civilisation  Africaine,  et 
un  developpement  du  commerce  profitable  ä  la  famille  entiere  des  nations." 

Mr.  Kasson  ajoute  qu'il  adhere  ä  la  partie  de  l'expose  du  Comte  de 
Launay  tendant  ä  contröler  Tintroduction  des  liqueurs  dans  les  regions  bar- 
bares dont  s'occupe  la  Conference. 

Le  President  croit  qu'il  serait  necessaire  de  regier  prealablement  un 
point  de  procedure  concernant  les  travaux  de  la  Haute  Assemblee  ||  Le  Projet 
present6  par  le  Gouvernement  Alleraaud  parle  des  "territoires  constituant  le 
Bassin  du  Congo  et  de  ses  affluents."  Or,  personne  ne  sait  encore  exactement 
ce  qui  doit  etre  compris  dans  cette  expression  generale.  II  y  aurait  donc 
lieu,  pour  donner  une  base  utile  aux  travaux  de  la  Conference,  de  fixer  d'abord 
ses  vues  sur  ce  point.  Dans  ce  but,  une  Commission  pourrait  etre  nommee 
par  la  Haute  Assemblee,  et  eile  se  composerait,  en  outre  des  Plenipotentiaires 
Allemands,  de  tous  les  Plenipotentiaires  accredites  par  les  Etats  les  plus 
directement  interesses  qui  ont  ete  compris  dans  la  premiere  invitation  envoyee 
pour  la  Conference;  c'est-ä-dire,  des  Representants  de  l'Allemagne,  de  la  Bel- 
gique,  de  l'Espagne,  des  fitats-Unis  d'Amerique,  de  la  France,  de  la  Grande- 
Bretagne,  des  Pays-Bas  et  du  Portugal.  ||  Cette  Commission  pr^senterait  ä  la 
Conference  un  Rapport  sur  la  question  susvisee,  et  eile  aurait  le  droit  de 
s'eclairer  en  faisant  appel  aux  Delegues  des  Gouvernements  representes  dans 
la  Conference. 

Le  Comte  de  Hatzfeldt  constate  l'adhesion  de  la  Conference  ä  cette  pro- 
position. 

Le  Baron  de  Courcel  met  ä  la  disposition  de  la  Commission  les  Services 
des  Delegues-Adjoiuts,  designes  par  le  Gouvernement  Frangais  ä  l'occasion  de 
la  Conference.  ||  Les  autres  membres  de  la  Haute  Assemblee  offrent,  de  meme, 
le  concours  de  leurs  Delegues-Adjoints.  ||  Le  President  en  prend  acte. 

Sir  Edward  Malet  demande  si  la  Commission  aura  la  faculte  d'appeler 
d'autres  personnes  que  les  Delegues,  et,  sans  en  faire  l'objet  d'une  proposition 
formelle,  il  indique  que,  dans  sa  pensee,  la  Commission  aurait  avantage  ä 
puiser  ä  toutes  les  sources  d'information. 

Le  President  fait  observer  que  les  Plenipotentiaires  seuls,  et  non  les 
Delegues,  auront  voix  deliberative  dans  la  Commission,  mais  que,  d'une  fagon 
generale,  cette  derniere  serait  libre  de  chercher,  partout  oü  eile  esperera  les 
trouver,  des  indications  propres  ä  l'eclairer.  Elle  convoquera  donc,  en  outre 
des  Delegues,  toutes  les  autres  personnes  qu'elle  croira  utile  d'entendre.  j]  Quant 
ä  la  date  de  la  prochaine  reunion  de  la  Conference,  eile  pourra  etre  fixee 
seulement  lorsque  la  Commission  sera  en  niesure  d'exposer  le  resultat  de  ses 
travaux. 
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Staaten!"  exclusivemeiit  les  Plenipotentiaires  des  Puissances  les  plus  directement  int^r- 

19.N0V.  1884.  essees  et  primitivement   invitöes  ä  la  Conference,    un  des   Delegu6s-Adjoints 

appartenant  aux  autres  Puissances  pourrait  tout  au  moins  assister  aux  seances 

de  la  Commission. 

Le  President  repond  en  renouvelant  les  explications  qu'il  a  dejä  donnöes, 
et  d'apres  lesquelles  la  Commission,  int^ressee  ä  se  renseigner  le  plus  com- 
pletement  possible,  ne  manquera  pas  de  faire  largement  appel  au  concours 
des  Delegues. 

L'ordre  du  jour  etant  epuise,  le  President  leve  la  seance  ä  2  heures  et 
quart. 

[Unterschriften.] 


Nr.    8597.     KONFERENZ-STAATEN.    —    Berliner  Konferenz.     Pro- 
tokoll Nr.  3.     Sitzung  vom  27.  November  1884. 

fitaient  presents  [Dieselben  wie  in  der  2.  Sitzung,  und  Kapnist]. 
Nr.  8597.  La  seaDce  est  ouverte  ä  2  heures  et  demie,  sous  la  presidence  de  M.  le 

Konferenz-  ^^^^^    ^^    Hatzfeldt. 

Staaten. 

27.Noy.i884.  Le  President   rappeile   que,    dans    sa  derniere   seance,   la  Conference  a 

Charge  une  Commission  de  lui  presenter  un  Rapport  destine  ä  fixer  ses  vues 
relativement  ä  la  signification  precise  de  l'expression  "territoire  constituant  le 
Bassin  du  Congo  et  de  ses  affluents",  inseree  dans  le  premier  paragraphe  du 
Projet  de  Döclaration  presente  par  le  Gouvernement  AUemand  et  annex6  au 
Protocole  Nr.  1.  Cette  Commission,  apres  avoir  entendu  les  Delegues  des  di- 
verses Puissances  et  avoir  düment  deliber^,  a  presente  son  Rapport,  qui  a 
ete  imprime  et  distribue  aux  Plenipotentiaires.  ||  Le  President  estime  que  la 
lecture  de  ce  document  serait,  des  lors,  superflue,  et  il  s'assure  que  la  Con- 
ference partage  cette  opinion. 

Le  Comte  de  Hatzfeldt  indique  que  la  Commission  a  ete  conduite  ä  con- 
centrer  definitivement  le  döbat  sur  trois  points  nettement  separes,  et  il  ouvre 
la  discussion  sur  le  premier  point  ainsi  defini:  — 

"Quelle  est  l'etendue  geographique  du  Bassin  du  Congo?"  La  Commis- 
sion s'est  mise  d'accord  sur  la  formule  suivante: —  ||  "Le  Bassin  du  Congo 
est  delimite  par  les  cretes  des  bassins  contigus,  ä,  savoir,  notamment,  les  Bas- 
sins du  Niari,  de  l'Ogowe,  du  Schari  et  du  Nil,  au  nord;  par  le  Tanganyka, 
k  Test;  par  les  cretes  des  bassins  du  Zambeze  et  de  la  Log6,  au  sud.  II 
comprend,  en  cons^quence,  tous  les  territoires  drainös  par  le  Congo  et  ses 
affluents,  y  compris  le  Lac  Tanganyka  et  ses  tributaires  orientaux." 

Le  Comte  de  Hatzfeldt  dit  que,  si  personne  ne  demacde  la  parole  ä  ce 
sujet,  la  formule  proposee  par  la  Commission  sera  consider6e  comme  adopt^e 
par  la  Conference. 
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sion indique  d'abord  le  Lac  Tanganyka  comme  limite  Orientale  du  Bassin  du    Staaten. 

Congo  et  que,  dans  la  phrase  suivante,  il  l'y  comprend  expressemcnt.  II  de- ^'-^^v.  i884. 
mande  si  cette  redaction  n'est  pas  de  nature  ä  creer  quelqu'obscurite.  ||  Des 
explications  sont  echangees  k  cet  egard,  auxquelles  prenucnt  part  le  Baron 
de  Courcel  et  le  Baron  Lambermont;  il  en  resulte  qu'il  ne  reste  aucun  doute 
sur  ce  que  le  Lac  Tanganyka  est  bien  compris,  avec  ses  tributaires,  dans  la 
delimitation  arretee  par  la  Commission.  Cet  accord  etant  constate,  le  Presi- 
dent declare  la  formule  adoptee  par  la  Conference.  II  donne  ensuite  lecture 
du  deuxieme  point  ainsi  congu:  — 

"Quels  territoires  convient-il  d'y  adjoindre  sur  le  littoral  de  l'Ocean 
Atlautique,  au  sud  et  au  nord  de  rembouchure  du  Congo,  dans  l'interet  des 
Communications  commerciales  ? "  ||  La  Commission  a  proposö  la  Solution  sui- 
vante:—  II  "La  Zone  maritime  soumise  au  regime  de  la  liberte  commerciale 
s'etendra  sur  l'Ocean  Atiantique  depuis  la  position  de  Sette-Camma  jusqu'ä 
l'embouchure  de  la  Loge,  j]  La  limite  septentrionale  suivra  le  cours  de  la 
riviere  qui  debouche  ä  Sette-Camma,  et,  ä  partir  de  la  source  de  celle-ci,  se 
dirigera  vers  Test  jusqu'ä  la  jonction  avec  le  bassin  geographique  du  Congo, 
en  evitant  le  Bassin  de  l'Ogowe.  ||  La  limite  meridionale  suivra  le  cours  de 
la  Loge  jusqu'ä  la  source  de  cette  riviere,  et  se  dirigera  de  lä  vers  Test, 
jusqu'ä  la  jonction   avec  le  bassin  geographique  du  Congo." 

L'Ambassadeur  de  France  rappelle  les  explications  donnees  par  lui  au 
sein  de  la  Commission  et  d'apres  lesquelles  le  Gouvernement  Frangais  n'a 
pas  entendu  etendre  des  ä  present,  en  fait,  l'application  du  regime  de  la 
liberte  commerciale  sur  le  littoral  au  nord  de  Massabie,  tout  en  admettant, 
en  principe,  l'extension  du  regime  conventionnel  aux  etablissements  Frangais 
au  sud  de  Sette-Camma  pour  la  realiser  lorsque  certains  arrangements  encore 
en  suspens  auront  pu.etre  termines,  Le  Baron  de  Courcel  doit  attendre  jus- 
que-lä  pour  faire  une  concession  definitive. 

Sir  Edward  Malet  fait  remarquer,  au  sujet  de  la  ligne  septentrionale  ä 
fixer,  que,  dans  la  Commission,  la  grande  majorite  des  Plenipotentiaires  a  de- 
mande  de  reporter  la  limite  du  domaine  de  la  liberte  commerciale  plus  au 
nord,  et  il  demandc,  au  nom  du  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique, 
l'extension  jusqu'ä  Fcrnan-Vaz  de  la  liberte  commerciale. 

Le  Baron  de  Courcel  se  refere  ä  ce  qu'il  a  dit  precedemment  en  ce  qui 
touchc  la  partie  du  littoral  qui  s'etend  au  nord  de  Massabie.  Quant  ä  la 
r^gion  situee  au  nord  de  Sette-Camma,  l'Ambassadeur  de  France  ne  sait  si 
son  Gouvernement  pourra  rien  abandonner  de  son  autonomie  administrative,  jj 
Le  Baron  de  Courcel  ne  se  refuse  pas  ä  faire  part  ä  son  Gouvernement  des 
voeux  dont  le  Representant  de  l'Angleterre  a  renouvele  l'expression.  Ceux 
qui  pensent,  d'ailleurs,  que  le  principe  de  la  liberte  commerciale  s'imposera, 
par  le  fait  de  la  simple  concurrence,  aux  territoires  voisins  de  la  zone  libre, 
peuvent  s'en  remettre  ä  l'avenir  pour  en  amener  l'extension. 
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^sulte^'  trouve  le  Baron  de  Courcel  d'adh^rer  actuellement  ä  sa  proposition  extensive, 
27.Nov.i8S4.  declare  accepter  la  ligne  de  Sette-Camma  en  se  bornant  ä  maintenir,  ä  titre  de 
simple  voeu,  ses  demandes  precedentes.  II  exprime  l'espoir  que  son  Excellence 
sera  ä  meme  d'anuoncer,  avant  la  fin  de  la  Conference,  que  son  Gouverne- 
ment, prenant  en  consideration  le  desir  de  la  majorite  des  Plenipotentiaires, 
accepte  Fernan-Vaz  comme  la  limite  nord  de  la  zone  attribuee  ä  la  liberte 
commerciale. 

Le  President  s'associe  au  voeu  de  Sir  Edward  Malet,  au  nom  de  l'Alle- 
magne,  et  Mr.  Kasson  au  nom  des  Etats-Unis  d'Amerique. 

Le  Baron  de  Courcel  demande  que  la  Haute  Assemblee  veuille  bien  lui 
douner  acte  de  ses  reserves. 

Le  President  declare  qu'acte  est  donne  de  ces  reserves  au  Plenipoten- 
tiaire  de  France,  et  il  constate  ensuite  l'adoption  de  la  formule  proposee  par 
la  Commission. 

Le  Comte  de  Launay  fait  observer  ä  ce  sujet  qu'il  voudrait  meme  que 
Ton  parvint,  dans  l'interet  general  qui  engendre  l'esprit  de  conciliation,  ä  s'en- 
tendre  sur  une  extension  plus  grande  de  la  zone  ouverte  ä  la  liberte  de  com- 
merce. II  Quant  aux  2%  3''  et  4«  alineas,  qui  sont  connexes,  le  Comte  de 
Launay  se  refere  aux  considerations  generales  qu'il  a  enoncees  ä  la  deuxieme 
seance,  et  entre  autres  sur  les  taxes  ä  ötablir  uniquement  pour  couvrir  les 
frais  Supportes  dans  l'interet  du  commerce.  Afin  d'öviter  qu'ä  ce  titre  on 
u'allät  peut-etre  au  delä  du  but  en  percevant  des  droits  fiscaux  excessifs,  il 
suggerait  de  fixer,  pour  les  droits  dits  de  compensation,  une  limite  qui  ne 
devrait  pas  etre  depassee  comme  maximum,  celle,  par  exemple,  de  2  ou  meme 
de  4  pour  cent  ad  valorem;  il  demandait  qu'il  füt  indique  s'il  s'agirait  de  la 
valeur  au  lieu  d'origine,  ou  au  lieu  de  debarquement;  enfin,  il  desirait  savoir 
si,  dans  la  region  du  Congo,  il  y  aurait  une  franchise  complete  de  tout  droit 
d'exportation ,  et  si  la  liberte  du  cabotage  serait  admise.  II  tiendrait  ä  ob- 
tenir  quelques  eclaircissements  sur  ces  quatre  points. 

Le  President  donne  ensuite  lecture  de  la  troisieme  question,  posee  par 
la  Commission  dans  ces  termes:—  ||  "Y  a-t-il  lieu  de  placer  egalement  sous 
le  regime  de  la  liberte  commerciale  certains  territoires  s'etendant  ä  Test  du 
Bassin  du  Congo,  dans  la  direction  de  l'Ocean  Indien?"  La  Commission  y 
a  repondu  en  emettant  le  voeu  que  "le  regime  de  la  liberte  commerciale  soit 
etendu  ä  l'est  du  Bassin  du  Congo,  jusqu'ä  l'Ocean  Indien,  sous  reserve  du 
respect  des  droits  des  souverainetes  existantes  dans  cette  region". 

Le  Baron  de  Courcel,  afin  de  donner  une  sanction  pratique  au  voeu 
que  la  Commission  propose  d'emettre  en  vue  de  l'extension  du  regime  de  la 
liberte  commerciale  ä  la  region  comprise  eutre  le  Bassin  du  Congo  et  l'Ocean 
Indien,  soumet  ä  la  Conference  le  texte  du  paragraphe  additionnel  ci-apres, 
destine  ä  faire  suite  h  la  redaction  proposee  par  la  Commission;  —  ||  "Les 
Puissanees    represcntöes   ä  la  Conference    conviennent  d'employer   leurs   bons 
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Offices  aupres  des  Gouvernements  etablis    sur  le   littoral  Africain,  de  la  Mcr   Nr.  8597. 
des  Indes  ä  Test  du  Bassin  du  Congo,  afin  d'assurer  au  transit  de  toutes  les    Staaten. 
nations  les  conditions  les  plus  favorables."  ||  L'Ambassadeur  de  France  rappelle27.Nov.i884. 
les  declarations  qu'il  a  faitcs  dans  la  Commission,  et  demande  que  Ton  tienne 
compte  des   souvcrainetes   cxistantes  sur  la  Cote  Orientale  de  l'Afrique.     Ce 
sera  rendre  hommage  ä  ces  droits,  et  en  meme  temps  donner  une  suite  pra- 
tique  aux  voeux   de   la  Commission,    que  de   demander  les  bons   Offices  des 
Gouvernements  en  vue  de  solliciter  en  faveur  du  principe  de  la  libertc  com- 
mcrciale  l'adhesion  des  Pouvoirs  etablis  ä  Test  du  Bassin  du  Congo, 

Une  discussion,  ä  laquelle  prennent  part  Mr.  Kasson,  le  Comte  de  Hatz- 
fcldt  et  M.  Busch,  s'engagc  pour  savoir  si  cette  proposition  sera  immediatc- 
ment  prise  en  consideration.  II  est  decidu  de  voter  separement,  d'abord  sur 
la  formule  de  la  Commission,  ensuite  sur  la  proposition  additionnelle  du  Baron 
de  Courcel,  enfin  sur  l'ensemble  des  deux  textes. 

M.  de  Serpa  dit  qu'il  adhere  aux  vues  exprimees  dans  le  sens  d'une  large 
extension  de  la  liberte  commerciale.  Le  Gouvernement  Portugals  cherche  en 
ce  .moment  la  voie  de  transit  la  plus  favorable  entre  la  Mer  des  Indes  et  le 
Lac  Nyassa;  11  partage  donc  tout  ä  fait  les  vues  de  l'Ambassadeur  de  France. 

L'Ambassadeur  d'Angleterre  declare  qu'il  partage  entierement  l'avis  de 
son  collegue  de  France,  relativement  au  respect  du  aux  souverainetes  etablies 
ä  Test  du  Bassin  du  Congo.  Sous  cette  reserve,  11  adhere  au  voeu  de  la 
Commission. 

Le  Baron  de  Courcel  rappelle  que  les  deux  Gouvernements  de  France 
et  d'Angleterre  se  sont  reciproquement  engages,  par  une  Declaratlon  en  date 
de  1862,  ä  respecter  la  souveralnete  du  Sultan  de  Zanzibar,  et  l'adjonctlon 
qu'il  propose  ä  la  formule  de  la  Commission  repond,  uotamment,  ä  cette  pre- 
occupation. 

Le  Baron  Lambermont  falt  remarquer  que  l'additlon  proposee  par  le 
Baron  de  Courcel  a  une  valeur  pratlque  tres  serleuse.  Les  marchandlses  de- 
barquees  ä  la  cote  Orientale  ne  sont  pas  toutes  destlnees  ä  la  consommation 
du  littoral.  Une  partie,  et  c'est  meme  la  plus  Importante,  est  transportee  vers 
l'interleur  par  les  caravanes,  et  ce  seralt  rendre  un  verltable  servlce  ä  ce 
genre  d'operations  que  de  lul  assurer  le  llbre  transit  ä  travers  les  Etats  du 
littoral  ou  de  l'lnterieur,  ce  qui  est  le  but  de  la  proposition  de  M.  l'Ambas- 
sadeur de  France. 

Le  President  met  aux  volx  la  formule  de  la  Commission,  relative  ä  la 
dellmltatlon  du  territoire  place  sous  le  regime  de  la  liberte  commerciale,  et 
11  demande  sl  aucun  des  Plenlpotentialres  n'a  d'objections  ä  presenter  contre 
son  adoption. 

Sai'd-Pacha  declare  que  son  adheslon  est  acquise  en  ce  qui  touche  le 
premler  et  le  deuxieme  point,  mais  que,  ses  Instructions  se  bornant  ä  l'Afri- 
que Occldentale  seule,  11  attend  les  nouvelles  Instructions  de  son  Gouverne- 
ment en  ce  qui  concerne  le  trolsleme  point.     II  demande  ä  6tabllr,  en  tous 

6' 
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Nr.  8597.    ^as,  une  reserve  pour  le  cas  oü  la  delimitation  projetee  comprendrait  un  ou 
Staaten,    plusieufs  lacs  du  Nil,  ainsi  que  leurs  bassins. 
27.  Nov.1884.  ]yi_  Busch  fait  remarquer  que  ces  lacs  sont  en  dehors  de  la  ligne  proposee. 

Said-Pacha  dit  qu'il  lui  reste  un  doute  ä  cet  egard  ä  la  suite  de  l'exa- 
men  de  la  Carte  annexee  ä  la  proposition  Americaine. 

Le  President  repond,  en  consequence,  que  le  vote  auquel  la  Conference 
aura  ä  proceder  se  fera  sous  cette  reserve,  que  le  Plenipotentiaire  de  la 
Turquie  pourra  s'abstenir  provisoirement  de  s'y  associer  et  que  le  Protocole 
restera  ouvert  jusqu'ä  ce  que  Said-Pacha  ait  reuni  les  informations  utiles  ou 
regu  les  Instructions  necessaires. 

M.  van  der  Hoeven  desire  aussi  suspendre  son  vote  definitif  et  demande 
que  le  Protocole  reste  egalement  ouvert  pour  lui. 

Sir  Edward  Malet  fait  observer  ä  cette  occasion  que  les  Plenipotentiaires 
ne  sont  pas  definitivement  lies  par  les  opinions  qu'ils  ont  emises  au  sein  de 
la  Commission  et  qu'ils  peuvent  revenir  dans  la  Conference  sur  les  votes 
auxquels  ils  ont  ete  appeles  ä  prendre  part. 

Le  President  etablit  que  l'on  est  d'accord  sur  ce  point,  que,  d'ailleurs, 
le  Protocole  restera  ouvert  pour  Said-Pacha  et  pour  M.  van  der  Hoeven.  || 
II  constate  que  la  formule  de  la  Commission  est  adoptee  sous  ces  reserves. 
II  soumet  ensuite  k  la  Conference  la  proposition  du  Baron  de  Courcel,  avec 
la  meme  faculte  ouverte,  pour  les  Representants  de  la  Turquie  et  des  Pays- 
Eas,  de  s'associer  ulterieurement  ä  la  decision  de  la  Haute  Assemblee. 

La  proposition  de  l'Ambassadeur  de  France  etant  ensuite  adoptee  par  la 
Conference,  le  voeu  de  la  Commission  et  le  paragraphe  additionnel  lui  sont 
soumis  ensemble  et  adoptes. 

Mr.  Kasson  desire  constater  que  la  Conference  a  decide  d'etendre  le 
Bassin  du  Congo  en  dehors  de  ses  limites  geographiques  et  que,  par  conse- 
quent,  il  y  aurait  lieu  de  modifier  comme  suit  le  paragraphe  l®'  de  la  Decla- 
ration  preparee  par  le  Gouvernement  AUemand:  —  jj  "Dans  tous  les  territoires 
constituant  le  Bassin  du  Congo  et  de  ses  affluents,  y  compris  certains  regions 
situees  entre  le  dit  bassin  et  les  deux  oceans  respectivement,  et  donnant  des 
lignes  de  communication  entre  le  bassin  et  l'ocean." 

M.  Busch  fait  observer  qu'un  Comite  de  Redaction  sera  Charge  de  coor- 
donner  les  amendements  adoptes  par  la  Conference  et  de  refondre  le  Projet 
primitif  pour  le  mettre  en  harmonie  avec  ses  decisions. 

Le  President  passe  au  2«  alinea  du  Projet  de  Declaration  presente  par 
le  Gouvernement  AUemand  et  congu  comme  suit: —  ||  "Tous  les  pavillons,  sans 
distinction  de  nationalite,  auront  libre  acces  ä  tout  le  littoral  des  territoires 
decrits  ci-dessus,  ainsi  qu'ä  toutes  les  eaux  du  Congo  et  de  ses  affluents,  et 
ä  tous  les  ports  situes  sur  les  bords  de  ces  eaux." 

Le  Representant  des  Pays-Bas  rappclle  qu'il  a  depose  la  proposition  ci- 
apres  qui  a  dejä  6te  distribuee  aux  membrcs  de  la  Conference:  —  1|  "Le  Gou- 
vernement Royal  des  Pays-Bas  propose  d'intercaler  ä  l'alinea  2  de  la  D6cla- 
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ration,   entre   les   mots    'affluents'  et  les  mots  'et  ä  tous  les  ports',  les  mots    Nr.  ^597. 
suivants:    'y  compris  les  lacs,   ainsi  qu'ä  tous  les  canaux  qui  pourraient  etre  ^^6^' 
creuses  k  l'avenir  dans  le  but  d'en  relier  les  diff^rentes  parties  navigables'."  p"-Nov.  i884. 
II   propose   de  rayer    derriere   le    mot  "ci-dessus"  les   mots    "ainsi    que"   et 
d'ajouter  ä  la  fin  de  l'alin^a  mentionn^  les  mots  "de  ces  canaux  et  de  ces  lacs".  11 
La  teneur  de  l'alinöa  serait  par  consequent  la  suivante:—  ||  "Tous  les  pavil- 
lons,  sans  distinction  de  nationalite,   auront  libre  accös  ä  tout  le  littoral  des 
territoires  decrits  ci-dessus,  ä  toutes  les  eaux  du  Congo  et  de  ses  affluents, 
y  compris  les  lacs,  ainsi  qu'ä  tous  les  canaux  qui  pourraient  etre  creuses  ä 
l'avenir  dans  le  but  d'en  relier  les  differentes  parties  navigables,  et  ä  tous 
les  ports  situes  sur  les  bords  de  ces  eaux,  de  ces  canaux  et  de  ces  lacs." 

Sir  Edward  Malet  est  d'avis  d'ajouter  les  mots  suivants  au  paragraphe  2 
du  Projet  presente  par  le  Gouvernement  Allemand:  —  ||  "Et  sur  le  littoral  ils 
ont  aussi  le  droit  de  cabotage." 

Le  Baron  de  Courcel  fait  remarquer  qu'en  mentionnant  specialement  le 
cabotage  k  la  suite  du  paragraphe  2,  on  risquerait  de  creer  des  malentendus 
et  de  faire  presumer  une  exclusion  de  la  liberte  du  cabotage  lä  oü  eile  n'aurait 
pas  ete  nommement  declaree,  par  exemple,  sur  les  rivieres  et  les  lacs.  II 
vaudrait  mieux  qu'il  füt  entendu  que  la  liberte  du  cabotage  est  comprise  dans 
l'expression  generale  de  la  liberte  de  uavigation,  et  que  la  Conference  entend 
voir  appliquer  la  liberte  du  cabotage  partout  oü  eile  döclare  que  la  uaviga- 
tion doit  etre  libre. 

Sir  Edward  Malet  dit  que,  dans  sa  pens^e,  il  s'agissait  de  bien  deter- 
miner  que  le  cabotage  doit  etre  Ubre  non  seulement  sur  les  fleuves,  mais 
aussi  sur  la  cote. 

Le  President  pense  que  l'accord  de  la  Conference  ^tant  evident  ä  cet 
egard,  il  n'y  a  plus  lä  qu'une  question  de  forme  que  l'on  peut  renvoyer  au 
Comite  de  Redaction  ä  constituer  ulterieurement. 

Sir  Edward  Malet  se  ränge  ä  cette  maniere  de  voir. 

Mr.  Kasson,  au  sujet  de  l'amendement  du  Plenipotentiaire  des  Pays-Bas, 
demande  si,  en  stipulant  la  libre  navigation  sur  les  canaux  ä  creer,  M.  van 
der  Hoeven  admet  que,  pour  arriver  ä  ouvrir  ces  voies  navigables,  on  puisse 
conceder  l'etablissement  de  taxes  permettant  de  remunerer  les  travaux  neces- 
saires. 

M.  van  der  Hoeven  repond  que,  selon  lui,  des  taxes  de  cette  nature  pour- 
raient etre,  en  eflfet,  pergues,  mais  seulement  en  compensation  des  frais  d'eta- 
blissement  des  canaux. 

Mr.  Kasson  croit  que  cette  reserve  aurait  besoin  d'etre  inscrite  dans  la 
Declaz'ation. 

M.  Busch  considere  que  cette  question  de  la  retribution  des  entreprises 
de  canalisation  trouvera  plus  naturellement  sa  place  dans  l'acte  relatif  ä  la 
navigation. 

Mr.  Kasson  reconnalt  le  bien  fondä  de  cette  Observation. 
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Nr.  8597.  Le  Barou  de  Courcel  ajoute  qu'en  aucun  cas  les  Tarifs  ne  devront  etre 

Konferenz- 

Staaten,    differeiitiels. 
27.Nov.i884.  Le  President  demande  qu'il  soit  vote  sur  le  paragraphe  2  complete  par 

la  proposition  du  Miuistre  des  Pays-Bas,  en  coustatant,  d'ailleurs,  que  les 
membres  de  la  Conference  sont  d'accord  en  ce  qui  touche  les  observations 
presentees  sur  la  question  du  cabotage;  que,  de  plus,  la  Haute  Assemblee 
laisse  ä  la  Commission  de  Redaction  le  soin  de  modifier  le  texte  de  la  Decla- 
ration  dans  la  mesure  voulue  pour  qu'il  soit  tenu  compte  des  observations 
qui  ont  obtenu  Tagrement  de  la  Conference.  Sous  le  benefice  de  ces  obser- 
vations, le  paragraphe  2  du  Projet  et  la  proposition  y  relative  de  M.  van  der 
Hoeven  sont  adoptes  par  la  Conference. 

Le  President  lit  ensuite  les  paragraphes  3  et  4  du  Projet,  ainsi  con- 
Qus: — II  "Les  marchandises  de  toute  provenance  importees  dans  ces  territoi- 
res,  sous  quelque  pavillon  que  ce  soit,  par  la  voie  maritime  ou  fluviale  ou 
par  Celle  de  terre,  n'auront  ä  acquitter  d'autres  taxes  que  Celles  qui  pourraient 
etre  pergues  comme  compensation  de  depenses  utiles  pour  le  commerce  et 
qui,  ä  ce  titre,  devront  etre  egalement  supportees  par  les  nationaux  et  par 
les  etrangers  de  toute  nationalite.  1|  De  quelque  nature  que  soient  ces  taxes, 
les  marchandises  importees  dans  ces  territoires  resteront  affranchies  de  droits 
d'entree  et  de  transit."  ||  Le  Comte  de  Hatzfeldt  donne  connaissance  d'un 
amendement  presente  par  Sir  Edward  Malet  et  tendant  ä  intercaler  les  mots 
"directes  ou  indirectes"  entre  les  mots  "d'autres  taxes"  et  les  mots  "que  Cel- 
les", dans  le  paragraphe  ci-dessus. 

Le  Baron  de  Courcel  demande  quelles  seront  alors  les  taxes  que  les 
autorites  locales  pourront  percevoir. 

Sir  Edward  Malet  admet  que  ces  autorites  pergoivent  des  taxes  ä  l'ex- 
portation,  et,  en  general,  les  taxes  speciales  qui  pourront  etre  prelevees  comme 
remuneration  d'un  service  utile;  ce  que  veut  le  Gouvernement  Anglais,  c'est 
surtout  d'interdire  toute  taxe  diflf^rentielle. 

Le  Baron  Lambermont  croit  que  la  question  doit  etre  renvoyee  ä  la 
Commission  de  Redaction  qui  appliquera  sur  ce  point  l'idee  generale  au  sujet 
de  laquelle  tous  les  membres  de  la  Conference  sont  d'accord. 

M.  de  Kusserow  fait  remarquer  que  l'interdiction  des  taxes  differentielles 
est  dejä  inscrite  au  Projet  de  la  Conference. 

Le  Comte  de  Launay  rappeile  qu'il  a  dejä  presente  des  observations  pour 
etablir  que  les  seules  taxes  admissibles  seraient  des  taxes  correlatives  ä  un 
Service  rendu  et  que,  pour  limiter  ces  droits,  il  a  propose  de  fixer  un  maxi- 
mum  de  2  ou  4  pour  cent  ad  valorem  qu'ils  ne  devraient  pas  d^passer.  ||  II 
demande  que  le  Comite  de  Redaction  tienne   compte  de  ses  recommandations. 

Le  Baron  Lambermont  cstime  que  les  demandes  du  Comte  de  Launay 
depassent  la  competence  de  la  Conference;  celle-ci  ne  saurait  fixer  d'avance 
la  retribution  de  Services  k  rendre  ou  de  travaux  ä  exöcuter.  II  faudra,  pour 
cr6er  des  voies  praticables  dans  ces  pays  nouveaux,  faire  appel  au  concours 


Berliner  (Westafrikanische)  Konferenz.  71 

des  capitaux  Europeens,  et,  par  suite,  leur  assurer  uns  r6muneration  et  meme    ^"■-  8597. 
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des  beneiices.  On  ne  doit  donc  pas  her  les  pouvoirs  publics  qui  auront  a  Staaten. 
recourir  ä,  l'esprit  d'entreprise.  La  tentation  d'imposer  des  taxes  abusives2T.Nov.i884. 
trouverait,  au  besoin,  son  correctif  dans  la  libre  concurrence  qui  rendrait  im- 
praticables  les  voies  comraerciales  sur  lesquelles  peseraient  des  charges  trop 
lourdes.  D'ailleurs,  determiner  si  c'est  la  valeur  au  point  d'originc  ou  au 
point  de  debarquement  qui  doit  servir  de  base  ä  la  taxe,  c'est  adraettre  a 
priori  l'existence  de  droits  d'entree  et  anticiper  sur  la  discussion  du  para- 
graphe  suivant.  ||  Quant  au  droit  d'exportation,  le  Projet  est  muet.  On  veut 
proclamer  la  libre  entree  et  la  libre  circulation  des  marchandises.  Les  autres 
questions,  et  notamment  celle  qui  concerne  les  droits  de  sortie,  se  resoudront 
en  leur  temps,  d'elles-meraes  et  suivant  les  necessites  de  l'avenir.  La  per- 
ception  de  droits  de  sortie  est,  d'ailleurs,  beaucoup  moins  vexatoire  que  celle 
de  droits  d'entree.  II  faut  admettre  que  Ton  laisse  ouvertes  aux  autorit^s 
locales  certaines  sources  de  revenus  et  la  possibilite  de  pourvoir  ä  leurs 
besoins. 

Le  Comte  de  Launay,  en  preseuce  de  ces  observations,  declare  qu'il  s'en 
remet  ä  la  decision  de  la  Coramission;  s'il  parait  impossible  de  preciser  un 
maximum  pour  les  taxes,  on  pourrait  tout  au  moins  remplacer,  dans  le  para- 
graphe  2,  les  mots:  "pergues  comme  compensation"  par  ceux-ci,  "pergues 
comme  ^quitable  compensation." 

Le  Baron  de  Courcel  demande  que  l'on  ajoute  au  paragraphe  4  les  mots: 
"qui  ne  seraient  pas  pergues  comme  equitable  compensation." 

Le  President  iudique  que  ce  sera  la  täche  du  Comit6  de  Redaction  de 
tenir  compte  de  toutes  ces  observations. 

Le  Baron  Lambermont:  "II  faut  que  le  Comite  de  Redaction  connaisse 
bien  clairement  les  vues  qui  animent  la  Conference.  Celle- ci  veut  admettre 
exclusivement  la  perception  de  taxes  destinees  ä  compenser  uue  prestation  de 
Services;  les  taxes  douanieres  ne  repondent  pas  ä  cette  conception." 

Le  Baron  de  Courcel  croit  qu'il  ne  rentre  pas  dans  le  programme  de  la 
Conference  de  tracer  un  programme  fiscal  et  economique  complet  aux  terri- 
toires  dont  eile  s'occupe.  Elle  affirme  nettement  sa  volonte  d'exclure  toutes 
taxes  differeutielles;  mais  eile  ne  peut  se  faire  juge  du  mode  de  perception 
des  futurs  impöts  et  du  detail  de  l'Administration.  II  ne  faut  pas  renouveler 
l'experience  coloniale  faite  au  seizieme  siecle,  alors  que  l'on  a  couduit  des 
Colonies  ä  la  ruine  en  pretendant  fixer,  d'Europe  et  en  se  pla^aut  au  seul 
point  de  vue  de  la  metropole,  leur  mode  d'existence  financiere  et  administra- 
tive. La  Haute  Assemblee  doit  se  borner  ä  interdire  tous  droits  differentiels 
et  tout  traitement  de  faveur,  et  ä  exiger  que  des  droits  ne  soient  jamais 
pergus  dans  un  but  fiscal,  c'est- ä-dire,  dans  un  but  d'enrichissement;  mais  eile 
n'a  ni  le  droit  juridique,  ni  le  droit  moral  de  legiferer  au  delä. 

M.  de  Kusserow  fait  ressortir  que  le  Gouvernement  Allemand,  en  propo- 
sant   sa  Declaration,    d^sirait  öcarter   tout   traitement  differentiel  quant  aux 
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Nr.  8697.  taxGs  qul  devront  necessairement  etre  per^ues  ä  titre  de  compensation  des 
staater'  depeiises  utiles  pour  le  commerce,  et,  eu  meme  temps,  exclure  tous  les  droits 
•27.Nov.i884.  d'entree  et  de  transit.  Une  proposition  qui  tendrait  h  introduire  des  droits 
d'entr^e  modifierait  materiellement  la  proposition  du  Gouvernement  Allemand 
et  ne  saurait  plus  ressortir  ä  la  decision  d'un  simple  Comite  de  Redaction. 
II  en  serait  de  meme  si,  ä  la  demande  de  M.  le  Plenipotentiaire  d'Italie,  les 
droits  de  sortie,  qui  ne  sont  pas  mentionnes  dans  la  Declaration  proposee 
par  l'Allemagne,  devaient  etre  limites  ä  un  maximum.  ||  Sous  le  ben^fice  de 
ces  oljservations,  le  President  propose  de  renvoyer  l'alinea  5  ä  la  Commission 
qui  pourra  s'eclairer,  au  besoin,  en  entendant  de  nouveau  certains  Delegues. 
Cette  proposition  est  adoptee. 

Sir  Edward  Malet  fait  observer  que,  vu  la  täche  qui  est  confiee  ä  la 
Commission,  il  conviendrait  que  chaque  Puissance  y  füt  represent^e. 

M,  le  Baron  de  Courcel:  "Dans  ce  but,  ou  pourrait  etablir  que  tous  les 
membres  de  la  Conference  auront  la  faculte  de  sieger  ä  la  Commission  s'ils 
le  veulent,  ou  de  s'y  faire  representer." 

Le  President  constate  l'agrement  de  la  Conference  ä  cette  proposition,  et 
la  Constitution  de  la  Commission  se  trouve  ainsi  fii^e.  ||  II  donne  ensuite 
lecture  de  l'alinea  5  du  Projet,  ainsi  congu :  —  |]  "Toute  Puissance  qui  exerce 
ou  exercera  des  droits  de  souverainete  dans  les  territoires  susvises  ne  pourra 
y  conceder  ni  monopole  ni  privilege  d'aucune  espece  en  matiere  commerciale. 
Xes  etrangers  y  jouiront  indistinctement  du  meme  traitement  et  des  memes 
droits  que  les  nationaux." 

Mr.  Sanford  donne  lecture  du  paragraphe  additionnel  suivant  qu'il  pro- 
pose d'ajouter  ä  ce  paragraphe:  —  j]  "La  navigation  du  Congo  etant  actuelle- 
ment  difficile  ou  impossible  par  suite  d'obstacles  naturels  dans  la  partie  de 
son  cours  comprise  entre  Vivi  et  le  Stanley-Pool,  les  Hautes  Puissances  Con- 
tractantes  reconnaissent  ä  l'fitat  ou  Pöuvoir  Riverain  qui,  au  moment  de  la 
conclusion  du  present  Traite,  possedera  la  plus  grande  etendue  de  fleuve  entre 
ces  deux  points,  le  droit  exclusif  de  construire  et  d'exploiter,  ou  de  faire  con- 
struire  et  exploiter  par  une  Compagnie  concessionnaire,  une  route  ou  un 
chemin  de  fer  dans  la  region  des  cataractes  du  Bas-Congo.  ||  Si  la  susdite  voie 
passait  par  le  territoire  de  plusieurs  Riverains,  son  prolongement  en  aval  de 
Vivi  jusqu'au  point  oü  ccsse  la  grande  navigation  est  reconnu  ä  l'fitat,  Pouvoir, 
ou  Compagnie  qui  aura  construit  la  section  principale,  y  compris  le  droit 
d'exploitation  et  l'application  de  ses  Tarifs.  ||  Les  £tats  ou  Pouvoirs  Riverains 
donneront  toutes  facilites  pour  l'ex^cution  de  ce  travail,  et,  afin  d'en  mieux 
assurer  la  realisation,  l'fitat  ou  Pouvoir  Riverain  qui  construit  la  voie  ou  la 
Compagnie  concessionaire,  ne  subira,  en  matiere  d'exploitation  et  de  Tarifs, 
d'autre  restriction  que  celle  resultant  de  l'assimilation  des  Etrangers  aux  na- 
tionaux sous  tous  les  rapports." 

Sur  une  Observation  de  M.  de  Scrpa,  tendant  ä  laisser  aux  memjjres  de 
la  Conference  le  temps  d'examiner  cet  amendement  avaut  sa  discussion,  con- 
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formement  h  la  procedure  concertöe  lors  d'une  prec6dente  s^ance,  le  President  N"".  8597. 
annonce  que  le  Projet  de  Mr.  Sanford  sera  imprime  et  distribue,  pour  etre  Staaten. 
discute  dans  une  prochaine  reunion.  27.Nov.i884, 

A  l'occasion  de  la  proposition  de  Mr.  Sanford,  Mr.  Kassen  desire  faire 
remarquer  que  son  Gouvernement  ne  s'engage  pas  dans  les  details  de  ce  Pro- 
jet, mais  le  presente  seulement  dans  le  but  de  saisir  la  Conference  en  vue  de 
l'amelioration  des  Communications. 

Le  President  demande  si  les  membres  de  la  Conference  ont  quelqu'obser- 
vation  ä  präsenter  au  sujet  du  paragraphe  6,  ainsi  libelle:  ||  „Toutes  les  Puis- 
sances  exergaut  des  droits  de  souverainete  ou  une  influence  dans  les  dits 
territoires,  prendront  Obligation  de  concourir  k  la  suppression  de  l'esclavage 
et  surtout  de  la  Traite  de  Noirs,  de  favoriser  et  d'aider  les  travaux  des  mis- 
sions  et  toutes  les  iustitutions  servant  k  instruire  les  indigenes  et  ä.  leur  faire 
comprendre  et  apprecier  les  avantages  de  la  civilisation." 

Le  comte  de  Launay  parle  alors  de  nouveau  de  sa  proposition  presentee 
h  la  seance  du  19  Novembre  et  dont  il  rappelle  les  termes.  II  s'agirait  de 
la  recommander  aux  Gouvernements  respectifs,  et,  en  attendant,  de  faire  ä 
l'alinea  6  l'adjonction  indiquee.  La  teneur  de  cet  alinea  resterait  donc  la 
meme,  sauf  l'adjonction  suivante:  —  ||  "La  möme  protection  serait  etendue  aux 
missionnaires  Chretiens  de  tout  culte,  aux  savants,  aux  explorateurs,  pour  les 
personnes,  comme  pour  les  escortes,  avoir  et  collections."  ||  "C'est  aux  savants, 
aux  explorateurs,"  dit  le  Comte  de  Launay,  „que  nous  sommes  redevables  des 
merveilleuses  d6couvertes  faites  dans  ces  dernieres  annees  en  Afrique.  Les 
missionnaires  pretent,  de  leur  cöte,  un  precieux  concours  pour  gagner  ces  pays 
ä  la  civilisation  inseparable  de  la  religion.  II  est  de  notre  devoir  de  les  en- 
courager,  de  les  proteger  tous,  dans  leurs  recherches  et  expeditions  präsentes 
ou  ulterieures,  et  dans  une  oeuvre  oü  leurs  efforts  se  combinent  et  se  com- 
pletent.  Bien  des  pays  ont  fourni  un  glorieux  contingent.  Leurs  noms  sont 
presents  ä  notre  memoire."  Pour  ce  qui  concerne  l'Italie,  son  Excellence  cite 
entre  autres  ceux  des  Massaia,  Cecchi,  Antinori,  Bianchi,  Chiarini,  Antonelli, 
Gessi,  Casati,  Matteucci,  Comtoni,  Piaggia,  Sapeto,  Borghese,  Massari,  Giulietti, 
Salimbeni,  Colaci,  Dabbene,  Pippo,  Naretti,  Sacconi,  &c. 

M.  Busch  croit  que,  sans  comprendre  cette  question  dans  la  Declaration, 
on  pourrait  en  fair  l'objet  d'un  voeu  special. 

Sir  Edward  Malet  fait  connaitre  qu'il  a  aussi  presente  un  amendement 
tendant  ä  inscrire  ä  l'alinea  6,  entre  les  mots  "travaux  des  missions"  et  les 
mots  "et  toutes  les  institutions,"  les  mots  suivants:  "l'exercice  de  toutes  les  re- 
ligions  sans  distinction  de  culte." 

Said-Pacha  donne  son  adhesion  ä  cette  redaction. 

Le  President  dit  que  l'amendement  de  Sir  Edward  Malet  pourra  etre 
utilement  renvoye  au  Comite  de  Redaction.  Quant  h  la  proposition  du  Comte 
de  Launay,  on  r^pondrait  aux  intentions  de  1' Ambassadeur  d'Italie  si  les  Ple- 
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Nr.  8697,   nipotentiaires  transmettaient  son  voeu  h  leurs  Gouvernements  respectifs,  en  le 
Staaten^'  recommandant  ä  l'attention  de  ces  Gouvernements  au  nom  de  la  Conference. 
27.NoY.i884.  M.  de  Serpa  rappeile  que  l'Ambassadeur  d'Italie,  s'appuyant  sur  des  con- 

siderations  morales,  a  demande  l'interdiction  de  l'importation  des  boissons  spi- 
ritueuses  et  de  la  poudre  dans  les  territoires  dont  eile  s'occupe.  Pour  des 
motifs  de  meme  nature,  M.  de  Serpa  propose  d'interdire  aussi  l'importation 
des  cangues,  fouets  et  de  tous  les  Instruments  de  supplice  dont  se  servent 
les  proprietaires  d'esclaves, 

Le  Comte  de  Hatzfeldt  fait  observer  que  l'Ambassadeur  d'Italie  n'a  pas 
reclame  l'adoption  d'une  decision  formelle  par  la  Conference  et  n'a  formule 
aucun  amendement  positif. 

Le  Comte  de  Launay  reconnait  l'exactitude  de  cette  remarque,  tout  en 
rendant  pleine  justice  au  sentiment  humanitaire  qui  a  inspire  le  langage  d'un 
de  ses  collegues  du  Portugal. 

M.  de  Serpa  declare  qu'il  n'entend  pas  donner  ä  sa  demande  un  caractere 
different  de  celui  que  le  Comte  de  Launay  attribue  ä  ses  propres  suggestions. 
II  A  la  suite  des  explications  echangees  ä  ce  sujet,  le  Comte  de  Launay  et 
M.  de  Serpa  tombent  d'accord  avec  le  President  pour  admettre  qu'une  in- 
scription  de  leurs  voeux  au  Protocole  suffira  pour  remplir  leurs  intentions.  || 
Sur  le  meme  paragraphe  6,  le  Baron  Lambermont  fait  remarquer  que  le  prin- 
cipe de  la  Separation  de  l'figlise  et  de  l'fitat  appliquö  par  certains  Gouverne- 
ments leur  permet  bien  de  se  dire  prets  k  protöger,  mais  non  prets  ä  aider 
les  entreprises  religieuses  qui  sont  du  seul  ressort  de  l'figlise. 

Le  Comte  de  Hatzfeldt  repond  que  l'observation  sera  mentionee  au  Pro- 
tocole et  que  le  Comite  de  Redaction  en  tiendra  compte.  ||  L'alinea  6  est  en- 
suite  adopte  avec  l'amendement  propose  par  l'Ambassadeur  d'Angleterre. 

Mr.  Kasson,  revenaut  sur  ce  qu'il  a  dit  au  sujet  de  la  necessite  d'un  re- 
maniement  de  la  redaction  du  paragraphe  1;  et  au  sujet  du  voeu  exprime  par 
la  Commission  dans  le  sens  de  l'extension  de  la  liberte  commerciale  ä  l'est 
du  Bassin  du  Congo,  M.  de  Kusserow  est  amene  ä  expliquer  que  la  Commis- 
sion a  du  se  borner  ä  ömettre  un  simple  voeu  relativement  ä  l'extension  de 
la  liberte  commerciale  sur  la  Cote  Orientale  d'Afrique,  tandis  que  la  Confe- 
rence pourrait  emettre  une  decision  si  tous  ses  membres  avaient  ä  ce  sujet 
les  Instructions  necessaires. 

L'Ambassadeur  de  France,  pour  repondre  ä  une  demande  d'eclaircissement 
de  Mr.  Kasson  et  ä  la  suite  d'une  Observation  de  M.  de  Kusserow,  explique, 
d'aillcurs,  que,  dans  sa  pensee,  le  mot  „littoral,"  employe  dans  son  paragraphe 
additionnel  au  voeu  de  la  Commission,  comprend  les  territoires  situes  entre 
la  crete  Orientale  du  bassin  du  Congo  et  la  Mer  des  Indes. 

Mr.  Kasson  exprime,  de  nouveau,  le  desir  qu'une  decision  positive  soit 
prise  par  la  Conference  conformement  aux  vues  de  la  majorit^  de  la  Commis- 
sion, qui  se  montrait  favorable  ä  l'adoption  de  la  delimitation  trac^e  par  le 
Pl^nipotentiaire  de  TAmt^rique  pour  le  domaine  de  la  libert6  commerciale. 
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Le  President  r^pond  qu'on  ne  saurait  aller  au  delä  d'un  simple  voeu  aussi   ^^-  ^597. 
longtemps  que  certains  Plenipotentiaires  n'auront  pas  les  instructions  necessaires.    Staaten. 

Le  Baron  de  Courcel  fait  remarquer  que  la  Couförence  ayant,  des  ä  pr6-27.Nov.i884. 
sent,  ötendue  le  principe  de  la  liberte  commerciale  ä  des  tcrritoires  non  com- 
pris  dans  le  bassin  geographique  du  Congo,  il  y  a  lieu,  en  effet,  de  modifier 
le  paragraplie  1  de  la  Declaration,  et  qu'ä  ce  point  de  vue  il  partage  l'avis 
de  Mr.  Kasson.  Mais  le  sein  de  remanier  cette  redaction  incombe  naturelle- 
ment  au  Comit6  de  Redaction. 

Le  Ministre  des  £tats-Unis  tombe  d'accord  avec  le  Baron  de  Courcel  ^ 
cet  egard. 

L'alinea  6  de  la  Declaration  est  ensuite  adopt6  par  la  Conference. 

Le  President  soumet  ä  la  discussion  l'alinea  7,  qui  suit:  —  ||  "Sauf  ar- 
rangement  ulterieur  entre  les  Gouvernements  Signataires  de  cette  Declaration 
et  telles  Puissances  qui  exerceront  des  droits  de  souverainete  dans  les  territoires 
dont  il  s'agit,  la  Commission  Internationale  de  la  Navigation  du  Congo,  institue 
en  vertu  de  l'acte  signe  ä  Berlin  le  au  nom  des 

memes  Gouvernements,  sera  chargee  de   surveiller  l'application  des  principes 
proclames  et  adoptes  par  cette  Declaration." 

M.  de  Serpa  estime  que  la  surveillance  attribuee  par  ce  paragraphe  ä  la 
Commission  Internationale  de  Navigation  du  Congo  entraverait  la  liberte  d'action 
et  l'initiative  legitime  des  Gouvernements  territoriaux  et  creerait  de  perpe- 
tuelles  occasions  de  conflit.  Les  autorites  locales  auront  la  responsabilit^  de 
leurs  actes  et  devront  conserver  leur  pleine  liberte  d'administratiou.  La  leur 
retirer,  ce  serait  compromettre  le  developpement  des  Colonies. 

Le  Baron  de  Courcel  dit  que  ce  paragraphe  souleve  en  effet  certaines 
difficultes,  que,  d'ailleurs,  la  Constitution  de  la  Commission  qui  y  est  mention- 
nee  ne  saurait  etre  connue  lorsque  se  discutera  la  question  de  la  navigation. 
Dans  ces  conditions,  il  serait  logique  de  renvoyer  l'examen  d'une  des  attribu- 
tions  de  cette  meme  Commission  jusqu'au  moment  oü  sa  Constitution  aura  ete 
decidee  et  röglee. 

M.  de  Kusserow,  interpretant  les  intentions  du  Gouvernement  Allemand 
a  l'egard  du  paragraphe  7,  fait  observer  que  les  mots  „sauf  arrangement  ulte- 
rieur" n'avaient  d'autre  portee  que  de  signifier  „jusqu'ä."  Le  Gouvernement 
Allemand  n'a  nuUement  l'intention  d'empieter  sur  les  droits  souverains  des 
Gouvernements  reconnus  ou  qui  seraient  ulterieurement  reconnus.  Mais,  en 
attendant,  il  lui  semble  nccessaire  de  ne  pas  laisser  sans  contröle  la  liberte 
du  commerce  dans  la  Bassin  du  Congo,  teile  qu'elle  sortirait  des  decisions  de 
la  Conference.  La  Commission  Internationale  de  la  Navigation  du  Congo  lui 
parait  un  organe  competent  pour  etre  provisoiremeut  Charge  de  ce  contröle. 
Du  reste,  les  Plenipotentiaires  d'Allemagne  se  rangent  k  l'opinion  de  l'Ambas- 
sadeur  de  France,  tendant  a  ajourner  la  discussion  de  cet  alinea  jusqu'ä  la 
creation  de  la  Commission  Internationale,  dont  il  s'agit. 

Le  President  constate  que  la  Conference  est  d'accord  sur  ce  point.  ||  II 
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Nr,  8597.   proposc  ensuitc   de   s'en  rapporter  ä  la  Commission  pour  designer  le  Comit6 

Staaten.    ^6  R^dactioii,  ||  La  Conference  exprime  son  adhösion  ä  cet  6gard.  |j  Le  Comte 

27.  Nov.  1884.  (Je  Hatzfeldt  fait  observer  que  pour  fixer  la  date  de  la  prochaine  seance  il 

conviendra  de  tenir  compte  des  travaux  ult6rieurs  de  la  Commission.  1|  L'ordre 

du  jour  ^tant  epuise,  la  seance  est  levee  ä  5  heures. 


Annexe  au  Protocole  Nr.  3. 

BappoH  de  la  Commission  instituee  par  la  Conference  pour  fixer  la  Delimita- 
tion du  Bassin  dti  Congo  et  des  ses  Affluents. 

A  MM.  les  Membres  de  la  Conference. 

Messieurs,  ||  Quelles  sont  les  limites  du  Congo  et  de  ses  affluentes?  ||  Cette 
question  figure  en  tete  du  Projet  de  Declaration  annexe  au  Protocole  de  votre 
premiere  s6ance.  |1  Pour  la  resoudre,  la  Conference  a  nomme  une  Commission 
composee  des  Representants  de  l'Allemagne,  de  la  Belgique,  de  l'Espagne,  des 
£tats-Unis  d'Amerique,  de  la  France,  de  la  Grande-Bretagne,  des  Pays-Bas 
et  du  Portugal,  et  eile  l'a  autorisee  ä  entendre  les  Delegues  officiels  des  Gou- 
vernements ainsi  que  toutes  les  personnes  qui,  d'apres  son  jugement,  pourraient 
lui  apporter  d'utiles  luraieres.  ||  La  Commission,  des  le  debut  de  ses  travaux, 
a  decidö  de  poser  aux  Delegues  la  question  suivante: —  ||  Qu'est-ce  que  le 
Bassin  du  Congo  non  seulement  au  point  de  vue  geographique,  mais  encore 
au  point  de  vue  special  qui  Interesse  la  Commission,  c'est-ä-dire,  au  point  de 
vue  de  l'application  de  la  liberte  du  commerce  au  centre  de  l'Afrique?  j|  Cette 
distinction  entre  le  bassin  geographique  et  ce  qu'on  pourrait  appeler  le  bassin 
economique  ou  commercial  du  Congo  a  conduit  la  Commission  ä  concentrer 
definitivement  le  debat  sur  trois  points  nettement  s^pares: —  ||  1.  Quelle  est 
l'etendue  du  bassin  geographique  du  Congo?  ||  2.  Quels  territoires  convient-il 
d'y  adjoindre  sur  le  littoral  de  l'Ocöan  Atiantique,  au  sud  et  au  nord  de 
l'embouchure  du  Congo,  dans  l'interet  des  Communications  commerciales?  ||  3.  Y 
a-t-il  lieu  de  placer  egaleraent  sous  le  regime  de  la  liberte  comraerciale  cer- 
tains  territoires  s'etendant  ä,  Test  du  Bassin  du  Congo  dans  la  direction  de 
rOcean  Indien? 

L  Quelle  est  Tetendue  du  bassin  geographique  du  Congo?  ||  D'apres  les 
idees  qui  ont  6t6  developpees  par  MM.  les  Delegues  de  la  Belgique,  des 
£tats-Unis  et  de  la  Grande -Bretagne,  le  Bassin  du  Congo  serait  delimite  au 
nord  par  les  lignes  de  faite  qui  le  s^parent  des  Bassins  de  l'Ogowe,  du 
Benue,  du  Schari  et  du  Nil;  ä  l'est  par  le  Lac  Tanganyka  et  ses  tributaires, 
et  au  midi  par  les  lignes  de  partage  des  eaux  du  Zambeze  et  de  la  Loge.  || 
On  s'est  dcmande  si  le  Tanganyka  fait  reellement  partie  du  Bassin  du  Congo, 
ce  qui  revient  ä  savoir,  si  la  Lukuga  est  ou  n'est  pas  le  deversoir  des  eaux 
du  lac  dans  le  Lualaba.  ||  M.  le  Del^gue  Portugals  a  emis  certains  doutes  ä 
cet  6gard.  Sans  les  admettre  comme  fondes,  M.  le  Deleguö  Beige  a  propose 
de  prendre  pour  limite  la  rive  occidentale  du  Lac  Tanganyka.     M.  le  D^l^guö 
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le  lac,  mais  eiicore  le  bassin  de  son  prlncipal  tributaire,  le  Malagarasi.  M.  Ic  Staaten. 
Delegue  Britauniquc  etend  sa  definition  vcrs  Test  jusqu'aux  sourccs  des  affluents-'-^"^-^^^'** 
du  Congo  et  son  avis  a  regu  l'approbation  de  M.  TAmbassadeur  d'Augleterre. 
II  ne  restait  donc  k  cct  egard  aucun  dissentimeut  serieux,  et  l'unitc  de  vues 
etait  quasi  completc  quant  h  l'etendue  reelle  du  Bassin  du  Congo.  ||  II  est  vrai 
que  M.  le  D61egue  Portugals,  frappe  de  la  difficulte  que  presente  en  ce  mo- 
nient  une  definition  rigoureusement  exacte  du  Bassin  du  Congo,  a  prepose  de 
restreindre  la  liberte  du  commerce  ä  la  partie  du  bassin  de  fleuve  comprise 
entre  la  raer  et  le  Stanley-Pool;  mais  M.  de  Serpa  Pimentel  a  depuis  accepte 
6galement  la  definition  ci-dessus  indiquec  du  bassin  geographique. 

II.  Quels  territoires  convient-il  d'adjoindrc  au  bassin  naturel  du  Congo, 
sur  le  littoral  de  l'Ocöan  Atiantique,  au  nord  et  au  sud  de  Tembouchure  du 
Congo,  dans  l'interet  des  Communications  commerciales ?  ||  La  Commission  sc 
rappellera  que,  dans  la  seance  d'inauguration,  son  Altesse  Serenissirae  le 
Prince  President  de  la  Conference  avait  exprime  le  voeu  que  tout  le  littoral 
de  l'Afrique  put  etre  ouvert  au  transit  des  marchandises  ||  Dans  le  meme  ordre 
d'idees,  M.  l'Ambassadeur  d'Angleterre,  prenant  la  prarole  apres  notre  illustre 
President,  proposa  d'appliquer  le  principe  de  la  liberte  commerciale  ä  toute 
la  ligne  de  la  cote  comprise  entre  les  limites  de  la  Colonie  du  Gaben  et 
Celles  de  la  proviuce  d'Angola.  ||  La  Commission  a  cherche,  a  son  tour,  ä 
determiner  l'etendue  de  la  cote  occidentale  qu'il  conviendrait  de  placer  sous 
la  protection  des  garanties  Conventionnelles.  ||  II  est  aise  de  se  rendre  compte 
des  considerations  qui  ont  fait  desirer  cette  extension  du  Bassin  du  Congo  ä 
la  cote.  Le  cours  inferieur  du  fleuve  est  en  grande  partie  innavigable.  Les 
routes  commerciales  qui  pour  la  plupart  convergent  vers  le  Stanley-Pool,  se 
dirigent  de  lä  vers  la  cote  par  les  deux  rives  du  fleuve  et  se  d^placent  fre- 
quemment  sous  l'influence  d'hostilites  entre  les  tribus  de  l'interieur  ou  pour 
d'autres  causes  accidentelles.  C'est  ainsi  que  les  caravanes  aboutissent  parfois 
ä  des  points  du  littoral  qui  etaient  loin  de  leurs  destinations  premieres.  M. 
le  Delegue  Neerlandais  et,  apres  lui.  Tun  des  Delegues  Britanniques ,  sont 
entres  ä  ce  sujet  dans  des  explications  d'un  interet  pratique.  M.  de  Bloeme 
a  complete  dans  une  seance  subsequente  ses  premieres  indicatious.  II  a  decrit 
l'organisation  du  commerce  dans  les  regions  qui  s'eteudent  de  Sette- Gamma 
ä  Ambriz,  et  en  retragant  la  maniere  dont  s'y  accomplissent  les  transactions, 
il  a  fait  ressortir  la  necessite  de  maintenir  ou  de  placer  ces  contrees  sous 
le  regime  d'une  large  liberte  commerciale.  M.  Woermann,  Delegue  Allemand, 
a  poursuivi  et  acheve  cette  demonstration.  II  a  passe  en  revue  les  marches 
echelonnes  de  l'emboucbure  du  Niger  ä  celle  du  Congo  et  s'est  appuye  sur 
des  considerations  et  des  faits,  auxquels  sa  competence  bien  connue  donnc 
une  autorite  particuliere,  pour  arriver  ä  la  meme  conclusion  que  son  collegue 
Neerlandais,  en  portant  toutefois  jusqu'au  nord  de  l'Ogowe  la  limite  du  terri- 
toire   qu'il  serait  desirable   de   doter  des  bienfaits  de  la  liberte  commerciale. 
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Staaten,  officiellement  reproduites  par  M.  le  Ministre  des  Etats -Unis,  propose  de 
27. Nov.  1884.  Jonner  toute  liberte  d'acces  ä  la  cote  entre  1*^  25'  correspondant  aux  branches 
meridionales  du  delta  de  l'Ogowe  et  7"  55'  de  latitude  sud  (embouchure  de 
la  Loge).  II  Mr.  Anderson  iudique  comme  limite  superieure  Temboucbure  du 
Fernan-Vaz,  delimitation  qui  se  rapproche  de  celle  de  Mr.  Stanley.  ||  M.  de 
Bloerae  ne  remonte  pas  au  dessus  de  Mayumbe.  ||  M.  Cordeiro  indique  4*^  de 
latitude  sud.  M.  de  Serpa  Pimentel  a  exprime  Tavis,  que  la  limite  pourrait 
s'arreter  aux  possessions  Frangaises.  ||  M.  l'Ambassadeur  de  France  compte 
etre  tres  prochainement  en  mesure  de  faire  connaitre  les  vues  de  son  Gou- 
vernement au  sujet  de  l'applicatiou  du  principe  de  la  liberte  commerciale  ä 
la  zone  maritime  situee  au  nord  du  Congo.  ||  Quant  ä  la  limite  de  la  zone 
meridionale,  MM.  les  D61egues  ont  ete  generalement  d'accord  pour  la  fixer  ä 
Ambriz,  c'est-ä-dire,  par  7<^*  55'  de  latitude  sud,  ä  Temboucbure  de  la  riviere 
de  la  Loge.  ;|  Etant  donnes  les  points  de  la  cote  qui  limiteraient  la  zone 
maritime,  de  quelle  maniere  la  rattacberait-on  au  Bassin  du  Congo?  ||  Mr. 
Stanley,  dont  les  vues  sont  soutenues  en  cette  matiere  par  MM.  Kasson  et 
Anderson,  propose  de  tracer  un  parallele  ä  1^  25'  de  latitude  sud  jusqu'ä  la 
rencontre  des  sources  de  l'Alima,  qui  correspondent  ä  IS^  30'  de  longitude 
est  de  Greenwich.  Au  sud,  un  parallele  mene  d' Ambriz  dans  les  memes  con- 
ditions  suivrait  ä  peu  pres  le  cours  de  la  Loge  (rive  droite),  et  serait  pro- 
longe  jusqu'au  point  oü  il  atteint  le  Bassin  du  Quango.  ||  Les  autres  Delegues 
n'ont  pas  determine  de  limites  ä  l'interieur,  sauf  M.  le  Delegue  Portugals, 
qui  arrete  au  meridien  du  Stanley-Pool  la  delimitation  du  Bassin  du  Congo 
ä  placer  sous  le  regime  de  la  liberte  commerciale.  Ce  Systeme  cesse  de  sub- 
sister  en  presence  des  declarations  ulterieures  de  M.  de  Serpa  Pimentel.  || 
L'un  des  Delegues  Fran9ais,  M.  le  Dr.  Ballay,  a  fait  observer  que  Ip-  voie 
fluviale,  completee  dans  la  r^gion  des  cataractes  par  une  route  reguliere  ou 
un  chemin  de  fer,  absorbera  forcement  le  trafic  futur.  Cette  circonstance, 
d'apres  lui,  enleve  une  grande  partie  de  son  intöret  ä  l'idee  d'adjoindre  du 
cote  de  l'Atlantique  des  territoires  au  bassin  naturel  du  Congo.  Cette  Obser- 
vation s'applique  notamment  au  cours  de  l'Ogowö,  dont  l'incorporation  au 
Bassin  du  Congo  serait,  au  point  de  vue  coramercial,  sans  utilite  ä  ses  yeux. 
|]  Le  Delegue  Americain  ayant  constate  que  ce  jugement  ne  s'accordait  point 
avec  des  appreciations  anterieures  de  MM.  de  Brazza  et  Ballay,  ce  dernier  a 
r6pondu  que  son  opinion  s'etait  modifiee  depuis  que  des  observations  plus 
exactes  avaient  fait  notablement  rapprocher  le  Stanley-Pool  de  la  mer.  ||  A  la 
question  posee  incidemment  par  M.  le  Ministre  des  Pays-Bas,  si  des  canaux 
pourraient  etre  utilement  construits  dans  l'Afrique  Centrale,  Mr.  Stanley  a 
repondu  qu'un  travail  de  ce  genre,  impraticable  ä  son  avis  pour  la  jonction 
des  Lacs  Nyassa  et  Tanganyka,  pourrait  etre  execute  sans  grande  difficulte 
s'il  s'agissait  de  rclier  le  Lac  Leopold  II  au  Lac  Matumba. 

III.  Y  a-t-il  licu  de  placer  egalement  sous  le  regime  de  la  liberte  com- 
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merciale  certains  territoires  s'etendant  ä  Test  du  Bassin  du  Congo  dans  la  ^'-  ^^^^• 
direction  de  l'Oceau  Indien?  1|  Cette  question  n'a  fait  Tobjet  que  d'une  seule  Staaten. 
proposition.  ||  M.  le  Delegue  Americain  a  developpe  un  vaste  plan  qui  teud  ä,-'-^°^-i^S'*- 
adjoindre  au  bassiu  geographique  du  Congo  du  cotc  de  l'Ocean  Indien  toute 
la  region  des  grands  lacs,  une  partie  du  bassiu  superieur  du  Nil  et  du  bassin 
införieur  du  Zamböze.  La  limite  Orientale  de  ce  bassin  conventionnel  com- 
prend  tout  le  littoral  de  l'Ocean  Indien  entre  b^  de  latitude  nord  et  18" 
environ  de  latitude  sud,  ä  l'^quidistance  vers  l'int^rieur  d'un  degre  geographique. 
Arrive  ä  la  rive  gauche  du  Zambeze,  la  ligne  de  demarcation  reprendrait  ä 
5  milles  en  amont  du  confluent  du  Schire  et  suivrait  ensuite  la  ligne  de  faite 
du  versant  occidental  du  Lac  Nyassa,  d'oü  eile  rejoindrait  la  ligne  de  partage 
des  eaux  du  Zambeze  et  du  Congo.  ||  Le  Projet  de  Mr.  Stanley  a  regu  l'ad- 
liesion  de  M.  le  Ministre  des  £tats-Unis,  qui  a  depose  une  proposition  dont 
le  texte  est  Joint  au  present  Rapport.  Mr.  Kasson  a  constate,  ä  cette  occa- 
sion,  que  le  commerce  des  £tats-Unis  avec  le  Bassin  du  Congo  se  fait  par 
Zanzibar  non  moins  que  par  la  cöte  occidentale.  ||  Cette  proposition  n'a  pas 
donne  lieu  ä  un  debat  proprem ent  dit.  M.  l'Ambassadeur  d'Angleterre  a  de- 
clare  qu'il  etait  momentanement  sans  Instructions  ä  cet  egard.  Les  deux 
Plenipotentiaires  Allemands,  MM.  Busch  et  de  Kusserow,  se  sont  rallies  ä  la 
proposition  de  M.  le  Ministre  des  £tats-Unis  et  ont  exprime  l'avis  que  le 
Bassin  du  Congo  ne  serait  veritablement  ouvert  au  commerce  universel  que 
s'il  etait  rendu  accessible  par  son  issue  Orientale  aussi  bien  que  par  l'occi- 
dentale.  M.  l'Ambassadeur  de  France,  tout  en  se  declarant  autorise  ä  admettre 
une  extension  du  bassin  geographique  du  Congo,  n'a  pas  cru  pouvoir  se  pro- 
noncer  encore  sur  la  proposition  de  Mr.  Kasson.  M.  de  Serpa  Pimentel,  en 
se  rangeant  ä  la  meme  maniere  de  voir,  ajoute  des  reserves  expresses  au 
sujet  de  la  souverainete  de  son  pays  sur  le  territoire  qu'il  possede  ä  la  Cöte 
Orientale  d'Afrique.  ||  Quelques  membres  de  la  Commission,  sans  en  faire  l'objet 
d'une  proposition  formelle,  ont  demande  si  Ton  ne  pourrait  presenter  sous  la 
forme  d'un  voeu  l'idee  de  rattacher  par  des  Communications  libres  le  Bassin 
du  Congo  ä  l'Ocean  Indien,  ||  II  a  et6  entendu  que  MM.  les  Plenipotentiaires 
reclameraient  par  la  voie  telegraphique  les  Instructions  de  leurs  Gouvernements 
au  sujet  de  l'extension  qui  serait  donnee  conventionnellement  au  Bassin  du 
Congo  tant  ä  l'ouest  qu'ä  Test. 

IV.  Tel  etait  l'etat  des  questions  lorsque  la  Commission  s'est  reunie 
le  24  Novembre.  ||  Apres  un  court  echange  d'observations,  la  Commission  a 
adopte  ä  l'unanimite,  pour  resoudre  la  premiere  question,  la  formule  sui- 
vante:  —  ||  "Le  Bassin  du  Congo  est  delimite  par  les  cretes  des  bassins  con- 
tigus,  ä  savoir:  notamment  les  Bassins  du  Niari,  de  l'Ogowe,  du  Schari  et 
du  Nil,  au  nord;  par  le  lac  Tanganyka,  ä  Test;  par  les  cretes  des  Bassins 
du  Zambeze  et  de  la  Loge,  au  sud.  II  comprend,  en  consequence,  tous  les 
territoires  draines  par  le  Congo  et  ses  affluents,  y  compris  le  Lac  Tanganyka 
et  ses  tributaires  orientaux."  ||  La  discussion  s'est  ensuite  ouverte  sur  la  seconde 
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Nr.  8597.  questloD.  ||  M.  TAmbassadeur  de  France  a  declare  qua  son  Gouvernement  sous- 
stoaten.'  crlt  volontlers  k  Tincorporation  de  ses  etablissements  du  Stanley- Pool  et  de 
27.  Nov.1884.  i'_^iinia  EU  domalne  de  la  libert^  commerciale,  mais  qu'il  n'a  pas  entendu  etendre 
l'application  de  ce  regime  aux  bouches  de  l'Ogowe  et  ä  la  Colönie  du  Gaben. 
Son  Excellence  accepte  immediatement  la  limite  ä  la  cote  de  5*^  12';  eile 
admet  en  principe  l'extension  du  regime  conventionnel  aux  etablissements 
FranQais  au  sud  de  Sette-Camma,  se  röservant  de  la  realiser  aussitöt  que 
certains  arrangements  territoriaux  encore  en  suspens  auront  pu  etre  conclus. 
II  Mr.  Sanford  fait  observer  ä  ce  sujet  qu'une  partie  des  territoires  compris 
dans  la  zone  visee  par  M.  1' Ambassadeur  de  France  appartient  dejä,  en  vertu 
de  dispositions  conventionnelles ,  au  regime  de  la  liberte  commerciale.  }|  M.  le 
Plenipotentiaire  Portugals  propose  de  substituer  ä  la  limite  de  5**  12'  indiquee 
par  l'Ambassadeur  de  France  la  Eiviere  Massabe  qui  est  un  peu  plus  au 
nord.  11  Cette  modification  est  admise  sans  objection.  En  consequence,  la  pro- 
position  de  M.  le  Baron  de  Courcel  porte  sur  l'extension  du  regime  commercial 
du  Congo  ä  la  partie  de  la  cote  situee  entre  la  Riviere  Loge  et  celle  de 
Massab^;  avec  extension  eventuelle  au  nord  jusqu'ä  Sette-Camma.  ||  M.  le  Dr. 
Busch  constate  qu'au  point  de  vue  de  Tintöret  commercial,  la  limite  devrait 
etre  reportee  le  plus  loin  possible  au  nord.  II  rappeile  que  Mr.  Stanley  pro- 
posait  de  la  fixer  ä  1^  25'  et  il  se  prononce  pour  cette  Solution.  Frappe, 
du  reste,  des  faits  rapportes  par  M.  le  Delegue  Woermann,  il  voudrait  que 
la  limite  allät  jusqu'ä  l'Ogowe  et  meme  au  delä.  |1  MM.  les  Plenipotentiaires 
de  Belgique,  d'Espagne,  des  fitats-Unis,  de  la  Grande-Bretagne,  des  Pays-Bas 
et  du  Portugal  se  prononcent  pour  la  zone  la  plus  etendue  possible.  ||  Sur 
l'observation  faite  par  Tun  des  Representants  de  l'Allemagne  que  cette  limite 
devrait  etre  definie,  M.  l'Ambassadeur  de  la  Grande-Bretagne  reproduit  sa 
proposition  anterieure  de  la  fixer  ä  l'embouchure  du  Fernan-Vaz  (l''  25').  || 
Les  Plenipotentiaires  de  l'Allemagne  appuient  cette  proposition  et  expriment 
en  outre  le  voeu  que  la  liberte  commerciale  s'etende  ulterieurement  au  Bassin 
de  l'Ogowe.  ||  M.  l'Ambassadeur  de  France  propose  finalement  de  fixer  la 
limite  septentrionale  ä  Sette-Camma,  en  maintenant  la  reserve  que  son  Excel- 
lence a  dejä  enoncee.  Ij  M.  l'Ambassadeur  d'Angleterre  et  M.  le  Ministre  des 
Etats-Unis  se  rallient  ä  cette  dölimitation ,  mais  en  exprimant  la  confiance 
que  la  ligne  de  demarcation  sera  reculee  plus  tard  vers  le  nord.  |1  Quant  ä 
la  limite  meridionale,  tous  les  Plenipotentiaires  se  sont  trouves  d'accord  pour 
la  placer  ä  la  rive  droite  de  la  Riviere  la  Loge,  qui  correspond  ä  la  lati- 
tude  de  7"  55'.  ||  Passant  au  vote,  la  Commission,  apres  avoir  donne  acte  ä 
M.  l'Ambassadeur  de  France  de  sa  reserve  provisoire,  decide  ä  l'unanimite 
que  la  seconde  question  sera  resolue  de  la  maniere  suivante:  —  jj  "La  zone 
maritime  soumise  au  regime  de  la  liberte  commerciale  s'etendra  sur  l'Ocean 
Atiantique  depuis  la  position  de  Sette-Camma  jusqu'ä  l'embouchure  de  la 
Loge.  II  La  limite  septentrionale  suivra  le  cours  de  la  riviere  qui  debouche  ä 
Sette-Camma,  et  ä  partir  de  la  source  de  celle-ci  se  dirigera  vers  Test  jusqu'ä 
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la  jonction  avec  le  bassin  geographique  du  Congo,   cn  evitantlc  Bassin  de    Nr.  8597. 
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rOgowe.  |]  La  limite  meridionale  suivra  Ic  cours  de  la  Loge  jusqu'a  la  sourcc  Staaten. 
de  cette  riviere  et  sc  dirigera  de  lä  vers  Test  jusqu'a  la  jonction  avec  Ic  2".Nov.i884. 
bassin  geographique  du  Congo."  ||  La  Commission  abordc  la  discussion  du 
troisieme  et  dernicr  point.  ||  Lcs  Plenipotentiaires  de  TAllemagne  acceptent 
comrae  base  des  deliberations  Ic  Projet  dcposö  par  Mr.  Kasson,  |j  Les  Pleni- 
potentiaires Beiges  l'adoptent  en  principe,  en  reservant  leur  decision  finale.  || 
Ce  Projet  est  egalement  adrais  par  le  Plenipotentiaire  d'Espagne.  Son  Excel- 
lence  reserve  les  droits  des  Puissances  qui  ont  des  possessions  sur  le  littoral. 
M.  le  Plenipotentiaire  des  fitats-ünis  declare  qu'en  formulant  son  Projet  il 
n'a  point  entendu  raeconnaitrc  les  droits  du  Portugal  ou  du  Sultan  de  Zanzibar 
et  que  c'est  pour  ce  motif  que  les  lignes  de  demarcation  se  tiennent  partout 
ä  une  certaine  distance  de  la  cote.  II  propose  toutefois  d'exprimer  le  desir 
que  les  libres  Communications  du  Bassin  du  Congo  soient  prolongees  jusqu'a 
la  cote,  en  reservant  les  droits  existants.  ||  M.  l'Ambassadeur  de  France,  en 
vertu  des  Instructions  qu'il  a  regues  de  son  Gouvernement,  se  declare  favo- 
rable  ä  l'extension  du  principe  de  la  liberte  commerciale  du  cote  de  Test. 
Mais  on  ne  saurait  oublier  qu'on  se  trouve,  dans  la  region  dont  il  s'agit,  en 
face  de  certains  Pouvoirs  etablis.  On  doit  tenir  compte,  notamment,  des  droits 
du  Portugal  et  de  ceux  du  Sultan  de  Zanzibar,  qui  n'est  pas  representö  ä  la 
Conference*).  |j  M.  le  Dr.  Busch  constate  que  tous  les  Plenipotentiaires  entendent 
respecter  les  droits  du  Sultan  de  Zanzibar.  ||  M.  l'Ambassadeur  d'Angleterre 
et  M.  le  Ministre  des  Pays-Bas,  faute  d'instructions,  ne  desirent  pas  se  pro- 
noncer  sur  la  proposition  de  Mr.  Kasson.  ||  Le  projet  d'etablir  des  Communi- 
cations libres  entre  le  Bassin  du  Congo  et  l'Ocean  Indien  ne  souleverait  pas 
d'objections  de  la  part  des  Representants  du  Portugal,  s'il  6tait  entendu  que 
ces  Communications  atteindront  l'Ocean  Indien  au  nord  du  Cap  Delgado.  ||  A 
la  suite  des  considerations  qui  precedent,  la  Commission  a  emis  le  voeu  que 
''Le  regime  de  la  liberte  commerciale  soit  etendu  ä  Fest  du  bassin  du  Congo 
jusqu'a  l'Ocean  Indien,  sous  reserve  du  respect  des  droits  des  souverainetes 
existantes  dans  cette  region." 

Arrivee  au  terme  de  la  mission  qui  lui  a  etc  assignee  par  la  Conference, 
la  Commission  se  fait  un  devoir  de  reconnaitre,  que  les  explications  de  MM. 
les  Dclegues  speciaux  ont  notablement  allegc  sa  täche.  Leurs  dcpositions, 
parmi  lesquelles  l'uue  surtout  se  distingue  par  son  etendu  et  son  importance, 
ont  ete  ecoutees  avec  le  plus  vif  interet  et  ont  guide  notre  marche  sur  un 
terrain  difficile  et  complique. 

Le  President,  Alph.  de  CourceL 

Le  Rapporteur,  Baron  Lambermont. 

*)  La  rödaction  de  ce  paragraphe  a  ete  modifiee  comme  preccde  en  vertu  d'une 
correction  apportee,  d'accord  entre  le  Baron  de  Courcel  et  le  Baron  Lambermont,  au 
document  primitivement  distribue  ä  MM.  les  Plenipotentiaires. 
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Annexe. 

Proposition  de  Mr.  Easson. 
Nr.  S597.  ]yi,   le  Plenliiotentialre    des   £tats-Unis    d'Amerique   propose    d'iutercaler 

Staaten,  dans  le  Projet  de  Declaration  relative  ä  la  liberte  du  commerce  dans  le  Bassin 
27.  Nov.  1884.  ,ju  Congo  et  de  ses  embouchures ,  apres  les  mots  "Dans  tous  les  territoires 
constituant  le  Bassin  du  Congo  et  de  ses  affluents"  les  mots  "y  compris  cer- 
taines  regions  situees  entre  le  dit  bassin  et  les  deux  oceans  respectivement, 
et  donnant  des  ligues  de  communication  entre  le  bassin  et  l'ocean."  |1  Dans  le 
cas  oü  cet  amendement  trouverait  l'approbation  de  la  Commission,  Mr.  Kasson 
proposerait  pour  ces  regions  la  delimitation  suivante: —  \\  A  partir  de  l'Ocean 
Atiantique  le  parallele  1^  25'  de  latitude  sud  jusqu'ä  sa  rencontre  avec  la 
longitude  13^  30'  est  de  Greenwich;  de  ce  point  une  ligne  droite  se  dirigeant 
au  nord  jusqu'au  parallele  5''  de  latitude  nord;  de  ce  point,  le  5^  de  latitude 
nord  se  dirigeant  est  jusqu'au  point  distant  d'un  degre  geographique  de  l'Ocean 
Indien,  de  ce  point  une  ligne  parallele  ä  la  cote  dans  sa  direction  sud-ouest 
equidistante  de  la  mer  d'un  degre  geographique,  jusqu'ä  la  rive  droite  du 
Zambeze;  de  ce  point  le  long  du  Zambeze  une  ligne  s'arretant  ä  5  milles  en 
amont  du  confluent  du  Shire  avec  le  Zambeze  et  de  ce  point  une  ligne  sui- 
vant  au  nord  la  ligne  de  faite  separant  les  eaux  coulant  dans  le  Lac  Nyassa 
des  autres  tributaires  du  Zambeze,  jusqu'ä  sa  rencontre  avec  la  ligne  de  faite 
separant  le  Bassin  du  Congo  du  Bassin  du  Zambeze;  puls  cette  ligne  suivant 
la  ligne  de  faite  prolongee  jusqu'au  tributaire  principal  du  Kwango  ou  Kwa; 
de  ce  point  vers  le  nord,  suivant  la  rive  gauche  du  Kwango  ou  Kwa  jusqu'ä 
la  rencontre  du  parallele  7*^  50'  de  latitude  sud;  de  ce  point  suivant  le  paral- 
lele 7*^  50'  de  latitude  sud  jusqu'au  Fleuve  Loge  et  suivant  la  rive  gauche 
de  ce  fleuve  jusqu'ä  l'Ocean  Atiantique. 


Nr.    8598.      Konferenz- Staaten.    —    Berliner  Konferenz.     Pro- 
tokoll Nr.  4.     Sitzung  vom  1.  December  1884. 

fitaient  prösents  [Dieselben  wie  in  der  3.  Sitzung,  ohne  Kusserow]. 
Nr.  8598.  La  seancc  est  ouverte  ä  2  heures  et  demie,  sous  la  presidence  du  Comte 

Konferenz-  ^^    Hatzfeldt. 

Staaten. 

1.  Dec.  1884.  Le  President  rappelle  que  la  Conference  a  Charge  une  Commission  de 

preparer  la  redaction  definitive  du  Projet  de  Declaration  relatif  ä  la  liberte 
commerciale.  La  Commission  a  adopte,  depuis  lors,  ä  l'unanimite,  un  texte 
qui  a  ete  imprime  et  distribue  aux  Plenipotentiaires.  Les  membres  de  la 
Conference  en  ont  donc  une  connaissance  parfaite.  Le  President  exprime  la 
pensee  que,  pour  activer  la  marche  des  travaux,  il  peut  se  dispenser  d'en 
donner  lecture. 

La  Conference  ayant  adhere  ä  cette  opinion,  le  Comte  de  Hatzfeldt  de- 
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niandc  si  quelqu'un    des  Plenipotentiaires    desire    prcndrc  la  parolc  pour  la   ^r.  P598. 
discussion  generale  du  Projet  de  la  Commission.  ^StoZ'' 

Le  Comte  de  Launay,  avant  que  TAssemblee  n'entame  les  deliberations  ^- d«"- ^^84. 
marquees  ä  son  ordre  du  jour,  demande  ä  faire  quelques  observations  relatives 
au  Protocole  Nr.  3.  II  tient  ä  rappeler,  pour  prevenir  tout  commentaire 
errone  au  sujet  des  explications  echangees  k  la  seance  du  27  Novembre,  qu'il 
n'a  Jamals  parle  d'une  interdiction  du  trafic  des  armes  et  boissons  spiritueuses. 
II  croyait  seulement,  et  11  le  disait  dans  la  troisieme  seance,  qu'il  importerait 
de  chercher  ä  remedier  aux  abus  possibles  par  des  mesures  reglementaires 
ulterieures.  |1  Son  Excellence  souhaite  qu'il  soit  fait  mention  de  ce  qui  precede 
dans  le  prochain  Protocole. 

Le  President  lui  en  donnc  acte.  Le  Protocole  est  adopte  solis  le  bene- 
fice  de  ces  observations. 

La  discussion  s'engage  alors  sur  l'Article  P"^  du  Projet  de  la  Commission. 

M.  de  Serpa  rend  hommage  ä  la  fidelite  avec  laquelle  le  Baron  Lamber- 
mont  a  tenu  compte,  lors  de  la  redaction  de  ce  document,  des  vues  echangees 
dans  la  Commission  et  qui  y  ont  prevalu.  II  aurait,  toutefois,  une  Observation 
ä  presenter  relativement  au  paragraphe  final  de  l'Article  P--.  II  expose  que, 
lorsque  Mr.  Kasson  a  propose  d'etendre  le  domaine  de  la  liberte  commerciale 
ä  Test  du  Bassin  du  Congo,  les  Plenipotentiaires  Portugals  ont  etabli  leurs 
reserves  relativement  aux  territoires  actuellement  possedes  par  le  Portugal  sur 
la  cote  Orientale  d'Afrique,  et  notamment  en  ce  qui  concerne  la  Colonie  de 
Mozambique.  M.  de  Serpa  croit  que,  dans  sa  forme  actuelle,  le  dernier  para- 
graphe de  l'Article  I*"^  pourrait  preter  ä  quelque  malentendu  contraire  ä  ces 
reserves,  et  que,  pour  en  eviter  la  possibilite,  il  serait  bon  de  supprimer  dans 
ce  paragraphe  les  mots  suivants:  "Les  Puissances  representees  ä  la  Conference 
ne  stipulent  que  pour  elles-memes",  cette  expression  etant  de  nature  ä  laisser 
supposer  que  chaque  Puissance  s'engagerait  ä  etablir  la  liberte  commerciale 
dans  toute  l'etendue  de  ses  possessions  actuelles,  ce  qui  serait  inexact  pour 
le  Portugal,  notamment  en  ce  qui  touche  Mozambique. 

M.  Busch  dit  que  l'engagement  des  Puissances  ne  porte  que  sur  les  terri- 
toires qu'elles  viendraient  ä  occuper  ä  Tavenir.  Teile  est  bien  la  signification 
de  la  formule  adoptee  par  le  Baron  Lambermont. 

M.  de  Serpa  ayant  de  nouveau  manifeste  quelques  apprehensious  rela- 
tivement ä  la  possibilite  d'un  malentendu,  le  Baron  de  Courcel  appuie  les  ob- 
servations de  M.  Busch,  d'apres  lesquelles  les  cngagements  pris  par  les  membres 
de  la  Conference  s'appliqueront  exclusivement  aux  occupations  futures.  Si, 
d'ailleurs,  la  Conference  croyait  ses  intentions  ä  cet  egard  suffisamment  con- 
statees  par  l'insertion  au  Protocole  des  remarques  precedentes,  le  Representant 
de  la  France  se  rangerait  volontiers  ä  cet-te  opinion. 

Le  Baron  Lambermont  döclare  qu'il  est  entierement  d'accord,  quant  au 
fond,  avec  M,  de  Serpa. 

M.  Busch  dit  que  la  reproduction,   au  Protocole,  des  explications  ainsi 
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Nr.  8598.    ^chaiDgees  serait  süffisante  pour  ne  laisser  subsister  aucun  doute  relativement 

Konferenz-  ■..•:,,      r^       c 

Staaten,  »ux  lutentions  de  la  Conference,  et  cette  Observation  ayant  rencontre  l'adhesion 
1.  Dec.  1884.  des  membres  de  la  Haute  Assemblee,  M.  de  Serpa  se  declare  satisfait. 

Le  Baron  Lamberraont,  pour  plus  d'exactitude  dans  la  forme,  propose  de 
reraplacer,  dans  le  dernier  paragraphe  de  l'Article  l^%  le  mot  "stipulent"  par 
le  mot  "s'engagent".     Cette  raodification  est  approuvee  par  la  Conference. 

Le  Comte  de  Hatzfeldt  fait  observer  que  Ton  a  anticipe  sur  la  discussion 
et  il  demande  si,  parmi  les  membres  de  l'Assemblee,  il  en  est  qui  voudraient 
prendre  la  parole  pour  une  discussion  generale  de  l'Article  I*^. 

Le  Baron  Lambermont  expose  alors  que  la  Commission,  ä  l'examen  de 
laquelle  a  ete  renvoye  le  Projet  de  Declaration  relatif  ä  la  liberte  commer- 
ciale,  a  tenu  plusieurs  seances.  Les  proc6s-verbaux,  tres  sommaires,  de  ces 
deliberations,  n'ont  aucun  caractere  officiel  et  n'ont  pas  ete  ecrits  en  vue  de 
la  publicite,  La  Commission  a  donc  pense  faire  cbose  utile  en  chargeant  Tun 
de  ses  membres — si  la  Conference  veut  bieu  agreer  cette  proposition — de 
donner,  sur  les  Articles  du  Projet,  des  explications  qui,  jusqu'ä  un  certain 
point,  pourraient  tenir  lieu  d'Expose  des  Motifs  et  de  Rapport.  Ces  expli- 
cations, trauscrites  dans  les  Protocoles,  forraeraient  comme  le  commentaire 
succinct,  mais  officiel,  des  dispositions  adoptees.  La  Commission  a  confie  cette 
täche  au  Baron  Lambermont,  qui  se  tient  ä  la  dispositiou  de  la  Haute  Assemblee, 
soit  pour  fournir  verbalement,  sur  les  Articles  du  Projet,  ä  mesure  qu'ils  se 
presenteront  dans  la  discussion,  les  eclaircissements  desirables,  soit  pour  re- 
mettre  ä  la  Conference  un  expose  d'ensemble,  propre  ä  suppleer  ä  ces  expli- 
cations, et  qui  serait  annexe  au  Protocole. 

Le  President  croit  que  l'on  pourrait  adopter  purement  et  simplement  les 
Articles,  quand  l'adhesion  de  l'Assemblee  serait  donnee  sans  demande  de  com- 
mentaires,  et,  au  contraire,  recourir  ä  l'obligeance  du  Baron  Lambermont 
lorsque  des  commentaires  seraient  reclames.  Dans  tous  les  cas,  le  Plenipoten- 
tiaire  Beige  voudrait  bien  remettre  au  Secretariat  l'ensemble  de  l'expose  qu'il 
a  prepare,  et  ce  document  serait  annexe  au  Protocole  pour  repondre  ä  l'objet 
que  la  Commission  a  eu  en  vue. 

La  Haute  Assemblee  approuve  la  procedure  suggeree  par  son  President. 
La  parole  est  ensuite  donnee  ä  Sir  Edward  Malet. 

L' Ambassadeur  d'Angleterre  fait  observer  que  des  notions  geographiques 
pr^cises  manquent  relativement  ä  la  position  de  Sette-Camma,  designee  comme 
marquant  la  limite  septentrionale  de  la  zone  de  la  liberte  commerciale,  du 
cote  de  l'Atlantique.  Est-ce  la  riviere  de  Sette  qui  est  acceptee  comme  fron- 
tiere  de  cette  zone  par  le  Representant  de  la  France? 

Le  Baron  de  Courcel  dit  qu'en  effet,  il  lui  a  6te  impossible  de  fournir  ä 
la  Commission  des  indications  completes  relativement  ä  la  position  de  Sette- 
Camraa.  II  a  fait  demander  au  Ministre  de  la  Marine,  ;i  Paris,  des  infor- 
mations  k  ce  sujet;  mais,  en  attendant  qu'il  les  ait  regues,  il  ne  peut  qu'ad- 
h6rer  ä  la  tcncur  du  Projet  redige  par  le  Baron  Lambermont  et  präsente  au 
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nom  de   la  Commission.     S'il  y  a  une  riviere  d^bouchant  ä  Sette-Camma  qui    ^^-  ^^^''■ 

Konferenz- 

puisse  servir  de  frontiere,  eile  marquera  la  limite;  sil  n'y  en  a  pas,  on  prendra    Staaten. 
pour  frontiere  le  parallele  de  la  positiou  meme  de  Sette-Camma.  ^-  ^^"^  ^^^■'• 

Sir  Edward  Malet  dit  que,  dans  ces  conditions,  et  sous  la  reserve  d'une 
rectification  ulterieure  si  eile  devient  possible,  il  adhere,  de  son  cotö,  ä,  la 
redaction  proposöe. 

Mr.  Kasson  rappeile  Tamendement  qu'il  a  presente  et  qui  figure  en  note 
au  bas  du  Projet  distribuö  au  nora  de  la  Commission, 

Le  Comte  de  Hatzfeldt  demande  si  quelqu'un  a  des  objeetions  ä  faire 
valoir  contre  Tadoption  de  cet  amenderaent. 

Sir  Edward  Malet  prie  Mr.  Kasson  de  donner  quelques  eclaircissements 
sur  l'objet  de  son  amendement. 

Mr,  Kasson  repond  que  le  texte  du  paragraphe  final  de  l'Article  P''  ne 
vise  expressement  que  la  liberte  de  transit,  tandis  que  son  amendement  marque 
comme  but  aux  efforts  des  Puissances  la  proclamation  de  la  libertö  commer- 
ciale  pleine  et  entiere. 

Le  President  constate  ensuite  l'adoption  de  l'amendement  dont  il  s'agit. 
II  demande  si  aucun  des  membres  de  la  Conference  n'a  d'observations  ä  prä- 
senter relativement  ä  l'Article  IL 

Said-Pacha  revient  sur  l'Article  1^"  et  dit  qu'il  n'a  pas  encore  regu 
d'instructions  relativement  ä  la  delimitation  ä  Test  du  Bassin  du  Congo. 

Le  Comte  de  Hatzfeldt  lui  repond  que,  comme  il  a  6te  convenu,  son  vote 
a  ete  reserve  et  que  le  Protocole  restera  ouvert  pour  lui  en  attendant  qu'il 
ait  requ  ses  Instructions.  L'Article  II,  mis  alors  aux  voix,  est  adopte  sans 
observations,  ainsi  que  l'Article  III.  Le  President  met  ensuite  en  discussion 
l'Article  IV. 

A  ce  sujet,  le  Comte  de  Launay  se  refere  aux  considerations  qu'il  a 
develoi^pees  devant  la  Commission.  II  ne  lui  semble  pas  qu'il  convienue,  au 
point  de  vue  de  l'interet  general,  d'ouvrir  la  perspective  qu'une  des  conditions 
essentielles  de  la  libertö  de  commerce  en  Afrique  puisse  etre,  un  jour,  quelque 
eloigne  qu'il  soit,  mise  en  doute.  II  s'agirait,  au  contraire,  d'en  favoriser  la 
continuite,  et  meme  l'extension  dans  toutes  les  parties  de  ce  continent,  aussi 
bien  dans  les  Etats  dejä  constitues  que  dans  les  territoires  qui  sont  en  voie 
de  formation.  L'Assemblte  jugera  donc  si  c'est  le  cas  de  substituer  aux 
derniers  mots  du  second  alinea:  "sera  ou  non  maintenue",  ceux-ci:  ^'sera  ou 
non  soumise  ä  des  modifications  qui  n'alterent  pas  essentiellement  la  clause 
du  Premier  alinöa". 

Le  Baron  de  Courcel  röpond  au  Comte  de  Launay  que  le  fait  meme  de 
la  presence  des  Plenipotentiaires  dans  cette  Assemblee  est  un  gage  des  dispo- 
sitions  liberales  de  leurs  Gouvernements.  La  Commission  a  entendu  et  apprecie 
les  motifs  qui  ont  du  la  detourner  de  fixer  pour  une  duröe  indefinie  le  regime 
economique  des  contrees  dont  s'occupe  la  Conference.     Le  Baron  de  Courcel 
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Nr.  8598.   pengg  que  la  Haute  Assembl^e,  confiante  dans  les  vues  des  Puissances,  adoptera 
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Staaten,    purcmeiit  et  simplement  le  texte  pröpose  par  la  Commission. 
1.  Dec.  1SS4.  Le  Barou  Lamberraont  dit  qu'il  a  appuye  tout  d'abord,    dans  la  Com- 

mission,  les  propositions  tendant  ä  iiistituer  definitivement  le  regime  le  plus 
liberal.  Depuis  lors,  M.  Woermann,  l'horame  le  plus  corapetent  eu  pareille 
matiere,  a  explique  comment,  dans  ces  pays,  dont  l'organisation  est  encore 
rudiraentaire ,  le  commerce  se  fait  exclusivement  par  voie  de  troc,  et  les 
marchandises  Europeennes  servent  en  quelque  sorte  de  moiiiiaie;  le  Delegue 
de  TAllemagne  a  montre  comment,  par  suite,  l'interdiction  de  tout  droit 
d'entree  repond  exactement  aux  necessites  actuelles  du  commerce.  Mais 
M.  Woermann  a  ajoute  que  ces  conditions  se  transformeraient  dans  un  avenir 
plus  ou  moins  lointain,  lorsque  le  commerce  sera  arrive  ä  s'operer,  dans 
l'Alrique  Equatoriale  comme  ailleurs,  au  moyen  de  paiements  en  argent  ou  de 
traites.  Lorsque  cette  transformation  aura  eu  lieu,  les  commer^ants  eux-memes 
pref^reront  peut-etre  que  l'exportation  ne  soit  pas  seule  ä  supporter  toutes 
les  charges  fiscales,  et  il  deviendra  opportun  de  modifier  le  regime  economique 
qu'il  s'agit  aujourd'hui  d'etablir.  La  Commissi on  a  ete  convaincue  par  ces 
arguments  et  a  fix6  un  terme  de  vingt  annees  au  bout  duquel  la  revision  des 
stipulations  actuelles  pourrait  avoir  lieu.  Le  Baron  Lambermont  estime  donc 
que  la  formule  du  Projet  soumis  ä  la  Conference  tient  compte,  dans  une  juste 
mesure,  des  necessites  du  present  et  de  l'avenir.  II  n'aurait  toutefois  aucune 
objection  contre  l'adoption  de  l'amendement  du  Comte  de  Launay. 

Le  President  demande  au  Comte  de  Launay  s'il  ne  considererait  pas  ses 
intentions  comme  suffisamment  remplies  par  l'insertion,  au  Protocole,  de  sa 
proposition  et  des  explications  qu'il  a  presentees  ä  l'appui. 

Le  Comte  de  Launay  ayant  repondu  affirmativement  le  President  constate 
que  l'Article  IV  est  adopte  par  l'Assemblee.  11  met  ensuite  l'Article  V  en 
deliberation. 

Sir  E.  Malet  rappelle  que,  dans  la  Commission,  des  explications  ont  et6 
echangees  relativement  au  sens  precis  des  mots  "ni  monopole,  ni  privilege" 
inscrits  dans  cet  Article,  et  qu'il  a  ete  convenu  que  ces  explications  seraient 
reproduites  au  Protocole  de  la  Conference, 

Le  Baron  Lambermont  donne  ä  ce  propos  lecture  du  passagc  de  son 
expose  relatif  k  cet  incident.     (Voir  i'Annexe  2,  p.  7.) 

Mr.  Sanford  rappelle  qu'il  a  depose  une  proposition  concernant  l'even- 
tualite  de  la  construction  d'un  chemin  de  fer  reliant  le  Stanley-Pool  ä  l'ocean 
(Protocole  Nr.  3,  p.  14). 

Le  President  fait  remarquer  que  l'on  pourrait  adopter  des  ä  present 
l'Article  V  dans  sa  forme  actuelle,  qui  est  acceptee  par  tous  les  membres  de 
la  Conference,  sauf  h  cxaminer  ulterieurement  la  proposition  de  Mr.  Sanford. 
11  constate  l'adoption  de  l'Article  V  sous  cette  r^serve  et  met  en  deliberation 
l'Article  VI. 

Le  Comte  de  Launay  fait  connaitre  que  les  mots  "les  missionuaires"  ont 
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^te  inscrits  dans  le  paragraphe  2  de  l'Article  VI,  ä  la  suite  de  la  demande    Nr.  8598. 
qu'il   en   a   faite  ä   la  Commission.     II  avait   d'abord   d^sire  que  Ton   ecrivit:    Staaten. 
"Les  missionnaires  Chretiens";  mais  apres  avoir  pris  part  ü.  la  derniere  seance  i- i^e<=,  i884. 
de  la  Commission,  il  a  du  se   convaincre  que,  pour  assurer  l'unanimite  des 
voix   ä  sa  proposition,    11  fallait  s'abstenir  d'une  designation  plus  precise  h 
l'egard   des    missionnaires.     Une    pareille    designation    n'etait    pas    d'ailleurs 
strictement  requise,    du  moment  oü  il  etait   constate  que,  dans  les  contrees 
Africaines   dont  s'occupe  la  Conference,  11  n'existe,  ä  peu  d'exceptions  pres, 
que  des  missionnaires   de   confession  Chretienne,     Son  Excelleuce  tiendrait  ä 
ce   que   ses    observatlons  ä  cet    egard  fussent   consignees  au  Protocole.     Le 
Comte  de  Launay  serait  d'ailleurs  heureux  qu'au  deuxieme  alinea  de  l'Article  VI, 
les  missionnaires  reyussent  la  designation  qui  leur  appartient. 

Le  Comte  Szechenyl  appuie  la  proposition  du  Comte  de  Launay  qui  lui 
parait  ne  deroger  en  rieu  aux  prlncipes  de  la  liberte  et  de  l'egalite  des  cultes. 
Le  principe  de  l'egalite  de  protection  assure  k  tous  les  cultes  est  formellement 
exprime  dans  les  paragraphes  1  et  3  de  l'Article  VI.  Le  paragraphe  2  s'occupe 
de  la  protection  ä  donner  non  plus  aux  Institutions,  mais  aux  personnes.  Or, 
dans  l'enumeration  faite  de  ces  personnes,  11  est  loglque  de  teuir  compte  de 
ce  falt  qu'll  existe  seulement  des  missionnaires  Chretiens. 

Le  Baron  de  Courcel  adhere  egalement  ä  la  motlon  du  Comte  de  Launay. 
Comme  l'a  falt  ressortir  le  Plenipotentlalre  de  l'Autrlche,  les  paragraphes  1 
et  3  de  l'Article  VI  consacrent  tres  nettement  le  principe  de  la  liberte  et  de 
l'egalite  en  matlere  religleuse.  II  restalt  ä  affirmer  la  protection  due  aux 
personnes  et  tel  est  l'objet  du  paragraphe  2,  dont  l'enumeration  doit  tout 
naturellement  comprendre  les  missionnaires  Chretiens.  L'Ambassadeur  de 
France  a  retenu  avec  une  profonde  satlsfactlon  ce  que  Mr.  Stanley  a  dlt  ä  la 
Commission,  au  sujet  de  l'oeuvre  clvlllsatrice  poursulvle  avec  succes,  en  Afrlque, 
par  les  mlsslons  Cathollques  Frangalses,  par  Celles,  entre  autres,  que  dlrlgent 
le  Cardinal  Lavlgerle  et  le  Pere  Augouard.  Le  Baron  de  Courcel  rend  un 
hommage  reconnaissant  aux  oeuvres  de  ces  plonnlers  de  notre  clvlllsatlon  et 
se  dlt  heureux  de  leur  en  adresser  l'expresslon  du  sein  meme  de  la  Con- 
ference Afrlcaine.  La  täche  entreprlse  par  ces  hommes  de  devouement  leur 
merlte  une  protection  partlcullere. 

Sa'id-Pacha  croit  qu'll  seralt  bon  d'inscrlre,  dans  le  dernler  paragraphe 
de  l'Article  VI,  ä  la  suite  des  mots  "egllses,  temples  et  chapelles",  les  mots 
"edlfices  religleux  destlnes  ä  l'exerclce  de  tous  les  cultes". 

Le  President  dlt  que  la  pensee  dont  s'lnsplre  Said-Pacha  repond  ä  celle  de  tous 
les  membres  de  la  Conference  et  a  preclsement  dlrlge  les  redacteurs  du  Projet. 

Le  Comte  de  Launay  volt  avec  plalslr  que  les  objectlons  soulevees  dans 
la  Commission  contre  Tadjcnctlon  du  quallficatlf  de  "Chretiens"  ne  se  repro- 
dulsent  plus  dans  la  Conference  elle-meme,  et  11  demande  que  ce  mot  solt 
inscrit  dans  la  Declaratlon.  A  la  suite  d'une  interrogatlon  de  Mr.  Kasson,  11 
repete  ses  explications  ä  cet  egard. 
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Nr  8598,  Lg  President  fait  observer   qu'il  y  a,  en  ce  moment,  deux  propositions 

Staaten,  soumlses  ä  la  Haute  Assemblee:  [|  1.  Celle  du  Comte  de  Launay,  []  2.  Celle  de 
1.  Dec.  i88i.  gai[(j.pacl)a.  ||  II  consulte  d'abord  la  Conference  relativement  ä  celle  du  Repre- 
sentant  de  l'Italie  et  con State  qu'elle  ne  semble  plus  rencontrer  aucune  Oppo- 
sition de  la  part  des  Plenipotentiaires.  II  met  ensuite  aux  voix  la  proposition 
du  Representant  de  la  Turquie. 

Le  Baron  Lambermont  dit  que,  pour  repondre  aux  intentions  de  Said- 
Pacha  comme  ä  Celles  de  la  Conference,  il  suffirait  de  supprimer  l'enumeration 
"eglises,  temples  et  chapelles"  et  d'y  substituer  l'expression  generale  "edifices 
religieux". 

Le  President  demande  ä  Said-Pacha  s'il  se  considererait  comme  satisfait 
par  ce  changement  de  redaction. 

Une  conversation  s'engage  ä  ce  sujet  entre  Said-Pacha,  le  Comte  de 
Launay  et  Sir  Edward  Malet,  et,  ä  cette  occasion,  le  Representant  de  la  Turquie 
exprime,  de  nouveau,  ses  scrupules  relativement  ä  la  motion  du  Plenipoten- 
tiaire  Italien,  au  sujet  de  laquelle  la  discussion  avait  paru  close. 

L'Ambassadeur  d'Angieterre  fait  alors  observer  que  l'Empire  Britannique 
comprend  un  grand  nombre  de  sujets  Musulmans,  dont  le  Gouvernement  de 
Sa  Majeste  la  Reine  entend  faire  respecter  les  interets  et  meme  les  suscepti- 
bilites.  II  Dans  ces  conditions,  le  fait  que  l'Ambassadeur  d'Angieterre  adhere  ä 
la  proposition  du  Comte  de  Launay  est  de  nature  ä  rassurer  completement  le 
Representant  du  Sultan. 

Said-Pacha  repond  qu'il  doit  etre  bien  entendu  que  s'il  se  produisait  des 
missions  religieuses  Musulmanes,  elles  beneficieraient  d'une  protection  egale  ä 
Celle  dont  jouiraient  les  missions  Cliretiennes. 

Le  Baron  de  Courcel  fait  ressortir  que  la  France  compte,  comme  l'Angle- 
terre,  un  grand  nombre  de  sujets  Musulmans.  A  ce  titre,  il  partage  les  sen- 
timents  qui  doivent  animer  Said-Pacha;  mais  il  ne  les  considere  en  aucune 
maniere  comme  affectes  par  la  proposition  du  Comte  de  Launay. 

Mr.  Kasson  demande  si,  pour  eviter  tout  malentendu,  il  ne  conviendrait 
pas  de  substituer  la  formule  "missionnaires  Chretiens  de  toutes  les  coufessions" 
ä  Celle  de  "missionnaires  Chretiens". 

Le  President  lui  fait  observer  que  le  mot  "Chretien"  embrasse  toutes  les 
confessions  Chretiennes. 

Mr.  Kasson  se  declare  satisfait  si  mention  est  faite  au  Protocole  que  tel 
est,  en  effet,  l'avis  de  la  Conference. 

Le  Comte  de  Benomar  appuie  la  motion  du  Comte  de  Launay  daus  des 
termes  suivants:  —  "J'adhere  ä  la  proposition  de  sou  Excellence  M.  l'Ambassa- 
deur d'Italie,  en  ce  sens  qu'il  doit  etre  entendu  que,  dans  toutes  les  circon- 
stances,  les  Gouvernements  existants  ou  qui  existeraient  a.  l'avenir  dans  tous 
les  territoires  oü  la  Conference  aura  etabli  la  libcrte  commerciale,  accorderont 
aux  missionnaires  Catholiques  la  protection  speciale  et  la  libertä  dont  parle 
l'Article  VI". 
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A  la  suite  d'une  remarque  faite  par  le  Baron  Lambcrmont,  d'apres  la-    ^'-  s^^^- 
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quelle, dans  le  dernier  paragraphe  de  l'Article  VI  1  adjectif  "religieuses"  con-     Staaten. 

stitue  un  pleonasme,  la  Conference  decide  que  ce  mot  sera  raye.  ^-  ^^'^-  '®^^- 

Le  President  declare  ensuite,  apres  avoir  consulte  la  Haute  Assemblee, 
que  l'Article  VI  est  adopt6  tel  quel,  et  moyennant  que  le  Protocole  rapportera 
les  explications  echangees  ä  ce  sujet  et  contiendra  notarament  la  mention  qui 
a  ete  reclamee  par  Mr.  Kassen. 

Le  President  revient  alors,  comme  il  avait  ete  entendu,  ä  la  proposition 
de  Mr.  Sanford.  II  expose  que  cette  raotion  a  6te  simplement  inseree  dans 
un  des  Protocoles  precedents,  au  Heu  de  faire  l'objet  d'une  Impression  et  d'une 
distribution  speciale.  II  interroge  la  Conference  pour  savoir  si,  dans  ces  con- 
ditions,  il  lui  convient,  neanmoins,  de  discuter  s6ance  tenante  le  Projet  du 
Plenipotentiaire  des  fitats-Unis. 

Mr.  Kasson  dit  qu'il  prepare  en  ce  moment  une  proposition  tendant  h 
assurer  aux  territoires  compris  dans  la  Declaration  la  securite  necessaire  contre 
les  dangers  resultant  de  conflits  internationaux.  II  annonce  le  prochain  depot 
de  cette  proposition,  et  formule  le  voeu  qu'elle  trouvera  place  dans  la  Decla- 
ration, ou  ailleurs,  s'il  r^ussit  ä  trouver  une  redaction  que  la  Conference 
veuille  bien  adopter. 

Mr.  Sanford  rouvre  ä  ce  moment  la  discussion  au  sujet  de  la  redaction 
de  TArticle  VI,  en  ce  qui  concerne  la  suppression  de  la  Traite. 

Le  President  indique  que  le  texte  de  l'Article  VI  ayant  ete  vote,  le  debat 
devrait  etre  considere  comme  clos. 

Mr.  Sanford  n'en  tieut  pas  moins  ä  declarer  qu'il  desirerait  voir  inter- 
caler  dans  l'Article  VI,  apres  les  mots  "la  Traite  des  Noirs"  les  mots  suivants: 
"Le  commerce  d'esclaves  sur  terre  et  sur  les  fleuves".  Le  Plenipotentiaire  des 
£tats-Unis  dit  que  le  sens  habituellement  attribue  au  terrae  de  "Traite"  se 
rapporte  seulement  au  Trafic  des  Esclaves  par  mer. 

Le  President  fait  observer  que  la  question  de  l'esclavage  reviendra  ä 
d'autres  occasions  devant  la  Conference. 

Sir  E.  Malet  dit  qu'en  elf  et,  il  a  l'intention  d'entretenir  ulterieurement 
la  Haute  Assemblee  de  cette  question,  ä  laquelle  son  Gouvernement  attache 
le  plus  haut  interet. 

Le  President  entretient  de  nouveau  la  Conference  de  la  proposition  de 
Mr.  Sanford  relative  ä  l'eventualite  de  la  construction  d'un  cliemin  de  fer.  La 
Haute  Assemblee  paraissant  disposee  ä  examiner  immediatement  ce  projet,  la 
parole  est  donnee  ä  Mr.  Sanford,  qui  s'exprime  comme  suit:  —  ||  "Des  expli- 
cations fournies  par  Mr.  Stanley  ä  la  Commission  Technique  de  la  Conference, 
il  resulte  qu'il  est  de  toute  necessite  de  construire  un  chemin  de  fer  pour 
relier  le  Stanley-Pool  ä  l'ocean,  afin  de  remedier  au  Systeme  onereux  et  in- 
suffisant  des  transports  par  caravanes  de  porteurs.  Le  transport  des  marcban- 
dises  de  l'embouchure  du  Congo  au  Stanley-Pool  revient  actuellement  ä  environ 
2,000  fr.  la  tonne,  jj  II  y  a  trois  voies  pour  mettre  le  vaste  Bassin  du  Haut- 
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staaten.  ractes  du  Bas-Congo;  ||  2.  Par  lAlima  et  l'Ogooue-,  — dans  des  conditions  de 
1.  Dec.  188-1.  liberte  commerciale  cette  voie  ferait  une  concurrence  sörieuse  ä  la  pr6ce- 
dente;  ||  3.  Par  le  Bassin  du  Niadi-Kwilu,  route  dejä  indiquee  pour  un  chemin 
de  fer  par  une  autoiitö  competente  comme  etant  la  meilleure  et  la  plus 
directe. —  1|  II  est  probable  que  la  construction  de  voies  ferrees,  suivant  l'un 
ou  Tautre  de  ces  itineraires,  devra  emprunter  les  territoires  de  plusieurs  fitats. 
Ij  II  est  indispensable  d'assurer  ä  l'fitat  ou  Pouvoir  Riverain  le  plus]  impor- 
tant,  ou  ä  la  Compagnie  concessionnaire  le  droit  de  construire  et  d'exploiler 
la  voie  entiere  depuis  son  point  de  depart  jusqu'ä  son  terminus.  ||  Faute  de 
cette  garantie,  les  capitaux  craindront  de  se  risquer  dans  une  entreprise  aussi 
importante  et  aussi  aleatoire.  La  possibilite  d'etablir  une  voie  ferree  dans  trois 
directions  differentes  pouvant  6ventuellement  se  faire  concurrence,  exclut  l'idee 
dun  monopole,  et  ces  considerations  me  paraissent  justifier  la  proposition  que 
j'ai  emise  ä  la  derniere  seance  de  la  Conference,  et  en  faveur  de  laquelle  on 
peut  invoquer  le  precedent  cree  par  l'Article  LVII  du  Traite  de  Berlin  du 
13  Juillet,  1878,  qui  Charge  l'Autriche-Hongrie  de  l'execution  de  certains  tra- 
vaux  pour  faciliter  la  navigation  du  Danube*).  ||  Afin  de  permettre  aux  membres 
de  la  Conference  d'examiner  mürement  ma  proposition,  avant  de  la  discuter, 
je  pense  qu'il  serait  utile,  et  je  demande,  qu'elle  soit  prealablement  imprimee 
et  distribuee". 

M.  Busch  fait  ressortir  que  la  proposition  de  Mr.  Sanford  se  rattache 
indirectement  ä  la  question  de  la  navigation,  et  il  propose  de  joindre  l'examen 
des  deux  questions. 

Le  President  ajoute  que  le  Projet  a  besoin  d'etre  examin6  de  plus  pr^s 
et  que  la  Commission  k  laquelle  a  ete  renvoye  l'etude  du  Projet  concernant 
la  navigation  pourra  etre  saisie  egalement  de  la  motion  de  Mr.  Sanford.  La 
Haute  Assemblee  donne  son  approbation  ä  cette  procedure. 

Le  Plenipotentiaire  d'Italie  rappelle  qu'il  a  presente  ä  la  Conference  le 
texte  d'un  voeu  qui  a  ^te  reproduit  ä  la  page  8  du  Protocole  No.  2**)  et  qui 
a  pour  objet  d'assurer  la  protection  des  missionnaires,  savants  et  explorateurs, 
non  plus  seulement  dans  les  regions  visees  au  paragraphe  6  de  la  Declaration, 
mais  encore  dans  toute  l'etendue  du  continent  Africain.  Le  Comte  de  Launay 
donne  lecture  de  cette  proposition.  II  ne  demande  pas  que  sa  motion  soit 
comprise  dans  la  Declaration,  mais  seulement  qu'il  seit  donne  ä  l'insertion  au 
Protocole  la  signification  que  ses  collegues  s'associent  k  son  voeu.    L'Ambassa- 

*)  Article  LVII  du  Traite  de  Berlin  du  13  Juillet,  1878: —"L'execution  des  tra- 
vaux  destines  ä  faire  disparaitre  les  obstacles  que  les  Portes  de  Fer  et  les  cataractes 
opposent  ä  la  navigation  est  confiee  ä  rAutriche-Hongrie.  Les  Etats  Riverains  de 
cette  partie  du  fieuve  accorderont  toutes  les  facilites  qui  pourraient  etre  requises  dans 
l'int^ret  des  travaux.  Les  dispositions  de  l'Article  VI  du  Traite  de  Londres  du 
13  Mars,  1871,  relatives  au  droit  de  percevoir  une  taxe  provisoire  pour  couvrir  les 
frais  de  ces  travaux  sont  maintenus  en  faveur  de  rAutriche-Hongrie". 
**)  S.  oben  Seite  61. 
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deur  d'Italie  pense  que  les  Plenipotentiaires  ayant  eu  suffisarament  connaissance    ^^-  ^^^^^ 
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de  la  proposition,  par  suite  de  sa  reproduction  au  deuxierae  Protocole,  la  deli-  Staaten. 
beration  pourrait  avoir  lieu  immediatement.  Le  Prince  de  Bismarck,  en  ouvrant  ^-  ^^'^-  ^^^"'• 
les  travaux  de  l'Assemblee,  a  exprime  la  pensee  que  la  reunion  des  Plenipo- 
tentiaires pourrait  provoquer  et  faciliter  certaines  negociations  qui  n'etaient 
pas  strictement  comprises  dans  le  programme  de  la  Conference.  L'adoption 
de  la  motion  prösentee  par  le  Comte  de  Launay  repondrait  aux  previsions 
ainsi  exprimees. 

Le  Baron  de  Courcel  estime  que  les  explications  echangees  relativement 
ä  l'Article  YI  de  la  Declaration  ne  laissent  aucun  doute  quant  aux  sentiments 
des  Plenipotentiaires.  II  pense  donc  que  la  Conference  se  pretera  ä  accueillir 
les  suggestions  du  Comte  de  Launay,  en  tant  que  leur  portee  ne  depassera 
pas  Celle  d'un  simple  voeu. 

Le  President  croit  que  la  motion  de  l'Ambassadeur  d'Italie  serait  accep- 
table  dans  les  conditions  indiquees  par  le  Plenipotentiaire  de  France,  et  11 
ajoute  que  s'il  n'est  pas  formule  d'objections  ä  cet  egard,  l'inscription  du  voeu 
au  Protocole  sera  consideree  comme  ayant  la  signification  indiquee  par  l'Am- 
bassadeur d'Italie. 

Diverses  observations  etant  presentees  par  l'Ambassadeur  de  Turquie  au 
sujet  de  la  proposition  de  son  coUegue  d'Italie,  le  Comte  de  Hatzfeld  demande 
ä  Said-Pacha  s'il  aurait  des  objections  ä  ce  que  la  motion  du  Comte  de  Launay 
füt  adoptee  par  la  Conference,  sous  cette  reserve  que  le  vote  du  Representant 
de  la  Turquie  serait  suspendu  et  que  le  Protocole  resterait  ouvert  pour  lui. 

Said-Pacha  fait  remarquer  que  le  programme  de  la  Conference  etait 
restreint  au  Bassin  du  Congo  et  que,  des  lors,  le  voeu  du  Comte  de  Launay 
s'appliquerait  ä  des  territoires  qui  n'etaient  pas  compris  dans  ce  programme. 
Said-Pacha  n'a  pas  d'instructions  qui  lui  permettent  de  prendre  part  ä  une 
discussion  ainsi  etendue;  11  doit  donc  s'opposer  ä  une  proposition  qui  depasse 
les  limites  de  son  mandat. 

Le  Comte  de  Launay  croit  que,  du  moment  oü  l'on  a  adoptö  l'Article  VI 
de  la  Declaration,  les  memes  motifs  militent  en  faveur  de  son  voeu. 

Said-Pacha  insiste  sur  ces  objections  visant  l'incompetence  de  l'Assemblee. 
II  lui  parait,  d'ailleurs,  que  la  protection  qu'il  s'agit  d'assurer  aux  mission- 
naires  et  voyageurs  s'exerce  dejä  et  qu'un  voeu  de  la  Conference  serait  com- 
pletement  superflu. 

Le  President  fait  remarquer  que  les  vues  exposees  par  le  Comte  de 
Launay  ne  tendent  qu'ä  l'adoption  d'un  simple  voeu.  Said-Pacha  aurait  natu- 
rellement  la  faculte  de  reserver  son  vote  jusqu'au  moment  oü  il  aurait  regu 
des  Instructions.  En  tout  cas,  les  Plenipotentiaires  qui  adhereraient  ä  la  de- 
mande du  Comte  de  Launay  pourraient  se  considerer  comme  s'associant  non 
pas  ä  un  voeu  de  la  Conference,  mais  ä  un  voeu  exprime  individuellement  par 
les  Plenipotentiaires. 

M.  Busch  se  demande  si  le  scrupule  de  Said-Pacha  ne  viendrait  pas  de 
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Staaten,  certaiues  parties  de  lAtrique  relevant  de  1  admmistration  Ottomane.  Or,  le 
1.  Dec.  1884.  ^ut  que  poursuit  TAmbassadeur  d'Italie  est  d'assurer  aux  voyageurs  une  pro- 
tection dans  les  parties  non  civilisees  du  continent  Africain,  lä  oü  les  perils 
sont  les  plus  grands.  II  serait  donc  loisible  de  modifier  la  redaction  du 
Comte  de  Launay  de  maniere  ä  viser  seulemeut  les  parties  non  civilisees  de 
l'Afrique. 

Said-Pacha  estime  qu'en  ce  cas  il  conviendrait  d'exclure  formellement  les 
territoires  places  sous  la  souverainete  du  Sultan. 

Le  Comte  de  Launay  declare  que,  s'il  etait  donne  suite  ä  la  Suggestion 
d'apres  laquelle  la  Conference  exprimerait  des  ä  present  son  avis,  tout  en 
laissant  le  Protocole  ouvert  pour  recevoir  ulterieurement  l'adhesion  de  Said- 
Pacha,  il  s'en  remettrait  en  toute  confiance  ä  la  haute  sagesse  du  Gouverne- 
ment Ottoman  pour  inspirer  les  Instructions  que  la  Sublime  Porte  adresserait 
ä  son  Representant. 

Le  Baron  de  Courcel  estime  la  confiance  du  Comte  de  Launay  tres  justi- 
fiee,  et  il  saisit  cette  occasion  pour  rendre  hommage  ä  la  liberalite  avec 
laquelle  la  Porte  accorde  non  seulement  sa  protection,  mais  meme  son  appui 
aux  missions  Catholiques  qui,  en  Turquie,  relevent  de  la  juridiction  Fran^aise. 

Le  President  fait  observer  qu'il  ne  peut  s'agir  d'un  vote  de  la  Conference, 
le  Representant  de  la  Turquie  ne  se  croyant  pas  autorise  h  discuter  la  pro- 
position  de  l'Ambassadeur  d'Italie.  La  discussion  peut  donc  6tre  consideree 
comme  close,  sous  le  benöfice  de  l'echange  d'idöes  qui  a  eu  lieu,  et  sauf  ä 
etre  reprise,  dans  le  cas  oü  Said-Pacha  recevrait  des  Instructions  entrainant 
son  adhesion. 

Said-Pacha  dit  qu'il  n'attend  point  d'instruction  ä  ce  sujet  de  son  Gou- 
vernement. 

Le  Comte  de  Hatzfeld  fait  ensuite  remarquer  que  le  texte  de  la  Decla- 
ration,  tel  qu'il  a  ete  propose  par  la  Commission,  a  ete  adopte  dans  son 
ensemble  avec  quelques  legeres  modificatious.  La  Conference  est  donc  en 
mesure  de  passer  ä  la  seconde  des  questions  soumises  ä  son  examen,  celle 
relative  ä  la  liberte  de  la  navigation.  Un  Projet  d'Acte  concernant  la  matiere 
a  ete  prepare  par  le  Gouvernement  Allemand,  imprime  et  distribue.  Vu  le 
caractere  technique  de  ce  Projet,  le  President  propose  de  le  renvoyer  ä  une 
Commission  qui  serait  chargee  de  l'^tudier  en  detail,  de  le  remanier  au  besoin, 
et  de  presenter  ä  la  Conference  un  Rapport  propre  ä  guider  ses  decisions. 
Mais,  au  prealable,  le  Comte  de  Hatzfeld  desire  savoir  si  la  Haute  Assemblee 
desire  proceder  ä  une  discusion  generale  pröliminaire  et  si  Tun  des  Plenipo- 
tentiaires  demande  la  parole  k  cet  effet. 

Sir  Edward  Malet  rappelle  alors  qu'il  a  expose,  au  cours  de  la  premiere 
s6ance,  les  motifs  pour  lesquels,  selon  son  Gouvernement,  le  regime  du  Niger 
et  celui  du  Congo  devraient  etre  considerös  ä  des  points  de  vue  differents. 
Dans  le  meme  ordre  d'idees,  l'Ambassadeur  d'Angleterre  demande  aujourd'hui 
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que  Ton   discute   separement  les   questions  interessant    respectivement  chacun    ^'■-  '^^^^• 

,  ,  n  Konferenz- 

des  deux  fleuves.  st^^ten. 

Le  Baron  de  Courcel  croit  qu'en  principe  la  Conference  desirerait  voir  ^-  ^®<^-  ^^^*- 
applique  un  regime  uniforme  aux  deux  cours  d'eau.  Si  certains  scrupules  se 
rattachant  ä  des  considerations  de  souvcrainete  viennent  k  sc  produirc  rela- 
tivement  au  Niger,  les  memes  considerations  ne  pourraient-elles  pas  ctre  in- 
voquees  relativemcnt  au  Congo?  II  convient  donc  d'admettre  que  le  regime 
conventionnel  etabli  par  la  Conference  pour  le  Congo  ne  sera  adopte  d'une 
maniere  definitive  qu'au  jour  oü  sera  fixe  le  regime  relatif  au  Niger.  Jusque-lä, 
les  regles  formulees  au  sujet  du  Congo  seraient  seulement  accueillies  sous  une 
condition  suspensive,  et  avec  la  pensee  de  rapprocher  autant  que  possible  les 
deux  reglementations.  Sous  cette  reserve,  le  Baron  de  Courcel  adhere  ä  la 
demande  de  Sir  Edward  Malet  toucliant  l'etude  separee  du  regime  des  deux 
fleuves. 

L'Ambassadeur  d'Anglettere  accepte  les  reserves  posees  par  le  Represen- 
tant  de  la  France. 

Le  President  dit  que  si  personne  ne  demande  plus  la  parole  pour  la 
discussion  generale,  il  restera  ä  determiner  le  mandat  et  la  composition  de  la 
Commission.  Le  Comte  de  Hatzfeldt  propose  de  former  une  Commission 
restreinte,  c'est-ä-dire  ne  comprenant,  en  principe,  que  les  Representants  des 
Puissances  les  plus  interessees,  comprises  dans  la  premiere  serie  des  invitations 
envoyees  pour  la  Conference.  Toutefois,  la  faculte  scrait  röservee  aux  Pleni- 
potentiaires  des  autres  Puissances  d'assister  aux  seances  de  la  Commission  et 
de  s'associer  ä  ses  travaux. 

Le  Representant  de  la  Russie  demande  s'il  est  bien  entendu  que  les 
Plenipotentiaires  designes  par  les  Puissances  comprises  dans  la  deuxieme  serie 
des  invitations,  lorsqu'ils  jugeront  ä  propos  d'user  de  la  faculte  d'assister  aux 
seances  de  la  Commission,  y  assisteront  au  meme  titre  que  les  autres  membres 
et  auront,  comme  eux,  voix  deliberative. 

Le  President  repond  qu'il  u'y  a  pas  de  doute  ä  cet  egard. 

Le  Baron  de  Courcel'  ajoute  qu'il  doit  etre  etabli  que  la  Commission 
pourra  reclamer  le  concours  des  Delegues  des  Puissances  et,  plus  generalement, 
entendre  toutes  les  personnes  qu'elle  jugera  utile  de  consulter. 

Ces  divers  points  etablis,  le  President  indique  que  la  Commission  aura 
pour  mandat  d'etudier  d'abord  le  regime  du  Congo  et  eusuite  celui  du  Niger. 
Ses  decisions  concernant  le  premier  de  ces  fleuves  ne  seront  d'ailleurs  prises 
que  sous  condition  suspensive,  en  attendant  que  soient  connues  les  resolutions 
afferentes  au  Niger. 

M.  Busch  rappelle  que  l'etude  de  l'alinea  final  du  premier  Projet  de 
Declaration  relatif  ä  la  liberte  commerciale  a  ete  renvoyee  ä  l'epoque  oü 
serait  traitee  la  question  de  la  navigation.  On  pourrait  confier  l'examen  de 
cet  alinea  ä  la  Commission  qui  vient  d'etre  d^signee. 

La  Haute  Assemblee  accueille  cette  proposition. 
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Staaten,  rciidus  errones  concernant  les  seances  de  la  Conterence.  Bien  que  les  mem- 
1.  Dec,  188-i.  |3j.gg  ^q  j^  Haute  Assemblee  n'aient  pris  aucun  engagement  formel  et  men- 
tionne  au  Protocole,  en  vue  d'observer  le  secret  relativement  ä  leurs  travaux, 
il  avait  ete  tout  d'abord  convenu  qu'ils  eviteraient  d'en  rien  divulger.  Mais, 
ä  raison  des  inconvenients  que  presente  la  mise  en  circulation  des  renseigne- 
ments  inexacts  recueillis  par  la  presse,  le  President  interroge  la  Conference 
pour  savoir  s'il  ne  vaudrait  pas  mieux  publier  les  Protocoles. 

Le  Baron  de  Courcel  demande  si,  dans  ce  cas,  la  Chancellerie  Imperiale 
Allemande  se  chargerait  du  soin  de  faire  proceder  ä  la  publication. 

Le  Comte  de  Hatzfeldt  ayant  repondu  affirmativemeut,  la  Haute  Assemblee 
decide  que  ses  Protocoles  seront  publies. 

Le  President  fait  connaitre  que  la  Ligue  Internationale  de  la  Paix  ä 
Geneve  ä  envoye  ä  la  Conference  une  Petition  dont  le  texte  a  et6  depose  au 
Secretariat  pour  que  les  Plenipotentiaires  puissent  en  prendre  connaissance. 

Le  President  indique  ensuite  que  la  date  de  la  prochaine  seance  sera 
fixee  lorsque  l'etat  des  travaux  de  la  Commission  permettra  de  reunir  utile- 
ment  la  Conference. 

La  seance  est  levee  ä  4  heures.  [Unterschriften.] 


Annexe  1  au  Protocole  No.  4. 

Declaration  relative  ä  la  Liberte  du  Commerce  dans  le  Bassin  du  Congo,  ses 
Eniboucliures  et  Pays  circonvoisins. 

Les  Representants  des  Gouvernements  de  l'Allemagne,  de  l'Autriche- 
Hongrie,  de  la  Belgique,  du  Danemark,  de  l'Espagne,  des  Etats-Unis  d'Ame- 
rique,  de  la  France,  de  la  Grande-Bretagne,  de  l'Italie,  des  Pays-Bas,  du  Por- 
tugal, de  la  Russie,  de  la  Suede  et  la  Norvege  et  de  la  Turquie,  s'etant  reunis 
en  Conference  ä  la  suite  de  l'iiivitation  du  Gouvernement  Imperial  Allemand, 
sont  tombes  d'accord  sur  la  Declaration  suivante:  — 

Declaration. 

1.  Le  commerce  de  toutes  les  nations  jouira  d'une  complete  liberte: — 
(1.)  Dans  tous  les  territoires  constituant  le  Bassin  du  Congo  et  de  ses 
affluents.  Ce  bassin  est  delimite  par  les  cretes  des  bassins  contigus,  ä  savoir, 
notamment  les  Bassins  du  Niari,  de  l'Ogowe,  du  Schari  et  du  Nil,  au  nord; 
par  le  Lac  Tanganyka,  k  Test;  par  les  cretes  des  Bassins  du  Zambeze  et  de 
la  Loge,  au  sud.  II  comprend,  en  consequence,  tous  les  territoires  drain^s 
par  le  Congo  et  ses  affluents,  y  compris  le  Lac  Tanganyka  et  ses  tributaires 
orientaux. 

(2.)  Dans  la  zone  maritime  s'etendant  sur  l'Ocean  Atiantique  depuis  la 
Position  de  Sette-Camma  jusqu'ä  l'embouchure  de  la  Loge.  ||  La  limite  septen- 
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trionale  suivra  le  cours  de  la  riviere  qui  debouchc  k  Sette-Camma,  et  ä  partir  ^"■-  ^^^''• 
de  la  source  de  celle-ci,  se  dirigera  vers  Test  jusqu'ä  la  jonction  avec  le  bassin  Staaten. 
geographique  du  Congo,  en  evitant  le  Bassin  de  l'Ogowö.  ||  La  limite  meri- 1- ^'=*'- 1^^*« 
dionale  suivra  le  cours  de  la  Loge  jusqu'ä  la  source  de  cette  riviere  et  se 
dirigera  de  lä  vers  Test  jusqu'a,  la  jonction  avec  le  bassin  geographique  du  Congo. 
(3.)  Dans  la  zone  se  prolongeant  ä  Test  du  Bassin  du  Congo,  tel  qu'il  est 
delimite  ci-dessus,  jusqu'a  l'Ocean  Indien,  depuis  le  cinquieme  degr6  de  lati- 
tude  nord  jusqu'a  l'embouchure  du  Zambeze  au  sud;  de  ce  point  la  ligne  de 
demarcation  suivra  le  Zamböze  jusqu'a  5  milles  en  amont  du  confluent  du 
Shire  et  continuera  par  la  ligne  de  faite  separant  les  eaux  qui  coulent  vers 
le  Lac  Nyassa  des  eaux  tributaires  du  Zambeze,  pour  rejoindre  enfin  la  ligne 
de  partage  des  eaux  du  Zambeze  et  du  Congo.  ||  II  est  expressement  entendu 
qu'en  etendant  ä  cette  zone  Orientale  le  principe  de  la  liberte  commerciale, 
les  Puissances  representees  ä  la  Conference  ne  stipulent  que  pour  elles-memes 
et  que  ce  principe  ne  s'appliquera  aux  territoires  appartenant  actuellement  ä 
quelque  Etat  independant  et  souverain  qu'autant  que  celui-ci  y  donnera  son 
consentement.  Les  Puissances  conviennent  d'employer  leurs  bons  Offices  aupres 
des  Gouvernements  etablis  sur  le  littoral  Africain  de  la  mer  des  Indes  afin*) 
d'assurer  en  tout  cas  au  transit  de  toutes  les  nations  les  conditions  les  plus 
favorables. 

2.  Tous  les  pavillous,  sans  distinction  de  nationalite,  auront  libre  acces 
ä  tout  le  littoral  des  territoires  enumeres  ci-dessus,  aux  rivieres  qui  s'y  dever- 
sent  dans  la  mer,  ä  toutes  les  eaux  du  Congo  et  de  ses  affluents,  y  compris 
les  lacs,  ä  tous  les  ports  situes  sur  les  bords  de  ces  eaux,  ainsi  qu'ä  tous 
les  canaux  qui  pourraient  etre  creuses  ä  l'avenir  dans  le  but  de  relier  entre 
eux  les  cours  d'eau  ou  les  lacs  compris  dans  toute  l'etendue  des  territoires 
decrits  ä  l'Article  P\  Ils  pourront  entreprendre  toute  espece  de  transports 
et  exercer  le  cabotage  maritime  et  fluvial  ainsi  que  la  batellerie  sur  le  meme 
pied  que  les  nationaux. 

3.  Les  marchandises  de  toute  provenance  importees  dans  ces  territoires, 
sous  quelque  pavillon  que  se  soit,  par  la  voie  maritime  ou  fluviale  ou  par 
Celle  de  terre,  n'auront  ä  acquitter  d'autres  taxes  que  Celles  qui  pourraient 
etre  pergues  comme  une  equitable  compensation  de  depenses  utiles  pour  le 
commerce  et  qui,  ä  ce  titre,  devront  etre  egalement  supportees  par  les  natio- 
naux et  par  les  etrangers  de  toute  nationalite.  ||  Tout  traitement  differentiel 
est  interdit  ä  l'egard  des  navires  comme  des  marchandises. 

4.  Les  marchandises  importees  dans  ces  territoires  resteront  affranchies 
de  droits  d'entree  et  de  transit.  ||  Les  Puissances  se  reservent  de  decider,  au 
terme  d'une  periode  de  vingt  annöes,  si  la  franchise  d'entree  sera  ou  non 
maintenue. 


*)  Mr.  Kasson  propose  de  dire:  afin  d'obtenir  le  dit  consentement  et  en  tout  cas 
d'assurer  au  transit  de  toutes  les  nations  les  conditions  les  plus  favorables. 
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1.  Dec.  1884.  d'aucune  espece  en  matiere  commerciale.  ||  Les  etrangers  y  jouiront  indistincte- 
meiit  pour  la  pz'otectioii  de  leurs  personnes  et  de  leurs  biens,  l'acquisition  et 
la  trausmission  de  leurs  proprietes  mobilieres  et  immobilieres  et  pour  l'exer- 
cice  des  professious,  du  meme  traitement  et  des  memes  droits  que  les  nationaux. 
6.  Toutes  les  Puissances  exergant  les  droits  de  souverainete  ou  une  in- 
fluence  dans  les  dits  territoires  s'eiigagent  ä  veiller  a  la  conservation  des 
populations  indigeues  et  ä  ramelioration  de  leurs  couditious  morales  et  mate- 
rielles d'existence  et  ä  concourir  ä  la  suppression  de  Tesclavage  et  surtout  de 
la  Traite  des  Noirs;  elles  protegeront  et  favoriseront,  sans  distinctiou  de 
natioiialites  ni  de  cultes,  toutes  les  institutions  et  entreprises  religieuses,  scien- 
tifiques  ou  charitables  creees  et  organisees  ä  ces  fins  ou  tendant  ä  instruire 
les  indigenes  et  ä  leur  faire  comprendre  et  apprecier  les  avantages  de  la  civi- 
lisation.  ||  Les  missionnaires,  les  savants,  les  explorateurs,  leurs  escortes,  avoir 
et  coUections  seront  egalement  l'object  d'une  protection  speciale.  ||  La  liberte 
de  conscience  et  la  tolerance  religieuse  sont  expressement  garanties  aux  in- 
digenes comme  aux  nationaux  et  aux  etrangers.  Le  libre  et  public  exercice 
de  tous  les  cultes,  le  droit  d'eriger  des  eglises,  temples  et  chapelles  et  d'orga- 
niser  des  missions  religieuses  appartenaut  a  tous  les  cultes  ne  seront  soumis 
ä  aucune  restriction  ni  entrave. 

Annexe  2  au  Protocole  No.  4.*) 

Rapport  fait  an  nom  de  la  Commission  chargcc  d'examiner  le  Projet  de  Becla- 
ration  concernant  la  Liberte  du   Commerce  dans  le  Bassin  dti  Congo  et  de 

ses  Äffluents. 
Messieurs,  —  La  premiere  question  du  programme  de  la  Conference  vous 
appelle  ä  regier  l'etablissement  de  la  liberte  commerciale  dans  le  Bassin  du 
Congo  et  de  ses  äffluents.  ||  Avant  de  formuler  les  dispositions  organiques  de 
ce  regime,  vous  avez  pense  qu'il  convenait  de  determiner  le  terrain  sur  lequel 
il  recevrait  son  application  et  vous  avez  confie  ä  une  Commission  Speciale  le 
soin  de  proccder,  aussi  exactement  que  les  circonstances  le  comportent,  ä  la 
delimitation  des  territoires  qui  formeraient  le  bassin  geograpliiquc  et  commer- 
cial  du  Congo.  |1  La  Commission  vous  a  rendu  compte  de  ses  travaux  et  vous 
avez  bien  voulu  approuver  les  conclusions  de  son  Rapport.  ||  La  delimitation 
ainsi  arretee,  du  moins  dans  ses  traits  principaux,  la  Conference  a  soumis  ä 
une  premiere  discussion  le  Projet  prepare  par  le  Gouvernement  Imperial  Alle- 
mand  pour  organiser  le  principe  de  la  liberte  commerciale.  Dans  cette  revue 
en  quelquc  sorte  generale,  des  observations  diverses  et  des  propositions  nou- 
velles  se  sont  fait  jour.  Vous  avez  alors  decide  que  le  Projet,  avec  les  amen- 
dements,  serait  renvoye  ä  la  meme  Commission  et  celle-ci,  apres  s'etre  eclairee 

♦)  Im  Gelbbuch  fehlt  diese  Anlage.  Anm.  der  Red. 
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des    renseigncments    quc   lui  ont  fournis   les  horames  speciaux,  a  discute  et   ^'-  ^^'•'^■ 
adopte  les  stipulations   du  Projet  qu'elle  prcsente  ä  votre  sanction  et  qui  ne    Staaten. 
differe  du  Projet  primitif  qu'en  ce  qu'il  tient  compte  des  propositious  ou  des  i-  ^^°-  ^^^^• 
observations  qui  ont  jailli  des  debats. 

Art.  I.  II  L'Articlc  P'  regle  la  delimitation  des  territoires  auxqucls  s'appli- 
quera  la  Declaration.  ||  Le  §  l^',  qui  concerne  le  bassin  geographique  du  Congo, 
n'a  pas  subi  de  modifications.  ||  Le  §  2  fixe  les  limitcs  de  la  zone  maritime 
rattachee  au  bassin  proprcment  dit  du  Congo.  II  est  restc  au  sujet  de  la 
Position  de  Sette-Camma  un  doute  qui  ne  tardera  pas  ä  etre  eclairci.  ||  En  ce 
qui  concerne  les  cours  d'eau  qui  limitent  la  zone  maritime  au  nord  et  au  sud, 
il  a  cte  entendu  que  l'une  des  rives  sera  placec  sous  le  regime  de  la  libcrte 
commerciale,  tandis  que  sur  l'autre  l'autorite  territoriale  conservera  toute  son 
independance  administrative.  Ces  voies  elles-memes  resteront  ouvertes  ä  la 
libre  navigation.  II  a  paru  inadmissible,  en  effet,  que  le  mcme  batiment  fut 
soumis  ä  des  regimes  differents,  selon  qu'il  passerait  k  droite  ou  a  gauclie  de 
la  ligne  mitoyenne.  ||  Le  voeu  qui  terminait  la  formule  de  delimitation  deja 
approuvee  par  la  Conference  sera  remplace,  si  teile  est  votre  decision,  par  une 
disposition  presentee  par  M.  le  Ministre  des  Etats-Unis.  Le  texte  de  celle-ci 
en  fait  ressortir  l'economie  et  la  portee.  En  se  combinant  avec  la  proposition, 
deja  adoptee  aussi,  de  M.  l'Ambassadeur  de  France,  eile  formerait  le  S^  de 
l'Article  I"""  du  nouveau  Projet. 

Art.  II.  11  Le  principe  de  la  libre  navigation  fait  essentiellement  partie 
de  la  liberte  commerciale.  L'Article  II,  en  le  consacrant,  trace  en  meme 
temps  le  cadre  territorial  dans  lequel  il  produira  ses  effets.  ||  L'Article  II  trou- 
vera  son  complement  dans  l'Acte  de  Navigation.  La  meme  remarque  s'etend, 
au  surplus,  ä  la  plupart  des  stipulations  de  la  Declaration  dont  nous  nous  occu- 
pons.  Entre  la  premiere  et  la  deuxieme  des  questions  qu'embrasse  le  Pro- 
gramme de  la  Conference  il  y  a  des  liens  etroits  et  necessaires.  Le  regime 
douanier  d'une  contree  traversee  dans  toute  sa  longueur  par  un  fleuve  qui, 
sans  parier  de  ses  affluents,  compte  ou  comptera  de  nombreux  lieux  de  de- 
barquement  ou  d'embarqueraent  ne  peut  faire  abstraction  des  dispositions  qui 
regleront  la  navigation  de  cette  grande  artere  commerciale.  Vue  dans  son 
ensemble,  l'oeuvre  economique  de  la  Conference  ressortira  reellement  des  So- 
lutions, coordonnees  entre  olles,  qui  prendront  place  dans  la  Declaration  et 
dans  l'Acte  de  Navigation. 

Art.  in.  II  Pour  seconder  et  activer  le  developpement  du  commerce  et  de 
la  navigation  dans  l'Afrique  äquatoriale,  il  sera  utile  d'executer  des  travaux 
de  plus  d'une  sorte,  des  quais,  des  entrepöts,  des  magasins,  des  routes.  Des 
taxes  equitablement  fixees  aideraient  ä  couvrir  les  frais  de  leur  construction 
et  ne  seraient  que  la  juste  remuneration  de  Services  rendus  au  commerce. 
C'est  ce  que  stipule  l'Article  III,  qui  se  complete  par  l'interdiction  d'etablir 
des  droits  differentiels  soit  sur  les  navires,  soit  sur  les  marchandises.  |{  Le 
taux  des  taxes  de  compensatiou  n'est  pas  fixe  d'une  maniere  absolue.    Le  con- 
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Nr.  8598.  cours  des  capitaux  etrangers  doit  etre  ränge,  avec  la  iiberte  commerciale,  parmi 
Staaten,  l^s  auxiliaires  les  plus  utiles  de  Tesprit  d'entreprise,  soit  qu'il  s'agisse  de 
1.  Dec.  1884.1'execution  de  travaux  d'interet  public,  soit  que  l'on  ait  en  vue  de  developper 
la  culture  des  produits  naturels  du  sol  Africain,  Or,  les  capitaux  ne  vont, 
en  general,  que  lä  oii  les  risques  sont  suffissamment  couverts  par  les  chances 
de  benefice.  La  Commission  a  donc  pense  qu'il  y  aurait  plus  d'inconvenients 
que  d'avantages  ä  Her  trop  etroitement  et  par  des  restrictions  arretees  ä 
Vavance  la  Iiberte  d'action  des  pouvoirs  publics  ou  des  concessionnaires.  Si 
des  abus  venaient  ä  se  produire,  si  les  taxes  menagaient  d'atteindre  un  taux 
excessif,  le  correctif  se  trouverait  dans  l'interet  meme  des  autorites  ou  des 
entrepreneurs,  attendu  que  le  commerce,  comme  l'experience  l'a  plus  d'une  fois 
demontre,  se  detournerait  d'etablissements  dont  l'acces  ou  l'usage  lui  aurait 
ete  rendu  trop  onereux. 

Art.  IV.  Cet  Article  a  ete  etudie  et  discute  avec  un  soin  particulier 
par  la  Commission.  ||  Des  droits  d'entree  pourrout-ils  etre  etablis?  ||  Deux  opi- 
nions,  inspirees  par  uue  egale  sollicitude  pour  les  inter^s  qu'il  s'agit  de  sauve- 
garder,  ont  ete  exposees  et  defendues.  ||  D'apres  l'une  la  Conference  devrait  se 
borner  ä  interdire  tout  droit  differentiel  et  tout  traitement  de  faveur.  ||  En 
fixant  ä  perpetuite  le  regime  economique  de  contrees  destinees  ä  se  modifier 
profondement  dans  le  sens  d'un  progres  successif,  on  etablirait  des  dispositions 
immuables  qui  seraient  plus  tard  une  gene  considerable  ou  une  cause  de  ruine 
pour  ces  regions.  Le  propre  de  l'oeuvre  de  la  Conference  est  de  proclaraer 
des  principes  permanents,  dans  l'application  desquels  11  ne  pourrait  etre  tenu 
compte  des  transformations  que  reserve  l'avenir.  II  est  sage  cependant  de 
prevoir  ces  transformations  et  de  laisser  d'avance  une  latitude  süffisante  pour 
qu'elles  se  produisent  sans  entrave.  C'est  ce  qu'on  pourrait  obtenir  en  reglant 
les  questions  dont  il  s'agit,  non  pas  dans  une  declaration  de  principe,  mais 
dans  des  Conventions  particulieres,  cönclues  entre  les  Puissances  interessees, 
ayant  un  terme  limite,  et  qui  n'engageraient  pas  pour  un  temps  indefini  l'exi- 
stence  economique  de  ces  pays.  ]]  Dans  cet  ordre  d'idees,  11  serait  permis  aux 
Pouvoirs  territoriaux  d'etablir  des  droits  d'entree,  sous  la  condition,  toutefois, 
que  ces  droits  ne  pourraient  avoir  un  caractere  fiscal,  c'est-ä-dire,  ne  pour- 
raient  etre  edictes  dans  un  but  d'enricbissement.  ||  La  Conference  n'a  ni  le 
droit  juridique,  ni  le  droit  moral  de  legiferer  au  delä.  ||  Dans  l'autre  Systeme, 
on  a  combattu  tout  d'abord  et  l'objectiou  juridique  et  Tobjection  morale.  Les 
Puissances  sont  libres  de  contracter  pour  elles-memes  des  eugagements.  Les 
Pouvoirs  territoriaux  ou  sont  representes  dans  la  Conference  ou  pourront 
adherer  libremcnt  ä  ses  resolutions.  Quant  aux  Princes  indigeues,  la  plupart 
ont  dejä,  aliene  leurs  droits  de  souverainete,  et  avec  les  autres  il  sera  juste 
et  possible  d'arriver  ä  d'equitables  arrangements.  Quant  ä  la  responsabilite 
morale,  c'est  en  refusant  aux  nombreuses  populations  indigenes  le  regime  eco- 
nomique le  plus  propre  ä  developper  chez  elles  le  commerce  et  la  civilisation 
qu'elle  serait  surtout  encourue.  ||  Les  Puissances  sont  en  pr^sence  de  trois  in- 
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commune  pousse  ä  la  recherche  de  deboucbcs  nouveaux.  ||  Celui,  des  Etats  ou  Staaten, 
des  Pouvoirs  appeles  ä  exercer  sur  les  regions  du  Cougo  une  autorite  qui  ^-  ^^'^-  ^®^^- 
aura  des  charges  correspondant  ä  ses  droits,  |1  Celui  cnfiu,  que  des  voix  gene- 
reuses  out  dejä  recommande  ä  votre  sollicitude,  l'interet  des  populatious  in- 
digeues.  ||  Le  regime  qui  sortira  des  deliberations  de  la  Conference  devra  etre 
combiue  de  teile  maniere  que,  tout  cu  faisant  aux  autres  intercts  la  part  qui 
pcut  Icur  revcuir,  il  tende  surtout  k  stimuler  cbcz  des  peuples  encore  mineurs 
le  goüt  du  travail,  ä  leur  faciliter  l'acquisition  de  l'outillage  qui  leur  est  ne- 
ccssaire  et  des  objets  de  premiere  nccessite  qui  leur  manquent,  ä  häter  enfiu 
leur  marche  vers  un  meilleur  etat  social.  ||  Ce  u'est  pas  cu  grevant  l'importation 
de  charges  douanieres  qu'ou  donnera  satisfaction  ä  ces  divers  interets.  ||  Les 
droits  d'entree  sont  necessairement  protecteurs  ou  fiscaux.  II  n'y  en  a  point 
d'autres.  ||  Meme  en  sc  plagant  sur  le  terrain  fiscal,  on  serait  en  peine  de  les 
defeudrc.  ||  L'cxercice  douanier  exige  des  locaux,  des  iustallations,  un  personuel 
qui  absorberaient  le  plus  clair  des  revenus.  D'un  autre  cote,  la  perception 
de  droits  d'entree  a  pour  cortege  oblige  les  verifications ,  les  deballages,  les 
retards.  On  arriverait  aussi  ä  enrayer  le  mouvement  commercial  prccisement 
destine  ä  produire  les  recettes.  ||  Dans  des  coutrees  immenses,  oü  les  Commu- 
nications sont  rares  ou  imparfaites,  oü  le  trafic  se  fait  d'apres  des  modes  pri- 
mitifs  ou  particuliers,  oü  eufin  les  rouages  administratifs  fönt  encore  en  grande 
partie  defaut,  la  raison  d'accord  avec  Texperience,  conseille  de  laisser  au 
commerce  une  grande  liberte  d'allures.  ||  II  est  permis  d'esperer  qu'ä  la  faveur 
d'un  large  Systeme  de  libertes  et  de  garanties  un  important  courant  d'affaires 
tardera  peu  ä  se  produire  dans  toutes  les  regions  du  Congo.  C'est  lä  le  but 
qu'il  faut  avant  tout  viser.  En  se  realisant,  ce  fait  capital  developperait,  en 
meme  temps  que  le  trafic,  les  ressources  de  toute  nature  de  l'Afrique  Equa- 
toriale;  il  compeuserait,  meme  au  point  de  vue  final,  le  sacrifice  des  droits 
d'entree,  tandis  que  par  une  autre  et  heureuse  consequence  il  tournerait  au 
profit  des  populations  indigenes.  |1  Sans  doute,  dant  le  cas  qui  se  presente  et 
qui  est  peut-etre  sans  precedent  dans  rhistoire  commerciale  du  monde,  il  sera 
prudent  de  ne  pas  enchainer  ä  tout  jamais  l'avenir.  Lorsque  le  mouvement 
sera  imprimc  et  que  de  serieux  progres  aurout  ete  accomplis,  des  perspectives, 
des  necessites  nouvclles  viendront  probablement  ä  se  reveler  et  le  moment 
pourra  arriver  oü  une  sage  prevoyance  demandera  la  revision  d'un  regime 
qui  avait  etc  surtout  adaptc  ä  une  periode  de  creation  et  de  transformation.  || 
Le  debat  arrive  ä  ce  point,  un  Delegue  dout  la  competence  ne  saurait  etre 
recusee  par  personne  fit  remarquer  que,  le  commerce  se  faisant  par  voie 
d'echange  dans  ces  pays  nouveaux,  le  droit  de  sortie  devait  etre  prefere 
au  droit  d'entree,  par  la  raison  que  la  perception  du  premier  est  moins 
onereuse  et  moins  vexatoire  que  celle  du  second.  Quand  les  regions  de 
TAfrique  Centrale  seront  transformees  et  qu'elles  paveront  autrement  que 
par  le  troc  les  marchandiscs  qu'elles  rccevront,   il  ne   sera  ni  juste  ni  utile 
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Nr.  8598.  ^q  faire  peser  les  taxes  douanieres  sur  la  seule  exportation.  II  ajouta  que 
stalten  ^^  telles  previsioDs  ne  se  realiseraient  pas  avant  un  terrae  de  dix  ä  vingt  ans. 
1.  Dec.  1884.  i|  C'est  ä  la  suite  de  cette  deposition  qu'est  intervenu,  au  sein  de  la  Commis- 
siou,  uu  accord  interdisant  les  droits  d'entree,  mais  laissant  aux  Puissances 
le  soin  de  decider  si,  au  bout  de  vingt  ans,  ils  seront  ou  non  maintenus.  ||  II 
est  ä  peine  besoin  d'ajouter  que  le  cas  echeant  oü,  ä  l'expiration  de  ce  terme, 
la  faculte  d'etablir  des  droits  d'entree  serait  reconnue  aux  £tats  possedant  des 
territoires  au  Congo,  ceux-ci  resteraient  toujours  libres  d'user  ou  de  ne  pas 
user  de  cette  faculte.  ||  La  revision  ne  pourra,  en  aucune  hypothese,  s'etendre 
ä  la  franchise  du  transit. 

Art.  V.  „Toute  Puissance  qui  exerce  ou  qui  exercera  des  droits  de 
souverainete  dans  les  territoires  susvises,  ne  pourra  y  conceder  ni  monopole 
ni  privilege  d'aucune  espece  en  matiere  commerciale.  j|  Quelle  est  la  portee 
de  cette  disposition?  Des  demandes  d'eclaircissements  se  sont  produites  k  ce 
sujet.  II  II  ne  subsiste  aucun  doute  sur  le  sens  strict  et  litteral  qu'il  convient 
d'assigner  aux  termes  „en  matiere  commerciale."  II  s'agit  exclusivement  du 
trafic,  de  la  faculte  illimitee  pour  chacuu  de  vendre  et  d'acheter,  d'importer 
et  d'exporter  des  produits  et  des  objets  manufactures.  Aucune  Situation  pri- 
vilegiee  ne  peut  etre  creee  sous  ce  rapport;  la  carriere  reste  ouverte  sans 
restriction  ä  la  libre  concurrence  sur  le  terrain  du  commerce,  mais  les  obli- 
gations  des  Gouvernements  locaux  ne  vont  pas  au  delä.  \\  L'etymologie  et 
l'usage  assignent  ä  l'expression  de  monopole  une  signification  plus  etendue 
qu'ä  Celle  de  privilege.  Le  monopole  empörte  l'idee  d'un  droit  exclusif;  le 
privilege  ne  va  pas  necessairement  jusque  lä.  Les  termes  „d'aucune  espece" 
s'appliquent  evidemment  au  monopole  comme  au  privilege,  mais  sous  la  re- 
striction generale  de  leur  application  au  domaine  commercial.  ||  Le  paragraphe  2 
du  meme  Article  a  trait  aux  droits  des  etrangers.  Pour  developper  le  com- 
merce, il  ne  suffit  pas  d'ouvrir  les  ports  ou  d'abaisser  les  barrieres  douanieres. 
II  n'y  a  pas  de  commerce  sans  commer^ants.  Si  l'on  veut  attirer  les  com- 
mer^ants  vers  des  contrees  lointaines  et  encore  imparfaitement  connues,  il  faut 
entourer  de  garanties  ce  qui  les  interesse  essentiellement,  leurs  personnes, 
leurs  biens,  l'acquisition  des  proprietes,  les  heritages,  l'exercice  des  professions. 
Tel  est  le  but  de  la  stipulation  qui  termine  1' Article  V.  Elle  ne  protege  pas 
seulement  les  commergants,  eile  vise  tous  les  etrangers  et  les  pionniers  de  la 
civilisation  comme  ceux  du  negoce.  Elle  a  rencontre  l'assentiment  unanime 
de  la  Commission. 

Art.  VI.  II  L' Article  VI  regle  des  matieres  diverses,  mais  appartenant  toutes 
ä  l'ordre  des  interets  moraux.  D'apres  son  texte,  comme  d'apres  les  obser- 
vations  auxquclles  il  a  donn^  lieu  au  sein  de  la  Commission,  il  y  faut  distinguer 
trois  Clements.  ||  Le  premicr  concerne  la  protection  ainsi  que  le  developpement 
raateriel  et  moral  des  populations  indigenes.  A  l'egard  de  ces  populations, 
qui,  pour  la  plupart,  ne  doivent  pas  sans  doute  etre  considerees  comme  se 
trouvant  en  dehors  de  la  communautö  du  droit  des  gens,  mais  qui  dans  l'etat 
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present  des  choses  ne  sont  guurc  aptes  ä  d^fendre  elles-mfemes  leurs  int^rets,  ■^'-  ^5^^- 
la  Conference  a  du  assumer  le  röle  d'un  tuteur  officieux.  La  necessite  d'as-  suaLr" 
surer  la  conservation  des  indig^nes,  le  devoir  de  les  aider  k  atteindre  un  ^-  ^ec  i8S4. 
etat  politique  et  social  plus  eleve,  l'obligation  de  les  instruire  et  de  les  initier 
aux  avantages  de  la  civilisation,  sont  unanimeraent  reconnus.  |]  C'est  l'avenir 
meme  de  l'Afrique  qui  est  ici  en  cause:  aucun  dissentiment  ne  s'est  manifeste 
et  n'a  pu  se  manifester  ä  cet  egard  dans  la  Commission.  ||  Deux  fleaux  pesent 
sur  la  condition  actuelle  des  peuples  Africains  et  paralysent  leur  developpe- 
raent:  l'esclavage  et  la  Traite.  Chacun  sait  —  et  le  temoignage  de  Mr.  Stanley 
n'a  fait  que  conlirmer  sous  ce  rapport  une  notion  acquise  —  combien  l'escla- 
vage a  de  prüfendes  racines  dans  la  Constitution  des  Societes  Africaines.  Certes 
cette  Institution  malfaisante  doit  disparattre;  c'est  la  condition  meme  de  tout 
progres  economique  et  politique;  mais  des  menagements,  des  transitions  seront 
indispensables.  C'est  assez  de  marquer  le  but;  les  Gouvernements  locaux 
chercheront  les  moyens  et  les  adapteront  aux  circonstances  de  temps  et  de 
lieux.  II  La  Traite  a  un  autre  caractere:  c'est  la  negation  meme  de  toute  loi, 
de  tout  ordre  social.  La  chasse  ä  l'homme  est  un  crime  de  lese-humanite. 
II  doit  etre  reprime  partout  oü  il  sera  possible  de  l'atteindre,  sur  terre  comroe 
sur  mer.  Sous  ce  rapport,  la  Commission  a  entendu  prescrire  une  Obligation 
rigoureuse.  Les  ^venements  dont  le  Soudan  figyptien  est  en  ce  moment  le 
theätre,  les  scenes  dont  Mr.  Stanley  a  6te  uagu^re  le  temoin  sur  les  rives  du 
Haut-Congo,  les  expeditions  abominables  qui,  d'apres  le  Dr.  Nachtigal,  s'or- 
ganisent  frequemment  dans  le  Soudan  Central  et  qui  penetrent  dejä  dans  le 
Bassin  du  Congo,  commandent  une  Intervention  que  les  Pouvoirs  locaux  seront 
tenus  d'envisager  comme  un  devoir  pressant  et  comme  une  mission  sacree.  || 
Mais  la  sphere  d'action  de  ces  Pouvoirs  sera  pendant  quelque  temps  encore 
limite.  C'est  pour  ce  motif  que  la  Commission  leur  demande  d'encourager  et 
de  seconder  les  initiatives  genereuses  et  civilisatrices.  La  religion,  la  Philan- 
thropie, la  science  pourront  envoyer  des  apotres  qui  recevrout  toute  protection 
et  toutes  garanties.  La  D6claration,  teile  qu'elle  est  formulee,  ne  fait  aucune 
exception  de  cultes  ni  de  nationalites;  eile  ouvre  le  champ  ä  tous  les  devoue- 
ments  et  les  couvre  indistinctemeut  de  son  patronage.  jj  M.  l'Ambassadeur 
d'Italie  a  exprime  le  voeu  que  les  travaux  des  missionnaires  d'une  part,  ceux 
des  explorateurs  et  des  savants  de  l'autre,  fussent  l'objet  d'une  protection 
speciale.  La  Commission  s'est  ralliee  ä  ce  desir,  en  constatant  que  toutes  les 
missions  seront  traitees  sur  un  pied  d'egalitö.  ||  Cette  Observation  nous  conduit 
au  troisieme  point  prevu  dans  l'Article  VL  Son  dernier  paragraphe  concerne 
la  liberte  de  conscience  religieuse.  II  garantit  en  termes  expres  la  liberte 
de  conscience  et  la  tolerance  religieuse  pour  les  iudigenes,  les  nationaux  et 
les  etrangers.  Aucune  restriction,  autre  entrave  ne  sera  apportee  au  libre  et 
public  exercice  des  cultes,  au  droit  d'eriger  des  edifices  religieux  ou  d'organiser 
des  missions  appartenant  ä  tous  les  cultes. 

En  resnme:  j|  Les  bienfaits  de  la  liberte  commerciale  s'eteudront  sur  une 
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Konferenz-  surfacc  territoriale  nettement  delimitee  et  qui  depasse  peut-6tre  nos  previsions 
Staaten,    premieres.     Ce  resultat  aura    d'autant   plus  de  prix  ä  vos  yeux  qu'il  a  ete 

1.  ec.  1884.  Q|3|;gjjy  gg^jjg  sacrlfier  aucun  int^ret,  aucun  droit.  ||  Le  principe  de  la  libre 
navigation  s'appliquera  ä  toutes  les  voies  navigables,  a  toutes  les  eaux  com- 
prises  dans  le  perimetre  conventionnel.  II  protegera  toutes  les  especes  de 
transports.  ||  Les  marchandises  ue  seront  soumises  ä  d'autres  taxes  que  celle« 
qui  representeront  des  prestations  de  Services.  Cette  stipulation,  qui  n'a  rien 
d'incompatible  avec  la  liberte  de  commerce,  facilitera  l'execution  des  travaux 
d'interet  public.  ||  Les  droits  d'entree  sont  interdits.  Au  terme,  fixe  ä  vingt 
ans,  d'une  periode  de  creation  et  de  transformation,  il  appartiendra  aux  Puis- 
sances,  eclairees  par  l'experience,  de  decider  s'il  y  aura  lieu  de  conserver  la 
franchise  absolue  de  l'entree,  ou  si  un  autre  regime  correspondrait  mieux  ä 
la  Situation  nouvelle.  ||  Le  transit  sera  exempt  de  droits  et  d'entraves  dans 
toutes  les  directions.  ||  Les  etrangers  indistinctement  sont  assures  de  jouir, 
pour  leurs  personnes  et  leurs  biens,  du  merae  traitement  que  les  nationaux.  [| 
Enfin,  dans  un  autre  domaine,  les  conditions  morales  et  materielles  de  l'exi- 
stence  des  populations  indigenes,  la  suppression  de  l'esclavage  et  surtout  de 
la  Traite,  les  institutions  scientifiques  ou  charitables,  les  missions,  les  savants, 
les  explorateurs,  la  liberte  de  conscience  et  la  tolerance  religieuse  fönt  l'objet 
de  garanties  qui  repondent  au  but  le  plus  eleve  de  vos  travaux. 

Le  President,  A 1  p  h.  de  C o u  r  c  e  1. 
Le  Rapporteur,  Baron  Lambermont. 


Nr.    8599.      KONFERENZ-STAATEN.   —    Berliner  Konferenz.     Pro- 
tokoll Nr.  5.     Sitzung  vom  18.  December  1884. 

fitaient  presents  [Dieselben  wie  in  der  3.  Sitzung,  ohne  Hatzfeldt]. 

La  seance  est  ouverte  ä  2  heures  et  demie. 

M.  Busch  fait  connaitrc  que  le  Comte  de  Hatzfeldt  se  trouve  indispose. 
Le  Prince   de  Bismarck   se  voit   donc   oblige   d'user    de   l'autorisation   qui  lui 
Staaten,    a  ete  accordeo  par  la  Conference,  et  demande  ä  la  Haute  Assemblee  la  per- 
ec.  18  4.  mjggJQj^  (jg  deleguer  la  presidence  ä  M.  Busch. 


Nr.  8599. 
Konferenz- 


Le  President  enumere  les  travaux  places  ä  l'ordre  du  jour,  et  compre- 
nant  —  |j  1.  Les  modificatious  et  additions  qu'il  y  a  lieu  d'introduire,  en  con- 
forraite  des  travaux  de  la  Conference  et  de  la  Commission  dans  l'Acte  relatif 
ä  la  liberte  commerciale.  ||  2.  L'examen  des  deux  Actes  afferents  ä  la  navi- 
gation du  Congo  et  du  Niger,  tels  qu'ils  ont  ete  elabores  par  la  Commission. 
[|  L'etude  de  quelques  propositions  particulieres  qui  ont  ete  distribuees  aux 
P16nipotentiaires.  ||  En  ce  qui  touche  l'Acte  concernaut  la  liberte  commerciale, 
le  President  se  refere  ä.  la  discussion  consignee  ä  la  page  5  du  4«  Protocole*),  ä 

*j  Siehe  oben  Seite  84  und  85, 
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la  suite  de  laquelle  il  a  ete  decide,  qu'avaut  d'arreter  Ic  texte  definitif  de  N""-  S'^^^. 
l'Article  P'",  il  conviendrait  d'atteudrc  des  iudications  nouvelles  relativement  Staaten. 
•k  la  Situation  geographique  de  Sette-Camma.  is.Dec.issi. 

Le  Baron  de  Courcel  dit  k  ce  sujet  qu'il  est  des  ä  preseut  autorise  par 
son  Gouvernement  h  accepter,  comme  limite  de  la  zone  franche,  le  parallele 
de  Sette-Camma;.  II  se  rencontre  toutefois  avec  le  President  pour  penser 
qu'il  vaudrait  mieux  ne  prendre  de  decision  que  lorsque  des  eclaircissements 
complementaires,  relatifs  h  la  position  de  Sette-Camma,  seront  parvenus  ä 
Berlin. 

La  question  est,  en  consequence,  ajournee  de  nouveau. 

Le  President  rappeile  que  l'etude  du  paragraplie  final  du  premier  Projet 
de  Declaration  soumis  ä  la  Conference  par  le  Gouvernement  Allemand  (No.  1 
des  documents  imprimes)  a  ete  renvoyee  ä  une  epoque  ulterieure,  et  que  le 
moment  est  venu  d'y  proceder.  M.  Busch  donne  lecture  d'une  redaction  nou- 
velle  proposee  pour  ce  paragraphe,  et  dont  les  Plenipotentiaires  ont  eu  con- 
naissance.  Elle  est  ainsi  congue:  —  ||  "Dans  toutes  les  parties  du  territoire 
vise  par  la  presente  Declaration  oü  aucune  Puissance  n'exercerait  des  droits 
de  souverainete,  la  Commission  Internationale  de  la  Navigation  du  Congo, 
instituee  en  vertu  de  l'Acte  signe  ä  Berlin  le  ,  sera  chargee 

de  surveiller  l'application  des  principes  proclames  et  consacres  par  cette 
Declaration.  ||  Pour  tous  les  cas  oü  des  difficultes  relatives  ä  l'application  des 
principes  etablis  par  le  präsent  Acte  viendraient  ä  surgir,  les  Gouvernements 
Interesses  pourront  convenir  de  faire  appel  aux  bons  Offices  de  la  Commission 
Internationale  en  lui  deferant  l'examen  des  faits  qui  auront  donne  lieu  ä  ces 
difficultes." 

Le  Baron  de  Courcel  expose  que  l'on  a  trouve  ä  l'origine  quelques  ob- 
scurites  dans  le  sens  de  ce  parapraphe.  Depuis  lors,  il  a  ete  nettement  stabil 
que  l'autorite  attribuee  ä  la  Commission  Internationale  en  vue  de  surveiller 
l'application  des  principes  de  la  liberte  commerciale  n'aurait  ä  s'exercer  que 
dans  les  territoires  oü  n'existerait  aucune  autorite  souveraine  regulierement 
etablie.  ||  Le  Plenipotentiaire  de  la  France  fait  remarquer  d'autre  part  que  la 
nouvelle  redaction  contient  un  alinea  qui  n'existait  pas  dans  le  texte  primitif, 
et  qui  a  pour  objet  de  prevoir  l'eventualite  d'arbitrages,  purement  volontaires 
et  facultatifs,  en  vue  desquels  les  Gouvernements  feraient  appel  aux  bons 
Offices  de  la  Commission  Internationale.  Le  Baron  de  Courcel  adhere  ä  cette 
disposition  qu'il  estime  pouvoir  etre  fecoude. 

Sir  Edward  Malet  partage  sur  ce  point  l'opinion  de  l'Ambassadeur  de 
France. 

Le  Baron  Lambermont  fait  observer  que  le  premier  alinea  du  texte  en 
discussion  affirme,  au  profit  de  la  Commission  Internationale,  un  droit  de  sur- 
veillance  relativement  ä  l'application  des  certains  principes  dans  les  regions  oü 
il  n'existe  pas  d'autorite  constituee.  II  demande  ä  qui  incombe  cette  appli- 
cation  que  la  Commission  Internationale  devra  surveiller? 
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K^nfw  M  ^^'   ^"^^'^   repond   qu'il  s'agit    de    l'application    du  regime  de  la  liberte 

Staaten,    commetciale  pai'  les  Chefs  indigenes. 
i8.Dec.i884.  ]y[    ^g  Kusserow  croirait  utile  d'inserer  dans  le  premier  alinea  les  mots 

"ou  de  Protectorat"  entre  le  mot  "souverainete"   et  les  mots  "la  Commission 

Internationale." 

La  Conference  adliere  ä  cette  modification.  L'ensemble  du  paragraphe 
final  est  ensuite  adopte. 

Le  President  donne  lecture  d'une  proposition  presentee  par  TAllemagne, 
en  vue  d'inserer  dans  la  Declaration  relative  ä  la  liberte  du  commerce  dans 
le  Bassin  du  Congo,  la  disposition  suivante:  —  ||  "La  Convention  de  l'ünion 
Postale  Universelle,  revisee  ä  Paris  le  !'='•  Juin,  1878,  sera  appliquee  au  bassin 
conventionnel  du  Congo.  j|  Les  Puissances  qui  y  exercent  ou  exerceront  des 
droits  de  souverainete  ou  de  Protectorat,  s'engagent  ä  prendre,  dans  le  plus 
bref  delai  possible,  les  mesures  necessaires  pour  l'execution  de  la  disposition 
qui  precede." 

Le  Comte  de  Launay  dit  qu'il  appartenait  ä  l'Empire  d'AUemagne,  apres 
avoir  dejä  pris  l'initiative  du  Congres  International  des  Postes  tenu  ä  Berne 
en  1874,  et  qui  a  abouti  au  Traite  du  9  Octobre  de  la  meme  annee,  revise 
ä  Paris  en  1878,  d'en  proposer  l'application  au  bassin  conventionnel  du  Congo. 
Le  Plenipotentiaire  d'Italie  est  autorise  ä  se  prononcer  en  faveur  de  cette 
proposition.  |]  D'apres  une  Observation  fort  juste,  "comme  le  service  t^legra- 
pbique,  le  service  postal  ne  doit  pas  connaitre  de  frontieres,"  il  favorise, 
d'ailleurs,  non  seulement  les  interets  de  la  circulation,  mais  il  constitue  un 
element  de  concorde  et  de  rapprocbement  entre  les  peuples. 

Le  Marquis  de  Penafiel  adhere  d'autant  plus  volontiers  ä  la  motion  AUe- 
mande  que,  dans  toutes  ses  Colonies  et  meme  k  Banana,  le  Portugal  a  dejä 
organise  son  service  postal  de  maniere  ä  repondre  aux  exigences  de  la  Con- 
vention de  Berne. 

Mr.  Sanford  croirait  utile  d'entendre  le  Ministre  des  Postes  d'AUemagne 
qui  donnerait  ä  la  Commission  de  la  Conference  les  renseignements  necessaires 
relativement  aux  moyens  pratiques,  gräce  auxquels,  en  l'absence  de  voies  de 
communication,  les  dispositions  de  la  Convention  postale  pourraient  etre  6ten- 
dues  aux  regions  Africaines  de  la  zone  franche. 

Le  Comte  de  Launay  estime  que  les  renseignements  dont  il  s'agit  sont 
plutot  de  nature  ä  etre  communiques  de  Gouvernement  ä  Gouvernement,  par 
la  voie  diplomatique.  ||  A  l'appui  de  cette  Observation,  M.  Busch  se  demande 
egalement  si  la  Conference  serait  competente  pour  recevoir  et  apprecier  des 
eclaircissements  de  cette  nature.  II  croit,  comme  le  Comte  de  Launay,  que 
la  meilleure  procedure  a  suivre  serait  de  laisser  ä  la  Chancellerie  Allemande 
le  soin  de  transmettre  aux  differents  Cabinets  les  explications  que  M.  Stephan 
serait  en  mesure  de  formuler. 

Lc  Baron  de  Courcel  considere  comme  trop  cat^gorique  l'expression  "dans 
le  plus  brcf  delai  possible"  qui   sc  trouvo  cmployec   dans  le  deuxieme  para- 
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graphe  de  la  Proposition.     L'application  du  regime  de  la  Convention  postale    ^^'  ^599. 
dans  CCS  regions  eloignees  entrainera  des  difficultcs  pratiques  qua  les  Gouver-    Staaten! 
nements   ne  surmonteront  qu'avec  le  temps.     Aussi  l'Ambassadeur  de  France '^•^^•'•i^^^- 
voudrait-il  faire  substituer  Texpression  "aussitot  que  les  circonstances  le  per- 
mettront"  ä  celle  de:  "dans  le  plus  bref  delai  possible." 

Mr.  Kasson  croit  que  l'on  pourrait  difficilement  fixer  des  ä  present  un 
Tarif  Postal  applicable  aux  territoires  corapris  dans  la  zone  de  la  libert6 
commerciale,  alors  surtout  que  l'on  devra  sans  doute  rccourir,  pour  le  trans- 
port  des  correspondances,  ä  des  moyens  exceptionnels,  et  notamment  emprunter 
le  concours  de  courriers  indigenes.  II  serait  premature  de  decr^ter  dös  k 
present  le  Systeme  de  la  Convention  de  Berne,  y  compris  ses  Tarifs. 

M.  Busch  fait  ressortir  que  l'amenderaent  suggere  par  le  Baron  de  Courcel 
repond  precisement  aux  scrupules  manifestes  par  le  Plenipotentiaire  Americain. 
Mr.  Sanford  demande  si,  provisoirement,  'on  ne  pourrait  pas  limiter  aux 
territoires  situes  sur  le  Bas-Congo  les  effets  de  la  decision  ä  intervenir. 

M.  Busch  indique  de  nouveau  que  la  redaction  proposee  par  le  Baron 
de  Courcel  prevoit  une  extension  progressive  et  non'imm^diate  des  dispositions 
de  la  Convention  de  Berne. 

Mr.  Kasson  trouverait  utile  de  modifier  egalement  le  premier  paragraphe 
de  la  proposition  pour  lui  donner  un  caractere  moins  imperatif. 

Le  Baron  de  Courcel  fait  ressortir  que,  si  l'amendement  introduit  ä  sa 
requete  dans  le  deuxieme  alinea  a  pour  objet  de  tenir  compte  des  difficultes 
signalöes  par  le  Representant  des  fitats-Unis  d'Amerique,  il  n'en  convient  pas 
moins  d'etablir  nettement,  dans  le  premier  paragraphe,  un  principe  sur  Icquel 
la  Haute  Assemblee  est  d'accord. 

Le  President  apres  s'etre  assure  de  l'assentiment  de  la  Haute  Assemblee 
declare  que,  sous  les  reserves  precedemment  exprimees  et  moyennant  la  modi- 
fication  formulee  par  le  Baron  de  Courcel,  la  proposition  est  adoptee. 

II  met  ensuite  en  deliberation  l'Acte  de  Navigation  relatif  au  Congo. 
Les  membres  de  la  Haute  Assemblee  ont  eu  connaissance  du  Rapport  presentö 
par  le  Baron  Lambermont.  Ce  remarquable  travail  rend  compte  de  la  fagon 
la  plus  claire  des  travaux  preparatoires  de  la  Commission.  S'il  ne  doit  pas 
etre  considere  comme  le  commentaire  legal  des  actes  de  la  Conference,  puis- 
que  cette  derniere  seule  a  le  droit  d'arreter  des  decisions  et  d'en  donner, 
dans  ses  Protocoles,  l'explication  authentique,  11  n'en  sera  pas  moins  un  guide 
precieux  pour  ceux  qui  auront  ulterieurement  ä  etudier  ou  ä  appliquer  les 
textes  prepares  par  la  Commission.  Le  President  ajoute  que  ce  Rapport  sera 
Joint  au  Protocole  de  la  presente  seance. 

Le  Comte  Kapnist,  au  sujet  du  Rapport,  presente  les  considerations  sui- 
vantes: —  ||  "Je  crois  utile  de  faire  une  Observation  quant  k  l'epithete  de  'sou- 
veraine'  donnee  dans  le  Rapport  k  la  Commission  Europeenne  du  Danube 
(page  12,  ligne  2).  Je  connais  bien  l'Article  du  Traite  de  Berlin  qui  parle 
de  l'independance  de  la  Commission  de  l'autorite  territoriale.     Mais  de  lä  k 
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Nr.  8599.  ^jjg  souveralnetö,  il  y  a  loin.  Je  saisis  cette  occasion  pour  faire  observer 
Staaten.  Que  CG  ü'est  lä  qu'une  preuve,  ä  cote  de  plusieurs  autres,  de  ce  que  l'ensemble 
i8.uec.iss-i.  (j^  Rapport  est  empreint  d'une  tendance  manifeste  d'elargir  et  de  generaliser 
la  portee  des  Actes  relatifs  au  Danube  aussi  bien  que  des  R6solutions  de  la 
presente  Conference  et  ä  eriger  ces  Actes  et  ces  Resolutions  en  doctriues  du 
droit  public.  ||  Cette  tendance  s'etant  manifestee  dans  le  Rapport  de  la  Com- 
mission  d'une  maniere  beaucoup  plus  accentuee  encore  que  dans  la  redaction 
du  preambule,  je  ne  saurais  me  dispenser  de  declarer  que  le  Gouvernement 
Imperial  de  Russie  ne  s'associe  pas  ä  cette  tendance.  ||  Ne  voulant  pas  fati- 
guer  l'attention  de  la  Haute  Assembl^e,  je  me  bornerni  ä  lui  signaler  le 
passage  suivant  du  Rapport,  qui  erige  en  principe  et  en  faits  acquis  une  opi- 
uion  pour  le  moins  discutable,  ä  savoir:  le  passage  qui  affirme  que  la  legis- 
laticn  applique  au  Danube  aurait  'sanctionne  definitivement  les  maximes  qui 
reglent  aujourd'hui  la  navigation  fluviale!'  (p.  3,  ligne  14).  ||  D'autres  expres- 
sions,  telles  que:  'l'Article  IV  introduit  dans  le  droit  international  une  idee 
nouvelle  qui  sera  envisagee  comme  un  progres'  (p.  8,  ligne  40)  ou  bien:  'la 
decision  que  la  Conference  est  appelee  ä  prendre  ä  cet  egard  fera  sans  doute 
epoque  dans  le  droit  international'  (p.  27,  ligne  1)  —  montrent  clairement  la 
tendance  qui  a  prevalu  dans  la  redaction  du  Rapport  de  la  Commission.  j|  En 
vue  du  principe,  que  se  taire  veut  souvent  dire  consentir  ou  approuver,  je 
n'ai  pas  cru  pouvoir  me  dispenser  de  faire  ces  observations  sur  le  Rapport, 
quoique  ce  document  ne  soit  pas  appele  ä  jouer  le  role  de  commentaire  legal 
pour  les  Actes  de  la  präsente  Conference." 

Le  Comte  Szech^nyi  adhere  aux  vues  ainsi  exprimees  qui  repondent  ab- 
solument  ä  sa  pensee. 

M.  Busch  declare  qu'il  reconnalt  egalement  le  bien  fonde  des  observations 
faites  par  le  Comte  Kapnist. 

Le  Baron  Lambermont,  pour  repondre  ä  ces  preoccupations,  examine  le 
passage  du  Rapport  auquel  a  fait  allusion  le  Comte  Kapnist.  L'auteur  du 
Rapport  n'a  pas  lui-meme  applique  la  qualification  de  "souveraine"  ä  la  Com- 
mission Internationale.  II  s'est  borne  ä  retracer  l'opinion  de  Tun  des  Delegu^s 
Beiges  qui  s'etait  servi  du  terme  de  "souveraine"  sans  doute  parce  qu'il  lui 
avait  paru  r^sumer  en  un  mot  la  Situation  qu'une  serie  concordante  de  dis- 
positions  Europ^ennes  avait  attribuee  ä  la  Commission  du  Bas-Danube.  L'epithete 
visee  par  le  Comte  Kapnist  n'a  pas  d'autre  portee.  La  meme  Observation 
s'applique  ä  tous  les  cas  oü  le  Rapport  rend  simplement  compte  des  paroles 
prononc6es  par  des  P16nipotentiaires  ou  des  Delegues. 

Quant  ä  la  tendance  du  Rapport  ä  presenter  les  arrangements  ^labores 
par  la  Conference  comme  constituant  un  progrös  au  point  de  vue  du  droit 
public  moderne,  eile  repondrait  bien,  selon  le  Baron  Lambermont,  ä  la  pensee 
generale  des  merabres  de  la  Commission. 

Le  Comte  Kapnist  remercie  le  Plenipotentiaire  Beige  de  ces  explications. 
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II  tenait  seulement,  en  presence  des  opinions  expriraees  dans  le  Rapport,  ä   Nr.  S599. 

Konferenz- 
manifester 6galement  les  siennes.  Staaten. 

Le  President  resume  la  discussion  en  quelques  mots.    II  conclut  en  rappe-i8.Dec.i884. 
lant  que,  comme  11  l'a  dejä  fait  remarquer,  le  Rapport  de  la  Commission  est 
destine  a  servir  de  guide,  mais  non   de  commentaire  legal.     Le  President  lit 
ensuite    le   preambule   du  Projet  de  Declaration  concernant  la  navigation  du 
Congo. 

Le  Comte  Kapnist,  qui  s'etait  reserv^,  dans  la  Commission,  de  preseuter 
quelques  obscrvations  sur  ce  point,  s'exprime  de  la  maniere  suivante: —  ||  "Dans 
la  nouvelle  redaction  du  preambule,  —  je  me  plais  ä  le  reconnaltre,  —  il  a 
ete  tenu  compte  de  l'une  des  observations,  que  j'ai  cru  devoir  presenter  en 
proposant  ä  la  Commission  un  projet  de  modification  de  ce  preambule.  ||  Mais, 
en  meme  temps,  les  mots  suivants  ont  ete  introduits  dans  la  nouvelle  redac- 
tion:  'plus  specialement  au  Danube,'  mots  qui  ne  figuraient  pas  dans  la  re- 
daction  primitive,  et  qui  pourraient  faire  naitre  un  malentendu  quant  ä  l'inter- 
pretation  des  Actes  anterieurs  relatifs  ä  la  navigation  fluviale,  dont  11  est  fait 
meution  dans  le  preambule.  H  C'est  pourquoi  je  tiens,  pour  ce  qui  concerne 
le  Gouvernement  que  j'ai  l'honneur  de  representer  icl,  ä  dlssiper  des  ä  present 
ces  malentendus  eventuels.  ||  "Au  point  de  vue  du  Gouvernement  Imperial  de 
Russie  les  princlpes  du  Congres  de  Vlenne,  quant  ä  la  llberte  de  navigation 
fluviale,  n'ont  pas  ete  appllques  au  Danube  conformemeut  ä  l'esprit  et  ä  la 
lettre  ■  de  plusieurs  disposltions  essentielles  de  l'Acte  Final  de  ce  Congres. 
Au  contralre,  l'on  a  fait  une  derogation  aux  stipulations  de  cet  Acte  pour  ce 
qui  concerne  le  Danube.  ||  Des  circonstances  toutes  particulieres  necessitaient 
cette  exception  ä  la  regle.  ||  II  s'aglssait  de  deblayer  les  bouches  du  fieuve 
dans  un  moment  oü  elles  avalent  pour  Riverains  des  Prlncipautes  vassales 
qui  n'avalent  pas  les  moyens  de  le  faire  ä  leurs  frais.  Dans  ce  but,  une 
Commission  Internationale  ou  Europeenne  fut  substituee  ä  la  Commission 
Riveraine  visee  par  l'Acte  du  Congres  de  Vienue.  Cette  Commission  Europeenne 
n'a  cesse  de  garder  le  caractere  temporaire  qu'elle  avait  a  son  origiue  (voir 
les  Articles  du  Traite  de  Paris  cltes  dans  le  preambule)  si  bien  qu'aujourd'hul 
encore  son  exlstence  meme  ne  peut  etre  prolongee  qu'ä  la  conditlon  de  l'asseu- 
timent  general,  et,  eutre  autres,  de  celui  des  Riverains  donne  de  cinq  en  cinq 
ans.  II  "Pourrait-on,  d'ailleurs,  citer  un  seul  exemple  de  Tapplication  k  des 
fleuves  de  l'Europe  des  Articles  XV  et  XVI  du  Traite  de  Paris?  J'en  doute, 
quolqu'll  solt  Implicitement  affirme  dans  le  preambule  que  de  tels  fleuves 
existent  puisqu'il  est  formellement  fait  mention  de  Fappllcation  des  princlpes 
du  Congres  de  Vlenne  'completes'  par  les  Articles  precltes  'ä  des  fleuves  de 
l'Europe  et  de  l'Amerique,  et  specialement  au  Danube.'  jj  Qu'il  me  solt  donc 
permis  de  faire  observer  ä  ce  propos  que,  par  rapport  au  Congres  de  Vlenne, 
le  regime  de  Commisslons  Internationales  est  en  general  un  regime  d'exceptlon 
et  nullement  l'applicatlon  de  la  regle.  ||  "Ce  que  nous  faisons  pour  le  Congo 
est,  par  consequent,  aussl  un  regime  exceptionnel  necessite  par  les  conditions 
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Nr.  8599.  particollcres  dans  lesquelles  se  trouve  cette  contree.  ||  La  meilleure  preuve 
sultir'  ®^  ^^^  ^®  ^^^*  ^"6  ^6  ^igß^'  ^^  trouvera  soumis  a  un  regime  absolument  different. 
i8.Dec.i884.|j  Le  Gouvemement  que  j'ai  Thonneur  de  represeuter  ici  s'associe  volontiers 
ä  cette  Oeuvre  pacifique  et  civilisatrice ;  mais  11  tient  ä  ce  que  celle-ci  garde 
le  caractere  exceptionnel  qui  lui  est  propre,  et  je  suis  autorise  ä  declarer 
que,  lein  de  vouloir  eu  generaliser  la  portöe,  il  n'accepte  les  dispositions  et 
les  principes  de  l'Acte  de  Navigation  qui  nous  occupe  qu'en  limitant  expres- 
s^ment  son  assentiment  aux  regions  de  l'Afrique  formant  l'objet  de  la  preseute 
Conference.  ||  Une  autre  expression  introduite  dans  la  nouvelle  redaction  du 
preambule  a,  en  outre,  attire  mon  attention.  Je  veux  parier  des  mots  'appli- 
cation  de  plus  en  plus  large,'  des  principes  du  Congres  de  Vienne  ä  plusieurs 
fleuves  de  l'Europe.  ||  En  fait  de  fleuves  mixtes  auxquels  ces  principes  ont 
et^  appliques  l'on  peut  citer,  en  Europe,  comme  principaux  exemples  le  Rhin, 
l'Escaut,  l'Elbe  et  la  Meuse,  —  mais  cette  application,  que  je  sache,  a  ete 
ponr  ces  fleuves  pure  et  simple,  peut-etre  meme  avec  quelques  restrictions, 
mais  certainement  pas  'de  plus  en  plus  large.'  ||  C'est  principalement  pour 
qu'il  soit  bien  clairement  et  nettement  etabli  dans  quel  esprit  et  sous  quelles 
reserves  le  Gouvernement  de  Russie  adhere  au  present  Acte,  que  j'ai  cru 
devoir  entrer  dans  ces  explications,  en  priant  de  faire  inserer  ce  que  je  viens 
de  dire  au  Protocole  qui  servira  plus  tard  de  commentaire  aux  Actes  de  la 
presente  Conference." 

Le  Plenipotentiaire  de  la  Russie  ajoute  qu'il  lui  paraitrait  difficile  d'adherer 
ä  une  redaction  du  preambule  dans  laquelle  la  mention  du  Danube  resterait 
falte  en  des  termes  incorrects,  et  dans  laquelle  les  mots  "de  plus  en  plus 
large"  contlnueralent  ä  figurer. 

Le  Comte  Sz^ch^nyi  deslreralt  volr  amender  le  preambule  en  faisant 
disparaitre  le  passage  alnsi  concu:  "completes  par  les  Articles  XV  et  XVI 
du  Tralte  de  Paris  du  30  Mars,  1856,  ayant  regu  une  application  de  plus 
en  plus  large  ä  des  fleuves  de  l'Europe  et  de  l'Amerique,  et  specialement  au 
Danube";  on  substituerait  ä  ce  texte  le  texte  suivant: —  ||  "Ayant  ete  appli- 
ques ä  des  fleuves  de  l'Europe  et  de  l'Amerique,  et  pour  ce  qui  concerne  le 
Danube,  avec  les  modifications  introduites  par  les  Traites  de  Paris,  de  1856, 
de  Berlin,  de  1878,  et  de  Londres,  de  1871  et  1883." 

Le  Comte  Kapnist  adhererait  ä  cette  redaction. 

M.  Busch  adhere  aussi  ä  cette  redaction,  qui  ferait  droit  aux  justes  ob- 
servations  de  M.  le  Plenipotentiaire  de  Russie. 

A  la  suite  d'un  echange  d'idees  auquel  prennent  part  le  Baron  de  Courcel, 
le  Comte  de  Launay,  et  M.  Busch,  il  est  decide  de  formuler  comme  suit,  pour 
plus  d'exactitude  dans  la  redaction,  la  partie  du  preambule  qu'il  s'agit  de 
modifier: —  ||  "Ayant  6te  appliques  ä  des  fleuves  de  l'Europe  et  de  l'Amerique, 
et  notamment  au  Danube,  en  vertu  des  Trait6s  de  Paris,  de  1856,  de  Berlin, 
de  1878,  et  de  Londres,  de  1871  et  1883." 

Mr.  Kasson  rappeile  les  objections  qu'il  a  fait  valoir  dans  la  Commission 
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contre  le  mot  "etabli"  qui  se   trouve  dans  la  premiere  phrasc  du  preambule.   ^r.  8599, 
II  ne  voudrait  pas  que  Ton  püt  conclure   de  cette  expression  quo  Ic  Congres    Staate^' 
de  Viennc  avait  le  droit  d'ctablir  des  regles  obligatoires  pour  le  monde  entier;  ^8Dec.i884. 
les  principes  qu'il  a  proclaraes  obligent  seulement  les  Puissances  qui  ont  pris 
part  ä  ses  deliberations. 

Le  Baron  Larabermont  pour  tenir  comptc  de  cette  Observation,  propose 
de  substituer  ä  l'expression:  "les  principes  g^neraux  qui  reglent  la  libre  na- 
vigation"  celle  de:  "les  principes  destines  ä  regier  entre  les  Puissances  Sig- 
nataires  de  cet  Acte  la  libre  navigation,  &c."  Le  preambule  est  mis  aux 
voix  et  adopte,  moyennant  les  deux  modifications  indiquees  ci-dessus. 

Le  President  met  en  deliberation  l'Article  P''. 

Le  Marquis  de  Penafiel  expose  qu'il  avait  demande  ä  la  Commission 
d'intercaler  dans  l'Article  I"'",  entre  l'avant-dernier  et  le  dernier  alinea,  l'alinea 
suivant: —  [|  "Tout  navire  marchand  doit  etre  mis  ä  meme  de  fournir  la  preuve 
de  sa  nationalitc  au  moyen  d'un  pavillon  reconnn  par  la  Puissance  Riverainc 
et  par  des  papiers  de  bord  ou  lettres  de  mer  que  le  capitaine  ou  patron 
sera  tenu  de  produire  chaque  fois  qu'il  en  sera  requis  par  les  autorites  de 
cette  Puissance." 

La  Commission  n'a  pas  adopte  cet  amendement,  la  question  ä  laquelle  il 
s'applique  lui  paraissant  devoir  entrer  dans  le  cadre  des  reglements  ä  arreter 
par  la  Commission  Internationale;  mais  le  Marquis  de  Penafiel  tient  tout  au 
moins  ä  ce  que  sa  proposition  soit  mentionnee  au  Protocole. 

L'Article  I"''  est  ensuite  adopte. 

L'Article  II  est  mis  en  discussion  par  le  President.  Au  sujet  du  dernier 
paragraphe  de  cet  Article,  le  Plenipotentiaire  d'Italie  constate  avec  satisfaction 
que,  conforraement  ä  la  pensee  dont  il  s'inspirait  en  proposant  une  semblable 
addition  ä  l'Article  II,  une  revision  des  Tarifs  y  mentionnes  implique,  ä  l'expi- 
ration  de  la  periode  determinee,  un  allegement  eventuel  des  charges  de  la 
navigation.  On  ne  peut  que  s'en  convaincre  davantage  ä  la  lecture  du  Rapport 
du  Baron  Lambermont  qui  cite  ä  l'appui,  comme  le  Comte  de  Launay  l'avait 
fait,  le  precedent  du  Danube.  1|  A  cette  occasion,  son  Excellence  s'associe  bien 
volontiers  au  jugement  dejä  enonce  par  ses  honorables  collegues,  sur  le  remar- 
quable  Rapport  elabore  par  le  Baron  Lambermont. 

Le  Baron  de  Lambermont  remercie  le  Comte  de  Launay  de  ces  apprecia- 
tions  61ogieuses. 

L'Article  II  est  adopte  et  l'Article  III  mis  en  discussion. 

M.  de  Serpa  demande  l'insertion  au  Protocole  de  la  reserve  qu'il  a  faite 
—  et  que  la  Commission  a  accueilli  —  ä  l'egard  de  la  zone  Orientale,  adjointe 
au  Bassin  de  Congo,  dans  l'etendue  de  laquelle  le  regime  de  cet  Acte  de  Na- 
vigation ne  sera  pas  applique  aux  territoires  appartenant  aux  Colonies  du  Por- 
tugal, sans  le  consentement  de  cette  Puissance.  Cette  reserve  concorde  avec 
celle  qui  a  ete  consign^e  au  Protocole  Nr.  S  au  sujet  de  l'application  de  la 
liberte  de  commerce  dans  les  memes  territoires. 
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Staaten,    par  le  Plenipoteiitiaire  Portugals  devant  la  Commission  ont  ete  mentionnees 
18.  Dec.  1884.  (jaug  gQjj  Rapport. 

Le  President  donne  acte  ä  M.  de  Serpa  de  ses  reserves  et  ajoute  que  la 
Conference  y  a  adhere. 

Le  Baron  de  Courcel,  au  sujet  de  l'Article  III,  constate  que,  d'apres  les 
explications  echangees  dans  la  Commission,  le  regime  declare,  par  le  deuxieme 
paragraphe  de  TArticle  III,  applicable  aux  rivieres  et  fleuves  compris  dans  la 
region  de  la  liberte  coramerciale  bleu  qu'ayant  leur  cours  en  dehors  du  bassin 
naturel  du  Congo,  est  uniquement  le  regime  normal  de  la  liberte  de  naviga- 
tion  stipule  en  faveur  des  bätiments  de  commerce.  L'assimilation  de  ces  ri- 
vieres et  fleuves  au  Congo  meme  et  ä  ses  affluents  ne  s'etend  pas  aux  clauses 
du  present  Acte  qui  sont  empruntees  ä  un  autre  ordre  d'idees;  eile  ne  s'etend 
point,  par  exemple,  ä  la  clause  qui  introduit  sur  Ic  Congo  un  regime  nouveau 
et  particulier  en  teraps  de  guerre.  Du  moins  le  Gouvernement  Frangais,  pour 
ce  qui  le  concerne,  croit  devoir  maintenir  ces  rivieres  et  fleuves  sous  l'empire 
des  regles  ordinaires  du  droit  des  geus,  sauf,  bien  enteudu,  la  reserve  d'accords 
ulterieurs  qui  pourraient  s'etablir  dans  un  ordre  d'idees  analogue  ä  celui  dont 
s'iuspirait  une  propositiou  recente  du  Ministre  des  fitats-Unis. 

Said-Pacha  rappeile  les  reserves  qu'il  a  du  etablir  relativement  ä  l'ex- 
tension  des  travaux  de  la  Conference  ä  des  territoires  non  compris  dans  son 
Programme  primitive,  reserves  mentionnees  notamment  au  Protocole  No.  3,  p.  7, 
et  au  Protocole  No.  4,  p.  5  *).  II  desire  maintenant  faire  connaitre  les  Instructions 
qu'il  a  regues  de  son  Gouvernement  ä  ce  sujet.  Elles  lui  prcscrivent  de  s'abs- 
tenir  de  prendre  part  aux  discussions  qui  ne  rentreraient  pas  dans  le  cadre 
du  Programme  dont  il  s'agit. 

Le  President  fait  ressortir  que  cette  Observation  s'applique  ä  la  clause 
etendant  la  liberte  commerciale  ä  Fest  du  Bassin  du  Congo.  II  croit  donc 
qu'il  convient  de  continuer  la  discussion  des  Actes  de  Navigation  et  de  rece- 
voir,  une  fois  Vordre  du  jour  epuise,  les  declarations  de  Said-Pacha. 

L'Article  III  est  mis  aux  voix  et  adopte. 

Au  sujet  de  l'Article  IV,  Mr.  Sanford  annonce  que,  comme  il  a  ete  con- 
venu  ä  la  Commission,  il  se  reserve  de  saisir  ulterieurement  la  Conference 
d'une  proposition  amendee,  ayaiit  pour  objet  d'assurer  et  de  proteger  l'etablisse- 
ment  de  voies  de  communication  commerciales  entre  le  Bas-  et  le  Haut-Congo 
et  notamment  d'un  chemin  de  fer  autour  des  cataractes. 

La  Haute  Assemblee  adopte  ensuite  sans  autre  discussion  les  Articles  IV, 
V,  VI,  VII,  VIII,  IX  et  X  du  Projet. 

L'Article  XI  etant  mis  en  delib^ration,  le  Baron  Lambermont  suggere 
un  amendement  destinc  ä  preciscr  plus  completement  encore  quo  ne  le  fait 
le  texte  du  Projet  l'irresponsabilite  des  Gouvernements  en  cas  d'emprunt  con- 
tracte  par  la  Commission  Internationale.     II  propose  de  substituer  aux  mots: 

*)  Seite  67  und  85. 
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assumant  aucune  garantie,  ni  contractant  aucun  engagement  ni  solidarite."  Staaten. 

Le  Baron  de  Courcel  et  M.  Busch  adherent  ä  cette  proposition.    La  Haute  ^''- '^^''- ^'^^*- 
Assemblce  adopte  l'Article  XI  avec  cettc  modification. 

L'Article  XII  est  egalement  adopte. 

Le  Comte  Kapnist  prend  la  parole  sur  l'Article  XIII  dans  les  terraes  sui- 
vants: —  II  „Lorsqu'on  a  discute  dans  la  Commission  les  Articles  qui  sont 
devenus  aujourd'hui  les  Articles  VI,  IX  et  XIII  dans  la  nouvelle  redaction 
du  Projet,  j'ai  declare  que  mes  Instructions  ne  me  permettaient  d'adhcrer  ä 
ces  Articles  qu'ä  la  condition  que  tous  les  autres  Plenipotentiaires  fussent 
unanimes  eu  leur  faveur,  et  que,  dans  ce  cas  meme,  je  ne  pouvais  les  accepter 
que  sous  le  benefice  des  reserves  que  j'aurais  ä  formuler  dans  la  Conference. 
II  „Je  viens  donc  rappeler  ici  la  reserve  generale  que  j'ai  faite  en  parlant  du 
preambule.  ||  Cette  reserve  s'applique  plus  particulierement  aux  Articles  sus- 
mentionnees ,  attendu  que  les  dispositions  qu'ils  contiennent  tendraient  ä  in- 
troduire,  si  on  les  generalisait,  des  innovations  assez  notables  dans  le  domaine 
du  droit  public.  ||  Je  dois  donc  repeter,  qu'en  adherant  aux  regles  adoptees 
par  la  Conference  —  pour  repondre  au  voeu  eclaire  du  Gouvernement  Imperial 
d'AUemagne,  qui  nous  a  reunis  ici  eu  vue  d'assurer  les  relations  pacifiques  et 
le  libre  developpement  des  interets  commerciaux  dans  les  regions  de  l'Afrique 
dont  nous  nous  occupons  —  le  Gouvernement  que  j'ai  l'honneur  de  representer 
ici  entend  limiter  les  effets  de  son  assentiment  ä  ces  contrees,  oü  les  circon- 
stances  locales  et  les  interets  internationaux  actuellement  engages  justifient 
ces  regles,  mais  qu'il  reserve  express6ment  sa  liberte  d'appreciation  eu  tant 
qu'il  s'agirait  de  les  generaliser,  ou  de  les  appliquer  ä  d'autre  circonstances 
ou  ä  d'autres  contrees.  ||  II  ne  saurait,  par  consequent,  jamais  ressortir  de 
l'adhesion  du  Gouvernement  Imperial  de  Eussie  aux  Articles  en  question,  un 
precedent,  ou  uue  regle  du  droit  public  obligatoire  pour  lui,  ä  un  degre  quel- 
conque,  pour  d'autres  circonstances  et  d'autres  localites.  ||  Au  surplus,  je  dois 
faire  une  reserve  toute  speciale  quant  au  troisieme  alinea  de  l'Article  XIII 
qui  a  trait  aux  objets  consideres  comme  articles  de  contrebande  de  guerre.  || 
Je  n'ai  pas  voulu  abuser  du  droit  reconnu  ä  tous  les  Plenipotentiaires  de 
preudre  part,  lorsqu'ils  le  trouveraient  necessaire,  aux  deliberations  de  la  Com- 
mission composee  des  Representants  des  Puissauces  comprises  dans  la  premiore 
Serie  des  iuvitations  ä  la  Conference.  C'est  pourquoi  je  me  vois  oblige  de 
revenir  maintenant  sur  une  question  qui  a  ete  soulevee  dans  la  Commission 
en  mon  absence  et  sans  que  je  puisse  exactement  me  rendre  compte,  par  le 
Rapport,  de  la  suite  qui  lui  a  ete  donnee.  ||  Je  veux  parier  de  la  proposition 
xinglaise  (voire  Annexe  No.  10  au  Rapport)  dans  laquelle  la  houille  se  trouve- 
rait  rangee  parmi  les  articles  devant  etre  consideres  en  vertu  du  droit  des 
gens  comme  contrebande  de  guerre.  ||  Sans  vouloir  en  aucune  fagon  soulever 
ici  un  debat  ä  ce  sujet,  je  dois  declarer,  pour  me  conforraer  ä  mes  Instructions, 
que  le  Gouvernement  Imperial  de  Russie  n'accepterait  en  aucun  cas  une  teile 
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staaten.  vemement  que  j'ai  l'honneur  de  representer  ici  refuserait  categoriquement  son 
i8.Dec.i884  assentiment  ä  l'Article  d'un  Traite,  d'une  Convention,  ou  d'un  Acte  quelconque, 
qui  impliquerait  la  reconuaissance  de  la  houille  ou  du  charbon  comme  contre- 
bande  de  guerre.  ||  II  n'y  adhererait  pas  m§me  sous  la  reserve  d'une  limitation 
de  la  portee  d'un  tel  Article  aux  regions  qui  nous  occupent,  ou  ä  n'importe 
quelle  autre  localite." 

Le  Baron  Lambermont  fait  observer  que  la  Commission  s'est  pröcisement 
abstenue,  dans  la  redaction  de  sou  Projet,  de  rien  specifier  quant  ä  Inter- 
pretation ou  la  portee  ä  donner  aux  termes  de  contrebande  de  guerre. 

Sir  E.  Malet  fait  ressortir  de  son  cote  que,  dans  sa  proposition,  reproduite 
sous  le  No.  18  des  documents  imprimes,  il  s'est  attache  ä  eviter  les  objections 
qui  auraient  pu  etre  soulevees,  si,  conformement  aux  theories  admises  par  le 
Gouvernement  Britannique,  il  avait  compris  la  houille  parmi  les  articlcs  de 
contrebande  de  guerre.  II  a  donc  vise,  separement,  d'abord  l'interdiction  du 
trafic  des  munitions  de  guerre  et,  ensuite,  l'interdiction  du  commerce  de  la 
houille. 

Le  Comte  Kapnist  dit  qu'il  a  voulu  precisement  enregistrer  la  differcnce 
qui  existe  sur  ce  point  cntre  les  vues  de  son  Gouvernement  et  Celles  du  Gou- 
vernement Britannique, 

La  Conference  prononce  ensuite  l'adoption  des  Articles  XIII  et  XIV. 

Sir  Edward  Malet  revient  sur  les  observations  presentees  par  le  Marquis 
de  Penafiel  au  sujet  de  l'Article  P'.  Le  Plenipotentiaire  de  la  Grande-Bre- 
tagne, qui  les  avait  imparfaitement  entendues,  tiendrait  ä  ce  qu'il  füt  bien  con- 
state  que  l'amendement  du  Plenipotentiaire  Portugals  a  ete  ecarte  par  la 
Commission. 

Le  Marquis  de  Penafiel  dit  que  sa  proposition  tendait  seulement  ä  em- 
pecher  la  piraterie. 

M.  de  Kusserow  rappeile  ä  cette  occasion  que  les  Representants  du  Gou- 
vernement AUemand  n'ont  pas  adhere  ä  la  motion  du  Marquis  de  Penafiel, 
dans  la  Commission,  parce  qu'ils  n'ont  pas  voulu  qu'une  gene  nouvelle  füt 
creee  pour  la  navigation.  D'apres  la  regle  consacree  par  tous  les  Traites  de 
Commerce  et  de  Navigation  de  recente  date,  les  papiers  de  bord,  dont  un 
navire  marchand  est  muni  conformement  aux  lois  de  son  pays,  suffisent  pour 
etablir  sa  nationalite. 

Le  President  soumet  ä  la  Haute  Assemblee  l'ensemble  du  Projet  concer- 
naut  la  liberte  de  la  navigation  sur  le  Congo  et  constate  son  adoption. 

Le  Baron  Lambermont  fait  connaitre  que,  par  suite  d'une  erreur  mate- 
rielle, le  Memoire  du  Plenipotentiaire  Britannique,  concernant  le  Niger  (No.  11^ 
des  documents  imprimes)  n'a  pas  ete  Joint  au  Rapport  de  la  Commission.  La 
Conference  pourrait  dccider  qu'il  füt  supplee  ä  cette  lacune. 

Le  Baron  de  Courcel  considöre  que  la  question  est  de  la  competence 
personnellc    du   Baron   Lambermont,   k  qui  il  appartieut   d'apprecier   quelles 
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I)ieces  doivent  etre  joiutes  ä  son  Rapport.  La  Conference,  en  intervenant  pour  Nr.  ssoo. 
decider  l'adjonction  d'une  annexe,  paraitrait  emettre  une  appreciation  implicite  g^J^er' 
relativement  h  son  contenu.  is  Dec.i884. 

Le  Baron  Lambermont  dit  qu'il  a  simplement  voulu  signaler  une  lacune 
dans  Ic  document  imprime  sous  sa  direction. 

M.  Buscli  lit  le  prearabule  de  l'Acte  concernant  le  Niger.  En  vue  de 
rapprocher  sa  redaction  de  celle  adoptee  au  sujet  du  Congo,  la  Conference  en 
modifie  le  texte  comme  suit: —  ||  "Le  Congrcs  de  Vienne  ayant  ^tabli,  par  les 
Articles  CVill  ä  CXVI  de  son  Acte  Final,  les  principes  destines  ä  regier, 
cntre  les  Puissances  Signataires  de  cet  Acte,  la  libre  navigation  des  cours 
d'eau  navigables  qui  separent  ou  traversent  plusieurs  £tats,  et  ces  principes 
ayant  ete  appliques  ä  des  fieuves  de  l'Europe  et  de  l'Amerique,  les  Puissances 
dont  les  Plenipotentiaires  se  sont  reunis  en  Conference  ä  Berlin  ont  resolu 
de  les  etendre  au  Niger  et  ä  ses  affluents.  jj  A  cette  fin,  elles  sont  convenues 
des  Articles  suivants  :  — " 

Les  Articles  II  ä  VII  sont  ensuite  adoptes  sans  discussion. 

Au  sujet  de  l'Article  VIII,  paragraphc  2,  le  Baron  Lambermont  exprime 
un  doute  relativement  ä  l'utilite  de  la  rt§ference  ä  l'Article  III  inscrite  dans 
ce  paragraphe;  le  regime  des  affluents  se  trouve,  en  effet,  dejä  regle  dans  le 
paragraphe  precedent. 

Le  Baron  de  Courcel  fait  observer  qu'il  peut  exister,  sur  les  affluents  du 
fleuve,  des  voies  de  Communications  laterales,  auxquelles  se  rapporterait  la 
reference. 

L'Article  VIII  est  adopte  tel  qu'il  est  formule  dans  le  Projet. 

La  Conference  adopte  egalement  l'Article  IX  et  l'ensemble  du  Projet  d'Actc. 

Le  Comte  Kapnist  dit  ä  cette  occasiou  ce  qui  suit: —  |1  "Je  prie  la  Haute 
Assemblee  de  vouloir  bien  prendre  acte  de  ce  que,  pour  cette  fois  du  moins, 
eile  est  en  presence,  non  pas  d'une  'applicatiou  large'  des  principes  du  Congres 
de  Vienne,  mais  bien  vis-ä-vis  d'une  restrictiou  de  ces  principes,  attendu  que, 
sur  le  Niger,  il  n'y  aura  non  seulement  pas  de  Commission  Internationale,  mais 
pas  meme  de  Commission  de  Riverains.  \\  Les  Puissances  qui  domineront  sur 
les  bords  de  ce  fleuve  mixte,  mais  heureusement  privilegie,  veilleront  elles- 
memes  et  sans  aucune  intervention  etrangere  a  l'elaboration  et  ä  l'application  des 
Reglements  conformes  au  principe  de  la  libre  navigation  garantie  pour  ce  fleuve." 

Sir  Edward  Malet  rappeile  les  discussions  auxquelles  a  donne  lieu  le 
commerce  des  boissons  spiritueuses.  La  Commission  a  decide,  en  dernier  lieu, 
de  proposer  ä  la  Conference  l'adoption  d'un  voeu  dont  le  texte  se  trouve  re- 
produit  a  la  p.  30  de  son  Rapport.  Le  Representant  de  la  Grande-Bretagne 
demande  ä  la  Conference  de  sanctionner  ce  voeu  et  d'en  prescrire  l'insertion 
au  Protocole. 

Le  Comte  de  Launay  etablit  que,  le  premier,  il  a  souleve  la  question 
humanitaire  dont  s'occupe  actuellement  la  Conference  et  il  appuie  la  propo- 
sition  de  Sir  Ed^Yard  Malet. 

Staiitsarcliiv  XLV.  8 
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St.  8599.  Le  Comtc  van  der  Straten  dit  qu'il  lui  reste  quelque  doiite  relativement 

ivonferenz-  ^  i'gfficacite  pratiquB  qu'aura  le  voeu  soumis  ä  la  Haute  Assemblee,  si  les 
i8.Dec.is84.  Puissauces  doivent  considerer  leur  responsabilite  morale  comme  degagee  ä,  la 
suite  de  cette  manifestation.  II  s'agit  du  salut  des  races  indigenes  du  centre 
Africain.  Le  Comte  van  der  Straten  demaude  que  l'on  etende  ä  tous  les  ter- 
ritoires  de  la  zone  franche  la  declaration  de  principe  qui,  d'apres  le  texte 
actuel  du  voeu,  ne  s'appliquerait  qu'au  seul  Bassin  du  Niger.  Le  Plenipoten- 
tiaire  Beige  retrace  les  discussions  qui  ont  eu  lieu  ä  ce  sujet  au  sein  de  la  Com- 
mission.  II  raconte,  avec  emotion,  comment,  ayant  vecu  au  milieu  des  populations 
Indiennes,  en  contact  avec  les  missionnaires  qui  s'efforgaient  de  leur  imprimer  le 
sceau  de  la  civilisation,  il  a  constate  le  desespoir  de  ces  pretres  Chretiens 
qui  voyaient  perir  la  race  Indienne  succombant  aux  exces  de  liqueurs  fortes. 
Le  Comte  van  der  Straten  a  observö,  dans  les  plantations  de  TAmerique  du 
Sud,  les  meraes  ravages  operes  par  les  alcools  sur  les  races  noires,  celles 
precisement  qui  habiteut  le  centre  de  TAfrique.  Le  Plenipotentiaire  Beige  dit 
que  les  races  indigenes  de  la  zone  franche  seront  sobres  ou,  bientot,  ne  seront 
plus.  II  y  a  d'ailleurs  une  difference  entre  les  effets  produits  par  l'alcoolisme 
sur  les  races  Indiennes,  d'une  part,  et  sur  les  races  Africaines,  de  l'autre.  Le 
negre  ne  succombe  pas  physiquement  ä  l'ivrognerie;  il  succombe  moralement. 
Si  les  Puissances  ne  le  sauvent  pas  de  ce  vice,  on  fera  de  lui  un  moustre  qui 
devorera  l'oeuvre  de  la  Conference.  Aussi  le  Comte  van  der  Straten  con- 
sidere-t-il  comme  insuffisant  le  voeu  consigne  au  Rapport  du  Baron  Lamber- 
mont,  II  voudrait  que  les  Puissances  prissent  l'engagement  moral  de  continuer 
leur  Oeuvre,  comme  elles  l'ont  pris  autrefois,  dans  le  Traite  de  Vienne,  rela- 
tivement ä  la  suppression  de  l'esclavage. 

On  veut  concilier  les  interets  legitimes  du  commerce  avec  ceux  de  l'huma- 
nite.  Pour  atteindre  veritablement  ce  but,  il  est  indispensable  de  completer 
la  resolution  dont  le  texte  est  propose  par  la  Commission;  le  Plenipotentiaire 
Beige  propose  d'y  pourvoir  en  ajoutant  au  voeu  actuellement  en  discussion  le 
paragraphe  suivant,  egalement  destine  ä  etre  insere  au  Protocole,  avec  la 
sanction  d'un  vote  de  la  Conference: —  !|  "En  emettant  le  voeu  qu'une  entente 
s'etablisse  entre  les  Gouvernements  pour  regier  le  commerce  des  boissons  spiri- 
tueuses,  la  Conference  ne  juge  pas  avoir  entierement  rempli  sa  mission  d'huma- 
nite.  Elle  entend  laisser  le  complement  de  sa  täche  ä  des  negociations  que 
les  Gouvernements  representes  ä  la  Conference  engageraient,  en  tenant  compte 
des  circonstances  pour  concilier  les  interets  du  commerce  avec  les  droits  im- 
prescriptibles  des  populations  Africaines  et  les  principes  d'liumanite  dans  toute 
l'etendue  du  territoire  du  Congo." 

Le  Comte  de  Launay  rend  hommage  aux  seutiments  elev6s  qui  viennent 
d'ctre  exprimes  par  le  Comte  van  der  Straten.  L'Ambassadeur  d'Italie  tient 
ä  faire  observcr,  ä  cette  occasion,  que,  lorsqu'il  parlait  k  deux  reprises  sur 
cette  question,  il  comprenait  dans  sa  pensöe  les  territoires  du  Congo  comme 
ceux  du  Niger,  mais  qu'il  ne  se  pronon^ait  pas  pour  l'interdiction  absolue  du 


Berliner  (Westafrikanischel  Kouterunz.  II5 

commerce  des  spiritueux.    Dans  cet  ordre  d'idecs,  le  Comtc  de  Launay  s'associe   Nr.  8599. 
voloütiers  ä  la  proposition  du  Comte  van  der  Straten,  parcc  qu'elle  repond  "^^^^Z'.' 
ä  l'objet  qu'il  a  lui-meme  en  vue:  concilicr  les  droits  de   Tlmmanite  avcc  lesi8.D6c.ib84. 
interets  legitimes  du  commerce. 

Mr.  Kasson  croit  indispensable  de  controler  le  traffic  des  boissons  spiri- 

tueuses.    II  desire  qu'un  cffort  de  plus  soit  fait  dans  ce  but  et  que  la  quostion 

soit  renvoyec,  ä  cet  effet,  a  l'exameu  de  la  Commission. 

M.  van  der  Iloeven  c^time  que  l'on  ne  saurait  faire  plus  que  de  recon- 

iiaitrc   aux  f:tats  etablis    dans  i'Afrique  Centrale  la  faculte  de    prendre  des 

mesures  pour  reglementer  et  surveiller  le  debit  des  boissons. 

M.  Buscb  exprime  toute  sa  Sympathie  pour  la  cause  philanthropique  elo- 

quemment  plaidee  par  le  Comte  van  der  Straten;  toutefois,  les  idees  du  Repre- 
sentant  de  l'Allemagne  sont  encore  indecises  en  ce  qui  touche  la  Solution 
pratique  qu'il  serait  possible  de  fixer.  II  croit  avec  M.  van  der  Iloeven  que 
le  controle  du  debit  des  boissons  est  pour  le  moment  le  seul  moyen  pratique, 
mais  que  des  mesures  de  cette  nature  ne  sont  pas  de  la  competence  de  la 
Conference.  II  n'oserait  donc  pas  adherer  ä  la  proposition  du  Comte  van  der 
Straten;  mais  il  est  pret  des  ä  present  ä  s'associer  au  voeu  formule  par  la 
Commission. 

Le  Baron  de  Courcel  estime,  comme  M.  van  der  Hoeven,  que  c'est  le 
controle  du  debit  des  spiritueux  que  l'on  doit  s'attacher  ä  faciliter.  Mais  c'est 
lä  unc  des  attributions  de  l'administration  et  de  la  police  interieures  qui 
ressort  tout  naturellcment  aux  souverainetes  locales.  Le  voeu  formule  par  la 
Commission  repond  aux  vues  de  Sir  Edward  Malet  comme,  en  general,  ä  celles 
de  la  Conference;  il  donnera  aux  Gouvernements  l'appoint  de  force  morale 
necessaire  pour  combattre,  dans  la  mesnre  du  possible,  le  fleau  contre  lequel 
il  s'agit  de  se  premunir. 

M.  de  Kusserow  rappelle  un  precedent  qn'il  a  dejä  cite  devant  la  Com- 
mission: le  Gouvernement  Siamois  a  recemment  conclu  avec  diverses  Puissances 
un  Traite  qui  hii  a  permis  de  remedier  aux  abus  du  commerce  des  spiritueux. 
C'est,  en  effet,  dans  l'initiative  prise  par  les  Gouvernements  locaux  que  se 
trouvera  le  meilleur  remede  contre  la  demoralisation  des  populations  par  l'abus 
des  liqueurs  fortes.  Le  voeu  sur  lequel  delibere,  en  ce  moment,  la  Conference 
est  une  garantie  que  les  Gouvernements  locaux  trouveront  toujours  aupres  des 
Puissances  representees  dans  la  Haute  Assemblee  le  concours  qu'ils  leur  de- 
manderaient  dans  cet  ordre  d'id^es. 

Le  Comte  van  der  Straten  reconnait  les  difficultes  que  souleve  la  question; 
mais  il  a  rempli  un  devoir  de  conscience  en  presentant  sa  motion. 

Sur  une  interrogation  de  M.  Busch,  Mr.  Kasson  dit  qu'il  voudrait  qu'un 
dernier  effort  füt  fait  dans  la  Commission  pour  trouver  une  formule  propre  ä 
reunir  toutes  les  adhesions. 

Sir  Edward  Malet  croirait  egalement  utile  une  tentative  de  cette  nature. 
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Nr.  8599.  Lg  President   consulte  la   Conference  relativement  ä  l'or.Ire   dans  lequel 
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Staaten.    ^^^^  uesiFC  SC  prononcer  sur  les  propositious  qui  lui  sont  soumises  en  ce  moment. 

i8.Dec.i8s4,  Le  Comte  de  Launay  demanderait  la  priorit^  pour  le  voeu  presente  par 

la  Commission.    Son  adoption  marquerait  un  minimum  qui  pourrait  etre  com- 

plete  ulterieurement  par  l'adoption  d'une  proposition  plus  large,  s'il  s'en  trouvait 

une  qui  put  reunir  l'unanimite  des  suffrages. 

Le  President  met  aux  voix  le  voeu  propose  par  la  Commission,  et  la  Con- 
ference l'adopte. 

M.  Busch  demaiide  ensuite  si  la  Haute  Assemblee  veut  continuer  l'etude 
de  la  question,  en  vue  de  rechercher  une  Solution  moins  restreinte. 

Le  Baron  de  Courcel  croit  que  le  voeu  dejä  vote  tient  compte,  dans  une 
juste  mesure,  des  considerations  diverses  qu'il  y  avait  lieu  de  concilier,  et  qu'il 
aura  pratiquement  des  consequences  utiles. 

Sir  Edward  Malet  demande  si  les  effets  du  voeu  dont  il  s'agit  s'etendront 
aux  territoires  compris  dans  le  Bassin  du  Congo. 

Le  Baron  Lambermont  repond  que  la  Commission  s'est  bornee  ä  s'inspirer 
de  la  proposition  Anglaise  qui,  elle-meme,  ne  visait  que  le  Niger. 

Le  Comte  de  Launay  dit  que  les  preoccupations  qu'il  a  ete  le  premier  ä 
emettre,  s'etendaient  ä  la  region  du  Congo  comme  ä  celle  du  Niger. 

Sir  Edward  Malet  pense  qu'il  convient  d'examiner  maintenant  si  les  effets 
du  voeu  ne  devront  pas  etre  etendus  au  Bassin  du  Congo. 

M.  van  der  Hoeven  fait  remarquer  que  l'adoption  du  voeu  par  la  Com- 
mission a  ete  entrainee  parce  qu'elle  savait  de  la  presence,  sur  le  Niger,  de 
populations  Musulmanes  qui  n'ont  jusqu'ä  present  pris  aucune  part  ä  la  con- 
sommation  des  boissons  spiritueuses.  Dans  le  Bassin  du  Congo,  au  contraire, 
il  s'est  cree  des  habitudes  dont  il  est  impossible  de  ne  pas  tenir  compte;  11 
s'est  notamment  etabli  des  usages  commerciaux  d'apres  lesquels  les  spiritueux 
remplacent,  en  quelque  sorte,  la  monuaie  et  sont  le  principal  Instrument  des 
echanges. 

Le  President  resume  la  question  et  propose  de  la  renvoyer  de  nouveau 
ä  la  Commission,  conformement  au  desir  manifeste  par  un  certain  nombre  de 
raembres  de  la  Conference. 

Ce  renvoi  est  prononce. 

Mr.  Kasson  estime  des  ä  present  que  la  Declaration  relative  ä  la  liberte 
commerciale,  qui  a  dejä  reuni  les  suffrages  des  membres  de  la  Conference,  ne 
saurait  empecher  les  Gouvernements  Riverains  de  controler  le  trafic  des  boissons 
spiritueuses  parmi  les  populations  qui  sont  soumises  ä  leur  juridiction. 

Sir  Edward  Malet  se  refere  ä  la  Declaration  faite  par  lui  lors  de  la  pre- 
miere  seance  et  dans  laquelle  il  est  dit  que  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste 
verrait  avec  plaisir  etendre  ä  d'autres  fleuves  de  l'Afrique  le  regime  qui  sera 
arrete  par  la  Conference.  Cette  Observation  vise  particulierement  le  Zambeze. 
Le  Cabinet  de  Londres  croirait  d^sirable  que  l'application  des  principes  qui 
regleront  la   navigation   du  Niger  s'etendlt  egalement  k  ce  fleuve.     Le  Pleni- 
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potentiaire   de  la  Grande-Bretagne   se   permet   donc   de   demander  ä  MM.   les   ^^-  859». 
Plenipotentiaires  du  Portugal  s'ils  s'engagent  ä  etendre  au  Zamböze  le  Regle-  ^luZlT 
ment  de  Navigation  que  les  Puissances  ont  adopte  pour  le  Niger,  dans  l'interetis.Dec.i^i. 
du  commerce  et  de  la  civilisation. 

Le  Marquis  de  Penafiel  saisit  avec  plaisir  l'occasion  que  lui  offre  le 
Plenipotentiaire  de  l'Angleterre  pour  declarer  que  son  Gouvernement  a  dejä, 
de  sa  propre  autorite,  introduit  le  regime  de  la  libre  navigation  sur  le  Zara- 
beze.  Ce  fleuve,  d'ailleurs,  diifere  encore  plus  du  Niger  que  cclui-ci  du  Congo, 
puisque  le  Portugal  est  seul  Souverain  sur  tout  le  cours  navigable  du  Zambeze. 
Du  reste,  cette  question  etant  en  dehors  du  programme  de  la  Conference,  le 
Gouvernement  Portugals  ne  peut  accepter  de  discussion  sur  ce  sujet  et  doit 
reserver  son  plein  droit  d'appliquer  dans  cette  partie  de  ses  domaines  les 
principes  qu'il  jugera  les  plus  convenables  selon  les  circonstances. 

M.  Busch  dit  que  l'on  serait  neanmoins  heureux  si  le  Portugal  se  deci- 
dait  un  jour  ä  faire  connaitre  qu'il  s'offre  ä  appliquer  dans  la  region  du 
Zambeze  le  regime  conventionnel  elabore  par  la  Conference. 

Le  Marquis  de  Penafiel  repond  que  le  Gouvernement  Portugals,  suivant 
les  circonstances,  se  montrera  toujours  aussi  liberal  qu'il  le  croira  possible, 
dans  ses  decisions. 

Sir  Edward  Malet  remet  au  President  une  proposition  concernant  la 
Traite  et  ainsi  cougue:—  ||  "Selon  les  principes  du  droit  des  gens  tels  qu'ils 
sont  reconnus  par  les  Hautes  Parties  Contractantes,  la  Traite  des  Negres  et 
le  commerce  qui  fournit  des  negres  ä  la  Traite  sont  interdits,  et  c'est  du 
devoir  de  toutes  les  nations  de  les  supprimer  autant  que  possible."  ||  Sir  Edward 
Malet  prononce  ä  l'appui  de  sa  motion  les  paroles  suivantes:—  ||  "La  Traite 
des  Negres  a  ete  mise  au  ban  de  l'Europe  civilis^e  par  une  Declaration  du 
Congres  de  Vicnne  du  8  Fevrier,  1815.  La  meme  question  fut  discutee  par 
les  Conferences  d'Aix-la-Chapelle  en  1818  et,  finalement,  au  Congres  de  Verone, 
une  Resolution,  en  date  du  20  Novembre,  1822,  proclamait  le  commerce  des 
negres  d'Afrique  comme  coupable  et  illicite,  'un  fleau  qui  a  trop  longtemps 
desole  l'Afrique,  degrade  l'Europe  et  afflige  l'humauite.'  Par  cousequent,  les 
Puissances  s'engagerent  ä  concourir  ä  tout  ce  qui  pourrait  assurer  et  accelerer 
l'abolition  de  ce  commerce.  ||  Le  Projet  de  Declaration  ci-dessus  est  redige 
dans  l'intention  de  faciliter  et  d'accentuer  l'execution  des  principes  du  Congres 
de  Verone  qui  consacrait  le  devoir  des  nations  civilisees  de  concourir  h  la 
suppression  de  la  Traite.  ||  Nous  pensons  que  les  mots  'et  le  commerce  qui 
fournit  des  negres  ä  la  Traite'  sont  necessaires  pour  developper,  d'une  maniere 
complete,  les  principes  enonces  et  c'est  dans  l'espoir  que  cette  Interpretation 
sera  agreee  par  les  Puissances  reunies  ä  la  Conference  de  Berlin  que  j'ai 
l'honneur  de  soumettre  le  Projet  ä  leur  consideration." 

Le  President  annonce   que  cette  proposition  sera  discutee  dans   la  pro- 
chaine  s^ance. 

Le  Baron  Lambermont  expose  que,   dans  un  certain  nombre  de  Traitös, 
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i8.Dec.iss4.  autres  de  recevoir  ces  adhesions  et  de  suivre  toutes  les  procedures  utiles  ä 
cet  effet.  Le  Barou  Lambermont  desire  aussi  constater  que  parmi  les  Gou- 
vernements represeutes  dans  la  Haute  Assemblee  il  en  est  qui  devront  sou- 
mettre  ä  la  sanction  Parlementaire  les  accords  prepares  par  la  Conference. 
II  y  aurait  lieu  d'introduire  dans  les  Actes  definitifs  un  Article  destin^  ä, 
reserver  cette  sanction  Parlementaire,  ou  tout  au  raoins  de  fixer,  pour  Techange 
des  ratifications,  un  delai  süffisant  pour  perraettre  aux  Gouvernements  d'obtenir 
l'adhesion  de  leurs  Chambres  respectives. 

La  Conference  decide  qu'il  sera  fait  mention  de  cos  observations  au  Pro- 
tocole  et  qu'il  en  sera  tenu  compte  lorsqu'il  sera  procede  ä  la  confection  des 
Actes  definitifs. 

Le  President  donne  la  parole  ä  Said-Pacha  pour  la  communication  que 
l'Ambassadeur  de  Turquie  a  manifeste  le  desir  de  faire  ä  la  Haute  Assemblee. 

Said-Pacba  s'exprime  en  ces  termes: —  ||  "Le  mandat  de  la  Conference 
ayant  ete  limite  aux  territoires  de  l'Afrique  Occidentale,  mon  Gouvernement 
considere  qu'il  n'y  a  pas  lieu  pour  lui  de  prendre  part  aux  deliberations  qui 
etendraient  le  programme  primitivement  fixe.  Je  regrette,  consequemment,  de 
devoir  m'abstenir  de  participer  ä  toute  extension  de  la  discussion." 

Le  President  donne  acte  de  sa  Declaration  au  Representant  de  la  Turquie. 

M.  van  der  Hoeven  rappelle  que,  comme  il  a  ete  mentionne  au  Protocole 
No.  3,  p.  7,  il  avait  du  reserver  son  vote  relativement  ä  l'application  du 
regime  conventionnel  aux  regions  situees  en  dehors  du  bassin  geographique  du 
Congo.  Conformeraent  aux  Instructions  qu'il  a  regues  depuis  lors,  le  Pleni- 
potentiaire  des  Pays-Bas  est  en  mesure  de  joindrc  son  adhesion  ä  celle  de 
ses  collegues. 

La  seance  est  levee  ä"  5  heures  et  demie. 


Annexe  au  Protocole  No.  5. 

Rapport  de  la  Commission  chargee  iVexaminer  les  Projets  (V Actes  de  Navigation 
pour  le  Congo  et  le  Niger. 

Messieurs,  —  La  Conference  a  regu  la  mission — c'est  la  deuxieme  partie 
de  sa  täche — d'appliquer  au  Congo  et  au  Niger  les  Articles  CVHI  ä  CXVI  de 
l'Acte  Final  du  Congres  de  Vienne.  ||  Ces  Articles,  dont  le  texte  est  ci-joint, 
determinent  les  conditions  administratives  et  fiuaucieres  d'apres  lesquelles  sera 
reglee  h  Tavenir  la  navigation  des  fleuves  et  rivieres  qui  separent  ou  traver- 
sent  plusieurs  fitats,  dans  toute  l'etendue  de  leur  cours  navigable  ou  conven- 
tionnel. Ils  avaicnt  leur  source  dans  l'Article  V  du  Traite  de  Paris,  du  30  Mai, 
1814,  ainsi  concu: —  ||  "La  navigation  sur  le  E,liin,  du  point  oü  il  devient 
navigable  jusqu'ä  la  mer,  et  reciproquement,  sera  libre,  de  teile  sorte  qu'elle 
ne  puisse  ctre  intcrdite  ä  personne   et  l'on   s'occupera  au  futur  Congres  des 
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principes  d'apres  lesquels  on  pourra  regier  les  droits  ä  lever  par  les  fitats  Nr.  8599. 
Riveraius  de  la  maniere  la  plus  egale  et  la  plus  favorable  au  commerce  de  staatir" 
toutes  les  nations.  ||  II  sera  examinö  et  decidö  de  m6me  dans  le  futur  Congrös  ^s.  Dec.  i884. 
de  quelle  mauiere  pour  faciliter  les  Communications  entre  los  peuples  et  les 
rendre  toujours  moius  etrangcrs  les  uns  aux  autres,  la  disposition  ci-dessus 
pourra  etre  egalement  etenduc  a  tous  les  autres  fleüves  qui,  dans  leur  cours 
uavigable,  söparent  ou  traversent  difförents  fitats."  j]  Les  applications  historiques 
des  regles  edictees  au  Congres  de  Vienne  doivent  arreter  notre  attention.  ||  Le 
regime  conventionnel  du  Rhin,  celui  de  l'Escaut,  celui  du  Parana  et  de  l'Uru- 
guay  et  enfin  celui  du  Danube  contieunent  tous  les  principes  qui  constitucnt 
aujourd'hui  le  droit  international  en  matiere  de  cours  d'eau  navigables  com- 
muns  ä  plusieurs  fitats.  (|  Le  regime  du  Rhin  a  subi  dans  le  cours  de  ce  siecle 
de  nombreuses  vicissitudes,  L'Acte  de  Navigation  de  1804,  quoique  laissant 
subsister  bieu  des  restrictions  et  des  entraves,  tut  neanmoins  un  progrös.  Le 
Reglement  elabor^  par  le  Congres  de  Vienne  pour  le  Rhin  et  qui  devait  servir 
de  type  d'interpretation  des  Articles  CVIII  ä  CXVI  de  l'Acte  Final,  ne  realisa 
qu'incompletement  l'emancipation  de  ce  grand  fleuve.  La  Convention  de  Mayeuce 
du  31  Mars,  1831,  fruit  de  seize  annees  de  discussions  et  de  negociations, 
laissa  subsister  plus  d'une  difficulte.  Ce  n'est  qu'apres  la  transformation  poli- 
tique  de  l'AUemagne  que  la  Situation  cliangea  d'aspect.  L'Acte  du  17  Octobre, 
1868,  donue  aux  principes  du  Congres  de  Vienne  une  interpretation  plus  con- 
forrae  ä  leur  origine.  Les  peages  fluviaux  disparaisseut,  le  transit  est  affrauchi, 
l'uuite  de  direction  est  indirectement  renforcee,  les  traitements  differeutiels 
cessent,  et  les  Riverains  se  trouvcnt  mit  dans  des  conditions  de  stricte  egalite. 
Les  etrangers,  toutefois,  n'obtiennent  pas  encore  de  plein  droit  Tassimilation  aux 
nationaux  sous  tous  les  rapports.  ||  Le  Congres  de  Vienne  avait  decide  l'appli- 
catiou  ä  l'Escaut  des  principes  de  son  Acte  Final;  mais  la  creation  du  Royaume 
des  Pays-Bas  ne  laissa  h  cette  clause  qu'un  interet  theorique.  La  Situation 
changea  au  lendemain  de  la  revolution  Beige.  La  Conference  de  Londres  fit 
alors  revivre  les  dispositions  de  1815  en  leur  pretant  une  portee  nouvelle. 
La  navigation  de  l'Escaut  fut  assujettie,  il  est  vrai,  k  un  peage  fluvial;  mais 
les  Traites  du  15  Novembre,  1831,  du  19  Avril,  1839,  et  du  5  Novembre, 
1842,  avec  les  Reglements  qui  s'y  rattachent,  contiennent  une  serie  de  stipu- 
lations  et  de  garanties  concernant  la  police  maritime,  la  conservation  des 
passes,  le  pilotage,  l'eclairage  et  la  peche.  ||  Onze  aus  plus  tard,  les  Traites 
conclus  par  la  Confederation  Argentine  pour  le  Parana  et  l'Uruguay  fönt  faire 
un  progres  nouveau  k  la  l^gislation  fluviale.  Nou  seulement  ces  Actes  stipu- 
lent  la  liberte  de  navigation  pour  le  pavillon  marchand  de  toutes  les  nations 
et  l'uniformite  du  Systeme  des  taxes,  mais  ils  maintiennent  ces  garanties  pour 
la  marine  marcliande  de  toutes  les  nations  meme  en  temps  de  guerre,  sans 
distinction  entre  le  pavillon  belligerant  ou  neutre.  j|  II  etait  reserve  toutefois 
ä  la  legislation  du  Danube  de  sanctionner  definitivement  les  maximes  qui 
reglent  aujourd'hui   la  navigation   fluviale.  11  Le  Traite  de  Paris  de  1856  mit 
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Staaten,  derniers  a  leurs  sens  originel  et  large.  Tout  peage  fluvial  fut  interdit  ä  moins 
i8.Dec.iss4.qu'ii  ii'eüt  le  caractere  d'une  contre-prestation;  les  etrangers  furent  assimiles 
de  plein  droit  aux  Riveraius  et  uue  autorite  internationale  prit  possession  des 
bouches  du  fleuve  dans  le  but  d'en  ameliorer  les  conditions  de  navigabilite.  || 
La  Commission  Europ^enne  du  Bas-Danube  se  constitua.  Au  milieu  de  com- 
petitions  diverses  et  de  circonstances  politiques  parfois  tres  graves,  eile  remplit 
son  niandat  ä  la  satisfaction  de  toutes  les  Puissances  interessees  et  merita  de 
plus  en  plus  la  confiance  generale.  L'institution  provisoire  et  precaire  au 
debut,  parut  bientot  indispensable;  sa  juridiction,  d'abord  limitee  au  Delta,  fut 
successivement  etendue  jusqu'ä,  Toultcha,  puis  jusqu'ä  Galatz  et  enfin  jusqu'ä 
Braila.  L'Acte  du  2  Novembre,  1865,  compl6t6  par  l'Acte  Additionnel  du 
28  Mai,  1881,*)  a  donne  ä  l'action  de  la  Commission  Europeenne  une  base 
stable,  reconnue,  protegee  par  toutes  les  Puissances.  Independamment  des 
embarcations  purement  fluviales,  2,550  navires  traversent  aujourd'hui  chaque 
annee  le  port  et  la  passe  de  Soulina,  et  le  Danuba  est  redevenu  l'une  des 
principales  voies  commerciales  du  monde.  '[  Ces  precedents  marquent  les  phases 
par  lesquelles  a  passe  depuis  1815  la  legislation  internationale  des  cours  d'eau; 
ils  commentent  les  Articles  CVIII  ä  CXVI  de  l'Acte  Final  du  Traite  de  Vienne 
et  en  fixent  le  sens  d'une  maniere  qui  a  pour  eile  l'autoritö  des  principes  et 
la  consecration  de  l'experience.  ||  Ce  coup  d'oeil  jete  en  arriere  aura  peut-etre 
fatigue  votre  patience.  Nous  nous  rassurons  en  pensant  que  les  principes  dont 
nous  avons  retrace  rapidement  l'origine  et  les  progres,  vous  etes  charges,  ä 
votre  tour,  d'en  faire  une  application  qui  sera  feconde  en  heureux  resultats.  Ij 
La  Conference  a  regu  un  "Projet  d'Acte  de  Navigation  pour  le  Congo  et  le 
Niger"  et  un  "Projet  de  Declaration  pour  assurer  la  Liberte  de  Navigation 
sur  le  Niger,"  le  premier  prepare  par  MM.  les  Plenipotentiaires  Allemands,  le 
second  remis  par  M.  l'Ambassadeur  d'Angleterre.  ||  Lorsque  ces  Projets  sont 
venus  devant  vous  en  premiere  lecture,  vous  avez  juge  a  propos  de  les  deferer 
k  l'examen  d'une  Commission  choisie  dans  le  sein  de  la  Conference,  sous  la 
reserve  que  les  propositions  ou  resolutions  qui  pourraient  etre  adoptees  con- 
cernant  la  navigation  du  Congo,  conserveraient  un  caractere  suspensif  jusqu'au 
moment  oü  seraient  connues  les  decisions  applicables  au  Niger.  ||  A  raison  de 
la  nature  technique  et  souvent  delicate  de  la  matiere  qu'il  s'agissait  de  traiter, 
la  Commission  a  cru  devoir,  de  son  cote,  soumettre  les  deux  Projets  ä  une 
Elaboration  prealable  qu'elle  a  confiee  aux  soins  de  M.  de  Kusserow,  Tun  des 
Plenipotentiaires  Allemands,  du  Baron  Lambermont,  Tun  des  Plenipotentiaires 
Beiges,  de  M.  Engelhardt,  Del6gue  Frangais,  de  Mr.  Crowe,  Delegue  Anglais, 
de  M.  Cordeiro,  D616gue  du  Portugal,  auxquels  ont  ete  adjoints  M.  Banning, 
DeleguE  Beige,  et  Sir  Travers  Twiss,  Jurisconsulte  Anglais.  !|  Le  Sous-Comite, 
aprös  un  examen  attentif  et  detaillö,  a  introduit  dans  les  Projets  des  modi- 
fications  portant  tantöt  sur  le  fond,  tantöt  sur  la  forme,   et  la  Commission  ä 
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son  tour  et  k  la  suite   de  deliberations  prolongees ,  a  arrete  les  deux  textes   N""-  ^^^•'• 

Aonterenz- 

(Aivnexes)  que   nous  avons  Thoiineur  de  sournettrc  ä  votre  haute  approbation    Staaten. 
et  dout  iious  alloiis  rendre   compte   separement,  la  reservc  suspensive  restant^^-^'^''-'^^^- 
maintenue. 

1.    Acte  de  Navigation  du  Congo. 

Le  preambulc  nc  vise  pas  seulement  les  Articles  du  Traite  de  Vienne  de 
1815,  11  rappelle  et  coustate  la  marchc  progressive  des  principes  protecteurs 
de  la  libre  navigation  des  fleuves,  principes  qu'il  inscrit  cu  quelque  sorte  au 
frontispice  de  l'Acte  qui,  pour  la  premiere  fois,  va  les  appliquer  ä  un  fleuve 
Africain.  Pour  faire  droit  ä  des  observations  presentees  par  MM.  les  Pleni- 
poteutiaires  des  fitats-Unis  et  de  Russie,  la  redaction  du  preambule  a  ete 
combin^e  de  maniere  ä  laisser  intacte  la  position  de  tous  les  Gouvernements 
ä  l'egard  des  Actes  Europeens  qui  determinent  les  regles  admises  eu  cette 
matiere.  M.  le  Comte  de  Kapnist  s'est  reserve  de  revenir  sur  ce  sujet  en 
Conference. 

Art.  I.  L'Article  l^,  qui  est  en  concordance  complete  avec  TArticle  II 
de  la  Döclaration  relative  ä  la  liberte  commerciale,  garantit  le  libre  acces  du 
Congo  ä  tous  les  especes  de  transports.  La  regle  de  l'egalite  absolue  entre 
les  Sujets  et  les  navires  de  toutes  les  nations  est  ici  corame  partout  netteraent 
enoncee.  L'une  de  ces  consequences  d'autant  plus  digne  d'attention  qu'elle  a 
ete  plus  souvent  contestee,  est  d'exclure  toute  distinction  entre  les  sujets  des 
Etats  Riveraius  et  ceux  des  non-Riverains. 

Art.  II.  Cet  Article  traite  des  charges  qui  peuvent  atteindre  la  navigation. 
II  II  interdit  d'une  maniere  generale  toute  entrave  ou  redevance  qui  ne  serait 
pas  prevue  dans  l'Acte  de  Navigation.  ])  II  prohibe  toutes  les  servitudes,  jadis 
connues  sous  le  nom  de  droits  d'echelle,  d'etape,  de  depöt,  de  rompre  Charge, 
ou  de  reläche  forcee.  1|  II  exempte  de  tout  droit  de  transit  les  navires  et  les 
marchandises.  ||  Enfin,  ce  qui  est  un  des  derniers  et  des  plus  importants  pro- 
gres  du  droit  commercial,  il  defend  d'etablir  aucun  peage  maritime  ni  fluvial 
qui  serait  base  sur  le  seul  fait  de  la  navigation.  ||  II  n'admet  que  trois  cate- 
gories  de  droits  qui,  tous,  devront  avoir  le  caractere  de  remuneration  de  Ser- 
vices rendus  ä  la  navigation  'meme: —  ||  1.  Des  taxes  de  port  pour  l'usage 
effectif  des  certaines  installatious ,  telles  que  des  quais,  des  magasins,  &c.\  \\ 
2.  Des  droits  de  pilotage  sur  les  sections  fluviales  oü  il  paraitralt  necessaire 
de  creer  des  stations  de  pilotes  brevetes;  ||  3.  Des  droits  destines  ä,  couvrir 
des  depenses  techiques  et  administratives  faites  dans  l'interet  general  de  la 
navigation,  y  compris  les  droits  de  phare,  de  fanal  et  de  balisage.  Sans  se 
preoccuper  de  savoir  par  qui  ou  au  profit  de  qui  ces  divers  droits  seront 
pergus,  l'Article  II  stipule  que  les  taxes  du  port  devront  etre  calculees  sur 
les  depenses  de  construction  et  d'entretien;  que  le  tarif  des  droits  de  pilotage 
sera  fixe  et  proportionne  au  service  rendu;  et  enfin  que  les  droits,  represen- 
taut  des   depenses  faites  dans  l'interet  general  de  la  navigation,   auront  pour 
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staaton.  meiit  aux  regles  adoptees  sur  le  Bas-Danube.  ||  Sur  le  Danube,  les  droits  de 
is.Dec.  1S84.  cette  derniere  categorie  sont  pergus  en  une  fois.  En  devrait-il  etre  de  meme 
au  Cougo?  C'etait  l'avis  du  Repräsentant  de  la  Belgique;  mais  M.  l'Arabas- 
sadeur  de  France  a  pense  que  cette  clause  pourrait  donner  lieu  h,  des  diffi- 
cultes  d'application.  II  a  ete  entendu  que  la  Coinmission  Internationale  statuera 
sur  ce  point  dans  ses  Reglements,  en  tenant  compte  des  circonstances.  M,  le 
Ministre  des  £tats-Uuis  a  desire  savoir  si  les  taxes  de  navigation  seront  exigees 
des  erabarcations  ou  bateaux  appartenaut  ä  des  tribus  indigenes,  qui  ont  con- 
serve  leur  independance.  II  n'est  pas  douteux,  a  fait  observer  ä  cet  egard 
M.  l£  Baron  Lambermont,  que  les  droits  des  peuples  ou  des  fitats  indigenes 
devront  etre  respectes  en  cette  matiere  comme  en  toute  autre.  Mais,  en  dehors 
des  limites  de  leur  territoire,  les  bateliers  indigenes  sont,  comme  tous  les 
autres,  soumis  au  regime  du  pays  oü  ils  naviguent;  l'heure  viendra  oü  ils 
beneficieront  comme  tout  le  monde,  des  ameliorations  introduites;  ils  devront 
alors  supporter  les  memes  obligations  et  ils  n'auraient  de  legitime  sujet  de 
se  plaindre  que  s'ils  ne  jouissaient  pas  du  traitement  accorde  aux  autres 
nations.  C'est  lä  le  droit  strict,  En  fait,  la  Coraraission  Internationale  pourra 
recevoir  des  instructions  assez  larges  pour  lui  permettre  de  faire  face  ä  toutes 
les  difficultes  qui  pourraient  se  presenter  ä  ce  point  de  vue,  et  les  pouvoirs 
territoriaux  compreudront,  ainsi  qu'elle-m^me,  la  necessite  d'user  de  menage- 
ments  envers  la  navigation  des  peuples  Africains;  leur  prudence  previendra 
les  conflits.  Sur  le  Danube,  les  bateaux  de  moins  de  cent  tounes  sont  exempts 
des  taxes  de  navigation;  or,  on  sait  que  les  embarcations  Africaines  jaugent 
ä  peine  un  ou  deux  tonneaux.  1|  Cet  ensemble  de  garanties  est  complet*^  par 
une  stipulation  qui,  d'accord  avec  un  des  principes  essentiels  qui  dirigent  nos 
travaux,  prescrit  que  les  taxes  ou  les  droits  de  navigation  ne  comporteront 
aucun  traitement  differentiel.  ||  Les  conditions  de  la  navigation  dans  le  Congo 
sont  Sans  doute  destinees  ä  passer  par  une  periode  de  transt'ormations  et  de 
perfectionnements.  Se  rappelant  la  pensee  prevoyante  qui  dejä  l'a  guidee 
quand  11  s'agissait  des  droits  d'entree,  la  Commission,  sur  la  proposition  de 
M.  l'Ambassadeur  d'Italie,  a  adopt^  une  clause  d'apres  laquelle  les  Puissances 
se  reservent  d'examiner,  ä  l'expiration  d'une  periode  de  cinq  ans,  si  les  tarifs 
ne  pourraient  pas  etre  utilement  revises,  Pareille  disposition  existe  sur  le 
Danube,  et  depuis  1865  trois  revisions  successives  ont  dejä  permis  d'all6ger 
notablement  les  cbarges  de  la  navigation. 

Art.  III.  Le  Projet  comprend  dans  ses  stipulations  les  affluents  du  Congo. 
Tous,  connus  ou  imparfaitement  connus,  seront  soumis  au  meme  regime  que 
le  fleuve  dont  ils  sont  tributaires.  ||  Le  principe  de  la  liberte  commerciale,  vous 
le  savez,  n'a  pas  seuleraent  6t6  appliqu6  au  bassin  proprement  dit  du  Congo 
et  ä.  une  zone  maritime  s'etendant  depuis  la  position  de  Sette-Camma  jusqu'ä 
l'emboucliure  de  la  Loge.  II  a  ete  etendue  ä  une  zone  sc  prolongeant  ä  Test 
du  Bassin  du  Congo  jusqu'ä  l'Ocean  Indien,   mais  sous  des  r^serves  formelles 
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quant  aux  territoircs  appartenant  actuellemcnt  a  quelque  fttat  independant.  ]   ^'■-  85*'9- 
D'apres  le  paragrapbe  2  de  l'Article  III,  rapplication  du  principe  de  la  libre    Staaten. 
navigation  aura  Ics  memes  limites;  mais,  ä  la  dcraando  de  MM.  les  P16mpoten-i''-Do«-i^84. 
tiaires  du  Portugal  et  de  la  Turquie,  il  reste  bien   eiiteudu  que   c'est  sous 
les  raemes  r^serves.  ||  M.  I'Ambassadeur  de  France  n'a  pas  accept6  d'une  fagou 
definitive,  sous  le  rapport  du  regime  de  la  navigation,  l'assimilation  au  Cougo 
et  ä  ses  affluents,  des  fleuves  et  rivieres  qui  deboucbent  dans  l'Ocean  Atlan- 
tique  entrc  Sctte-Camma  et  la  Loge.     Sou  Excellence  a  annonce,  sur  ce  sujet, 
une  reserve  destinöe  k  figurer  au  Protocole. 

Art.  IV.  Cet  Article  a  sa  raison  d'etre  dans  la  nature  raeme  de  la  con- 
forination  physique  du.continent  Africain  dont  presque  toute  la  partie  centrale 
constitue  un  plateau  eleve  s'abaissant  plus  ou  moins  brusquement  vers  la  mer. 
Pres  de  soixante  lieues  de  clmtes  et  de  rapides  söparent  le  cours  moyen  du 
Congo  du  vaste  estuaire  qui  eu  forme  la  section  inferieure.  Cette  circonstance 
explique  que  depuis  quatre  siecles  qu'elle  est  counue,  cette  puissante  artere 
est  restee  dans  la  plus  grande  partie  de  son  cours  ä  peu  pres  sterile  pour 
le  commerce  du  monde  et  la  civilisation  de  l'Afrique.  ||  L'Article  IV  introduit 
dans  le  droit  international  une  idee  nouvelle  qui  sera  certainement  envisagee 
comme  uu  progres.  II  considere  comme  une  d^pendance  du  fleuve  le  chemin 
de  fer,  la  route  ou  le  canal  qui  viendrait  ä  etre  substitue  ä  la  partie  obstruee 
de  son  cours  et  il  etend  sur  cette  voie  supplementaire  la  merae  protection 
internationale.  |1  Cette  assirailation  n'a  souleve  aucune  objection.  ||  Mais  suffit- 
elle?  Le  but  de  la  Conference  scrait-il  veritablement  atteint  si  l'Acte  de 
Navigation  du  fleuve  ne  prevoyait  et  ne  hutait  en  merae  temps  la  construction 
d'uue  route  ou  d'un  chemin  de  fer  qui  assurät  ä  bref  delai  la  continuite  des 
Communications?  j]  Dans  le  but  de  donner  un  effet  pratique  aussi  prompt  que 
possible  aux  dispositions  de  l'Article  IV,  Tun  des  Plenipotentiaires  des  Iiltats- 
Unis,  Mr.  Sanford,  a  soumis  ä  la  Conference  une  proposition  qui,  dans  la 
forme  qui  lui  a  ete  donnee  en  dernier  lieu,  stipule  qu'une  route  devra  etre 
construite  dans  la  region  des  cataractes,  que  l'execution  de  ce  travail  sera 
confiee  au  Riverain  principalement  interesse,  et  qu'il  sera  etabli  une  servitude 
de  passage  indispensable  afin  de  permettre  au  chemin  de  fer  projete  d'atteindre 
sou  but  essentiel.  ||  La  discussion  de  cette  proposition  a  fait  ressortir  des 
divergences  de  vues.  Le  Sous-Comite,  apres  avoir  entendu  les  objections  de 
M.  le  Delegue  Portugais  et  constatö  que  plusieurs  de  ses  membres  etaient 
depourvus  d'iustructions  ä  ce  sujet,  s'etait  abstenu  de  se  prononcer,  laissant 
ce  soin  ä  la  Commission  elle-merae.  ||  La  question,  selon  MM.  les  Plenipoten- 
tiaires Portugais,  n'est  pas  müre,  le  terrain  pas  suffisamment  connu.  D'autres 
combinaisons  pourront  se  presenter  et  il  faut  en  tout  cas  tenir  compte  des 
droits  des  Etats  Riverains.  j|  M.  I'Ambassadeur  de  France  a  ete  d'avis  que  la 
question  se  presentera  avec  plus  d'opportunite  quand  la  Situation  territoriale 
sera  mieux  definie,  les  limites  des  Etats  tracees,  les  etudes  techniques  plus 
avancees.     Alors  les  interesses  pourront  se  concerter  pour  arrOter  l'execution 
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Nr.  8599.    ^'mj  plan,   en  donnant  au  besoin  les  garanties  financieres  necessaires.  11  MM. 

Konferenz-  '' 

Staaten.  Ics  Pleiiipotentiaires  d'Alleraagne  se  prononcent  en  faveur  de  la  proposition 
i8.Dec.is'54.  ^g  Mr.  Sanford,  sauf  ä  trouver  uue  redaction  acceptable  pour  tous  les  Inter- 
esses, en  partant  de  ce  point  de  vue  que  tout  le  monde  considere  la  jonction 
la  plus  prompte  possible  du  Haut-  et  du  Bas-Congo  comme  une  oeuvre  indis- 
pensable. II  Apres  que  M.  l'Ambassadeur  d'Angleterre  eut  manifeste  de  son 
cote  son  adh^sion  k  la  proposition  de  Mr.  Sanford,  Tun  des  Plenipotentiaires 

•  Beiges  a  fait  observer  que  la  jonction  des  deux  sections  navigables  du  Congo 

est  un  interet  sup^rieur  qui  doit  dominer  la  discussion.  L'ex6cution  du  Projet 
serait  confiee  ä  une  Puissance  Riveraine  determin^e;  c'est  un  mandat  semblable 
que,  dans  des  conditions  analogues,  le  Congres  de  Berlin  a  confie,  en  1878, 
ä  l'Autriche,  consider^e  comme  principale  Puissaiice  interess^e,  pour  la  cor- 
rection  du  Danube  aux  Portes  de  Fer,  apres  que  l'experience  avait  constate 
qu'une  entente  entre  les  Riverains  n'avait  pu  s'etablir  au  bout  de  sept  annees. 
Quant  ä  la  servitude  de  passage  prevue,  ce  serait  une  servitude  fructueuse, 
dont  tous  les  fitats  Riverains  profiteront  au  meme  titre,  surtout  si  des  trongons 
perpendiculaires  viennent  se  greffer  plus  tard  sur  la  voie  principale.  ||  Dans 
le  cours  du  debat,  Mr.  Sanford  avait  modifie  sa  proposition  en  ce  sens  qu'un 
delai  pourrait  etre  impose  pour  assurer  Texecution  des  travaux.  ||  Le  debat 
est  rest6  sans  conclusion.  La  Commission  ä  ete  d'avis  qu'il  pourrait  etre 
repris  devant  la  Conference,  sauf  ä  recherclier  dans  l'intervalle  si  une  autre 
formule  ne  pourrait  concilier  toutes  les  opinions. 

Art.  V.  Nous  avons  fait  connaitre,  dans  l'introduction  de  ce  Rapport, 
que  le  Congres  de  Paris  a  et6  amene,  en  1856,  ä  charger  une  Commission 
Europeenne  des  mesures  h  prendre  pour  ameliorer  les  conditions  de  navigabi- 
lite  du  Danube  et  que,  par  ses  Services,  celle-ci  a  justifie  l'attente  des  Gou- 
vernements et  du  commerce.  ||  Dans  ces  derniers  temps,  l'id^e  de  creer  une 
Institution  analogue  sur  le  Congo  a  ete  emise  de  divers  cotes  et  eile  a  trouve 
une  expression  pratique  dans  le  Projet  d'Acte  de  Navigation  prepare  par  le 
Gouvernement  Imperial  Allemand.  i|  Votre  Commission  l'a  adoptee  sans  dis- 
cussion. Si  des  d^bats  ont  surgi,  ils  ont  surtout  port^,  comme  vous  le  verrez 
plus  loin,  sur  le  caractere  du  mandat  qui  serait  confere  k  la  Commission 
Internationale  ainsi  que  sur  la  nature  et  les  limites  de  ses  attributions.  ||  Les 
Puissances  Signataires  de  l'Acte  de  Navigation  auront  la  faculte,  mais  non 
l'obligation,  de  se  faire  representer  dans  la  Commission  Internationale.  ||  Le 
paragi-aphe  final  de  l'Article  V,  introduit  sur  la  proposition  de  M.  le  Pleni- 
potentiaire  des  fitats-Unis,  est  destine  ä  prevenir  les  abus  qui  pourraient  naitre 
de  l'exageration  des  traitements  ou  du  nomb're  excessif  des  agents  et  employes 
de  la  Commission  Internationale.  II  a  de  plus  ete  entendu,  sur  des  obser- 
vations  presentees  par  M.  l'Ambassadeur  d'Autriche-Hongrie  et  par  M.  le 
Plenipotentiaire  de  Russie,  que  les  Puissances  Signataires  de  l'Acte  de  Navi- 
gation, comme  aussi  celles  qui  y  adhereront  ultörieurement,  resteront  juges 
du  momeut  oü  il  leur  conviendra  de  se  faire  representer  dans  la  Commission 
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Internationale,  et  quc  leurs  Delegu^s,   quelle  que  soit  l'epoque   de  leiir  nomi-    Nr.  ssoo, 

,     ,       ..  ,  1  *  -1  ,  ,, ,  ,  .  Konferenz- 

aation,  seront  traites  sur  le  memo  pied  que  leurs  collegues  plus  anciens.  Staaten. 

Art.  VI.  Cet  Article,  qui  ne  figurait  pas  ydans  le  Projet  qui  a  servi  dei^-^ö^iss*. 
base  aux  discussions  de  la  Sous-Commission,  est  du  ä  rinitiativc  de  M.  Ic 
Delegu6  Beige.  La  formule  presentee  par  celui-ci,  dans  sa  premiere  partie, 
declarait  la  Coraraission  Internationale  independante  de  l'autorite  territoriale, 
et,  dans  la  seconde,  accordait  le  bönefice  de  l'exterritorialite  aux  agents  nomraes 
par  cette  Coramission.  On  a  fait  observer,  h  l'appui  de  cette  proposition,  quc 
le  preambule  visant  le  Traite  de  Paris  et  specialement  le  regime  Danubien, 
11  semblait  impossible  de  donner  ä  la  Commission  Internationale  du  Congo 
une  Situation  inferieure  ä  celle  qu'une  serie  concordante  de  dispositions  Euro- 
pöennes  avait  attribuee  h  la  Commission  du  Bas-Danube.  ||  Cette  derniere  est 
souveraine  sur  les  eaux  de  la  section  inferieure  du  fleuve,  et  c'est  le  Congres 
de  Berlin  qui  a  affirme,  eu  1878,  cette  souverainete  en  des  termes  dont  la 
reproduction  ideutique  etait  proposee  pour  la  Commission  Internationale  du 
Congo.  II  s'agissait  non  de  donner  ä  l'autorite  qui  va  sc  constituer  une  attri- 
bution  nouvelle,  mais  plutöt  de  definir  sou  caractere  public,  de  fixer  le  mode 
de  son  existence,  et  de  lui  assurer  les  garanties  indispensables  pour  l'accom- 
plissement  de  son  mandat.  |1  M.  le  Delegue  de  la  France  dans  la  Sous-Com- 
mission ne  s'etait  pas  ränge  ä  ces  vues.  II  etait  d'avis  que  la  Commission 
Europeenne  du  Danube  etait  une  exception,  que  le  type  n'en  pouvait  etre 
geueralise,  qu'au  surplus  la  disposition  proposee  etait  inutile  et  faisait  double 
emploi  avec  l'Article  VIII  oü  les  attributions  de  la  Commission  Internationale 
sont  nominativement  determinees.  II  ajoutait  que  le  regime  applique  au  Da- 
nube avait  un  caractere  special  et  que  son  extension  ne  se  justifiait  pas  au 
Congo,  oü  il  fallait  avant  tout  faire  appel  ä  l'initiative  des  Etats  Riverains.  ]| 
Ces  arguments  fureut  contestes  par  M.  le  Delegue  Beige  qui  soutenait  qu'un 
regime  reconuu  excellent  pour  le  Danube,  accepte  comme  un  bienfait  par  toutes 
les  nations,  consacre  par  une  serie  continue  de  decisions  Europeennes,  devait 
convenir  ä  fortiori  au  Congo  oü  il  n'existait  qu'une  civilisation  embryonnaire. 
II  insistait  sur  cette  consideration  qu'il  etait  inadmissible  que,  faute  d'inde- 
pendance,  un  pouvoir  institue  par  les  Puissances  Maritimes  des  deux  mondes, 
dans  un  iuteret  superieur  de  civilisation,  put  etre  expose  au  danger  de  voir 
toute  son  action  paralysee  par  la  resistance  meme  d'un  seul  Riverain.  ||  A  la 
suite  de  cet  echange  d'observations  et  moyennant  certaines  attenuations  de 
son  texte,  la  proposition  avait  obtenu  l'adhesion  de  plusieurs  des  membres  de 
la  Sous-Commission.  M.  Cordeiro,  Delegue  Portugals,  avait  de  son  cöte  fait 
des  reserves  explicites  au  point  de  vue  de  Tindependau-'e  des  fitats  Riverains. 
II  D'apres  sa  formule  primitive,  l'Article  VI  investissait  la  Commission  Inter- 
nationale, ses  agents  et  ses  etablissements  du  privilege  de  l'exterritorialite. 
Cette  prerogative  ayant  paru  trop  ctendue,  on  y  avait  substitue,  ä  la  Suggestion 
de  Sir  Travers  Twiss,  la  garantie  personnelle  de  l'inviolabilite.  ||  Le  texte 
adopte  par  le  Sous-Comite  etant  revenu  devant  la  Commission,  le  meme  debat 
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KonfermL  ^'^'  ^^^  TOuvert  et  ä  peil  pres  dans  les  memes  termes.  Sur  la  proposition  de 
Staaten.  M.  le  Baron  de  Courcel,  la  Commission  a  decide  alors  de  reserver  la  pre- 
i8.Dec.i884.jni^re  proposition  de  l'Article  VI  —  celle  qui  traite  de  la  position  de  la 
Commission  Internationale  ä  l'egard  des  autoritös  territoriales  —  pour  en 
reprendre  l'examen  apres  qu'il  aurait  ete  statue  sur  TArticle  VIII,  qui  enumere 
les  attributions  de  la  meme  Commission.  Cette  procedure  a  ete  admise,  et 
la  seconde  partie  de  FAiticle  VI  qui  confere  l'inviolabilite  aux  membres  de 
la  Commission  et  ä  leurs  agents  dans  l'exercice  de  leurs  fonctions,  en  etendant 
le  meme  privHege  ä  leurs  Offices,  bureaux  et  archives,  a  ensuite  ete  adoptee 
Sans  debat.  (|  M.  le  Plenipotentiaire  de  Russie  n'a  adhere  ä  l'Article  VI  — 
ainsi  qu'aux  Articles  VII,  IX  et  XIII  que  sous  le  benefice  des  reserves  qu'il 
fera  en  Conference  et  qui  seront  inserees  au  Protocole. 

Art.  VII.  Le  premier  paragraphe  de  cet  Article  donne  lieu  ä  une  seule 
Observation.  Les  termes  "sur  les  lieux"  qui  figuraient  dans  le  texte  primitif 
ont  ete  supprimes.  Ce  n'est  pas  que  l'on  ait  ete  d'avis  que  la  Commission 
pourrait  sieger  utilement  ailleurs  que  sur  les  bords  memes  du  Congo;  mais 
on  a  voulu  tenir  compte  de  certaines  difficultes  qui  pourront  se  presenter  au 
debut  et  rendre  provisoirement  quelque  latitude  indispensable.  \\  D'apres  le 
second  paragraphe,  les  Reglements  Organiques  devront  etre  elabores  imme- 
diatement.  Plusieurs  membres  de  la  Commission  ont  demande  qu'on  fixät  un 
delai  qui  ne  pourrait  exceder  un  an.  Le  terme  adopte  doit  s'interpröter  en 
ce  sens  que  l'elaboration  des  Reglements  sera  l'une  des  premieres  täches  dont 
la  Commission  aura  ä  s'occuper.  ||  Le  troisieme  paragraphe  a  souleve  d'assez 
longs  debats.  MM.  les  Plenipotentiaires  des  Pays-Bas  et  de  la  France  ont 
voulu  reserver  ä  leur  Gouvernement  la  faculte  d'approuver  tous  les  Reglements 
Organiques,  ainsi  que  les  Tarifs.  M.  le  Plenipotentiaire  de  la  Grande-Betragne, 
craignant  que  ce  Systeme  n'entrainät  des  retards  excessifs,  a  propose  que  la 
Commission  votät  dans  ce  cas  aux  deux  tiers  des  suffrages,  et  que  l'appro- 
bation  des  Gouvernements  fut  presum^e,  s'ils  ne  reclamaient  dans  les  six  mois. 
Les  memes  vues  et  les  memes  preoccupations  ont  determine  Tun  des  Pleni- 
potentiaires de  l'Allemagne  ä  proposer  un  delai  d'un  an,  attendu  qu'il  lui 
semblait  inadmissible  qu'un  seul  fitat  püt  avoir  la  faculte  indefinie  de  para- 
lyser l'action  de  tous  les  autres.  Ce  dernier  terme  n'a  pas  ete  admis.  La 
Commission  arretera  donc  les  Reglements  Organiques  et  les  Tarifs  ä  la  simple 
majorite;  les  Gouvernements  repr^sentes  auront  le  droit  de  les  approuver  avant 
leur  mise  en  vigueur,  mais  ils  s'engagent  ä  faire  conuaitre  leur  avis  dans  le 
plus  bref  delai  possible,  ||  Aux  termes  du  paragraphe  4,  les  infractions  aux 
Reglements  seront  reprimees  par  les  agents  de  la  Commission  Internationale 
lä  oü  eile  exerce  directement  son  autorite,  et  ailleurs  par  la  Puissance  Rive- 
raine.  ||  M.  l'Arabassadeur  d'Angleterre  a  pense  que  cet  Article  pourrait  etre 
utilement  complete  par  une  disposition  creant  un  mode  d'appel  pour  les  per- 
sonnes  qui  se  croiraient  16s6es  dans  leurs  personnes  ou  leurs  droits  par  un 
abus  de  pouvoir  ou  une  injusticc  de  la  part  d'un  agent  ou  d'un  employe  de 
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la  Commission  Internationale.     La  proposition  de  son  Excellence  a  ^te  admise   ^'■-  ^^^^• 

Konforenz- 

ct  forme  le  dcrnier  paragraphc  de  lArticle  VII.  Staaten. 

Art.  VIII.  Cct  Article,  en  tant  qu'il  definit  les  principalcs  attributions^'^-^""-^^^'*' 
de  la  Commission  Internationale,  est  d'unc  incontestable  importance.  La  dis- 
cussiou  dont  il  a  ete  l'objet  n'a  pas  fait  ressortir  des  differences  notables  de 
vues  entre  les  Representants  des  Puissauces,  tant  dans  la  Sous- Commission 
que  dans  la  Commission  elle-mcme.  ||  Voici  en  substance  l'economie  de 
l'Article  VIII: —  ||  §  1.  La  Commission  Internationale  designe  les  travaux  h 
faire  dans  l'interet  de  la  navigatiou:  elles  les  execute  lä  oü  eile  est  souveraine, 
QU  s'entend,  pour  les  executer,  avec  les  Pouvoirs  Riverains  dans  les  lieux  oü 
il  en  existe.  j|  §  2.  Le  Projet  vote  par  la  Commission  attribue  aux  Riverains 
la  fixation  des  Tarifs  de  port,  de  quais,  de  magasins  &c.,  sans  aucune  Inter- 
vention de  la  Commission  Internationale,  ä  condition  que  ces  Tarifs  soient 
purement  compensateurs,  conformement  aux  prescriptions  de  FArticle  IL  ||  La 
Commission  Internationale  arrete  de  son  cote  les  Tarifs  du  pilotage  et  ceux 
des  droits  de  navigation.  ||  §  3.  Ce  paragraphe  concerne  la  gestion  des  recettes» 
li  §  4.  Pour  l'etablissement  quarantenaire  dont  la  creation  est  prevue  ä  l'em- 
bouchure  du  fleuve,  le  terme  de  "controle"  fait  place  ä  celui  de  "surveillance", 
qui  implique  une  Intervention  moins  etendue,  C'est  ä  la  demande  de  M.  l'Ambas- 
sadeur  de  la  Grande-Bretagne  que  cette  Substitution  a  eu  lieu.  ||  §  5.  Ce  para- 
graphe regle  la  nomination  des  agents  relevant  de  la  Commission  Internationale 
et  Celle  des  fonctionnaires  dependant  des  autorites  locales.  |j  L'alinea  final  re- 
produit,  avec  certaines  modifications  de  forme,  la  premiere  proposition  de 
l'ancien  Article  IV,  d'abord  reservee.  La  Commission  Internationale,  dans 
l'exercice  de  ses  attributions  telles  qu'elles  sont  definies  et  limitees  par 
l'Article  VIII,  ne  dependra  pas  de  l'autorite  territoriale. 

Art.  IX.  En  permettant  ä  la  Commission  Internationale  de  recourir,  au 
besoin  et  pour  l'accomplissement  de  sa  täche,  aux  bätiments  de  guerre  des 
Puissances  Signataires  de  l'Acte  de  Navigation,  l'Article  IX  ne  fait  que  re- 
produire  une  disposition  dejä  en  vigueur  ä  l'embouchure  du  Danube.  II  en 
serait  autrement  qu'une  teile  stipulation  serait  justifiee,  dans  son  application 
au  Congo,  par  la  necessite  de  protöger  les  commergauts,  les  factoreries,  ou 
les  navires  contre  les  entreprises  des  pirates  ou  dans  les  conflits  avec  les 
indigenes.  ||  L'appel  aux  navires  de  guerre  ne  pourra  toutefois  avoir  le  caractere 
d'une  requisition.  II  restera  subordonne  aux  instructions  que  les  Commandants 
tiendraieut  de  leur  Gouvernement. 

Art.  X.  Le  precedent  du  Danube,  fleuve  dans  lequel  les  navires  de  guerre 
ne  peuvent  penetrer,  n'est  plus  applicable  ici.  Les  bätiments  armes  aurout 
uu  libre  acces  au  Congo  et  dans  les  eaux  qui  y  sont  assimilees,,  sauf  les  dispo- 
sitions  qui  regissent  la  neutralite  en  temps  de  guerre.  Quant  au  paiement  ou 
a  l'exemption  des  taxes,  la  marine  de  guerre  y  sera  traitee  d'apres  des  pre- 
scriptions aujourd'hui  de  droit  commun. 

Art,  XI.    Ainsi  que  nous  l'avons  dit  en  commentant  l'Article  II,  des  taxes 
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Staaten.  laites  daiis  1  interet  de  la  navigation.  \\  Aux  termes  de  lArticle  VIII,  11  appar- 
i8.Dec.issi.  tiendra  ä  la  Commission  Internationale  de  designer  les  travaux  propres  ä 
assurer  la  navigabilite  du  Congo  selon  les  besoins  du  commerce  gen^ral.  [[ 
Ces  travaux  seront  executes  par  la  Commission  Internationale  sur  les  sections 
du  fleuve  oü  aucune  Puissance  ii'exercera  des  droits  de  souverainete;  sur  les 
sections  occupees  par  une  Puissance  Souveraine,  la  Commission  Internationale 
s'entendra  avec  l'autorite  territoriale.  1|  A  l'aide  de  quelles  resources  financieres 
pourvoira-t-elle  aux  depenses  des  travaux  dont  la  construction  pourra  lui  in- 
coraber?  ||  Elle  disposera,  d'apres  l'Article  VIII,  des  revenus  que  lui  procure- 
ront  le  Tarif  du  pilotage  et  le  Tarif  general  des  droits  de  navigation.  Mais 
ces  revenus  suffiront-ils  ä  ses  besoins?  Dans  tous  les  cas,  ils  suivront,  mais 
ne  precederont  pas  la  depense  qu'occasionnerait  I'execution  des  travaux  dont 
il  s'agit.  II  L'on  a  ete  ainsi  conduit  ä  prevoir  le  cas  oü  la  Commission  Inter- 
nationale se  trouverait  dans  l'alternative  ou  de  surseoir  ä  Texecution  de  travaux 
que  reclamerait  l'interet  de  la  navigation  et  du  commerce,  ou  de  recourir  au 
credit  sous  forme  d'emprunts.  ij  La  questiou  des  emprunts  et  surtout  celle  de 
leur  garantie  ne  pouvaient  echapper  ä  notre  attention;  elles  toucbent  en  effet 
ä  des  considerations  d'un  caractere  particulier  et  dont  les  Gouvernements  ont 
ä  tenir  compte.  ||  D'apres  le  Systeme  propose  par  la  Sous-Commission,  la  Com- 
mission Internationale  ne  devait  negocier  d'emprunt  qu'avec  l'autorisation  for- 
melle des  Governements  y  representes.  ||  Cette  disposition  impliquait  necessaire- 
ment  un  accord  unanime.  M.  le  Plenipotentiaire  Beige  avait  emis  Topinion 
qu'il  conviendrait  d'ajouter  que  dans  le  cas  oü  les  Gouvernements  jugeraient 
ä  propos  de  garantir  de  tels  emprunts,  ils  ne  devraient  etre  tenus  que  pro- 
portionnellement  ä  la  part  de  leur  pavillon  dans  la  navigation  du  fleuve.  Cette 
base  de  repartition,  quoique  uon  inseree  dans  le  Projet  d'Article,  avait  paru 
generalement  devoir  etre  admise.  ||  Au  cours  de  l'examen  de  l'Article  dans  la 
Commission  meme,  des  objections  multiples  se  sont  produites.  Les  Plenipo- 
tentiaires  des  fitats-Unis  et  des  Pays-Bas  ont  decline  toute  garantie  financiere. 
M,  le  Plenipontiaire  Beige,  en  expliquant  les  resolutions  de  la  Sous-Commission, 
a  etabli  qu'il  etait  bien  entendu  qu'en  aucun  cas  les  Gouvernements  ne  seraient 
tenus  comme  debiteurs  ou  comme  garants  que  moyennant  leur  consentement 
individuel.  M.  l'Ambassadeur  d'Angleterre  a  demande  que  la  Commission  füt 
autorisee  ä  conclure  directement  des  emprunts,  moyennant  la  majorite  des 
deux  tiers  des  voix  et  sans  Obligation  pour  la  minorite.  L'un  des  Pleuipo- 
tentiaires  de  l'Allemagne,  M.  de  Kusserow,  a  declare  de  son  cote  que  cbacun 
devait  rester  libre,  mais  qu'il  fallait  cependant  empecher  qu'une  Puissance, 
par  son  refus,  püt  paralyser  l'action  des  autres.  ||  L'examen  de  cet  Article  a 
ctc  repris  au  cours  memo  de  la  lecture  du  Rapport  et  a  abouti  ä  certaiues 
dispositions  nouvelles.  Des  doutes  avaient  surgi  quant  a  l'etendue  des  pouvoirs 
de  la  Commission  Internationale  en  matiere  d'emprunts,  ainsi  qu'au  degre  de 
responsabilitc  resultant,  pour  les  Gouvernements,   du   vote   qui  serait  emis  ä 
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ce  sujet  par  leur  Representant  dans  la  Commission.  Si  ce  vote  est  affirmatif,  N'f-  8599. 
cree-t-il  pour  l'Etat  une  Obligation  financiere  ou  au  moiiis  morale?  s'il  est  Staaten  ' 
negatif,  appartient-il  a,  la  majorite  de  lier  les  GouvernemeDts  en  minorite?  i8.D6c.i884. 
L'incertitude  procedait  de  la  clause  finale  du  premier  paragraphe  de  l'Article  XI, 
qui  oblige  les  mcmbres  de  la  Commission,  avant  de  statuer  sur  une  proposition 
d'emprunt,  de  se  munir  de  l'autorisation  de  leur  Gouvernement.  L'fitat  qui 
a  donne  cette  autorisation ,  n'a-t-il  pas  contracte  de  fait,  meme  en  dehors  de 
toute  Convention  de  garantie,  une  Obligation  jilridique?  ||  Dans  la  pensee  de 
la  Commission,  cette  question  devait  etre  resolue  negativement;  mais  afin  de 
prevenir  toute  meprise  et  de  fixer  nettement  Interpretation  du  premier  para- 
graphe de  l'Article  XI,  M.  le  Plenipotentiaire  d'Espagne  a  propose  de  sup- 
primer  les  termes  "avec  l'autorisation  des  Gouvernements  y  representes." 
MM.  les  Plenipotentiaires  de  France,  de  Belgique,  des  fitats-Unis  et  de 
l'Allemagne  se  sont  rallies  ä  cette  suppression;  M.  l'Ambassadeur  d'Angleterre 
a  fait  toutefois  observer  que  des  resolutions  aussi  graves  que  la  conclusion 
d'un  emprunt  ne  devraient  pas  pouvoir  etre  prises  par  les  Commissaires  Inter- 
nationaux,  sans  etre  munis  de  pouvoirs  speciaux.  Mais  on  a  repondu  qu'il 
serait  a  la  fois  conforme  d'une  part  aux  interets  des  Gouvernements  qui 
echapperaient  ainsi  ä  toute  responsabilite,  et  d'autre  part,  aux  exigences  de 
la  Situation  qui  pourrait,  pour  des  travaux  urgents,  reclamer  des  ressources 
immediates,  que  la  Commission  Internationale  eüt  une  personnalite  distincte 
qui  put  contracter  pour  et  par  elle-meme  en  n'engageant  que  son  propre  avoir. 
Ce  point  de  vue  ayant  prevalu,  il  a  ete  decide  que  l'Article  subirait  trois 
modifications.  Au  paragraphe  1,  on  intercalerait  apres  le  terme  "negocier" 
les  mots  "en  son  nom  propre;"  les  expressions  finales  du  meme  paragraphe  1: 
"avec  l'autorisation  des  Gouvernements  y  representes"  seraient  remplacees  par 
celles-ci:  "exclusivement  gages  sur  les  revenus  attribues  h  la  dite  Commission;" 
enfin,  au  paragraphe  2,  on  substituerait  aux  termes:  "la  garantie"  les  termes 
plus  precis:  "aucune  garantie  ni  solidarite  ä  l'egard  .  .  .  ."  ||  Voici  en  conse- 
quence  le  Systeme  dont  la  Commission  propose  la  sanction  ä  la  Conference, 
Systeme  qui  se  ramene  ä  ces  deux  alternatives: —  ||  1.  La  Commission  Inter- 
nationale constitue  un  corps  ayant  une  personnalite  juridique  propre  qui  peut 
comme  tel  contracter  des  emprunts  en  son  nom  collectif,  en  engageant  exclu- 
sivement ses  ressources  et  son  domaine.  ||  Quand  la  Commission  usera  de  cette 
faculte,  eile  sera  tenue  de  statuer  aux  deux  tiers  des  voix;  mais  ses  membres 
n'engageut  que  l'avoir  de  la  Commission  et  les  Gouvernements  qu'ils  repre- 
sentent  n'assument  de  ce  chef  aucune  Obligation  quelconque.  ||  2.  Si  un  emprunt 
decrete  par  la  Commission  Internationale  ä  la  meme  majorite  des  deux  tiers 
des  voix,  n'est  realisable  que  sous  la  garantie  d'un  ou  plusieurs  des  Etats 
Signataires,  la  garantie  ne  sera  acquise  que  moyennant  une  Convention  speciale 
individuellement  consentie  et  souscrite  par  chacune  des  Puissances  Garantes.  || 
L'on  s'est  demande  s'il  ne  conviendrait  pas  de  soumettre  ä  une  surtaxe  les 
navires  appartenant  ä  des  Puissances  qui  n'auraient  pas  cru  devoir  accorder 
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KontMmi  ^^^^  garantie  ä  des  emprunts  contractes  par  la  Commission  Internationale. 
Staaten.  Votre  Commission  s'est  prononcee  pour  la  negative.  II  lui  a  paru  que  ces 
i8.Dec.i8s-i.j.epresailles  d'une  espece  particuliere  s'accorderaient  mal  avec  l'esprit  des  actes 
de  la  Conference,  qui  resiste  aux  traitements  differentiels.  La  surtaxe  attein- 
drait  d'ailleurs,  et  contrairement  ä  nos  intentions,  le  pavillon  des  Etats  qui 
ne  seraient  pas  representes  dans  la  Commission  Internationale,  ou  qui  n'auraient 
pas  encore  adhere  ä  nos  rösolutions.  M.  l'Ambassadeur  d'Autriche  a  ajoute 
que  la  precaution  avait  perdu  son  utilite  ä  la  suite  des  remaniements  qu'a 
subis  l'Article,  et  qui  laissent  aux  Gouvernements  la  liberte  absolue  de  leurs 
determinations  ä  l'egard  des  emprunts. 

Art.  XII.  Un  etablissement  quarantenaire  sera  fonde  aux  embouchures  du 
Congo,  soit  par  l'initiative  des  Puissances  Riveraines,  soit  par  l'intervention  de 
la  Commission  Internationale.  Ce  dernier  cas  implique  une  entente  entre  les 
parties.  |1  Le  controle  sanitaire  ä  exercer  sur  les  bätiments  dans  le  cours  de  la 
navigation  fluviale  fera,  s'il  j  a  lieu,  l'objet  d'une  decision  ulterieure  des  Puissances. 

Art.  XIII.  Cet  Article  a  une  portee  consid^rable;  il  a  occupe  la  Com- 
mission pendant  plusieurs  s^ances,  et  donne  lieu  k  des  discussions  approfondies. 
Son  objet  est  d'etendre  dans  la  mesure  du  possible,  au  temps  du  guerre,  les 
garanties  stipulees  pour  le  temps  de  paix  et  d'assurer,  meme  au  cours  d'hosti- 
lites  eventuelles,  la  liberte  du  commerce  et  de  la  navigation  sur  le  Congo, 
ses  affluents,  ainsi  que  sur  les  voies  de  communication  qui  leur  sont  assimilees. 
Ij  Trois  formules  de  redaction  sc  sont  trouvees  en  presence  pour  traduire  cette 
pens^e.  |j  La  premiere,  preparee  par  le  Gouvernement  Imperial  Allemand,  pro- 
clame  la  neutralite  du  fleuve  et  des  voies  assimilees,  impose  aux  Puissances 
Signataires  l'obligation  de  respecter  et  de  faire  respecter  cette  neutralite, 
stipule  le  maintien,  malgre  l'etat  de  guerre,  de  toutes  les  dispositions  edictees 
par  l'Acte  de  Navigation  sauf  pour  la  contrebande  de  guerre,  neutralise  le 
personnel,  les  ouvrages  et  les  etablissements  de  la  Commission  Internationale, 
sous  la  garantie  du  respect  et  de  la  protection  des  belligerants,  et  Charge  la 
Commission  Internationale  elle-meme  de  veiller  au  maintien  de  cette  neutralite. 
I)  La  seconde  formule,  remise  par  le  Representant  de  la  Belgique,  ne  s'ecarte 
de  la  premiere  qu'en  tant  qu'elle  complete  l'enumeration  des  voies  assimilees 
au  fleuve,  qu'elle  reserve  les  obligations  speciales  derivant  pour  la  Belgique 
de  sa  propre  neutralite  —  qu'elle  stipule  explicitement  le  maintien,  pendant 
l'etat  de  guerre,  des  dispositions  de  l'Acte  de  Navigation  au  profit  de  belli- 
gerants aussi  bien  que  des  neutres  —  et  enfin  qu'elle  prevoit,  en  cas  d'hosti- 
lites  entre  les  Riverains,  Intervention  officieuse,  l'offre  de  m^diation  de  la 
Commission  Internationale.  ||  La  troisieme  formule,  introduite  par  la  Grande- 
Bretagne,  est  congue  sur  d'autres  bases;  eile  elimine  le  terme  meme  de  neu- 
tralite qu'elle  remplace  par  l'engagement  de  maintenir,  en  temps  de  guerre, 
la  liberte  de  la  navigation.  Cette  proposition  a  revetu  deux  formes;  la  seconde, 
plus  compiete,  plus  explicite  que  la  premiere,  se  resume  ainsi:  La  navigation 
du  Congo,   de  ses  affluents,  des  voies  assimilees,  ainsi  que  de  la  mer  ä  une 
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distinction  par  consöquent  entre  les  belligerants  et  les  neutres.  Les  routes^s-^ö'^-is^^- 
terrestres  sont  placees  sous  un  regime  analogue.  Le  commerce  de  la  contre- 
bande  de  guerre  est  excepte;  la  fourniture  de  houille  aux  bätiments  de  guerre 
belligerants  est  soumise  ä  certaines  restrictions  speciales  que  les  Puissances 
emettraient  le  voeu  de  voir  sanctionner  par  des  mesures  repressives.  Les 
dispositions  de  l'Acte  de  Navigation  restent  en  vigueur,  sauf  pour  le  transport 
des  munitions  de  guerre.  Le  personnel,  les  ouvrages  et  les  etablissements 
de  la  Commission  Internationale  seront  respectes  par  les  belligerants.  ||  Sous 
des  formes  diverses,  ces  trois  textes  concordent  dans  leurs  dispositions  fonda- 
mentales  et  s'inspirent  du  meme  esprit.  C'est  ce  qui  a  fait  naitre  la  pensee 
de  les  fondre  dans  une  redaction  transactionnelle  qui  contiendrait  tous  les 
Clements  sur  lesquels  Taccord  paraissait  acquis  des  le  principe  au  sein  de  la 
Commission.  D'apres  ce  nouveau  texte  l'Acte  de  Navigation  est  maintenu 
pendant  l'etat  de  guerre.  La  navigation  du  Congo,  de  ses  affluents,  ainsi  que 
de  la  mer  territoriale  en  face  de  l'embouchure  du  fleuve  demeure  libre  pour 
l'usage  comraercial.  Le  meme  regime  s'etend  aux  voies  de  communication 
assimilees.  Les  articles  reputes  contrebande  de  guerre  par  le  droit  des  gens 
sont  exceptös  de  ce  regime.  Le  personnel,  les  ouvrages  et  les  etablissements 
de  la  Commission  Internationale  sont  neutralises;  les  belligerants  s'engagent  k 
les  respecter  et  ä  les  proteger.  ||  Deux  points  seulement  de  cette  formule  ont 
souleve  quelques  observations  de  la  part  des  Representants  de  la  Grande- 
Bretagne.  L'un  a  trait  ä,  l'obligation  de  proteger  les  etablissements  inter- 
nationaux  qui  pourraient,  craint-on,  etre  utilises  de  la  sorte  pour  des  buts  de 
guerre;  l'autre  concerne  l'omission  du  regime  special  prevu  pour  le  charbon 
dans  la  proposition  Anglaise.  ||  Mais  avant  d'aborder  la  discussion  de  ces 
objections,  la  Commission  a  examine  une  proposition  plus  etendue  presentee 
par  M.  le  Ministre  des  !fitats-Unis.  ||  Aux  termes  de  ce  Projet,  ce  ne  seraient 
plus  seulement  le  fleuve,  les  eaux  assimilees,  les  routes,  qui  seraient  neutra- 
lisees  en  temps  de  guerre;  tous  les  territoires  qui  fönt  partie  du  bassin  con- 
ventionnel  du  Congo,  tel  qu'il  est  delimite  ä  l'Article  1^'  de  la  Declaration 
sur  la  liberte  commerciale,  seraient  places  sous  le  meme  regime.  Tout  acte 
d'hostilite  dans  ces  contrees  seraient  interdit  aux  belligerants;  aucun  article 
qualifie  de  contrebande  de  guerre  ne  pourrait  leur  etre  fourni.  Enfin,  les 
Puissances  Signataires  acquerraient  le  droit  de  faire  respecter  cette  neutralite. 
I  Dans  un  Memoire,  dont  il  a  donne  lecture  ä  la  Commission,  Mr.  Kasson 
explique  et  justifie  sa  proposition.  II  ne  pretend  pas  exclure  absolument 
l'hypothäse  d'une  guerre  entre  Puissances  Riveraines  du  Congo;  mais  il  vou- 
drait  erapecher  que  des  Puissances  d'Europe  ou  de  rAmerique,  qu'elles  aient 
ou  non  des  possessions  dans  le  Bassin  du  Congo,  y  transportassent  le  theätre 
de  leurs  hostilites  eventuelles.  Les  guerres  coloniales  ont  considerablement 
entrave  et  longtemps  paralyse  l'essor  des  Colonies  Americaines.     La  meme 
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Staaten,    efforts  qui  seront  faits,  que  les  etablissements  qui  pourront  etre  crees  ä  grands 

18. Dec.issi.  frais  par  des  neutres  dans  les  £tats  du  Cougo,  puissent  etre  menaces  ou  d^truits 
par  des  competitions  et  des  lüttes  auxquelles  ces  Etats  eux-memes  seraient 
etrangers.  Afin  de  prevenir  tout  malentendu  sur  sa  pensee,  Mr.  Kasson  l'a 
traduite  en  des  termes  conformes  aux  esplications  de  son  Memoire  justificatif.  |i 
A  la  demande  de  M.  de  Kusserow,  les  jurisconsultes  qui  assistent  ä  la  seance 
sont  iuvites  ä  faire  connaitre  leur  sentiment.  M.  le  Professeur  Asser,  Delegue 
des  Pays-Bas,  appuie  la  motion  de  Mr.  Kassou,  pour  la  raison  que  la  liberte 
des  fleuves  en  temps  de  guerre  ne  se  comprend  pas  sans  celle  des  territoires. 
II  distiugue  entre  la  libertö  de  continuer  le  commerce  et  la  neutralite,  et  il 
rend  bommage  a  la  diplomatie  aidant  aux  progres  de  la  science  du  droit  inter- 
national. II  Sir  Travers  Twiss,  Delegue  Britannique,  pense  que  la  neutralite 
serait  difficile  ä  maintenir  en  Afrique  en  cas  de  guerre  entre  les  Puissances 
qui  y  possederaient  des  Colonies.  Mais  que  s'il  s'agit,  non  d'interdire  la  guerre, 
mais  d'en  circonscrire  le  tbeätre,  la  proposition  devient  pratique.  ||  M.  Engel- 
hardt,  Delegue  Franyais,  constate  que  Ton  est  d'accord  sur  le  maintien  de  la 
liberte  de  la  navigation  en  temps  de  guerre.  La  neutralite  appliquee  aux 
cours  d'eau  seulement  ne  lui  parait  pas  pouvoir  soulever  d'objection.  ||  A  la 
suite  de  ces  explications,  la  Commission  aborde  le  fond  du  debat.  M.  l'Am- 
bassadeur  d'Angleterre  declare  que  son  Gouvernement  est  pret  ä  souscrire 
l'engagement  propose  par  M.  le  Plenipotentiaire  des  Etats-Unis  et  l'acceptc 
dans  la  plus  grande  extension  qu'on  voudra  lui  donner.  M.  le  Comte  de  Hatz- 
feldt  s'exprime  dans  le  meme  sens  au  nom  de  l'Allemagne  qui  est  disposee  h 
etendre  aussi  loin  que  possible  l'immunite  que  l'on  a  en  vue.  M.  le  Pleni- 
potentiaire de  ritalie  partage  ce  sentiment.  II  hesite  ä  suggerer  un  arbitrage 
qui  semblerait  ne  pas  devoir  reunir  l'unanimite  des  votes;  mais  peut-etre  pour- 
rait-on  reprendre  la  clause  de  mediation  inseree  au  Protocole  No.  23  du  Con- 
gres  de  Paris  en  lui  pretant,  pour  cette  question  speciale,  une  plus  grande  effi- 
cacite.  II  met  cette  opinion  sous  le  patronage  de  M.  le  Chevalier  Mancini, 
dont  la  haute  competence  est  reconnue  aussi  dans  la  science  du  droit  inter- 
national. II  Le  Plenipotentiaire  de  Portugal,  M.  de  Serpa  Pimentel,  est  d'avis 
que  le  Projet  de  Mr.  Kasson  porte  atteinte  ä  la  souverainete  des  Etats  du 
Congo  ou  des  Puissances  qui  y  ont  des  Colonies.  Son  application  pourrait 
avoir  pour  effet  de  soumettre  le  territoire  d'un  meme  Etat  ou  d'une  memo 
Colonie  ä  deux  regimes  internationaux  differents,  s'il  etait  traverse  par  la 
ligne  de  dclimitation  du  Bassin  du  Congo.  Pour  ces  motifs  il  ne  saurait  s'y 
rallicr.  ||  M.  de  Kusserow  se  prononcc  dans  un  autrc  sens.  II  trouve  quo  la 
proposition  Americaine  s'inspire  de  la  pensee  meme  qui  a  pr^sidö  a  la  con- 
vocation  de  la  Conference.  Elle  est  conforme  ä  l'interct  commun.  II  s'agit 
simplcmcnt  de  prendrc  l'engagement  de  limitcr  le  champ  des  hostilites  futures, 
de  renoncer  ä  poursuivre  dans  le  Bassin  du  Congo  un  conflit  qui  aurait  eclate 
aillcurs.     Los  Etats  et  Colonies  du  Congo  ne  seraient  pas  impliques  dans  des 
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guerres  nc  Ics  concernant  pas.  Le  Plenipotentiaire  de  rAllemagne  appuiera  ^''-  ^599. 
toute  corabinaison  conc^uc  dans  cct  csprit.  ||  M,  le  Baron  Lambcrmont  dit  que  [Staaten. 
s'il  est  un  f.tat  qui  ait  'X  sc  montrcr  sympathiquc  au  principe  de  la  neutra- 1*^- ßoc.  1884. 
Ute,  c'est  assurement  la  Belgique,  qui  lui  doit  une  periode  deja  longue  de  paix 
et  de  prosperite.  II  fait  toutefois  reniarquer  que  si,  d'apres  la  proposition  de 
Mr.  Kasson,  il  s'agit  seulement  de  s'obliger  ä  ne  pas  faire  la  guerre  dans  le 
Bassin  du  Cougo,  la  Belgique  serait  dans  son  role  d'fitat  perpetuellement  neutre 
en  souscrivant  un  tel  engageraent.  ||  M.  l'Ambassadeur  de  France  eleve  des 
objections  contre  la  proposition  formulee  par  M.  le  Ministre  des  fitats-Unis. 
La  ueutialite,  dit-il,  ne  peut  revctir  que  deux  formes;  eile  est  ou  volontaire 
et  libre  ou  imposce  et  garantie.  II  ne  s'agit  pas  de  cette  derniere  et  la  pre- 
miere  ne  se  decrete  pas.  Des  lors,  la  mesure  proposee  serait  sans  valeur 
pratique.  Aucun  Gouvernement  belligerant,  ayant  des  possessions  dans  le 
Bassin  du  Congo,  ne  pourrait  s'y  soumettre.  On  ne  peut  reclamer  d'un  £tat 
belligerant  qu'il  se  prive  d'une  partie  de  ses  moyens  d'action.  M.  le  Baron 
de  Courcel  ajoute  qu'un  tel  engagement  ne  pourrait  etre  tenu.  Quand  un  fitat 
est  en  guerre,  il  la  fait  avec  toutcs  ses  ressourccs.  La  proposition  transaction- 
nelle  concernant  les  voies  uavigables  et  les  routes,  realise  tout  ce  qui  est  pra- 
ticable  dans  le  Projet  de  Mr.  Kasson.  Cette  proposition  est  dejä  un  tres  grand 
progres,  puisqu'elle  consacre  le  principe  de  l'inviolabilite,  sur  ces  eaux  et  ces 
routes,  de  la  propriete  privee  tant  bclligerante  que  neutre.  ||  M.  l'Ambassadeur 
d'Italie  constate  qu'il  s'agit  moins  de  neutraliser  le  Bassin  du  Congo  que  de 
prendre  un  engagement  en  vertu  duquel  les  Puissances  Signataires  renonce- 
raient  ä  se  faire  la  guerre  dans  ce  bassin.  C'est  la  securite  et  l'expansion 
du  grand  marche  qui  va  s'ouvrir  sur  les  bords  du  Congo,  ajoute  de  son  cote 
M.  de  Kusserow,  qu'il  s'agit  exclusivement  d'assurer.  ||  Au  terme  de  cet  echange 
de  vues,  M.  le  Plenipotentiaire  des  Etats-Unis  soutient  son  Projet.  II  declare 
qu'il  ne  vise  pas  les  guerres  en  Afrique,  mais  les  guerres  etrangeres  qui 
seraient  transferees  en  Afrique.  II  ne  s'agit  que  de  soustraire  le  Bassin  du 
Congo  a  des  conflits  qui  ne  le  concernent  pas  et  d'empecher  les  belligerants 
de  soulever  les  tribus  indigenes,  deja  trop  portees  ä  la  lutte  et  au  pillage. 
Notre  proposition,  dit-il,  n'est  pas  seulement  humanitaire,  eile  a  un  sens  tres 
pratique:  nous  ne  ferons  pas  la  guerre  dans  le  Congo,  mais  pour  la  securite 
de  notre  commerce  et  de  nos  etablissements,  nous  avons  interet  ä  ce  qu'ou 
ne  l'y  apportc  pas.  Mr.  Kasson  demande  toutefois  de  pouvoir  remancier  sa 
proposition  dans  Ic  but  de  tenir  compte  des  dissidences  qui  se  sont  raani- 
festees,  mais  en  maintenant  l'idee  fondamentale.  |}  Tel  etait  le  resultat  de  la 
discussion  ä  l'issue  de  la  seance  du  10  Decembre.  Avant  qu'elle  fut  reprise 
M.  l'Ambassadeur  de  France  a  propose  de  disjoindre  les  deux  propositions  en 
presence  relativement  au  regime  sous  lequcl  serait  place,  en  temps  de  guerre, 
le  bassin  conventionnel  du  Congo.  II  a  fait  remarquer  que  la  proposition 
primitive  formant  l'Article  XIII  du  Projet,  sans  distinction  de  formules,  con- 
ceruait  exclusivement  les  eaux  de  ce  bassin,  tandis  que  celle  de  M.  le  Pleni- 
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Nr.  S599.  poteiitiaire  des  £tats-Uuis  stipulait  pour  les  territoires.  La  disposition  relative 
suaten.  ^  rimmunite  en  temps  de  guerre  de  la  navigatiou  marchande  6tait,  du  reste, 
i8.Dec.iss4.  (jestinee,  ä  l'exception  du  paragraj^he  final,  ä  etre  appliquee  au  Niger  aussi 
bien  qu'au  Congo.  II  serait  donc  utile  d'arreter  le  texte  de  cet  Article  en 
preuant  pour  base  de  discussion  la  formule  dite  transactiomielle  qui  avait 
paru  traduire  fidelement  les  donnees  communes  aux  divers  systämes  proposes. 
II  M.  le  Plenipotentiaire  des  Etats-Unis  ne  s'est  pas  oppose  ä  cette  disjonction 
des  deux  Projets,  mais  il  a  fait  remarquer  que  sa  proposition,  congue  sur  un 
plan  plus  large,  enveloppait  l'autre  et  ferait,  si  eile  etait  acceptee,  double 
emploi  avec  la  premiere,  sauf  pour  le  cas  d'application  au  Niger.  |1  M.  1' Am- 
bassadeur de  France  ne  conteste  pas  cette  appreciation,  mais  ne  trouve  aucun 
inconvenient  ä  resoudre  separemeut  les  deux  questions.  La  clause  fluviale 
prendrait  place  dans  les  deux  Actes  de  Navigation;  celle  qui  concerne  la  neu- 
tralite  des  territoires  pourrait  former  un  Article  supplementaire  de  la  Decla- 
ration  sur  la  liberte  commerciale.  Les  deux  textes  seraient  correlatifs.  ||  La 
Commission  adopte  cette  procödure,  avec  la  reserve  demandee  par  M.  le  Pleni- 
potentiaire des  Etats -Unis  que  la  redaction  de  l'Article  XIII  pourrait  etre 
revisee  apres  qu'on  aurait  statue  sur  sa  proposition.  |[  L'examen  de  l'Article 
meme  n'a  revele  aucune  dissidence  essentielle.  Les  membres  de  la  Commission 
se  sont  trouves  unanimes  pour  souscrire  au  progres  cousiderable  qu'il  introduit 
dans  le  code  maritime  des  nations.  La  decision  que  la  Conference  est  appelee 
ä  prendre  ä  cet  egard  fera  sans  deute  epoque  dans  le  droit  international.  || 
Le  premier  paragraphe  de  l'Article  consacre  le  principe  de  la  liberte  en  temps 
de  guerre  du  pavillon  marchaud  de  tous  les  peuples,  tant  belligerants  que 
neutres,  sur  le  Congo,  ses  emboucbures,  ses  embranchements  et  affluents,  ainsi 
que  dans  la  mer  territoriale  qui  lui  fait  face.  C'est  une  sanction  nouvelle  et 
une  extension  importante  du  principe  de  l'inviolabilite  de  la  propriete  privee 
dans  les  conflits  internationaux.  Afin  d'elargir  encore  le  sens  pratique  de 
cette  disposition,  les  termes  "de  temps  de  guerre"  ont  ete  substituees  ä  ceux 
plus  restreints  „d'etat  de  guerre."  ||  Le  second  paragraphe  couvre  de  la  meme 
garantie  les  routes,  chemius  de  fer,  lacs  et  canaux  mentionnes  dans  les  Ar- 
ticles  III  et  IV.  ||  Le  troisieme  paragraphe  excepte  de  la  protection  stipulee 
ci-dessus  la  contrebande  de  guerre,  en  s'en  tenant  pour  la  definition  de  celle-ci 
aux  regles  generales  du  droit  des  gens.  ||  Le  quatrieme  paragraphe  enfin  neu- 
tralise  le  personnel,  les  ouvrages,  etablissements,  caisses,  &c.,  de  la  Commission 
Europeenne  du  Bas-Danube  et  definitivement  consacre  par  l'Article  VII  du 
Traite  de  Londres  du  13  Mars,  1871.  Toutefois  M.  l'Ambassadeur  d'Angle- 
terre  a  demande  la  suppression  du  terme  "proteges"  dans  la  crainte  que  des 
belligerants  n'abusassent  de  cette  protection  pour  s'installer  dans  les  etablisse- 
ments de  la  Commission  Internationale  et  les  faire  servir  ä  des  buts  de  guerre. 
MM.  les  Pleuipotentiaires  d'Allemagne  n'ont  pu  partager  cette  crainte;  ils 
penscnt  que  la  protection,  dont  il  s'agit,  peut  etre  indispensable  en  cas  d'at- 
taques  eventuelles  de  la  part  des  indigenes.     Quant  aux   abus  qu'on  a  paru 
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redouter,  toutes  los  Puissances  seront  d'accord  pour  les  reprouver  comme  con-   '^^-  s^^^- 
traires  ä  la  pensöe  qui  a  dicte  l'Article.  ||  II  a  ete  convenu   qu'il  serait  fait    Staaten. 
mention  de  ces  explications  au  Rapport  et  Ic  paragraphe  final  a  cnsuite  ^te  ^^•^^''•^^^^• 
adopte  sans  changement. 

Art.  XIV.  II  Lorsqu'il  s'cst  agi  d'arreter  döfiuitivement  les  termes  de  la 
Declaratioü  relative  ä  la  libert6  du  commerce,  vous  avcz  ete  d'avis  que  tout 
prevoir  et  tout  regier  serait  uue  täche  prematuree;  vous  avez  fait  la  part  de 
l'avenir  et  de  la  prevoyance.  ||  Les  mömes  considerations  nous  ont  fait  adopter 
une  conclusion  analogue  en  ce  qui  touche  le  regime  de  la  navigation.  Pour 
parer  ä  toutes  les  eventualites,  la  Commission  a  place  k  la  fin  de  l'Acte  de 
Navigation  un  Article  par  lequel  les  Puissances  se  reservent  d'y  introduire, 
de  common  accord  et  h  teile  epoque  qu'elles  jugeront  convenir,  les  modifica- 
tions  ou  les  am^liorations  dont  l'utilite  serait  demontr6e  par  l'experience. 


2.  —  Acte  de  Navigation  du  Nie/er. 

Le  Niger  se  distiugue  du  Congo  par  des  differences  geograpbiques,  com- 
merciales  et  politiques  qui  vous  sont  connues.  ||  Par  suite  de  cette  diversite 
des  situations,  les  regimes  proposes  pour  la  navigation  des  deux  fleuves  ne 
sont  pas  identiques.  ||  Ainsi  qu'il  est  dit  dans  l'introduction  de  ce  Rapport,  la 
Commission  a  eu  ä  deliberer,  en  ce  qui  concerne  la  navigation  du  Niger,  sur 
un  Projet  döpose  par  M.  l'Ambassadeur  d'Angleterre  (voir  Annexe  No.  5)  et 
auquel  la  Sous-Commission  n'a  fait  subir  que  des  retouches  secoudaires.  Le 
Projet  primitif  a  ensuite  fait  place  ä  un  Projet  amende  par  le  Plenipotentiaire 
de  la  Grande-Bretagne.  ||  Trois  elements  sont  ä  considerer  dans  l'Acte  que  la 
Commission  propose  ä  votre  approbation  (voir  Annexe  No.  7):  le  pröambule, 
la  liberte  de  la  navigation,  l'exercice  de  l'autorite  administrative  et  de  la  po- 
lice  fluviale.  ||  Le  texte  du  pröambule  reproduit  identiquement  celui  qui  a  ete 
admis  pour  le  Congo,  sauf  qu'il  ne  vise  pas  les  Articles  XV  et  XVI  du  Traite 
de  Paris,  qui  se  rapportent  au  regime  Danubien.  La  mention  speciale  de  ce 
fleuve  a  donc  ^galement  disparu.  Cette  suppression,  au  moins  quant  ä  la 
mention  de  l'Article  XVI  du  Traite  de  Paris,  est  la  consequence  de  la  reso- 
lution  prise  de  ne  pas  instituer  pour  le  Niger  une  Commission  Internationale. 
IJ  Les  Articles  I,  II,  III,  et  IV  reproduisent  les  regles  adoptees  pour  le  Congo 
par  rapport  ä  la  liberte  de  la  navigation  sur  le  fleuve  et  ses  affluents,  ä  l'in- 
terdiction  de  tout  traitemeut  differentiel  ainsi  que  des  taxes  et  des  peages  qui 
ne  seraient  pas  strictement  compensateurs,  enfin  ä  l'assimilation  des  routes, 
chemins  de  fer  et  canaux  au  fleuve  lui-meme  ou  ä  ses  affluents,  quand  ils 
tiennent  lieu  de  sections  impraticables  de  leur  cours.  Ces  Articles  n'ont 
donne  lieu  qu'ä  quelques  observations  relatives  ä  la  concordance  des  textes 
entre  les  deux  Actes.  ||  Aucune  difference  ne  subsiste  entre  les  Articles  I  des 
deux  Actes;  mais  il  a  ete  entendu  que  l'interdiction  au  paragraphe  3  de  toute 
concessiou  d'un  privilege  exclusif,  n'enleve  pas  la  faculte  de  subventiouner  des 
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Nr.  8599.  entreprlses  privees  dans  un  but  d'utilite  publique.  ||  Le  paragraphe  1  de  l'Ar- 
staaten.  ti^lc  II  est  coiiQU  sous  uue  forme  plus  generale  parce  qu'il  n'y  a  plus  lieu 
i8.Dec.i884.  d'önumerer  les  diverses  especes  de  droits  qui  pourront  ^tre  pergus,  notamment 
par  la  Commission  internationale.  Les  trois  categories  de  taxes  prevues  pour 
le  Gougo  rentrent  sous  l'uuique  rubrique  de  droits  compensateurs,  leves  pour 
couvrir  les  depenses  faites  dans  l'interet  du  commerce  et  de  la  navigation.  j| 
De  TArticle  III  il  ne  subsiste  que  le  premier  paragraphe,  attendu  que  l'Acte 
de  Navigation  du  Niger  s'applique  exclusivement  aux  eaux  comprises  dans  sou 
bassin  geographique.  |1  Le  meme  motif  explique  la  modificatiou  apportee  au 
texte  de  l'Article  IV.  M.  le  Plenipotentiaire  d'Allemagne  a  toutefois  demande 
ici  que,  vu  l'etat  d'incertitude  oü  l'on  se  trouve  encore  ä  l'egard  du  Systeme 
complet  du  Delta  du  Niger,  on  intercalät  les  termes:  "embranchements  et  issues" 
apres  "afüuents".  Cette  proposition  a  ete  admise  sans  contestation.  ||  Les  Ar- 
ticles  V,  VI,  et  VII  reglent  l'exercice  de  la  police  et  de  l'administration  flu- 
viale  dans  des  conditions  identiques  pour  les  Puissances  qui  exerceut  döjä  ou 
qui  viendront  ulterieurement  ä  exercer  dans  le  Bassin  du  Niger  des  pouvoirs 
souverains  ou  un  Protectorat.  1|  La  Grande-Bretagne  et  la  France  s'engagent 
separement  ä  edicter  des  Reglements  fluviaux  qui  consacrent  la  liberte  de  na- 
vigation et  facilitent  autant  que  possible  la  circulation  des  navires.  Elles 
promettent,  en  outre,  de  proteger  les  negociants  etrangers  au  meme  titre  que 
leurs  nationaux.  Toute  Puissance  Signataire  du  präsent  Acte  assume  d'avance 
les  memes  obligations  si  eile  acquerait  plus  tard  des  possessions  dans  le  Bassin 
du  Niger.  ||  L'Article  VIII  etablit  sur  le  cours  de  Niger  et  de  ses  affluents  un 
regime  d'immunite  en  temps  de  guerre,  au  profit  du  commerce  de  toutes  les 
natious,  ideutique  ä  celui  qui  a  ete  adopte  pour  le  Congo.  Dans  son  appli- 
cation  speciale  au  Niger,  cette  disposition  n'a  pas  donne  lieu  ä  un  debat 
distinct,  sauf  toutefois  que  M.  l'Ambassadeur  d'Augleterre  a  demande  la  sup- 
pression  de  la  mention  des  lacs,  desir  auquel  il  a  ete  fait  droit.  Le  para- 
graphe final  concernant  la  Commission  Internationale  du  Congo  n'a  pu  trouver 
son  application  sur  le  Niger;  il  a  donc  ete  elimine.  Pour  le  sens  et  Inter- 
pretation des  autres  paragraphes  de  cet  Article,  il  suffira  de  s'en  referer  aux 
explications  fournies  sur  l'Article  XIII  de  l'Acte  de  Navigation  du  Congo.  || 
L'Article  IX  est  egalement  commun  aux  deux  Actes;  il  prevoit  une  revision  des 
clauses  qui  precedent,  dans  la  pensee  d'y  apporter  les  ameliorations  que  l'ex- 
perience  aura  indiquees.  |i  M.  le  Plenipotentiaire  de  la  Grand-Bretagne  a  pro- 
pose  d'ajouter  ä  l'Acte  de  Navigation  du  Niger  un  Article  ainsi  congu:  —  || 
"Le  transit  des  boissons  spiritueuses  est  prohibe  sur  le  cours  du  Bas- Niger." 
II  Cette  proposition  a  pris  ensuite  la  forme  suivante:  —  ||  "Les  Puissances,  en 
tant  que  les  eaux  du  Niger,  de  ses  embranchements  et  issues  et  de  ses  affluents, 
sont  ou  seront  sous  leur  souverainete  ou  leur  Protectorat,  pourront  adopter 
ä  l'egard  du  transit  des  boissons  spiritueuses  par  les  dites  eaux,  les  disposi- 
tions  qu'elles  jugeront  necessaires  dans  l'interet  des  populations  indigeues."  [| 
D'apres  les  renseignemcnts  que  son  Excellence  a  bien  voulu  donner  ä  la  Com- 
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mission,  las  populations  Musulmancs  de  ces  regions  ne  fabriquent  ni  ne  boiveiit  Nr.  8599. 
de  liqucurs  alcooliques.  L'introduction  des  boissons  spiritueuses  mettrait  stalten!" 
graveraent  en  p^ril  leur  bien-etre  physique  et  moral.  ||  La  Conförence,  comrae '^•^*''=-^'^^- 
le  coustatent  les  Protocoles  des  seaiices  du  19  Novembre  et  du  1"'^  Dccerabre, 
avait  dejt\  ete  saisie  de  cette  question  par  l'initiative  de  M.  le  Comte  de  Lau- 
nay.  1|  La  Commission  ne  pouvait  manquer  de  s'associer  au  seiitiment  eleve  qui 
a  inspire  la  proposition  de  M.  l'Ambassadeur  d'Angleterre,  et,  d'une  voix  un- 
anime,  eile  propose  a  la  Conference  d'emettre  le  voeu  qu'une  entente  s'etablisse 
entre  Ics  Gouvernements  pour  regier  la  question  dont  il  s'agit  d'une  maniere 
qui  concilie  les  droits  de  Thumanite  avec  les  interets  du  commerce,  en  ce  que 
ces  derniers  peuvent  avoir  de  legitime.  I|  Avant  de  terminer  ce  Rapport,  nous 
croyons  devoir  acquitter  une  dette  de  reconnaissance.  MM.  Banning,  Engel- 
hardt,  Anderson,  Crowe,  Sir  Travers  Twiss,  Asser  et  Cordeiro,  Delegues  de 
Bclgique,  de  France,  de  la  Grand-Bretagne,  des  Pays-Bas  et  du  Portugal  ont 
bien  voulu  preter  au  Sous-Comite  et  a  la  Commission  un  concours  qui  a  ete 
justement  apprecie.  MM.  Woermann,  Stanley  et  de  Bloeme,  Delegues  de 
l'Allemagne,  des  Etats-Unis  et  des  Pays-Bas,  ont  de  leur  cote  mis  au  service 
de  nos  deliberations  les  resultats  de  leur  experience  persounelle.  M.  le  De- 
legue  Beige  a  de  plus  contribue  ä  reunir  les  elements  du  present  travail.  La 
Commission  est  certaine  d'etre  votre  organe  en  leur  exprimant  notre  sincere 
gratitude. 

Messieurs,  un  vaste  marche  est  ouvert  au  coeur  meme  de  l'Afrique. 
Toutes  les  nations  y  seront  traitees  dans  des  conditions  de  parfaite  egalite  et 
le  commerce  n'y  connaitra  ni  droits  d'entree  ni  formalitös  vexatoires.  Les  in- 
terets economiques  n'ont  pas  seuls  fixe  vos  preoccupations;  vous  avez  en  meme 
temps  servi  la  cause  de  l'humanite,  de  la  civilisation,  de  la  science  et  du  sen- 
siment  religieux.  Teile  est  dans  sa  valeur  materielle  comme  dans  son  accep- 
tion  la  plus  noble,  la  portee  de  la  Declaration  dont  les  clauses  ont  deja  obteuu 
votre  assentiment.  |j  L'Acte  sur  lequel  vous  allez  deliberer  n'est  pas  moins 
digne  de  votre  soUicitude.  La  nature  a  creö  de  grandes  voies  fluviales  par 
lesquelles  le  commerce  et,  avec  lui,  il  faut  l'esperer,  le  progres  sous  toutes 
ses  formes,  penetreront  jusqu'au  centre  du  continent  Africain.  Mais,  pour  les 
mettre  en  etat  de  repondre  ä  cette  destination,  il  importe  de  les  placer  sous 
la  protection  d'uu  large  Systeme  de  francbises  et  de  garanties.  C'est  lä  l'objet 
des  Actes  de  Navigation  qui  appliqueront  au  Congo  et  au  Niger,  dans  la  me- 
sure  diverse  que  comporteut  les  circonstances,  les  principes  qui  fönt  de  la 
libre  navigation  des  fleuves  une  des  plus  belies  conquetes  du  droit  moderne. 

Le  President, 

A 1  p  h.  de  C  0  u  r  c  e  1. 
Le  Rapporteur, 

Baron  Lambermont. 


138  Berliner  (Westafrikanische)  Konferenz. 

Nr.  8599.    AnnexG  No.  1. 

Konferenz-  .„.,,._. 

Staaten.  Tratte  de    Vienne  de  1815. 

18.  Dec.  1884. 

Article  CVIII.  —  Navigation  des  ßivieres  traversant  differents  £ltats. 

Les  Puissauces,  dont  les  fitats  sont  separes  ou  traverses  par  une  merae 
riviere  uavigable,  s'engageut  ä  regier  d'un  commun  accord  tout  ce  qui  a 
rapport  ä  la  uavigation  de  cette  riviere.  Elles  nommeront  ä  cet  effet  des 
Commissaires  qui  se  reunirout  au  plus  tard  six  mois  apres  la  fin  du  Congres, 
et  qui  prendront  pour  bases  de  leurs  travaux  les  principes  etablis  dans  les 
Articles  suivants. 

Article  CIX.  —  Liberte  de  la  Navigation. 
La  navigation  dans  tout  le  cours  des  rivieres  indiqu6es  dans  l'Article 
precödent,  du  point  oü  cbacune  d'elles  devient  uavigable  jusqu'ä  son  embou- 
chure,  sera  entierement  libre,  et  ne  pourra,  sous  le  rapport  du  commerce, 
etre  interdite  ä  personne;  bien  entendu,  que  l'on  se  conformera  aux  Regle- 
ments relatifs  ä  la  police  de  cette  navigation,  lesquels  seront  con^us  d'une 
maniere  uniforme  pour  tous,  et  aussi  favorables  que  possible  au  commerce 
de  toutes  les  nations. 

Article  CX.  —  Uniformite  de  Systeme  pour  la  Perception  des  Droits. 

Le  Systeme  qui  sera  etabli,  tant  pour  la  perception  des  droits  que  pour 
le  maintien  de  la  police,  sera,  autant  que  faire  se  pourra,  le  meme  pour  tout 
le  cours  de  la  riviere,  et  s'etendra  aussi,  ä  moins  que  des  circonstances  par- 
ticulieres  ne  s'y  opposent,  sur  ceux  de  ces  embranchements  et  confluents  qui 
dans  leur  cours  navigable  separeut  ou  traversent  differents  fitats. 

Article  CXL  —  Redaction  du  Tarif. 

Les  droits  sur  la  navigation  seront  fixes  d'une  maniere  uniforme,  in- 
variable et  assez  independante  de  la  qualite  differente  des  marchandises  pour 
ne  pas  rendre  necessaire  un  examen  detaille  de  la  cargaison  autrement  que 
pour  cause  de  fraude  et  de  contravention.  La  quotite  de  ces  droits,  qui  en 
aucun  cas  ne  pourront  exceder  ceux  existants  actuellement,  sera  determinee 
d'apres  les  circonstances  locales,  qui  ne  permettent  guere  d'etablir  une  regle 
generale  ä  cet  egard.  On  partira  neanmoins,  en  dressant  le  Tarif,  du  point 
de  vue  d'encourager  le  commerce,  en  facilitant  la  navigation,  et  l'octroi  etabli 
sur  le  Rhin  pourra  servir  d'une  norme  approximative. 

Le  Tarif  une  fois  regle,  il  ne  pourra  plus  etre  augmeute  que  par  un 
arrangement  commun  des  fitats  Riverains,  ni  la  navigation  grevee  d'autres 
droits  quelconques,  outre  ceux  fixes  dans  le  Reglement. 

Article  CXIL  —  Bureaux  de  Perception. 
Les  Bureaux    de   Perception,    dont    on    reduira    autant   que    possible  le 
nombrc,  seront  fixes  par  le  Reglement,  et  il  ne  pourra  s'y  faire  ensuite  aucun 
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changement  que  d'un  commun  accord,  ä  moins  qu'un  des  fitats  Riverains  ne    ^'-  ^^''^• 
voulüt  diminuer  le  nombre  de  ceux  qui  lui  appartiennent  exclusivement.  Staaten. 

18.  Doc.  1884. 

Article  CXIII.  —  Chemins  de  Halage. 

Chaque  fitat  Riverain  se  chargera  de  l'entretien  des  chemins  de  halage 
qui  passent  par  son  territoire,  et  des  travaux  n^cessaires  pour  la  meme 
etendue  daus  le  lit  de  la  riviere,  pour  ne  faire  eprouver  aucun  obstacle  ä  la 
navigation. 

Le  Reglement  futur  fixera  la  raaniere  dont  les  Etats  Riverains  devront 
concourir  ä  ces  derniers  travaux,  dans  le  cas  oü  les  dcux  rives  appartiennent 
ä  differents  Gouvernements. 

Article  CXIV.  —  Droits  d'fitape  et  de  Reläche. 
On  n'etablira  nulle  part  des  droits  d'etape,  d'echelle  ou  de  reläche  forcee. 
Quant  ä  ceux  qui  existent  dejä,  ils  ne  seront  conserves  qu'en  tant  que  les 
£tats  Riverains,  sans  avoir  egard  h  l'interet  local  de  l'endroit  ou  du  pays  oü 
ils  sont  etablis,  les  trouveraient  necessaires  ou  utiles  ä  la  navigation  et  au 
commerce  en  general. 

Article  CXV.  —  Douanes. 

Les  douanes  des  fitats  Riverains  n'auront  rien  de  commun  avec  les 
droits  de  navigation.  On  empechera  par  des  dispositions  reglementaires,  que 
l'exercice  des  fonctions  des  douaniers  ne  mette  pas  d'entraves  ä  la  navigation, 
mais  on  surveillera,  par  une  police  exacte  sur  la  rive,  toute  tentative  des  ha- 
bitauts  de  faire  la  contrebande  ä  l'aide  des  bateliers. 

Article  CXVI.  —  Reglement  commun  ä  rediger. 

Tout  ce  qui  est  indique  dans  les  Articles  precedents,  sera  determine  par 
un  Reglement  commun,  qui  renfermera  egalement  tout  ce  qui  aurait  besoin 
d'etre  fixe  ulterieurement.  Le  Reglement  une  fois  arrete  ne  pourra  etre 
changö  que  du  consentement  de  tous  les  Etats  Riverains  et  ils  auront  soin  de 
pourvoir  ä  son  execution  d'une  maniere  couvenable  et  adaptee  aux  circon- 
stances  et  aux  localites. 


Annexe  Nr.  2. 

Tratte  entre  la  France  et  la  Confederation  Argentine  pour  la  Libre  Naviga- 
tion du  Parana  et  de  V  Uruguay,  conclti  ä  San  Jose  de  Flores,  le  lOJuillet,  1853. 

(Traites  identiques  avec  la  Grande-Bretagne  et  les  fitats-Unis  de  TAmerique.) 
Art.  L    La  Confederation  Argentine  permet,  dans  l'exercice  de  ses  droits 
souverains,  la  libre  navigation  des  Rivieres  Panaua  et  Uruguay,  sur  toute  la 
partie  de  leur  cours  qui  lui  appartient,  aux  navires  marchands  de  toutes  les 
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Nr.  8590.    nations,  en  se  conformant  iiniquement   aux   conditions   qu'etablit   ce  Traite  et 
Staaten.'  ^ux  Eegleniüiits   deja   decretes   ou   qui  le    seraient    ä   Taveuir   par    l'autorite 
is.Dec.  1884.  nationale  de  la  Confederation. 

Art.  II.  En  consequence,  les  dits  bätiments  seront  admis  a,  sejourner, 
charger  et  decharger  daus  les  lieux  et  ports  de  la  Confederation  Argentine 
ouverts  ä  cet  effet. 

Art.  III.  Le  Gouvernement  de  la  Confederation  Argentine,  desirant  pro- 
curer  tonte  facilite  ä  la  navigation  Interieure,  s'engage  ä  entretenir  des  mar- 
ques  et  des  balises  indiquant  les  passes. 

Art.  IV.  Les  autorites  competentes  de  la  Confederation  etabliront  un 
Systeme  uniforme  pour  la  perception  des  droits  de  douane,  de  port,  de  pliare, 
de  police  et  de  pilotage,  dans  tout  le  cours  des  eaux  qui  appartiennent  ä  la 
Confederation. 

Art.  V.  Les  Hautes  Puissances  Contractantes,  reconnaissant  que  l'Ile  de 
Martin-Garcia  peut  d'apres  sa  position  entraver  et  empecher  la  libre  navi- 
gation des  affiuents  du  Rio  de  la  Plata,  conviennent  d'employer  leur  infiuence 
pour  que  la  possession  de  cette  ile  ne  soit  pas  retenue  ou  conservee  par 
aucun  Etat  du  Rio  de  la  Plata  ou  de  ses  affiuents,  qui  n'aurait  pas  adhere 
au  principe  de  leur  libre  navigation. 

Art.  VI.  S'il  arrivait  (ce  qu'ä  Dieu  ne  plaise)  que  la  guerre  eclatät 
entre  quelques-uns  des  Etats,  Republiques,  ou  Provinces  du  Rio  de  la  Plata 
ou  de  ses  affiuents,  la  navigation  des  Rivieres  Parana  et  Uruguay  n'en  de- 
meurera  pas  moius  libre  pour  le  pavillon  marchand  de  toutes  les  nations. 
11  ne  sera  apporte  d'exception  ä  ce  principe  qu'en  ce  qui  concerne  le  trafic 
des  munitions  de  guerre,  telles  que  les  armes  de  toute  espece,  la  poudre  de 
guerre,  le  plomb  et  les  boulets. 

Art.  VII.  Sa  Majeste  l'Empereur  du  Bresil  et  les  Gouvernements  de 
Bolivie,  du  Paraguay  et  de  i'£tat  Oriental  de  l'Uruguay  pourront  acceder  au 
present  Traite,  pour  le  cas  oü  ils  seraient  disposes  ä  en  appliquer  les  prin- 
cipes  aux  parties  des  Rivieres  Parana,  Paraguay  et  Uruguay,  sur  lesquelles 
ils  peuvent  respectivement  posseder  des  droits  fiuviaux. 

Art.  VIII.  Le  principal  objet  pour  lequel  les  Rivieres  Parana  et  Uruguay 
sont  declarees  libres  pour  le  commerce  du  monde  etant  de  developper  les 
relations  mercantiles  des  contrees  riveraines  et  de  favoriser  Timmigration,  il 
est  convenu  qu'aucune  faveur  ou  immunite  quelconque  ne  sera  accordee  au 
pavillon  ou  au  commcFce  d'une  autre  natiou,  gans  qu'elle  ne  soit  egalement 
etendue  au  commerce  et  au  pavillon  Frangais. 

Art.  IX.  Le  present  Traite  sera  ratifie  par  Sa  Majeste  l'Empereur  des 
Frangais  dans  le  delai  de  quinze  mois  ä  partir  de  sa  date,  et  par  son  Excel- 
lence  M.  le  Directeur  provisoire,  dans  celui  de  deux  jours,  sous  la  reserve  de 
le  presenter  ä  l'approbation  du  premier  Congres  Legislatif  de  la  Confederation 
Argentine. 
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Konferenz- 

Coufederation  Argentine  dans  Ic  delai  de  dix-huit  mois.  Staaten. 

En  foi  de  quoi  les  Plenipotentiaires  respectifs  ont  signe  le  present  Traite^^-°^*=-i^^^- 
et  l'out  scolle  du  sceau  de  leurs  armes. 

Fait  ji  San  Jose  de  Flores,  le  10  Juillet,  1853. 

Le  Chevalier  de  Saint  Georges. 
Salvador  M.  del  Carril. 
Jose  B.  Gorostiaga. 


Annexe  No.  3. 

Tratte  de  Paris  du  30  Mars,  1856. 

Art.  XV.  L'Acte  du  Congres  de  Vienne  ayant  etabli  les  principes  de- 
stines  ä  regier  la  navigation  des  fleuves  qui  separent  ou  traversent  plusieurs 
Etats,  les  Puissances  Contractantes  stipulent  entre  elles,  qu'ä  l'avenir  ces  prin- 
cipes seront  egalement  appliques  au  Danube  et  ä  ses  embouchures.  Elles 
declarent  que  cette  disposition  fait,  desormais,  partie  du  droit  public  de  l'Eu- 
rope,  et  la  prennent  sous  leur  garantie.  ||  La  navigation  du  Danube  ne  pourra 
etre  assujettie  ä  aucune  entrave  ni  redevance  qui  ne  serait  pas  expressement 
prevue  par  les  stipulations  contenues  dans  les  Articles  suivants.  En  conse- 
quence,  il  ne  sera  pergu  aucun  peage  base  uniquement  sur  le  fait  de  la  navi- 
gation du  fleuve,  ni  aucun  droit  sur  les  marchandises  qui  se  trouvent  ä  bord 
des  navires.  Les  Reglements  de  police  et  de  quarantaine  ä  etablir,  pour  la 
surete  des  Etats  separes  ou  traverses  par  ce  fleuve,  seront  congus  de  maniere 
ä  favoriser,  autant  que  faire  se  pourra,  la  circulation  des  navires.  Sauf  ces 
Reglements,  il  ne  sera  apporte  aucun  obstacle,  quel  qu'il  soit,  ä  la  libre  na- 
vigation. 

Art.  XVL  Dans  le  but  de  realiser  les  dispositions  de  l'Article  precedent, 
une  Commission  dans  laquelle  la  France,  l'Autriche,  la  Grand-Bretagne,  la 
Prusse,  la  Russie,  la  Sardaigne  et  la  Turquie  seront,  chacune,  representees 
par  un  Delegue,  sera  chargee  de  designer  et  de  faire  executer  les  travaux 
necessaires,  depuis  Isatcha  pour  degager  les  embouchures  du  Danube,  ainsi  que 
les  partiesdo  la  mer  y  avoisinantes ,  des  sables  et  autres  obstacles  qui  les 
obstruent,  afin  de  mettre  cette  partie  du  fleuve  et  les  dites  parties  de  la  mer 
dans  les  meilleures  conditions  possibles  de  navigabilite.  ||  Pour  couvrir  les  frais 
de  ces  travaux,  ainsi  que  des  etablissements  ayant  pour  objet  d'assurer  et  de 
faciliter  la  navigation  aux  bouches  du  Dannbe,  des  droits  fixes,  d'un  taux 
convenable,  arretes  par  la  Commission  ä  la  majorite  des  voix,  pourront  etre 
preleves,  ä  la  condition  expresse  que,  sous  ce  rapport  comme  sous  tous  les 
autres,  les  pavillons  de  toutes  les  nations  seront  traites  sur  le  pied  d'une  par- 
faite  egalite. 

Art.  XVIL  II  Une  Commission  sera  etablie  et  se  composera  des  Delegues 
de  l'Autriche,  de  la  Baviere,  de  la  Sublime  Porte,  et  du  Wurtemberg  (un  pour 
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Nr.  8599.    chacune  de  ces  Puissances'),  auxquels  se  reuniront  les  Commissaires  des  trois 

Konferenz-  ' 

Staaten.  Principautcs  Danubiennes,  dont  la  nominatiou  aura  ete  approuvee  par  la  Porte. 
i8.Dec.  1884.  Qgjj.g  CommlssioD,  qul  sera  permanente  —  1|  1.  filaborera  les  Reglements  de 
navigation  et  de  police  fluviale;  |j  2.  Fera  disparaitre  les  entraves,  de  quelque 
nature  qu'elles  puissent  etre,  qui  s'opposent  encore  ä  l'application  au  Danube 
des  dispositions  du  Traite  de  Vienne;  ||  3.  Ordonnera  et  fera  exöcuter  les  tra- 
vaux  necessaires  sur  tout  le  parcours  du  fleuve;  et  ||  4.  Veillera,  apres  la  dis- 
solution  de  la  Commission  Europeenne,  au  maintien  de  la  navigabilite  des 
embouchures  du  Danube  et  des  parties  de  la  mer  y  avoisinantes. 

Art.  XVIII.  II  est  entendu  que  la  Commission  Europeenne  aura  rempli 
sa  täche,  et  que  la  Commission  Riveraine  aura  termine  les  travaux  designes 
dans  l'Article  pr^cedent,  sous  les  Nos.  1  et  2,  dans  l'espace  de  deux  ans.  Les 
Puissances  Signataires  reunies  en  Conference  informees  de  ce  fait,  prononceront, 
apres  en  avoir  pris  act,  la  dissolution  de  la  Commission  Europ6enne;  et,  des 
lors,  la  Commission  Riveraine  permanente  jouira  des  memes  pouvoirs  que  ceux 
dont  la  Commission  Europeenne  aura  ete  investie  jusqu'alors. 

Art.  XIX.  II  Afin  d'assurer  Texecution  des  Reglements  qui  auront  ete 
arretes  d'un  commun  accord,  d' apres  les  principes  ci-dessus  ^nonc^s,  chacune 
des  Puissances  Contractantes  aura  le  droit  de  faire  stationner,  en  tout  temps, 
deux  bätiments  legers  aux  embouchures  du  Danube. 

Annexe  No.  4. 

Projet  d'Äcte  de  Navigation  du  Congo  (Niger). 

Le  Congres  de  Vienne  ayant  etabli  certains  principes  generaux  relatifs 
au  regime  de  la  navigation  sur  les  cours  d'eau  dont  le  libre  usage  est  d'un 
interet  international,  et  ces  principes  ayant,  par  le  fait  de  leur  application  ä 
plusieurs  fleuves  de  l'Europe  et  de  l'Amerique,  passe  dans  le  domaine  du  droit 
public,  les  Puissances  dont  les  Plenipotentiaires  se  sont  reunis  en  Conference 
k  Berlin,  ont  resolu  d'appliquer  les  memes  principes  au  Congo  (Niger). 
A  cet  effet,  elles  sont  convenues  des  Articles  suivants:  — 
Art.  I.  II  La  navigation  du  Congo  (Niger)  est  et  demeurera  entierement 
libre  pour  toutes  les  nations,  tant  pour  le  transport  des  marchandises  que 
pour  celui  des  voyageurs.  Elle  devra  se  conformer  aux  dispositions  du  präsent 
Acte  de  Navigation  et  des  Reglements  ä  etablir  en  execution  de  cet  Acte.  || 
Dans  l'exercice  de  cette  navigation  les  sujets  et  les  pavillons  de  toutes  les 
nations  seront  traites,  sous  tous  les  rapports,  sur  le  pied  d'une  parfaite  egalite, 
tant  pour  la  navigation  directe  de  la  pleine  mer  vers  les  ports  Interieurs  du 
Congo  (Niger),  et  vice  versa,  quo  pour  le  grand  et  le  petit  cabotage  sur  tous 
les  parcours  de  ce  fleuve.  j]  En  consequencc,  il  ne  sera  concede  ni  Privileges 
exclusifs  de  navigation  sur  tout  le  parcours  et  aux  embouchures  du  Congo 
(Niger),  ni  faveurs  speciales  d'aucune  sorte,  soit  ä  des  Soci6tes  ou  Corporations 
quelconqucs,  soit  ä  des  particuliers.  jj  Ces  dispositions  fönt  d^sormais  partie  du 
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droit  public  international,   et  les  Puissances  Signataires  du  präsent  Acte  les   ^''-  ^^''^• 
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prennent  sous  leur  garantic.  Staaten. 

Art.  II.  II  La  navigation  du  Congo  (Niger)  ne  pourra  etre  assujettie  k  aucune^^-'^^"-^*'^*- 
entrave  ni  redevance  qui  ne  seraient  pas  expressement  stipulees  dans  le  prä- 
sent Acte.  II  Dans  toutc  l'etendue  du  Congo  (Niger)  les  marchandises  trans- 
portees  sur  le  fleuve,  quelles  que  soient  leur  provenance  et  leur  destination, 
ne  seront  soumises  ä  aucun  droit  de  transit.  ||  II  ne  sera  etabli  aucun  peage 
bas6  sur  le  seul  fait  de  la  navigation  du  fleuve,  ni  aucuns  droits  d'echelle, 
d'etape,  de  depot,  de  rompre  Charge,  ou  de  reläche  forcee.  Pourront  seuls 
etre  per^us  des  taxes  ou  droits  qui  auront  le  caractere  de  retributions  pour 
Services  rendus  ä  la  navigation  meme,  savoir:  —  ||  1.  Des  taxes  de  port  pour 
l'usage  effectif  de  certains  etablissements  locaux  tels  que  quais,  magasins,  &c.  || 
Le  Tarif  de  ces  taxes  sera  calcule  sur  les  depenses  de  construction  et  d'entre- 
tien  des  dits  etablissements  locaux,  et  l'application  en  aura  lieu  sans  egard 
ä  la  provenance  des  navires  et  ä  leur  cargaison.  ||  2.  Des  droits  de  pilotage 
sur  les  sections  fluviales  oü  seront  crees  des  stations  de  pilotes  brevetes.  ||  Le 
Tarif  de  ces  droits  sera  fixe  et  proportionne  au  Service  rendu.  ||  3.  Des  droits 
destinös  ä  couvrir  les  depenses  techniques  et  administratives,  faites  dans  l'in- 
teret  general  de  la  navigation.  ||  Les  droits  de  cette  derniere  categorie  seront 
bases  sur  le  tonnage  des  navires,  tel  qu'il  est  indiqu6  par  les  papiers  de  bord, 
et  cela  sans  acception  de  la  nature  des  marchandises  flottantes.  ||  Les  Tarifs, 
d'apres  lesquels  les  taxes  et  droits,  ^numeres  dans  les  trois  paragraphes  pre- 
cedents,  seront  pergus,  ne  comporteront  aucun  traitement  difförentiel  et  devront 
etre  officiellement  publies  dans  chaque  port. 

Art.  III.  II  Les  routes  de  terre  riveraines  et  les  canaux  lateraux  qui  pour- 
ront etre  etablis  dans  le  but  special  de  suppleer  ä  l'innavigabilite  ou  aux 
imperfections  de  la  voie  d'eau  sur  certaines  sections  du  parcours  du  Congo 
(Niger)  seront  consideres,  dans  leur  qualite  de  moyens  de  communication, 
comme  des  dependances  de  ce  fleuve  et  seront  egalement  ouverts  au  trafic  de 
toutes  les  nations.  ||  De  meme  que  sur  le  fleuve  il  ne  pourra  etre  pergu  sur 
ces  routes  et  canaux  que  des  peages  calcules  sur  les  depenses  de  construction, 
d'entretien  et  de  surveillance,  et  sur  les  benefices  dus  aux  entrepreneurs,  |j 
Quant  au  montant  de  ces  peages,  les  etrangers  et  les  nationaux  des  territoires 
respectifs  seront  traites  sur  le  pied  d'une  parfaite  egalite. 

Art.  IV.  II  Dans  le  but  de  subvenir  aux  depenses  techniques  et  administra- 
tives votees  d'un  commun  accord,  il  sera  cree  une  Caisse  de  Navigation  pour 
le  Congo  (Niger).  ||  Cette  Caisse  sera  dotee  au  moyen  d'emprunts  dont  les  in- 
törets  seront  garantis  par  les  Puissances  dösignees  dans  l'Article  VII  de  cet 
Acte.  II  Le  produit  des  droits  specifies  au  3°  paragraphe  de  l'Article  II  sera 
affecte  par  priorite  et  preference  au  remboursement  des  dits  emprunts  suivant 
les  Conventions  passöes  avec  les  preteurs.  ||  L'excedant  de  ce  produit  sera  tenu 
en  reserve  pour  faire  face  aux  depenses  qui  seront  jugees  utiles  dans  l'interet 
general. 
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Nr.  8599,  ^yi  y  II  A.UX  embouchures  du  Congo  (Niger)  il  sera  foude  un  etablisse- 
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Staaten,  mcut  quaraiiteiiaire  qui  exercera  le  contrule  sur  las  batiments  tant  a  lentree 
18.  Dec.  1S84. qu'ä,  la  sortie.  []  II  sera  decide  plus  tard  par  les  Puissances  si  et  dans  quelles 
couditions  uu  coutrole  sauitaire  devra  etre  exerce  sur  les  batiments  dans  le 
cours  de  la  navigation  fluviale. 

Art.  VI.  II  Les  affluents  du  Congo  (Niger)  seront  ä  tout  egard  soumis  au 
meme  regime  que  le  fleuve  dont  ils  sont  tributaires. 

Art.  VII.  II  Une  Commission  Internationale  pour  le  Congo  (Niger)  sera 
chargee  d'assurer  l'execution  des  dispositions  du  present  Acte.  ||  Les  Puissances 
Signataires  de  cet  Acte,  ainsi  que  Celles  qui  y  adhereront  posterieurement, 
pourront  se  faire  representer  dans  la  dite  Commission,  chacune  par  un  de- 
legue.  II  Ce  Delegue  sera  directement  retribue  par  son  Gouvernement.  ||  Quant 
aux  divers  agents  et  employes  de  la  Commission  Internationale,  ils  seront 
entretenus  sur  les  fonds  de  la  Caisse  de  Navigation,  prevue  ä  l'Article  IV. 

Art.  VIII.  II  La  Commission  Internationale  du  Congo  (Niger)  se  constituera 
sur  les  lieux,  trois  mois  apres  la  ratification  du  präsent  Acte.  |1  Elle  elaborera 

dans  le  delai  de des  Reglements  de  navigation  de  police  fluviale,  de  pilo- 

tage  et  de  quarantaine,  ainsi  que  les  Tarifs  prevus  ä  l'Article  II.  Ces  Regle- 
ments et  Tarifs,  avant  d'etre  mis  en  vigueur,  seront  soumis  ä  l'approbation 
des  Puissances  Signataires  du  present  Acte. 

Art.  IX.  II  La  Commission  Internationale  du  Congo  (Niger)  chargee  aux 
termes  de  TArticle  VII  d'assurer  l'execution  du  present  Acte,  aura  uotamment 
dans  ses  attributions:  —  ||  1.  La  desiguation  des  travaux  propres  h  assurer 
la  navigabilite  du  Congo  (Niger)  selon  les  besoins  du  commerce  international.  || 
Sur  les  sections  du  fleuve,  oü  aucune  Puissance  n'exercera  des  droits  de  souve- 
rainete,  la  Commission  Internationale  prendra  elle-meme  les  mesures  necessaires 
pour  assurer  la  navigabilite  du  fleuve.  ||  Sur  les  sections  du  fleuve  occupees 
par  une  Puissance  Souveraine,  cette  täche  speciale  appartiendra  ä  l'autorite 
Riveraine  qui  s'entendra  ä  cet  egard  avec  la  Commission  Internationale,  jj 
2.  La  fixation  des  Tarifs  de  port  et  de  pilotage  et  celle  du  Tarif  general  des 
droits  prevus  aux  1%  2%  et  au  3«  paragraphes  de  l'Article  II.  ||  La  perception 
de  ces  differents  droits  appartiendra  ä  l'autorite  territoriale  sur  les  sections 
occupees  par  une  Puissance  Souveraine,  et  ä  la  Commission  Internationale  sur 
les  autres  sections.  ||  3.  L'Administration  de  la  Caisse  de  Navigation,  creee  par 
l'Article  IV,  et  la  conclusion  des  emprunts,  destines  ä  la  dotation  de  cette 
Caisse.  1|  4.  Le  controle  de  l'etablissement  quarantenaire  prevu  dans  l'Article  V.  || 
Le  personnel  de  cet  Etablissement  sera  institue  par  l'autorite  territoriale  et, 
ä  son  defaut,  par  la  Commission  Internationale.  ||  5.  La  nomination  des  agents 
depcndant  du  service  general  de  la  navigation  et  celle  de  ses  propres  em- 
ployes. II  L'institution  des  inspecteurs  locaux  appartiendra  ä  l'autorite  terri- 
toriale sur  les  sections  occup6es  par  une  Puissance  Souveraine,  et  ä  la  Com- 
mission Internationale  sur  les  autres  sections  du  fleuve. 

Art.  X.  II  Les  Puissances  Signataires  de  cet  Acte  et  Celles  qui  y  adhereront 
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posterieurcnicnt  rccoiinaissent  la  neutralite  cn  tcmps  de  gucrrc  du  Coiigo  (Niger)   ^'^-  ^^^o- 
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et  de  ses  affiuciits  aiiisi  quo  des  routcs  et  caiiaux,  mcntioimes  daiis  les  Ar-  Staaten. 
ticlcs  in  et  VI,  et  dies  prenneiit  reiigagement  de  respectcr  et  de  faire  respecteri8.Dec.i884. 
cctte  neutralite.  En  consequencc  toutes  les  dispositious  de  cet  Acte  demeu- 
reront  eu  vigueur,  malgrö  Tetat  de  gucrre,  sauf  en  ce  qui  concerue  le  trans- 
port  d'articles  de  contrebande  de  guerre.  [I  Tous  les  ouvrages  et  etablissements 
crees  en  exeeution  de  cet  Acte,  notamnient  les  Bureaux  de  Pcrccption  et  leurs 
Caisses,  de  meme  que  le  personnel  attachö  d'unc  maniere  permanente  au  Ser- 
vice de  ces  etablissements,  jouiront  des  benefices  de  la  neutralite  et  seront 
egalemcnt  respcctes  et  proteges  par  les  belligerants.  ||  La  Commission  Inter- 
nationale veillera  ä-  ce   quo   cctte  neutralite  soit  generalemcnt  maintenue. 

Art.  XI.  II  Dans  raccomplissemcut  de  sa  tuclie,  la  Commission  Internatio- 
nale pourra  recourir,  au  besoiu,  aux  bätiments  de  guerre  des  Puissauces  Signa- 
taires  de  cet  Acte  et  de  Celles  qui  y  accederont  ä  l'avenir. 


Annexe  No.  5. 

Pfojet  de  Declaration  presente  par  Son  Excellence  M.  le  Plmipotcntiaire  de  la 
Grande- Bretagne,  pour  asanrer  la  Liherte  de  la  Navigation  siir  le  Niger. 
La  Grande- Bretagne  s'engage  ä  ce  que  la  navigation  du  Niger  et  ses 
affluents,  eu  tant  qu'ils  sont  ou  seront  sous  sa  souverainete  ou  son  Protectorat, 
sera  libre,  sans  aucun  traitemeut  diflerentiel  quel  qu'il  soit,  aux  navires  mar- 
chands  de  toutes  les  uations  sur  le  meme  pied  que  les  navires  Britanniques.  ji 
Elle  s'engage  ä  n'imposcr  aucun  peage,  ni  aucun  droit,  sur  les  merchandises 
qui  se  trouvcnt  ä  bord  des  navires,  base  uniqucment  sur  le  fait  de  la  navi- 
gation du  fleuve  et  ses  afüuents.  Les  Reglements  qu'elle  etablira  pour  la 
surete  et  le  controle  de  la  navigation  seront  con^us  de  maiiiere  a  faciliter 
autant  que  possible  la  ciiculatiou  des  navires  marcliands.  ||  II  est  entendu  que 
rien  dans  ces  eugagements  ainsi  pris  ne  saurait  etre  interprete  comme  empe- 
chaut  ou  pouvant  empecher  la  Grande-Bretagne  de  faire  (luebiues  reglements 
de  navigation  que  ce  soient,  qui  ne  seraient  pas  contraires  h  l'esprit  de  ces 
engageraeuts.  ||  La  Grande-Bretagne  s'engage  ä  protcger  les  negociants  etrangers 
de  toutes  les  uations  faisaut  le  commerce  dans  les  parties  du  cours  du  Niger 
qui  sont  ou  seront  sous  sa  souverainete  ou  son  Protectorat  egalemcnt  comme 
s'ils  etaient  ses  propres  sujets,  pourvu  toutefois  que  ces  uegociauts  se  coufor- 
ment  aux  Reglements  qui  sont  ou  seront  etablis  en  termes  de  ce  qui  precede. 

Annexe  No.  6. 

Projet  d'Äctc  de  Navigation  du  Congo  propose  par  la  Commission. 

Le  Cougres  de  Vieune  ayant  etabli  par  les  Articlcs  CVIII  ä  CXVI  de 
son  Acte  Final  les  principes  gcneraux  qui  reglent  la  libre  navigation  des  cours 
d'eau  navigables  qui  separeut  ou  traverseut  plusieurs  fitats,  et  ces  principes, 

Staatsarchiv  XLV.  10 
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Nr.  P599.    completes  par  les  Articles  XV  et  XVI  du  Traite  de  Paris  du  30  Mars,  1856, 

"^staater    »yaut  re^;u  une   applicatiou  de  plus  eii  plus  large  ä  des  fleuves   de  l'Europe 

18.  Dec.  1884.  et  de  TAmerique,  et  specialemeiit  au  Danubc,   les  Puissances  doiit  les  Pleni- 

poteutiaircs  se  sout  röunis  cii  Conference  ä  Berlin,  ont  resolu  de  les  etendre 

egalement  au  Congo,  ä  ses  affluents,   ainsi  qu'aux  eaux  qui  leur  sont  assimi- 

lees.  II  A  cette  fin,  elles  sont  convenues  des  Articles  suivants:  — 

(Artikel  I  und  II  lauten  wörtlich  Avie  die  Art.  13  und  14  der  General-Akte.) 

Art.  III.  II  Les  affluents  du  Congo  seront  5.  tous  egards   soumis  au  meme 

regime  que  le  fleuve  dont  ils  sont  tributaires.  |1  Le  meme  regime  sera  applique 

aux  fleuves  et  rivieres  ainsi  qu'aux  lacs  et  canaux   des  territoires   determines 

par  TArticle  P"",  paragraphes  2  et  3   de  la  Declaration  relative  k  la  liberte 

du  commerce  dans  le  bassin  conventionnel  du  Congo, 

(Art.  IV— VI  wie  Art.  16  —  18  der  General -Akte.) 
Art.  VII.  II  La  Commission  Internationale    du  Congo   se  constituera  dans 
un  delai  de   six  mois  apres  la  ratification  du  prcsent  Acte  |1  Elle  elaborera 
immediatement  des  Reglements  de  navigation,  de  police  fluviale,  de  pilotage 
et  de  quarantaine. 

(Absatz  3  —  5  wie  Absatz  3  —  5  des  Art.  19  der  General -Akte. 
Artikel  VIII— XIII  wie  Art.  20—25  der  General -Akte.) 
Art.  XIV.  II  Les  Puissances  Siguataires  du  present  Acte  se  reservent  d'y 
introduire  ulterieurement  et  d'un  commun  accord  les  modifications  ou  ameliora- 
tions  dont  Tutilite  serait  demontree  par  Fexperience. 


Annexe  No.  7. 

Projet  d'Acte  de  Navigation  du  Niger  propose  par  la  Commission. 

Le  Congres  de  Vienne  ayant  stabil  par  les  Articles  CVIII  h  CXVI  de 
son  Acte  Final  les  principes  generaux  qui  reglent  la  libre  navigation  des 
cours  d'eau  navigables  qui  separent  ou  traversent  plusieurs  fitats,  et  ces  prin- 
cipes ayant  regu  une  application  de  plus  en  plus  large  ä  des  fleuves  de 
l'Europe  et  de  d'Amerique,  les  Puissances  dont  les  Plenipotentiaires  se  sont 
röunis  en  Conference  ä  Berlin  ont  resolu  de  les  etendre  au  Niger  et  ä  ses 
affluents. 

A  cet  effet,  elles  sont  convenues  des  Articles  suivants:  — 
(Artikel  I— VIII  lauten  wörtlich  wie  Art.  26  —  33  der  General -Akte.) 

Art.  IX.  II  Les  Puissances  Signataires  du  present  Acte  se  reservent  d'y 
introduire  ulterieurement  et  d'un  common  accord  les  modifications  ou  ameliora- 
tioüs  dont  l'utilite  serait  demontree  par  l'experience. 

Annexe  No.  8.  —  Proposition  Allemande. 

Les  Puissances  Siguataires  de  cet  Acte  et  celles  qui  y  adh^reront  poste- 
rieurement,   reconnaissent  la  neutralito  en  temps  de  gucrre  du  Congo  et  de 
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scs  afflueiits  aiiisi  quo  des  routcs  et  canaux  raentionnes   dans   Ics  Articles  III    ^'■-  ^^^^• 
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ct  IV,  et  cllcs  preiiiieiit  1  ciigagemcnt  de  respectcr  et  de  faire  rcspcctcr  cette  Staaten. 
neutralite.  ||  En  coiistkiueuce  toutes  les  dispositions  de  cet  Acte  demeureront  i^.Dec.  1884. 
en  vigucur,  iiialgrc  I'etat  de  giicrrc,  sauf  en  ce  qui  conccrnc  Ic  transport 
d'articles  de  controbande  de  guerre.  ||  Tous  les  ouvrages  et  etablissements  crees 
en  exccution  de  cet  Acte,  notamment  les  Bureaux  de  Perception  et  leurs 
Caisses,  de  meine  que  le  personnel  attache  d'unc  nianiöre  permanente  au  Ser- 
vice de  ces  Etablissements,  jouiront  des  bencfices  de  la  neutralite  et  seront 
egalemcnt  respcctes  et  protegcs  par  les  belligerants.  ||  La  Commission  Inter- 
nationale veillera  a  ce  que  cette  neutralite  soit  generalement  maintenue. 


Annexe  No.  9.  —  Proposition  Beige. 

Les  Puissanccs  Siguataircs  de  cet  Acte  et  cclles  qui  y  adliereront  postE- 
rieuremeut,  reconnaissent  la  neutralite  en  temps  de  guerre  du  Congo,  de  ses 
afßuents,  ainsi  que  des  rivieres,  routes  et  canaux  mentionnes  dans  les  Ar- 
ticles III  et  IV.  Elles  prennent  l'engagement  de  rcspecter  et  de  faire  respecter 
cette  neutralite,  sous  la  reserve  toutefois  pour  la  Belgique  des  obligations 
derivant  de  sa  propre  neutralite.  |1  En  cousequence,  toutes  les  dispositions  de 
cet  Acte  demeureront  en  vigueur  au  profit  des  belligerants  comme  des  ueutres 
pendant  I'etat  de  guerre,  sauf  les  restrictions  qui  concernent  le  transport  des 
articles  de  contrebande  de  guerre.  ||  Tous  les  ouvrages  et  etablissements  crees 
en  execution  de  cet  Acte,  notamment  les  Bureaux  de  Perception  et  les  Caisses, 
de  meme  que  le  personnel  attache  d'une  maniere  permanente  au  service  de 
ces  etablissements,  jouiront  des  beuefices  et  la  neutralite  et  seront  egalement 
respect^s  et  prot^ges  par  les  belligerants.  ||  La  Commission  Internationale  veil- 
lera ä  ce  que  cette  neutralite  soit  generalement  maintenue  et  eile  offrira  sa 
mediatiou  en  cas  de  conflits  entre  les  £tats  Riverains. 


Annexe  No.  10. 

Proposition  de  la  Grande- Bretagne  de  remplacer  I'Article  XIII  par  la 
Declaration  suivante: —  ||  Les  Puissances  Signataires  de  cet  Acte,  en  vue  de 
se  concerter  sur  une  resolution  propre  ä  faciliter  et  dövelopper  les  relations 
commerciales  entre  leurs  fitats  et  les  pays  du  Bassion  du  Congo  (Niger),  et 
cherchant  ä  ecarter  tonte  divergence  d'opinion  qui  pourra  faire  naitre  en 
temps  de  guerre  des  difficultes  serieuses  entre  les  neutres  et  les  belligerants, 
toucliant  la  liberte  de  navigation  dans  les  eaux  du  Congo  (Niger),  et  de  ses 
affluents,  sont  convenues  sur  la  Declaration  suivante: —  ||  S'il  arrive  (ce  qui 
ä  Dieu  ne  plaise!)  que  la  guerre  eclate  entre  quelques-unes  des  Puissances 
Signataires  de  cet  Acte,  ou  entre  aucune  des  Puissances  Riveraiues  ou  entre 
aucunc  des  Puissances  Signataires  et  Riveraines,  la  navigation  du  Congo  (Niger) 
et  de  ses  affluents  ainsi  que  de  la  haute  mer  ä  la  distance  d'une  lieue  mari- 

10* 
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Nr.  S599.  timc  des  embüuchures  des  dits  fleuves,  ne  demeurera  pas  moins  libre  pour 
"^st^T"^  Ic  pavillou  marclumd  de  toutes  les  uations.  II  ue  sera  apporte  d'exception  ä 
i8.Dec.i884.  ce  priucipe  qu'eu  ce  qui  concerne  le  trafic  des  muuitioiis  de  guerre,  de  la 
houille ,  destiiicc  a  im  belligeraut,  aiiisi  que  des  autres  objets  egalemeiit  des- 
tiues  ä  un  belligeraut,  cousideres  selou  l'usage  moderne  des  gens,  comme 
etaut  d'ancipitis  usus.  ||  Les  dispositious  analogues  seront  appliquees  aux  ca- 
naux,  routes  et  cbemius  de  fer  mentionnes  dans  les  Articles  III  et  IV. 

Annexe  No.  11. 

Pro]}osition  transadionnelle  relative  aux  Articles  des  Actes  de  Navigation  pour 
le  Congo  et  x)Our  le  Niger  jjortant  sur  la  Neutralite  en  temps  de  Guerre. 

Article. 

Les  dispositious  du  present  Acte  demeureront  en  vigueur  meme  peudant 
l'etat  de  guerre.  En  cousequence,  la  uavigation  de  toutes  les  nations,  neutres 
ou  belligerantes,  sera  libre  en  tout  temps  pour  les  usages  du  commerce 
sur  le  Congo,  ses  embranchements,  ses  sur  le  Niger,  ses  embrauchements  et 
affluents  et  ses  embouchures,  ainsi  que  affluents,  ses  embouchures  et  issues, 
sur  la  mer  territoriale  faisant  face  aux  ainsi  que  sur  la  mer  territoriale  fai- 
embouchures  de  ce  fleuve.  sant  face  aux  embouchures    et  issues 

de  ce  fleuve. 

Le  trafic  demeurera  egalement  libre,  malgre  l'etat  de  guerre,  sur  les 
routes,  chemins  de  fer,  lacs,  et  canaux  mentionnes  dans  les  Articles  III  et  IV. 

II  ne  sera  apporte  d'exception  ä  ce  principe  qu'eu  ce  qui  concerne  le 
transport  des  objcts  destines  ä  uu  belligeraut  et  cousideres,  en  vertu  du  droit 
des  gens,  comme  articles  de  contrebande  de  guerre. 

Tous  les  ouvragcs  et  etablissemeuts  crees  en  executiou  du  present  Acte, 
notammcnt  les  Burcaux  de  Perception  et  leurs  Caisses,  de  meme  que  le  per- 
sonnel  attache  d'une  maniere  permanente  au  service  de  ses  etablissemeuts, 
seront  places  sous  le  regime  de  la  neutralite  et,  ä  ce  titre,  seront  respectes 
et  proteges  par  les  belligerants. 

Annexe  No.  12. 

Froposition  de  31.  le  Plenipiotentiaire  des  J^tats-Unis  d'Ameriqiie. 
Afin  d'assurer  en  temps  de  guerre  le  maintien  de  la  liberte  de  commerce 
et  de  uavigation  dcjä  stipulec,  pour  le  cas  oü  dans  l'aveuir  des  hostilites  vien- 
draient  malheureusement  ä  eclater  cntrc  deux  ou  plusieurs  des  Puissances 
Signataires  de  la  presentc  Dcclaration,  chacune  d'elles  s'engagc  ä  traiter  en 
territoire  ncutre  tous  les  libres  tcrritoires  comracrciaux  definis  dans  la  prc- 
miere  Declaration  de  cctte  Conference,  ainsi  quo  toutes  les  voics  navigables 
qui  s'y  trouvent.  Aucuu  acte  d'hostilite  uc  pourra  ctrc  posc  dans  ces  contrecs 
par  un  des  belligerants  vis- ä- vis  de  l'autrc;  les  objcts   constituant  la  contre- 
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bände   de  guerre  n'y   seront  fournis  h  aucuii  des  belligerants.     Chacune  des    ^^-  ^599. 
Puissances  Signataires  se  reserve  le  droit  de  faire  respecter  cette  stipulation.    Staaten. 

18.Dec.l884. 

Annexe  No.  13. 

Expose  lu  par  Mr.  Kasson  dans  la  Seanee  de  la  Commission  du  10  Decemhre 
potir  motiver  sa  Proposition  relative  ä  la  Neutralisation  du  Bassin  du  Congo. 

La  Conference  Internationale  a  dejä  formulö  de  commun  accord  une 
Declaration  au  sujet  de  la  liberte  de  commerce  pour  toutes  les  nations  dans 
l'Afrique  Centrale.  Cette  Declaration  a  regu  l'approbation  du  monde  civilise 
tout  eutier,  qui  l'a  acceptee  avec  reconnaissance.  ||  Le  Gouvernement  que  j'ai 
l'honneur  de  represeuter  trouve  qu'il  y  a  lieu  de  faire  une  autre  Declaration 
qui  assurera  le  maintien  de  la  premiere  et  sera  le  couronnement  de  l'oeuvre 
civilisatrice,  pacifique  et  liumanitaire  que  vous  avez,  Messieurs,  fondee  avec 
tant  de  sagesse.  Elle  concerne  tous  ceux  de  la  race  blanche  qui  residerout 
dans  l'Afrique  Centrale;  eile  vise  la  securite  de  leurs  personnes  et  de  leurs 
biens,  et  favorise  les  progres  de  la  religion  elle-meme.  Elle  a  pour  but  de 
delivrer  ce  territoire  des  effets  desastreux  des  guerres  etrangeres.  ||  Laissez- 
moi  vous  exposer  eu  quelques  raots  les  motifs  qui  poussent  mon  Gouvernement 
a  vous  demander  d'examiner  favorablement  sa  propositiou.  ||  Ce  n'est  pas  assez 
que  tous  nos  commergauts  jouissent  6galement  du  droit  d'acheter  l'huile,  les 
gommes,  l'ivoire  du  pays  et  d'y  vendre  une  valeur  equivalente  de  marchandises 
que  les  indigenes  acceptent  en  echange.  Ce  ne  serait  qu'un  pietre  debouclie 
pour  les  vastes  forces  productrices  de  l'Europe  et  de  l'Amerique.  II  faut 
s6rieusement  eucourager  le  travail  productif  dans  les  contrees  Africaines  et 
augmenter  ainsi  ä  leurs  habitants  les  moyens  de  l'acquisition  des  produits  des 
nations  civilisees.  Ce  resultat  ne  peut  etre  obtenu  qu'en  y  etablissant,  d'une 
fagon  permanente,  un  regime  de  paix.  En  effet,  la  guerre  dechaine  promptc- 
ment  toutes  les  passions  barbares  et  aneantit  les  progres  de  maiutes  annecs 
de  civilisation.  ||  Les  premieres  Colonies  fondees  en  Amerique  ont  ete  l'oeuvre 
de  diiferentes  nationalites.  La  meme  oü  l'emigration  avait  eu  au  debut  un 
caractcre  libre  et  paisible,  des  Gouvernements  etrangers  se  sont  bientot  iustalles, 
avec  forces  militaires  ä.  l'appui.  Des  guerres  eclaterent  ensuite  en  Europe. 
Les  belligerants  avaieut  des  Colonies,  et  bientot  les  cliaraps  de  bataille  s'eten- 
dirent  jusqu'cn  Amerique.  Dans  l'ardeur  de  la  lutte  cliacun  des  belligerants 
chcrchait  des  allies  parmi  les  tribus  indigenes,  chcz  lesquelles  ils  reveillaient 
ainsi  les  penchants  naturels  pour  la  violence  et  le  pillage.  II  s'ensuivit  d'hor- 
ribles  cruautes  et  des  raassacres  dans  lesquels  on  n'epargnait  ni  äge  ni  sexe; 
le  couteau,  la  lance  et  la  torche  transformercnt  en  un  desert  des  Colonies 
paisibles  et  heureuscs.  ||  L'ctat  actuel  de  l'Afrique  Centrale  rappelle  beaucoup 
celui  de  l'Amerique  lorsque  ce  continent  a  ete  tout  d'abord  ouvert  au  monde 
Europeen.  Comment  pourrons-nous  eviter  chez  les  nombreuses  tribus  Afri- 
caines une  rcpetition  des  evenements  malheureux  que  je  viens  de  citer?    Com- 
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Nr.  85V9,  meiit  iie  pas  exposer  nos  cominergants,  iios  colous  et  leurs  biens  ä,  ces  daiigers? 
Staaten.^  Commeiit  defeiidre  la  vie  de  nos  missionnaires  et  la  religion  elle-merae  coutre 
i8.Dec.i884.1e  revcil  des  moeurs  sauvages  et  des  passions  barbares?  ||  Noiis  trouvant  en 
presence  de  ceux  que  nous  poussons  ä  eutrepreudre  l'oeuvre  de  la  civilisation 
en  Afrique,  il  est  de  notre  devoir  de  leur  eviter  les  experiences  deplorablcs 
qui  ont  marque  la  phase  correspondantc  cn  Amerique.  Notre  commerce  et 
nos  Colonies  ne  peuveut  etre  prosperes  et  la  vie  de  nos  nationaux  ne  sera 
pas  en  süretö  si  nous  laissons  transporter  les  pavillons  de  guerre  etrangcrs 
dans  un  pays  plein  de  barbares  avides  du  pillage  des  biens  des  blaues.  ||  II 
est  difficile  de  trouver  un  motif  pour  justifier,  dans  cette  nouvelle  Afrique 
Centrale,  l'existcnce  de  Colonies  qui  dependeut  militairement  de  Puissances 
ctrangercs.  On  les  fonde  en  geueral  dans  le  but  de  s'assurer  exclusivement 
certains  avantages  commerciaux,  ou  de  s'en  servir  d'une  fagon  determinee  en 
temps  de  guerre.  Mais  ici  nous  avons  declare  qu'il  u'y  aurait  pas  d'avantages 
exclusifs;  la  premiere  raison  n'existe  donc  pas.  Quant  ä  leur  utilite  en  temps 
de  guerre,  h  quoi  servirait  dans  les  Operations  militaires  k  l'etranger  de  posseder 
une  Colonie  dependante  au-dessus  des  chutes  de  Yellala?  Du  moment  que 
la  possession  d'une  Colonie  ne  suppose  pas  le  monopole  commercial,  eile  cesse 
d'avoir  de  la  valeur  pour  le  Gouvernement  etranger.  Les  revenus  qu'elle 
rapportera  ä  la  mere-patrie  n'equivaudront  jamais  aux  frais  qu'exigera  son 
maintien.  ||  II  ne  semble  donc  pas  qui'il  y  ait  des  motifs  suffisants  pour  faire 
de  l'Afrique  Centrale  le  theätre  des  lüttes  des  Puissances  lorsqu'elles  se  feront 
la  guerre.  Le  fait  de  transporter  les  hostilites  en  Afrique  aurait  ^pour  resultat 
d'entrainer  dans  une  ruine  generale  les  interets  de  tous  les  neutres  dans  ces 
regions  ouvertes  h  tout  le  monde.  II  est  impossible  de  calculer  d'avance  les 
effets  desastreux  qu'aurait  un  tel  eveneraent  sur  les  entreprises  naissantes  de 
nos  nationaux  et  sur  le  developpement  general  du  pays.  Si  nous  ne  prenons 
aucune  pr^caution  contre  ce  danger,  nous  aurons  ä  regretter  le  caractere  in- 
complet  de  notre  oeuvre.  ||  Mais  si,  au  contraire,  nous  pouvions  etablir  des 
garanties  contre  le  danger  d'etre  eutraines  dans  des  confiits  entre  les  intörets 
des  Puissances  £trangeres,  et  de  plus  meme  contre  des  lüttes  locales  even- 
tuelles au  sujet  de  delimitations  de  territoire  et  de  droits  de  possessions,  notre 
oeuvre  serait  vraiment  complete.  Les  £tats-Unis  concourront  avec  joie  ä  n'im- 
porte  quel  arrangement  qui  tendra  ä  aplanir  ces  questions  au  moyen  d'un 
arbitrage  paisible.  Ils  seraient  heureux  de  prendre  part  ä  une  Döclaration 
par  laquelle  chacune  des  Puissances  Signataires  s'engagerait  ä  soumettre  ä  un 
arbitrage,  conform6ment  aux  usages  modernes  des  nations  civilisees,  toute  con- 
testation  qui  pourrait  surgir  entre  elles  au  sujet  de  droits  de  possession  et  de 
territoire  dans  la  zone  commerciale  libre  d6jä  mentionnee.  (|  En  vue  de  la  s6- 
curite  de  nos  int6rcts  communs  en  Afrique,  dans  le  cas  d'une  guerre  ötrangere, 
je  vous  demande  la  permission  de  vous  soumettre  au  nom  de  mon  Gouverne- 
ment le  Projet  de  Döclaration  ci-joint  qui  ferait  suite  ä  la  premiere  ou  ä  la 
seconde  D6claration  de  la  Conference. 
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Annexe  No.  14.  Nr.  ssog. 

Konferonz- 

Froxwsition  modifiee  de  M.  le  PUnipotentiairc  des  tltats-  Unis  d'Ämcnque.         Staaten. 

IS.  I)ec.l884. 

Afin  d'assurcr  cn  tcmps  de  gucrre  le  maintion  de  la  liberte  de  commerce 
et  de  navigation  döjül  stipulöc,  pour  le  cas  oü  daiis  l'avcnir  des  hostilites  vien- 
draient  raallieureusement  ä  eclater  cntre  deux  ou  plusieurs  des  Puissanccs 
Europ6enncs  ou  Amöricaincs  Sigiiataires  de  la  presentc  Declaration  ou  qui  y 
adhereront,  chacunc  d'elles  s'engage  ä  traitcr  cn  territoire  neutre  tous  les 
librcs  territoires  commerciaux  definis  dans  la  premiere  Declaration  de  cette 
Conference,  ainsi  que  toutes  les  voics  navigables  qui  s'y  trouvent.  Aucun 
acte  d'liostilite  ne  pourra  etre  pose  dans  ces  contrecs  par  un  des  belligerants 
vis-ä-vis  de  l'autre;  les  objcts  constituant  la  contrebandc  de  guerre  n'y  scront 
fournis  par  aucun  £tat  de  cette  zonc  librc  ä  aucun  des  belligerants.  Cha- 
cune  des  Puissances  Signataires  se  r^serve  le  droit  de  faire  respecter  cette 
stipulation. 

Annexe  No.  15. 

Projet  amende  d'Äcte  de  Navigation  du  Niger,  propose  par  la  Grande- Bretagne. 

Le  Congres  de  Vieune  ayant  stabil  par  les  Articles  CVIII  ä  CXVI  de 
son  Acte  Final  les  principes  generaux  qui  reglent  la  libre  navigation  des  cours 
d'eau  navigables  qui  separeut  ou  traversent  plusieurs  Etats  et  ces  principes 
ayant  regu  une  application  de  plus  en  plus  large  h  des  fleuves  de  l'Europe 
et  de  l'Amerique,  les  Puissances  dont  les  Plenipotentiaires  se  sont  reunis  en 
Conference  k  Berlin,  ont  resolu  de  les  appliquer  au  Niger  et  k  ses  affluents. 
A  cet  effet,  elles  sont  convenues  des  Articles  suivants:  — 

Art.  I.  II  La  navigation  du  Niger,  sans  exception  d'aucun  des  embranche- 
ments  ni  issues  de  ce  fleuve,  est  et  demeurera  entierement  libre  pour  les  na- 
vires  marchands,  en  Charge  ou  sur  lest,  de  toutes  les  nations,  tant  pour  le 
transport  des  marchandises  que  pour  celui  des  voyageurs.  Elle  devra  se  cou- 
former  aux  Reglements  qu'il  sera  uecessaire  d'etablir  pour  la  sürete  et  le 
controle  de  la  navigation.  ||  Daus  l'exercice  de  cette  navigation  les  sujets  et 
les  Pavillons  de  toutes  les  nations  serout  traites,  sous  tous  les  rapports,  sur 
le  pied  d'uue  parfaite  egalite,  tant  pour  la  navigation  directe  de  la  pleine  mer 
vers  les  ports  Interieurs  du  Niger  et  vice  versa,  que  pour  le  grand  et  le  petit 
cabotage  ainsi  que  pour  la  battellerie  sur  le  parcours  de  ce  fleuve.  ||  En  con- 
sequence,  sur  tout  le  parcours  et  aux  embouchures  du  Niger  il  ne  sera  fait 
aucune  distinction  eutre  les  sujets  des  £tats  Riverains  et  ceux  des  non-Ri- 
verains  et  il  ne  sera  concede  aucuns  Privileges  exclusifs  de  navigation.  ||  Ces 
dispositions  fönt  desormais  partie  du  droit  public  international. 

Art.  IL  II  La  navigation  du  Niger  ne  pourra  etre  assujettie  k  aucune  en- 
trave  ni  redevance  basees  uuiquement  sur  le  fait  de  la  navigation.  ||  Elle  ne 
subira  aucune  Obligation  d'echelle,  d'etape,  de  depot,  de  rorapre  Charge,  ou  de 
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Nr,  8599.    reläche  forcee.  11  Dans  tonte  Tetendue  du  Niger  les  navires  et  les  marchandises 

Konferenz - 

Staaten,  traosltant  sur  le  neuve  ue  serout  soumis  ä  aucun  droit,  quelles  qua  soieiit 
is.Dec.  188-1.  leur  provenance  ou  leur  destinatioD.  ||  II  ne  sera  etabli  aucun  peage  maritime, 
ni  fluvial,  base  sur  le  seul  fait  de  la  navigation,  ni  aucun  droit  sur  les  mar- 
chandises qui  se  trouveut  ä  bord  des  navires.  Pourront  seuls  etre  per^us  des 
taxes  ou  droits  qui  auront  le  caractere  de  retributions  pour  Services  rendus 
■ä  la  navigation  meme.  Les  Tarifs  de  ces  taxes  ou  droits  ne  comporteront 
aucun  traitement  differentiel. 

Art.  III.  II  Les  affluents  du  Niger  seront  ä  tous  egards  soumis  au  mSme 
regime  que  le  fleuve  dont  ils  sont  tributaires. 

Art.  IV.  II  Les  routes,  chemins  de  fer,  ou  canaux  lateraux  qui  pourront 
etre  etablis  dans  le  but  special  de  suppleer  ä  l'innavigabilite  ou  aux  imper- 
fections  de  la  voie  fluviale  sur  ceiiaines  sectious  du  parcours  du  Niger,  de 
ses  affluents  (et  des  autres  cours  d'eau  qui  leur  sont  assimiles  par  l'Article  III), 
seront  consideres  eu  leur  qualite  de  moyens  de  Communications,  comme  des 
dependances  de  ce  fleuve,  et  seront  egalement  ouverts  au  trafic  de  toutes  les 
nations.  ||  De  meme  que  sur  le  fleuve  il  ne  pourra  etre  pergu  sur  ces  routes, 
chemins  de  fer  et  canaux  que  des  peages  calcules  sur  les  depenses  de  con- 
struction,  d'entretien  et  d'administration,  et  sur  les  benefices  dus  aux  entre- 
preneurs.  ||  Quant  au  taux  de  ces  peages,  les  etrangers  et  les  nationaux  des 
territoires  respectifs  serout  traites  sur  le  pied  d'une  parfaite  egalite. 

Art.  V.  11  En  ce  qui  concerne  le  Niger  et  ses  affluents,  les  Puissances 
Signataires  s'engagent  ä  appliquer  les  principes  de  la  liberte  de  navigation 
enonces  dans  les  Articles  I,  II,  III  et  IV,  en  tant  que  ces  eaux  sont  ou  seront 
sous  leur  souverainete  ou  leur  Protectorat.  ||  Les  Reglements  que  chaque 
Puissance  etablira  pour  la  sürete  et  le  contröle  de  la  navigation  seront  con- 
Qus  de  maniere  ä  faciliter  autant  que  possible  la  circulation  des  navires  mar- 
chands.  ||  II  est  entendu  que  rien  dans  les  engagements  ainsi  pris  ne  saurait 
etre  interprete  comme  empechant  ou  pouvant  empecher  chaque  Puissance  de 
faire  en  ce  qui  concerne  les  eaux  sous  sa  souverainete  ou  sou  Protectorat  des 
Reglements  de  navigation  quels  qu'ils  soient,  qui  ne  scraient  pas  contraires 
ä  l'esprit  de  ces  engagements.  ||  Les  Puissances  Signataires  s'engagent  a  pro- 
tcgcr  les  negociants  etrangers  de  toutes  les  nations  faisant  le  commerce  dans 
les  parties  du  cours  du  Niger  qui  sont  ou  serout  sous  leur  souverainete  ou 
leur  Protectorat  egalement  comme  s'ils  etaient  leurs  propres  sujets,  pourvu 
toutefois  quo  ces  negociants  se  conforment  aux  Reglements  (jui  sont  ou  seront 
etablis  en  termes  de  ce  qui  precede. 

Art.  VI.  II  Le  transit  des  boissons  spiritueuses  est  prohibe  sur  le  cours 
du  Bas -Niger. 

Art.  VIL 
(Neutralit^.) 
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Annexe  No.  16.  Nr.  8599. 

Konferenz - 

Ohservations  de  Mr.  Anderson  dans  la  Biscussion  siir  Ics  Spiritueux.  Staaten. 

18.  Dec.1884. 

Nous  dcsirons  attirer  l'attcntion  sur  les  conditions  exceptionnclles  dans 
lesquclles  se  trouvent  les  populations  Africaines  qiü  habitent  le  Bassin  du 
Niger  Central,  ainsi  que  les  regions  ä  Test  de  cc  fleuve  et  du  Lac  Tchad. 
On  a  estime  approximativement  la  population  de  ce  pays  a  une  quarantainc 
de  millions;  la  grande  raajorite  se  compose  de  Musulraans,  la  minorite,  dans 
une  Proportion  qu'il  est  impossible  de  determiner,  de  paiens.  On  a  tout  licu 
de  croire  que  ces  peuples  ne  consomraent  pas  de  spiritueux.  ||  L'etat  moral 
des  habitants  du  Congo  differe  absolument  de  celui  des  tribus  de  la  cöte. 
Les  recits  des  voyageurs  et  des  commergants  nous  apprennent  que  ces  derniers 
avaient  l'habitude  de  fabriquer  et  de  consommer  des  boissons  enivrantes  avant 
l'introduction  dans  leur  pays  de  liqueurs  etrangeres.  Tout  en  etant  tres  desi- 
reux  de  voir  prendre  n'importe  quelle  mesure  pratique  pour  repriraer  le  com- 
merce des  spiritueux  dans  ces  regions,  nous  nous  rendons  compte  des  diffi- 
cultes  que  soulevent  l'existence  de  ce  besoin  parmi  les  indigenes  et  la  ten- 
dance  du  commerce  ä  y  subveuir;  mais  dans  les  contrees  Musulmanes  ce  besoin 
n'existe  pas  et  ne  se  fera  pas  sentir,  ä  moins  que  Toffre  ne  fasse  surgir  la 
deraande.  ||  Ce  serait  un  desastre  pour  la  cause  humanitaire  et  un  reproche 
pour  les  nations  civilisees  si  le  resultat  du  contact  avec  le  commerce  etranger 
etait  de  faire  naitre  chez  les  indigenes  une  passion  qui  les  menerait  ä  la 
demoralisation  et  ä  la  degradation;  les  interets  du  commerce  ne  reclament 
pas  l'ouverture  de  ce  champ  au  trafic  des  spiritueux;  cclui  dont  il  dispose 
n'cst  que  trop  vaste  deja.  Du  reste,  si  le  negoce  d'un  pays  devait  en  souffrir, 
ce  serait  bien  le  nötre,  puisque  les  commercants  Auglais  sont  les  seuls  qui 
aient  atteint  les  regions  Musulmanes.  |1  La  Compagnie  Africaine,  qui  a  plu- 
sieurs  etablissements  sur  le  Eenuc,  fleuve  par  Icquel  on  penetre  dans  les 
districts  en  qucstion,  dcsire  elle-mcme  tres  vivement  empeclier  l'introduction 
des  spiritueux.  Elle  sait  que  les  avantages  qui  pourraient  en  resulter  au 
poiut  de  vue  financier  seraient  aneantis  par  le  raauvais  effet  que  produirait 
sur  le  commerce  le  retour  ä  la  barbarie  de  ces  pays,  qui,  compares  ä  ceux 
de  la  cöte ,  ont  fait  ccrtains  progres  dans  la  voie  de  la  civilisation  |1  Je  vou- 
drais  faire  observer  que  la  defense  faite  par  leur  religion  aux  Musulmans  de 
boire  des  spiritueux,  ne  coustitue  pas  pour  eux  une  barriere  infrauchissable. 
L'experience  demontrc  que  la  passion  des  boissons  fortes,  une  fois  developpee 
chez  les  Africains,  ne  peut  plus  etre  restreinte.  De  plus,  il  ne  faut  pas 
oublier  que  les  esclaves  non-Musulmans  ne  se  trouvent  lies  par  aucune  defense 
religieuse  de  ce  genre.  |1  Finalement,  je  me  pei*mettrai  de  faire  remarquer  que, 
Selon  moi,  les  Puissances  trouveront  un  preoedent  pour  une  entente  generale 
sur  cette  question  dans  l'assentiment  qui  a  accueilli  une  proposition  recente 
du  Slam.  Ce  royaume  a  demande  de  voir  modifier  ses  Traites  avec  les  Puis- 
sances Europeennes  de  fagou  ä  lui  permettre  de  reprimer  les  abus  du  com- 
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Nr  8599.    jjjgrce  dcs  liqueurs.    Ce  fait  est  uii  exemple  frappant  de  la  bonne  volont6  que 
sia.iton.    montrout  los  nations  civilisees  ii  cooperer  dans  l'interet  de  riuunanite. 

l8.Dec.l8;'4. 

Annexe  No.  17. 

Mimoire  rdaiif  an  Ntycr,  presetite  par  son  Excellence   M.  le  PIcnipotenfiaire 

de  la  Grande- Bretagne. 
II  est  neccssaire  de  ue  pas  confondre  les  emboucliures  du  fleuve  Niger 
avec  les  flcuvcs  avoisinants  counus  comme  plusieurs  des  emboucliures  du  Niger 
memo  sons  le  nora  "Oil  Rivers."  Ils  sont  egalement  sous  le  Protectorat  de 
la  Grande-Bretagne  qui  s'etend  au  nord  jusqu'au  Benin  en  touchaut  la  Colonie 
Anglaise  de  Lagos  et  ses  dependances,  et  au  sud  jusqu'ä  la  Baie  d'Ambas, 
limitrophe  du  territoire  oü  se  trouve  la  Riviere  de  Cameroou,  aujourd'liui 
sous  le  Protectorat  de  l'Empire  Allemand.  ||  Le  delta  forme  par  les  bouches 
du  Niger  a  son  sommet  dans  l'interieur  en  aval  d'Abo,  sa  base  entre  l'em- 
boucliure  du  Benin  et  celle  du  Bonny.  Entre  ces  deux  branches  du  delta  se 
trouvent  plusieurs  autres  rivieres.  ||  Le  Gross  qui  debouche  ä  Test  du  delta, 
a  sa  source  vers  le  Bassin  du  Congo,  et  roule  dans  un  bassin  qui  lai  est 
propre.  II  a  son  embouchure  ä  Old  Calabar.  Le  Rio  del  Rey,  plus  k  Test 
encore,  sort  des  montagnes  qui  forment  un  massif  vers  le  Cameroon.  Or  ces 
deux  fleuves  seront  de  fait  exclus  d'une  discussion  sur  la  navigation  du  fleuve 
Niger.  Ils  sont  plutöt  dans  le  meme  Systeme  qui  comprend  le  fleuve  Came- 
roon. II  Les  eiforts  maintes  fois  repetes  de  notre  marine  militaire  nous  ont 
permis  d'acquerir  une  assez  bonne  connaissance  des  rivieres  qui  forment  le 
delta  du  Niger.  On  ne  cesse  pas  de  lever  des  plans  et  de  sonder  les  cours 
d'eau.  Le  resultat  de  ces  Operations  c'est  que  les  riviöres  ont  ete  trouv^es 
entravees  par  des  barres  difficiles  d'acces,  principalement  ä  cause  des  chan- 
gements  constants  du  chenal:  les  chaugements,  par  lesquels  les  lits  des  fleuves 
sont  aussi  affectes,  rendent  la  navigation  difficile.  En  ce  qui  concerne  le  Nun, 
emboucliure  principale,  quand  les  dangers  de  la  barre  sont  surmontes,  il  parait 
qu'il  existe  moins  de  difficultes  que  dans  les  autres  emboucliures.  ||  Jusqu'au 
pied  des  rapides  de  Boussä  le  Niger  est  navigable  dans  tout  son  cours  pour 
une  distance  de  630  kilom.  Des  bäteaux  a  vapeur  Auglais  remontent  le  fleuve 
jusqu'ä  ce  point:  ils  remontent  aussi  pour  une  distance  de  620  kilom.  le 
fleuve  de  Benou6  qui  se  decharge  dans  le  Niger  ä  400  kilom.  de  la  mer.  || 
On  le  voit,  il  u'y  a  aucune  ressemblance  entre  les  conditions  geographiques 
du  Niger  en  aval  des  rapides  de  Boussä  et  Celles  du  Congo  au-dessous  des 
chutes  qui  aboutissent  ä  Vivi.  ||  Que  le  Niger  tombe  dans  la  Baie  de  Benin, 
est  une  decouverte  que  nous  devons  ä  l'expedition  des  freres  Lander,  faite 
aux  frais  du  Gouvernement  Anglais  en  1830.  Depuis  lors,  et  jusqu'en  1859, 
une  suite  d'exp6ditions  organisees  avec  le  plus  grand  soin  et  ä  tres  grands 
frais  par  le  Gouvernement  Britannique  a  permis  d'explorer  la  riviere  en  par- 
tant  de  rembouchure  du  Nun.     On  a  de  meme  remonte  le  principal  affluent. 
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Ic  Benouo,  doiit  ou  a  (''ttidie  le  parcours  pour  la  proniiöre  fois  cii  1833,  gracc  Nr.  woo. 
aux  eftorts  du  Lioutcnant  Allen,  de  la  Marine  Uritannique.  En  1841  la  Staaten. 
Grande-Bretagne  obtint  une  cession  de  territüire  au  coniiuent  de  cette^riviere. '^•'^^''•is*'*- 
En  1849  Lord  Palmerston  organisa  une  nouvelle  oxpinlition  dont  Mr.  Richard- 
son  etait  le  chef:  ce  voyagcur  etait  accompagne  par  le  Dr.  Barth  et  M.  Over- 
vveg.  Lcs  cxploratcurs  entrerent  en  Afrique  par  la  voie  de  Tunis  et  penetre- 
rent  de  ce  point  vers  le  sud.  Apres  la  raort  de  Mr.  llicliardson  en  1851, 
le  Dr.  Barth  deviut  le  chef  de  Texpedition,  et  comine  tel  il  atteignit  le  Be- 
noue  ä  sa  jonction  avec  le  Faro  en  1853.  liC  Dr.  Vogel  cnvoje  ä  son  aide 
d'Angleterre  avec  des  renforts,  reussit  a  atteindre  le  voisinage  du  menie  flcuve 
oü  il  cut  le  malheur  d'etre  assassine.  L'annee  suivante  une  nouvelle  expe- 
dition  preparee  par  le  Gouvernement  Anglais  reraonta  le  Niger  et  le  Benoue 
jusqu'ä  un  point  ä  70  kilom.  de  la  jonction  du  Faro,  ce  qui  permit  de  com- 
pletcr  l'exploration  de  cet  affluent.  ||  Dans  la  conduite  de  ces  differentes  expe- 
ditions  qui  ont  ouvert  le  Niger  et  ses  principaux  affluents  on  n'a  epargne  ni 
les  hommes,  ni  I'argent,  de  la  part  de  I'Angleterre.  ||  Les  travaux  entrepris 
se  completent  maintenant  par  les  efforts  des  trafiquants  Anglais  qui,  en  sui- 
vaut  les  traces  de  leur  Gouvernement,  ont  donnö  une  attention  speciale  aux 
marches  qui  leur  ont  ete  ouverts,  de  teile  sorte  que  le  commerce  du  Bassin 
du  Niger  se  trouve  dans  ce  moment  exciusivement  dans  les  mains  des  Anglais,  |j 
Le  but  que  le  Gouvernement  Britanuique  a  pu  ainsi  atteindre  par  ces  efforts, 
lui  a  impose  de  nouveaux  devoirs.  ||.  L'Angleterre  ayant  ouvert  et  civilise  le 
pays,  il  en  est  result6  Tetablissement  du  commerce  Britannique,  et  ce  com- 
merce, en  augmentant,  a  rendu  necessaires  de  nouvelles  mesures  pour  sa  pro- 
tection. L'influence  du  Consul  a  ete  exercee  avec  avantage  parmi  les  diffe- 
rentes tribus;  eile  a  ete  soutenue  par  l'effet  moral  de  la  presence  des  navires 
de  guerre  Britanniques.  Mais  ä  mesure  que  les  echanges  se  multipliaient, 
cette  protection  se  trouvait  insuffisante,  et  on  se  decida  en  consequence  h 
mettre  le  territoire  sous  la  protection  Britannique.  Ce  Protectorat  s'etend 
sur  la  cöte  depuis  les  embouchures  du  Benin  jusqu'ä  la  Baie  d'Ambas,  et 
comprend  le  Niger  inferieur  jusqu'ä  sa  jonction  avec  le  Benoue.  II  existe  sur 
cet  affluent  de  nombreuses  factoreries  Anglaises  qui  reclament  la  protection 
Britannique.  ||  Sur  quelques  parties  du  parcours  superieur  du  Niger,  au-dessus 
des  chutes  de  Boussä,  nous  n'avons  pas  d'exactes  connaissances.  L'explorateur 
Anglais  Mungo  Park  est  presume  avoir  ete  le  seul  homme  blaue  qui  soit 
descendu  tont  le  courant  du  fleuve.  II  partit  en  1805  de  Samsanding,  pres 
de  Segou,  pour  perir  pres  des  chutes  de  Boussä  oü  toutes  ses  notes  de  voyage 
furent  perdues  avec  lui.  Le  Niger  de  sa  source  ä  la  mer  traverse  une  distance 
d'environ  3,580  kilom.  ä  1,100  kilom.  au-dessus  de  Boussä,  ou  trouve  Burrum 
ä  environ  200  kilom.  est  de  Tombouctou.  C'est  ici  que  commence  une  serie 
de  rapides  qui  occupe  en  amont  une  distance  de  55  kilom.;  plus  bas  entre 
Gogo  et  Say  la  riviere  s'encaisse  de  nouveau  et  forme  200  kilom.  de  rapides 
innavigables   eu  plusieurs   endroits.     Ceci  resulte  des  reuseignements    donnes 
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Nr.  8599.   p^r  le  Dr.  Barth.     Entre   ce  dernier  poiut  et  Boussä  se  trouvent,  selon  les 

Konferenz- 
Staaten,    rapports  de  Mr.  Flegel,    plusieurs   rapides    impraticahles.  \\  On  peut  donc  dire 

18.  Dec.  1884.  ggj^g  atteinte  ä  la  verite  que  sur  le  Niger  moyen,  c'est-ä-dire  sur  uu  parcours 

qui  s'eteiid  de  Rabba  au  pied  des  diutes  de  Boussä  jusqu'ä  Baraba  au-dessus 

de  Celles  de  Burrum,  il  y  a  1,000  milles  de  riviere  qui  ne  peuvent  servir  ä 

la  uavigation. 


Nr.    8600.      KONFERENZ-STAATEN.    —    Berliner  Konferenz.     Pro- 
tokoll Nr.  6.     Sitzung  vom  22.  December  1884. 

£taient  presents  [Dieselben  wie  in  der  5,  Sitzung]. 

Nr.  8600.  La  seance  est  ouverte  ä  3  heures  raoins  un  quart,  sous  la  presidence  de 

^staater'  ^'  ^^^^^^-  II  Avant  d'abordcr  l'examen  des  questions  ä  l'ordre  du  jour,  le  Comte 

22.Dec.i884.  Szechenyi   demande  ä  presenter    une    Observation   relative   au    preambule    du 

Projet  d'Acte  de  Navigation  concernant  le  Congo.    Le  Representant  de  l'Autriche- 

Hongrie  cstime  que  ce  texte,  tel  qu'il  a  ete  remanie  dans  la  seance  du  18  De- 

cembre  (Protocole  No.  5,  p.  12,*)  ne  repond  pas  exactement  au  veritable  etat 

de  choses.     II  y  est  dit,    en  effet,    que  "le  Congres    de  Vienne   ayant    etabli 

certains  principes,  et  ces  principes  ayant  ete  appliques  notamment  au  Danube, 

en  vertu  des  Traites  de  Paris,  de  Berlin  et  de  Londres, les  Puissances 

ont  resolu,  &c."  Or,  comme  il  resulte  de  la  discussion  meme  qui  a  eu  lieu 
dans  la  Haute  Assemblee,  il  serait  inexact  d'affirmer  ainsi  que  les  principes 
du  Congres  de  Yienne  ont  ete  appliques,  suivant  leur  teneur  primitive,  en  ce 
qui  conccrne  le  Danube.  Ils  ne  Tont  ete  que  sous  les  modifications  apportees 
precisement  par  les  Traites  subsequents  qui  se  trouvent  mentionnes  dans  le 
preambule.  Le  Comte  Szechenyi  propose,  en  consequence,  d'amender  de  nou- 
veau  le  texte  dont  il  s'agit  en  substituant  aux  mots  "en  vertu  des"  les  mots 
■  "avec  les  modifications  prevnes  par  les." 

Le  Comte  Kapnist,  M.  Busch,  Said-Pacha  et  le  Baron  de  Courcel  adherent 
ä  cette  proposition.  ||  Le  Comte  de  Launay  s'y  rallie  egalemeut,  en  faisant 
remarqucr  qu'elle  repond  ä  la  realite  des  faits.  ||  Sir  Edward  Malet  approuve, 
de  son  cotc,  la  nouvelle  rcdactiou  suggeree,  comme  plus  exacte  et  plus  claire. 
||  Mr.  Kasson  y  donne  son  assentiment  apres  une  nouvelle  lecturc. 

Le  President  indique  que  la  Haute  Assemblee  ayant  adopte  l'amendemcnt 
du  Comte  Szechenyi,  la  redaction  du  preambule  sc  trouve,  par  suite,  arrctee 
comme  suit:  —  ||  „Le  Congres  de  Vienne  ayant  etabli  par  les  Articlcs  CVIH  ä 
CXVI  de  son  Acte  Final  les  principes  destines  ä  regier,  entre  les  Puissances 
Signataires  de  cet  Acte,  la  librc  navigation  des  cours  d'eau  navigables  qui 
separent  ou  traversent  plusieurs  Etats,  et  ces  principes  ayant  ete  appliques 
k  des  fleuves  de  l'Europe  et  de  rAniorique,  et  notamment  au  Danube,  avec 
les  modifications  prevues  par  les  Traites   de  Paris,    de  1850,    de   Berlin,    de 

*)  Oben  Seite  10«.  109. 
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1878,  et  de  Loiidrcs,  de  1871  et  1883,   les  ruissanccs  doiit  los  rieuipoteii-    Nr.  seoo. 
tiaires  se  sont  reunis  en  Oouierence  a  Berlin,  ont  resolu  de  les  eteudre  egale-    staiiton. 
meiit  au  Congo,  ä  ses  aftlueuts,  ainsi  qu'aux  caux  qui  leur  sont  assimilees.  j|22.Dcc.i884. 
A  cctte  fin,  elles  sont  couveuues  des  Articles  suivants." 

Passant  ä  l'ordre  du  jour,  le  President  donne  lecture  d'une  proposition 
formulee  par  la  Cominissiou  en  vue  de  premunir  les  populations  indigenes 
contre  les  abus  des  boissous  fortes  et  ainsi  congue:  —  ||  „Les  Puissances  re- 
presentees  h  la  Conference,  desirant  que  les  populations  indigenes  soicnt  pre- 
muuics  contre  les  maux  provenant  de  Tabus  des  boissons  fortes,  emettent  le 
voeu  qu'une  cntente  s'etablisse  entre  elles,  pour  regier  les  difficultcs  qui  pour- 
raient  naitre  ä  ce  sujet  d'une  manierc  qui  concilie  les  droits  de  riiumanite 
avec  les  iutcrcts  du  commerce,  en  ce  que  ces  derniers  peuvent  avoir  de  le- 
gitime." 

Le  President  consulte  la  Haute  Assemblee  et  fait  connaitre  que  la  pro- 
position est  adoptee. 

M,  Busch  ajoutc  qu'en  s'associant  au  voeu  formule  par  la  Commission, 
il  tient  ccpendant  ä  constater  que  son  Gouvernement  ne  saux'ait  consentir  ä 
ce  que  ce  voeu  put  etre  interprete  ä  l'avenir  dans  un  sens  contraire  aux  in- 
terets  du  commerce,  ou  qu'il  piit  servir  de  pretexte  ä  des  mesures  vexatoires 
pour  la  liberte  du  commerce.  Toutes  les  stipulations  concernant  la  liberte 
commerciale  que  la  Conference  vient  de  sanctionner  deviendraient  illusoires, 
si  on  coucedait  aux  difiereuts  Etats  le  droit  d'exercer  un  contröle  sur  le  com- 
merce des  autres.  La  liberte  du  commerce  dependrait  alors  des  employes 
charges  de  ce  contröle  et  il  s'ensuivrait  facilement,  par  suite  de  la  rivalite 
entre  les  difi'crcntes  nations,  qu'il  s'ctablirait  en  fait  ce  traitement  difi'erentiel 
que  tous  les  Pleuipotentiaires  se   sont  attaches  a  comb'attre. 

Le  President  lit  ensuite  le  texte  de  la  proposition  remise,  lors  de  la 
seancc  precedente,  par  Sir  Edward  Malet  et  concernant  la  Traite  des  Negres 
iProtocole  No.  5,  p.  25*). 

L'Ambassadeur  d'ltalic  appuie  vivement  le  Projet  de  Declaratiou  presente 
par  l'Ambassadeur  de  la  Grande-Bretagne. 

Le  Comte  de  Launay  rappeile  les  idees  qu'il  a  enoncees  lors  de  la 
deuxierae  seancc.  D'apres  ses  Instructions,  il  se  rallierait  ä  toute  proposition 
tendant  a  prescrire  les  mesures  les  plus  st^veres,  notamment  en  ce  qui  con- 
cerue  la  Traite  des  Negres.  Le  Gouvernement  du  Roi  voudrait  meme  quo  cet 
attentat  de  lese-liumanite  füt  compris,  commc  la  piratcric,  parmi  les  criraes 
contre  le  droit  des  gcns,  et  puni  comme  tel. 

M.  Busch  fait  observer  que  la  motion  de  Sir  Edward  Malet  vise  deux 
formes  diffcrentcs  du  commerce  des  csclaves:  —  1|  1.  La  Traite  des  Negres, 
considerce  comme  se  faisaut  par  mer.  }|  2.  Le  commerce  qui  fournit  des  Negres 
ä  la  Traite.  ||  Cr,  d'apres  le  droit  public  actuel,  la  Traite  des  Negres  est  dejä 
interdite,  tandis  quo  le  coninicrcc  <iui  fournit  des  negres  ä  la  Traite  n'a  encore 

*)  Oben  «eile  117. 
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Nr.  8600.    ^i^  l'objet  d'aucuiie  stipulation.     II  convieudrait  donc,  pour  plus  de  clarte,  de 

Staaten,    marquer   la   distinction  cntre   ces    deux  modalites   de   commerce   des   esclaves, 

2.Dec.i8S4.  ejj  se  referaut,  d'abord,  ä  rinterdiction  preexistaute  qui  atteiut  la  preraiere, 

et  eu  formulant  eusuite   Tinterdiction  nouvelle  qu'il   s'agit  d'etablir  coiitre  la 

deuxieme. 

Le  Baron  de  Courcel  demande  si  la  proposition  actuellement  soumise  ä 
la  Conference  est  destinee  ä  etre  iutercalee  daus  l'une  des  trois  Declarations 
coniprises  dans  le  programme  des  travaux  de  la  Haute  Assemblee,  ou  si,  au 
contraire,  eile  formerait  la  matiere  d'un  Acte  supplementaire. 

Le  President  se  proposait  precisement  de  consulter  la  Conference  ä  cet 
^gard. 

L'Ambassadeur  de  France  fait  remarquer  que  l'Article  VI  de  la  Decla- 
ration  relative  ä  la  liberte  du  commerce  repond  dejä  en  grande  partie  ä  l'objet 
que  Sir  Edward  Malet  a  en  vue,  La  motion  actuellement  soumise  ä  la  Con- 
ference constitue,  en  quelque  sorte,  un  amendement  destine  ä  completer  le 
texte  dejä  vote,  et  eile  pourrait,  des  lors,  etre  rattacliee  ä  ce  texte. 

Sir  Edward  Malet  prefererait  que  sa  proposition  fit  l'objet  d'un  Acte 
distinct.  En  l'inseraut  daus  la  Declaration  relative  ä  la  liberte  commerciale, 
qui  s'applique  seulement  ä  des  territoires  limitativement  designes,  on  preterait 
h  penser  que  les  dispositions  concernant  le  commerce  des  esclaves  ne  doivent 
pas  etre  etendues  en  dehors  de  ces  memes  territoires,  alors  que,  daus  la  pensee 
du  Gouvernement  Britannique,  elles  devraient  avoir  une  pörtee  plus  generale. 
L'Ambassadeur  d'Angleterre  ajoute  que  bien  des  difficultes  insurmontables  ne 
permettent  pas  d'esperer  la  suppression,  ä  bref  delai,  de  l'esclavage  dans  les 
regions  du  Centre  Africain.  Mais  ce  que  l'on  peut  et  ce  que  Ton  doit  tenter 
iramediatement,  c'est  d'emp§cber  le  commerce  de  ces  troupeaux  de  noirs  qui 
alimente  la  Traite. 

Mr.  Kasson  adbere  aux  idees  du  Representant  de  la  Grand-Bretagne.  Le 
Gouvernement  des  fitats-Unis  voudrait  meme  aller  plus  loin  et  obtenir  que 
chacune  des  Puissances  representees  dans  la  Haute  Assemblee  s'engageät  non 
seulement  h  ne  pas  tolerer  le  commerce  des  esclaves  dans  les  territoires  sou- 
mis  ä  sa  Jurisdiction,  mais  encore  ä  ne  pas  permettre  aux  traitants  de  chercher 
asile  et  refuge  dans  ces  raemes  territoires.  Le  Plenipotentiaire  des  £tats-Unis 
rappelant  l'existence  de  6,000,000  de  noirs  emancipes  aux  fitats  Unis  affirme 
que  la  question  Interesse  specialement  le  peuple  Americain. 

M.  Busch  desirerait  que  Mr.  Kasson  formulät  ses  id^es  en  un  texte  precis, 
afin  de  mettre  les  Plenipotentiaires  en  mesure  de  soumettre  la  question  ä  une 
etude  plus  approfondie. 

Mr.  Kasson  exprime  son  consentement  ä  cet  egard. 

Le  Baron  de  Courcel  croit  avoir  compris  que,  d'apres  les  intentions  de 
TÄmbassadcur  d'Angleterre,  les  dispositions  sugg^rees  par  Sir  Edward  Malet 
devraient  ^tre  applicables,  non  pas  seulement  dans  les  contrces  dont  s'occupe 
la  Conference,  mais  dans  le  monde  entier. 
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Le  Repräsentant  de   la  Graud-Uretagnc  ayant   repondu   qiie  tcl   est  bien,   Nr.  rgoo. 
en  ciiet,  sa  pensec.  Staaten 

Lc  Baron  de  Courcel  fait  observer  que   la  question   jtrend   ainsi  une  ex- ^^2.  Dcc.i884. 
tension  iniprevue  et  que,  des  lors,  11  semble  quo  Ics  Plenipotentiaires  ue  sau- 
raicnt  la  resoudre  sans  en  avoir  reföre  ä  leurs  Gouvernements. 

Le  President  indiquc  que,  dans  ces  conditious,  il  s'agirait  cu  cffet  d'ap- 
pliqucr  un  principe  uouveau  dans  le  droit  des  gens. 

Un  ecliangc  de  vues  a  lieu  entre  le  Baron  de  Courcel  et  Sir  Edward 
Malet,  confirraant  quo,  pour  repondrc  d'une  maniere  complete  aux  intentioiis 
du  Representant  de  la  Grand-Bretagne,  la  Conference  dcvrait  preparer  un  Acte 
s6pare  applicable  dans  le  moiide  entier,  et  destine  h  former  lc  compleraent 
du  droit  international  en  matiere  de  Traite. 

Le  Baron  de  Courcel,  revenant  ä  la  propositioii  de  Mr.  Kasson,  releve 
qu'clle  ne  sera  pas  sans  prescnter  de  serieuses  difficultes  au  point  de  vue  de 
droit  coiistitutionncl,  au  moins  pour  certaius  £tats.  En  France,  par  excraple, 
les  principes  de  la  legislation  pönale  etablissent  qu'un  citoycn  ne  saurait  etre 
exclu  d'un  territoire  Frangais,  sinon  en  vertu  d'un  Jugement.  Les  pouvoirs 
attribues  au  Gouvernement  par  la  Constitution  ne  vont  pas  jusqu'ä  lui  per- 
mettre  des  mesures  d'expulsion,  en  dehors  des  cas  enuraeres,  limitativement, 
par  les  Codes  uationaux.  II  faut  donc  prevoir  qu'il  ne  sera  pas  aise  de  trouver 
une  redaction  permettant  de  concilier  ces  regles  fondamentales  du  droit  avec 
les  desirs  de  Mr.  Kasson. 

M.  van  der  Hoeven  dit  que  ces  observations  peuvent  s'appliquer  en  ce 
qui  concerne  les  Pays-Bas;  11  s'aglt  d'une  sorte  d'exil  ou  de  bannissement  h 
prononcer  contre  les  gens  qui  fönt  le  commerce  des  esclaves;  raals  la  pelne 
du  bannissement  n'existe  pas  d'apres  le  nouveau  Code  Penal  Nöerlandais,  qui 
punlt  severement  ceux  qui  fönt  ou  favorisent  la  Traite. 

Mr.  Kasson  expllque  qu'un  Gouvernement  ne  dolt  pas  tolörer  que  des 
Traltants  prennent  un  territoire  place  sous  sa  juridiction  comme  base  d'opö- 
rations  pour  leur  infame  commerce.  ||  Qulconque  serait  activement  engage  dans 
un  tel  trafic,  devrait  se  volr  refuser  le  droit  de  rösidence  et  etre  traite  en 
ennemi  du  monde  entier,  tout  comme  un  pirate. 

Le  Baron  de  Courcel  ne  met  pas  en  doute  la  lögltlmite  du  but  poursuivi 
par  Mr.  Kasson;  mais  ä  raison  des  difficultes  dejä  signalees  par  l'Ambassadeur 
de  France,  on  dolt  considerer  comme  n^cessalre  l'etude  prealable  de  la  questlon 
par  des  criminalistes. 

Sir  Edward  Malet  consulte  le  President  relatlvement  aux  changements  de 
forme  qui  pourralent  etre  apportes  ä  sa  proposltion,  en  vue  de  tenir  corapte 
de  la  distinctlon,  slgnalee  comme  opportune,  entre  la  repression  de  la  Traite 
et  Celle  du  commerce  qui  fournit  des  esclaves. 

M.  Busch  repond  qu'il  n'a  pas  pröpare  une  redaction  et  ne  saurait  proposer 
une  formule  definitive,  seance  tenante,  mais  que,  sauf  examen  plus  approfondi, 
on   pourrait,  par    exemple,    donner    ä   la    motion    une    forme    analogue    h   la 
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,.   ^         suivaute:—  11  "Selon  les  priucipes  du  droit  des  gens,  tels  qu'ils  sont  reconnus 

Aonierenz-  ^  ^ 

Staaten.  P^r  les  Hautcs  Parties  Coutractantcs,  la  Traite  des  Negres  etant  iuterdite,  les 
23.Doc.i88'}.  pyjggjjjjßgg  s'eiigagent  ä  iuterdire  ou  ä  supprimer  egalement  le  commerce  qui 
fournit  des  negres  ä  la  Traite." 

Le  Baron  de  Courcel,  pour  eviter  toute  ambiguite  dans  les  termes,  pense 
qu'il  serait  utile  de  specifier  nommement; —  ||  1.  L'interdiction  de  la  Traite 
par  mer.  ||  2.  Celle  de  la  Traite  sur  terre.  ||  L'Ambassadeur  de  Frauce  partage 
d'ailleurs  Topimou  de  M.  Busch  relativemeut  ä  l'utilite  de  viser,  d'une  part, 
l'interdiction  dejä  existaute  frappant  la  Traite  par  mer,  et,  d'autre  part, 
rinterdiction  qu'il  s'agirait  d'iustituer,  conformemeut  aux  vues  du  Representaut 
de  l'Anglctcrre,  au  sujet  de  la  Traite  sur  terre. 

M.  Busch  croit  qu'il  convient  de  reuvoyer  ä,  la  Commission  l'examen  de 
la  proposition  de  Sir  Edward  Malet  et  de  cclle  de  Mr.  Kasson.  II  ne  se 
dissimule  pas  d'ailleurs  la  difficulte  qu'il  pourra  y  avoir  ä  coucilier  cette 
derniere  avec  les  droits  souveraius  et  l'autonomie  administrative  de  la  plupart 
des  Etats. 

La  Haute  Assemblee  prouonce  le  reuvoi  couformement  aux  conclusions 
de  son  President. 

Le  Baron  de  Courcel  a  deja  fait  remarquer  que  la  question  actuellement 
discutee  ayant  pris,  au  cours  du  debat,  une  arapleur  inattendue,  la  plupart 
des  Plenipotentiaires  ue  sauraient  se  prononcer  saus  avoir,  au  prealable,  obtenu 
des  Instructions  de  leurs  Gouvernements.  En  vue  de  ces  demandes  de  direc- 
tion,  il  serait  indispensable  que  la  portee  et  le  caractere  de  la  proposition 
fussent  exactement  determines  des  ä  prcseut. 

Sir  Edward  Malet  dit  que,  dans  la  pensee  de  son  Gouvernement,  la 
decisiou  ä  iuterveuir  devrait  avoir  les  effets  les  plus  larges  et  les  plus  geueraux 
possibles. 

Le  President  fait  ressortir  que  les  Plenipotentiaires,  en  soUicitant  les 
instructions  des  Cabinets,  auront  ä  leur  demauder,  uotamment,  s'il  leur  convient 
d'adherer  ä  une  resolution  d'un  caractere  general,  ou  simplement  ä  uue  reso- 
lution  dcstinec  ä.  ctre  intercalee  dans  le  texte  de  l'Acte  relatif  ä  la  liberte 
du  commerce,  et  ayant,  par  suite,  une  portee  plus  limitee.  II  annonce  en 
outre  que  Tamendemcnt  h  la  motion  Britannique  dont  il  a  lui-memc  suggere 
la  penscc,  ainsi  (lue  l'amendement  de  Mr.  Kasson,  seront  formules  et  distribues 
aux  Plenipotentiaires. 

Le  Baron  de  Coui'cl  desire  presenter  certaines  observations  se  rapportant 
k  l'alinea  marque  1  dans  l'Article  P'  de  la  Declaration  relative  ü  la  liberte 
du  comincrce  et  dejä  votec  par  la  ('oni'ercnce.  Depuis  le  juur  oü  le  texte 
dont  il  s'agit  a  cte  adoptc  par  la  Ilaute  Assemblee,  l'Ambassadeur  de  France 
a  etc  avise  (jue  le  Sultan  de  Zanzibar  al'tirme  avoir  des  droits  de  souverainete 
sur  des  tcrritoires  s'etendant  jusqu'ä  la  partie  Orientale  du  Lac  Tangauyka. 
Or,  ces  droits,  sur  la  valeur  desquels  le  Baron  de  Courcel,  n'a,  d'ailleurs,  pas 
ä  exprimer  d'opinion,  s'exerceraicnt  sur  des  territoircs  corapris  dans  le  para- 
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graphe  2  de  l'Articlc  I*""  de  la  Declaration,  puisqu'ils  appartiendraicnt  au  bassin   ^'-  ^^oo. 

»  TT»  ^       r\  •   ■         Konferenz- 

geographiquc  meine  du  Congo.  Le  Baron  de  üourcel  rappeile  la  proposition  Staaten. 
dont  11  a  pris  l'initiative  et  ä  la  suite  de  laqucUe  a  6t6  inscrite  la  reserve^'^-'^^''-*^^*- 
qui  figure  dans  le  dernier  paragraphe  du  mume  Article  I*^  II  y  est  dit  que 
les  Puissances,  cn  etendant  ä  une  zone  Orientale,  non  comprise  dans  le  bassin 
geograpliique  du  Congo,  le  regime  conventionnel  elabore  par  la  Conference,  ne 
stipulent  que  pour  elles-mcmes  et  que  le  regime  conventionnel  ne  s'api)liquera 
aux  territoires  relevant  aujourd'hui  de  quelque  souverainete  independante  et 
reconnue  que  si  cette  autorite  souveraine  y  donne  son  consentement.  Si,  dans 
la  forme,  la  Conference  n'a  etabli  cette  reserve  que  pour  les  territoires  situ^s 
en  dehors  du  bassin  geograpliique  du  Congo,  c'est  qu'ä  ce  moment  rien  ne  la 
portait  ä  presumer  qu'il  existät,  dans  les  limites  memes  du  Bassin  du  Congo, 
des  territoires  relevant  actuellement  d'une  souverainete  independante  non 
representee  ä  la  Haute  Assemblee.  Des  indications  nouvelles  etant  de  nature 
ä  faire  penser  que  cette  supposition  n'est  pas  exacte,  le  Baron  de  Courcel  ne 
doute  pas  que  la  Conference  n'interprete  sa  precedente  d^cision  en  ce  sens, 
que  les  reserves  susmentionnees  s'appliqueraient  meme  dans  les  limites  du 
bassin  geograpliique  du  Congo,  si  l'existence  des  droits  anterieurs  de  quelque 
souverainete  independante  et  reconnue  venait  h  y  etre  constatee.  Teile  doit 
etre  d'autant  plus  la  pensee  des  Puissances,  qu'elles  sont  convenues,  dans  la 
Declaration,  d'employer  leurs  bons  offices  aupres  des  Gouvernements  6tablis 
sur  le  littoral  oriental  de  l'Afrique,  afin  d'obtenir  leur  agrement  ä  tout  ou 
partie  du  regime  de  la  liberte  commerciale,  et  que,  dans  de  telles  conditions, 
on  ne  saurait  supposer  qu'elles  voulussent  compromettre ,  des  l'origine,  l'effi- 
cacite  de  leurs  efforts,  en  indisposant  les  Souverains  Africains  dont  11  s'agit, 
par  la  meconnaissance  de  certains  droits  dont  11s  se  r^clameraient. 

Sir  Edward  Malet  s'associe  aux  vues  ainsl  exprim^es;  11  a,  de  son  c6t6, 
re^u,  tout  r^cemment,  des  indications  concordant  avec  Celles  qui  sont  parvenues 
au  Baron  de  Courcel.  Si  elles  avalent  ete  en  sa  possession  lorsqu'a  6te 
arretee  la  r^daction  de  l'Acte  afferent  ä  la  liberte  commerciale,  11  aurait 
Stabil  h  ce  moment  les  reserves  au  sujet  desquelles  l'Ambassadeur  de  France 
vlent  d'entretenlr  la  Haute  Assemblee. 

Le  President  dit  que  sl  le  Sultan  de  Zanzibar  poss^de  des  droits  de 
souverainete  sur  des  territoires  situes  dans  le  Bassin  du  Congo,  et  compris, 
des  lors,  dans  la  region  vis^e  au  paragraphe  2  de  l'Artlcle  1*'^  de  la  Decla- 
ration concernant  la  liberte  de  commerce,  11  parait  evident  que  les  reserves 
admises  par  la  Conference  relativement  k  la  zone  Orientale  dolvent  etre 
etendues  ä  ces  possesslons.  Mais  M,  Busch  demande  ce  qu'il  en  faut  conclure 
dans  l'hypothese  oü  Ton  decouvrlralt  d'autres  souveralnetes  etablis  dans  le 
bassin  geographique  du  Congo. 

Le  Baron  de  Courcel  crolt  que  la  Haute  Assemblee  n'a  pas  ä  s'occuper 
d'autres  souveralnetes  au  sujet  desquelles  eile  ne  possede  aucune  notlon  preclse, 
II  ne  faut  pas  perdre  de  vue,  toutefois,  certaines  observations  qui   ont   et^ 
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Nr.  8600.  preseDtees  par  le  Premier  Plenipotentiaire  des  Etats-Unis  devant  la  Commission 
staltenr  ^t  qui  out  ete  raentionnees  daus  le  Rapport  du  Baron  Lambermont:  la  uecessite 
22.Dec.iss4.  a  ^tc  iiidiquec  de  menagcr,  daus  la  mesure  du  possible,  les  droits  acquis  et 
les  iuterots  legitimes  des  Chefs  indigeues.  Ou  doit  prevoir  les  difficultes  qui 
pourront  s'elevcr  entre  ces  deruiers  et  les  commergants  portes  ä  admettre  que 
l'applicatiou  du  regime  de  la  liberte  commerciale  ne  devra  subir  aucun 
temperament  partout  oii  eile  aura  ete  proclamee  par  la  Conference,  et  meme 
daus  les  portious  de  territoire  oü  s'exerce  actuellemeut  l'autorite  de  Chefs 
indigeues  qui  ne  subisseut  l'influeuce  d'aucuue  des  Puissauces  Coutractantes. 
C'est  lä  une  Illusion  coutre  laquelle  il  Importe  de  premunir  les  Interesses. 
Dans  la  pratique,  il  sera  impossible,  au  moins  tout  d'abord,  d'empecher  cer- 
taines  derogations  locales  et  de  detail  au  regime  general  que  la  Conference 
s'est  donue  pour  täche  d'etablir. 

M.  Busch  reconnait  l'exactitude  de  ces  reflexious;  mais  il  tieut  ä  ce  qu'il 
soit  bien  etabli  que  de  telles  derogations  ne  sauraient  etre  admises  sur  aucun 
des  poiuts  qui  seraieut  places  sous  la  souverainete  ou  le  Protectorat  de  l'une 
des  Puissauces  Coutractantes. 

Le  Baron  de  Courcel  est  d'accord  sur  ce  point  avec  le  Pleuipouteutiaire 
d'Allemagne. 

Le  Marquis  de  Peuafiel  adhere  aux  observations  presentees  par  1" Ambassa- 
deur de  France  relativement  au  respect  que  meriteut  les  droits  de  souverainete 
signales  aux  egards  de  la  Conference. 

Le  Baron  Lambermont  rappelle  qu'il  a  expressement  meutionne  daus  son 
Rapport  les'inteutious  mauifestees  par  la  Commission  dans  le  sens  des  expli- 
cations  qui  precedent. 

Le  Baron  de  Courcel,  en  ce  qui  coucerne  specialement  les  prerogatives 
du  Sultan  de  Zanzibar,  prend  acte  de  l'accueil  favorable  que  ses  explications 
ont  rencoutre  de  la  part  de  la  Haute  Assemblee. 

De  son  cote,  M.  Busch  prend  acte  que  d'apres  les  intentions  de  la  Con- 
ference, les  reserves  etablies  au  profit  des  souverainetes  existantes  dans  le 
Bassin  du  Congo  ne  sauraient  coucerner  des  territoires  possedes  ou  ä  acquerir 
par  l'une  des  Puissauces  Coutractantes.  Aucune  restriction  ne  pourra  etre 
apportee  ä  l'application  du  regime  conventiounel  daus  tous  les  territoires,  saus 
exception,  qui  sont  ou  serout  places  sous  la  souverainete  de  l'une  des  Puissauces 
representees  daus  la  Haute  Assemblee. 

Mr.  Kassou  demande  s'il  ne  convieudrait  pas  d'affirmer  explicitement  les 
intentions  de  la  Conference  de  respecter,  d'une  maniere  generale,  les  droits 
des  Chefs  indigenes  qui  se  trouveut  dans  la  region  delimitee  par  les  Actes. 
Viser  exclusivement  une  reclamatiou  du  Sultan  de  Zanzibar,  ce  serait,  en 
quelque  sorte,  reconuaitre  indirectemeut  los  droits  auxquels  il  preteudrait.  N'y 
aurait-il  pas  lieu  de  remauier  dans  cet  esprit  la  rMactiou  du  Projet  de  Decla- 
ration  relative  h  la  liberte  du  commerce  au  cas  oü  il  y  serait  introduit  uu 
amendement  afferent  ä  Zanzibar? 
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Le  Baron  de  Courcel  dit  quc  Ton  pourrait  modificr  a  cet  cffet  le  texte   ^''-  ^^^^^ 
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de  TArticle  l"'  de  la  Declaration,  mais  pour  sauvegarder  les  interets  speciaux    Staaten. 
dout  il  a  entretenu  la  Conference,  11  considcre,  quant  ä  lui,  coinme  süffisante ^•^•^®'^-^^^^' 
l'insertion  dans  le  Protocole  de  ses  observations. 

M.  Busch  croit  qu'il  ne  serait  pas  sans  inconv6nient  de  remettre  en 
question  le  texte  dejä  adopte  par  la  Conference.  II  sera  facile  de  mentionner 
au  Protocole  Ics  renscignements  communiques  par  les  llepresentants  de  la 
France  et  de  la  Grande -Bretagne  concernant  les  droits  eventucls  du  Sultan 
de  Zanzibar,  et  d'indiquer  d'une  maniere  generale  quc  la  Conference  cntend 
y  avoir  egard  s'ils  sont  fondes,  sans,  d'ailleurs,  que  cettc  Observation  impli- 
que  la  reconnaissance  d'aucunc  pretention,  Enfin,  le  Protocole  pourrait  con- 
stater  les  sentiments  de  la  Haute  Assemblee  relativement  aux  raenagements  ä 
observer  vis-ä-vis  des  Chefs  indigeues  dont  la  Situation  preoccupe  Mr.  Kasson. 

Le  Baron  de  Courcel  et  Sir  Edward  Malet  se  rallient  volontiers  ä  cette 
maniere  de  voir,  au  sujet  de  laquelle  Said-Pacha  exprime  ^galement  son 
approbation  et  qui  obtient  l'adhcsion  de  tous  les  Plönipotentiaires  dans  la 
Haute  Assemblee. 

Le  Comte  Kapnist  demande  ä  placer  söus  le  patronage  de  la  Haute 
Assemblee  un  voeu  emis  dans  plusieurs  Congres  de  Meteorologues  et  chaleu- 
reusement  recommande  au  Gouvernement  Russe  par  le  President  du  Comitö 
International  de  Meteorologie,  Mr.  Wild,  qui  est  en  merae  temps  Chef  de 
rObservatoire  de  Saint -Petersbourg.  II  s'agirait  de  faciliter  l'^tablissement 
d'une  Station  m^teorologique  dans  les  regions  superieures  du  Congo.  On  sait 
les  progres  que  les  observations  d'apres  le  Systeme  horaire  des  climats  dans 
diflerents  pays  ont  fait  faire  ä  la  science  dans  ces  derniers  temps.  Comme 
ces  observations,  en  dehors  de  leur  interet  scientifique,  peuvent  etre  d'une 
grande  utilite  pratique  pour  le  developpement  de  la  culture  dans  les  regions 
qui  forment  l'objet  de  la  presente  Conference,  la  Haute  Assemblee  voudra 
peut-etre  accueillir  favorablement,  et  enregistrer  dans  ses  Protocoles,  le  voeu 
du  Comite  International  de  Meteorologie,  Des  donnees  precises  sur  le  climat 
de  l'Afrique  manquent  absolument,  tandis  que  le  Comite  Meteorologique  en  a 
recueilli  dejä  dans  toutes  les  autres  parties  du  monde.  L'etablissement  d'une 
Station  dans  les  contrees  peu  explorees  qui  occupent  la  Haute  Assemblee 
offrirait  d'assez  grandes  difficultes  et  depasserait  les  moyens  du  Comite  Me- 
teorologique. La  Commission  Locale  de  Navigation  qui  sera  etablie  au  Congo 
sera  en  mesure,  le  cas  echeant,  d'oflfrir  ä  peu  de  frais  un  concours  pr^cieux 
pour  l'etablissement  de  cette  Station,  et  un  voeu  enregistre  par  la  Conference 
pourrait  lui  servir  de  point  de  depart  dans  cette  voie.  Le  President  du  Comite 
de  Meteorologie,  Mr.  Wild,  se  mettrait,  dans  ce  cas,  ä  la  disposition  de  la 
Commission,  pour  lui  donuer  toutes  les  indicatious  techniques  uecessaires. 

M.  Busch  pense  que  l'on  pourrait  mentionner  au  Protocole  la  recomman- 
dation  demandee  par  le  Comte  Kapnist,  et  dont  l'objet  semble  de  natura  k 
meriter  la  sollicitude  de  la  Conference. 
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Nr.  S600.  La,  Haute  Asscmblee  exprime  son  adh^sion  ä  cet  egard. 

Staaten.  Lg  President  aborde  le  troisieme  point  de  l'ordre  du  jour.    II  doune  lec- 

22.  Dec.1884.  i^Qi-e  d'une  proposition,  dite  du  Comite   de  Redactioii,    relative  k  l'insertion, 

dans  la  Declaration  afferente  k  la  liberte  commerciale ,  d'un  Article  Additionnel 

affirmant  et  definissant  la  neutralite  de  la  zone  franche  (No.  33  des  documents 

imprimesl 

Les  auteurs  de  ce  texte  ont  pris  comme  base  de  leur  travail  la  motion 
primitivement  formulee  par  Mr.  Kasson  qu'ils  ont  transformee  en  l'amendant. 
M,  Busch  lit  ensuite  le  texte  d'un  paragrapbe  additionnel  que  le  Repräsentant 
de  la  Grande -Bretagne  desire  faire  ajouter  au  quatriöme  alinea  de  la  pro- 
position susmentionn6e  (No.  34  des  documents  imprimes).  Le  President  donne 
enfin  connaissance  des  propositions,  dites  eventuelles,  presentees  par  le  Pleni- 
potentiaire  d'Italie,  et  se  rapportant  au  meme  sujet  (No.  26  des  documents 
imprimes). 

A  cette  occasion  M.  Busch  fait,  au  nom  du  Gouvernement  Allemand,  la 
Declaration  suivante:  —  ||  "Le  Gouvernement  Imperial  est  heureux  de  constater 
qu'apres  de  longues  et  laborieuses  deliberations  la  Conference  est  arrivee  ä 
se  mettre  d'accord  sur  une  grande  partie  du  programme  qui  lui  avait  ete  sou- 
mis  lors  de  sa  convocation.  En  effet,  les  principes  etablis  dans  la  Declaration 
relative  ä  la  liberte  commerciale  dans  le  Bassin  du  Congo  et  l'ensemble  des 
dispositions  consignees  dans  les  deux  Actes  de  Navigation  du  Congo  et  du 
Niger  sont  de  nature  ä  assurer  au  commerce  de  toutes  les  nations  le  libre 
acces  k  une  vaste  partie  du  continent  Africain.  Mais  pour  que  ces  principes 
adopt^s  ä  l'unanimite  portent  reellement  les  fruits  que  nous  nous  en  promettons, 
il  faudrait,  dans  l'opinion  du  Gouvernement  Allemand,  les  couvrir  d'une  ga- 
rantie  supplementaire  propre  ä  encourager  les  entreprises  du  commerce,  en 
leur  assurant  la  protection  du  droit  international  contre  les  dangers  de  guerre 
dont  elles  pourraient  etre  menacees.  ||  Cette  garantie  consisterait  dans  un 
engagement  mutuel  que  prendraient  les  Puissances  de  renoncer  k  etendre  en 
temps  de  guerre  leurs  hostilites  aux  territoires  formant  le  bassin  commercial 
du  Congo.  Cet  engagement  ne  serait  que  le  compleraent  des  dispositions  dejä 
adoptees  par  la  Conference.  Faute  de  garantie  contre  les  dangers  de  guerre, 
les  etablissements  k  fonder  dans  ces  pays  manqueraient  de  la  principale  con- 
dition  de  rcussite,  de  la  confiance  dans  le  maintien  de  l'ordre  public  et  dans 
la  sccurite  des  droits  acquis.  ||  C'est  dans  cet  ordre  d'idees  que  la  proposition 
faite  par  M.  le  Pl^nipotentiaire  des  £tats-Unis  d'Am^rique  sous  le  No.  22, 
des  documents  imprimes,  en  vue  de  la  neutralisation  du  Bassin  du  Congo,  a 
ete  salu6e  avec  une  vive  satisfaction  par  le  Gouvernement  Imperial.  ||  „Dans 
rexpos6  dont  Mr.  Kasson  ä  accompagne  sa  proposition,  il  a  signal6  k  quels 
dangers  les  comraer^ants  et  leurs  entreprises  se  verraient  exposes,  si  les  Puis- 
sances ne  s'entendaient  pas  sur  la  neutralisation  du  Bassin  du  Congo.  En 
effet,  les  conditions  dans  Icsquelles  l'Afrique  Centrale  est  sur  le  point  d'etre 
ouvertc  ä  la  civilisation,  offrent  bien  des  analogies  avec  les  premi^res  epoques 
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de  l'histoire  de  l'Union  AmcricaiDC.    II  y  aurait  donc  lieu  de  profiter  du  con-    Nr  scoo. 

Konfereni;- 

seil  qui  vient  d'ctre  donne  de  la  part  du  Gouvernement  d'un  pays  qui  a  tant    Staaten. 
souffert  des  guerrcs  cntre  des  Puissances  Europeennes  et  de  la  part  qu'y  ont  22.  Deciss«. 
prise  les  naturcls  du  pays.   ||   Le  Gouvernement  Imperial  est  pret  a  adhorer 
k  la  proposition  Amcricaine  sous   la  forme  de  redaction   qui  a  ete  soumise  ü. 
la  Conference  sous  le  No.  33  des  documents  distribues  aux  Plönipotentiaires." 
Mr.  Kasson  declare  adherer  ä  la  redaction   du  document   distribue  sous 

le  No.  33. 

Le  Comte  de  Launay  fait  remarquer  que  ses  deux  propositions  eventuelles 
(No.  26  des  documents  imprimes)  ont  6te  communiquees  aux  Plenipotentiaires 
avant  qu'il  ait  eu  connaissance  de  la  redaction  du  document  imprime  sous  le 
No.  33.  II  se  felicite  de  trouver  rcproduitc  dans  ce  dernier  document  une 
partie  des  idees  qu'il  avait  pris  l'initiative  de  soumettre  ä  la  Conference,  et 
il  remercie  le  Comite  de  Redaction  de  les  avoir  ainsi  iippliquecs. 

Sir  Edward  Malet  est  heurcux  de  constatcr  l'accord  qui  s'est  manifeste 
entre  les  Representants  de  l'Allemagne  et  ceux  des  fitats-Unis,  pour  adherer 
ä  la  proposition  actuellement  soumise  ä  la  Conference.  II  Joint  son  adli6sion 
k  Celle  expriraee,  au  nom  des  deux  Gouvernements,  en  faveur  du  Projet  pre- 
sente  par  le  Comite  de  Redaction.  II  desire  seulement  qu'il  soit  ajoute  k  ce 
texte  l'alinea  indique  dans  le  document  imprime  sous  le  No.  34. 

Le  Comte  de  Launay  est  convaincu  de  l'insuffisance  de  l'oeuvre  de  la 
Conference,  si  l'immunite  de  guerre,  dejä  stipulee  en  faveur  de  la  navigation 
marchande,  ne  devait  pas  s'etendre  aussi  aux  territoires  compris  dans  le  bassin 
conventionnel  du  Congo.  En  invoquant,  ä  l'appui,  les  motifs  contenus  dans 
le  Memoire  presente  par  le  Plenipotentiaire  des  Etats-Unis  d'Amerique,  le 
Plenipotentiaire  d'Italie  s'associe  ä  la  proposition  de  Mr.  Kasson,  ou  ä  toute 
autre  — comme  celle  presentee  par  le  Comite  de  Redaction  (No.  33),  — qui  se 
rapprocherait  le  plus  de  ses  dispositions  essentielles.  Cclles-ci  ne  sauraient 
porter  atteinte  k  la  souverainete  des  £ltats  qui  possedent  ou  possederont  des 
Colonies  dans  les  regions  susmentiouuees ,  du  moment  oii,  en  toute  liberte, 
ils  auraient  donne  leur  assentimeut  ä  uu  regime  conforme  d'ailleurs  ä  l'interet 
commun. 

Le  Baron  de  Courcel  dit  que  son  Gouvernement  apprecie  autant  que  tout 
autre  les  bienfaits  d'une  paix  perpetuelle.  Quant  aux  stipulations  precises 
actuellement  proposees  ä  l'agrement  de  la  Conference  en  vue  d'assurer  ces 
bienfaits  au  domaine  de  la  Ubert^  commerciale,  le  Representant  de  la  France 
a  dejä  developpe,  devant  la  Commission,  les  motifs  pour  lesquels  elles  lui 
paraissent  ou  superflues  ou  impraticables.  II  ne  croit  pas  necessaire  de  revenir 
sur  les  arguments  qu'il  a  dejä  fait  valoir  k  ce  sujet  et  se  borne  k  exprimer 
le  regret  de  n'avoir  pu,  jusqu'ä  present,  adherer  k  des  propositions  analogues 
ä  Celles  dont  s'occupe  en  ce  moment  la  Conference. 

Le  Comte  de  Launay  repond  que  l'expression  "jusqu'ä  präsent"  employee 
par  le  Baron  de  Courcel  laisse   cncore   quelqu'espoir  qu'ä  un  moment  donn6 
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Nr.  8600.    et  sous  une  forme  quelconque,  11  pourra  etre  trouve  une  redactlon  de  nature 

Konferenz-  .in/.  i      tv   / 

Staaten.  ^  ODteDir  ladhesion  du  Plenlpotentiaire  de  la  France.  L'Ambassadeur  d'Italie 
22.Dec.iss4.  estlme  que  la  question  ne  devant  pas  etre  consideree  comme  definitivement 
ecartee,  11  ne  sera  pas  superflu  de  donner  quelques  explications  relatives  ä 
ses  deux  propositions  eventuelles.  ||  Dans  la  premiere,  11  elimiue  le  terrae 
"neutralite"  et  lui  substitue  une  renonciation  des  Puissances  ä  etendre  toute 
action  militaire  au  Bassin  du  Congo,  ainsi  que  sur  la  mer  territoriale  faisant 
face  aux  emboucliures  de  ce  fleuve.  ||  II  presente  une  autre  proposition  sub- 
sidiaire.  Son  Excellence  hesitait  ä  suggerer  un  arbitrage,  lors  meme  qu'il  ne 
s'agirait  que  d'une  application  restreinte  de  ce  Systeme  et  bien  que  l'Italie, 
en  ce  qui  la  concerne,  alt  dejä  introduit  ce  principe  dans  plusieurs  Traites 
de  Commerce,  de  Navigation,  &c.  Mais,  ä,  defaut  d'un  engagement  mutuel  de 
ne  pas  porter  la  guerre  dans  les  territoires  commerciaux  definis  dans  la  pre- 
miere Declaration  de  la  Conference,  il  conviendrait  peut-etre,  en  ce  qui  les 
concerne  specialement,  de  donner  plus  d'efficacite  au  voeu  emis  par  le  Congres 
de  Paris.  (Seance  du  14  Avril,  1856,  Protocole  No.  XXIII.)  Le  Comte  de 
Launay  en  rappelle  les  termes*).  Le  voeu  se  transformerait  en  l'engagement 
—  s'il  se  produisait  un  dissentiment  serieux  —  de  recourir  ä  l'action  mediatrice 
d'une  Puissance  amie  avant  d'en  appeler  aux  armes,  ||  Dans  cette  proposition 
11  n'y  a  rien  egalement  qui  puisse  porter  atteinte  au  respect  du  aux  droits  et 
h  l'independance  des  fitats  qui,  en  definitive,  resteront  seules  juges  des  exi- 
gences  de  leur  honneur  et  de  leurs  interets.  Le  mediateur  fournirait  aux 
parties  en  litige  l'occasion  de  s'expliquer  et  d'entendre  une  voix  amie  et  im- 
partiale  qui  les  disposerait  peut-etre  ä  l'aplanissement  des  difficultes.  II  im- 
porterait  de  ne  pas  en  negliger  la  cbance.  ||  C'est  pröcisement  parce  que,  ä 
certains  egards,  l'Italie  peut  se  montrer  plus  desinteressee,  dans  les  regions 
de  l'Afrique  Centrale  et  Occidentale  que  d'autres  fitats,  et  parce  que  le  Gou- 
vernement du  Roi  s'applique,  selon  son  programme,  ä  contribuer  pour  sa  part 
au  maintien  de  la  paix,  que  le  Plenlpotentiaire  de  Sa  Majeste  se  sent  en- 
courage  ä  exprimer  ainsi  sa  maniere  de  voir.  Toutes  les  Puissances  ici  re- 
presentees  cberchent,  sans  arriere-pensee ,  ä  concilier  dans  une  mesure  equi- 
table  les  vues  politiques  avec  les  interets  moraux  et  materiels  dont  elles 
entendent  favoriser  et  assurer  le  developpement  pacifique.  Leurs  P16nipoten- 
tiaires  sönt  animes  des  memes  dispositions.  II  y  a  donc  Heu  d'esperer  que, 
moyennant  quelque  compromis,  la  Conference  saura  trouver  une  Solution  satis- 
faisante.  ||  Le  Comte  de  Launay  ajoute  qu'ä  la  presente  söance  il  parait  im- 
possible  d'obtenir  l'unanimite  en  faveur  d'une    des  propositions  actuellement 


*)  Extrait  du  Protocole  No.  XXIII  de  la  seance  du  14  Avril,  1856,  du  Congres 
de  Paris:  — 

"Les  Plenipotentiaires  n'hesitent  pas  ä  exprimer,  au  nom  de  leurs  Gouverne- 
ments, le  voeu  que  les  Etats  entre  lesquels  s'öleverait  un  dissentiment  serieux,  avant 
d'en  appeler  aux  armes,  eussent  recours,  en  tant  que  les  circonstances  l'admettraient, 
aux  bons  offices  d'une  Puissance  amie." 
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en  dölib^ration ,  mais  quc  la  question  pourrait  ctrc  utileraent  renvoyöe  k  une    Nr.  seoo. 
des  prochaines  seanccs.    D'ici  lä,  les  P16nipotentiaires  auront  regu  dos  instruc-    Staaten'" 
tions  nouvelles,  une  formale  de  conciliation  aura  ete  recherch^e  et  peut-etre22. doc.issi. 
l'accord  pourra-t-il  s'etablir. 

Le  President  consulte  l'Assemblöe  au  sujet  de  rajournement  de  la  dis- 
cussion. 

Said-Pacha  se  prouonce  en  faveur  du  renvoi. 

Mr.  Kasson  dösire  ajouter  que  sa  proposition  n'a  pas  un  objet  theorique, 
mais  bien  un  objet  pratique.  II  s'agit  de  couronner  l'oeuvre  de  la  Conference 
cn  assurant  la  securite  des  entreprises  qui  vont  etre  tentees  et  des  cssais 
commerciaux  qui  vont  etre  poursuivis  dans  l'Afrique  Centrale.  La  gucrrc  n'a 
pas  seulement  pour  effet  d'interrompre  le  developpement  d'une  oeuvre  commcr- 
ciale  et  civilisatrice,  eile  detruit  le  travail  de  longues  annöes.  Le  Plenipoten- 
tiaire  des  fitats-Unis  accepte  l'ajournement  du  debat,  dans  l'espoir  qu'il  faci- 
litera  la  recherche  d'une  formule  acceptable  pour  tous. 

Sir  Edward  Malet  adhöre  ä  l'ajournement  dans  la  meme  pensee. 

La  Haute  Assemblee  prononce  le  renvoi  de  la  discussion  k  une  s^ance 
suivante. 

Le  President  mentionne  l'approche  des  fetes  de  fin  d'annee  et  consulte 
divers  Plenipotentiaires  relativement  k  l'opportunite  d'interrompre,  en  consö- 
quence,  pendant  quelques  jours,  les  travaux  de  la  Haute  Assemblee.  A  la 
suite  de  cet  echange  d'idees,  M.  Busch  fait  connaitre  que  ni  la  Conference, 
ni  la  Commission,  ne  seront  convoquees  avant  le  5  Jan  vier. 

La  seance  est  levee  ä  4  heures  et  quart. 


Annexe  No.  1. 

Proposition  du  Comite  de  Bedacfion  pour  un  Artide  Additionnel  ä  la  Beclaration 
relative  ä  la  Liberte  du  Commerce  dans  le  Bassin  Conventionnel  du  Congo. 

(No.  33.) 
Afin  d'assurer  le  maintien  de  la  liberte  du  commerce  et  de  la  navigation, 
meme  en  temps  de  guerre,  dans  toutes  les  contrees  mentionnees  aux  para- 
graphes  1  et  2  de  l'Article  1*""  de  la  presente  Declaration  et  placees  sous  le 
regime  de  la  liberte  commerciale,  les  Puissances  Signataires  de  la  präsente 
Declaration  adoptent  les  principes  suivantes:  —  ||  La  totalite  du  bassin,  y  com- 
pris  les  territoires  qui  s'y  trouvent  soumis  k  la  souverainete  ou  au  Protectorat 
d'une  des  Puissances  belligerantes,  sera  consideree  comme  territoire  d'un 
fitat  non-belligerant.  ||  En  consequence,  dans  le  cas  d'une  guerre  entre  des 
Puissances  Signataires  de  la  presente  Declaration,  celles-ci  s'engagent  ä  re- 
noncer  k  etendre  les  hostilites  aux  territoires  compris  dans  ce  bassin  ou  ä 
les  faire  servir  de  base  d'operations  de  guerre,  ||  Sera  interdit  aux  vaisseaux 
belligerants  le  sejour  dans  les  eaux  territoriales  de  ce  bassin,  sauf  en  cas  de 
tempete  ou  de  reparations  necessaires.  ||  Dans  ces  cas  le  vaisseau  belligerant 
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Nr.  8600.    quittera  ces  eaux,  aussitot  que  la  tempete  aura  cesse  ou  que  les  avaries  auront 

Konferenz- 
Staaten,    ete  reparees;  11  ne  pourra  y  prendre  du  charbon  qu'en  quantite  süffisante  pour 

22.Dec.i884.  JjjI  permettre  d'atteindre  le  port  national  le  plus  proche,  situe  en  dehors  du 

dit  bassin.  ||  Daus  le  cas  oü  des  difficult^s   s'eleveraient  entre   des  Puissances 

Signataires    de   la  presente   Declaration    qui   exerceraient    des   droits   de   sou- 

verainete  ou  de  Protectorat  dans  le  dit  bassin,  les  parties  renoucent  ä  recourir 

aux  hostilites  dans  le  meme  bassin  et  s'engagent  ä  faire  appel  ä  la  mediation 

ou  ä  s'en  remettre  h  l'arbitrage  d'une  ou  de  plusieurs  Puissances  amies.  ||  Ces 

engagemeuts  s'etendrout  egalemeut  aux  fitats  independants  etablis  ou  qui  s'eta- 

blii'aient  sur  le  littoral  de  la  zone  Orientale,  mentionnee  au  paragraphe  3  de 

TArticle  l"""  de  la  presente  Declaration,  sous  reserve  de  leur  cousentement. 


Annexe  No.  2. 

Proposition  (No.  34)  de  M.  le  Plenipotentiaire  de  la  Grande-Bretagne  d'ajouter 
ä  la  fin  du  quatrieme  alinea  de  la  Proposition  No.33  les  mots  suivants:  — 
"Et  il  ne  pourra,   apres   avoir   pris   du   charbon   sous   ces   conditions,   le 

prendre  dans  les  memes  eaux  qu'apres  un  Intervalle  de  trois  mois." 

Annexe  No.  3. 

Proposition  eventuelle  de  M.  le  Plenipotentiaire  d'Italie. 

(No.  26.) 

No.  1. 

Les  Puissances  Signataires  du  present  Acte  et  Celles   qui  y  accöderaient 

ä  l'avenir,  renoncent,  le  cas  echeant,  k  etendre  toute  action  militaire  au  Bassin 

du  Congo,  ses   embrauchements ,  ses  affluents    et  ses  embouchures,  ainsi  que 

sur  la  raer  territoriale  faisant  face  aux  embouchures  de  ce  fleuve. 

No.  2.  —  Proposition  siibsidiaire. 
Dans  le  but  de  prevenir,  autant  que  les  circonstances  l'admettraient,  et 
sans  toutefois  porter  atteinte  h  l'independance  des  Gouvernements,  les  conse- 
quences  d'une  guerre  qui  pourrait  s'etendre  au  Bassin  du  Congo,  ses  embrau- 
chements, ses  affluents  et  ses  embouchures,  ainsi  que  sur  la  mer  territoriale 
faisant  face  aux  embouchures  de  ce  fleuve,  et  pour  ce  cas  special,  les  £tats 
Signataires  du  präsent  Acte,  et  ceux  qui  y  accederaient  ä  l'avenir,  entre  les- 
quels  s'ölöverait  un  dissentiment  serieux,  s'engagent  avant  d'en  appeler  aux 
armes,  de  recourir  ä  l'action  mediatrice  d'une  Puissance  amie. 
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Nr.    8601.      KONFERENZ-STAATEN.  —   Berliner  Konferenz.     Pro-    Nr.  scoi. 

,,,-..  Konferenz- 

toküll  Nr,  7.     Sitzung  vom  7.  Januar  1885.  Staaten. 

7.  Jan.  1885. 

Etaieiit  presents  [Dieselben  wie  in  der  5.  Sitzung]. 

La  seance  est  ouvcrte  k  3  licures,  sous  la  prösidence  de  M.  Busch. 

Le  President  rapelle  que  la  Conference  a  renvoye  k  l'une  de  ses  prochaines 
seances  l'examen  des  propositions  afferentes  ä  la  neutralite  des  territoires  qui 
fönt  l'objet  de  ses  deliberations.  Pour  repondre  au  däsir  que  plusieurs  Pleni- 
potentiaires  lui  ont  exprime  avant  l'ouverture  de  la  seance,  M.  Busch  propose 
d'ajourner  encore  cette  discussion.  |j  Cet  ajournement  est,  en  consequence, 
prononcö. 

Le  President  ouvre  ensuite  le  debat  sur  le  Projet  de  D^claration  concer- 
uant  la  Traite  des  Esclaves,  qui  a  ete  soumis  par  la  Commission  ä  la  Confe- 
rence, dans  les  termes  suivants: —  ||  "Selon  les  principes  du  droit  des  gens, 
tels  qu'ils  sont  reconnus  par  les  Puissances  Signataires,  la  Traite  des  Esclaves 
6tant  iuterdite,  et  les  Operations  qui,  sur  terre  ou  sur  mer,  fournissent  des 
esclaves  ä  la  Traite  devant  etre  egalement  considerees  comme  interdites,  les 
Puissances  qui  exercent  ou  qui  exerceront  des  droits  de  souverainete  ou  une 
influence  dans  les  territoires  formant  le  bassin  conventionnel  du  Congo  declarent 
que  ces  territoires  ne  pourront  servir  ni  de  marchö  ni  de  voie  de  transit  pour 
la  Traite  des  Esclaves  de  quelque  race  que  ce  soit.  Chacune  de  ces  Puissances 
s'engage  ä  employer  tous  les  moyens  en  son  pouvoir  pour  mettre  fin  ä  ce 
commerce  et  pour  punir  ceux  qui  s'en  occupent." 

M.  Busch  demande  si  les  membres  de  la  Conference  ont  des  observations 
ä  presenter  relativement  ä  ce  Projet. 

Le  Comte  de  Launay  desire  motiver  son  vote;  il  constate  que  le  Projet 
de  Declaration  elabore  par  la  Commission  (No.  37  des  docuraents  imprimes) 
a  obtenu  l'assentiment  unanime  de  ses  membres.  Si  Ton  peut  regretter  qu'il 
ne  lui  ait  pas  et6  donnee  toute  l'ampleur  desiree  par  l'Ambassadeur  d'Angleterie, 
cette  Declaration  n'en  pretera  pas  moius  une  nouvelle  force  ä  l'application 
rigoureuse  des  mesures  dejä  adoptees  jure  gentium  ä  l'egard  de  l'interdiction 
de  la  Traite.  ||  En  faisant  deriver  des  principes  etablis  par  le  Congres  de 
Vienne  cette  juste  consequence  que  les  Operations  qui,  sur  terre  aussi  bien 
que  sur  mer,  fournissent  des  esclaves  ä  la  Traite  doivent  etre  egalement  con- 
siderees comme  interdites,  les  Plenipotentiaires  reunis  en  Conference  ä  Berlin 
donneront  une  sanction  de  plus  en  plus  pratique  ä  ces  memes  principes.  On 
ne  saurait,  en  effet,  montrer  trop  de  vigilance  et  de  severite  envers  ceux  qui 
se  livrent,  directement  ou  indirectement,  ä  cet  odieux  Trafic.  ||  C'est  lä  un 
progr^s  dans  le  droit  public  international,  dont  personne  ne  saurait  contester 
la  valeur.  C'est  ä  la  fois  un  hommage  reudu  ä  la  morale  publique  et  ä 
l'humanite.  Le  Comte  de  Launay  se  refere  aux  arguments  qu'il  a  enonces 
dans  le  meme  ordre  d'idees  au  sein  de  la  Commission. 
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Nr.  8801.  Le  Baron  Lambermont,  au  seul  point  de  vue  de  la  forme,  demande  si  la 

Konferenz- 

Staaten.  Conference  aurait  des  objections  ä  remplacer,  au  commencement  de  la  Decla- 
7  Jan.  1885.  ratiou,  los  uiots  "selou  les  principes"  par  ceux  de  "conformeraent  aux  principes." 

La  Haute  Assemblee  adopte  le  texte  propose  par  la  Commission  avec  la 
raodification  indiquee  par  le  Plenipotentiaire  Beige. 

Le  Baron  Lambermont  fait,  d'autre  part,  observer  que  les  mots  de 
"Puissances  Signataires,"  inscrits  dans  le  texte  qui  vient  d'etre  vote,  signifient 
"Puissances  Signataires  du  present  Traite,"  ou  "de  la  präsente  Declaration." 
II  y  aura  lä  une  lagere  correction  ä  introduire  en  temps  et  lieu;  c'est  ainsi 
que  certaines  modifications  de  detail,  interessant  exclusivement  la  forme,  pourront 
etre  utilement  operees  lorsque  viendra  le  moment  d'etablir  les  Actes  definitifs. 

Le  President  mentionne  que  les  Plönipotentiaires  ont  eu  communication 
d'un  Projet  de  Declaration  soumis  par  le  Gouvernement  Allemand  ä  la  Con- 
ference et  relatif  aux  formalites  ä  observer  pour  que  des  occupations  nouvelles 
sur  les  cotes  d'Afrique  soient  consideröes  comme  effectives.  M,  Busch  consulte 
la  Haute  Assemblee  pour  savoir  s'il  lui  convient  de  proceder  iramediatement 
h  une  discussion  generale  sur  ce  texte,  ou,  au  contraire,  de  le  renvoyer  ä 
l'examen  de  la  Commission. 

Sir  Edward  Malet  n'a  pas  encore  regu  des  Instructions  completes  de  son 
Gouvernement  relativement  ä  la  question  traitee  dans  le  Projet  dont  il  s'agit. 

M.  de  Serpa  depose  un  amendement,  tendant  ä  intercaler  quelques  mots 
dans  l'alinea  marque  2,  qui  se  trouverait  alors  con^u  comme  suit: —  U  "2.  Les 
dites  Puissances  reconnaissent  l'obligation  d'etablir  et  de  maintenir,  dans  les 
territoires  ou  endroits  occupes  ou  pris  sous  leur  protection,  une  juridiction 
süffisante  pour  faire  observer  la  paix,  respecter  les  droits  acquis,  rendre 
effective  l'abolition  de  l'esclavage,  et,  le  cas  echeant,  faire  respecter  les  con- 
ditions  sous  lesquelles  la  liberte  du  commerce  et  du  transit  aura  et6  garantie." 

Le  Comte  de  Launay,  en  vertu  de  ses  Instructions  generales,  adhere,  en 
principe,  ä  cette  motion. 

Le  President  annonce  que  l'amendement  de  M.  de  Serpa  sera  renvoye  ä 
la  Commission. 

II  indique  ensuite  que  l'ordre  du  jour  est  epuise. 

Le  Baron  de  Courcel  rappelle  que,  lors  de  la  derniere  seance  de  la 
Commission,  il  a  ete  examine  s'il  ne  conviendrait  pas  de  detacher,  pour  en 
faire  la  matiere  d'une  Declaration  separee,  les  stipulations  comprises  dans 
l'Article  VI  de  la  Declaration  relative  ä  la  liberte  du  commerce  et  qui  ne  se 
rapportent,  en  realite,  pas  aux  interets  commerciaux.  La  Conference  voudrait 
peut-etre  reprendre  aujourd'hui  la  question. 

M.  Busch  pense  qu'elle  pourrait  etre  examinee  lors  de  l'etablissement  des 
Actes  definitifs. 

Le  Baron  Lambermont  rappelle  les  discussions  qui  ont  eu  lieu  relative- 
ment ä  la  question  de  l'esclavage,  tant  a  l'occasion  de  l'Article  VI  de  la 
Declaration  Commerciale,  qu'ä  roccasion  de  Projets  präsentes  par  divers  membres 
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de  la  Conference.     Au  cours  de  ccs   dcbats,   on  a  marque  une  distinction  en   ^^-  ^^^o^- 

Konferonz- 

cnvisageant  separement —  ||  1.  La  Traite,  dejä.  abolic  cn  vertu  du  droit  inter-  Staaten, 
national  actuel;  et  ||  2.  Lc  commerce  qui  fournit  des  csclavcs  ä  la  Traite,  ce '•  J'^"- is'^5- 
dernier  devant  etrc  egalement  rcprime.  ||  II  y  aurait  plus  qu'un  interct  de  pure 
forme  a  detacher  de  l'Article  VI  ce  qui  concerne  l'esclavage  et  ä,  le  rattacher 
i\  la  Declaration  s<5par6e  concernant  la  Traite.  On  fcrait  ainsi  micux  ressortir 
les  dift'6rcnts  cas  qui  ont  et6  vises.  En  outre,  et  d'unc  maniere  generale,  les 
dispositions  ä  intervenir  gagneraient  en  clarte  si  Ton  r^unissait  dans  un  meme 
Acte  toutes  les  stipulations  afferentes  au  meme  objet. 

Sir  Edward  Malet  croit  qu'il  peut  y  avoir  avantage  c^  laisser  dans  l'Acte 
memo  relatif  ä  la  liberte  commerciale  un  vestige  de  la  sollicitudc  accordec 
par  la  Haute  Assemblee  u  la  question  de  l'esclavage. 

A  la  suite  d'observations  presentees  par  le  Premier  Plenipotentiaire  des 
fitats-Unis,  le  President  fait  ressortir  qu'il  y  a  quelqu'interet,  pour  l'histoire 
de  la  Conference,  ä  conserver  la  trace  des  preoccupations  successives  qui  l'ont 
inspiree  et  qui  se  manifestent  par  Vordre  et  la  suite  de  ces  decisions.  |1  Les 
Actes  Finaux  ne  seront  pas  volumineux  et  les  recherches  y  seront  toujours 
faciles.  II  ne  serait  pas  sans  inconvenient,  en  vue  d'assurer  une  logique  et 
un  ordre  plus  rigoureux,  de  remettre  en  question  des  textes  dejä  arretös. 

Le  Baron  Lambermont  et  M.  Busch  echangent  quelques  remarques  ä 
ce  sujet. 

M.  de  Kusserow  fait  observer  qu'en  empruntant  k  l'Article  VI  de  la 
Declaration  Commerciale  la  matiere  d'une  nouvelle  Declaration  separöe  on 
niultipliera  beaucoup  le  nombre  des  Actes  ä  intervenir. 

Le  Comte  de  Launay  appuie  les  observations  de  M.  Busch. 

II  est,  en  definitive,  decide  de  laisser  tels  quels  les  textes  dejä  acceptes, 
sous  la  reserve  des  modifications  de  pure  forme  qui  pourraient  y  etre 
apportees  lors  de  l'etablissement  de  l'Acte  Final. 

Le  President  dit  qu'il  ne  reste  plus  k  examiner  par  la  Cenference  que  la 
question  de  la  neutralite  et  celle  qui  forme  le  troisieme  point  de  son  Pro- 
gramme initial.  Ce  travail  accompli,  une  seance  pourrait  etre  consacree  ä 
l'elaboration  de  l'Acte  Final. 

Le  Comte  de  Launay  rappelant  le  precieux  concours  prete  k  la  Haute 
Assemblee  par  le  Baron  Lambermont  comme  Rapporteur  de  sa  Commission  et 
comme  rödacteur  de  certaines  de  ses  resolutions,  estime  qu'il  y  aurait  lieu  de 
demander  au  Plenipotentiaire  Beige  de  preparer  l'Acte  Final,  en  coordonuant 
les  decisions  prises  par  la  Haute  Assemblee,  et  en  proposant,  le  cas  echeant, 
quelques  legeres  modifications  qui  pourraient  etre  necessaires  pour  en  per- 
fectionner  la  forme. 

Le  Baron  Lambermont  rappelle  qu'il  a  obtenu,  en  diverses  occasions,  la 
tres  utile  coUaboration  de  quelques-uns  de  ses  collegues.  II  desirerait  ne  pas 
proceder  sans  enx  au  travail  indique  par  l'Ambassadeur  d'Italie. 

Le  President  constate  de  l'adhesion  de  la  Conference  ä  la  Suggestion  du 
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Konf!r?nz-  ^^^^^  .^^  LauDay.     II  ajoute  que  le  Baron  Lambermont  sera  tout  naturelle- 
staaten.    ment  libre  de  faire  appel  au  concours  de  ceux  de  ses  coUegues  auxquels  il  a 
7.  Jan.  1885.  fait  allusion. 

Le  President  annonce  qu'il  s'entendra  avec  divers  Pleuipotentiaires  pour 
deterrainer  la  date  k  laquelle  il  sera  opportun  de  convoquer  la  prochaine 
reunion  de  la  Coramission. 

La  seance  est  levee  ä  3  beures  et  demie. 

[Unterscbriften.] 

Annexe  au  Protocole  No.  7. 

Projef  de  Diclaratkm  relative  mix  Formalifes  ä  dbserver  pour  que  des  Occtipa- 
tions  nouvelles  sur  les  Cötes  d'Afrique  soient  considerces  comme  e/fecfives. 
Les  Pl^nipotentiaires  des  Gouvernements  de  TAllemagne,  de  TAutricbe- 
Hongrie,  de  la  Belgique,  du  Danemark,  de  l'Espagne,  des  Etats-Unis  d'Ameri- 
que,  de  la  France,  de  la  Grande- Bretagne,  de  l'Italie,  des  Pays-Bas,  du  Portu- 
gal, de  la  Russie,  de   la  Suede   et  la  Norvege    et  de  la  Turquie,  reunis   en 
Conference,  considerant  qu'il  y  aurait  avantage  ä  introduire  dans  les  rapports 
internationaux  une  doctrine  uniforme  relativement  aux  occupations  qui  pourront 
avoir  lieu  ä  l'aveuir  sur  les  cötes  d'Afrique,  ont  arrete  ce  qui  suit:—  ||  1.  La 
Puissance  qui  dorenavant  prendra  possession  d'un  territoire  ou  d'un   endroit 
sur  les  cotes  d'Afrique  situe  en  dehors  de  ses  possessions  actuelles  ou  qui  en 
assumera  la  protection,  accompagnera  l'acte  respectif  d'une  notification  simul- 
tanes adressee  aux  autres  Puissances  representees  dans  la  presente  Conference, 
afin  de  les  mettre  ä  meme  ou  de   le  reconnaitre  comme  effectif  ou  de  faire 
valoir,  s'il  y  a  lieu,  leurs  reclamations.  ||  2.  Les  dites  Puissances  reconnaissent 
l'obligation  d'etablir  et  de  maintenir  dans  les  territoires  ou  endroits  occupes 
ou  pris  sous  leur  protection  une  juridiction  süffisante  pour  faire  observer  la 
paix,  respecter  les  droits  acquis  et,  le  cas   ^cheant,  les   conditions   sous  les- 
quelles  la  liberte  du  commerce  et  du  transit  aura  ete  garantie.  ||  Les  Gouverne- 
ments des  Soussignes  porteront  cette  Declaration  ä  la  connaissance  des  Etats 
qui  n'ont  pas  Üe  appeles  ä  participer  ä  la  Conference  et  les  inviteront  ä  y 
adherer. 


Nr.    8602.      KONFERENZ-STAATEN.   —  Berliner  Konferenz.     Pro- 
tokoll Nr.  8.     Sitzung  vom  31.  Januar  1885. 

fitaient  presents  [Dieselben  wie  in  der  5.  Sitzung,  ohne  v.  d.  Hoeven]. 
LA  seance  est  ouverte  ä  3  beures,  sous  la  pr^sidence  de  M.  Busch. 
Staaten.  ^^  President  expose  que    l'ordre    du   jour   comprend    la   discussion   des 

3i.Jan.i885.formalites  k  rcmplir  pour  que  des  occupations  nouvelles  sur  les  cötes  d'Afri- 
que soient  considerees  comme  effectives.  La  Commission  a  mürement  delib^re 
sur  la  question,  et  son  Rapport  rend  compte  de  ses  travaux  d'une  maniere 


Nr.  8602 
Konferenz 
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completc.     Le    President   considererait   donc  comme   superflue  unc  discussion    ^'■-  ^^o^- 

,  Konforonr- 

generale.  Cette  manierc  de  voir  ayaut  reiicontre  rassentiment  des  membres  Staaten. 
de  la  Conference,  M.  Busch  lit  successivement  les  divers  paragraphes  du  Projet^^-J""-^^^^- 
presente  par  la  Comraission  (Annexe  3  au  Rapport).  |1  L'intitule,  le  preambule, 
et  TArticle  I'^'"  (paragraphe  marque  1),  sont  successivement  adoptös  sans  dis- 
cussion.  II  L'Article  II  (paragraphe  marque  2)  etant  ensuite  mis  en  deliböration, 
Mr.  Kasson  rappeile  la  discussion  resuraee  ä  la  p.  8  du  Rapport*)  et  concer- 
nant  les  "droits  acquis"  qu'une  Puissance  occupante  sera  tenue  de  faire 
respecter.  Le  Pl^nipotentiaire  des  fitats-Unis  demande  si  la  r6daction  arretce 
par  la  Commission  ne  pourrait  pas  faire  naitre  des  malentendus,  en  laissant 
supposer  qu'il  s'agit  seulement  de  droits  acquis  par  le  Gouvernement  occupant 
et  que  les  droits  prives  acquis  soit  ant^rieurement  soit  posterieurement  h 
l'occupation  ne  sont  pas  compris  dans  l'expression  "droits  acquis." 

M.  Busch  fait  ressortir  que  l'expression  dont  il  s'agit  comprend  öviderament 
tous  les  droits  acquis  existants  lors  d'une  occupation  nouvelle,  que  ces  droits 
appartiennent  k  des  particuliers  ou  ä  des  Gouvernements. 

Le  Baron  de  Courcel  appuie  sur  ces  explications  et  ajoute  que  leur 
insertion  au  Protocole  donnera  pleine  satisfaction  aux  scrupules  manifestes 
par  Mr.  Kasson.  [j  M.  Busch ,  Mr.  Kasson  et  le  Baron  de  Courcel  echangent  ä 
ce  sujet  quelques  observations,  et  le  Plenipotentiaire  des  ^itat-Unis  d'Am^rique 
reconnait  que  la  mention  faite  au  Protocole  des  explications  qui  pr^cödent 
suffira  pour  empecher  les  malentendus  qu'il  avait  en  vue  de  prevenir. 

Mr.  Kasson  präsente  ensuite,  au  sujet  du  Projet  de  Declaration  soumis  k 
la  Haute  Assemblee,  les  observations  dont  le  texte  suit: —  j]  "En  approuvant 
les  deux  paragraphes  de  cette  Declaration,  comme  une  premiere  d^marche, 
courte  mais  bien  dirigee,  c'est  mon  devoir  de  consigner  deux  observations  au 
Protocole: —  ||  I.  Le  droit  international  moderne  suit  fermement  une  voie  qui 
mhne  h  la  reconnaissance  du  droit  des  races  indigenes  de  disposer  librement 
d'elles-memes  et  de  leur  sol  h6reditaire.  Conformement  h  ce  principe,  mon 
Gouvernement  se  rallierait  volontiers  ä  une  regle  plus  etendue  et  bas^e  sur 
un  principe  qui  viserait  le  consentement  volontaire  des  indigenes  dont  le  pays 
est  pris  en  possession,  dans  tous  les  cas  oü  ils  n'auraient  pas  provoque  Tacte 
agressif.  [j  2.  Je  ne  doute  pas  que  la  Conference  ne  soit  d'accord  quant  ä  la 
siguification  du  preambule.  II  n'indique  que  le  minimum  des  conditions 
essentielles  ä  remplir  pour  que  l'on  puisse  demander  la  reconnaissance  d'une 
occupation.  ||  II  est  toujours  possible  qu'une  occupation  soit  rendue  effective 
par  des  actes  de  violence,  qui  sont  en  dehors  des  principes  de  la  justice,  du 
droit  national  et  meme  international.  Par  cons^quent,  il  doit  etre  bien  entendn 
qu'il  est  reserve  aux  Puissances  Signataires  respectives  d'apprecier  toutes  les 
autres  conditions,  au  point  de  vue  du  droit  aussi  bien  que  du  fait,  qui  doivent 
etre  remplies  avant  qu'une   occupation    puisse   etre  reconnue   comme  valable." 

Le  President  fait  remarquer  que  la  premiere  partie  de  la  Declaration  de 

*)  Siehe  unten  Seite  184.  Anm.  der  Red, 


174  Berliner  (Westafrikanische)  Konferenz. 

Nr.  8602.    Mr.  Kassou  touche  ä  des  questions   delicates   sur  lesquelles  la  Conference  ne 
stalten!'    sauralt  guere   exprimer   d'opiuion;   11  suffira    de    reproduire    au  Protocole    les 
si.jan.  1885.  consideratious  expos^es  par  le  Pleuipotentiaire  des  £tats-ünis  d'Amerique. 

La  deuxieme  partie  de  la  Declaration  de  Mr.  Kasson  rappelle  des  cxpli- 
catious  echaiigecs  dans  la  Comraissiou  et  desquelles  il  est  resulte  que,  daus 
Topinion  commune  des  Plenipotentiaires,  la  Declaration  preparee  par  la  Con- 
ference ne  limitait  pas  la  faculte  appartenant  aux  Puissances  de  faire  preceder 
de  tel  examen  qu'elles  jugeraieut  opportun  la  reconuaissance  des  occupations 
qui  leur  seraient  notifiees. 

Le  Comte  Kapnist  demande  l'insertion  au  Protocole  de  la  Declaration 
suivante: —  ||  "En  adherant  ä  la  Declaration  actuellement  discutee,  je  fais  cette 
reserve  formelle  que  le  Gouvernement  Imperial  de  Russie  entend  limiter 
strictement  les  effets  de  sou  assentiment  aux  contrees  dont  la  Conference  a 
ete  appelee  ä  s'occuper." 

Dans  le  meme  ordre  d'idees  le  Plenipotentiaire  de  la  France  etablit  que 
les  occupations  nouvelles  sur  les  cotes  du  continent  Africaiu  sont  seules  visees 
dans  la  Declaration,  et  il  mentionne  en  particulier  que  l'Ile  de  Madagascar 
reste  en  dehors  des  preseutes  stipulations. 

Said-Pacha,  en  ce  qui  concerne  les  possessions  du  Sultan,  tant  au  nord 
qu'ä  Test  du  continent  Africain,  notamment  jusqu'au  Cap  Ras  Hafun,  et  y 
compris  ce  dernier  point,  etablit  des  reserves  d'apres  lesquelles  ces  dccisions 
de  la  Conference  ne  sauraient  se  rapporter  aux  territoires  ainsi  vises. 

Le  President  indique  que  ces  diverses  observations,  conformes  k  l'esprit 
dans  lequel  la  Conference  a  poursuivi  ses  travaux,  trouveront  place  dans  le 
Protocole.  ||  II  constate  ensuite  l'adoption  de  l'Article  II  et  celle  de  l'ensemble 
de  la  Declaration. 

Le  Baron  de  Courcel,  avant  qu'il  soit  procede  ä  l'elaboration  de  l'Acte 
Final  comprenant  l'ensemble  des  Actes  de  la  Conference,  d6sire  entretenir  la 
Haute  Assemblee  de  la  redactiou  definitive  qui  pourra  etre  arretee  quant  au 
paragraphe  delimitant  la  zone  frauche,  du  cöte  des  possessions  Frangaises.  Le 
Plenipotentiaire  de  la  France  avait  precedemment  indique  que  son  Gouverne- 
ment acceptait  immcdiatement  comme  limite  de  cette  zone  la  ligne  de  Massabi, 
sauf  ä  la  reporter  jusqu'ä  la  position  de  Sette-Camma  lorsqu'auraient  ete 
conclus  certains  arrangements  particuliers  encore  en  suspens.  Cr,  la  position 
geographique  de  Sette-Camma  ne  peut  ^tre  definie  avec  la  precision  d^sirable, 
parce  qu'elle  comprend  un  ensemble  de  factoreries.  Le  Gouvernement  Frangais 
consentirait  donc  ä  substituer  ä  l'indication  de  cette  position  une  limite 
geodesique,  et  propose  de  la  fixer  au  parallele  situ6  par  2"  30'  de  latitude 
sud.  Cette  Solution  est  la  plus  liberale,  parce  qu'elle  place  dans  la  zone 
franche  un  certain  nombre  de  factoreries  Allemandes  et  Auglaises.  L'Ambassa- 
deur  de  France  pense  qu'elle  sera  accueillie  par  la  Conference  avec  satisfac- 
tion.  II  en  serait  tenu  compte  dans  la  redaction  de  l'Acte  Final  en  modifiant 
par  exemple,  corame  suit,  le  paragraphe  susvis6: —  ||  2.  Dans  la  zone  maritime 
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s'eteudant   sur   l'Ocean  Atlantiquc,   depuis    le   parallele    situe    par  2"   30'   de  ^^^^l^^^^ 
latitude    sud   jusqu'ii   Temboucliure   de   la   Log6.    ||    La   limitc    septentrionale    Staaten. 
suivra  le  parallele  situe  par  2'^  30'  sud   depuis   la   cote  jusqu'au   poiut  oü   il3i.Jai..i8'^5. 
rencontre  le  bassin  geograpliiquc  du  Cougo,  cn  evitant  le  Bassiu  de  TOgowe, 
auqucl  HC  s'appliquent  pas  les  stij)ulations  du  present  Acte." 

M.  Busch  adliere  k  cette  Solution,  qui  lui  parait  la  plus  satisfaisante. 

Sir  Edward  Malet  croit  aussi  qu'elle  est  la  meilleure  commc  la  plus 
liberale  et  declarc  apprecier  l'esprit  dans  lequel  eile  a  etc  proposee  par  le 
Gouvernement  Frangais. 

La  Conference  esprime  son  adhesion  k  cet  egard. 

Son  Excellence  Sir  Edward  Malet  demande  la  parole  pour  presenter  les 
considerations  suivantes:  —  jj  "Je  desire  souraettre  quelques  observations  ä  l'egard 
de  l'Article  IV  de  la  Declaration  relative  k  la  liberte  du  commerce  qui  est 
ainsi  con^m:  —  \\  'Les  marchaudises  importees  dans  ces  territoires  rcsteront 
affranchies  de  droits  d'cutree  et  de  trausit.  Les  Puissances  se  reservent  de 
decider,  au  terrae  d'une  periode  de  vingt  aunees,  si  la  franchise  d'entree  sera 
ou  nou  maintenue.'  I|  II  parait  que  cet  Article  souleve  des  doutes  dans  l'esprit 
de  personnes  engagees  dans  le  commerce  avec  TAfrique.  Certaines  d'entre 
elles  peusent  qu'il  implique  la  terminaison,  au  bout  de  vingt  aus,  du  regime 
de  la  liberte  de  commerce  dont  le  bassin  conventionnel  du  Congo  a  ete  dote, 
ä  moins  que  les  Puissances  soient  d'accord  pour  le  coutinuer.  ||  Je  trouve, 
par  exemple,  les  mots  suivants  dans  une  lettre  du  President  de  la  Chambre 
de  Commerce  de  Manchester  ä  Lord  Granville,  en  date  du  12  Decembre:  'la 
limite  de  la  duree  de  vingt  ans  attachee  aux  stipulations  de  la  libert6  du 
commerce.'  La  Deputation  qui  a  remis  cette  lettre  ä  Lord  Granville  a  prie 
sa  Seigneurie  de  m'envoyer  des  instructions  en  vue  d'obtenir  la  suppression 
du  dernier  alinea  de  TArticle  IV,  en  disant  que  les  conditions  de  la  liberte 
de  commerce  ne  devraient  pas  etre  changees  au  bout  de  vingt  ans,  qu'autre- 
ment  aucun  negociant  Anglais,  ayant  devant  lui  la  perspective  de  droits  diffe- 
rentiels,  n'emploierait  ses  capitaux  dans  ces  parties  de  l'Afrique.  ||  Un  des 
principaux  journaux  de  Manchester  contenait,  tout  recemment,  un  article  dans 
lequel  se  trouve  cette  phrase:  —  ||  'On  se  demande  comment  les  Puissances 
ont  pu  consentir  ä  abolir  d'un  trait  de  plume  tous  les  droits  et  tous  les 
impöts  —  la  raison  n'est  pas  difficile  ä  trouver.  Une  clause  modeste  a  ete 
inseree  qui  aura  pour  resultat  que  le  millenaire  naissant  arrivera  ä  sa  fin 
apres  vingt  ans.'  ||  Je  sais  qu'il  u'y  a  absolument  rien,  ni  dans  l'ensemble  ni 
dans  les  details  de  l'Acte  que  nous  allons  signer,  qui  autorise  de  pareilles 
apprehensions  —  cependant  pour  mettre  fin  ä  des  mefiances  qui  sont  prejudi- 
ciables  ä  la  croissance  de  commerce,  je  tiens  ä  constater  que  le  regime  de 
la  liberte  du  commerce  dans  le  bassin  conventionnel  du  Congo,  tel  qu'il  est 
etabli  par  l'Acte  dont  il  s'agit,  est  sans  limite  de  duree,  et  que  l'Article  IV 
vise,  uniquement,  la  faculte  de  decider  de  nouveau,  apres  vingt  ans,  si  les 
droits  d'entree  doiveut  ou  uon  continuer  k  etre  prohibes.   [1   Daus  le  but  de 
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Nr.  8602.    rassurer  davantage  les  personues  interessees,  je  rappellerai  que,  meme,  si,  par 

Konferenz-  .  , 

Staaten,  sulte  QG  la  faculte  accordee  par  cet  Article  IV,  des  droits  d'entree  venaient 
31. Jan.  1885.  ^  ctrs  etablis,  ils  ue  pourraient,  eu  aucun  cas,  etre  differentiels  et  que  la 
liberte  de  transit  ainsi  que  toutes  les  autres  stipulations  de  l'Acte  resteraient 
en  vigueur.  ||  Je  serais  bien  aise  d'avoir  l'assentiment  de  la  Conference  ä  ces 
explications,  qui  sont  faites  dans  le  seul  but  d'ecarter  des  malentendus  et  de 
dissiper  des  doutes  nuisibles  au  but  que  la  Conference  a  eu  pour  täcbe 
d'atteindre  et  qui  est  d'encourager  et  d'etendre  le  commerce  dans  ces  regions, 
d'une  maniere  precise,  efficace  et  durable." 

Le  Corate  de  Launay  dit  que,  lors  de  la  discussion  du  Projet  de  Decla- 
ration  relatif  h  la  liberte  commerciale,  il  a  presente  dejä  des  observations 
repondant  aux  preoccupations  que  Sir  Edward  Malet  a  en  vue  de  faire  cesser. 
L'Ambassadeur  d'Italie  a  demande  en  effet  (Protocole  No.  4,  p.  6,*)  que  la 
permanence  des  mesures  essentielles  adoptees  par  la  Conference  füt  d'ores  et 
dejä  mise  hors  de  doute.  Si,  k  l'expiration  d'une  periode  de  vingt  ans,  devait 
avoir  lieu  la  r^vision  du  regime  conventionnel,  conformement  aux  previsions 
de  l'Article  IV  de  la  Declaration,  le  Comte  de  Launay  dösirait  qu'il  füt  etabli 
que  cette  revision  aurait  lieu  seulement  pour  rendre  ce  regime  encore  plus 
favorable  aux  int^rets  commerciaux.  Le  Plenipotentiaire  de  l'Italie  ne  saurait 
des  lors  que  s'associer  aux  idees  formulees  par  l'Ambassadeur  d'Angleterre. 

Le  Baron  de  Courcel,  repondant  ä  Sir  Edward  Malet,  s'exprime  comme 
suit:  —  "J'adhere  tres  volontiers,  pour  ma  part,  aux  explications  que  vient 
de  donuer  M.  l'Ambassadeur  d'Angleterre.  On  connait  les  raisons  qui  ont 
amene  les  Puissances  ä  reserver,  au  bout  d'une  periode  de  vingt  ans,  leur 
liberte  d'appreciation  sur  la  question  du  maintien  ou  de  la  modification  du 
regime  que  nous  sommes  convenus  de  mettre  actuellement  k  l'epreuve,  et  qui 
consiste  dans  la  suppression  des  droits  k  l'importation,  combinee  avec  l'eta- 
blissement  de  droits  ä  l'exportation.  Nous  n'avons  pas  voulu  imposer,  pour 
une  duree  indefinie,  aux  territoires  dont  nous  avons  eu  ä  nous  occuper  pen- 
dant  la  presente  Conference,  un  regime  economique  immuable,  congu  d'apres 
des  r^gles  dont  la  valeur  intrinseque  est  controversee  parmi  les  theoriciens, 
et  dont  les  r^sultats  pratiques  pourront  seulement  etre  demontre  par  l'expö- 
rience.  ||  Mais,  en  dehors  des  stipulations  speciales  de  l'Article  IV,  nous  avons 
reconnu  et  consacre  un  certain  nombre  de  principes  qui  assurent,  contre  toute 
infraction  k  l'avenir,  l'application  de  la  liberte  de  commerce  dans  le  Bassin 
du  Congo.  L'interdiction  des  droits  differentiels,  des  monopoles  ou  Privileges, 
et  de  toute  inögalite  de  traitement  au  prejudice  de  personnes  appartenant  k 
une  nationalite  etrangere,  n'est  soumise  k  aucune  limitation  de  temps.  Le 
bienfait  qui  en  resulte  doit  etre  considere  comme  definitivement  acquis.  ||  La 
Conference,  en  inaugurant  un  tel  etat  de  choses,  aura  accompli  une  oeuvre 
dont  le  liböralisme,  nous  pouvons  le  declarer  avec  un  sentiment  de  juste  satis- 
faction,  est  jusqu'ici  sans  precedents." 

*)  Siehe  oben  Seite  85.  Anm.  der  Red, 
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M.  de  Scrpa  fait  observcr  que  la  Haute  Assemblee  a  ctc  sollicitee  de   '^''-  ^*'*'2. 

Konferonz- 

marquer  sou  adhösion  aux  explications  donnees  par  Sir  Edward  Malet  touchant  Staaten. 
la  permanence  du  regime  liböral  6tabli  par  la  Conference;  ä  cet  ogard,  Tassen- 3i. Jan. i885. 
timent  des  Representauts  des  Puissances  qui  possedent  des  territoires  dans  la 
region  du  Congo  a  uue  iniportance  particuliere.  Le  Plenipotentiaire  du  Gou- 
vernement Frau^ais  a  exprime  dejä  son  approbation;  les  Representauts  du 
Portugal  manifestent  egalement  leur  adliesion,  en  s'inspirant  des  dispositions 
liberales  qui  ont  anime  leur  Gouvernement  au  cours  des  travaux  de  la 
Conference. 

Le  President  ne  deute  pas  que  la  Haute  Assemblee  ne  partage  ces  sen- 
timents.  L'insertiou  au  Protocole  des  explications  qui  precedent  donnera  toute 
securite  au  commerce  et  l'era  cesser  toute  preoccupation  de  sa  part. 

Le  Baron  Lambermont  rappellc  que,  lors  de  la  discussiou  de  l'Article  IV 
de  la  Declaratiou  relative  ä  la  libertö  commerciale,  il  s'est  prononce  en  faveur 
de  la  permanence  du  regime  le  plus  liberal.  Sur  la  question  speciale  de 
l'interdiction  des  droits  d'entree,  un  des  Delegues,  dont  la  competence  est 
indiscutable  en  pareille  matiere,  a  fait  valoir  les  motifs  qui,  dans  l'interet 
mcme  du  commerce,  rendraient  desirable  la  possibilite  d'uue  rövision  du 
Systeme  fiscal,  afin  de  tenir  compte,  s'il  y  avait  lieu,  des  modifications  que 
le  temps  apporterait  au  regime  economique  de  ces  pays  neufs.  Mais  si  cette 
re Vision  devait  en  effet  etre  operee,  eile  ue  devrait  affecter  ni  la  liberte  du 
transit  ni  l'interdiction  de  tous  droits  diflerentiels.  Ce  qui,  d'ailleurs,  doit 
rassurer  surtout  le  commerce,  c'est  l'esprit  dans  lequel  ont  ete  discutees  et 
arretees  les  decisions  de  la  Conference  et  dans  lequel  persisteront  les  Gou- 
vernements qui  y  ont  pris  part.  Si,  dans  uu  dclai  de  vingt  ans,  l'etablisse- 
ment  de  droits  d'entree  paraissait  inutile  ou  prejudiciable,  eu  egard  aux  re- 
sultats  acquis,  aucun  Gouvernement  ne  serait  certainemcnt  d'avis  de  l'operer, 
C'est  l'experience  qui  dictera  aloi's  aux  Puissances  interessees  les  determina- 
tious  les  plus  favorables  au  developpement  du  mouvemcnt  commercial  dans 
leurs  possessions.  La  Puissauce  qui  perdrait  ces  considerations  de  vue  s'ex- 
poserait  ä  voir  les  courants  commerciaux  sc  reporter  vers  les  marches  voisins. 

Le  President  constate  l'asseutiment  unanirae  de  la  Haute  Assemblee  aux 
explications  qu'elle  vient  d'cntendre. 

II  propose  ensuite  ä  la  Haute  Assemblee  de  proceder  k  uu  echange  de 
vues  g^nerales  relativemeut  k  la  forme  que  devra  revetir  l'Acte  Final. 

Le  Baron  Lambermont,  qui  a  ete  Charge  de  la  preparation  de  cet  Acte^ 
fait  connaitre  qu'il  peut  etre  etabli  suivant  deux  ou  trois  modes  differents. 
Le  Plenipotentiaire  de  la  Belgique  rapporte  les  precedents  qu'il  a  ete  amene 
a  etudier  ä  ce  sujtt.  Lors  des  Traites  de  Viennc,  de  1815,  de  Paris,  de  185(j, 
et  de  Berlin,  de  1878,  on  a  ettJ  conduit  ä  reunir  dans  un  Traite  unique  tous 
les  Actes  adoptes  par  le  Congres,  en  les  faisant  preceder  d'un  preambule  qui 
marquait  leur  filiation.  Les  dispositions  diverses  du  Traite  se  trouvaient  for- 
mer ainsi  une  suite  d'Articles,  avec  une  seule  serie  de  numöros.  1|  Dans  d'autres 
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Nr.  8602.  cas ,  l'Acte  conventioimel  s'est  resurne  en  un  ou  deux  Articles  indiquant  l'objet 
Staaten''"  geut'i'al  poursulvl  par  Ics  Parties  Coutractautcs ,  et  ä  cet  instrumeut  principal 
31. Jan.  1885.  a  ete  aiinexee  la  serie  des  Actes  pr^cedemment  deliberes.  Cette  forme,  qui 
est  iiotammeiit  celle  du  Traite  conclu  en  1839  ä  la  suite  de  la  Conference 
de  Londres,  a  ete  assez  raremeut  employee.  ||  On  pourrait  encore  placer  ä  la 
suite  les  uns  des  autres  les  differents  Actes  adoptes  par  la  Haute  Assemblee, 
en  les  numerotant  entre  eux  et  en  les  faisant  preceder  de  leur  preambule 
rcspcctif.  II  y  aurait  alors  un  certain  nombre  d'Actes  separes,  que  rien  ne 
rattacherait  les  uns  aux  autres.  A  la  connaissance  du  Baron  Lamberraont, 
ce  mode  de  proceder  n'aurait  encore  jaraais  ete  usite.  ||  Le  Plenipotentiaire 
Beige  ajoute  qu'il  a  dejä  prepare  un  Projet,  en  adoptant  la  forme  qu'il  a 
citee  en  premier  lieu.  Ce  Projet  comprendrait  un  preambule  et  autant  de 
chapitres  que  la  Conference  a  sanctionne  d'Actes  differents,  mais  avec  une 
seule  Serie  de  numeros  pour  tous  les  Articles  compris  dans  le  Traite.  La 
division  serait  la  suivante:  —  ||  Preambule;  ||  Chapitre  I,  constitue  par  la  De- 
claration  relative  ä  la  liberte  de  commerce;  ||  Chapitre  II,  dont  l'objet  sera 
explique  plus  tard;  ||  Chapitre  III  et  IV,  formes  respectivement  par  les  Actes 
de  Navigation  concernant  le  Cougo  et  le  Niger;  ||  Cliapitre  V,  reproduisant  la 
Declaration  afferente  ä  "reffectivite"  des  occupations;  ||  Chapitre  VI,  concernant 
la  Traite  des  Esclaves. 

Le  President  consulte  la  Haute  Assemblee  pour  savoir  s'il  lui  convient 
de  choisir  seance  tenante  entre  les  trois  formes  indiquees  par  le  Baron 
Lambermont. 

Le  Baron  Lambermont  ne  verrait  pas  d'inconvenients  ä  ce  que  la  decision 
sur  ce  point  füt  reservee  ä  la  Commission. 

Le  Baron  de  Courcel,  le  President  et  le  Baron  Lambermont  echangent 
ä  ce  sujet  quelques  considerations  et  il  reste  entendu  que  la  question  sera 
renvoyee  entiere  ä  la  Commission.  Les  membres  de  la  Conference  s'engagent, 
d'ailleurs,  ä  tenir  secret  ce  qui  se  rapportera  ä  cette  partie  de  leurs  travaux.  || 
L'impression  du  Projet  redige  par  le  Baron  Lamberraont,  et  la  reimpression 
des  diverses  Declarations  dejä  adoptees  separement  par  la  Conference,  sont 
decidees  pour  faciliter  le  travail  des  membres  de  la  Commission. 

Mr.  Kasson  desire,  au  prealable,  appeler  l'attention  de  la  Haute  Assem- 
blee sur  ce  que  le  choix  de  la  forme  donne  k  l'Acte  definitif  peut  avoir  une 
importance  particuliere  pour  le  Gouvernement  des  £tats-Unis  d'Amörique.  La 
forme  d'un  Traite  proprcment  dit  serait  peut-etre  de  nature  ä  soulever,  ä 
Washington,  des  objections  dues  ä  des  scrupules  constitutionnels  et  au  respect 
de  certaincs  traditions  admises  par  la  jurisprudence  internationale  Americaine. 
En  thöse  generale,  le  Gouvernement  des  £tats-Unis  n'envisage  pas  volontiers 
l'evcntualite  d'engagements  reciproques  qui  le  lient  jCnvers  un  ensemble  de 
Puissanccs,  corame  dans  le  cas  oü  est  signe  un  Traite  coUectif.  Eu  egard  ä 
ces  considerations,  le  Plenipotentiaire  des  Etats-Unis,  pour  rendre  plus  facile 
la  ratification   des  Actes  definitifs  par  son  Gouvernement,  s'est  attache  ä  lui 
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presenter  l'oeuvre  de  la  Conference  comme  devant  coniprendrc  une   serie  de    ^^-  ^^'^2. 
Declaratious,  auxquelles  les  Puissauces  feraient  adliesion.  Mr.  Kasson  desirerait,    Staaten.^ 
en  consequence,  qiie  la  forme  de  l'Acte  Final  füt  teile  que  l'accord  des  Puis-3iJ^o.i885. 
sances  put  sc  manifester,  en  effet,  sous  cette  forme  speciale  d'adhesions  indi- 
viducllement  donuces  des  Declarations ,   et  non  sous  la  forme  d'un  Traite  ge- 
neral,  liant  tous   les  Gouvernements  ä   un   eusemble  d'obligations   reciproques 
et  communes.     Quant  au  fond,   le  resultat  serait  le   merae,  puisque  la  serie 
des  adhesions  donnees  par   les  Puissances  les   obligerait  a  l'observation  des 
arrangements  conclus,  au  memo  degre  que  leur  participation  ä  un  Traite. 

La  question  ainsi  soulevee  donue  lieu  ä  des  observations  de  la  part  d'un 
certain  nombre  de  membres  de  la  Haute  Asserablee,  et  notamment  de  la  part 
du  President,  du  Baron  de  Courcel,  du  Comte  de  Launay,  du  Baron  Lamber- 
mont,  du  Comte  de  Benomar  et  de  Mr.  Sanford.  Divers  precedents  sont  cites 
et  examines. 

Le  Plenipoteutiaire  d'Espagne  rappelle  notamment  que  son  Gouvei'nement, 
apres  avoir  pris  part  aux  travaux  du  Congres  de  1815,  n'avait  pour  des  motifs 
particuliers  pas  cru  pouvoir  signer  le  Traite  issu  de  ses  deliberätions.  Le 
Cabinet  de  Madrid  avait  seulement  adhere  plus  tard  au  meme  Traite.  Plu- 
sieurs  membres  de  la  Conference  et  le  President  de  la  Haute  Assemblee  ex- 
priment  l'avis  que  ce  precedent  pourrait  etre  suivi  dans  le  cas  oü  le  Gou- 
vernement des  Etats -Unis  aurait  des  objections  contre  la  forme  adoptee  par 
les  Gouvernements  Europeens  pour  sanctionner  les  decisions  prises  par  la 
Conference.  La  question  est  d'ailleurs  renvoyee  ä  la  Commission  avec  toutes 
Celles  concernant  la  preparation  de  l'Acte  Final. 

Le  President  fait  connaitre  que  le  Plenipoteutiaire  des  Pays-Bas  s'est 
excuse,  pour  cause  de  maladie,  de  ne  pouvoir  assister  ä  la  Conference. 

Le  Comte  de  Benomar  desire  que  les  observations  presentees  par  lui  ä 
la  Commission  relativement  au  droit  de  visite  sur  la  Cote  Occidentale  d'Afri- 
que,  et  qui  ont  ete  reproduites  sous  le  No.  40  des  documents  imprimes,  soient 
annexees  au  Protocole  de  la  presente  seance. 

La  Haute  Assemblee  accueille  cette  demande. 

La  seance  est  levee  ä  4  heures  et  demie. 

[Unterschriften.] 

Annexe  No.  1  au  Protocole  No.  8. 

Rapport  de  la  Commission  cJiargee  (Vexaminer  le  Projet  de  Declaration  relative 
aux  Occupatiotis  nouvelles  sur  les  Cötes  d'Äfrique. 
Messieurs,  ||  Dans  votre  reunion  du  7  Jan  vier  vous  avez  aborde  le  troi- 
sieme  et  dernier  objet  de  la  tache  qui  vous  etait  assignee:  la  definitiou  des 
formalites  requises  pour  faire  considerer  ä  l'avenir  comme  effectives  des  occu- 
pations  de  territoires  sur  les  cötes  d'Afrique.  ||  Apres  un  echange  general  de 
vues  ä  ce  sujet,  vous  avez  decide  de  renvoyer  ä  une  Commission  le  Projet 
qui  vous  avait  ete  soumis.  ||  Cette  Commission,  aux  travaux  de  laquelle  ont 
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Nr.  8602.  participe  la  plupart  des  Plenipotentiaires  assistes  de  leurs  Delegues,  s'est 
Staaten,  i'euiiie  Ibs  15  et  16  Jan  vier;  eile  a  successivement  discute  les  divers  points 
3i.Jan.is85.  qu'elle  avait  k  traiter  et  eile  a  Charge  un  Comite  de  Redaction  de  fixer  le 
texte  des  Resolutions  auxquelles  eile  s'est  arretee.  |]  Le  Projet  sur  lequel  s'est 
etablie  la  discussion  est  sous  vos  yeux;  il  a  ete  präsente  par  les  Plenipoten- 
tiaires de  TAllemagne,  de  concert  avec  le  Plenipotentiaire  de  France.  |]  Les 
lettres  d'invitation  adressees  aux  Gouvernements,  les  discours  que  vous  avez 
entendus  a  l'ouverture  de  vos  travaux,  avaient  ä  l'avance  indique  la  pensee 
generale  de  ce  Projet,  qui  est  de  prevenir  les  contestations  ou  les  malenten- 
dus  auxquels  pourraient  donner  lieu  les  occupations  nouvelles.  La  Commission 
a  ete  unanime  ä  l'accepter  comme  base  de  ses  deliberations.  ||  Elle  s'est  trouvee 
egalemeut  d'accord  pour  admettre  que  la  Declaration  ne  s'appliquerait  qu'aux 
occupations  futures.  ||  Les  debats  ont  porte  sur  des  sujets  multiples  qui  vont 
etre  successivement  passes  en  revue.  ||  Vous  remarquerez  d'abord  de  legeres 
retouches  dans  le  titre  et  le  preambule  de  l'Acte.  Le  terme  de  "formalites" 
n'etait  pas  strictement  applicable  aux  Articles  II  et  III  de  la  Declaration. 
De  plus,  M.  le  Ministre  des  Etats-Unis  avait  desire  que  le  titre  meme  pre- 
cisät  que  les  obligations  imposees  ne  sont  qu'un  minimum.  C'est  dans  cet 
esprit  que  le  Comite  de  Redaction  a  substitue  aux  mots  "formalites  a  ob- 
server"  ceux  de  "conditions  essentielles  h  remplir."  Le  preambule  prevoyait 
l'introduction  d'une  doctrine  uniforme  en  matierc  d'occupations.  II  a  paru 
qu'il  convenait  mieux  de  formuler^des  regles  uniformes  dans  un  document  qui 
6dicte  des  prescriptions  formelles.  ||  Le  Projet  de  Declaration  ne  vise  que  les 
cötes  d'Afrique.  La  convenance  de  cette  restrictiou  a  ete  contestee,  M.  l'Am- 
bassadeur  d'Angleterre  aurait  prefere  que  les  regles  qui  vont  etre  etablies 
pour  les  prises  de  possessions  nouvelles  en  Afrique,  fussent  rendues  appli- 
cables ä  tout  le  Continent  Africain.  A  l'appui  de  sa  proposition,  il  a  invoque 
ce  fait  que  los  cotcs  d'Afrique  sont  bien  pres  d'etre  occupees  dans  toute  leur 
etendue  et  que,  reduites  ä  cette  zone,  les  formalites  prevues  auront  assez  peu 
de  valeur  pratique.  M.  l'Ambassadeur  de  France  n'a  pas  partage  ce  senti- 
ment.  S'il  est  vrai  qu'il  reste  peu  de  territoires  disponibles  ä  la  cote,  ces 
territoircs  ont  cn  rcvanche  uue  iraportance  qui  justifie  les  dispositions  nou- 
velles dont  ils  seraieiit  l'objet  Sur  le  littoral,  d'ailleurs,  le  terraiu  est  bien 
defini,  tandis  qu'cn  :fait  de  delimitations  teyitorialcs  la  part  du  vague  et  de 
l'inconnu  est  encore  trcs  grande  dans  l'interieur  de  l'Afrique.  De  son  cote 
M.  le  Sous-Sccr6taire  d'Etat  Busch  ne  s'est  pas  declare,  en  principe,  hostile 
ä  la  proposition  de  Sir  Edward  Malet;  mais  il  a  fait  observer  qu'elle  impli- 
que  forcement  la  determination  prccisc  et  prochaine  de  l'etat  de  posscssiou 
de  chaquc  Puissance  cn  Afrique.  |]  M.  le  Mfnistre  des  £tats-Unis  ayaut  ^mi^ 
l'id^c  qu'unc  teile  delimitiition  olfrirait  de  sericux  avantages  et  contribuerait 
ä  prevenir  des  confiits  futurs,  on  a  objecto  que  Ic  resultat  inverse  serait 
plutot  k  craindrc.  Une  defiiiition  cxactc  des  possessions  actuclles  aboutirait 
on  fait  ä  un  partage  de  l'Afrique.     Au  surplus,  a-t-on  ajoute,  la  Conference 
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a  regu  la  mission   exclusive  de  statuer  pour  lavcnir;  les   situations    acquises    N""-  ^^02. 
echappent  ä  ses  decisions.  ||  Ces  observations  ont  clos  la  discussion  sur  ce  poiut.    Staaten. 

Quelques  remarques  ont  ete  echangees  au  sujet  de  la  Notification  prescrite^iJan.  isss. 
par  l'Article  P''.  |1  L'utilito  de  cette  formalite  n'a  ete  raise  en  question  par 
aucune  des  Puissances  rcpresentees  dans  la  Commission.  M.  l'Arabassadeur 
d'Augleterre  aurait  meme  jug6  d^sirable  que  la  Notification  conttnt  toujours 
une  determination  approximative  des  limites  du  territoire  occupe  ou  protege. 
D'autres  membres  de  la  Commission,  sans  se  montrer  opposes,  en  principe, 
k  cette  raodification,  ne  la  croient  point  necessaire.  C'cst,  d'apres  eux,  plutot 
une  question  de  forme  que  de  fond.  Notifier  l'occupation  ou  la  prise  de 
possession  d'un  territoire  implique  necessairement  une  definition  plus  ou  moins 
precise  de  la  Situation  de  ce  territoire,  particulieremeut  h  la  cote  qui  scule 
tombe  sous  l'application  des  regles  ä  etablir.  Inutilc  en  gen^ral,  la  condition 
nouvelle  qu'il  s'agit  d'imposer  pourrait,  en  certaines  circonstances,  cntrainer 
des  difficultös  ou  des  inconvenients.  ||  M.  l'Ambassadeur  d'Angleterrc,  ä  la 
suite  de  ces  explications ,  n'insiste  pas;  11  reste  entendu  toutefois  que  la  Noti- 
fication est  inseparable  d'uue  certaine  determination  de  limites,  et  que  les 
Puissances  interessees  pourront  toujours  reclamer  tels  eclaircissements  supple- 
mentaires  qui  leur  paraitraient  indispensables  pour  sauvegarder  leurs  droits 
ou  leurs  interets.  ||  L'Article  P''  a  donue  Heu  ä  quelques  autres  observations 
qu'il  convient  de  rappeler  sommairement  afin  d'en  preciser  le  sens  et  la  portee.  || 
M.  l'Ambassadeur  d'Angleterre  avait  demande  la  -  suppression  des  mots  "situos 
cn  dehors  de  ses  possessions  actuelles."  Cette  expression,  en  effet,  pouvait 
faire  supposer  que  les  regles  ä  etablir  obligeraient  seulement  les  Puissances 
qui  ont  des  possessions  en  Afrique,  tandis  que  ces  regles  doivent  etre  obli- 
gatoires  pour  toutes  les  Puissances  Signataires,  Mais ,  d'un  autre  cote,  M.  le 
Comte  de  Benomar  a  fait  justcment  observer  qu'il  n'etait  pas  indifferent  de 
bien  marquer  que  les  dispositions  arretees  par  la  Conference  ne  s'applique- 
raient  pas  aux  possessions  actuelles.  Le  Comite  de  Redaction  a  propose  une 
formule  qui  repond  a,  ces  diverses  preoccupations.  ||  La  Puissance  qui  notifie 
est-elle  tenue  d'altendrc  indefiuiment  la  reponse  de  toutes  les  autres?  L'idee 
a  etö  suggöree  de  fixer  un  delai  de  rigueur;  mais  cette  motion  a  ete  ecartee 
par  des  considerations  de  courtoisic  internationale.  On  a  et6  d'accord  pour 
admettre  uu  delai  raisonnable.  ||  La  Notification  doit-elle  amener  la  reconnais- 
sance  immediate  du  caractere  effectif  de  l'occupation,  ainsi  que  cela  semblait 
resulter  du  texte  soumis  ä  la  Commission?  M.  TAmbassadcur  d'Angleterre 
incliuait  ä  borner  l'obligation  au  fait  seul  de  la  Notification,  sans  mettre  la 
Puissance  qui  la  regoit  dans  l'alternative  ou  de  reconnaitre  sans  delai,  ou  de 
formuler  sur  le  charap  ses  objections.  Cette  maniöre  de  voir  a  ete  partielle- 
raent  accueillie.  M.  le  Sous-Secretaire  d'fitat  Busch  a  propose,  ä  ce  point  de 
vue,  de  supprimer  les  termcs  se  rapportant  ä  la  reconuaissance  du  caractere 
effectif  de  l'occupation.  En  effet,  suivant  des  observations  concordantes  de 
M.  le  Baron  Lambermont,   l'occupation  ne   saurait  etre  vraiment  effective  au 
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Konferenz- 
Staaten,    par  raccomplissement  de  conditions  qui  impliquent   une   Idee  de  continuite  et 

31.  Jan.  1885.  ^g  permanencG.  On  ue  peut  donc  rieii  reconnaitre  ni  contester  ä  cet  egard 
au  lendemain  de  la  Notification.  Celle-ci  atteint  pleinement  son  but  en  per- 
mettaiit  aux  tiers,  düment  avertis,  de  faire  valoir  leurs  propres  titres  ou  leurs 
reclamations.  La  Notification  n'est  pas  encore  universellement  consacree  par 
la  pratique;  euvisagee  comme  il  vient  d'etre  dit,  eile  sera  une  innovation  utile 
dans  le  droit  public.  Ces  cousiderations  ont  determine  la  suppression  des 
termes  "de  le  reconnaitre  comme  effectif  et  le  maintien  de  mots:  "de  faire 
valoir,  s'il  y  a  lieu,  leurs  reclamations."  ||  Enfin  quelles  sont  les  reclamations 
qui  pourraient  etre  opposees  ä  la  Puissance  qui  notifie  une  occupation  ou  un 
Protectorat?  Toute  reclamation,  quel  que  soit  sa  nature,  est- eile  suspensive 
des  droits  acquis?  Ces  questious  ont  ete  formulees  par  M.  l'Ambassadeur 
d'Italie.  ||  Les  reclamations  se  fonderont  le  plus  habituellement  sur  des  droits 
anterieurs,  comme  Tun  des  Plenipotentiaires  de  l'AUemagne  en  a  fait  la  re- 
marque,  mais  sans  y  attacher  une  portee  exclusive.  Selon  M.  le  Premier 
Plenipotentiaire  des  Etats-Unis  et  M.  le  Ministre  des  Pays-Bas,  les  objections 
pourraient,  independamment  des  droits  acquis,  s'appuyer  sur  des  relations 
dejä  etablies,  des  rapports  de  commerce  par  exemple.  L'un  des  Plenipoten- 
tiaires Portugais  ayant  demande  si  l'ou  pourrait  substituer  aux  termes  de  "re- 
clamations" ceux  memes  de  "droits  anterieurs,"  la  Commissiou  a  ete  d'avis 
que  cette  redaction  paraitrait  trop  restrictive.  II  peut,  en  effet,  ä  c6t6  des 
droits,  se  presenter  des  cousiderations  ou  des  situations  dont  il  serait  equi- 
table  de  tenir  compte.  En  cas  de  desaccord  persistant,  qui  tranchera  le  dif- 
ferend?  On  se  trouve  alors  dans  le  cas  des  difficultes  qui  surgissent  dans 
les  relations  internationales,  et  pour  l'aplanissement  desquelles  les  voies  indi- 
quees  par  la  procedure  diplomatique  restent  ouvertes.  M.  l'Ambassadeur  de 
Turquie  a  suggere  une  clause  d'arbitrage.  La  Commission,  sans  contester  la 
valeur  de  ce  moyen  et  en  rendant  bommage  ä  la  pensee  qui  l'inspirait,  a 
cependant  estime  qu'il  serait  probablement  difficile  d'amener  tous  les  Gouver- 
nements ä  aliener,  en  pareil  cas,  leur  libertö  d'action.  ||  De  l'ensemble  de  ces 
discussions  il  est  resulte  qu'un  acquiescement  unanime  n'est  pas  la  condition 
prealable  de  la  validite  d'une  prise  de  possession. 

L'Article  II  de  la  Declaration  a  pour  but  de  definir  les  conditions  d'une 
occupation  eflFective,  II  determine  le  minimum  des  obligations  qui  incombent 
h  rfitat  occupant.  1|  La  formule  primitivement  souraise  aux  deliberations  de  la 
Commission  imposait  les  memes  devoirs  ä  l'Etat  qui  occupait  et  ä  celui  qui 
n'assumait  qu'un  Protectorat.  ||  Cette  disposition  a  donne  lieu  h  un  examen 
6tendu  au  sein  de  la  Commission  comme  du  Comitö  de  Redaction.  Diverses 
formules  furcnt  proposees;  mais  elles  n'ecartaicnt  pas  toutcs  les  difficultes  que 
la  discussion  avait  revelees.  ||  En  dernicr  lieu,  M.  le  Sous-Secr6taire  d'£tat 
Busch  a  fait  connaitrc  qu'il  acceptait  la  suppression  anterieuremeiit  proposee 
par  M.  TAinbassadeur  d'Augletei-re,  des  termes  qui  soumettent  les  territoires 
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proteg^s  aux  memes  conditions  que  les  territoires  occupös.  En  coiisequencc,  ^"^  ^^'^^■ 
las  mots  "ou  places  sous  leur  Protectorat"  ont  ete  eliminös.  ||  Les  conditions  Staaten. 
de  l'occupation  effective,  d'aprös  la  formale  qui  a  servi  de  base  ä  la  cliscus-^^'^'^"-^^^^- 
sion,  se  rösumaient  dans  "l'obligation  d'etablir  et  de  raaintcnir  dans  les  terri- 
toires occup^s  uue  juridiction  süffisante  pour  faire  observer  la  paix,  respecter 
les  droits  acquis  et,  le  cas  echeant,  les  conditions  sous  lesquelles  la  libert6 
du  commerce  et  du  transit  aura  ete  etablie."  ||  Ce  texte  a  subi  plusieurs  modi- 
fications  qui  n'eu  alt^rent  toutefois  pas  le  sens.  ||  M.  l'Ambassadeur  de  France 
a  propose  de  substituer  l'expression,  "assurer  l'existence  d'une  autorite  süffi- 
sante," h  Celle  de,  "etablir  et  maintenir  .  .  .  ."  &c.  Cette  derniere  forme,  en 
effet,  preterait  ä  supposer  que  lors  de  toute  occupation  nouvelle,  il  y  aura 
toujours  des  innovations  organiques  ä  introduire  pour  la  distribution  de  la 
justice,  tandis  que,  peut-etre,  dans  certaines  regions,  les  institutions  existantes 
paraitront  suffire  et  seront  simplement  couservees.  La  redaction  nouvelle, 
qui  d'ailleurs  implique  aussi  l'idee  de  permanence,  u'a  donne  lieu  ä  aucune 
objection. 

M.  le  Baron  Lambermont  croirait  utile  de  supprimer  les  mots  de  "pour 
faire  observer  la  paix."  Dans  des  contrees  occupees  parfois  depuis  peu  et 
souvent  lointaines,  la  paix  peut  se  trouver  exposee  ä  des  vicissitudes  que  l'au- 
torite  ne  saurait  toujours  conjurei'.  Des  troubles  qui  ue  seraient  pas  reprimes 
sur  l'heure  autoriseraient-ils  des  tiers  ä  mettre  les  droits  de  l'occupant  en 
question?  Uns  garantie  süffisante  reside  dans  l'obligation  de  faire  respecter 
les  droits  acquis,  qui  comprennent  les  personnes  et  les  clioses.  On  ne  saurait 
perdre  de  vue  qu'il  s'agit  d'etablir  non  des  points  de  doctrine,  mais  des  pre- 
scriptions  de  droit  public;  il  convient  de  s'en  tenir  d'abord  ä  quelques  regles 
aussi  simples  et  aussi  generales  que  possible,  en  laissant  ä  la  sagesse  des 
Gouvernements  le  soin  de  les  completer  par  des  arrangements  ulterieurs,  si 
l'experience  les  y  convie.  |1  Ces  reflexions  ont  ete  successivement  confirmees 
par  M.  le  Sous-Secretaire  d'Etat  Buscb  et  par  MM.  les  Ambassadeurs  d'An- 
gleterre  et  de  France.  1|  M.  l'Ambassadeur  d'ltalie,  tout  en  admettant  la 
suppression  des  mots  vises  par  le  Plenipotentiaire  Beige,  demande  si,  pour 
donner  une  securite  complete  aux  interets  des  etrangers,  on  ne  pourrait  pas 
substituer  ä  la  disposition  qui  serait  eliminee  une  clause  affirmant  Tobligation 
de  "maintenir  Vordre."  Cette  stipulation,  qui  d'ailleurs  semblait  donner  prise 
aux  memes  objections  que  la  pr6cedente,  n'a  pas  ete  jugee  indispensable  en 
presence  du  sens  assigne  ä  la  disposition  qui  oblige  de  sauvegarder  les  droits 
acquis.  La  pensee  indiquee  par  le  Plenipotentiaire  d'ltalie  se  trouve  au  fond 
du  Projet,  si  eile  n'y  est  pas  explicitement  formulee.  Daus  ces  conditions 
M.  le  Comte  de  Launay  n'a  pas  cru  devoir  insister  sur  son  Observation,  et  la 
suppression  propos^e  a  ete  votee  par  la  Commission.  1|  Les  termes  "rendre 
la  justice"  ont  egalement  disparu  du  texte  adopte;  on  les  considere  comme 
implicitement  contenus  dans  la  clause  concernant  Ic  respect  des  droits  acquis.  |I 
Pour  deferer  ä  un  desir   exprime   par  M.   de  Serpa  Pimentel,   il  a  ete  decide 
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Nr.  8602.  que  le  Protocole  constaterait ,  de  nouveau,  qua  les  regles  prescrites  ne  s'ap- 
stalten.'  pliq"ei''t  qu'aux  occupations  futures.  ||  Cette  motion  a  amene  M.  le  Ministre 
81. Jan.  1885.  des  Etats-Unis  ä  demander  si  les  occupations  actuelles  ne  devraient  pas,  k 
l'avenir,  etre  soumises  aux  memes  conditions  d'un  exercice  effectif  de  la  Puis- 
sance  Souveraine.  Une  teile  extension  ne  pourrait,  au  jugement  de  Mr.  Kasson, 
qu'etre  profitable  ä  tous  les  etrangers  qui  s'etablissent  daus  les  possessions 
coloniales  anciennes  ou  qui  y  creent  des  relations  de  commerce.  ||  Sans  con- 
tester  l'utilit^  du  but,  M.  l'Ambassadeur  de  France  rappelle  les  motifs  qui 
ont  conduit  la  Conference  ä  bien  specifier  que  les  decisions  n'auraient  aucun 
caractere  retroactif.  fitant  donne  les  conditions  dans  lesquelles  ont  ete  faites 
les  invitations  h  la  Conference,  il  ne  saurait  en  effet  s'agir  de  troubler  en 
äucune  maniere  ni  meme  de  scruter  l'etat  de  possession  des  Pnissances.  L'ap- 
plication,  aux  occupations  futures,  de  regles  qui  marquent  un  progres  dans  le 
droit  des  gens,  constituera  comme  une  propagande  par  l'exemple  qui  pourra 
decider  certains  Gouvernements  ä  etendre  volontairement  ä  leurs  anciennes 
possessions  les  regles  etablies  pour  les  prises  de  possession  de  l'avenir.  |t 
Quelques  mots  encore  sur  l'Article  II.  M.  l'Ambassadeur  d'Italie  a  demande 
si  l'obligation  d'etablir  une  autorite  süffisante  ne  comportait  pas  de  delai  et 
s'il  ne  conviendrait  pas  d'intercaler  apres  le  mot  "etablir"  les  termes  "dans 
un  d^lai  raisonnable."  II  a  ete  entendu  que  la  Puissance  occupante  dis- 
poserait  du  teraps  raisonnablement  necessaire.  ||  Quels  sont  les  droits  acquis 
qu'il  faut  faire  respecter?  Le  Comite  a  propose  de  placer  le  mot  "prives" 
entre  ces  termes.  D'apres  son  Interpretation,  il  s'agit  de  droits  civils  et 
ceux-ci  doivent  etre  sauvegardes  ä  quelque  epoque  qu'ils  aient  ete  acquis, 
avant  comme  apres  l'occupation.  La  Commission,  en  approuvant  le  commen- 
taire,  n'a  pas  considere  l'intercalation  comme  indispensable  pour  determiner 
le  sens  de  la  disposition.  ||  Qu'eutend-on  par  "les  conditions  sous  lesquelles 
la  liberte  dn  commerce  aura  ete  garantie"  et  qui  devront  aussi  etre  respect^es  ? 
Cette  question  a  ete  soulevee  par  M.  l'Ambassadeur  d'Italie  et  M.  le  Ministre 
des  Etats-Unis.  Le  Comite  a  propose  une  redaction  nouvelle  portant  qu'il  y 
aura  lieu  de  faire  respecter  "la  liberte  du  commerce  et  du  transit  dans  les 
conditions  oü  eile  aura  ete  etablie."  Cette  clause  a  en  vue  Tex^cution  de  tout 
accord  par  lequel  la  liberte  du  commerce  et  du  transit  serait  stipulee,  et  pour 
mettrc  le  texte  en  liarmonie  avec  cette  explication,  le  mot  "Stabile"  a  et6 
remplaco  par  celui  de  "stipulee."  ||  Dans  la  pensee  de  prevenir  des  con- 
testations  Eventuelles,  M.  l'Ambassadeur  d'Italie  a  appelr  l'attention  de  la 
Commission  sur  le  cas  suivant:  "Les  formalites  et  conditions  mentionnecs  dans 
les  paragraphes  du  Projet  de  Declaration  pour  la  validit6  d'occupations  futures 
sur  les  cotes  d'Afrique  s'ap])liqnent-elles  egalemcnt  h  des  occupations  ante- 
rieures  et  momentanees  ayant  eu  lieu  par  l'ocuvre  de  simples  particuliers  et 
ensuite  abaiidonnees,  ä  l'egard  desquelles  les  Gouvernements  respectifs  n'au- 
raient Jamals  fait  acte  de  prise  reelle  de  possession."  ||  Son  Exccllence, 
estimant  qu'il  serait  de  l'interct  genöral  de  prövenir  toutes  pr6tentions,  reven- 
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dications,    oii   contestations   basecs    sur   cc    scul   titro,    (]u'oii    pourrait  vouloir    ^^-  ^'^^2- 

Konforonz- 

fairc  revivrc,  a  cru  utile  de  provoquer  un  öchauge  de  vucs  a  ce  sujct.  !|  M.  Staaten. 
le  Plenipotentiaire  d'Espagne  a  et6  d'avis  que,  la  Declaration  ne  stipulant^'-*'^*"-^^^'' 
quc  pour  l'avcnir,  la  Commission  nc  pouvait  se  prononcer  sur  des  faits  ap- 
partcnant  au  passe.  ||  M.  l'Ambassadeur  de  Turquie,  h  ce  propos,  exprime 
la  conviction  qu'un  ecliange  de  vues  sur  la  question  dont  il  s'agit  sortirait 
des  attributions  de  la  Conference,  et  son  Excellence  declare  ne  pas  admettre 
que  cette  discussion  puisse  en  aucun  cas  se  rapporter  h  des  possessions  de 
Sa  Majeste  le  Sultan  en  Afrique.  ||  MM.  les  Plenipotentiaires  Portugais  fönt 
connaitrc  que,  dans  leur  opinion,  il  y  a  lieu  pour  toutes  les  Puissances  de 
faire  les  memcs  reserves  et  qu'ils  les  fönt  pour  ce  qui  concerne  les  possessions 
du  Portugal.  ||  D'autres  membres  de  la  Commission  ont  juge  que  la  Noti- 
fication  mettrait  les  parties  interessees  en  mesure  de  faire  valoir  leurs  recla- 
mations.  1|  En  presence  de  cette  diversite  d'appreciations,  M.  l'Ambassadeur 
d'Italie  s'abstient  de  tonte  nouvelle  insistance.  Son  Excellence  sc  borne  h 
cxprimer  l'espoir  que,  le  cas  echeant,  il  ne  se  produirait  aucun  des  malen- 
tendus,  aucune  des  contestations  qu'il  avait  precisement  eu  en  vue  de  pre- 
venir  en  provoquant  un  simple  echange  de  vues.  ||  Le  debat  a  pris  fin  sans 
amener  de  vote.  \\  L'un  des  Plenipotentiaires  Portugais  avait  formule  un 
amendement  tendant  a  rendre  effective  dans  les  territoires  occupes  l'abolition 
de  l'esclavage.  D'apres  les  explications  fournies  par  M.  de  Serpa  Piraentel 
son  Intention  ^tait  non  d'atteindre  l'esclavage  domestique  des  negres,  ce  qui 
irapliquerait  dans  l'organisation  sociale  des  indigenes  un  cliangement  (|ui  peut- 
etre  ne  serait  pas  l'oeuvre  d'un  jour,  mais  d'interdire  ;i  la  population  blanche 
l'achat  et  remploi  d'esclaves.  La  proposition  meme  ne  pouvait  soulever  aucun 
dissentiment;  mais  comme  ce  n'est  point  lä  une  condition  d'oecupation,  il  a 
etö  convenu  qu'une  decision  definitive  pourra  intervenir  lorsqu'il  s'agira  d'ar- 
reter  l'Acte  General  qui  embrassera  tous  les  travaux  de  la  Conference.  ||  La 
disposition  finale  du  Projet  de  Declaration  concernait  l'adliesion  des  Puis- 
sances non-representees  a  la  Conference;  eile  a  ete  supprimee  sur  la  propo- 
sition de  M.  le  Raron  Lambermont.  La  möme  faculte  d'adhesion  ou  d'accession 
est  commune  ä  tous  les  Actes  emanes  de  la  Conference;  il  conviendra  d'y 
pourvoir  par  une  disposition  generale  et  unique.  ||  Le  Projet  de  Declaration, 
tel  qu'il  a  ete  adopte,  forme  la  derniere  Annexe  de  ce  Rapport. 

Messieurs,  apres  avoir  entoure  de  garanties  la  liberte  du  commerce  et 
de  la  navigation  dans  le  centre  de  l'Afnque  et  manifeste  votre  soUicitude  pour 
le  bien-etre  moral  et  materiel  des  populations  qui  l'liabitent,  vous  allcz  faire 
entrer  dans  le  droit  public  positif  des  regles  destinees  ä  ecarter  des  relations 
internationales  des  causes  de  dissentiments  et  de  conflits.  La  Conference  ne 
pouvait  mieux  terminer  ses  longues  et  laborieuscs  deliberations  qu'en  con- 
sacrant  son  dernier  travail  aux  interets  de  la  paix. 

Le  President,  A 1  p h.  de  C o n  r  c e  1. 

Le  29  Janvier,  1885.  Le  Rapporteur,  Baron  Lambermont. 
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Konferenz- 
Staaten,    pyojet  de  Declaration  relative  aux  Formalitcs  ä  öbserver  pour  qne  des  Occu- 
jMtions  nouvelles  svr  les  Gates  d'Äfrique  soient  considerees  comme  effedives. 

Les  Plenipotentiaires  des  Gouvernements  de  l'Allemagne,  de  l'Autriche- 
Hongrie,  de  la  Belgique,  du  Danemark,  de  l'Espagne,  des  fitats-Unis  d'Ame- 
rique,  de  la  France,  de  la  Grande-Bretagne,  de  l'Italie,  des  Pays-Bas,  du  Por- 
tugal, de  la  Russie,  de  la  Suede  et  la  Norvege  et  de  la  Turquie,  reunis  en 
Conference,  considerant  qu'il  y  aurait  avantage  ä  introduire  dans  les  rapports 
internationaux  une  doctrine  uniforme  relativement  aux  occupations  qui  pour- 
ront  avoir  lieu  ä  l'avenir  sur  les  cotes  d'Afrique,  ont  arrete  ce  qui  suit:  — 
1.  La  Puissance  qui  dorenavant  prendra  possession  d'un  territoire  ou  d'un 
endroit  sur  les  cotes  d'Afrique  situe  en  dehors  de  ses  possessions  actuelles 
ou  qui  en  assumera  la  protection,  accompagnera  l'Acte  respectif  d'une  Noti- 
fication  simultanee  adressee  aux  autres  Puissances  representees  dans  la  pre- 
sente  Conference,  afin  de  les  mettre  ä  meme  ou  de  le  reconnaitre  comme 
effectif  ou  de  faire  valoir,  s'il  y  a  lieu,  leurs  reclamations.  ||  2.  Les  dites 
Puissances  reconnaissent  l'obligation  d'etablir  et  de  maintenir  dans  les  terri- 
toires  ou  endroits  occupös  ou  pris  sous  leur  protection  une  juridiction  süffi- 
sante pour  faire  öbserver  la  paix,  respecter  les  droits  acquis  et,  le  cas  echöant, 
les  conditions  sous  lesquelles  la  liberte  du  commerce  et  du  transit  aura  etö 
garantie.  |1  Les  Gouvernements  des  Soussignes  porteront  cette  Declaration 
ä  la  connaissance  des  !£tats  qui  n'ont  pas  ete  appeles  ä  participer  ä  la  Con- 
ference et  les  inviteront  ä  y  adherer. 


(Annexe  2.) 

Projet  de  Declaration  relative  aux  Conditions  essentielles  ä  remplir  pour  qiie 
des   Occupations   nouvelles   sur  les   Cotes  d'Afrique   soient   considerees  comme 

effedives. 

(Redaction  arretee  provisoirement  par  le  Comite  de  la  Commission.) 
Les  Plenipotentiaires  de  l'Allemagne,  de  l'Autriche-Hongrie ,  de  la  Bel- 
gique, du  Danemark,  de  l'Espagne,  des  £tats-Unis  d'Amerique,  de  la  France, 
de  la  Grande-Bretagne,  de  l'Italie,  des  Pays-Bas,  du  Portugal,  de  la  Russie, 
de  la  Suede  et  la  Norvege  et  de  la  Turquie,  reunis  en  Conference,  conside- 
rant qu'il  y  aurait  avantage  ä  introduire  dans  les  rapports  internationaux  des 
regles  uniformes  relativement  aux  occupations  qui  pourront  avoir  lieu  ä 
l'avenir  sur  les  cotes  d'Afrique,  ont  arrete  ce  qui  suit:  —  1.  La  Puissance 
qui  dor6navant  prendra  possession  d'un  territoire  sur  les  cotes  d'Afrique  situe 
cn  dehors  de  ses  possessions  actuelles  ou  qui,  n'en  ayant  pas  eu  jusque-lä 
viendrait  ä  en  acqu6rir,  et  de  meme,  la  Puissance  qui  y  assumera  uu  Pro- 
tectorat,  accompagnera  l'Acte  respectif  d'une  Notification  adressee   aux  autres 
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Puissances  represent^es    dans  la  Conference,   afin  de  les  mettre  h  meme   de   Nr.  8602. 
faire  valoir ,  s'il  y  a  lieu ,  leurs  röclamatious.     11     L'Acte  de  Notification  con-  Ko°f"enz- 
tiendra  une  d^termination  approximative  des  limites  du  territoire  occupe  par31.Jan.i885. 
cette  Puissance   ou  plac6  sous  son  Protcctorat.     ||     2.  Les  Puissances  Signa- 
taires  reconnaissent  l'obligation  d'^tablir  et  de  maintenir  dans  les  territoires 
occup6s    par    elles   une    juridiction    süffisante    pour    faire    observer    la   paix, 
respecter  les  droits  prives  acquis  et,  le  cas  echeaut,   la  libert6  du  commerce 
et  du  transit  dans  les  conditions  oü  eile  aurait  ete  etablie.     i|     3.  De  meme 
les  Puissances  Signataires  reconnaissent  l'obligation  d'etablir  et  de  maintenir 
dans  les  territoires  places  sous  leur  Protectorat  une  autorite  süffisante  pour 
faire  observer  la  paix,  rendre  la  justice,  respecter  les  droits  prives  acquis  et, 
le  cas  echeant,   la  liberte  du  commerce  et  du  transit  dans  les  conditions  oü 
eile  aurait  ^te  etablie. 

{Proposition  eventuelle  de  confonclre  les  Nos.  3  et  3  de  la  maniere  suivante.) 
Les  Puissances  Signataires  reconnaissent  l'obligation  d'etablir  et  de  main- 
tenir dans  les  territoires  occupes  par  elles  ou  places  sous  leur  Protectorat 
une  autorite  süffisante  pour  faire  observer  la  paix,  rendre  la  justice,  respecter 
les  droits  prives  acquis  et,  le  cas  echeant,  la  liberte  du  commerce  et  du 
transit  dans  les  conditions  oü  eile  aurait  ete  etablie. 


(Annexe  3.) 

Projet  de  Declaration  relative  aux  conditions  essentielles  ä  remplir  pour  qiie 
des  Occupations  nouvelles  sur  les  Cötes  d'Afrique  soient  considerees  comme 
effectives,  presente  par  la  Commission. 
Les  Plenipotentiaires  de  l'Allemagne,  de  l'Autriche-Hongrie,  de  laBelgique, 
du  Danemark,  de  l'Espagne,  des  £tats-Unis  d'Amerique,  de  la  France,  de  la 
Grande-Bretagne,  de  l'Italie,  des  Pays-Bas,  du  Portugal,  de  la  Russie,  de  la 
Suede  et  la  Norvöge  et  de  la  Turquie,  reunis  en  Conference,  cousiderant  qu'il 
y  aurait  avantage  ä  introduire  dans  les  rapports  internationaux  des  regles 
uniformes  relativement  aux  occupations  qui  pourront  avoir  lieu  ä  l'avenir  sur 
les  cötes  d'Afrique,  ont  arrete  ce  qui  suit:  —  1.  La  Puissance  qui  doreuavant 
prendra  possession  d'un  territoire  sur  les  cötes  du  continent  Africain  situe  eu 
dehors  de  ses  possessions  actuelles,  ou  qui,  n'en  ayant  pas  eu  jusque-lä,  vien- 
drait  ä  en  acquerir,  et  de  meme,  la  Puissance  qui  y  assumera  un  Protectorat, 
accompagnera  l'Acte  respectif  d'une  Notification  adressee  aux  autres  Puissances 
representees  dans  la  Conference,  afin  de  les  mettre  ä  meme  de  faire  valoir, 
s'il  y  a  lieu,  leurs  reclamations.  ||  2.  Les  Puissances  Signataires  reconnaissent 
l'obligation  d'assurer,  dans  les  territoires  occupes  par  elles  sur  les  cötes  du 
continent  Africain,  l'existence  d'une  autorite  süffisante  pour  faire  respecter  les 
droits  acquis  et,  le  cas  echeant,  la  liberte  du  commerce  et  du  transit  dans 
les  conditions  oü  eile  serait  stipul^e. 
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Staaten. 

^i.Jin.issö.Observafions  sonmiscs  a  la  Commission,  dans  la  Seance  cht  5  Janvier,  1885, 
jpnr  son  ExceVencc  Je  Comfe  de  Benomar,  Plewpofentiaire  cVEspagne,  au  sujet 
du  DroU  de  Visite  sur  la  Cutc  Occidentale  de  VAfriquc. 
J'adhere  en'termes  generaux,  au  nom  du  Gouvernement  que  j'ai  l'honneur 
de  presenter,  h  la  i)roposition  humanitaire  de  son  Excellence  TAmbassadeur 
d'xVngleterre,  sur  la  Traite  et  le  commerce  des  esclaves,  qui  fait  aujourd'hui 
l'objet  des  deliberations  de  la  Commission.  |j  Le  Plenipotentiaire  d'Allemagne, 
M.  Busch,  a  fait  observer  avec  beaucoup  de  justesse,  dans  la  seance  du 
22  Decerabre,  que  la  motion  de  Sir  Edward  Malet  vise  deux  formes  diff6- 
rentes  du  commerce  des  esclaves:  —  1.  La  Traite  des  negres  consideree  comme 
faite  par  mer,  ||  IL  Le  commerce  qui  fournit  des  esclaves  ä  la  Traite.  ||  Son 
Excellence  l'Ambassadeur  de  France  a  fait  remarquer,  dans  la  meme  seance, 
que,  pour  eviter  toute  ambiguite  dans  les  termes  de  la  proposition  de  son 
Excellence  l'Ambassadeur  d'Angleterre,  il  serait  utile  de  specifier  nommement:  — 
1.  L'interdiction  de  la  Traite  par  mer,  11  2.  Celle  de  la  Traite  sur  terre.  ii 
Son  Excellence  le  Baron  de  Courcel  partage,  d'ailleurs,  l'opinion  de  M.  Busch 
relativement  ä  l'utilite  de  viser  d'une  part  l'interdiction  dejä,  existante,  frap- 
pant la  Traite  par  mer,  et,  d'autre  part,  l'interdiction  qu'il  s'agirait  d'instituer, 
cüuforraement  aux  vues  du  Representant  de  l'Angleterre.  ||  Dans  cet  ordre 
d'idees,  je  viens  soumettre  ä  l'attention  de  la  Commission  quelques  observa- 
tions  pratiqucs  au  sujet  de  la  suppression  de  la  Traite  par  mer  sur  la  Cote 
Occidentale  d'Afrique.  |1  Qnand  l'Europe,  reunie  en  Congres  ä  Vienne,  Aix-la- 
Chapelle  et  ä  Verone,  a  fietri  la  Traite  avec  raison  et  justice,  la  Situation 
etait  bien  diflferente  de  celle  d'aujourd'hui.  1|  D'un  c6t6,  on  trouvait  des  na- 
tions  chez  lesquelles  existait  l'esclavage  ou  qui  le  toleraient  dans  leurs  Co- 
lonies;  d'un  autre,  la  Cote  Occidentale  d'Afrique,  dominee  dans  presque  toute 
son  etendue  par  des  peuplades  nfegres  sauvages  dont  les  Chefs  vendaient  les 
prisonniers  de  guerro  au  plus  offrant,  etait  le  siege  principal  du  commerce 
immoral  et  reprouve,  appele  la  Traite.  ||  Les  mesures  que  les  Puissances  se 
sont  vues  dans  la  necessite  d'adopter,  d'un  commun  accord,  pour  remödier  ä 
cet  etat  de  choses,  ont  du  etre  empreintes  d'une  grande  s(5verite,  parce  que 
les  marciiands  d'esclaves  de  tous  les  pays,  entraines  par  l'interet,  ne  mettaient 
])lus  de  limites  h  leur  audace,  ||  Je  ne  veux  citer  qu'un  seul  exemple  de 
cette  scverito  alors  necessaire.  ||  En  vertu  du  Traite  conclu  entre  l'Espagne 
et  la  Grande-Bretagne,  le  28  Juiii,  1835,  les  croiseurs  Espagnols  dont  les 
comraandants  sont  düraent  autorises  a  cet  effet,  ont  le  droit  de  visiter  les 
navires  marciiands  Anglais  soupconnes  de  faire  la  Traite  ou  d'etre  öquipös 
pour  la  faire.  Ce  droit  pcut  s'exercer  dans  toutes  les  raers  au  sud  du  37*^ 
latitude  nord,  ä  l'cxception  de  la  Mediterrant^e  &c.,  c'est-ä-dire,  dans  la  mer 
qui  baigne  toute  la  Cote  Occidentale  de  l'Afrique,  depuis  l'entree  du  Detroit 
de  Gibraltar   jusqu'au  Cap   de  Bonne-Esperance,    et  raeme    aux  embouchures 
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des  rivieres,  si  Ton  vcut  Interpreter  largcmciit  le  paragraphe  4  de  l'Article  IV  ^'-  ^^^-• 
du  dit  Traite  de  1835.  ||  Les  croiseurs  Espagnols  ont  nou  sculemeut  Ic  droit  stauten. 
de  visiter  les  iiavires  Anglais  soup^onn^s  de  faire  la  Traite  ou  d'etre  equipcs-^^- •''"'•  ^^^^• 
pour  la  faire,  mais  aussi  celui  de  les  arreter  et  de  les  emmcner  pour  etre 
juges,  s'ils  ont  k  bord,  d'apres  ropinion  du  commaudant  du  croiseur,  plus 
d'eau  qu'il  est  necessaire  pour  pourvoir  au  besoin  de  l'equipage,  ou  une  chau- 
diere  de  dimensions  trop  grandes  ou  une  trop  grande  provision  de  riz,  ou 
une  trop  grande  quantite  de  farine  de  mais,  ou  d'autres  approvisionnements 
ou  amenagements  du  meme  genre  que  l'Article  X  du  Traitö  de  1835  con- 
sidere  comme  etant  un  indice  indiquant,  prima  facie,  que  le  navire  visite  est 
employe  ä  la  Traite.  ||  Par  le  dit  Traite  de  1835,  les  croiseurs  Anglais  ont, 
par  une  juste  reciprocite,  les  memes  droits  sur  les  navires  marchands  Es- 
pagnols. II  Ces  droits  sont  tombes  en  desuetude  parce  que  Tesclavage  a  ete 
aboli,  pour  le  bien  de  la  civilisation  et  la  gloire  des  Puissances  Chretieunes 
qui  l'ont  supprime  dans  leur  territoire  ou  dans  celui  de  leurs  Colonies,  et 
aussi  parce  que  la  Cöte  Occidentale  de  l'Afrique,  qui  etait  Ic  marcliö  d'cs- 
claves  pour  la  Traite  au  long  cours,  est  aujourd'hui  occupce  presque  dans 
toute  son  eteudue  par  les  Puissances  d'Europe,  de  sorte  que  la  Traite  y  est 
seulcment  possible  dans  la  forme  de  cabotage,  de  Chef  de  tribu  ä  Chef  de 
tribu,  et  cela  seulement  dans  les  quelques  portiuns  de  la  cute  qui  ne  sont 
pas  dans  la  possession  ou  sous  le  Protectorat  d'unc  Puissauce  Chretienue. 
Les  droits  enormes  derivant  du  Traite  de  1835  et  d'autres  similaires,  quoi- 
qu'ils  ne  soieut  plus  cn  usage,  sont  neanmoins  en  vigueur  et  forment  la  seule 
legislatiou  internationale  existante.  Ils  sont  une  menace  constante  pour  la 
liberte  du  commerce  et  de  la  uavigatiou  que  la  Conference  a  etablie  dans  les 
immenses  territoircs  du  Cougo  et  dans  les  embouchures  du  Congo  et  du  Niger,  j 
Le  Gouvernement  que  j'ai  Thonncur  de  reprcsenter  est  dispose  a  abandouner 
ces  droits  qui  aujourd'hui  n'ont  plus  de  raison  d'etre,  une  fois  disparucs  les 
causes  qui  ont  fait  adopter  des  raesures  aussi  severes.  II  l'a  fait  savoir,  dans 
les  termes  les  plus  amicaux,  au  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique,  et 
11  espere  pouvoir  arriver  ä  un  accord  en  ce  qui  touche  la  Cote  Occidentale 
de  l'Afrique  et  les  mers  situees  depuis  I'entrce  du  Detroit  de  Gibraltar  jus- 
qu'au  Cap  de  Bouuc-Esperance.  ||  Le  besoin  se  fait  sentir  dans  ces  mers  de 
donuer  ä  la  uavigatiou  et  au  commerce  toutes  les  garanties  et  tuutes  les 
assurances  contre  un  abus  eventuel;  garauties  et  assurauces  dont  le  commerce 
ne  jouira,  tant  qu'il  y  aura  des  Traitcs  comme  celui  de  1835.  ||  Je  ne  viens 
pas  presenter  une  propositiou,  je  ne  fais  qu'cxpliqucr  la  Situation  teile  qu'elle 
est  aujourd'hui  et  exprimer  uu  voeu  dans  l'espoir  qu'un  jour  il  se  realise.  ||  Ce 
voeu  a  deux  objets:  —  1.  Annulcr,  d'un  commun  accord,  eu  ce  qui  touche  la 
Cote  Occidentale  d'Afrique  les  Traites  rclatifs  au  droit  de  visite,  puisque  les 
circonstances  qui  ont  motive  l'ensemble  de  leurs  dispositions  out  completement 
disparu.  Seulement  ainsi  ou  pourra  assurer  la  parfaite  et  absolue  liberte  de 
navigation  dopuis  le  De'ioit  de  Gibraltar  jusqu'au  Cap    de   Boimc-Espcrance, 
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Nr.  8602.  überte  de  navigation  qui  doit  etre  le  complement  de  l'oeuvre  de  la  Conference. jj 
Staaten.  2.  Remplacei'  les  stipulations  des  Traites  sur  le  droit  de  visite  par  des  mesures 
31.  Jan.  18S5.  ^(japtges  ^  l'etat  actuel  des  choses,  qui  soient  efficaces  et  puissent  faire  dis- 
paraitre  completeraent  la  Tratte  par  mer  sur  la  Cote  Occidentale  de  rAfrique.jj 
Ces  mesures  pourraient  etre  les  suivantes:  —  (a)  Surveillance  par  un  ou  deux 
navires  des  Puissances  Signataires,  faisant  ce  service  ä  tour  de  role  et  pen- 
dant  une  duree  d'un  an  ou  de  six  mois,  la  dite  surveillance  s'exergant  le  long 
des  parties  de  la  cote  qui  ne  seraient  pas  occupees  ou  placees  sous  le  Pro- 
tectorat  d'une  Puissance  civilisee,  et  oü  pourrait  exister  le  danger  que  Ton 
fasse  la  Traite  par  mer,  d'apres  l'avis  des  Puissances  ou  de  la  Commission 
Internationale  du  Congo.  ||  Ces  croiseurs  pourraient  saisir  seulement  les  na- 
vires aj'ant  ä  leur  bord  un  grand  nombre  de  negres,  si  les  capitaines  ne 
peuvent  pas  prouver  qu'ils  sont  ä  bord  de  leur  propre  gr6  et  ne  sont  ou  ne 
vont  pas  etre  conduits  en  esclavage.  ||  (&)  Creation  d'un  Tribunal  corapose 
des  Consuls  etablis  au  Congo  pour  juger,  d'apres  de  Reglements  arretes  d'un 
coramun  accord  par  les  Puissances,  les  capitaines  des  navires  saisis. 


Nr.    8603.      KONFERENZ-STAATEN.    —    Berliner  Konferenz.     Pro- 
tokoll Nr.  9.     Sitzung  vom  23.  Februar  1885. 

Etaient  presents  (Dieselben  wie  in  der  8.  Sitzung). 
Nr.  «603.  La  seance  est  ouverte  ä  3  heures  et  demie  sous  la  presidence  de  M.  Busch. 

Konferenz-  -m-t^^-i  i.   iii.ii.  <■•  riTT 

.Staaten.  Lc  President,  avant  daborder  lordre  du  jour,  tait  part  a  la  Haute  As- 

23.  Feb.  1885.  semblee  d'une  lettre  qui  a  ete  adressee  ä  son  Altesse  Serenissime  le  Prince 
de  Bismarck  par  le  President  de  l'Association  Internationale  du  Congo,  et  qui 
est  ainsi  con^ue:  — 

„Prince,  —  L'Association  Internationale  du  Congo  a  successivement  conclu 
avec  les  Puissances  representees  ä  la  Conference  de  Berlin  (moins  une)  des 
Traites  qui,  parmi  leurs  clauses  contiennent  une  disposition  reconnaissant  son 
pavillon  comme  celui  d'un  £tat  ou  d'un  Gouvernement  ami.  Les  negociations 
engagees  avec  la  derniere  Puissance  aboutiront,  tout  permet  de  l'esp^rer,  k 
une  prochaine  et  favorable  issue.  ||  Je  me  conforme  aux  intentions  de  Sa  Ma- 
jestö  le  Roi  des  Beiges,  agissant  en  qualitö  de  fondateur  de  cette  Association, 
en  portant  ce  fait  ä  la  counaissance  de  votre  Altesse  Serenissime.  ||  La  reunion 
et  les  deliberations  de  Teminente  Assemblee  qui  siege  ä  Berlin  sous  notre 
haute  presidence  ont  essentiellement  contribue  ä  häter  cet  heureux  resultat. 
La  Conference  ä  laquelle  j'ai  le  devoir  d'en  rendre  hommage,  voudra  bien, 
j'ose  l'esperer,  considerer  l'avenement  d'un  Ponvoir  qui  se  donne  la  mission 
exclusive   d'introduire  la    civilisation  et  le  commerce  au  centre  de  l'Afrique 


Berliner  (Westafrikanische)  Konferenz.  191 

comme   un    gage    de    plus   des    fruits    que    doiveiit  produire    ses    iraportants   ^'-  ^•'"3- 

Konfoienz- 
travaUX.  Je    suis,    &C.  Staaten. 

Strauch."         23.Feb.i885. 
„A  Son  Altesse  Serenissime  le  Prince  de  Bismarck, 
President  de  la  Conference  de  Berlin. 
Berlin,  le  23  Fevrier,  1885." 

M.  Busch  iait  suivre  cette  communication  des  paroles  ci-apres:  —  ||  „Mes- 
sieurs, je  crois  ctre  l'interprete  du  sentiraent  unanime  de  la  Conference  en 
saluant  corame  un  evenement  heureux  la  communication  qui  nous  est  faite,  et 
qui  constate  la  roconnaissance  ä  peu  prcs  unanime  de  l'Association  Inter- 
nationale du  Congo.  Tous,  nous  rendons  justice  au  hut  öleve  de  l'oeuvre  ä 
laquelle  Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges  a  attache  son  nom;  tous,  nous  con- 
naissons  les  efforts  et  les  sacrifices  au  moyen  desquels  il  l'a  conduite  au  point 
oü  eile  est  aujourd'hui;  tous,  nous  faisons  des  voeux  pour  que  le  succes  le  plus 
complet  vienne  couronner  une  entreprise  qui  peut  seconder  si  utilement  les 
vues  qui  ont  dirige  la  Conference." 

Le  Baron  de  Courcel  prend  ensuite  la  parole  dans  les  terraes  suivants:  — 
|!  „En  qualite  de  Representant  d'une  Puissance  dont  les  possessions  sont  limi- 
trophes  de  Celles  de  l'Association  Internationale  du  Congo,  je  prends  acte 
avec  satisfaction  de  la  demarche  par  laquelle  cette  Association  nous  notifie 
son  entree  dans  la  vie  internationale.  J'emets,  au  nom  de  mon  Gouvernement, 
le  voeu  que  l'^ßtat  du  Congo,  territorialement  constitue  aujourd'hui  dans  des 
limites  precises,  arrive  bientot  ä  pourvoir  d'une  Organisation  gouvernementale 
reguliere  le  vaste  domaine  qu'il  est  appele  ä  faire  fructifier.  Ses  voisins  seront 
les  Premiers  ä  applaudir  ä  ses  progres;  car  ils  seront  les  premiers  ä  profiter 
du  developpement  de  sa  prosperite  et  de  toutes  les  garanties  d'ordre,  de  se- 
curite  et  de  bonne  administation  dont  il  entreprend  de  doter  le  centre  de 
I'Afrique.  ||  Le  nouvel  £tat  doit  sa  naissance  aux  aspirations  gen^reuses  et  ä 
l'initiative  eclairee  d'un  Prince  entoure  du  respect  de  l'Europe.  II  a  ete  voue, 
des  son  berceau,  ä  la  pratique  de  toutes  les  libertes.  Assure  du  bon  vouloir 
unanime  des  Puissances  qui  se  trouvent  ici  representees,  souhaitons-lui  de 
remplir  les  destinees  qui  lui  sont  promises  sous  la  sage  direction  de  son  au- 
guste  fondateur,  dont  l'influence  moderatrice  sera  le  plus  precieux  gage  de 
son  avenir." 

Le  Comte  Kapnist  dit  s'associer,  d'apres  ses  instructions,  ä  l'hommage 
que  ses  collegues  ont  rendu  k  l'initiative  eclairee  et  feconde  prise  par  Sa  Ma- 
jeste le  Roi  des  Beiges. 

Sir  Edward  Malet  s'exprime,  de  son  cote,  comme  suit: —  ||  "La  part  que 
le  Gouvernement  de  la  Reine  a  prise  dans  la  reconnaissance  du  drapeau  de 
l'Association  comme  de  celui  d'un  Gouvernement  ami,  m'autorise  ä  exprimer 
la  satisfaction  avec  laquelle  nous  envisageons  la  Constitution  de  ce  nouvel  fitat, 
due  ä  l'initiative  de  Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges.    Pendant  de  longues  ann^es, 
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Nr.  8603.    \q  ^q[    domine  par  une  idee  purement  philanthropique,  u'a  rien  epargne,  in 

Konferenz-  ,         .    .  ,  .  .  .,  , 

Staaten.  Gflorts  personiicls,  ni  sacriüces  pecumaires,  de  ce  qui  pouvait  coutnbuer  a  la 
23. Feb.  1885.  j.^g^j^g^^jQjj  de  SOH  but,  Cependant,  le  monde  en  general  regardait  ces  efforts 
d'un  oeil  presque  indifferent.  Par-ci,  par-lä  Sa  Majeste  soulevait  la  Sympathie; 
mais  c'etait  en  quelque  sorte,  plutöt  la  Sympathie  de  la  condoleance  que  celle 
de  Teucouragement.  On  croyait  que  l'entreprise  etait  au-dessus  de  ses  forces, 
qu'elle  etait  trop  graude  pour  reussir.  On  voit  maintenant  que  le  Roi  avait 
raison  et  que  l'idee  qu'il  poursuivait  n'etait  pas  une  Utopie.  II  l'a  menee  ä 
bonne  fin,  non  sans  difficultes;  mais  ces  difficultes  memes  ont  rendu  le  succes 
d'autant  plus  eclatant.  En  rendant  ä  Sa  Majeste  cet  hommage  de  reconnaitre 
tous  les  obstacles  qu'elle  a  surmontes,  nous  saluons  l'fitat  nouveau-ne  avec  la 
plus  graude  cordialite,  et  nous  exprimons  un  sincere  desir  de  le  voir  fleurir 
et  croitre  sous  sou  egide.  [1  Je  me  permets  egalement  en  cette  occasion  de 
rendre  hommage  au  Gouvernement  du  Portugal  et  ä  M.  le  Ministre  de  Por- 
tugal ä  Berlin  de  l'accueil  bienveillant  qu'ils  ont  fait  aux  conseils  que  nous 
avons  eu  l'honneur  de  leur  adresser  au  sujet  d'un  arrangement  entre  le  Por- 
tugal et  l'Association,  et  de  l'esprit  de  conciliation  avec  lequel  ils  ont  amene 
les  negociations  ä  un  heureux  resultat." 

Le  Marquis  de  Penafiel,  comme  Representant  d'une  Puissance  limitrophe 
de  l'Etat  du  Congo,  declare  partager  les  sentiments  cxprimes  par  le  Baron  de 
Courcel  dans  son  discours  de  bienvenue  ä  l'adresse  du  uouvel  Etat. 

Le  Comte  de  Launay  s'associe  avec  empressement  aux  paroles  prononcöes 
par  le  President,  par  le  Baron  de  Courcel  et  par  Sir  Edward  Malet.  Les 
Puissauces  ici  representees  ont  dejä  presque  unanimement  reconnu  le  nouvel 
£tat  qui  va  se  fonder  sous  l'auguste  patronage  d'un  Souverain  qui,  depuis  huit 
annees,  avec  une  constance  rare  et  digne  de  si  grands  eloges,  n'a  epargne  ni 
soins  ni  sacrifices  personnels  pour  la  reussite  d'une  genereuse  et  philanthro- 
pique entrcprise.  Le  monde  entier  ne  peut  que  temoigner  de  sa  Sympathie 
et  de  ses  encouragements  pour  cette  oeuvre  civilisatrice  et  huraanitaire  qui 
houore  le  dix-neuvieme  siecle,  et  dout  les  interets  genöraux  de  i'humanite 
protitent  et  profiteront  toujours  davantage.  L'Ambassadeur  d'Italie  s'associe 
egalement  bien  volontiers  aux  sentiments  exprimes  par  l'Ambassadeur  de  la 
Grande  Bretagne  ä  l'egard  du  Gouvernement  Portugals  et  de  ses  Plenipoten- 
tiaires  ä  la  Conference. 

Le  Comte  Szeclienyi  s'exprime  dans  le  meme  sens  que  ses  coUegues,  dont 
11  partage,  ä  tous  egards,  les  sentiments. 

Le  Comte  de  Benoniar  dit,  de  son  cote,  (jue  l'Espagne  possede  des  terri- 
toircs  dans  le  voisinage  de  ceux  qui  rclcvcnt  de  l'Association  Internationale 
du  Congo.  Comme  Representant  d'un  pays  voisin,  il  adhcrc,  au  nom  de  son 
Gouvernement,  aux  manifestations  du  President  et  aux  voeux  formcs  par  lui  en 
faveur  de  l'oeuvre  huraanitaire  et  civilisatrice  de  Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges, 

M.  de  Vind  est  heureux  de  joindre  ses  voeux  a  ceux  qui  ont  ete  dejä 
formules  p  ur  le  bonheur  et  la  piosperite    du   nouvel  Etat  du  Congo;   le   but 
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humaiiitaire  et  civilisateur  i»oursuivi  par  scs  fondateurs  est  hautement  aj^pr^cie    Nr.  seos. 
par  le  (jouvciiiciueiit  Daiiois.  „.    . 

^  Staaten. 

Lc  Pleiiipotciitiairc  de  Suede  et  de  Norvege  exprime  egalement  sessouhaits23.Feijr.i8b5. 
a  l'occasiüii  de  la  iiaissuiice  du  iiouvel  £tat  et  en  favcur  de  son  developperaent. 

Mr.  Saiiford  dit,  de  soii  oute,  que  le  Gouvernement  des  Etats-Unis 
d'Amerique  a  ete  le  preniier  ä  rendre  uu  hommage  public  a  la  grande  oeuvre 
civilisatrice  du  lloi  Leopold  II,  en  reconu;;issant  le  drapeau  de  rAssociation 
Internationale  du  Congo  comrae  celui  d'un  Gouvernement  ami.  ||  Heureux  de 
vüir  cet  exemple  suivi  par  les  Puissances  du  vieux  monde,  il  lui  reste  k 
exprimer  le  voeu  de  voir  bientot  couronnee  cette  oeuvre  par  la  participatiou 
de  rAssociation  aux  Actes  de  la  Conference. 

Said  -  lacha  regrette  de  ne  pouvoir  encore  s'associer  officiellement  aux 
vues  synipathiques  emises  par  ses  collegues.  II  y  a  quelques  jours  ä  peine 
qu'il  a  ete  saisi  de  la  qucstion  concernant  la  rcconnaissance  du  drapeau  de 
l'A&sociation  Internationale.  Le  temps  lui  a  donc  manque  pour  recevoir  des 
Instructions  ä  ce  sujet;  mais,  en  attendant  les  directions  dont  il  s'agit,  il  tient 
ä  dire  qu'il  n'a  personnellement  rien  ä  objecter  ä  la  Constitution  du  nouvel  Etat. 

Le  Comte  van  der  Straten-Ponthoz  remercie  le  President  des  termes  dans 
lesquels  il  a  parle  de  Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges.  Les  sentiments  ainsi 
manifestes  provoqueront  la  gratitude  du  Roi  et  de  la  nation  Beige;  le  Comte 
van  der  Straten-Ponthoz  s'en  fait  des  a  present  l'interprete.  II  tient  egale- 
ment a  dire  aux  membres  de  la  Haute  Asserablee  combien  il  a  ete  sensible 
k  l'approbation  sympatliique  et  unanime  qu'ils  ont  donnee  aux  paroles  de 
M.  Busch.  L'hommage  rendu  a  l'initiative  poursuivie  par  le  Roi  des  Beiges, 
a  travers  tant  d'obstacles,  est  un  hommage  bien  merite.  Les  Actes  de  la 
Conference  constituent  une  mise  en  pratique  des  idees  hardies  et  genereuses 
conQues  par  Sa  Majeste.  Le  Gouvernement  et  la  nation  Beige  adhereront  donc 
avec  rcconnaissance  k  l'oeuvre  elaboree  par  la  Haute  Assemblee,  et  gräce  k 
laquelle  est  desormais  assuree  l'existence  du  nouvel  fitat,  en  meme  temps  que 
sont  posees  des  regles  dont  profiteront  les  interets  generaux  de  l'humanite. 

Le  Baron  de  Lambermont  s'exprime  ä  son  tour  comme  suit:—  ||  "Si  le 
President  de  l'Association  Internationale  du  Congo  avait  l'honneur  de  sieger 
parmi  vous,  il  lui  appartiendrait  de  repondre  aux  paroles  que  nous  avons 
enteudues  aujourd'hui,  et  qui  sont  si  sympathiques  pour  le  Roi  des  Beiges  et 
pour  son  oeuvre.  j  En  son  absence,  et  quoique  repr6sentant  Sa  Majeste  k  un 
autre  titre,  nous  avons  pensc,  mon  coUegue  et  moi,  qu'il  nous  serait  permis 
de  temoigner  combien  nous  avons  ete  sensibles  k  l'hommage  rendu  au 
fondateur  de  l'Association.  ||  Le  Comte  van  der  Straten  a  exprime  des  senti- 
ments auxquels  je  m'associe  de  tout  coeur.  Nous  sommes  certains  de  ne  pas 
trop  nous  avancer  en  manifestaut  d'avance  notre  gratitude,  au  nom  de  Sa 
Majeste,  pour  lc  temoignage  qui  vient  de  lui  etre  rendu  comme  pour  l'appui 
que  son  entreprise  a  trouve  parmi  vous  et  qui  ne  sera  pas  le  moindre  gage 
de  son  succes." 
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Nr  8603.  Lg  President  indique  que  la  lettre  du  President  de  l'Association  Inter- 

Konferenz- /~,  1        . 

Staaten,    nationale  du  Cougo  et  les  diverses  declarations  quelle  a  provoquees  figureront 

23.  Feb.  1885.  j^^  Protocole  de  la  seance.    II  est  reconnu  utile  par  plusieurs  Plenipotentiaires 

que,  pour  completer   la    communication    du  Colonel  Strauch,   les    copies   des 

differents    Traites,     par    lesquels    l'Association    Internationale    a    obtenu    la 

reconnaissance  des  Gouvernements,  soient  reunies  en  un  fascicule  et  annexees 

au  Protocole. 

Passant  k  l'ordre  du  jour,  M.  Busch  met  en  deliberation  l'Acte  Final  de 
la  Conference.  II  rappelle  que  la  Commission  chargee  d'etablir  l'Acte  dont  il 
s'agit  a  elabore  un  Projet  distribue  aux  Plenipotentiaires  sous  le  No.  57  des 
documents  imprimes  et  qui  est  accompagne  d'un  Rapport  distribue  sous  No.  56 
de  ces  documents.  II  resulte  de  ce  Rapport  que  la  Commission  propose  d'in- 
troduire  deux  modifications  dans  les  textes  precedemment  adoptes  par  la  Haute 
Assemblee.  La  premiere  modification  serait  apportee  ä  l'Article  P"";  eile  aurait 
pour  objet  de  rendre  plus  precise  la  definition  du  bassin  geographique  du 
Congo  et  se  trouve  indiquee  dans  l'Annexe  No.  1  au  Rapport  de  la  Commission. 

Le  President,  apres  s'etre  assure  qu'aucune  objection  n'est  soulevee  contre 
l'amendement  dont  il  s'agit,  constate  l'adoption  de  l'Article  P'  avec  le  change- 
ment  sugger6  par  la  Commission. 

La  seconde  modification  proposee  se  rapporte  ä  l'Article  19  et  a  pour 
objet  d'assurer  une  prompte  Constitution  de  la  Commission  Internationale  de 
Navigation  du  Congo,  malgre  le  d^lai  assez  considerable  accorde  pour  les  rati- 
fications  de  l'Acte  General.  Elle  fait  objet  de  l'Annexe  No.  2  au  Rapport 
precite.  Aucune  Observation  n'etant  presentee  au  sujet  de  cet  amendement, 
le  President  etablit  qu'il  a  obtenu  les  suffrages  de  la  Haute  Assemblee. 

La  President  soumet  ensuite  k  la  Conference  un  Projet  de  Declaration 
relative  ä  la  neutralite  des  territoires  compris  dans  le  bassin  conventionnel  du 
Congo  et  qui  forme  l'Annexe  No.  3  au  Rapport  de  la  Commission.  Cette 
derniere,  en  effet,  etendant  spontanement  son  mandat,  en  vue  de  häter  les 
travaux  de  la  Haute  Assemblee,  a  soumis  k  une  etude  preparatoire  les  questions 
afferentes  ä  la  neutralite  qui  devaient  etre  examinees  par  la  Conference  elle- 
meme.  La  Commission  a  ete  amence  ainsi  ä  adopter  ä  l'unanimite  le  Projet 
dont  M.  Busch  donnc  Iccturo  k  la  Haute  Assemblee. 

Le  Comte  de  Launuy  fait  obscrvcr  que,  dans  l'Article  (Cj  du  dit  Projet, 
destine  k  recevoir  le  No.  12  dans  l'Acte  Göueral,  les  Puissances  adherentes 
ne  sont  pas  mentionnees,  tandis  qu'elles  le  sont  dans  les  deux  Articlcs  pr6- 
cedents.  11  propose  donc  d'ecrire  "cntre  des  Puissances  Signataires  du  present 
Acte  ou  des  Puissances  qui  y  adhereraient  par  la  suite"  au  lieu  de  "entre 
des  Puissances  Signataires  du  present  Acte". 

La  motion  du  Comte  de  Launay  est  accucillie  par  la  Conference. 

Mr.  Kasson  dcmandc  si  les  termcs  employes  dans  l'Article  12  du  Projet 
etablissent,  avec  une  nettetr  süffisante,  (jue  ces  stipulations  serout  applicables 
dans  le  cas  oü  un  disscntiment  se  produirait  non  seulement  entre  deux  Puis- 
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sances  Signataires,  mais  cncorc  cntrc  une  Puissancc  Signatairc  de  l'Acte  General    N""-  ^^°^' 
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ct  une  Puissauce  qui  y  aurait  simplemcnt  adnere.  Staaten. 

Le  President  donne  ä  cet  ögard  des  assurances  propres  fl  rassurer  Mr. '■23- ^ßt- isss. 
Kasson.      II  fait  connaitre    ensnite   que  le  Chapitre  III    est   adopte,    avec   la 
modification  suggeree  par  l'Ambassadeur  d'Italie. 

Le  Baron  de  Courcel  ä  l'occasion  de  son  vote  fait  la  declaration  sui- 
vante: —  ||  "Je  crois  devoir  bien  pi'eciscr  la  portee  que  mon  Gouvernement,  en 
m'autorisant  k  souscrire  ä  la  redaction  definitiveraent  adoptee  pour  le  Cha- 
pitre III,  attache  aux  stipulations  consignees  dans  les  trois  Articles  de  cc 
chapitre.  ||  II  est  entendu  que  le  mot  de  'neutralitö',  employö  ä  TArticle  10, 
est  pris  dans  son  sens  propre  et  technique,  c'est-ä-dire  qu'il  qualifie  la  Situa- 
tion legale  d'un  tiers  qui  s'abstient  de  prendrc  part  k  la  lutte  de  deux  ou 
plusicurs  parties  bclligerantes.  Pour  qu'on  parle  de  neutres,  il  faut  qu'il  y 
alt  des  belligerants,  et  il  n'y  a  pas  de  neutralite  en  temps  de  paix,  ni  entre 
dcux  parties  cnvisagees  seulement  au  point  de  vue  de  leurs  rapports  mutuels. 
Cependant  rien  n'cmpeche  un  fitat  de  se  proclamer  perpetuellement  neutre, 
c'esta-dire  de  declarer  qu'en  aucun  cas  il  ne  prendra  volontairement  part  h 
une  gucrre  eugag^e  entre  d'autres  Puissances.  Mon  Gouvernement  reconnait 
qu'aux  termcs  de  TArticle  10,  les  immunites  assurees  par  le  droit  des  gens, 
cn  temps  de  gucrre,  aux  territoires  des  neutres,  sont  acquises,  sous  la  garantie 
facultative  des  Puissances  Signataires  de  notre  Acte  General,  aux  territoires 
de  l'Afrique  Equatoriale  compris  dans  la  zone  couventionnelle  de  la  liberte 
commerciale,  aussi  longtemps  que  les  Etats  dont  ces  territoires  relevent  ob- 
servcront  la  neutralite,  avec  tous  les  devoirs  qu'elle  implique.  ||  L'Article  11 
exige  le  conseutement  expres  des  deux  parties  bclligerantes  pour  que  les 
territoires  ou  parties  de  territoires  relevant  de  l'une  d'elles  et  compris  dans 
la  zone  conventionnelle  de  la  liberte  commerciale  en  Afrique,  soient  exceptiou- 
nellemcnt  traites  comme  territoires  appartenant  ä  un  neutre.  La  prerogative 
de  la  souverainete  particuliere  de  chacun  des  l&tats  Interesses  demeure  donc 
pleinement  reservce.  ||  L'Article  12  contient  l'engagcment  forme,  pour  les 
Puissances  Signataires  de  notre  Acte  General,  de  rccourir  ä  la  mediation  d'une 
tierce  Puissauce  en  cas  de  dissentiment  sericux  ne  ou  portant  sur  des  terri- 
toires compris  dans  la  zone  conventionnelle  de  la  liberte  commerciale  en 
Afrique.  Ainsi  que  l'a  trcs  bien  expose  notre  Rapporteur,  aux  explications 
de  qui  je  donne  nnc  adliesion  complete,  la  procedure  de  la  mediation  n'im- 
pliquc  pas,  comme  l'arbitrage,  l'obligation  de  se  soumcttre  ä  une  decision 
positive,  mais  seulement  l'obligation  de  faire  un  essai  de  conciliation  amiable 
avec  l'aidc  et  par  I'entremise  d'un  tiers." 

L'Ambassadeur  d'Italie  prescnte  alors  les  considerations  suivantcs,  dont 
il  demande  la  reproduction  au  Protocole:  -  ||  "II  vote  en  faveur  du  premier 
Article  du  Projet  actuellement  en  discussion,  et  qui  contribuera,  entre  autres, 
ä  sauvegarder  l'avenir  de  l'Association  Internationale  du  Congo.  Les  Puis- 
sances ici   representees  ont  deji\,    presque  toutes,  reconnu  cette  Association. 
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Nr.  S6Ö3.  Elle  ue  tardcra  pas,  des  lors,  ä  doiiner  son  adhesiou  ä  l'Acte  General  de  la 
Koniereiiz-  (jQuf^.i-eiK^c  dc  Bcrliu ,  ct  ä  proclaiiicr  la  ucutralite  perpetuelle  des  territoires 
.13.  Feb.  1885.  places  süus  soii  Gouvemcment.  ||  II  iie  saurait  subsister  aucuu  doute  que  le 
uoiivel  Etat,  foiide  sous  les  auspices  d'uu  Souvcrain  dont  le  uom  figurera  dans 
riiistoire  parmi  Ics  bicufaiteurs  emiiicnts  de  rimmanite,  s'appliquera  ä  suivre 
scrupuleusement  Ics  nobles  et  sagcs  exemples  de  la  Bclgique,  d'un-  Royaume 
qui,  depnis  un  dcmi-siccle,  jouit  de  beuefices  de  la  paix  ct  d'unc  considcration 
justomcnt  meritee.  En  cffet,  luemc  dans  les  circonstances  les  plus  graves,  la 
Bclgique  a  su  remplir  avcc  dignite  et  fidelite  les  devoirs  prescrits  par  la  neu- 
tralitc.  !|  Le  deuxiemc  Article  offre,  ä  certains  egards,  des  garanties  iusuffisantes 
pour  prcserver  du  fleau  de  la  guerre  toutes  les  contrees  du  bassin  conven- 
tionnel  du  Congo.  II  est  donc  ä  regrctter  que  la  propositiou  de  Mr.  Kasson, 
Plenipotentiaire  des  Etats -Unis  d'Amerique,  sous  la  nouvelle  forme  de  re- 
daction  ä  laquelle  plusicurs  membres  de  cette  Asscmblce  se  declaraient  prets 
ä  donner  leur  adhesiou,  n'ait  pas  rencontre  l'unanimite  des  suffrages,  Ce  n'est 
qu'apres  coustatation  de  ce  fait,  que  1' Ambassadeur  d'ltalie  accepte  dans  sa 
teueur  actuelle  l'Article  precite.  Malgre  ses  lacunes,  il  presente  des  avan- 
tagcs  dont  il  convient  de  s'assurer.  ||  En  se  referant  aux  considerations  qu'il 
a  developpees  ä  la  sixieme  seance  pleniere,  le  Comic  de  Launaj^  se  felicite 
que  le  dernier  Article  de  la  Declaration  relative  ä  la  neutralite  reproduise  la 
partie  essentielle  de  sa  proposition  subsidiaire  (No.  26  des  documeuts).  L'en- 
gagement  formel,  pour  limite  qu'il  soit  ä  une  zone  de  l'Afrique,  de  recourir 
avant  d'en  appeler  aux  armes,  ä  une  action  mediatrice,  constitue  un  progres 
dans  le  droit  des  gens.  L'arbitrage  seul,  avec  un  caractere  obligatoire,  pre- 
viendrait  d'une  maniere  certaine  des  hostilites;  mais  une  mediation  acceptee 
en  vertu  de  l'Acte  General  de  Berlin,  n'aurait  pas  moins  une  grande  valeur 
morale,  et  il  faudrait  de  justes  motifs  pour  ne  pas  teuir  compte  de  la  maniere 
la  plus  serieuse  des  tentatives  de  conciliation.  ||  Au  reste,  toutes  les  Puissances 
representees  dans  cette  Haute  Assemblee,  sont  animees  des  meilleures  intentions 
pour  le  developpement  pacifique  de  l'oeuvre  de  la  Conference.  Les  Plenipo- 
tentiaires  peuvent  donc  s'en  remettre  en  pleine  confiance  aux  Gouvernements 
respectifs  qui,  le  cas  echeant,  ne  negligeront  rien  pour  aviser  au  mieux  des 
interets  engages  dans  une  question  de  cette  importance." 

Mr.  Kasson  rappelle  qu'un  Projet,  bas6  sur  une  proposition  qu'il  avait 
lui-meme  presentee,  a  ete  precedemment  elabore  par  un  Comite  de  Redaction, 
et  soumis  ä  la  Conference,  relativement  ä  la  question  de  la  neutralite.  L'examen 
de  cette  motion  ayant  ete  renvoye  k  une  epoque  ulterieure,  figure  encore  k 
l'ordre  du  jour  de  la  Conference.  La  proposition  dont  il  s'agit  ötait  conQue 
dans  des  termes  plus  larges  que  cclle  dont  la  Commission  saisit  aujourd'hui 
la  Haute  Assemblee.  Le  Gouvernement  des  Etats -Unis  d'Amörique  attache 
une  grande  importance  k  obtenir,  en  favcur  du  nouvel  Etat  du  Congo,  et  de 
toutes  les  regions  placees  sous  le  regime  de  la  liberte  commerciale,  les  garan- 
ties les  plus  completes  au  point  de  vue  de  la  neutralite;  mais  afin  de  con- 
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(juerir   l'unanimite   des  suffrages  dans   la  Conference   il   sent  la    necessit^   de    N'-  ^^3. 

,  .  Konforenz- 

sacriner  une  partie  de  ces  dcsirs.  Mr.  Kasson,  bien  qu  a  regret,  croit  donc  Staaten. 
devoir  accepter  Ics  modifications  apportecs  par  la  Commission  aux  propositions  23- f«''  isss. 
antcrieures,  et  11  adhere  k  la  proposition  actiielle,  en  la  considörant  corame 
un  prcmier  pas  fait  dans  une  voie  oü  11  Importe  de  s'engager.  II  saisit  cette 
occaslon  pour  rcmercier  ses  coUegues  qui  ont  generalcmcnt  appuyö  les  Projets 
plus  complets  precedemment  soumis  h  la  Canförence  au  nom  du  Gouvernement 
Amoricalu;  il  exprlme  specialemeut  sa  reconnaissancc  aux  Plenipotentlalres 
AUcraands  et  Italien  qul  ont  concouru  h  les  defendre.  \\  Toutefois,  Mr.  Kasson 
deslrerait  que  TArticle  12  de  la  motion  actuellement  dlscutee  marquät  l'obll- 
gation  pour  les  Pulssances  de  recourir  "a  la  raediatlou  ou  h  Tarbitrage"  au 
Heu  de  se  borner  h  stlpuler  cxclusivemcnt  le  recours  "ä,  la  raediation". 

Le  Plenipotentlalre  de  France  est  pret  h  accepter  que  mention  solt  falte 
d'un  recours  facultatlf  ä  l'arbitrage;  raals  11  crolt  necessaire  que  la  rödaction, 
remanlee  h  cet  effet,  etabllsse  nettement  le  caractere  facultatlf  de  ce  recours. 

II  est  propose  en  consequence  d'ajouter  ä  l'Article  12  le  paragraphe 
suivant: —  ||  "Pour  le  meme  cas,  les  memes  Pulssances  se  reservent  le  recours 
facultatlf  ä,  la  procedure  de  l'arbitrage." 

Le  Comte  de  Launay  a  dejä  falt  connaitre  les  dispositions  du  Gouverne- 
ment Italien  en  faveur  de  l'arbitrage,  comme  celles  de  l'emlnent  homrae  d'Etat 
place  h  la  tete  du  Mlnlstere  des  Aifalres  Etrangeres  d'Italie  et  qul  a  toujours 
soutenu  le  principe  de  l'arbitrage  avec  une  energle  et  un  talent  auxquels 
l'Europe  entlere  rend  horamage.  II  votera  donc  en  faveur  de  l'adjonctlon  du 
paragraphe  qu'll  est  questlon  d'lnscrlre  ä  la  suite  de  l'Article  12,  et  il  espere 
que,  dans  la  pratlque,  11  sera  recouru,  en  effet,  ä  l'arbitrage  facultatlf  indlque 
dans  ce  texte. 

Le  Marquis  de  Penafiel  demande  ä  faire  mentionner  au  Protocole  qu'll 
Interprete  comme  le  Baron  de  Courcel  les  dispositions  adoptees  par  la  Con- 
ference relatlvement  ä  la  neutrallte. 

Sa'id-Pacha  rappeile  que,  dans  la  Commission,  11  s'est  prononce  en  faveur 
de  l'arbitrage,  et  se  dlt  heureux  de  voir  la  Conference  adopter,  en  partie, 
ses  vues. 

Le  Baron  Lambermont,  sans  vouloir  revenir,  au  fond,  sur  la  questlon  de 
la  neutrallte,  dlt  que  le  Comte  de  Launay  a  parl6  avec  beaucoup  de  bien- 
velllauce  de  la  Belglque,  de  ses  Institutions,  de  sa  neutralite.  Ce  suffrage 
donne  devant  une  teile  Assemblee,  a  un  prix  qul  sera  hautement  apprecie  par 
le  pays  auquel  11  s'adresse.  Le  Baron  Lambermont  et  son  coUegue  tlennent 
ä  exprlmer,  des  maintenant,  la  satisfaction  et  la  recounaissence  qu'en  eprou- 
vera  la  Belglque  tout  entiere. 

Le  Baron  de  Courcel  declare  s'assocler  d'une  manlere  complete  aux 
consid^rations  sympathlques  presentöes  par  le  Comte  de  Launay,  et  agreees 
par  le  Baron  Lambermont,  au  sujet  de  la  Belglque. 

M.  Busch,  en  prenant  acte  du  retralt  de  l'ancienne  proposition  relative  ä 
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Nr.  8603.    jg^  ueutrallte,  iudique  qu'il  se  Joint  ä  Mr.  Kasson  pour  considerer  la  iiouvelle 
Staaten,    motion  soumlse  ä  la  Couference  comme  une  premiere   etape  franchie  vers  le 
23.Feb.iss5.-but  ä  atteiiidre. 

Le  President  relit  ensuite  TArticle  12  modifie  par  suite  de  deux  amen- 
dements  que  la  Conference  a  sanctionnes,  et  qui  serait,  des  lors,  ainsi  con^u: — 
|j  "Article  12.  Dans  le  cas  oü  un  dissentiment  serieux,  ayant  pris  naissance 
au  sujet  ou  dans  les  limites  des  territoires  mentionnes  ä  l'Article  P"",  et  places 
sous  le  regime  de  la  liberte  commerciale,  viendrait  ä  s'elever  entre  des  Puis- 
sances  Signataires  du  present  Acte  ou  des  Puissances  qui  y  adhereraient  par 
la  suite,  ces  Puissances  s'engagent,  avant  d'en  appeler  aux  armes,  a  recourir 
ä  la  mediation  d'une  ou  de  plusieurs  Puissances  amies.  |1  Pour  le  meme  cas 
les  memes  Puissances  se  reserveut  le  recours  facultatif  ä  la  procedure  de 
l'arbitrage." 

L'Article  12  est  adopte  dans  ces  termes.  L'ensemble  du  Cliapitre  III 
obtient  egalement  la  sanction  d'un  vote  de  la  Conference. 

Le  President  ouvre  ensuite  la  discussion  sur  le  Chapitre  VII,  tel  qu'il  a 
ete  redige  par  la  Commission,  et  comprenant  trois  Articles  destines  h  recevoir 
les  Nos.  36  ä  38  dans  l'Acte  General. 

Les  Articles  36  et  37  sont  adoptes  sans  discussion. 

Au  sujet  de  l'Article  38,  le  Comte  de  Lauuay  desire  qu'il  soit  entendu 
que  le  Gouvernement -Alleraand  notifiera  egalement,  aux  diverses  Puissances 
Signataires,  sa  propre  ratification  de  l'Acte  General. 

M.  Busch  repond  que  telles  sont,  en  effet,  les  intentions  de  la  Chancellerie 
Imperiale. 

Le  Baron  de  Coiircel,  pour  plus  de  clarte  dans  la  redaction,  propose 
d'ajouter,  au  5"  paragraphe  de  l'Article  38,  les  mots  de  "ayant  pris  part  ä  la 
Conference  de  Berlin",  ä  la  suite  des  mots  "Les  Representants  des  toutes  les 
Puissances." 

M.  de  Kusserow  demande  si,  dans  le  3°  paragraphe  du  raerae  Article, 
ainsi  congu:  "Eu  attendant,  les  Puissances  Signataires  du  present  Acte  General 
s'obligent  k  n'adopter  aucune  mesure  qui  serait  contraire  aux  dispositions  du 
ditActe,"  11  ne  conviendrait  pas  de  faire  aussi  raention  des  Puissances  adlierentes. 

Le  Baron  Lambermont  fait  obscrver  que  ce  paragraphe  doit  viser  les 
Puissances  Signataires  parce  qu'elles  ne  sont  pas  definitiveraent  engagees  pen- 
dant  la  i)eriodc  qui  separe  la  signature  de  la  ratification.  Au  contraire,  les 
Puissances  adhercntes  sont  definitivement  engagees  aussitöt  qu'elles  ont  fait 
part  de  leur  adht'ision,  et  la  periodc  de  transition  ä  laquelle  se  rapporte  le 
paragraphe  en  question  u'existc  pas  pour  elles. 

Le  President  fait  ressortir  que  l'insertion  de  ces  explications  au  Proto- 
cole  suffira  pour  ecartcr  tous  les  doutes  k  cet  egard. 

L'Article  38  est  alors  adopte  avec  les  amendements  presentes  par  le 
Baron  de  Courcel. 

La  Haute  Assemblee  adopte  egalement  l'ensemble  du  Chapitre  VII. 
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Avant  de  faire  proceder  au  vote  sur  l'cnsemble  de  l'Acte  Final,  le  Presi-    Nr  8603, 

•^  ...         Konferonz- 

dent  soumet  ä  la  discussion  la  modification  demandöe  par  le  Plenipotentiaire     Staaten, 
de  France  au  2"  paragraplic  de  l'Article  15,  et  tendant  h.  y  ajouter  les  mots;23-Feb.i885. 
"Sous  la  reserve  du  consentement  des  Etats  Souverains  de  qui  ces  territoires 
relevent." 

Ce  Projet,  qui  a  ete  distribue  sous  le  No.  58  des  documents  imprimes, 
donne  lieu,  de  la  part  de  plusieurs  Plenipotentiaires,  et  en  particulier  de  la 
part  de  Sir  Edward  Malet,  ä,  diverses  observations,  visant  surtout  les  incon- 
veuients  d'une  redaction  d'un  caractere  aussi  gen^ral.  A  la  suite  de  cet 
6changc  de  vues,  la  redaction  d'un  paragraphe  additionnel  ä  l'Article  15  est 
preparee  de  concert  entre  les  Plenipotentiaires  qui  ont  pris  part  au  debat, 
et  le  texte  en  est  soumis  ä  la  sanction  de  la  Haute  Assemblee  dans  les 
termes  suivants:—  ||  "Toutefois,  les  attributions  de  la  Commission  Internationale 
du  Congo  ne  s'etcndront  pas  sur  les  dits  fleuves,  rivieres,  lacs  et  canaux,  k 
moins  de  l'assentiment  des  f^tats,  sous  la  souveraincte  desquels  ils  sont  places. 
II  est  bien  entendu  aussi  que,  pour  les  territoires  mentionuös  dans  l'Article  l*"", 
paragraphe  3,  le  consentement  des  I^tats  Souverains  de  qui  ces  territoires 
relevent  demeure  reserve." 

La  Conference  ayaut  sanctionne  cet  amendement,  le  Baron  de  Courcel 
desire  expliquer  son  vote.  II  rappelle  qu'il  a  autrefois  etabli  des  reserves, 
inscrites  au  Protocole,  relativement  ä  l'extension  donnee,  par  le  paragraphe  2 
de  l'Article  1%  ä  la  zone  de  la  liberte  comraerciale.  Le  Gouvernement  Fran- 
Qais  considerait  provisoirement  corame  limite  de  la  zone  franche  la  ligne  de 
Massabi,  sauf  a  conceder,  lorsque  seraient  remplies  ccrtaines  conditions  sus- 
pensives, que  cette  limite  füt  reportee  jusqu'au  parallele  situe  par  2"  30'  de 
latitude  sud.  Ces  reserves  concemaient  egalement  l'application  de  la  liberte 
du  commerce  et  de  la  navigation. 

Le  Plenipotentiaire  de  la  France,  apres  le  vote  de  Taraendement  qui  vient 
d'etre  introduit  dans  l'Article  15,  est  en  mesure  de  lever  les  reserves  sus- 
mentionnees,  tant  au  point  de  vue  de  la  liberte  du  commerce  qu'au  point  de 
vue  de  la  liberte  de  la  navigation.  Toutefois,  en  ce  qui  concernc  la  navigation, 
il  doit  etre  bien  entendu  que  le  Gouvernement  Frangais  borne  sa  concession 
aux  cours  d'eau  accessibles  du  dehors  et  preseutant  un  interet  serieux  pour 
la  navigation  internationale.  Les  cours  d'eau  dont  la  configuration  ne  com- 
porterait  qu'une  navigation  d'intöret  local  continueront  h  relever  uniquement, 
au  point  de  vue  de  la  reglementation  et  de  la  surveillance,  de  l'administration 
et  de  la  police  interieures. 

Le  Baron  Lambermont,  s'acquittant  d'une  täche  qui  lui  a  ete  confiee  par 
la  Commission,  fait  ensuite  les  declarations  ci-apres: —  ||  "II  a  eti  longtemps 
d'usage  que  les  Gouvernements  Constitutionnels  reservassent  par  un  Article 
special,  le  droit  d'approbaticm  de  la  representation  nationale,  chaque  fois  que 
la  nature  de  l'acte  qu'ils  avaient  negocie  leur  en  imposait,  ä.  Icurs  yeux, 
l'obligation.     Depuis  que  la  plupart  des  Puissances  out  adopte,  sous  des  formes 
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Konferenz- 
Staaten,    taite,  parce  qu'elle  est  consideree  comnie  de  droit  commun.     L  Omission  d'une 

23.  Feb.  1885.  clausB  de  l'espece,  daus  l'Acte  qui  vous  est  soumis,  ne  saurait  donc  etre  inter- 

prete  comme  im  manquc  de  respect  a  l'egard  de  la  prerogative  parleraeutaire, 

II  a  suffi  d'assigner  pour  les  ratificatious  un  delai  suffisarament  long  pour  que 

cliaque  Gouvernement  put  se   conformer,    en  cette  matiere,    aux  exigences  de 

sa  legislation  politique.  ||  Teile  a  ete  la  pensee  de  votre  Commission  h  ce  sujet, 

et  je  m'acquitte  d'un  mandat  qu'elle  m'a  confere  en  faisant  la  presente  decla- 

ration  qui,  conformement  ä  ses  intentions,  sera  inseree  au  Protocole." 

La  parole  est  donnee  au  Comte  de  Launay  pour  developper  les  idees  qu'il 
a  soumises  aux  Plenipotentiaires  dans  un  document  qui  leur  a  ete  distribue 
sous  le  No.  52  des  pieces  imprimees. 

L'Anibassadeur  d'Italie  s'exprime  ä  ce  sujet  comme  suit: — ||  "Pour  ne 
pas  prolonger  nos  travaux  qui  touclient  ä  leur  terme,  je  crois  devoir  m'abs- 
tenir  de  soumettre  toute  nouvelle  proposition  ä  la  Conference  et  de  provoquer 
une  deliberation  quelconque.  Je  tieudrais  neanmoins  ä  emettre  personellement 
le  voeu  que  la  liberte  de  navigation  etablie  pour  le  Congo  et  le  Niger  füt, 
autant  que  possible,  etendue  aux  autres  voies  fluviales  du  Continent  Africain 
moyennant  des  negociations  ä  entamer  entre  les  Gouvernements  respectifs,  en 
conformite  des  principes  consacres  par  le  Congres  de  Vienne,  et  en  tenant 
compte  des  circonstances  locales.  ||  Son  Altesse  Ser^nissime  le  Prince  de  Bis- 
marck  avait  dejä  pris  les  devants  par  une  Suggestion  faite  dans  son  discours 
prononce  lors  de  notre  premiere  seauce.  ||  D'apres  les  declarations  de  l'Am- 
bassadeur  de  la  Grande -Bretagne,  son  vote  favorable  pouvait  etre  considere 
comme  acquis  ä  cette  Suggestion.  (Protocole  No.  1.)  ||  Je  constate  ces  dispo- 
sitious  eventuellement  favorables.  ||  De  son  cöte,  dans  la  seance  du  18  Decembre, 
l'Ambassadeur  de  France,  tout  en  disant  que  le  Gouvernement  Fraugais,  en 
ce  qui  le  concernait,  croyait  devoir  maintenir  les  rivieres  et  les  fleuves  situes 
au  delä  du  bassin  conventionnel  du  Congo  sous  le  regime  des  regles  ordinaires 
du  droit  des  gens,  en  temps  de  guerre,  —  semblait  admettre  des  accords  ulte- 
rieurs.  |1  M.  le  Marquis  de  Penafiel,  repondant  ä  une  Interpellation  de  Sir  Edward 
Malet  et  au  d6sir  exprime  par  un  des  Plenipotentiaires  de  l'Allemagne  (Proto- 
col  No.  5)  declinait,  il  est  vrai,  toute  discussion  sur  une  question  —  celle  du 
Zambeze  —  placee  en  dehors  du  programme  de  la  Conference;  mais  il  affirmait 
que  son  Gouvernement,  pour  ce  qui  regarde  Tapplication,  ä  ce  fleuve,  du  re- 
gime conventionnel  elabore  par  Iti  Conference,  'se  montrera  toujours  aussi 
liberal  qu'il  le  croira  possible,  dans  ses  decisious'.  ||  M.  le  Comte  Kapuist 
pr6sentait  quelques  consid^rations  tendant  ä  bien  etablir  dans  quel  esprit  et 
60US  quelles  conditions  il  etait  autorise  a  denner  son  adhesion  aux  Actes  de 
Navigation  du  Congo  et  du  Niger,  et  il  limitait  son  assentiment  aux  contrecs 
formant  l'objct  de  la  präsente  Conference  (Protocole  No.  5).  ||  Son  Excellence 
l'Ambassadeur  de  Turquie  se  roontrait  resolument  contrairc  ä  toute  extension 
du   Programme   de   nos   deliberations.  |l  Les   reserves   de   MM.  les  Plenipoten- 
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tiaircs  de  Fraiicc,  de  Russie,  de  Turquie  et  du  Portugal  decoulaicnt  de  Icurs  Nr.  f^cm. 
instructions.  Mais,  selon  le  vocu  que  je  viens  d'exprimer  a  titrc  tout  ä  fait  '^^"''-■'■®"'''" 
pcrsomiel,  il  s'agirait  pröcisöment  de  chercher  ä  obtenir,  en  deliors  de  la23.F0b.i885 
Conference,  uno  ententc  entre  Ics  Gouvernements  sur  un  point  dont  l'impor- 
tance  ne  saurait  ctre  meconnue.  Les  principes  etablis  par  le  Traitc  de  Vienne 
de  1815,  elargissent  les  regles  ordinaires  en  matiere  fluviale.  Si  les  Articles 
CVIII  a  CXVI  visent  specialement  la  navigation  des  rivieres  travcrsant  diffe- 
rents  Etats,  ils  n'en  contiennent  pas  raoins  des  dispositions  dont  l'extension 
h  ccux  des  flcuves  Africäins  plac6s  sous  uno  seule  souverainet6  offrirait  maints 
avantages  aux  interets  generaux  du  commerce  et  de  la  navigation.  Les  interets 
particuliers  engages  dans  cette  question  en  profitcraient,  äleur  tour,  si  celle-ci 
etait  rösolue  d'une  maniere  conforme  aux  idees  ci-dessus  indiqu6es.  Un  reglc- 
ment  plus  liberal  en  pareille  matiere  pourrait,  passagercment,  diminucr  la 
perception  de  certains  droits;  mais  la  perte  serait  un  jour  largement  com- 
pensee  par  le  d6velopperaent  de  la  navigation  marchande,  du  moraent  oü  eile 
jouirait  de  plus  grandes  facilites  sur  tous  les  cours  d'eau  du  continent  Africain. 
!  Le  regime  de  navigation  adopte  pour  le  Congo  et  le  Niger  constitue  un 
maximum  qu'il  deviendrait  peut-etre  malaise,  dans  les  conjonctures  actuelles, 
d'appliquer  integralement  aux  autres  fleuves  de  l'Afrique  dont  les  conditions 
ne  sont  pas  analogues.  C'est  dans  cette  prevision  et  pour  menager  plus  de 
cliances  ä  un  accord,  que  je  meutionnais,  ä  dessein,  qu'il  y  aurait  lieu  de 
tenir  compte  des  circonstances  locales.  ||  J'attacherais  quelque  prix  ä  ce  quo 
ce  voeu  personnel,  aiusi  motive,  trouvät  place  au  Protocole." 

Le  President  dit  que,  conformement  aut  desir  du  Comte  de  Launay,  le 
texte  de  ces  explications  sera  reproduit  au  Protocole. 

Said-Pacba  croit  devoir  renouveler  ä  cette  occasion  les  reserves  qu'il 
avait  precedemmeut  etablies.  II  se  demande  dans  quelle  mesure  des  consi- 
derations  exposees  ä  titre  purement  personnel  peuvent  etre  developpees  devant 
la  Conference.  Mais  puisqu'elles  l'ont  ete,  l'Ambassadeur  de  Turquie  croit 
necessaire  de  faire  observer,  au  meme  titre  personnel,  que  l'objet  traite  par 
le  Comte  de  Launay  se  trouve  en  dehors  du  prograrame  de  la  Conference; 
que,  pour  ce  motif,  une  propositiou  de  meme  nature  a  ete  precedemmeut 
ecartee  par  les  Representants  du  Portugal  et  de  la  Russie;  enfin  que,  lui- 
meme,  il  verrait  des  objections  ä  une  discussion  de  cette  nature.  S'il  s'etait 
agi  d'une  motion  officielle,  il  aurait  du  faire  connaitre  officiellement  l'impos- 
sibilite  oü  il  se  trouverait  d'y  adherer. 

Comme  le  rappeile  Sir  Edward  Malet,  les  idees  developpees  par  l'Am- 
bassadeur d'Italie  se  trouvaieut  dejä  emises  dans  le  discours  qu'il  a  lui-meme 
prononce  lors  de  la  premiere  seance.  L'Ambassadeur  d'Angleterre  adbere,  en 
consequence,  aux  considerations  que  le  Comte  de  Launay  fait  valoir  dans  le 
meme  sens. 

Le  President  expose  qu'au  debut  des  travaux  de  la  Haute  Assemblee,  le 
Prince  de  Bismarck  a  cxprimo  la  pensee  qu'un  echangc  de  vues  pourrait  avoir 
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Staaten.    l'Ambassadeur  d'Italie.     Les  observations  que   viennent  d'eutendre  les  Pleni- 
23.Feb.  1S85.  potcntiaires  serablent  avoir  epuise  la  question. 

Le  Baron  de  Courcel  adhere  aux  considerations  qu'a  fait  valoir  le  Comte 
de  Launay,  en  tant  qu'elles  se  rapportent  ä  des  fleuves  vises  par  le  Traite 
de  Vienue  de  1815,  c'est-ä-dire  ä  des  cours  d'eau  internationaux,  traversant 
ou  separant  des  territoires  relevant  de  plusieurs  Souverainetes. 

Sa'id-Pacha  fait  observer  qu'en  effet  des  considerations  de  l'ordre  dont  11 
s'agit,  fondees  sur  le  Traite  de  Vienne,  ne  sauraient  etre  appliquees  au  Nil, 
qui  ne  traverse  pas  le  territoire  de  plusieurs  £tats. 

Le  Comte  de  Launay  admet  les  scrupules  de  l'Ambassadeur  de  Turquie, 
d'apres  lesquels  la  Conference  ne  saurait  etre  saisie  de  questions  placees  en 
debors  de  son  programme.  Mais  l'Ambassadeur  d'Italie  ajoute  que  la  forme 
donnee  par  lui  a  ses  declarations  a  preciseraent  pour  objet  de  lever  les  scru- 
pules dont  il  s'agit,  qui  seront,  d'aillcurs,  d'autant  mieux  menages  qu'ä  cote 
de  ses  propres  explications,  figureront  Celles  qui  ont  ete  presentees  par  l'Am- 
bassadeur de  Turquie. 

Le  President  indique  que  la  Conference  n'a  pas,  en  effet,  corapetence 
pour  traiter  la  question;  k  la  suite  des  explications  qui  viennent  d'avoir  lieu, 
la  discussion  est  close, 

M.  Buscb  demande  ensuite  fi  la  Conference  de  proceder  au  vote  de 
l'Acte  General.  II  passe  successivenient  en  revue  les  cbapitres  deja  acceptes 
separement,  et  donne  une  derniere  fois  lecture  des  Articles  12  et  15,  qui  ont 
ete  l'objet  de  modifications  au  cours  de  la  presente  seance. 

La  Haute  Asserablee  confirme  son  approbation  des  dift'erents  cbapitres, 
et  adopte  ensuite  l'ensemble  de  l'Acte  General. 

A  l'occasion  du  vote  sur  le  Chapitre  IV,  Mr.  Sauford  rappelle  qu'il  a 
autrefois  present6  ä  la  Conference  une  proposition  relative  ä  la  construction 
d'un  cbemin  de  fcr  dans  la  region  du  Congo.  Ce  Projet,  dont  la  discussion 
avait  ete  renvoyee  ä  une  epoque  ulterieure,  figure  eucore  ä  l'ordre  du  jour. 
Des  arrangements  recemment  intervenus  entre  les  parties  interessöes,  paraissent 
assurer  les  garanties  utiles  quant  au  reglement  des  questions  afferentes  ä 
Tetablissement  des  voies  de  coramunication  necessaires  au  commerce  entre  le 
Haut-  et  le  Bas-Congo.  Mr.  Sanford  est  donc  aujourd'hui  en  mesure  de  retirer 
sa  proposition. 

Le  Comte  Kapnist  d(5sirc  faire  une  d6claration  s'api)liquant  ä  Teuserable 
de  l'Acte  que  vient  de  sanctionner  la  Conference. 

II  rappelle  les  reserves  speciales  faites  par  lui,  au  cours  des  deliberations 
sur  plusieurs  Articles,  et  il  ajoute  que  ces  reserves  doivent  s'etendre,  d'une 
maniere  generale,  k  l'ensemble  des  dispositions  couteiiues  dans  l'instrumeut 
oü  se  trouveiit  reunies  les  diverses  döcisions  de  la  Haute  Assemble  —  vu  que 
le  Gouvernement  Imi)crial   de  Russie  entend   limiter   en   principe  les  effets  de 
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son   assentimcnt   aux   rögions  Africaines    visccs   par  Ics  Actes   de   la   presente    ^^-  ^'''^^■ 

_       „,  Konforonz- 

Conference.  Staaten. 

M.  Busch  constate   qiie  la  declaration   du   Comtc   Kapnist  est  conforme,  23.  Feb. i885. 
d'une    part,    aux  reserves  precederament   formulces    par  lui,  et,  d'autre  part, 
aux  vues  qui  ont  prosidü  aux  travaux  de  la  Conference.     11   dit    qu'elle   sera 
inscrite  au  Protocole. 

Le  Comte  de  Launay  exposc  que  la  presente  scancc  est  la  deruiere  qui 
doive  etre  presidee  par  M.  Busch.  II  fait  ressortir  le  tact  et  l'csprit  de  con- 
ciliation  avec  Icsquels  le  Plenipotentiaire  de  rAllcniagne  a  dirige  Ics  travaux 
de  la  Conference.  La  Haute  Assemblee  voudra  exprimer  ;\  ce  sujet  toute  sa 
reconnaissancc  a  M.  Busch. 

Ces  paroles  provoquent  la  vive  et  unanime  adhesion  des  membres  de  la 
Haute  Assemblee. 

M.  Busch  remercie  ses  collegues  du  temoignage  flatteur  qu'ils  viennent 
ainsi  de  lui  deccrner. 

II  indique  ensuite  que  la  date  de  la  prochaine  seance  sera  fixee  aussitot 
que  la  prrparation  materielle  des  Instruments  destines  k  ctre  signes  par  les 
Plenipotentiaires  aura  pu  etre  terminee. 

La  seance  est  levee  ä  6  heures. 

[Unterschriften.] 

Annexe  1  au  Protocole  No.  9. 

Copies  des  differents  Traltes  xmv  lesißiels  V Association  Internationale  du  Congo 
a  öbtcnu  la  lieconnaissance  des  Gouvernements. 

Beelarations  cchangees  entre  les  Jßtats-Unis  d'Ameriquc  <t  V Association 
Internationale  du  Congo. 

L'Association  Internationale  du  Congo  declare  i)ar  la  presente  qu'en  vertu 
de  Traites  conclus  avec  les  Souverains  legitimes  dans  les  Bassins  du  Congo 
et  du  Niadi-Kwilu  et  dans  les  tcrritoires  adjacents  sur  rAtlanti(iue,  il  lui  a 
ete  cede  un  territoire  pour  l'usage  et  au  profit  d'Etats  libres  deja  etablis  ou 
en  voie  d'etablissement  sous  la  protection  et  la  surveillance  de  la  dite  Asso- 
ciation dans  les  dits  bassins  et  tcrritoires  adjacents,  et  que  les  dits  Etats 
Libres  heritent  de  plein  droit  de  cette  cession;  |[  Que  la  dite  Association  Inter- 
nationale a  adopte  pour  drapeau,  tant  pour  elle-meme  que  pour  les  dits  Etats 
Libres,  le  drapeau  de  l'Association  Internationale  Africaine,  a  savoir:  un  dra- 
peau bleu  avec  uue  etoile  d'or  au  centre;  ||  Que  la  dite  Association  et  les  dits 
fitats  ont  resolu  de  ne  percevoir  aucun  droit  de  douane  sur  les  marchandises 
ou  les  produits  Importes  dans  leurs  tcrritoires  ou  transportes  sur  la  route  qui 
a  et6  construite  autour  des  cataractes  du  Congo;  cette  resolution  a  6te  prise 
afin  d'aider  le  commerce  a  penetrer  dans  l'Afriquc  Equatoriale;  ||  Qu'ils  assu- 
rent  aux  etrangers  qui  se  fixent  sur  leurs  tcrritoires  le  droit  d'acheter,  de 
vendre,  ou  de  louer  des  terrains  et  des  bätiments  y  situes,  d'etablir  des  mai- 
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stiiaten.  ^-^x  lois.  lls  s  eiigageiit,  en  outre,  a  ne  jamais  accorder  aux  citoyeiis  d'une 
.>:^.Feb.  1SS5.  jjatiQQ  yn  avautagc  quelconque  sans  l'etendre  immediatement  aux  citoyens  de 
toutes  les  autres  natioiis,  et  ä  faire  tout  ce  qui  sera  en  leur  pouvoir  pour 
empechcr  la  Traite  des  Esclaves.  ||  En  foi  de  quoi,  Henry  S.  Sanford,  dument 
autorise  h  cet  eflfet  par  la  dite  Association,  agissant  tant  pour  elle-meme  qu'au 
nom  des  dits  Etats,  a  ci-dessous  appose  sa  signature  et  son  cacliet,  le  22  Avril, 
1884,  en  la  ville  de  Washington.  H.  S.  Sanford. 

Frederic  T.  Frelinghuysen,  Secretaire  d'Etat,  dument  autorise  ä  cet  effet 
par  le  President  des  Etats-Unis  d'Amerique,  et  en  conformite  de  l'avis  et 
consentement  donne  dans  ce  but  par  le  Senat,  reconuait  avoir  reqn  de  l'Asso- 
ciation  du  Congo  la  declaration  ci-dessus  et  declare  que,  se  conformant  ä  la 
politique  traditionnelle  des  Etats-Unis,  qui  leur  enjoint  d'avoir  egard  aux  in- 
terets  commerciaux  des  citoyens  Americains,  tout  en  evitant  en  meme  temps 
de  s'immiscer  dans  des  controverses  engagees  entre  d'autres  Puissances,  ou 
de  conclure  des  alliances  avec  des  nations  etrangeres,  le  Gouvernement  des 
Etats-Unis  proclame  la  Sympathie  et  l'approbation  que  lui  inspire  le  but  hu- 
main  et  genereux  de  l'Association  Internationale  du  Congo,  gerant  les  interets 
des  Etats  Libres  etablis  dans  cette  region,  et  donne  ordre  aux  fonctionnaires 
des  Etats-Unis,  tant  sur  terre  que  sur  mer,  de  reconnaitre  le  drapeau  de 
l'Association  Internationale  ä  l'egal  de  celui   d'un  Gouvernement  ami. 

En  foi  de  quoi  il  a  ci-dessous  appose  sa  signature  et  son  cachet  le 
22  Avril,  a.d.  1884,  en  la  ville  de  Wasliingtou. 

F  e  r  d.  T.  Frelinghuysen. 


Convention  entre  V Empire  cVÄllemagne  et  l'Association  Internationale  du  Congo. 

Art.  I.  L'Association  Internationale  du  Congo  s'engage  ä  ne  prelever 
aucun  droit  sur  les  articles  ou  marc])andises  importes  directement  ou  en 
transit  dans  ses  possessions  presentes  et  futures  des  Bassins  du  Congo  et  du 
Niadi-Kwilu,  ou  dans  ses  possessions  situees  au  bord  de  l'Ocean  Atiantique. 
Cette  franchise  de  droit  s'etend  particulierement  aux  marchandises  et  articles 
de  commerce  qui  sont  transportes  par  les  routes  etablies  autour  des  cataractes 
du  Congo. 

Art.  II.  Les  sujets  de  l'Empire  Allemand  auront  le  droit  de  sejourner 
et  de  s'etablir  sur  les  territoires  de  l'Association.  lls  seront  traites  sur  le 
meme  pied  que  les  sujets  de  la  nation  la  plus  favorisee  y  compris  les  habi- 
tants  du  pays,  en  ce  qui  concerne  la  protection  de  Icurs  personnes  et  de 
leurs  biens,  ie  librc  exercice  de  leurs  cultes,  la  revendication  et  la  defense 
de  leurs  droits,  ainsi  que  par  rapport  ä  la  navigation,  au  commerce  et  a 
rindustric.  |j  Specialement,  ils  auront  le  droit  d'acheter,  de  vendre,  et  de  louer 
des  terrcs  et  des  edificcs  situes  sur  les  territoires  de  l'Association,  d'y  fonder 
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des  maisons  de    commerce  et   d'y  fiiire  le  commerce   ou   le  cahutat'O  sous  pa-    ^'^-  ''"'^'"'• 

Konferenz- 

villoii  Allemand.  stiuien. 

Art.  III.     L'Association  s'eiigagc  k  iie  jamais  accorder  d'avantagcs,   n'im- -^- '^^""''- "^'■^• 
porte   los(iii('ls,   aux   sujets  d'uiie  autre  uatiou,    saus  que   ces  avantages  soient 
immediatemeiit  etcndus  aux  sujets  AUemauds. 

Art.  IV.  Ell  cas  de  ccssion  du  territoirc  actuel  ou  futur  de  rAssociatioii, 
ou  d'uiie  partic  de  ce  territoire,  les  obligations  coiitractees  par  l'Associatiou 
eiivers  l'Einpire  d'AUemagiie  seroiit  imposees  a  l'acquereur.  Ces  obligations 
et  les  droits  accordes  par  l'Association  ä  TEiiipire  d'AUemagiie  et  ä  ses  sujets 
resteront  en  vigueur  apres  toute  ccssion  vis-ä-vis  de  chaque  nouvel  acquereur. 

Art.  V.  L'Erapire  d'AUemagiie  reconnait  le  pavillon  de  l'Association  — 
drapeau  bleu  avcc  etoile  d'or  au  centre  —  comme  cclui  d'uu  T^.tat  ami. 

Art.  VI.  L'Empire  d'AUemagiie  est  pret  ä  recounaitre  de  soii  cote  les 
frontiercs  du  territoire  de  TAssociation  et  du  nouvel  Etat  ii  creer,  telles 
qu'elles  sollt  indiquecs  sur  la  carte  ci-jointe. 

Art.  VII.  Cette  Couveutiou  sera  ratifiee  et  les  ratifications  seront  ejhan- 
gees  dans  le  plus  bref  delai  possible. 

Cette  Convention  entrera  en  vigueur  immediatement  apr^s  l'^change  des 
ratifications. 

Ainsi  fait  ä  Bruxelles  le  8  Novembrc,  1884. 

Comte    de   Braudeubourg, 
Strauch. 


Declarations  ecliangecs  entre  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique  et 
l^ Association  Internationale  cht  Congo. 

Declaration  de  V Association. 

L'Association  Internationale  du  Congo,  fondee  par  Sa  Majeste  le  Roi  des 
Beiges,  dans  le  but  de  favoriser  la  civiUsation  et  le  commerce  de  l'Afrique, 
ainsi  que  dans  des  intentions  humanitaires  et  bienveillantes,  declare  par  la 
presente  ce  qui  suit:  —  ||  1.  Que  par  des  Traites  conclus  avec  les  Souverains 
legitimes  dont  les  Etats  sont  situes  dans  les  Bassins  du  Congo  et  du  Niadi- 
Kwilu  et  dans  les  territoires  adjacents  ä  l'Atlantique,  il  lui  a  ete  cede  des 
territoires  ä  l'usage  et  au  profit  d'Etats  Libres  etablis  ou  ä  etablir  dans  les 
dits  bassins  et  territoires  adjacents;  ||  2.  Qu'en  vertu  de  ces  Traites,  l'Asso- 
ciation est  investie  de  l'administration  des  interets  des  dits  Etats  Libres;  || 
3.  Que  L'Association  a  adoptö,  comme  son  pavillon  et  celui  des  Etats  Libres, 
un  drapeau  bleu  avec  etoile  d'or  au  centre;  \\  4.  Que  dans  le  but  de  permettre 
au  commerce  de  penetrer  dans  l'Afrique  Equatorialc,  l'Association  et  les  dits 
£tats  Libres  ont  resolu  de  ne  prelever  aucun  droit  sur  les  articles  de  com- 
merce ou  marchandises  importes  dirccteraent  dans  leurs  territoires  ou  intro- 
duits   par  la  route  qui  a   ete  construite   antour  des  cataractes  du   Congo;  ! 


206  Berliner  (Westafrikauische)  Konferenz. 
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suatir*  ^^"^  ^^^^^^  territoires  le  libre   exercice  de  leur  religion,    les  droits  de  navi- 

23.Feb.i8?5.  gation,  du  commerce  et  de  l'industrie,  ainsi  que  le  droit  d'acheter,  vendre,  et 

louer  des  terres,  des  edifices,   des  mines  et  des  forets  sous    coudition  d'obeir 

aux  lois;  jj  6.  Que  l'Association  et  les   dits  Etats  Libres  feront  tout  ce  qui 

est  en  leur  pouvoir  pour  empecher  la  Traite  et  supprimer  l'esclavage. 

Ainsi  fait  ä  Berlin,  le  16  Decembre,  1884. 

(Au  nom  de  l'Association) 

Strauch. 


Declaration  du  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Sritannique. 

Le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique  declare  accorder  sa  Sym- 
pathie et  son  approbation  au  but  huiiianitaire  et  bieuveillant  de  l'Association 
et,  par  la  presente,  reconnait  le  pavillon  de  l'Association  et  des  Etats  Libres 
sous  son  administration  comme  le  pavillon  d'un  Gouvernement  ami. 

(Au  nom  du  Gouvernement  de  Sa  Majestö) 

Edward   B.  Malet. 

Convention  entre  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique  et  l'Association 

Internationale  du  Congo. 

Attendu  qne  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique  a  reconnu  le 
pavillon  de  l'Association  Internationale  du  Congo  et  des  Etats  Libres  sous  son 
administration  comme  le  pavillon  d'un  Gouvernement  ami;  ||  fitant  d'avis  qu'il 
convient  de  regier  et  definir  les  droits  des  sujets  Britanniques  dans  les  terri- 
toires des  dits  Etats  Libres,  et  de  pourvoir  en  ce  qui  les  concerne  ä  l'exercice 
de  la  juridiction  civile  et  criminelle  comme  11  sera  indiqu6  ci-apres,  jusqu'ä, 
ce  que  l'Association  ait  pourvu  d'une  maniere  suffisa,nte  ä  l'administration  de 
la  justice  ä  l'egard  des  etrangers, 

II  a  ete  convenu:  — 

Art.  I.  II  L'Association  Internationale  du  Congo  s'engage  h  ne  i)relever 
aucun  droit  d'importation  ou  de  transit  sur  les  articies  de  commerce  ou  mar- 
chandises  Importes  par  des  sujets  Britanniques  dans  les  dits  territoires  ou 
dans  les  territoires  qui  seraient  places  ä,  l'avcnir  sous  son  gouvernement. 
Cette  francliisc  de  dioits  s'etendra  aux  marcliandises  et  articies  de  commerce 
qui  scroiit  transportL's  par  les  routes  ou  les  canaux  Etablis  ou  a  etablir  autour 
des  cataractes  du  Congo. 

Art.  II.  II  Les  sujets  Britanniques  auront  en  tout  temps  le  droit  de  se- 
journer  et  de  s'etablir  sur  les  terriloires  qui  sont  ou  seront  sous  le  gouver- 
nement de  l'Association.  Ils  jouiront  de  la  memc  protection  que  les  sujets 
ou  citoyens  de  la  nation  la  plus  favorisee  en  toutes  les  maticres  qui  regardcnt 
leurs  pcrsonnes  et  Icurs  bicns,  le  libre  exercice  de  leur  religion  et  les  droits 
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de    navigation,    commerce     et   Industrie.     Specialement    ils    auront    Ic    droit   ^^-  '^^'J'^- 
d'acheter,  de  vendre,  de  bailler  ä  ferme  et  de  loucr  des  terres,  des  edifices,    Staaten, 
des  mines  et  des  forets  compris  dans  les  territoires  susdits,  d'y     fonder  des^s.Feb.  isea 
maisons  commerciales  et  d'y  faire  le  commerce   et  le  cabotage   sous  pavillon 
Britannique. 

Art.  III.  II  L'Association  s'engage  ä  ne  jamais  accorder  d'avantages,  n'im- 
porte  lesqucls,  aux  sujcts  d'une  autre  nation,  sans  que  ces  avantages  soient 
immediatement  etendus  aux  sujets  Britanniques, 

Art.  IV.  II  Sa  Majestö  la  Reine  de  la  Grande-Bretagne  et  dlrlande  peut 
nommer  des  Consuls  ou  autres  Agents  Consulaires  dans  les  ports  ou  stations 
des  territoires  susdits,  et  l'Association  s'engage  ä  les  y  proteger. 

Art.  V.  II  Tout  Consul  ou  Agent  Consulaire  Britannique  qui  y  aura  düment 
6te  autorise  par  le  Gouvernement  de  Sa  Majest6  Britannique  pourra  ctablir 
un  Tribunal  Consulaire  pour  l'etenduc  du  district  qui  lui  est  assigne  et  cxer- 
cera  seul  et  exclusivement  la  juridiction  tant  civile  que  criminelle  ä  l'egard 
des  personnes  et  de  la  propriete  des  sujets  Britanniques  endedans  le  dit  district, 
conformement  aux  lois  Britanniques. 

Art.  VI.  II  Rien  de  ce  qui  est  contenu  dans  le  precedent  Article  ne  dis- 
pensera  n'importe  quel  sujet  Britannique  de  l'obligation  d'observer  les  lois  des 
dits  fitats  Librcs  applicables  aux  etrangers;  mais  toutc  infraction  de  la  part 
d'uu  sujet  Britannique  ä  ces  lois  ne  scra  deferee  qu'au  Tribunal  Consulaire 
Britannique. 

Art.  VII.  II  Les  habitants  des  dits  territoires  qui  sont  sujets  du  Gouver- 
nement de  l'Association,  s'ils  portent  uu  prejudice  quelconque  ä  la  personne 
ou  h  la  propriete  d'un  sujet  Britannique,  serout  arretcs  et  punis  par  les 
autorites  de  l'Association  conformt-ment  aux  lois  des  dits  fitats  Libres.  La 
justice  sera  rendue  cquitableraent  et  impartialcment  des  deux  cotes. 

Art.  VIII.  II  Un  sujet  Britannique  ayant  des  motifs  de  plainte  contre  un 
habitant  des  dits  territoires,  sujet  du  gouvernemeut  de  l'Association,  doit 
s'adresser  au  Consulat  Britannique  et  y  ex[)Oser  ses  griefs.  ||  Le  Consul  fera 
une  cnquete  quant  au  bien  fonde  de  la  cause,  et  fera  tout  ce  qui  est  possible 
pour  l'arranger  ä  l'amiable.  De  meme,  si  quelque  habitant  des  dits  territoires 
avait  ä  se  plaindre  d'un  sujet  Britannique,  le  Consul  Britannique  ecoutera 
sa  plainte  et  s'efforccra  d'arranger  Taffairc  ä  l'amiable.  S'il  surgit  des  diffcrends 
de  teile  nature  que  Ic  Consul  Britannique  ne  puisse  les  arranger  ä  l'amiable, 
il  requerra  alors  l'assistance  des  autorites  de  l'Association  pour  examiner  la 
nature  de  la  cause  et  la  tcrniiuer  equitablemcut. 

Art.  IX.  II  Si  un  habitant  des  dits  territoires,  sujet  du  gouvernement  de 
l'Association,  faillit  au  i)aycment  d'une  dette  contractec  cnvers  un  sujet  Bri- 
tannique, les  autorites  de  l'Association  feront  tout  ce  qui  sera  en  leur  pou- 
voir  pour  le  traduire  en  justice  et  procurer  le  rccouvrcmcnt  de  la  dite  dette; 
et  si  un  sujet  Britannique  faillit  an  pnyemont  d'une  dette  contractec  envers 
un  des  habitants,  les  autorites  Britanniques  feront  de  meme  tout  leur  possible 
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Konferenz- 

suaten.    Cousul  Britanni(ine  iii  aucimc  des  autorites  de  rAssociation  ne  iteut  etre  rendu 
j3.Feb.i8?5.  j.ggpQQgj^ijlg   puur  le   payeiiiciit  d'ime   dette   contractee   soit   par  im  sujet  Bri- 
tannique,  soit  par  un  habitaut  des  dits  territoires  qui  est  sujet  du  gouverne- 
uient  de  TAssociation, 

Art.  X.  II  Ell  cas  de  cession  du  territoire  qui  se  trouve  actuellement  sous 
le  gouvernenieut  de  l'Associatioii,  ou  qui  sy  trouvera  plus  tard,  les  obligations 
coutractees  par  rAssociation  daus  la  preseiite  Convention  seront  imposees  au 
cessionnairc.  Ces  engagements  et  les  droits  accordes  aux  sujets  Britanniques 
resteront  en  vigueur  apres  toute  cession,  au  profit  de  quelque  nouvel  occu- 
pant  que  ce  soit,  de  toute  partie  que  ce  soit  du  dit  territoire. 

Cette  Convention  sera  ratifiee  et  les  ratifications  seront  echangees  dans 
le  plus  bref  delai  possible.  Cette  Convention  entrera  en  vigueur  immediate- 
ment  apres  l'echange  des  ratifications. 

Ainsi  fait  ä  Berlin,  le  16  Decembre,  1884. 

Edward   B.  Malet. 
Strauch. 


Convention  entre  VItalie  et  l' Association  Internationale  du  Gongo. 

[Artikel  I— X  stimmen  fast  wörtlich  mit  dem  englischen  Vertrage  überein.] 

Art.  XI.  II  L'Associatioii  et  les  Etats  Librcs  s'engageiit  a  faire  tout  ce 
qui  est  en  leur  pouvoir  pour  erapccher  la  Traite  et  supprimer  l'esclavage. 

Art.  XII.  II  Le  Royaume  d'Italie,  accordant  sa  Sympathie  et  son  appro- 
bation  au  but  humanitaire  et  civilisatcur  de  l'Association ,  reconuait  le  dra- 
peau  de  l'Association  et  des  £tats  Libres  places  sous  son  gouvernement  — 
drapeau  bleu  avec  etoile  d'or  au  ceiitre  —  comme  le  drapeau  d'uu  Gouverne- 
ment ami. 

Art.  XIII.  II  Cette  Convention  sera  ratifiee  et  les  ratifications  en  seront 
Echangees  daus  le  plus  bref  delai  possible. 

Art.  XIV.  II  Cette  Convention  entrera  en  vigueur  immediatement  apres 
l'echange  des  ratifications.  ||  En  foi  de  quoi  les  Plenipotentiaires  respectifs 
Tont  signee  et  y  ont  appose  le  cachet  de  leurs  armes. 

Fait  ä  Berlin,  le  19"  jour  du  mois  de  D6cembre  de  l'an  1884. 

Strauch. 
L  a  u  n  a  y. 

Dcclarations  ecliangces  entre  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  l'Empereur 
d'Autriche  et  lloi  de  Ilongrie  et  V Association  Internationale  du  Gongo. 

[Artikel  I — IV   enthalten    im   wesentlichen    dieselben    Bestimmungen    wie    die 
Art.  I  —  IV  und  X  des  englischen  Vertrages.] 
Art.  V.  II  L'Autrichc-Uongrie  prenant  acte  des  engagements  ci-dessus  et 
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accordant  ses  sympathies  au  but  humauitairc  (luc  poursuit  l'Association,  re-  ^^;^^^^^l 
connait  son  pavillon  —  drapcau  bleu  avcc  etoilc  d'or  au  ccutre  —  corame  celui     Staaten. 

"  ^  '■  23.Feb.1885. 

d'un  Etat  ami. 

Ainsi  fait  ä  Berlin,  le  24  Decembre,  1884. 

Strauch. 
Szechenyi. 

Convention  cntre  les  Pays-Bas  et  V Association  Internationale  du  Congo. 
[Artikel  I  — X  eiitsprecl)en  dem  ^englischen   Vertrage;   Artikel  V    enthält 
jedoch   die  beschränkende  Einleitung:   "Jusqu'au  moment  oü  le  service  de  la 
justice  aura  ete  organise  dans  les  fitats  Libres  du  Congo  et  oü  cette  Organi- 
sation aura  etc  notifiee  par  l'Association,  tout  Consul"  etc. 

Artikel  XI  — XIII  entsprechen  dem  italienischen  Vertrage.] 
Fait  ä  Bruxelles,  le  21"  jour  du  mois  de  Decembre  de  l'an  1884. 

Strauch. 
L.  Ger  icke. 


Convention  entre  VEspagne  et  V Association  Internationale  du  Congo. 
[Dieselbe  stimmt  im  wesentlichen  mit  dem  zwischen  den  Niederlanden  und 
der  Association  geschlossenen  Vertrage  überein.] 

Fait  ä  Bruxelles,  le  7«  jour  du  mois  de  Janvier  de  l'an  1885. 

Comte  Paul  de  Borchgrave  d'Altena. 

Rafael  Merry  del  Val. 

Convention  entre  le  Gouvernement  de  la  ReimUique  Frangaise  ti  V Association 

Internationale  du  Congo. 

Art.  I.  ]  L'Association  Internationale  du  Congo  declare  etendre  ä  la  France 
les  avantages  qu'elle  a  concedes  aux  £tats-Unis  d'Amerique,  ä  l'Empire  d'Alle- 
magne,  ä  1' Angleterre ,  ä  l'Italie,  ä  l'Autriche-Hongrie,  aux  Pays-Bas  et  ä 
l'Espagne,  en  vertu  des  Conventions,  qu'elle  a  conclues  avec  ces  diverses 
Puissances,  aux  dates  respectives  du  22  Avril,  8  Novembre,  16,  19,  24,  29 
Decembre,  1884,  et  7  Janvier,  1885,  et  dont  les  textes  sont  annexes  ä  la 
prcsente  Convention. 

Art.  II.  '  L'Association  s'engage,  en  oiitre,  ä  ne  jaraais  accorder  d'avan- 
tages,  de  quelque  nature  qu'ils  soient,  aux  sujets  d'une  autrc  nation,  sans  que 
ces  avantages  soient  immödiatement  etcndus  aux  citoyens  Frangais. 

Art.  III.  i  Le  Gouvernement  de  la  Republique  FrauQaise  et  l'Association 
adoptent  pour  frontieres  entre  leurs  possessions:  —  ||  La  Riviere  Chiloango  de- 
puis  l'Ocean  jusqu'ä  sa  source  la  plus  septentrionale;  ||  La  crete  de  partage 
des  eaux  du  Niadi-Quillou  et  du  Congo  jusqu'au  de  lä  du  meridien  de  Ma- 

Stiiiitsarclii V  XLV. 
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Staaten,  divlsioii  iiaturelle  du  terrain,  aboutisse  entre  la  Station  de  Manyanga  et  le 
23.Febr.i885.  gataracte  de  Ntombo  Mataka,  eii  un  point  situe  sur  la  partie  navigable  du 
fleuve;  ||  Le  Congo  jusqu'au  Stanley-Pool;  ||  La  ligne  mediane  du  Stanley-Pool;]! 
Le  Congo  jusqu'ä  uu  point  ä  determiner  en  amont  de  la  Riviere  Licona- 
Nkundja;  ||  Une  ligne  ä  determiner  depuis  ce  point  jusqu'au  17^  degre  de  lon- 
gitude  est  de  Greenwich,  en  suivant  autant  que  possible  la  ligne  de  partage 
d'eaux  du  Bassin  de  la  Licona-Nkundja,  qui  fait  partie  des  possessions  Fran- 
^aises;  ||  Le  17^  degre  de  longitude  est  de  Greenwich. 

Art.  IV.  I  Une  Commission,  composee  de  representants  des  parties  con- 
tractantes,  en  nombre  egal  des  deux  cotes,  sera  chargee  d'executer  sur  le 
terrain  le  trace  de  la  frontiere,  conformement  aux  stipulations  precedentes. 
En  cas  de  differends,  le  reglement  en  sera  arrete  par  des  delegues  ä  nommer 
par  la  Commission  Internationale  du  Congo. 

Art.  V.  [j  Sous  reserve  des  arrangements  ä  intervenir  entre  l'Association 
Internationale  du  Congo  et  le  Portugal,  pour  les  territoires  situes  au  sud  du 
Chiloango,  le  Gouvernement  de  la  Republique  Frangaise  est  dispose  ä  recon- 
naitre  la  neutralite  des  possessions  de  l'Association  Internationale  comprises 
dans  les  frontieres  indiquees  sur  la  carte  ci-jointe,  sauf  ä  discuter  et  ä  regier 
les  conditions  de  cette  neutralite  d'accord  avec  les  autres  Puissances  repre- 
sentees  ä  la  Conference  de  Berlin. 

Art,  VI.  II  Le  Gouvernement  de  la  Republique  Fran^aise  reconnait  le  dra- 
peau  de  TAssociation  Internationale  du  Congo  —  drapeau  bleu  avec  etoile  d'or 
au  centre  —  comme  le  drapeau  d'un  Gouvernement  ami. 

En  foi  de  quoi,  les  Plenipotentiaires  respectifs  ont  sigue  la  presente  Con- 
vention et  y  ont  appose  leurs  cachets. 

Fait  ä  Paris,  le  5  Fevrier,  1885. 

Jules  Ferry. 

Comte  Paul  de  Borchgrave  d'Altena. 


Convention  entre  VEmpire  de  Russie  et  l'Association  Internationale  du  Congo. 

[Artikel  I — III  lauten  wie  die  entsprechenden  Artikel  des  deutschen  Vertrages.] 
Art.  IV.  II  II  est  entendu  que  la  Russie  jouira,  quant  ä  la  nomination  des 
Consuls,  leurs  fonctions   et  la  juridiction  Consulaire  de  tous  les  droits  et  Pri- 
vileges qui  seraient  accordes  ä  un  autre  Etat. 

Art.  V.  11  En  cas  de  cession  du  territoire  actuel  ou  futur  de  l'Association, 
ou  d'une  partie  de  ce  territoire,  les  obligations  contractees  par  l'Association 
envers  la  Russie  seront  imposees  ä  l'acquereur.  Ces  obligations  et  les  droits 
accordes  par  l'Association  ä  la  Russie  et  k  ses  sujets  resteront  en  vigueur 
apr^s  toute  cession  vis-a-vis  de  chaque  nouvel  acquereur. 

Art.  VI.  II  Le  Gouvernement  Imperial  de  Russie  prenant  acte  des  engage- 
ments  ci-dessus  et  accordant  ses  sympathies  3,u  but  humanitaire  que  poursuit 
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l'Association ,  recomiait  soii  pavillon  —  drapcau  bleu  avec  ctoile  d'or  au  centre    Nr.  pcos. 
—  comme  celui  d'un  fitat  aiiii.  Konferenz- 

Staaten. 

Fait  a  Bruxelles,  le  5  Fcvrier,  1885.  23.Fob.i885. 

Corate  Bloudoff. 
Baron  B  e  y  e  n  s. 

Cmivention  enfre  les  Royaumes-Unis  de  Suedc  et  de  Norvcge  et  V Association 

Tnfcrnationale  du  Congo. 

Art.  I.  II  Lcs  Royaumes-Unis  de   Suedc  et  de  Norvcge  reconuaissent  le 
pavillon  de  TAssociation  —  drapeau  bleu  avec  ctoile  d'or  au  centre  —  comme 
le  drapcau  d'un  Etat  ami. 
[Artikel  II— X  entsprechen  den  Artikeln  I— IX  des  englischen  Vertrages.] 

Art.  XI.  II  L'Association  s'engage  ä  faire  tout  ce  qui  est  en  son  pouvoir 
pour  empccher  la  Traite  et  supprimer  Tesclavage. 

Art.  XII.  II  En  cas  de  cession  des  territoires  actuels  ou  futurs  de  l'Asso- 
ciation ou  d'une  partie  de  ces  territoires,  les  obligations  contractees  par  l'Asso- 
ciation dans  la  presente  Convention  seront  raentionnees  dans  l'Acte  de  Cession 
et  imposces  ä  l'acquereur.  Ces  obligations  et  les  droits  accordes  par  l'Asso- 
ciation aux  sujets  Suedois  et  Norvegiens  resteront  en  vigueur,  apres  toute 
cession,  vis-a-vis  de  chaque  nouvel  acquereur  de  n'importe  quelle  partie  des 
dits  territoires. 

Art.  XIII.  II  Cette  Convention  sera  ratifiee,  et  les  ratifications  seront 
echangees  dans  le  plus  bref  delai  possible. 

Cette  Convention  entrera  eu  vigueur  immediatement  apres  l'echange  des 
ratifications. 

Fait  ä  Berlin,  le  10«  jour  du  raois  de  Fevrier  de  l'an  1885. 

Strauch. 
B  i  1  d  t. 

Convention  entre  le  Portugal  et  l'association  internationale  du  Congo,  signce  ä 
Berlin,  sous  la  mediation  de  la  France,  le  14  Fevrier  1885*) 
Sa  Majeste  Tres  Fidele,  le  Roi  de  Portugal  et  des  Algarves,  etc.  ||  Et  || 
Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges,  agissant  comme  fondateur  de  l'Association  inter- 

*)  Die  Anlagen  zum  9.  Protokoll  geben  die  Verträge  ohne  die  Eingangsformeln 
wieder.  Da  die  Mitbetheiligung  Frankreichs  an  obigem  Vertrage  nur  in  dem  Eingang 
erwähnt  ist,  schien  es  nothwendig,  den  Vertrag  vollständig  aufzunehmen.  Das  Gelb- 
liuch  (II,  S.  332.  333)  veröffentlicht  über  die  französische  Vermittelung  folgende  Akten- 
stücke: 

Le  Baron  de  Courcel,  Ambassadeur  de  France  ä  Berlin,  ||  au  Marquis  de  Penafiel, 
Ministre  de  Portugal. 

Berlin,  le  7  fevrier  1885. 
Monsieur  le  Marquis,  le  Gouvernement  frangals  ayant  regle  par  voie  de  commune 
entente  avec  l'Association  internationale  du  Congo  les  questions  de  delimitation  qui 

u* 
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Staaten,    regier  par  uue  Convention  les  rapports  du  Portugal  avec  1  Association  inter- 

23.  Feb.  1885.  nationale  du  Congo  et  desirant  fixer  en  meme  temps  les  limites  de  leurs  pos- 

sessions  respectives  daus  l'Afrique  occidentale,   se  sont  concertes  ä  cette  fin, 

sous  la  mediation  amicale  de  la  Republique  frangaise,  et  un  accord  s'etant 


restaient  pendantes  entre  la  France  et  cette  Association,  une  Convention,  consacrant 
l'accord  intervenu,  a  ete  signee  ä  Paris,  le  5  de  ce  mois.  J'ai  eu  occasion  de  vous 
indiquer  dejä  le  point  de  vue  auquel  mon  Gouvernement  s'est  place  en  traitant  cette 
aifaire,  et  je  crois  d'autant  plus  utile  de  le  preciser  avec  vous  que,  dans  notre  con- 
viction,  une  complete  analogie  de  Situation  et  d'interet  existe  entre  le  Portugal  et  la 
France ,  cn  ce  qui  concerne  les  relations  ä  entretenir  avec  l'Association  internationale. 
II  est  d'une  utilite  manifeste  pour  les  deux  Pays  de  favoriser,  dans  le  voisinage  im- 
mediat  de  leurs  colonies,  l'organisation  d'un  pouvoir  regulier,  capable  d'assurer  le 
maintien  de  l'ordre  et  la  securite  de  commerce ,  et  constitue  ä  cet  effet  dans  des  con- 
ditions  qui  le  rendent  veritablement  viable.  Afin  d'arriver  ä  ce  resultat,  la  France  a 
consenti  ä  des  sacrifices  territoriaux  considerables.  Mon  Gouvernement  est  d'avis  que 
le  Portugal  ne  doit  pas  hesiter  ä  suivre  cet  exemple  et  qu'il  Importe  d'assurer  au 
futur  Etat  du  Congo  un  large  et  libre  acces  vers  la  mer.  La  puissance  coloniale  de 
votre  pays  etant  appelee  ä  un  grand  developpement  sur  la  rive  gaucbe  du  Congo, 
la  combinaison  la  plus  simple  serait  d'attribuer  ä  l'Association  la  i'ive  droite,  de  ma- 
niere  ä  ce  qu'elle  disposät  de  tout  le  territoire  compris  entre  le  Tchi-Loango  et  le 
Congo.  Toutefois,  vous  avez  bien  voulu  me  faire  observer  que  des  Souvenirs  histori- 
ques  de  haute  valeur  se  rattachent,  pour  la  nation  portugaise,  aux  positions  de  Mo- 
lembo  et  de  Cabinda,  compris  dans  cette  region,  et  que  les  noms  memes  de  cette  pro- 
vince  figurent  parmi  les  titres  constitutionnels  de  la  Monarchie.  Le  Gouvernement 
frau^ais  s'est  arrete  devant  ce  scrupule;  mais  il  persiste  ä  penser  qu'en  dehors  des 
deux  districts  en  question,  le  Gouvernement  portugais  agirait  avec  prudence,  en  se 
desistant  de  toute  pretention  sur  des  territoires  situes  au  nord  du  Congo.  L'avantage 
de  voir  la  souverainete  portugaise  immediatement  reconnue  sur  de  vastes  territoires 
oü  eile  etait  contestee  jusqu'ä  ce  jour,  doit  contrebalancer  assurement,  aux  yeux  du 
Cabinet  de  Lisbonne,  le  sacrifice  plus  appareut  que  reel  auquel  consentirait  le  Por- 
tugal. II  Recevez,  etc. 

Alph.  de  Courcel. 

Le  Marquis  de  Penafiel,  Ministre  de  Portugal,  ||  au  Baron  de  Courcel,  Ambassa- 
deur de  France. 

Berlin,  le  7  Fevrier  1885. 

Vous  avez  bien  voulu  di'jä  preter  votre  entremise  pour  des  pourparlers  entre  le 
Portugal  et  l'Associatiou  internationale  africaine,  en  vue  d'une  delimitation  de  leurs 
territoires  respectifs  dans  la  region  du  Zaire,  et  vous  avez  facilite  aiusi  notre  entree 
en  relations  avec  une  Association  qui  conserve  encore  ä  nos  yeux  un  caractfere  pure- 
ment  prive.  1|  Mon  Gouvernement  attacherait  du  prix  ä  ce  que  Votre  Excellence  füt 
autorisee  ä  continuer  au  Portugal  ses  bons  Offices,  et,  dans  l'espoir  que  la  mediation 
amicale  de  la  Republique  fran(;aise  rendra  possible  la  conclusiou  de  l'accord  auquel 
il  a  le  sincere  desir  d'arriver  avec  l'Association  africaine,  s'inspirant  des  conseils  bien- 
veillants  et  eclaires  de  la  France,  de  l'Allemagne  et  de  la  Grande-Bretagne,  il  emet 
le  voeu  de  vous  voir,  le  cas  «3cheant,  intervenir  comme  mediateur  ä  la  signature  du 
Traite  final. 

de   Penafiel. 
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Stabil  entre  eux  sur  ces  divers  points,  ont  resolu   de  le  sanctionner  par  une   ^^-  ^^o^- 
Convention  et  muni,  ü,  cet  effet,  de  pleins  pouvoirs  Staaten. 

[Namen  der  Bevollmächtigten],  23.Feb.i885. 

Lesquels,  aprös  avoir  behänge  leurs  pleins  pouvoirs  trouv6s  en  bonne  et 
due  forme,  sont  convenus  des  articles  suivants: 

Art.  1.  II  L'Association  internationale  du  Congo  declare  ötendre  au  Portugal 
les  avantages  qu'ellc  a  concedes  aux  fitats-Unis  d'Am^rique,  i\  l'Empire  d'Alle- 
magne,  ä  l'Angleterre,  i\  l'Italie,  k  l'Autriche-Hongrie,  aux  Pays-Bas,  a  l'Espagne, 
ä  la  France  et  aux  Royaumes  -  Unis  de  Suedc  et  de  Norvege,  en  vertu  des 
Conventions  qu'elle  a  conclues  avcc  ces  diverses  Puissances,  aux  dates  des 
22  avril,  8  novcrabre,  16,  19,  24,  29  decembre  1884,  7  janvier,  5  et  10  fe- 
vrier  1885,  et  dont  l'Association  s'engage  h  remettre  des  copies  authentiques 
au  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Trcs  Fidele. 

Art.  2.  II  L'Association  internationale  du  Congo  s'engage  en  outre  k  ne 
Jamals  accorder  d'avantages,  de  quelque  nature  qu'ils  soient,  aux  sujets  d'une 
autre  nation,  sans  que  ces  avantages  soient  immediatement  6tendus  aux  sujets 
de  Sa  Majeste  Tres  Fidele. 

Art.  3.  II  Sa  Majeste  Tres  Fidele  le  Roi  de  Portugal  et  des  Algarves  et 
l'Association  internationale  du  Congo  adoptent  pour  frontiere  entre  leurs  pos- 
sessions  respectives  dans  l'Afrique  occidentale,  savoir:  ||  Au  Nord  du  fleuve 
Congo  (Zaire):  la  droite  joignant  l'embouchure  de  la  riviere  qui  se  jelte  dans 
l'ocean  Atiantique,  au  Sud  de  la  baie'de  Cabinda,  pres  de  Ponta  Vermelha, 
ä  Cabo-Lambo;  le  parallele  de  ce  dernier  point  prolonge  jusqu'ä  son  inter- 
section  avec  le  meridien  du  confluent  du  Culacalla  avcc  le  Lu-Culla;  le  meri- 
dien  ainsi  determine  jusqu'ä  sa  rencontre  avec  la  riviere  Lu-Culla;  le  cours 
du  Lu-Culla  jusqu'ä  son  confluent  avec  le  Chiloango  (Cuango-Leu).  |1  Le  cours 
du  Congo  (Zaire)  depuis  son  embouchure  jusqu'ä  sou  confluent  avec  la  petite 
riviere  de  Uango-Uango;  le  meridien  qui  passe  par  l'embouchure  de  la  petite 
riviere  de  Uango-Uango;  entre  la  factorerie  hollandaise  et  la  factorerie  portu- 
gaise,  de  maniere  k  laisser  cette  derniere  en  territoire  portugais,  jusqu'ä  la 
rencontre  de  ce  meridien  avec  le  parallele  de  Noqui;  le  parallele  de  Noqui 
jusqu'ä  son  interscction  avec  la  riviere  Kuango  (Cuaugo);  ä  partir  de  ce  point, 
dans  la  direction  du  Sud,  le   cours   du  Kuango  (Cuango). 


Le  Baron  de  Courccl,  Ambassadeur  de  la  Republiquc  fran^aise ,  j]  au  Marquis  de 
Penafiel,  Ministre  de  Portugal. 

Berlin,  le  9  fevrier  1885. 

En  röponse  a  la  lettre  que  vous  m'avez  fait  l'honneur  de  m'adresser,  le  7  de  ce 
mois ,  et  dans  laquelle  vous  exprimiez  l'espoir  que  la  mediation  de  la  Republique  fran- 
^aise  rendrait  possible  la  conclusion  d'un  accord,  notamment  sur  les  questions  de  dc- 
limitation,  entre  le  Portugal  et  l'Association  internationale  du  Congo,  je  m'empresse 
de  vous  annoncer  que  je  re^ois  de  mon  Gouvernement  l'autorisation  d'accepter  le  rüle 
amical  de  mediatcur,  agree  par  les  deux  Parties,  et  d'intervenir  en  cette  qualite  ä 
la  Signatare  de  la  Convention  qui  bientöt,  je  le  souhaite,  pourra  consacrer  leur  mu- 
tuelle  entente.  Alph.  de  Courcel. 
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Staaten,  contractantes,  en  nornbre  egal  de  chaque  cote,  sera  chargee  dexecuter  sur 
23.  Feb.  1885.  le  terralü  le  trace  de  la  frontiere,  conformement  aux  stipulations  precedentes. 
Ell  cas  de  differeiid,  le  reglement  en  sera  arrete  par  des  delegues,  qui  seront 
uommes  par  la  Commission  internationale  du  Congo. 

Art.  5.  II  Sa  Majeste  Tres  Fidele  le  Roi  de  Portugal  et  des  Algarves  est 
disposee  h  reconnaitre  la  neutralite  des  possessions  de  l'Association  internatio- 
nale du  Congo,  sauf  ä  discuter  et  ä  regier  les  conditions  de  cette  neutralite, 
d'accord  avec  les  autres  Puissances  representees  ä  la  Conference  de  Berlin. 

Art.  6.  11  Sa  Majeste  Tres  Fidele  le  Roi  de  Portugal  et  des  Algarves 
reconnait  le  drapeau  de  l'Association  internationale  du  Congo  —  drapeau  bleu 
avec  etoile  d'or  au  centre  —  comme  le  drapeau  d'un  Gouvernement  ami. 

Art.  7.  II  La  presente  Convention  sera  ratifiee  et  les  ratifications  seront 
echangees  ä  Paris  dans  un  dölai  de  trois  mois  ou  plut  tot,  si  faire  se  peut.  jj 
En  foi  de  quoi,  les  Plenipotentiaires  des  deux  Parties  contractantes,  ainsi  que 
Son  Excellence  le  Baron  de  Courcel,  Ambassadeur  extraordinaire  et  Plenipo- 
tentiaire  de  France  k  Berlin,  comme  Representant  de  la  Puissance  mediatrice, 
ont  signe  la  presente  Convention  et  y  ont  appose  leur  cachet. 

Fait  en  triple  ä  Berlin,  le  quatorzieme  jour  du  mois  de  fevrier  mil  huit 

cent  quatre-vingt-cinq. 

Alph.   de  Courcel. 

Strauch. 

Marquis  de  Penafiel. 

Convention  entre  le  Danemark  et  l'Association  Internationale  du  Congo. 

Art.  I.  II  Le  Gouvernement  Royal  de  Danemark  reconnait  le  pavillon  de 
l'Association  Internationale  du  Congo  —  drapeau  bleu  avec  etoile  d'or  au  centre 
—  comme  le  drapeau  d'un  Etat  ami. 

[Art.  II — VI  wie  Art.  I — V  des  russischen  Vertrages.] 

Art.  VII.  II  Cette  Convention  sera  ratifiöe,  et  les  ratifications  en  seront 
echangees  dans  le  plus  bref  delai  possible.  ||  Cette  Convention  entrera  en 
vigueur  immediatement  apres  l'echange  des  ratifications. 

En  foi  de  quoi  les  deux  Plenipotentiaires  ont  sign6  la  presente  Conven- 
tion et  y  ont  appose  le  sceau  de  leurs  armes. 

Fait  ü,  Berlin,  le  23«  jour  du  mois  de  F6vrier,  1885. 

Strauch. 

de  Vind. 

Dedarations  echangees  entre  le  Gouvernement  Beige  et  l'Association  Inter- 
nationale du  Congo. 

L'Association  Internationale  du  Congo  declarc  par  la  presente,  qu'en  vertu 
de  Traites  conclus  avec  les  Souverains  k'gitimes  dans  le  Bassin  du  Congo  et 
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de  ses  tributaires ,  il  lui  a  ete  c6d6  en  toute  souverainetß  de  vastes  territoires    Nr.  8603. 
en  vue  de  l'^rection  d'un  £tat  libre  et  independant;  que  des  Conventions  d6-     s"Jten^ 
limitent  las  frontiöres  des  territoires  de  l'Association  de  ceux  de  la  France  et2a.Feb.i885. 
du  Portugal,  et  que  les  frontieres  de  l'Assoeiation  sont  indiquöes  sur  la  carte 
ci-jointe;  ||  Que  la  dite  Association   a  adopte   comme  drapeau  de  l'ßtat  ger6 
par  eile  un  drapeau  bleu  avec  une  Atolle  d'or  au  centre;  ||  Que  la  dite  Asso- 
ciation a  resolu  de  ne  percevoir  aucun  droit  de  douane  sur  les  marchandises 
ou  les  produits  importes   dans  ces  territoires  ou  transportes  sur  la  route  qui 
a  ete  construite  autour  des  cataractes  du  Congo;  cette  resolution  a  6te  prise 
afin  d'aider  le  commerce  ä  penetrer  dans  l'Afrique  äquatoriale;  ||  Qu'elle  assure 
aux  etrangers   qui  se  fixent  sur  ses  territoires  le  droit  d'acheter,  de  vendre, 
ou  de  louer  des  terrains  et  des  bätiments  y  situ^s,  d'etablir  des  maisons  com- 
merciales  et  de  faire  le  commerce   sous  la  seule  condition  d'obeir  aux  lois. 
Elle   s'engage   en  outre  ä  ne  jamais  accorder  aux  citoyens  d'une  nation  un 
avantage  quelconque  sans  l'ötendre  immediatement  aux  citoyens  de  toutes  les 
autres  nations,  et  h  faire  tout  ce  qui  sera  en  son  pouvoir  pour  empecher  la 
Traite  des  Esclaves.  ||  En  foi  de  quoi,   le  President  de  TAssociation,  agissant 
pour  eile,  a  ci-dessous  appose  sa  signature  et  son  cacbet. 
Berlin,  le  23''  jour  du  mois  de  Fevrier,  1885. 

S  traue  b. 

Le  Gouvernement  Beige  prend  acte  des  declarations  de  l'Association  Inter- 
nationale du  Congo,  et  par  la  presente  reconnait  l'Association  dans  les  limites 
qu'elle  indique  et  reconnait  son  drapeau  ä  l'egal  de  celui  d'un  fitat  ami. 

En  foi  de  quoi,  les  Soussignes,  düment  autoris^s,  ont  appose  ci-dessous 
leur  signature  et  leur  cacbet. 

Berlin,  le  23^  jour  du  mois  de  Fevrier,  1885. 

Comte  Auguste  van  der  Straten-Pontboz. 
Baron  Lambermont. 

Annexe  2  to  Protocole  No.  9. 

Acte  General  de  la  Conference  de  Berlin. 
[Siehe  Nr.  8605.] 

Annexe  3  au  Protocole  No.  9. 

Rapport  sur  quelqiies  Modifications  nouvelles  du  Texte,  sur  la  Neutralite  et 

les  Dispositions  generales  ainsi  que  sur  la  Forme  definitive  des  Becisions 

emanees  de  la  Conference. 

Messieurs,  ||  Votre  Commission,  s'acquittant  du  mandat  que  vous  avez  bien 
voulu  lui  confier  dans  votre  seance  du  31  Jan  vier,  a  examine  les  Projets  re- 
latifs  ä,  la  forme  definitive  ä  donner  ä  l'ensemble  de  vos  travaux.  ]|  Au  cours 
de  ses  deliberations,  eile  a  rencontre  et  discute  quelques  propositions  qui  sur 
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Nr.  8603.  certalns  points  modifient  et  sur  d'autres  compl^tent  les  Actes  de  la  Conference.  |! 
Staaten,  Cl'cst  de  l'accomplissement  de  cette  double  täche  que  nous  allons  avoir  l'hon- 
23.  Feb.  1885.  neur  de  vous  rendre  compte ,  en  faisant  passer  les  questions  de  fond  avant 
les  questions  de  forme. 

1.  Nous  avons  ä  vous  entretenir  d'abord  des  modifications  au  texte  que 
vous  avez  deja  adopte  et  des  additions  qui  y  ont  ete  faites.  \\  Les  modifications 
saillantes  sont  au  nombre  de  deux. 

La  premiere  se  rapporte  ä  l'Article  l^'',  qui  a  pour  objet  de  determiner 
l'etendue  du  bassin  conventionuel  du  Congo.  Le  Bassin  geographique  n'est 
qu'un  des  Clements  de  celui-ci;  il  est  decrit  au  paragraphe  1*'  de  l'Article. 
Le  Lac  Tanganyka  y  figure  comme  limite  Orientale  de  ce  bassin.  On  a  fait 
remarquer  avec  raison  que  cette  determination  n'etait  pas  strictement  correcte 
puisque  le  versant  oriental  du  lac  appartient  egalement  au  bassin  geographi- 
que du  Congo,  et  qu'elle  avait  en  outre  l'inconvenient  d'introduire  un  raode 
de  delimitation  different  de  celui  qui  avait  ete  adopte  au  nord  et  au  sud,  oü 
les  bassins  exterieurs  ^taient  pris  pour  limites,  Bien  que  la  phrase  finale  du 
paragraphe  ne  put  laisser  de  doute  sur  la  port^e  reelle  de  la  disposition  votee 
par  la  Conference,  la  Commission,  tenant  compte  en  meme  temps  de  l'etat 
encore  imparfait  de  nos  connaissances  göographiques  sur  cette  region,  vous 
propose  de  prendre  pour  limite  ä  Fest  "la  ligne  de  faite  Orientale  des  affluents 
du  Lac  Tanganyka."  Cette  redaction  ecarte  toute  ambiguite  et  ne  fait  que 
preciser  davantage  le  sens  du  vote  que  vous  aviez  dejä  emis  ä  ce  sujet. 

Le  second  changement  concerne  l'Article  19,  qui  fait  partie  de  l'Acte  de 
Navigation  du  Congo.  Cet  Article  stipulait  dans  son  premier  alinea  que  la 
Commission  Internationale  se  constituerait  dans  un  delai  de  six  mois  apres  la 
ratification  de  l'Acte  de  Navigation.  On  a  reconnu  depuis  que  le  mode  de 
fonctionnement  des  institutions  representatives  de  Tun  des  fitats  Signataires 
commandait  pour  la  ratification  un  delai  qui  pourrait  s'etendre  jusqu'ä  un  an. 
La  reunion  de  la  Commission  Internationale,  contrairemeut  ä  vos  vues,  aurait 
donc  pu  etre  ajournee  ä  un  tres  long  terme.  C'est  pour  ^viter  cet  incon- 
venient  que  votre  Commission  vous  propose  de  revenir  sur  votre  decision 
ant^rieure.  D'apres  le  nouveau  texte  qu'elle  vous  soumet,  il  suffirait  de  la 
nomination  de  cinq  del^gues  pour  que  la  Commission  Internationale  pöt  se 
constituer.  Ce  nombre  a  paru  süffisant  pour  donner  toute  garantie  aux  Puis- 
sances  non  encore  representöes.  Les  fitats  qui  auraient  nomme  leur  Agent, 
en  avertiraient  le  Gouvernement  de  l'Empire  d'Allemagne  qui  ferait  alors  les 
demarches  necessaires  pour  amener  la  reunion  de  la  Commission  Internationale. 
Cet  amendement,  loin  de  deroger  h  la  pensee  qui  avait  dicte  votre  premier 
vote,  ne  tend  egalement  qu'ä  cn  mieux  assurer  la  realisation.  \\  Les  dispositions 
nouvelles  sont  d'une  importance  plus  considerable.  EUes  forment  deux  cha- 
pitres  distincts,  composös  chacun  des  trois  Articles. 

Le  premier  a  trait  ä  la  neutralitö.  Ce  n'est  pas  la  premiere  fois  que 
cette  idöe  apparait  dans  vos  delibörations.     Au  cours  de  l'examen   de  la  D6- 
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claration  sur  la  libertö  commerciale ,  commc  dans  la  discussion  des  Actes  de  ^^'  ^'^'^3. 
Navigation  du  Congo  et  du  Niger,  la  pensee  de  neutraliser  tout  ou  partie  des  stalLnr 
territoires  du  bassin  convcntionnel  s'etait  fait  jour.  Elle  avait  meme  reQU^s-Feb.isss. 
une  application  partielle  dans  le  regime  assigne  ä  ces  deux  fleuves  en  temps 
de  guerre  (Articles  25  et  33).  M.  le  Ministre  des  fitats-Unis  vous  avait 
soumis  une  proposition  6tendue  qui  aurait  arrrete,  pour  l'ensemble  des  terri- 
toires, des  arrangements  analogues  ä  ceux  qui  avaient  obtenu  votre  assenti- 
ment  par  rapport  au  domaine  fluvial.  Cette  proposition  avait  rencontre  d'emblee 
les  syrapathies  de  plusieurs  Plenipotentiaires;  toutefois  certains  doutes  quant 
k  la  port^e  pratique  des  termes  de  neutralite  et  de  neutralisation  appliqu^s 
h  des  territoires,  le  souci  du  respect  de  la  souverainetc  des  fitats,  les  iucer- 
titudes  memes  qui  subsistaient  alors  sur  la  distribution  future  des  contröes  du 
Bassin  du  Congo,  avaient  empeche  une  enteute  de  s'etablir  sur  une  formule 
qui  satisflt  ä  toutes  les  exigences.  ||  Ces  difficult^s  se  sont  notablement  atte- 
nuees  depuis.  Au  moment  meme  oü  la  Conference  touchait  au  terme  de  sa 
täcbe,  les  circonstances  ont  paru  comporter  la  Solution  d'un  problöme  qu'elle 
n'avait  pas  abandonne  sans  regret.  S'inspirant  de  cette  pensee  et  combinant 
divers  Clements  qui  s'etaient  produits  au  cours  des  discussions  anterieures, 
M.  l'Ambassadeur  de  France  a  pris  l'initiative  d'une  proposition  dont  le  dis- 
positif  a  un  caractere  essentiellement  transactionuel.  Votre  Commission  n'avait 
pas  regu  de  maudat  pour  traiter  ce  point;  mais  eile  a  eu  le  sentiraent  qu'en 
l'abordant,  eile  repondait  k  votre  intention  et  faciliterait  la  marche  de  vos 
travaux.  ||  L'examen  de  la  proposition  de  M.  le  Plenipotentiaire  de  France 
n'a  pas  revele  de  dissentiment  serieux.  M.  l'Ambassadeur  d'Angleterre  y  a 
donne  son  adhesion.  Quelques  Plenipotentiaires,  et  M.  le  Comte  de  Launay 
ainsi  que  Mr.  Kasson  se  sont  faits  les  organes  de  ce  desir,  eussent  prefere 
une  Solution  plus  complete  et  plus  large;  mais  ce  regret  ne  les  a  pas  em- 
pecbes  de  se  rallier  ä  la  transaction  propos^e,  qui  a  reuni  finalement  tous 
les  suffrages.  II  ne  me  rcste  qu'ä  en  preciser  brievement  le  sens  et  la  portee. 
II  Le  Premier  des  trois  Articles  qui  vous  sont  soumis,  prevoit  que  des  Puissances 
exer^ant  des  droits  de  souverainete  ou  de  Protectorat  dans  le  bassin  convcn- 
tionnel du  Congo,  pourront,  en  se  proclamant  neutres,  assurer  ä  leurs  posses- 
sions  le  bienfait  de  la  neutralite.  Dans  ce  cas  —  et  lä  se  trouve  la  pensee 
fondamentale  de  la  clause  —  les  Puissances  Signataires  s'engagent  d'avance  ä 
respecter  cette  neutralite,  sous  la  seule  reserve  de  l'observation  correlative  des 
devoirs  qu'elle  impose.  Cet  engagement  n'est  pas  seulement  contracte  vis-ä-vis 
de  la  Puissance  d'oü  emane  la  Declaration  de  Neutralite,  mais  ä  l'egard  de 
toutes  les  autres  Puissances  Signataires  qui  acquierent  ainsi  le  droit  d'en 
demander  le  respect.  ||  Aucune  limite  n'est  imposee  ä  la  Declaration  de  Neu- 
tralite, qui  peut  etrc  temporaire  ou  perpetuelle.  II  a  ete  explicitement  entendu 
que  cette  disposition  visait  surtout  l'fitat  que  l'Association  Internationale  du 
Congo  est  en  voie  de  fonder  et  qu'elle  parait  avoir  l'intention  de  placer  sous 
le  regime   de  la  neutralite  permanente.     Ce  voeu  obtieut  donc  d'avance  l'as- 
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Staaten,  auront  des  possessions  dans  le  Bassin  du  Congo  et  peuvent  vouloir  revendiquer 
•23.  Feb.  1885.  le  meme  privilege.  II  s'en  trouve  des  aujourd'hui  deux  qui  possedent  des 
Colonies  d'un  seul  tenant,  situees  partie  dans  le  bassin  conventionnel,  partie 
en  dehors.  II  n'etait  possible  ni  d'exclure  ces  territoires  de  la  clause  de 
neutralite,  ni  de  les  y  coraprendre  completement,  puisque  la  neutralisation, 
placee  sous  la  garantie  facultative  des  Puissances  Signataires  de  l'Acte  Ge- 
neral, ne  saurait  s'etendre  en  aucun  cas  au  delä,  des  limites  du  bassin  con- 
ventionnel. C'est  pour  parer  k  cette  difficulte  qu'on  a  vise  dans  l'Article,  ä 
cöte  des  territoires,  "les  parties  de  territoire  d^pendant  des  dites  contröes," 
Au  surplus  l'Article  suivant  vise  plus  specialement  la  Situation  des  Puissances 
qui  se  trouvent  dans  ce  cas.  Ajoutons,  comme  M,  TAmbassadeur  d'Angle- 
terre  en  a  fait  la  remarque,  que  la  faculte  de  se  declarer  neutres  appartien- 
drait  aux  Puissances  adh^rentes  qui  exercent  une  souverainet6  ou  un  Protec- 
torat  dans  les  territoires  du  bassin  conventionnel  du  Congo,  au  meme  titre 
qu'aux  Puissances  Signataires.  Tel  serait  le  cas,  par  exemple,  pour  le  Sultan 
de  Zanzibar,  s'il  adherait  ä  l'Acte  General  et  plagait  ses  Etats  sous  le  regime 
defiui  par  cet  Acte.  ||  Le  deuxieme  Article  a  pour  but  de  soustraire  autant 
que  possible  aux  maux  de  la  guerre,  les  regions  comprises  dans  le  Bassin  du 
Congo,  Sans  toutefois  porter  atteinte  k  la  souverainete  des  Gouvernements.  II 
prevoit  le  cas  oü  une  Puissance,  y  possMant  une  Colonie,  serait  entrainee 
dans  une  guerre  dont  la  cause  ou  l'origine  serait  ötrangere  k  ses  possessions 
d'Afrique.  Les  Puissances  Signataires  ou  adhörentes  s'engagent  alors  k  offrir 
leurs  bons  Offices  pour  amener  les  deux  parties  belligerantes  ä  consentir,  l'une 
k  ne  pas  etendre  les  hostilites  aux  contrees  situees  dans  le  Bassin  du  Congo, 
l'autre  k  n'en  pas  faire  une  base  d'operations  militaires.  Si  ce  consentement 
reciproque  est  acquis,  les  territoires  dont  il  s'agit  seraient  en  fait  neutralis6s 
pour  la  duree  de  la  guerre,  |j  Le  troisieme  Article  contient  un  engagement 
de  recourir  ä  une  mediation  prealable  si  un  conflit  venait  k  surgir  en  Afrique 
meme,  entre  des  Puissances  exergant  des  droits  de  souverainete  dans  le  Bassin 
du  Congo.  La  Conference  se  rappellera  qu'une  proposition  k  ce  sujet  lui 
avait  dejä  ete  soumise  anterieurement  par  M.  le  Comte  de  Launay  (No.  26 
des  documents),  C'est  cette  proposition  que  l'Article  12  reproduit  en  grande 
partie.  La  mediation  n'exclut  pas  la  possibilite  de  la  guerre;  eile  peut  ne 
pas  aboutir.  C'est  moins  que  l'arbitrage,  que  le  respect  du  principe  de  l'in- 
dependance  des  £tats  empeche  d'imposer  a  priori;  mais  c'est  plus  que  le 
simple  recours  aux  bons  Offices.  Dans  la  realitö,  la  mediation  sera  generale- 
ment  efficace  et  conduira  le  plus  souvent  k  l'aplanissement  des  difficultes  in- 
ternationales. Pour  rfitat  naissant  du  Congo,  que  toutes  les  Puissances  de- 
sirent  entourer  de  garanties  pacifiques,  cette  disposition  offre  une  s6rieuse 
valeur,  puisqu'elle  oblige  les  Etats  qui  auraient  un  dissentiment  avec  lui  k 
recourir  d'abord  k  la  mediation  des  Puissances  amies.  j|  Afin  de  mieux  pre- 
ciser   le  scns  pröveutif  de    la  clause,    M.  1' Ambassadeur   d'Italie    a  demande 
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qu'on  substituät  au  terrae  de  "conflit"  celui   de  "dissentiment  serieux",  et  M.    Nr.  8603. 
le  Ministre  des  fitats-Unis,  d'accord  h  ce  sujet  avec  M.  le  Comte  de  Launay,    Staaten. 
a  propose    de    stipuler    explicitement    que    la  raödiation    precederait   toujours23.Feb.i885. 
l'appel  aux  armes.     II  a  ete  fait  droit  ä  cette  double  Observation.  ||  Le  second 
chapitre    nouvcau,    qui    formerait    le    Chapitre    VII    de    l'Acte    General,    rögle 
d'autres  matieres  dont  l'interet  ne  vous  echappera  point:  la  revision  eventuelle 
de  l'Acte  General,    la  faculte  d'adhösion   pour  les  Puissances  non-Signataires, 
les  ratifications,  l'entr^e  en  vigueur. 

L'oeuvre  de  la  Conference  doit  offrir  avant  tout  les  garanties  de  stabilit6 
Sans  lesquellcs  l'esprit  d'entreprise  resterait  paralyse.  Mais,  ainsi  que  la  Com- 
mission  a  d^jä  eu  l'honneur  de  vous  le  faire  remarquer  dans  un  Rapport  pre- 
c6dent,  "lorsque  le  mouveraent  sera  imprime  et  que  de  serieux  progres  auront 
6t6  accomplis,  des  perspectives,  des  neccessit6s  nouvelles  viendront  probable- 
ment  ä  se  reveler  et  le  moment  pourra  arriver  oü  une  sage  prevoyance  deman- 
dera  la  revision  d'un  rt^gime  qui  avait  et6  surtout  adapt6  ä  une  periode  de 
creation  et  de  transformation."  |j  Ces  reflexions  visaient  uu  cas  special,  le 
regime  des  droits  d'entree;  votre  Commission  a  pense  qu'elles  pourraient  utile- 
ment  recevoir  une  application  plus  etendue.  ||  La  Situation  efant  ce  qu'elle 
est  dans  les  regions  du  Congo,  il  semble  difficile  et  peut-etre  prematur6  de 
tout  prevoir  et  de  tout  regier  k  l'avance.  Ij  En  subordonnant  toute  modifica- 
tion  des  Actes  de  la  Conference  ä  un  accord  des  Puissances  eclair^es  par  les 
faits,  on  ferait  leur  juste  part  aux  exigences  de  l'avenir  et  au  respect  de  la 
permanence  de  vos  decisions.  ||  C'est  d'apres  ces  considerations  que  votre 
Commission  vous  propose  de  supprimer  les  Articles  qui  prevoient  la  revision 
des  Actes  de  Navigation  du  Congo  et  du  Niger  et  de  les  convertir  en  une 
clause  qui  s'appliquerait  l'Acte  General  en  son  entier;  eile  serait  congue  dans 
les  termes  suivants:  —  "Les  Puissances  Signataires  du  present  Acte  General 
se  röservent  d'y  introduire  ulterieurement  et  d'un  commun  accord  les  modi- 
fications  ou  ameliorations  dont  i'utilite  serait  demontree  par  l'experience." 

II  est  entre  dans  les  vues  et  des  Puissance«  qui  ont  convoque  la  Con- 
ference et  de  la  Conference  elle-meme  que  les  fitats  non  representes  dans 
cette  Haute  Assemblee  pourraient  s'associer  au  resultat  de  ses  travaux.  j|  La 
Commission  n'a  fait  que  se  conformer  ä  cette  commune  Intention  en  preparant 
un  Projet  d'Article  qui  permet  aux  Puissances  non-Signataires  d'adherer  ä 
l'Acte  General,  et  qui,  en  outre,  regle  la  procedure  et  determine  les  effets  de 
l'adhesion.  H  L'Article  est  ainsi  formule:  —  "Les  Puissances  qui  n'auront  pas 
signe  le  präsent  Acte  General  pourront  adh^rer  ä  ses  dispositious  par  un  Acte 
separe.  |1  L'adhesion  de  chaque  Puissance  est  notifiee,  par  la  voie  diplomatique, 
au  Gouvernement  de  l'Empire  d'Allemagne,  et  par  celui- ci  k  tous  les  fitats 
Signataires  ou  adherents.  ||  Elle  empörte  de  plein  droit  l'acceptation  de  toutes 
les  Obligations  et  l'admission  ä  tous  les  avantages  stipules  par  le  present  Acte 
General."  ||  Des  observations  qui  se  rapportent  ä  la  fois  ä  cet  Article  et  ä 
l'Article  precedent  ont  ete  echangees  au  sein  de  la  Commission.     II  s'est  agi 
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Staaten,  part  avGC  les  Puissances  Signataires  ä  la  r^vision  eventuelle  de  l'Acte  G6- 
23.Feb.  1885.  ngi-ai.  ||  On  a  demande  si  l'Article  36,  au  lieu  de  ne  designer  que  les  "Puis- 
sances Signataires"  ne  devrait  pas  mentionner  aussi  les  "Puissances  adherentes?" 
M.  le  Ministre  des  fitats-Unis  repond  affirinativement.  Une  inögalite  de  Si- 
tuation sous  ce  rapport  pourrait  conduire  ä  des  difficultes.  II  ne  lui  parait 
pas  que  le  texte  de  l'Article  37  comporte  une  difference  de  traitement  entre 
les  Puissances  Signataires  et  les  adherentes.  ||  Le  President  a  fait  observer 
que  l'omission  des  "Puissances  adherentes"  pouvait  etre  intentionnelle ;  on  a 
vraisemblablement  voulu  reserver  aux  seules  Puissances  Signataires  la  facult6 
de  prendre  part  aux  revisions  eventuelles.  Les  Puissances  Signataires,  en 
effet,  constituent  le  groupe  des  £tats  les  plus  Interesses  dans  les  questions 
que  regle  l'Acte  General  de  la  Conference.  EUes  sont  en  nombre  limite  et 
consacrent  leur  accord  sous  une  forme  solennelle.  Les  ratifications  qui  seront 
ensuite  echangees  impliquent  Intervention  del'autorite  souveraine  lapluselevee 
dans  chacun  de  ces  fitats.  Au  contraire,  les  Puissances  qui  se  borneront  k 
adherer  ä  l'Acte  dejä  existant,  seront  admises  ä  le  faire  par  un  simple  acte 
d'adhesion  notifie  par  la  voie  diplomatique  et  non  soumis  ä  la  formalite  des 
ratifications.  II  est  stipule,  il  est  vrai,  que  cette  adhesion  leur  procure  tous 
les  avantages  et  les  soumet  ä  toutes  les  obligations  de  l'Acte  General;  mais 
on  peut  admettre  que  l'egalite  de  droits  dont  il  s'agit  est  liee  ä  l'existence 
de  ce  meme  Acte.  Si  les  Puissances  qui  ont  concouru  ä  son  Elaboration  vou- 
laieut  s'entendre  un  jour  pour  l'abroger  ou  pour  le  modifier,  devrait-on  leur 
en  refuser  la  faculte  parce  qu'elles  auraient  admis  d'autres  Puissances  k  bene- 
ficier  de  leur  accord  primitif?  Les  Puissances  adherentes,  en  cas  de  modi- 
fications  apportees  ä  cet  accord,  auraient  le  droit  evident,  mais  unique,  de 
considerer  leur  adhesion  comme  annulee.  ||  M.  le  Plenipotentiaire  d'Espagne 
cite  des  precedents  k  l'appui  de  cette  maniere  de  voir.  ||  Admettre  d'avance 
des  coUaborateurs  inconnus,  en  nombre  indetermine,  ce  serait,  au  jugement 
de  M.  le  Plenipotentiaire  d'Autriche-Hongrie,  s'exposer  ä  rendre  l'entente  bien 
difficile.  Dans  des  negociations  qui  exigent  l'unanimite  des  vues,  et  la  facult6 
d'adherer  6tant  ouverte  ä  tous,  on  s'associerait  peut-etre  des  Puissances  ayant 
peu  ou  point  d'intöret  dans  les  remaniements  auxquels  on  devrait  les  laisser 
concourir.  ||  Ces  considerations  n'ont  pas  convaincu  M.  le  Ministre  des  £tats- 
Unis.  II  croit  que  la  faculte  laissee  aux  Puissances  adherentes  de  se  retirer 
d'un  accord  modifi6  sans  leur  consentement,  serait  inefficace,  en  les  condamnant 
a  l'isolement.  II  y  a  d'ailleurs  dans  l'Acte  General  des  dispositions  qui  n'ont 
pas  seulement  une  portee  commerciale,  mais  qui  devront  etre  consid^rees  k 
l'avenir  comme  faisant  partie  du  droit  international  et  ne  peuvent  des  lors 
etre  raodifiees  sans  un  consentement  göneral.  ||  Sur  l'observation  faite  par 
M.  le  P16nii)otentiaire  de  la  Grande  -  Bretagne  que  si  le  futur  £tat  du  Congo 
n'etait  pas  constituE  en  temps  utile  pour  figurer  au  nombre  des  Gouverne- 
ments Signataires,  il  se  trouverait  exclu  lors  des  futures  revisions,  M.  le  Baron 
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de  Courccl  exprirac  l'avis  que  les  Puissances  Signataires  pourront  procöder  N'-  ^ö^^. 
par  voie  d'invitatioii  ä  l'egard  des  Gouvernements  qu'elles  jugeraient  k  propos  Staaten. 
d'appeler  h  participer  ä  leurs  travaux.  ||  Le  Baron  Lambermont  dit  que  l'ega-^^-Feb.issö. 
Ute  de  droits  entre  les  adherents  et  les  signataires  est  une  question  qui  peut 
etre  debattue  au  point  de  vue  de  la  doctrine.  II  cite  les  travaux  d'un  auteur 
qui  occupe  une  position  egalement  elevee  dans  la  sphere  diplomatique  et  dans 
le  domaine  de  la  science.  D'une  maniere  generale  et  aux  termes  du  dernier 
paragraphe  de  l'Article  les  Puissances  adherentes  sont  admises  h  beneficier 
des  avantages  stipules  dans  TActe  General;  mais  la  Conference  a  incontes- 
tablement  le  droit  de  definir  et  de  preciser  la  portee  de  ses  resolutions.  II 
conviendra,  toutefois,  que  ses  intentions  ne  donnent  prise  b  aucun  doute  quant 
au  cas  particulier  dont  il  s'agit.  En  fait,  le  Plenipotentiaire  Beige  reconnait 
que  l'appel,  sans  distinction,  de  toutes  les  Puissances  adherentes  pourrait  pre- 
sentcr  des  inconvcnients.  ||  On  conciliera  les  opinions  en  presence  s'il  reste 
bicn  cntendu,  d'une  part,  quelles  Puissances  adherentes  auront  toujours  pleine 
liberte  de  retirer  leur  adhesion  ä  un  Acte  modifie  sans  leur  Cooperation,  et 
d'autre  part,  que  les  Puissances  Signataires  pourront  toujours  s'adjoindre,  en 
cas  de  revision,  telles  Puissances  adherentes,  dont  les  interets  seraient  directe- 
ment  en  jeu  ou  dont  le  coucours  paraitrait  particulierement  utile.  ||  La  Com- 
raission  a  maiutenu  l'Article  36  tel  qu'il  etait  formule,  sous  la  reservc  que 
les  explications  qui  precedent  seraient  reproduites  dans  son  Rapport;  ||  Et  pour 
mettre  le  paragraphe  3  de  l'Article  37  en  harmonie  avec  cette  decision,  eile 
y  a  substitue  l'expression  "acceptation  de  toutes  les  Obligation s"  ä  celle  "d'ac- 
cession  ä  toutes  les  clauses,"  qui  etait  dans  le  texte  primitif. 

II  aurait  ete  utile,  ä  divers  points  de  vue,  que  l'Acte  General  pfit  pro- 
duire  ses  effets  dans  un  terme  tres  rapproche.  La  necessite  pour  certaines 
Puissances  de  le  soumettre  ä  la  sanction  Parlementaire  —  ce  que  l'une  d'elles 
ne  pourra  faire  qu'ä  la  fin  de  l'annee  —  n'a  pas  laisse  ä  la  Commission  une 
entiere  latitude  ä  cet  egard.  ||  Aux  termes  de  l'Article  38,  l'Acte  General 
sera  ratifie  dans  un  delai  qui  sera  le  plus  court  possible,  mais  qui,  en  aucun 
cas,  ne  depassera  un  an.  ||  Cette  disposition  se  combine  avec  deux  autres: 
D'apres  l'une,  l'Acte  General  entrera  en  vigueur  pour  chaque  Puissance  ä  partir 
de  la  date  oü  eile  l'aura  ratifie.  ||  L'autre  est  due  ä  l'initiative  de  Tun  des 
Plenipotentiaires  de  l'AUemagne.  M.  de  Kusserow  avait  d'abord  suggere  l'idee 
de  rendre  l'Acte  General  provisoirement  obligatoire;  mais  cette  proposition 
n'ayant  pas  semble  pouvoir  etre  mise  en  pratique  par  tous  les  Gouvernements, 
il  y  a  ete  suppl6e  par  une  clause  que  la  Commission  a  acceptee  et  qui  oblige 
les  Puissances  ä  n'adopter,  en  attendant  leurs  ratifications  respectives,  aucune 
mesure  qui  serait  contraire  aux  stipulations  du  dit  Acte.  ||  Le  mode  de  rati- 
fication  a  donne  lieu  ä  un  examen  prolonge;  les  divers  systemes  suivis  jusqu'ä 
ce  jour  et  notamment  dans  les  recentes  transactions  diplomatiques,  ont  ete 
passes  successivement  en  revue,  dans  le  but  d'arriver  ä  simplifier  autant  que 
possible  une  Operation  essentielle,  mais  laborieuse  quand  un  grand  nombre  de 
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staaten.  meut  Ics  rcgles  qui  ont  cte  adoptces:  —  Chaque  Puissance  aura  la  faculte  de 
23.  Feb.  1885.  j-a^^jggj.  separcment  sans  devoir  attendro  que  ses  co-signataires  soient  eu  raesure 
d'accomplir  la  meme  formalite.  Chaque  acte  de  ratification  est  adresse  au 
Gouvernement  de  l'Empire  d'Allemagne  qui  en  donne  avis  aux  autres  Puis- 
sances Signataires.  ||  Les  diverses  ratifications  sont  successivement  deposces 
aux  archives  Imperiales.  Quand  elles  y  sont  toutes  parvenues,  les  Represen- 
tants  des  Puissances  Signataires  se  reunissent  pour  dresser  un  Protocole  autlien- 
tique  constatant  le  depot  de  toutes  les  ratifications.  Un  exemplaire  certifie 
de  ce  document  est  ensuite  transmis  ä  toutes  les  Puissances  Signataires  par 
les  soins  du  Gouvernement  Imperial  d'Allemagne.  ||  Cette  procedure  est  d'une 
grande  simplicite;  eile  atteint  le  but  voulu  en  reduisant  les  formalites  aux 
proportions  strictement  indispensables.  Elle  parait  particulierement  appropriee 
aux  convenances  d'assemblees  diplomatiques  nombreuses,  dont  la  reunion  est 
frequente  ä  notre  epoque  et  parait  appelee  ä  exercer  une  influence  de  plus 
en  plus  considerable  sur  le  developpement  des  relations  entre  les  fitats, 

2.  Parmi  les  formes  adoptees  pour  les  transactions  internationales  quelle 
est  Celle  dont  il  conviendra  de  revetir  les  resolutions  arretees  par  la  Con- 
ference? II  Quelques  indications  vous  ont  ete  fournies  ä  ce  sujet,  dans  votre 
seance  du  31  Janvier,  par  celui  des  Plenipotentiaires  que  vous  avez  bien  voulu 
charger  de  la  preparation  de  l'Acte  Final,  et  apres  quelques  considerations 
developpees  par  d'autres  membres  de  la  Conference,  vous  avez  confie  ä  votre 
Commission  le  soin  de  discuter  et  de  vous  soumettre  le  Projet  definitif  sur 
lequel  vous  aurez  h  statuer.  ||  La  Commission  a  adoptee  d'une  voix  unanime 
la  proposition  de  reunir  et  de  coordonner  en  un  Instrument  unique  tous  les 
Actes  sortis  de  vos  deliberations.  ||  Elle  s'est  trouvee  d'accord  avec  Tauteur 
du  Projet  pour  donner  ä  ce  document  diplomatique  la  qualification  d'Acte 
General  de  la  Conference  de  Berlin.  Outre  qu'il  est  en  concordance  avec  un 
precedent  bien  connu,  ce  titre  a  l'avantage,  non  sans  interet  dans  le  cas  qui 
nous  occupe,  de  reprösenter  collectivement  une  serie  d'Actes  partiels.  La  de- 
nomination  d'Acte  General  empechera  d'ailleurs  les  confusions  qui  pourraient 
se  produire  entre  le  Traite  ä  intervenir  et  le  Traite  de  Berlin  de  1878; 
ajoutons  qu'elle  a  contribue  ä  lever  les  scrupules  que  le  titre  de  Traite  faisait 
naitre  chez  quelques-uns  des  Plenipotentiaires.  ||  Un  Acte  General  rendait 
necessaire  un  preambule  adapte  ä  l'ensemble  de  l'oeuvre  de  la  Conference. 
La  Commission  a  donne  son  approbation  ä  la  formule  suivante,  exprimant  les 
vues  qui  ont  provoque  la  reunion  de  la  Conference  de  Berlin  et  qui  vous  ont 
vous-memes  diriges:  —  "Sa  Majeste  l'Empereur  d'Allemagne,  &c.  j|  Voulant 
regier  dans  un  esprit  de  bonne  entente  mutuelle  les  conditions  les  plus  favo- 
rables  au  developpement  du  commerce  et  de  la  civilisation  dans  certaincs  re- 
gions  de  l'Afrique,  et  assurer  ä  tous  les  peuples  les  avantages  de  la  libre 
navigation  sur  les  deux  principaux  fleuves  Africains  qui  se  d^versent  dans 
rOcean  Atiantique;    desireux   d'autrc  part  de  pr^venir  les  malentendus   et  les 
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contestations  quo  pourraient  soulcver  ä  Tavenir  Ics  priscs  de  possession  nou-  ^'^-  ^^03. 
volles  sur  les  cotcs  de  l'Afrique,  et  preoccupcs  cn  mumc  tcmps  des  raoyens  ytaaten. 
d'accroltre  le  bien-etre  moral  et  materiel  des  populatioiis  indigenes,  ont  resolu,^^' *'*''•  ^^s^- 
sur  l'invitatioii  qui  leur  a  ete  adresse  par  le  Gouvernement  Imperial  d'Alle- 
magnc,  d'accord  avec  le  Gouvernement  de  la  Republique  Frangaise,  de  reunir 
ä  cette  fin  unc  Conference  ä  Berlin  et  ont  nomme  pour  leurs  Plenipoten- 
tiaires,  savoir,"  &c.  \\  D'autre  part,  de  serieux  motifs  rendaient  desirable  de 
conserver  aux  divers  Actes  de  la  Conference  leur  physionomie  propre  et  leur 
caractcre  distinct.  Dans  ce  but,  le  Projet  les  6numere  avec  les  indications 
particulieres  que  la  Conference  y  a  attachecs  et  il  les  distribue  ensuite  en 
autant  de  chapitres  separös  qu'il  y  a  d'Actes,  chaque  cliapitre  portant  le  titre 
de  l'Actc  lui-merae.  |!  Enfiu  l'enumcration  desArticles,  poursuivie  du  commence- 
nient  ä  la  fin  de  l'Acte  General,  rattache  etitre  elles  toutes  ses  parties  et  y 
facilitera  les  references.  \\  Tel  est,  dans  ses  lignes  principales,  le  plan  sou- 
mis  ä  votre  approbation.  ||  Nous  ne  fatiguerons  pas  votre  attention  par 
l'examen  des  details.  Ij  Les  textes  des  Actes  que  vous  avez  dejä  votes,  et  ils 
constituent  la  presque  totalite  de  l'Acte  General,  ont  ete  purement  et  simple- 
ment  reproduits  ou  n'ont  subi  que  quelques  corrections  d'interet  secondaire.  || 
Les  autres,  qui  fönt  l'objet  de  la  premiere  partie  de  ce  Rapport,  prendront, 
s'ils  obtiennent  votre  suffrage,  la  place  qui  leur  est  assignee  dans  l'instrument 
commun.  |j  L'Acte  General,  ainsi  complete,  n'attendra  plus  que  votre  sanction 
et  votre  signature.  Le  President, 

Alph.  de  Courcel. 
Le  Rapporteur, 

Baron  Lambermont. 
A  Messieurs  les  Membres  de  la  Conference. 


Annexe  No.  1. 

Acte  General  de  la  Conference  de  Berlin. 

Chapitre  L  —  Declaration  relative  ä  la  Ltbertc  du  Commerce  dans  le  Bassin 
du  Congo,  ses  Embouchures  et  Pays  circonvoisins ,  et  Disposiüons  connexes. 

Art.  1.  II  Le  commerce  de  toutes  les  nations  jouira  d'une  complete  libcrte: 
1.  Dans  tous  les  territoires  constituant  le  Bassin  du  Congo  et  de  ses 
affluents.  Ce  bassin  est  delimite  par  les  cretes  des  bassins  contigus,  ä  savoir; 
notamment  les  Bassins  du  Niari,  de  l'Ogowe,  du  Schari  et  du  Nil,  au  nord; 
par  la  ligne  de  faite  Orientale  des  affluents  du  Lac  Tanganyka,  ä  Test;  par 
les  crctcs  des  Bassins  du  Zambeze  et  de  la  Loge,  au  sud.  II  embrasse,  en 
consequencc,  tous  les  territoires  drain^s  par  le  Congo  et  ses  affluents,  y 
compris  le  Lac  Tanganyka  et  ses  tributaires  orientaux. 
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staatBB.        Proposition  de  la  Commission  tendant  ä  modifier  le  Premier  et  le  Second 
Paragraplw  de  l'Ärticle  19  du  Projet  d'Acte  General. 

La  Commission  Internationale  de  Navigation  du  Congo  se  constituera 
aussitot  que  cinq  des  Puissances  Signataires  du  present  Acte  General  auront 
nomm6  leurs  Delegues.  En  atteudant  la  Constitution  de  la  Commission,  la 
nomiuation  des  Delegues  sera  notifiee  au  Gouvernement  Imperial  d'Allemagne, 
par  les  soins  duquel  les  demarches  necessaires  seront  faites  pour  provoquer 
la  reunion  de  la  Commission. 

La  Commission  ^laborera,  &c. 


Annexe  No.  3. 

Projet  de  Declaration  relative  ä  la  Neutralitc  des  Territoires  compris  dans 
le  Basin  conventionnel  du  Congo. 

Art.  A.  II  Afin  de  donner  une  garantie  nouvelle  de  securite  au  commerce 
et  ä  l'industrie  et  de  favoriser,  par  le  maintien  de  la  paix,  le  developpement 
de  la  civilisation  dans  les  contrees  mentionnöes  ä  l'Ärticle  1^  et  placees  sous 
le  regime  de  la  liberte  commerciale,  les  Hautes  Parties  Signataires  du  pre- 
sent Acte  et  Celles  qui  y  adhererout  par  la  suite  s'engagent  ä  respecter  la 
neutralite  des  territoires  ou  parties  de  territoires  dependant  des  dites  con- 
trees, y  compris  les  eaux  territoriales,  aussi  longtemps  que  les  Puissances 
qui  exercent  ou  qui  exerceront  des  droits  de  souverainete  ou  de  Protectorat 
sur  ces  territoires,  usant  de  la  faculte  de  se  proclamer  neutres,  demeureront 
fideles  aux  devoirs  que  la  neutralite  comporte. 

Art.  B.  II  Dans  le  cas  oü  une  Puissance  exergant  des  droits  de  souverai- 
nete ou  de  Protectorat  dans  les  contrees  mentionnees  ä  l'Ärticle  1"'  et  pla- 
cees sous  le  regime  de  la  liberte  commerciale  serait  impliquee  dans  une  guerre, 
les  Hautes  Parties  Signataires  du  present  Acte  et  Celles  qui  y  adhereront  par 
la  suite  s'engagent  ä  preter  leurs  bons  Offices  pour  que  les  territoires  appar- 
tenant  ä  cette  Puissance  et  compris  dans  la  zone  conventionnelle  de  la  liberte 
commerciale  soient,  du  conseutement  commun  de  cette  Puissance  et  de  l'autre 
ou  des  autres  parties  belligerantcs,  places  pour  la  duree  de  la  guerre  sous 
le  regime  de  la  neutralite  et  consideres  comme  appartenant  ä  un  Etat  non- 
bcUigerant;  les  parties  belligerantcs  renonceraient  des  lors  ä  etendre  les  hosti- 
litcs  aux  territoires  ainsi  neutralises  aussi  bien  qu'ä  les  faire  servir  de  base 
ä  des  Operations  de  guerre. 

Art.  C.  II  Dans  le  cas  oü  un  conflit,  ayant  pris  naissancc  au  sujet  ou  dans 
les  limites  des  territoires  mentionnes  ä,  l'Ärticle  1"'"  et  places  sous  le  regime 
de  la  libertö  commerciale,  viendrait  ä  s'clcver  entre  des  Puissances  Signataires 
du  present  Acte,  ces  Puissances  s'engagent  ä  faire  appel  ä  la  mödiation  d'une 
ou  de  plusieurs  Puissances  amies. 
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Cliapitrc  III.  —  Dcclaration  relative  ä  la  NeutraUte  des   Territoires  compris     Staaten. 
dans  le  Bassin  convenüonncl  du  Congo. 

[Siehe  Artikel  10,  11  und  12  der  General -Akte.] 

Annexe  No.  5. 

Chapitre  VII.  —  Dispositions  gencrales. 

[Siehe  Artikel  36,  37  und  38  der  General -Akte.] 

Annexe  No.  6. 

Protocole  de  la  Seance  de  la  Conference  du  31  Janvier,  1885.     Extrait.- 

Le  President  propose  ä  la  Haute  Assemblee  de  proceder  ä  un  echange 
de  vues  generales  relativcment  h  la  forme  que  devra  revetir  l'Acte  Final. 

Le  Plenipotentiaire  d'Espagne  rappelle  notamment  que  son  Gouvernement, 
apres  avoir  pris  part  aux  travaux  du  Congres  de  1815,  n'avait,  pour  des 
motifs  particuliers,  pas  cru  pouvoir  signer  le  Traite  issu  de  ses  deliberations. 
Le  Cabinet  de  Madrid  avait  seulement  adhere  plus  tard  au  meme  Traite. 
Plusieurs  membres  de  la  Conference  et  le  President  de  la  Haute  Assemblee 
expriment  l'avis  que  ce  precedent  pourrait  etre  suivi  dans  le  cas  oü  le  Gou- 
vernement des  fitats  Unis  aurait  des  objections  contre  la  forme  adoptee  par 
les  Gouvernements  Europeens  pour  sanctionner  les  decisions  prises  par  la 
Conference.  La  question  est,  d'ailleurs,  renvoyöe  ä  la  Commission  avec  toutes 
Celles  concernant  la  preparation  de  l'Acte  Final. 


Nr.    8604.      KONFERENZ-STAATEN.   —   Berliner  Konferenz.     Pro- 
tokoll Nr.  10.    Schluss-Sitzung  vom  26.  Februar  1885. 

fitaient  pr^sents: 

Pour  TAlleraagne  —  |i  Le  Prince  Bismarck.  ||  M.  Busch.  ||  M.  de  Kusserow. 

Pour  l'Autriche-Hongrie  —  |  Le  Comte  Szechenyi.  Staaten. 

Pour  la  Belgique  —  ||  Le  Comte  van  der   Straten- Ponthoz.  ji  Le  Baron  ^''- ^''''- ^^^■ 
Lambermont. 

Pour  le  Danemark  —  li  M.  de  Vind. 

Pour  l'Espagne  —  ||  Le  Comte  de  Benomar. 

Pour  les  £tats-Unis  d'Amerique  —  ij  Mr.  John  A.  Kassen.      Mr.  Henry 
S.  Sanford. 

Pour  la  France  —  !  Le  Baron  de  Courcel. 

Pour  la  Grande-Bretagne  —  {  Sir  Edward  Malet. 

Pour  ritalie  —  Ü  Le  Comte  de  Launay. 

Pour  les  Pays-Bas  —  ||  Le  Jonkheer  van  der  Hoeven. 
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Nr.  8604.  pQur  le  Portugal  —  ||  Le  Marquis  de  Penafiel.  I|  M.  de  Serpa  Pimentel. 

Staaten.  Pour  la  Russic  —  ||  Le  Comte  Kapuist. 

26.Feb.i885.  Pour  la  Sucdc  et  la  Norvege  —  ||  Le  General  Baron  Bildt. 

Pour  la  Turquie  —  f  Said-Pacha. 

La  seance  est  ouverte  ä  2  heures  et  demie,  sous  la  presidence  de  son 
Altesse  Serenissime  le  Prince  de  Bismarck. 

Le  President  exprime  le  regret  qu'il  eprouve  d'avoir  ete  empeclie,  par 
l'etat  de  sa  saut6  et  l'exces  de  ses  occupations,  de  s'associer  ä  une  partie  des 
travaux  de  la  Haute  Assemblee  qu'il  a  pourtant  suivis  avec  tant  de  Sympathie. 

Son  Altesse  Serenissime  prononce  ensuite  le  discours  suivant:  —  ||  "Mes- 
sieurs, II  Notre  Conference,  apres  de  longues  et  laborieuses  deliberations,  est 
arrivee  au  terme  de  ses  travaux,  et  je  suis  heureux  de  constater  que,  gräce 
ä  vos  efforts  et  ä  l'esprit  de  conciliation  qui  a  preside  ä  nos  negociations, 
uue  entente  complete  a  ete  etablie  sur  tous  les  points  du  programme  qui  nous 
avait  ete  soumis.  ||  Les  resolutions  que  nous  sommes  sur  le  point  de  sanction- 
ner  assurent  au  commerce  de  toutes  les  nations  le  libre  acces  au  centre  du 
continent  Africain.  Les  garanties  dont  la  liberte  commerciale  dans  le  Bassin 
du  Congo  sera  entouree  et  l'ensemble  des  dispositions  consignees  dans  les 
Actes  de  Navigation  du  Congo  et  du  Niger  sont  de  nature  k  oflfrir  au  com- 
merce et  a  l'industrie  de  toutes  les  nations  les  conditions  les  plus  favorables 
ä  leur  developpement  et  ä  leur  securite.  ||  Par  une  antre  serie  de  dispositions 
vous  avez  manifeste  votre  sollicitude  pour  le  bien-etre  moral  et  materiel  des 
populations  indigenes,  et  il  y  a  lieu  d'esperer  que  ces  principes,  dictes  par 
un  esprit  de  sage  mesure,  porteront  leurs  fruits  et  contribueront  ä  associer 
ces  populations  aux  bienfaits  de  la  civilisation.  ||  Les  conditions  particulieres 
dans  lesquelles  se  trouvent  placees  les  vastes  regions  que  vous  venez  d'ouvrir 
aux  entreprises  du  commerce  ont  paru  exiger  des  garanties  speciales  pour  le 
maintien  de  la  paix  et  de  l'ordre  public.  En  efifet,  les  fleaux  de  la  guerre 
assumeraient  un  caractere  particulierement  desastreux  si  les  indigenes  etaient 
amenes  ä  prendre  partie  dans  les  conflits  des  Puissances  civilisöes.  Justement 
preoccupes  des  dangers  qu'une  pareille  eventualite  pourrait  porter  aux  interets 
du  commerce  et  de  la  civilisation,  vous  avez  recherche  les  moyens  de  soustraire 
une  grande  partie  du  continent  Africain  aux  vicissitudes  de  la  politique  ge- 
nerale en  y  restreignant  les  rivalites  nationales  ä  la  concurrence  pacifique  du 
commerce  et  de  l'industrie.  ||  Dans  le  meme  ordre  d'idees  vous  avez  tenu  ä 
prevenir  les  raalentendus  et  contestations  auxquels  de  nouvelles  prises  de  pos- 
session  sur  les  cotes  d'Afrique  pourraient  donner  lieu.  La  Declaration  sur 
les  formalites  ä  remplir  pour  que  ces  prises  de  possession  soient  considerees 
comme  effectives  introduit  dans  le  droit  public  une  nouvellc  regle  qui  contri- 
buera  k  son  tour  k  ccartcr  des  rclations  internationales  des  causes  de  dissen- 
timent  et  de  conflit.  ||  L'esprit  de  bonnc  entente  mutuelle  qui  a  distingue  vos 
deliberations  a  preside  egalement  aux  negociations  qui  ont  eu  lieu  en  dehors 
de  la  Conference  dans  le  but  de  regier  des  questions  difficilcs  de  delimitation 
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entre  les  partics  qui  exerccrönt  des  droits  de  souveraincte  dans  le  Bassin  du   ^^-  ^'^04. 

Konferonz- 

Gongo  et  qui,  par  la  nature  de  leur  position,  sont  appclecs  ä  devenir  les  Staaten. 
principaux  gardiens  de  l'oeuvre  que  nous  allons  sanctionner.  ||  Je  ne  puis  tou-26.Feb.  isss. 
eher  ä  ce  sujct  sans  rcndre  homraagc  aux  nobles  efforts  de  Sa  Majeste  le  Roi 
des  Beiges,  fondateur  d'une  oeuvre  qui  est  aujourd'liui  reconnue  par  presque 
toutes  les  Puissances,  et  qui,  en  se  consolidant,  pourra  rendre  de  pröcieux 
Services  ä  la  cause  de  l'humanite.  ||  Messieurs,  je  suis  Charge  par  Sa  Majestö 
l'Empereur  et  Roi,  mon  auguste  Maitre,  de  vous  exprimer  ses  rcmerciments 
les  plus  chaleureux  pour  la  part  que  chacun  de  vous  a  prise  dans  l'heureux 
accomplissemcnt  de  la  tache  de  la  Conference.  ||  Je  remplis  un  dernier  devoir 
eu  me  rendant  l'organe  de  la  reconuaissance  quo  la  Conference  doit  k  ceux 
de  ses  membres  qui  se  sont  charges  des  travaux  difficiles  de  la  Commission, 
notamraent  ä  M.  le  Baron  de  Courcel  et  ä  M.  le  Baron  Lambermont.  Je  re- 
mercie  egalement  MM.  les  Delegues  du  precieux  concours  qu'ils  ont  bien  voulu 
nous  preter  et  j'associe,  dans  l'exprcssion  de  cette  reconnaissance,  le  Secrc- 
tariat  de  la  Conference  qui,  par  la  precision  de  ses  travaux,  a  contribue  ä 
faciliter  uotre  tache.  j|  Messieurs,  les  travaux  de  la  Conference  seront,  comme 
toute  oeuvre  humaine,  susceptibles  d'amelioration  et  de  perfectionnement;  mais 
ils  marqueront,  je  l'espere,  uu  progres  du  developperaent  des  relations  inter- 
nationales et  formeront  un  nouveau  lien  de  solidarite  entre  les  nations 
civilisees." 

Le  Comte  de  Launay  prend  la  parole  dans  les  termes  ci-apres:  —  ||  "Mes- 
sieurs, II  Nous  avons  ete  vivement  satisfaits  de  revoir  au  railieu  de  nous  son 
Altesse  Serenissime  le  Prince  de  Bismarek.  j|  Nous  avons  l'honneur  de  le  re- 
mercier  de  son  langage  empreint  d'une  si  parfaite  courtoisie,  et  de  son  juge- 
ment  si  flatteur  pour  nos  efforts  qui  ont  araene  une  entente  generale.  ||  Ainsi 
que  vous  veuez  de  l'entendre,  il  a  ete  empeche,  bien  malgre  lui,  de  presider 
en  personne  ä  toutes  nos  seances;  mais  son  vaste  esprit  planait  sur  cette 
Assemblee.  S'il  a  du  se  prevaloir  de  la  faculte  de  deleguer  ses  fonctions,  11 
savait  d'avance  qu'il  les  planait  en  bonnes  mains.  En  effet,  son  Excellence 
M.  le  Comte  de  Hatzfeldt  et  le  Sous-Secretaire  d'Etat  M.  Busch  ont  successi- 
vemeut  rempli  leur  mandat  avec  une  intelligence,  uu  tact  et  uu  sentiment  de 
conciliation  que  nous  nous  plaisons  ä  constater.  Nous  acquittons  envers  eux 
une  dette  de  reconnaissance.  L'un  et  l'autre  s'iuspiraient  des  principes  ex- 
poses,  avec  autant  de  justesse  que  d'elevation  de  vues,  lors  de  l'inauguratiou 
de  la  Conference.  ||  Quel  que  soit  l'avenir  reserve  ä  notre  oeuvre,  qui  reste 
soumisc  aux  vicissitudes  de  toutes  choses  humaines,  nous  pouvons,  des  ä  pre- 
sent,  du  moins,  porter  temoiguagc  de  n'avoir  rien  neglige,  dans  la  raesure  du 
possible,  pour  ouvrir  jusqu'au  centre  du  continent  Africain  une  large  voie  au 
progres  moral  et  materiel  des  populations  indigencs,  au  developpement  des 
interets  generaux  du  commerce  et  de  la  navigation.  ||  Nous  avons,  en  meme 
temps,  servi  ia  cause  de  la  religion,  de  la  paix,  de  l'humanite,  et  agrandi 
le  domaine   du   droit  public  international.  '    Tel  etait  le  but  que  nous  nous 
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Nr.  8604.  proi)Osions.  Si  uous  avons  reussi  ä  l'atteindre,  une  grande  part  du  m^rite 
Staaten^'  ^^  i'evieiit  ä  iiotre  illustre  President,  au  promoteur  de  la  reuuion  de  cette 
26. Feb.  1885.  Conference,  ä  l'auteur  du  programme  qui  formait  la  base  de  nos  deliberations.  || 
Je  suis  donc  certain  de  rencontrer  l'assentinient  unanime  des  membres  de 
cette  Haute  Assemblee,  eu  exprimant  ä  son  Altesse  Ser6nissime  le  Prince  de 
Bismarck  notre  vive  reconnaissance  pour  avoir  su,  de  loin  comme  de  pres, 
imprimer  la  meilleure  direction  ä  nos  travaux.  |)  Sur  le  point  de  nous  separer, 
je  crois  aussi,  Messieurs,  me  rendre  votre  fidele  interprete  en  offrant  l'hom- 
mage  de  notre  respectueuse  gratitude  pour  l'accueil  si  bienveillant  que  nous 
avons  regu  de  Sa  Majeste  l'Empereur  d'AUemagne,  Roi  de  Prusse,  ainsi  que 
de  la  part  de  son  auguste  famille." 

Sur  la  proposition  du  Comte  de  Launay,  les  membres  de  la  Haute  Assem- 
blee se  levent  de  leur  siege  pour  marquer  leur  chaleureux  assentiraent  aux 
paroles  pronoucees  par  le  Representant  de  l'ltalie  ä  l'adresse  de  sa  Majeste 
l'Empereur. 

Le.  Prince  de  Bismarck  remercie  le  Comte  de  Launay  de  ses  bienveil- 
lantes  appreciations.  II  exprime  le  voeu  que  les  Plenipotentiaires,  et  lui- 
meme,  aient,  au  cours  de  leur  existence  politique,  de  frequentes  occasions  de 
se  rencontrer  dans  cet  esprit  si  unanimement  amical  qui  a  caracterise  la  Con- 
ference de  Berlin.  Son  Altesse  Serenissime  temoigne  de  la  satisfaction  qu'il 
a  puisee  dans  les  excellentes  relations  auxquelles  eile  a  donne  lieu. 

Le  President  consulte  la  Haute  Assemblee  pour  savoir  s'il  lui  convient, 
avant  de  proceder  ä  la  signature  de  l'Acte  General,  qu'une  derniere  lecture 
soit  faite,  devant  eile,  de  ce  document.  L'Acte  General,  dejä  adopte  dans 
son  ensemble  par  la  Conference,  a  ete  imprime  et  distribue  aux  Plenipoten- 
tiaires qui  ont  pu  en  prendre  müreraent  connaissance.  La  Haute  Assemblee 
estimera  donc  peut-etre  pouvoir  passer  outre  la  formalite  de  la  lecture  d'usage. 
Si  tel  etait  son  sentiment,  il  repondrait  ä  celui  du  President. 

Said-Pacha  croit,  en  effet,  la  lecture  superflue. 

La  Haute  Assemblee  donne  unanimement  son  adhesion  ä  la  Suggestion 
presentee  par  le  Prince  de  Bismarck. 

Le  President  en  prend  acte  et  fait  connaitre  que,  la  Haute  Assemblee 
ayant  donne  ä  l'Acte  General  sa  sanction  definitive,  sans  desirer  en  entendre 
lecture  une  derniere  fois,  11  peut  etre  immediatement  passe  ä  la  signature 
des  Instruments. 

Toutefois,  avant  d'inviter  les  Plenipotentiaires  ä  proceder  ä  cette  forma- 
lite, le  Prince  de  Bismarck,  pour  simplifier  l'ordre  des  travaux,  desire  faire 
ä  la  Conference  une  communication  qui,  rigoureusement,  devrait  plutöt  suivre 
la  signature  du  Traite,  et  il  s'exprime  comme  suit:  —  |1  "En  me  referant  ä 
l'Articlc  37  de  l'Acte  que  vous  venez  d'agreer,  j'ai  l'honneur  de  vous  faire 
part  d'unc  communication  qui  m'est  parvenue  tout  h  l'heure.  C'est  l'acte  d'ad- 
hesion  de  l'Association  Internationale  du  Congo  aux  resolutions  de  la  Confe- 
rence.    Je  me   permettrai    de  vous    donner   lecture    de    cet  Acte,   ainsi  que 
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d'une  lettre   et  des  plcins-pouvoirs   de  M.   le  Coloncl  Strauch ,  President  de    ^'■-  ^"04. 

,,  ,  .    , .        ,,  Konferenz- 

1  Association.  Staaten. 

Le  President  donne  lecture  de  ces  documents,  qui  sont  aiiisi  congus:  — 26.Feb.  isss. 

"1.  Acte  d'adhesion  de  l'Association  Internationale  du  Congo  ä  l'Acte 
General  de  la  Conference  de  Berlin  en  dato  du  26  Fevrier,  1885.  ||  L'Asso- 
ciation Internationale  du  Congo,  en  vertu  de  l'Article  37  de  l'Acte  General 
de  la  Conference  de  Berlin,  declare  par  les  presentes  adh6rer  aux  dispositions 
du  dit  Acte  G6neral.  ||  En  foi  de  quoi  le  President  de  l'Association  Inter- 
nationale du  Congo  a  sign6  la  presente  Declaration  et  y  a  appose  sou  cachet. 

Fait  k  Berlin,  le  16°  jour  du  mois  de  Fevrier,  1885. 

Colonel  S  t  r  a  u  c  h." 

2.  Lettre  de  M.  le  Colonel  Strauch  ä  son  Altesse  Ser^nissime  le  Prince 
de  Bismarck:  —  ||  "Prince,  ||  En  vertu  des  pleius  pouvoirs  qui  m'ont  ete  de- 
livrcs  par  Sa  Majest6  le  Roi  des  Beiges,  agissant  corarae  fondateur  de  l'Asso- 
ciation Internationale  du  Congo,  pleins  pouvoirs  qui  sont  ci-annexes,  et  en  con- 
formite  de  l'Article  37  de  l'Acte  General  de  la  Conference  de  Berlin,  j'ai 
l'honneur  d'adresser  au  Gouvernement  de  l'Empire  d'AUeraagne  l'Acte  par 
lequel  l'Association  Internationale  du  Congo  adhere  au  dit  Acte  General.  ||  J'ai 
la  confiance  que  votre  Altesse  Serenissime  voudra  bien,  selou  la  stipulation 
qui  forme  le  paragraphe  2  du  meme  Article,  notifier  cette  adhesion  aux  f^tats 
qui  ont  signe  l'Acte  General  ou  qui  y  adhereront.  |j  L'Association  Internatio- 
nale du  Congo  envisagera  la  suite  favorable  donn^e  ä  sa  demande  comme  un 
nouveau  temoiguage  de  la  bienveillance  des  Puissances  pour  une  oeuvre  ap- 
pelee  par  son  origine,  ses  conditions  d'existence  et  son  but  k  seconder  l'ac- 
complissement  des  vues  gen6reuses  de  la  Conference.  ||  Je  suis,  &c. 

Le  President  de  l'Association  Internationale  du  Congo, 
Colonel  S  t  r  a  u  c  h." 
"Berlin,  le  26  Fevrier,  1885." 

3.  Pleins  pouvoirs  conferes  k  M.  le  Colonel  Strauch:  —  ||  "Nous,  Leo- 
pold II,  Roi  des  Beiges,  agissant  comme  fondateur  de  l'Association  Internatio- 
nale du  Congo,  donnons  par  les  presentes  pleins  pouvoirs  k  M.  Strauch,  Pre- 
sident de  cette  Association,  de  signer  l'Acte  d'Accession  au  Traite  General 
adopte  par  la  Conference  de  Berlin." 

"Leopold." 
"Bruxelles,  le  15  Fevrier,  1885." 

Son  Altesse  Serenissime  le  Prince  de  Bismarck  prononce  ensuite  les  pä- 
roles  suivantes:  —  |1  "Messieurs,  je  crois  repondre  au  sentiment  de  l'Asscmblee 
en  saluant  avec  satisfaction  la  demarche  de  l'Association  Internationale  du 
Congo  et  en  prenant  acte  de  son  adhesion  k  nos  resolutions.  Le  nouvel  Etat 
du  Congo   est  appele  ä  devenir  un  des  principaux  gardiens  de  l'oeuvre  que 
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Nr,  8604.    jjqus  Evoiis  en  vue  et  je  fais  des  voeux  pour  son  developpement  prospere  et 
Staaten,    pour  raccomplissemeiit  des  nobles  aspirations  de  sou  illustre  fondjfteur." 
26.Feb.  1885.  gm«  rinvitatioii  du  President,  les  Plenipotentiaires  procedent  alors  ä  la 

signature  de  l'Acte  Final. 

Le  President  fait  connaitre  que  la  seance  est  levee  et  la  Haute  Assemblee 
se  separe  ä  4  heures  et  demi. 

[Unterschriften.] 


Nr.    8605.      KONFERENZ-STAATEN.   —   General-Akte  der  Berliner 
Konferenz.     Vom  26.  Februar  1885. 

Au  Nom  de  Dieu  Tout-Puissant. 
Nr.  8605.  Sa  Majeste  l'Empereur  d'Allemagne ,  Roi  de  Prusse;  Sa  Majeste  l'Empe- 

'^stllter  ^^^^  d'Autriche,  Roi  de  Boheme,  &c,,  et  Roi  Apostolique  de  Hongrie;  Sa  Ma- 
26.Febr.i885.  jeste  Ic  Roi  dcs  Belges,"  Sa  Majeste  le  Roi  de  Danemark;  Sa  Majeste  le  Roi 
d'Espagne;  le  President  des  Etats-Unis  d'Araerique;  le  President  de  la  Repu- 
blique  Frangaise;  Sa  Majeste  la  Reine  du  Royaume-Uni  de  la  Grande-Bre- 
tagne et  d'Irlande,  Imperatrice  des  Indes;  Sa  Majeste  le  Roi  d'Italie;  Sa  Ma- 
jeste le  Roi  des  Pays-Bas,  Grand -Duc  de  Luxembourg,  &c.;  Sa  Majeste  le 
Roi  de  Portugal  et  des  Algarves,  &c.;  Sa  Majeste  l'Empereur  de  Toutes  les 
Russies;  Sa  Majeste  le  Roi  de  Suede  et  de  Norvege,  &c.;  et  Sa  Majeste  l'Em- 
pereur des  Ottomans, 

Voulant  regier  dans  un  esprit  de  bonne  entente  mutuelle  les  conditions 
les  plus  favorables  au  developpement  du  commerce  et  de  la  civilisation  dans 
certaines  regions  de  l'Afrique,  et  assurer  ä  tous  les  peuples  les  avantages  de 
la  libre  navigation  sur  les  deux  principaux  fleuves  Africaius  qui  se  deversent 
dans  rOcean  Atiantique;  desireux  d'autre  part  de  prevenir  les  malentendus  et 
les  contestations  que  pourraient  soulever  ä  l'avenir  les  prises  de  possession 
nouvelles  sur  les  cotes  de  l'Afrique,  et  preoccupes  en  meme  temps  des  moyens 
d'accroitre  le  bien-etre  moral  et  materiel  des  populations  indigenes,  ont  resolu, 
sur  rinvitation  qui  leur  a  ete  adressee  par  le  Gouvernement  Imperial  d'Alle- 
magne, d'accord  avec  le  Gouvernement  de  la  Republique  Frangaise,  de  reunir 
ä  cette  fin  une  Conference  ä  Berlin,  et  ont  nomme  pour  leurs  Plenipoten- 
tiaires, savoir;  — 

Sa  Majeste  l'Empereur  d'Allemagne,  Roi  de  Prusse,  le  Sieur  Othon, 
I  Prince  de  Bismarck,  son  President  du  Conseil  des  Ministres  de  Prusse,  Chan- 
celier  de  l'Empire;  le  Sieur  Paul,  Comte  de  Hatzfeldt,  Son  Ministre  d'fitat 
et  Secretaire  d'ßtat  du  Departement  des  Affaires  fitrangeres;  le  Sieur  Auguste 
Busch,  son  Conseiller  Intime  Actuel  de  Legation  et  Sous-Secretaire  d'fitat  au 
Departement  des  Affaires  fitrangeres;  et  Ic  Sieur  Henri  de  Kusserow,  son 
Conseiller  Intime  de  Lögation  au  Departement  des  Affaires  fitrangöres; 

Sa  Majeste  l'Empereur  d'Autriche,  Roi  de  Boheme,  &c.,  et  Roi  Aposto- 
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lique  de  Hongrie,  le  Sicur  Emeric,  Comte  Szech6nyi,  de  Särvari  Felsö-Videk,  ^'■-  ^^^5 
Chambellan  et  Couseiller  Intime  Actuel,  son  Ambassadeur  Extraordinaire  et  Staaten. 
Plenipotentiaire  pres  Sa  Majeste  l'Empereur  d'AUemagne,  Roi  de  Prusse;       26.Feb.i885. 

Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges,  le  Sieur  Gabriel  Auguste,  Comte  van  der 
Straten-Ponthoz ,  son  Envoyö  Extraordinaire  et  Ministre  Plenipotentiaire  prös 
Sa  Majeste  l'Empereur  d'AUemagne,  Roi  de  Prusse;  et  le  Sieur  Auguste, 
Baron  Lanibermont,  Ministre  d'fitat,  son  Envoyö  Extraordinaire  et  Ministre 
Plenipotentiaire; 

Sa  Majeste  le  Roi  de  Dänemark,  le  Sieur  Emile  de  Vind,  Chambellan, 
son  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre  Plenipotentiaire  prös  Sa  Majeste  l'Em- 
pereur d'AUemagne,  Roi  de  Prusse; 

Sa  Majeste  le  Roi  d'Espagne,  Don  Francisco  Merry  y  Colom,  Comte  de 
Benomar,  son  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre  Plenipotentiaire  pres  Sa 
Majeste  l'Empereur  d'AUemagne,  Roi  de  Prusse; 

Le  President  des  fitats-ünis  d'Amörique,  le  Sicur  John  A.  Kasson,  En- 
voye Extraordinaire  et  Ministre  Plenipotentiaire  des  Etats-Unis  d'Amerique 
pres  Sa  Majeste  l'Empereur  d'AUemagne,  Roi  de  Prusse,  et  le  Sieur  Henry 
S.  Sanford,  ancien  Ministre; 

Le  President  de  la  Republique  Frangaise,  le  Sieur  Alphonse,  Baron  de 
Courcel,  Ambassadeur  Extraordinaire  et  Plenipotentiaire  de  France  pr6s  Sa 
Majeste  l'Empereur  d'AUemagne,  Roi  de  Prusse; 

Sa  Majeste  la  Reine  du  Royaume-Uni  de  la  Grande-Bretagne  et  d'Irlande» 
Imperatrice  des  Indes,  Sir  Edward  Baldwin  Malet,  son  Ambassadeur  Extra- 
ordinaire et  Plenipotentiaire  prös  Sa  Majeste  l'Empereur  d'AUemagne,  Roi  de 
Prusse; 

Sa  Majeste  le  Roi  d'Italie,  le  Sieur  fidouard,  Comte  de  Launay,  son 
Ambassadeur  Extraordinaire  et  Plenipotentiaire  pres  Sa  Majeste  l'Empereur 
d'AUemagne,  Roi  de  Prusse; 

Sa  Majeste  le  Roi  des  Pays-Bas,  Grand-Duc  de  Luxembourg,  &c.,  le  Sieur 
Frederic  PhiUppe,  Jonkbeer  van  der  Hoeven,  son  Envoye  Extraordinaire  et 
Ministre  Plenipotentiaire  pres  Sa  Majeste  l'Empereur  d'AUemagne,  Roi  de 
Prusse; 

Sa  Majeste  le  Roi  de  Portugal  et  des  Algarves,  &c.,  le  Sieur  da  Serra 
Gomes,  Marquis  de  Penafiel,  Pair  du  Royaume,  son  Envoye  Extraordinaire 
et  Ministre  Plenipotentiaire  pres  Sa  Majeste  l'Empereur  d'AUemagne,  Roi  de 
Prusse,  et  le  Sieur  Antoine  de  Serpa  Pimentel,  ConseUler  d'fitat  et  Pair  du 
Royaume ; 

Sa  Majeste  l'Empereur  de  Toutes  les  Russies,  le  Sieur  Pierre,  Comte 
Kapnist,  Conseiller  Prive,  son  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre  Plenipoten- 
tiaire prfes  Sa  Majeste  le  Roi  des  Pays-Bas; 

Sa  Majeste  le  Roi  de  Suede  et  de  Norvege,  &c.,  le  Sieur  GiUis,  Baron 
Bildt,  Lieutenant- General,  son  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre  Plenipoten- 
tiaire pres  Sa  Majeste  l'Empereur  d'AUemagne,  Roi  de  Prusse; 
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Staaten.    Haut  Digiiitaire ,  sou  Ambassadeur  Extraordiuaire  et  Pleuipotentiaire  pres  Sa 
26.Feb.is8b.  jyjajeste  l'Empereur  d'AUemagne,  Roi  de  Prusse; 

Lesquels,  munis  de  pleins  pouvoirs  qui  ont  ete  trouves  en  bonne  et  due 
forme,  ont  successivement  discute  et  adopte:  — 

1.  Uue  Declaratiou  relative  ä  la  liberte  du  commerce  dans  le  Bassin  du 
Congo,  ses  embouchures  et  pays  circonvoisins,  avec  certaines  dispositions 
connexes; 

2.  Une  Declaration  concernant  la  Traite  des  Esclaves  et  les  Operations 
qui  sur  terre  ou  sur  mer  fournissent  des  esclaves  ä  la  Traite; 

3.  Une  Declaration  relative  ä  la  neutralite  des  territoires  compris  dans 
le  bassin  conventionnel  du  Congo  ; 

4.  Un  Acte  de  Navigation  du  Congo,  qui,  en  tenant  compte  des  circon- 
stances  locales,  etend  ä  ce  fleuve,  ä  ses  affluents  et  aux  eaux,  qui  leur  sont 
assimilees,  les  principes  generaux  enonces  dans  les  Articles  CVIII  ä  CXVI  de 
l'Acte  Final  du  Congres  de  Vienne  et  destines  ä  regier,  entre  les  Puissances 
Signataires  de  cet  Acte,  la  libre  navigation  des  cours  d'eau  navigables  qui 
separent  ou  traversent  plusieurs  ßtats,  principes  conventionnellement  appli- 
ques  depuis  ä  des  fleuves  de  TEurope  et  de  l'A  merique ,  et  notamment  au 
Danube,  avec  les  modifications  prevues  par  les  Traites  de  Paris  de  1856,  de 
Berlin  de  1878   et  de  Londres  de  1871  et  de  1883; 

5.  Un  Acte  de  Navigation  du  Niger,  qui,  en  tenant  egalement  compte 
des  circonstances  locales,  etend  ä  ce  fleuve  et  ä  ses  affluents  les  memes 
principes  inscrits  dans  les  Articles  CVIII  ä  CXVI  de  l'Acte  Final  du  Congres 
de  Vienne; 

6.  Une  Declaration  introduisant  dans  les  rapports  internationaux  des 
regles  uniformes  relatives  aux  occupations  qui  pourront  avoir  lieu  ä  l'avenir 
sur  les  cotes  du  contineut  Africain; 

Et  ayant  juge  que  ces  differents  documents  pourraient  etre  utilement 
coordonnes  en  un  seul  Instrument,  les  ont  reunis  en  un  Acte  General  com- 
pose  des  Articles  suivants:  — 

Chapitre  I.  —  Declaration  relative  ä  la  Liberte  du  Commerce  dans  le  Bassin 
du  Congo,  ses  Embouchures  et  Pays  circonvoisins,  et  Dispositions  connexes. 

Art.  1.  II  Le  commerce  de  toutes  les  nations  jouirad'unecomplete  liberte:  — 
1.  Dans  tous  les  territoires  constituant  le  Bassin  du  Congo  et  de  ses 
affluents.  Ce  bassin  est  delimite  par  les  cretes  des  bassins  contigus,  ä  savoir: 
notamment  les  Bassins  du  Niari,  de  l'Ogow^,  du  Schari  et  du  Nil,  au  nord; 
par  la  ligne  de  faite  Orientale  des  affluents  du  Lac  Tangauyka,  ä  Test;  par 
les  cretes  des  Bassins  du  Zambeze  et  de  la  Log6,  au  sud.  II  embrasse,  en 
consequence,  tous  les  territoires  draines  par  le  Congo  et  ses  affluents,  y  com- 
l)ris  le  Lac  Tauganyka  et  ses  tributaires  orientaux. 
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2.  Dans  la  zone  maritime   s'^tendant  sur  l'0c6an   Atiantique  depuis  le   ^^-  ^^°^- 
parallele  situ6  par  2^  30',  de  latitude  sud  jusqu'ä  l'embouchure  de  la  Loge.  {|    staltet' 
La  limite  septentrionale  suivra  le  parallele  situe  par  2^  30',  depuis  la  c6te26-*"eij-i885. 
jusqu'au  point  oü  il  rencoutre   le  bassiu  geographique   du  Congo,  en  6vitant 

le  Bassin  de  l'Ogowe  auqucl  ue  s'appliquent  pas  les  stipulations  du  present 
Acte.  II  La  limite  meridionale  suivra  le  cours  de  la  Loge  jusqu'ä  la  source  de 
cette  riviere  et  se  dirigera  de  lä,  vers  Test  jusqu'ä  la  jonction  avec  le  bassin 
geograpliique  du  Congo. 

3.  Dans  la  zone  se  prolongeant  k  Test  du  Bassin  du  Congo,  tel  qu'il 
est  delimite  ci-dessus,  jusqu'ä  l'Ocean  Indien,  depuis  le  cinquieme  degre  de 
latitude  nord  jusqu'ä  Tembouchure  du  Zambeze  au  sud;  de  ce  point  la  ligne 
de  dömarcation  suivra  le  Zambeze  jusqu'ä  5  milles  en  amont  du  confluent  du 
Shire  et  continuera  par  la  ligne  de  faite  separant  les  eaux  qui  coulent  vers 
le  Lac  Nyassa  des  eaux  tributaires  du  Zambeze,  pour  rejoindre  enfin  la  ligne 
de  partage  des  eaux  du  Zambeze  et  du  Congo. 

11  est  expressement  entendu  qu'en  etendailt  ä  cette  zone  Orientale  le  prin- 
cipe de  la  liberte  commerciale,  les  Puissances  representees  ä  la  Conference 
ne  s'engagent  que  pour  elles-memes  et  que  ce  principe  ne  s'appliquera  aux 
territoires  appartenant  actuellement  ä  quelque  Etat  independant  et  souverain 
qu'autant  que  celui-ci  y  donnera  son  consentement.  Les  Puissances  convien- 
nent  d'employer  leurs  bons  Offices  aupres  des  Gouvernements  etablis  sur  le 
littoral  Africain  de  la  mer  des  Indes  afin  d'obtenir  le  dit  consentement  et, 
en  tout  cas,  d'assurer  au  transit  de  toutes  les  nations  les  conditions  les  plus 
favorables. 

Art.  2.  II  Tous  les  pavillons,  sans  distinction  de  nationalit^,  auront  libre 
acces  ä  tout  le  littoral  des  territoires  euumer^s  ci-dessus,  aux  rivieres  qui  s'y 
deversent  dans  la  mer,  ä  toutes  les  eaux  du  Congo  et  de  ses  affluents,  y 
compris  les  lacs,  ä  tous  les  ports  situ^s  sur  les  bords  de  ces  eaux,  ainsi 
qu'ä  tous  les  canaux  qui  pourraient  etre  creuses  ä  l'avenir  dans  le  but  de 
relier  entre  eux  les  cours  d'eau  ou  les  lacs  compris  dans  toute  l'etendue  des 
territoires  decrits  ä  l'Article  1*".  Ils  pourront  entreprendre  toute  espece  de 
transports  et  exercer  le  cabotage  maritime  et  fluvial  ainsi  que  la  batellerie 
sur  le  meme  pied  que  les  nationaux. 

Art.  3.  II  Les  marchandises  de  toute  provenance  importees  dans  ces  ter- 
ritoires, sous  quelque  pavillon  que  ce  soit,  par  la  voie  maritime  ou  fluviale 
ou  par  Celle  de  terre,  n'auront  ä  acquitter  d'autres  taxes  que  celles  qui  pour- 
raient etre  per^ues  comme  une  equitable  compensation  de  depenses  utiles 
pour  le  commerce  et  qui,  ä  ce  titre,  devront  etre  ögalement  supportees  par 
les  nationaux  et  par  les  etrangers  de  toute  nationalite.  ||  Tout  traitement  dif- 
ferentiel  est  interdit  ä  l'egard  des  navires  comme  des  marchandises. 

Art.  4.  11  Les  marchandises  importees  dans  ces  territoires  resteront  affran- 
chies  de  droits  d'entree  et  de  transit.  |j  Les  Puissances  se  reservent  de  d^cider, 
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26.Feb.i885.  Art.  5.  ||  Toute  Puissance   qui  exerce   ou  excercera    des  droits   de  sou- 

verainete  dans  las  territoires  susvises  ne  i^ourra  y  conceder  ni  monopole  ni 
privilege  d'aucune  espece  en  matiere  commerciale.  ||  Les  etrangers  y  jouiront 
indistinctement,  pour  la  protection  de  leurs  personnes  et  de  leurs  biens,  l'ac- 
quisition  et  la  transmission  de  leurs  propriet(5s  mobilieres  et  immobilieres ,  et 
pour  l'exercice  des  professions,  du  meme  traitement  et  des  memes  droits  que 
les  nationaux. 

Art.  6.  II  Dispositions  relatives  ä  la  Protection  des  Indigenes,  des  Mis- 
sionnaires  et  des  Voyageurs,  ainsi  qu'ä  la  Liberte  religieuse.  —  Toutes  les 
Puissances  exer^ant  des  droits  de  souverainete  ou  une  influence  dans  les 
dits  territoires  s'engagent  a  veiller  ä  la  conservation  des  populations  indi- 
genes et  ä  ramelioration  de  leurs  conditions  morales  et  materielles  d'exi- 
stence  et  k  concourir  ä  la  suppression  de  l'esclavage  et  surtout  de  la 
Traite  des  Noirs;  elles  protegeront  et  favoriseront,  sans  distinction  de  na- 
tionalites  ni  de  cultes ,  toutes  les  institutions  et  entreprises  religieuses, 
scientifiques,  ou  charitables  creees  et  organisees  ä  ces  fins  ou  tendant  ä  in- 
struire  les  indigenes  et  ä  leur  faire  comprendre  et  appr^cier  les  avantages 
de  la  civilisation.  ||  Des  missionnaires  Chretiens,  les  savants,  les  explorateurs, 
leurs  escortes,  avoir  et  collections  seront  egalement  l'objet  d'une  protection 
speciale.  ||  La  liberte  de  conscience  et  la  tolerance  religieuse  sont  expresse- 
ment  garanties  aux  indigenes  comme  aux  nationaux  et  aux  ötrangers.  Le 
libre  et  public  exercice  de  tous  les  cultes,  le  droit  d'eriger  des  edifices  reli- 
gieux  et  d'organiser  des  missions  appartenant  ä  tous  les  cultes  ue  seront  sou- 
mis  ä  aucune  restriction  ni  entrave. 

Art.  7.  —  Regime  postal.  —  La  Convention  de  l'ünion  Postale  Univer- 
selle revisee  ä  Paris  le  P'"  Juin,  1878*),  sera  appliquee  au  bassin  conventionnel 
du  Congo.  II  Les  Puissances  qui  y  exercent  ou  exerceront  des  droits  de  souve- 
rainete ou  de  Protectorat  s'engagent  ä  prendre,  aussitot  que  les  circonstances 
le  permettront,  les  mesures  necessaires  pour  l'execution  de  la  disposition  qui 
pröcede. 

Art.  8.  —  Droit  de  Surveillance  attribue  ä  la  Commission  Internationale 
de  Navigation  du  Congo.  —  Dans  toutes  les  parties  du  territoire  vise  par  la 
presente  Declaration  oü  aucune  Puissance  n'exercerait  des  droits  de  souve- 
rainete ou  de  Protectorat,  la  Commission  Internationale  de  la  Navigation  du 
Congo,  instituee  en  vertu  de  l'Article  17,  sera  chargee  de  surveillcr  l'appli- 
cation  des  principes  proclam^s  et  consacr^s  par  cctte  Declaration.  [|  Pour  tous 
les  cas  oü  des  difficultes  relatives  ä  l'application  des  principes  etablis  par  la 
prösente  Declaration  viendraient  ä  surgir,  les  Gouvernements  intörcssös  pour- 
ront  convenir  de  faire  ajipcl  aux  bons  officcs  de  la  Commission  Internationale 
en  lui  d6f6rant  l'examcn  des  faits  qui  auront  donne  lieu  ä,  ces  difficultes. 

*)  Siehe  Staatsarchiv  Bd.  XXXII,  Nr.  70ÜG. 


Berliner  {"Westafrikanische)  Konferenz.  235 

Chapitre  II.  —  Declaration  concernant  la   Tratte  des  Esclaves.  ,!^'"*/'^°^' 

'■  Konferenz- 

Art  l».  Conformement  aux  principes  du  droit  de  gens,  tels  qu'ils  sont  ^uaten 
reconnus  par  les  Puissanccs  Siguataircs,  la  Traite  des  Esclaves  etant  interdite, 
et  les  Operations  qui,  sur  tcrre  ou  sur  mer,  fournissent  des  esclaves  ä  la 
Traite  devant  etre  ^galement  considerees  comme  interdites,  les  Puissances  qui 
exerceut  ou  qui  exercerout  des  droits  de  souveraincte  ou  une  influence  dans 
les  territoires  forraant  Ic  bassin  conventionnel  du  Congo  d^clarent  que  ces 
territoires  ne  pourront  servir  ni  de  march6  ni  de  voie  de  transit  pour  la 
Traite  des  Esclaves  de  quelque  race  que  ce  soit.  Chacune  de  ces  Puissances 
s'engage  ä  employer  tous  les  moyens  en  son  pouvoir  pour  mettre  fin  k  ce 
commerce  et  pour  punir  ceux  qui  s'en  occupent. 

Chapitre  III.   —   Declaration  relative  ä  la  NeidraUte  des  Territoires  compris 
dans  le  Bassin  conventionnel  du  Congo. 

Art.  10.  Afin  de  donner  une  garantie  nouvelle  de  securite  au  commerce  et  k 
l'industrie  et  de  favoriser,  par  le  raaintien  de  la  paix,  le  developpement  de  la 
civilisation  dans  les  contrces  mentionnees  ä  l'Article  1"''  et  placees  sous  le 
regime  de  la  liberte  commerciale,  les  Hautes  Parties  Signataires  du  present 
Acte  et  Celles  qui  y  adliereront  par  la  suite  s'engagent  k  respecter  la  neu- 
tralite  des  territoires  ou  parties  de  territoires  döpendant  des  dites  contrees, 
y  compris  les  eaux  territoriales,  aussi  longtemps  que  les  Puissances  qui 
exercent  ou  qui  exerceront  des  droits  de  souverainet^  ou  de  Protectorat  sur 
ces  territoires,  usant  de  la  faculte  de  se  proclamer  ueutres,  rempliront  les 
devoirs  quo  la  neutralite  comporte. 

Art.  11.  Dans  le  cas  oü  une  Puissance  exer^ant  des  droits  de  souve- 
raincte ou  de  Protectorat  dans  les  contrees  mentionnees  k  l'Article  l"'''  et  pla- 
cees sous  le  regime  de  la  liberte  commerciale  serait  impliquße  dans  une  guerre, 
les  Hautes  Parties  Signataires  du  present  Acte  et  Celles  qui  y  adhereront  par 
la  suite  s'engagent  a  preter  leurs  bons  offices  pour  que  les  territoires  appar- 
teuant  k  cette  Puissance  et  compris  dans  la  zone  conventionelle  de  la  liberte 
commerciale  soient,  du  consentement  commun  de  cette  Puissance  et  de  l'autre 
ou  des  autres  parties  belligerantes,  places  pour  la  duree  de  la  guerre  sous  le 
regime  de  la  neutralite  et  consideres  comme  appartenant  k  un  £tat  non-belli- 
gcrant;  les  parties  belligerantes  renonceraient,  des  lors,  ä  etendre  les  hosti- 
lites  aux  territoires  ainsi  neutralises,  aussi  bien  qu'ä  les  faire  servir  de  base 
k  des  Operations  de  guerre. 

Art.  12.  Dans  le  cas  oü  un  dissentiment  s6rieux,  ayant  pris  naissance 
au  sujet  ou  dans  les  limites  des  territoires  mentionnes  a  l'Article  1«"^  et  places 
sous  le  regime  de  la  liberte  commerciale,  viendrait  k  s'^lever  entre  des 
Puissances  Signataires  du  present  Acte  ou  des  Puissances  qui  y  adh6reraient 
par  la  suite,  ces  Puissances  s'engagent,  avant  d'en  appcler  aux  armes,  ä 
recourir  k  la  m^diation  dune  ou  de  plusieurs  Puissances  araies. 
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Staaten,    tatit  k  la  procedure  de  larbitrage. 

26.Feb.1885. 

Chapitre  IV.  —  Acte  de  Navigation  du  Congo. 

Art.  13.  La  navigation  du  Congo,  sans  exception  d'aucun  des  embran- 
chements  ni  issues  de  ce  fleuve,  est  et  demeurera  entierement  libre  pour  les 
navires  raarchands,  en  Charge  ou  sur  lest,  de  toutes  les  nations,  tant  pour  le 
transport  des  marchandises  que  pour  celui  des  voyageurs.  Elle  devra  se  con- 
former  aux  dispositions  du  present  Acte  de  Navigation  et  aux  Reglements  ä 
etablir  en  execution  du  meme  Acte.  ||  Dans  l'exercice  de  cette  navigation  les 
Sujets  et  les  pavillous  de  toutes  les  nations  seront  traites,  sous  tous  les 
rapports,  sur  le  pied  d'une  parfaite  egalite,  tant  pour  la  navigation  directe 
de  la  pleine  mer  vers  les  ports  Interieurs  du  Congo,  et  vice  versa,  que  pour 
le  grand  et  le  petit  cabotage  ainsi  que  pour  la  batellerie  sur  le  parcours  de 
ce  fleuve.  ||  En  consequence,  sur  tout  le  parcours  et  aux  embouchures  du 
Congo,  il  ne  sera  fait  aucune  distinction  entre  les  sujets  des  fitats  Riverains 
et  ceux  des  non  -  Riverains ,  et  il  ne  sera  concedö  aucun  privilege  exclusif  de 
navigation,  seit  ä  des  Societes  ou  Corporations  quelconques,  soit  ä  des  parti- 
culiers.  ||  Ces  dispositions  sont  reconnues  par  les  Puissances  Signataires  comme 
faisant  desormais  partie  du  droit  public  international. 

Art.  14.  La  navigation  du  Congo  ne  pourra  etre  assujettie  ä  aucune 
entrave  ni  redevance  qui  ne  seraient  pas  expressement  stipulees  dans  le  prä- 
sent Acte.  Elle  ne  sera  grevee  d'aucune  Obligation  d'echelle,  d'etape,  de 
depöt,  de  rompre  Charge,  ou  de  reläche  forcee.  ||  Dans  toute  l'etendue  du 
Congo,  les  navires  et  les  marchandises  transitant  sur  le  fleuve  ne  seront 
sourais  ä  aucun  droit  de  transit,  quelle  que  soit  leur  provenance  ou  leur 
destination.  ||  II  ne  sera  etabli  aucun  peage  maritime  ni  fluvial  bas6  sur  le 
seul  fait  de  la  navigation,  ni  aucun  droit  sur  les  marchandises  qui  se  trou- 
vent  h  bord  des  navires.  Pourront  seuls  etre  pergus  des  taxes  ou  droits  qui 
auront  le  caractere  de  retribution  pour  Services  rendus  ä  la  navigation  meme, 
savoir:  —  ||  1.  Des  taxes  de  port  pour  l'usage  effectif  de  certains  etablisse- 
ments  locaux  tels  que  quais,  magasins,  &c.  |1  Le  Tarif  de  ces  taxes  sera  cal- 
cul6  sur  les  depenses  de  constructions  et  d'entretien  des  dits  etablissements 
locaux,  et  l'application  en  aura  lieu  sans  6gard  ä  la  provenance  des  navires 
ni  ä  leur  cargaison.  ||  2.  Des  droits  de  pilotage  sur  les  sections  fluviales  oü 
il  paraltrait  necessaire  de  cr6er  des  stations  de  pilotes  brevetes.  ||  Le  Tarif  de 
ces  droits  sera  fixe  et  proportionn6  au  service  rendu.  |j  3.  Des  droits  destinös 
ä  couvrir  les  depenses  techniques  et  administratives,  faites  dans  l'intöret 
general  de  la  navigation,  y  compris  les  droits  de  phare,  de  fanal  et  de  bali- 
sage. II  Les  droits  de  cette  derniere  categorie  seront  bases  sur  le  tonnage  des 
navires,  tel  qu'il  rösulte  des  papiers  de  bord,  et  conform6ment  aux  regles 
adoptees  sur  le  Bas-Danube. 

Les  Tarifs  d'aprös  lesquels  les  taxes  et  droits,  enum6r6s  dans  les  trois 
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paragraphes  precedents,  seront  pcr^.us,  nc  comportcront  auciin  traitcment  diffe-   Nr.  seos, 
rentiel  et  devront  6trc  officicUcment  publies  dans  chaque  port.  ||  Lcs  Puissances    Staaten. 
se  r^servent  d'examiner,   au   bout  d'unc  p^riode  de  cinq  ans,  s'il  y  a  licu  de 2^- ^''^* i^®^- 
reviser,  d'un  commun  accord,  les  Tarifs  ci-dessus  mentionnös. 

Art.  15.  Les  affluents  du  Congo  seront  ä  tous  egards  sourais  au  merae 
regime  que  le  fleuve  dont  ils  sont  tributaires.  ||  Le  meme  regime  scra  applique 
aux  fleuves  et  rivieres  ainsi  qu'aux  lacs  et  canaux  des  territoires  determines 
par  l'Article  l'"',  paragraphes  2  et  3.  ||  Toutefois,  les  attributions  de  la  Cora- 
mission  Internationale  du  Congo  ne  s'etendront  pas  sur  les  dits  fleuves, 
rivieres,  lacs,  et  canaux,  ä  moins  de  l'assentiment  des  Etats  sous  la  souve- 
rainete  desquels  ils  sont  places.  II  est  bien  entendu  aussi  que  pour  les  terri- 
toires mentionn^s  dans  l'Article  1%  paragraphe  3,  le  consentement  des  fitats 
Souverains  de  qui  ces  territoires  relevent  deraeure  reserve. 

Art.  16.  Les  routes,  chemins  de  fer,  ou  canaux  lat^raux  qui  pourront 
etre  etablis  dans  le  but  special  de  suppiger  ä  l'innavigabilite  ou  aux  imper- 
fections  de  la  voie  fluviale  sur  certaines  sections  du  parcours  du  Congo,  de 
ses  affluents  et  des  autres  cours  d'eau  qui  leur  sont  assimiles  par  l'Article  1^ 
seront  consideres,  en  leur  qualite  de  moyens  de  communication ,  comme  des 
dependances  de  ce  fleuve  et  seront  egaleraent  ouverts  au  trafic  de  toutes  les 
nations.  ||  De  meme  que  sur  le  fleuve,  il  ne  pourra  etre  pergu  sur  ces  routes, 
chemins  de  fer  et  canaux  que  des  peages  calcules  sur  les  depenses  de  con- 
struction,  d'entretien  et  d'administration,  et  sur  les  bönefices  dus  aux  entre- 
prencurs.  I|  Quant  au  taux  de  ces  peages,  les  etrangers  et  les  uationaux  des 
territoirs  respectifs  seront  traites  sur  le  pied  d'une  parfaite  egalite. 

Art.  17.  II  est  institue  une  Commission  Internationale  chargee  d'assurer 
l'execution  des  dispositions  du  present  Acte  de  Navigation.  |j  Les  Puissances 
Signataires  de  cet  Acte,  ainsi  que  Celles  qui  y  adhereront  posterieurement, 
pourront,  eu  tout  temps,  se  faire  representer  dans  la  dite  Commission,  cha- 
cune  par  uu  delegue.  Aucun  delegue  ne  pourra  disposer  de  plus  d'une 
voix,  meme  dans  le  cas  oü  il  representerait  plusieurs  Gouvernements.  ||  Ce 
delegue  sera  directement  retribue  par  son  Gouvernement.  ||  Les  traitements  et 
allocations  des  agents  et  employes  de  la  Commission  Internationale  seront 
imputes  sur  le  produit  des  droits  pergus  conformement  ä  l'Article  14,  para- 
graphes 2  et  3.  11  Les  chiffres  des  dits  traitements  et  allocations,  ainsi  que  le 
nombre,  le  grade  et  les  attributions  des  agents  et  employes,  seront  inscrits 
dans  le  compte  rendu  qui  sera  adresse  chaque  annee  aux  Gouvernements 
repretentes  dans  la  Commission  Internationale. 

Art.  18.  Les  membres  de  la  Commission  Internationale,  ainsi  que  les 
agents  nommes  par  eile,  sont  investis  du  privilege  de  l'inviolabilite  dans 
l'exercice  de  leurs  fonctions,  La  meme  garantie  s'etendra  aux  Offices,  bureaux 
et  archives  de  la  Commission. 

Art.  19.  La  Commission  Internationale  de  Navigation  du  Congo  se  con- 
stituera  aussitot  que  cinq  des  Puissances  Signataires  du  präsent  Acte  General 
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Nr.  P605.  aurout  uomme  leurs  delegues.  En  attendant  la  Constitution  de  la  Commission, 
stauten.  1»  uominatiou  des  delegues  sera  notifiee  au  Gouvernement  de  l'Empire  d'Alle- 
26.Fui).i865.  jnague,  par  les  soins  duquel  les  demarches  necessaires  seront  faites  pour 
provoquer  la  reuniou  de  la  Commission.  ||  La  Commission  elaborera  immedia- 
tement  des  Reglements  de  navigation,  de  police  fluviale,  de  pilotage  et  de 
quarantaine.  ||  Ces  Reglements,  ainsi  que  les  tarifs  ä  etablir  par  la  Commission, 
avant  d'etre  mis  en  vigueur,  seront  soumis  ä  l'approbation  des  Puissances 
repr^sentees  dans  la  Commission.  Les  Puissances  interessees  devront  faire 
connaitre  leur  avis  dans  le  plus  bref  delai  ;possible.  ||  Les  infractions  ä  ces 
Reglements  seront  reprimees  par  les  agents  de  la  Commission  Internationale, 
lä  ofi  eile  exercera  directement  son  autorite,  et  ailleurs  par  la  Puissance 
Riverainc.  ||  Au  cas  d'un  abus  de  pouvoir  ou  d'une  injustice  de  la  part  d'un 
agent  ou  d'un  employe  de  la  Commission  Internationale,  l'individu  qui  se 
regardera  corame  lese  dans  sa  personne  ou  dans  ses  droits  pourra  s'adresser 
ä  l'Agent  Cousulaire  de  sa  nation.  Celui-ci  devra  examiner  la  plainte;  s'il 
la  trouve  prima  facie  raisonnable,  il  aura  le  droit  de  la  presenter  ä  la  Com- 
mission. Sur  son  initiative,  la  Commission,  representee  par  trois  au  moins 
de  ses  membres,  s'adjoindra  ä  lui  pour  faire  une  enquete  touchant  la  conduite 
de  son  agent  ou  employe.  Si  l'Agent  Consulaire  considere  la  decision  de  la 
Commission  comme  soulevant  des  objections  de  droit,  il  en  fera  un  Rapport  ä 
son  Gouvernement  qui  pourra  recourir  aux  Puissances  representees  dans  la 
Commission  et  les  inviter  äse  concerter  sur  des  Instructions  ä  donner  ä  la 
Commission. 

Art.  20.  La  Commission  Internationale  du  Congo,  chargee  aux  termes 
de  l'Article  17  d'assurer  l'execution  du  present  Acte  de  Navigation,  aura 
notamment  dans  ses  attributions:  —  ||  1,  La  dösignation  des  travaux  propres 
ä  assurer  la  navigabilite  du  Congo  selon  les  besoins  du  commerce  international. 
|[  Sur  les  sections  du  fleuve  oü  aucune  Puissance  n'exercera  des  droits  de 
souverainetC;  la  Commission  Internationale  prendra  elle-meme  les  mesures 
necessaires  pour  assurer  la  navigabilite  du  fleuve.  ||  Sur  les  sections  du  fleuve 
occupees  par  une  Puissance  Souveraine,  la  Commission  Internationale  s'entendra 
avec  l'autorite  riveraine.  ||  2.  La  fixation  du  Tarif  de  pilotage  et  celle  du  Tarif 
general  des  droits  de  navigation,  prevus  au  2"  et  au  3"  paragraplies  de  l'Ar- 
ticle 14.  II  Les  Tarifs  mentionnes  au  1"='^  paragraphe  de  l'Article  14  seront 
arretes  par  l'autorite  territoriale,  daus  les  limites  prevues  au  dit  Article.  ||  La 
perception  de  ces  diiferents  droits  aura  lieu  par  les  soins  de  l'autorite  inter- 
nationale ou  territoriale  pour  le  compte  de  laquelle  ils  sont  etablis.  j|  3.  L'ad- 
ministration  des  revenus  provenant  de  l'applicätion  du  paragraphe  2  ci-dessus. 
II  4.  La  surveillance  de  r6tablissement  quarantcnaire  etabli  en  vertu  de  l'Ar- 
ticle 24.  II  5.  La  nomination  des  agents  depeudant  du  Service  general  de  la 
navigation  et  celle  de  ses  propres  employes.  ||  L'institution  des  Sous-Inspcc- 
teurs  appartiendra  ä  l'autorite  territoriale  sur  les  sections  occupees  par  une 
Puissance,  et  ä  la  Commission  Internationale  sur  les  autres  sections  du  fleuve. 
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ji  La  Puissancc  Riverainc  notifiera  ä  la  Coramission  Internationale  la  nomina-    ^'-  '"^o^- 

..„.  ...  „  Koiiferuuz- 

tion  des  bous-lnspccteurs  qu  eile  aura  mstitues,  et  cette  Puissance  sc  cliargcra    staaton. 
de  leur  traitement.  2G.Feb.i885. 

Dans  l'exercice  de  ses  attributions,  telles  qu'elles  sout  definies  et  limitees 
ci-dessus,  la  Comraission  Internationale  ne  dependra  pas  de  l'autorite  terri- 
toriale. 

Art.  21.  Dans  l'accomplisscmcnt  de  sa  täche,  la  Commission  Internatio- 
nale pourra  rccourir,  au  besoin,  aux  batiments  de  guerre  des  Puissauces  Signa- 
taires  de  cet  Acte  et  de  Celles  qui  y  accederont  ä  l'avenir,  sous  toute  räserve 
des  instructions  qui  pourraicnt  etrc  donnecs  aux  Commandants  de  ces  batiments 
par  leurs  Gouvernements  respcctifs. 

Art.  22.  Les  batiments  de  guerre  dos  Puissances  Signataircs  du  present 
Acte  qui  penetrent  dans  le  Congo  sont  exempts  du  paiement  des  droits  de 
navigatiou  prevus  au  paragraphe  3  de  l'Article  14;  raais  ils  acquittcront  les 
droits  eventuels  de  pilotagc  ainsi  que  les  droits  de  port,  ä  moins  que  leur 
intervention  n'ait  6t6  reclamee  par  la  Commission  Internationale  ou  ses  agents 
aux  termes  de  l'Article  precedent, 

Art.  23.  Daus  le  but  de  subvcnir  aux  depenses  techniques  et  admini- 
stratives qui  lui  incombent,  la  Commission  Internationale  instituce  par  l'Ar- 
ticle 17  pourra  negocier  en  son  nom  propre  des  cmprunts  exclusivement 
gages  sur  les  revenus  attribues  ä  la  dite  Commission.  ||  Les  decisions  de  la 
Commissions  tendant  ä  la  conclusion  d'un  emprunt  devront  etre  prises  k  la 
majorite  de  deux  tiers  des  voix.  II  est  entendu  que  les  Gouvernements  repre- 
sentes  ä  la  Commission  ne  pourront,  en  aucun  cas,  etre  consideres  comme 
assumant  aucune  garantie,  ni  contractant  aucun  engagement  ni  solidarite  ä 
l'egard  des  dits  emprunts,  ä  moins  de  Conventions  speciales  conclues  par  eux 
ä  cet  eilet.  ||  Le  produit  des  droits  specifies  au  3"  paragraphe  de  l'Article  14 
sera  affecte  par  priorite  au  Service  des  interets  et  ä  l'amortissement  des  dits 
emprunts,  suivant  les  Conventions  passees  avec  les  preteurs. 

Art.  24.  Aux  embouchures  du  Congo,  il  sera  fonde,  soit  par  l'iuitiative 
des  Puissances  Riveraines,  soit  par  l'intervention  de  la  Commission  Inter- 
nationale, un  etablissement  quarantenaire  qui  exercera  le  controle  sur  les 
batiments  tant  ä  l'entree  qu'ä  la  sortie.  ||  II  sera  dccide  plus  tard,  par  les 
Puissances,  si  et  dans  quelles  conditions  un  controle  sanitaire  devra  etre  exerce 
sur  les  batiments  dans  le  cours  de  la  navigation  fluviale. 

Art.  25.  Les  dispositions  du  present  Acte  de  Navigation  deraeureront 
en  vigueur  en  temps  de  guerre.  En  consequence,  la  navigation  de  toutes  les 
nations,  neutres  ou  belligerantes,  sera  libre,  en  tout  temps,  pour  les  usages 
du  commerce  sur  le  Congo,  ses  embranchements,  ses  affluents  et  ses  embou- 
chures, ainsi  que  sur  la  mer  territoriale  faisant  face  aux  embouchures  de  ce 
fleuve.  II  Le  trafic  demeurera  egalement  libre,  malgre  l'etat  de  guerre,  sur 
les  routes,  chemins  de  fer,  lacs  et  canaux  mentionnes  dans  les  Articles  15 
et  16.  Il  II  ne  sera  appurte   d'exception  ä  ce  principe  qu'en  ce  qui  concerne 
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Staaten,  droit  dcs  geiis,  comme  articles  de  coutrebande  de  gucrre.  ||  Tous  les  ouvrages 
26.  Fet.  1S85.  g^  etablissemeuts  crees  en  ex6cution  du  present  Acte,  notammeut  les  Bureaux 
de  Perception  et  leurs  Caisses,  de  meme  que  le  persoimel  attache  d'une 
maniere  permanente  au  service  de  ces  etablissements ,  seront  places  sous  le 
regime  de  la  neutralite  et,  ä  ce  titre,  seront  respectes  et  proteges  par  les 
belligerants. 

Chapitre  V,  —  Acte  de  Navigation  du  Niger. 

Art.  26.  La  navigation  du  Niger,  sans  exception  d'aucun  des  embranche- 
ments  ni  issues  de  ce  fleuve,  est  et  demeurera  entierement  libre  pour  les 
navires  marchands,  en  Charge  ou  sur  lest,  de  toutes  les  nations,  tant  pour  le 
transport  des  marchandises  que  pour  celui  des  voyageurs.  Elle  devra  se  con- 
former  aux  dispositions  du  present  Acte  de  Navigation  et  aux  Reglements  ä 
etablir  en  execution  du  meme  Acte.  ||  Dans  l'exercice  de  cette  navigation,  les 
sujets  et  les  pavillons  de  toutes  les  nations  seront  traites,  sous  tous  les 
rapports,  sur  le  pied  d'une  parfaite  6galite,  tant  pour  la  navigation  directe  de 
la  pleine  mer  vers  les  ports  interieurs  du  Niger,  et  vice  versa,  que  pour  le 
grand  et  le  petit  cabotage,  ainsi  que  pour  la  batellerie  sur  le  parcours  de  ce 
fleuve.  II  En  consequence,  sur  tout  le  parcours  et  aux  embouchures  du  Niger, 
il  ne  sera  fait  aucune  distinction  entre  les  sujets  des  Etats  Riverains  et  ceux 
des  non-Riverains,  et  il  ne  sera  concede  aucun  privilege  exclusif  de  navigation, 
soit  ä  des  Societes  ou  Corporations  quelconques,  soit  ä  des  particuliers.  ||  Ces 
dispositions  sont  reconnues  par  les  Puissances  Signataires  comme  faisant  des- 
ormais  partie  du  droit  public  international. 

Art.  27.  La  navigation  du  Niger  ne  pourra  etre  assujettie  ä  aucune 
entrave  ni  redevance  basees  uniquement  sur  le  fait  de  la  navigation.  j]  Elle 
ne  subira  aucune  Obligation  d'echelle,  d'etape,  de  depöt,  de  rompre  Charge, 
ou  de  reläche  forcee.  ||  Dans  toute  l'etendue  du  Niger,  les  navires  et  les 
marchandises  transitant  sur  le  fleuve  ne  seront  soumis  k  aucun  droit  de 
transit,  quelle  que  soit  leur  provenance  ou  leur  destination.  ||  II  ne  sera  etabli 
aucun  peage  maritime,  ni  fluvial,  base  sur  le  seul  fait  de  la  navigation,  ni 
aucun  droit  sur  les  marchandises  qui  se  trouvent  h  bord  des  navires.  Pourront 
seuls  etre  pergus  des  taxes  ou  droits  qui  auront  le  caractere  de  retribution 
pour  Services  rendus  ä  la  navigation  meme.  Les  Tarifs  de  ces  taxes  ou 
droits  ne  comporteront  aucun  traitement  differentiel. 

Art.  28.  Les  affluents  du  Niger  seront  ä  tous  6gards  soumis  au  meme 
regime  que  le  fleuve  dont  ils  sont  tributaires. 

Art.  29.  Les  routes,  chemins  de  fer,  ou  canaux  latöraux  qui  pourront 
etre  6tablis  dans  le  but  special  de  suppiger  h  l'innavigabilitö  ou  aux  imper- 
fections  de  la  voie  fluviale  sur  certaines  sections  du  parcours  du  Niger,  de 
ses  affluents,  embranchements  et  issues  seront  consideres,  en  leur  qualitc  de 
moyens  de  communication,  comme  des    depcndances   de  ce    fleuve    et  seront 
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^galement  ouverts   au    trafic    de   toutcs    les  nations.    ||    De  meme  que  sur  le    ^^-  ^^°^- 
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neuve,  il  ne  pourra  etre  pergu  sur  ces  routes,  chemiiis  de  fcr  et  canaux,  quo    Staaten, 
des  peages  calcules  sur  les  depenses  de  construction ,  d'cntretien  et  d'admini- 2*'- *'°'>- 1^^^- 
stration,  et  sur  les  bcneficcs  dus  aux  entrepreneurs.  ||  Quant  au  taux  de  ces 
peages,  les  etrangers  et  les  iiationaux  des  territoires  respectifs   seront  traites 
sur  le  pied  d'une  parfaite  egalite. 

Art.  30.  La  Grande -Bretagne  s'engage  ä  appliquer  les  prineipes  de  la 
liberte  de  navigation  enonces  dans  les  Articles  26,  27,  28,  29,  en  tant  que 
les  eaux  du  Niger,-  de  ses  affluents,  embranchements  et  issues,  sont  ou  seront 
sous  sa  souverainetö  ou  son  Protectorat.  ||  Les  Reglements  qu'elle  etablira 
pour  la  silrcte  et  le  controle  de  la  navigation  seront  congus  de  maniere  ä  fa- 
ciliter  autant  que  possible  la  circulation  des  navires  marchands.  \\  II  est  en- 
tendu  que  rien  dans  les  engagements  ainsi  pris  ne  saurait  etre  interprete 
comme  empechant  ou  pouvant  empecher  la  Grande-Bretagne  de  faire  quelques 
Reglements  de  navigation  que  ce  soit,  qui  ne  seraient  pas  contraires  ä  Tesprit 
de  ces  engagements.  ||  La  Grande-Bretagne  s'engage  a  proteger  les  negociants 
etrangers  de  toutes  les  nations  faisant  le  commerce  dans  les  parties  du  cours 
du  Niger  qui  sont  ou  seront  sous  sa  souverainete  ou  son  Protectorat,  comme 
s'ils  etaient  ses  propres  sujets,  pourvu  toutefois  que  ces  negociants  se  con- 
forment  aux  Reglements  qui  sont  ou  seront  ötablis  en  vertu  de  ce  qui 
prec^de. 

Art.  31.  La  France  accepte  sous  les  memes  reserves  et  en  terraes  iden- 
tiques  les  obligations  consacrees  dans  l'Article  precedent,  en  tant  que  les 
eaux  du  Niger,  de  ses  affluents,  embranchements  et  issues  sont  ou  seront  sous 
sa  souverainete  ou  son  Protectorat. 

Art.  32.  Chacune  des  autres  Puissances  Signataires  s'engage  de  meme, 
pour  le  cas  oü  eile  exercerait  dans  l'avenir  des  droits  de  souverainete  ou  de 
Protectorat  sur  quelque  partie  des  eaux  du  Niger,  de  ses  affluents,  embran- 
chements et  issues. 

Art.  33.  Les  dispositions  du  present  Acte  de  Navigation  demeureront 
en  vigueur  en  temps  de  guerre.  En  consequence,  la  navigation  de  toutes  les 
nations,  neutres  ou  belligerantes,  sera  libre  en  tout  temps  pour  les  usages  du 
commerce  sur  le  Niger,  ses  embranchements  et  affluents,  ses  embouchures  et 
issues,  ainsi  que  sur  la  mer  territoriale  faisant  face  aux  embouchures  et 
issues  de  ce  fleuve.  ||  Le  trafic  demeurera  egalement  libre,  malgre  l'etat  de 
guerre,  sur  les  routes,  chemins  de  fer  et  canaux  mentionnes  dans  l'Article  29.|| 
II  ne  sera  apporte  d'exception  ä  ce  principe  qu'en  ce  qui  concerne  le  trans- 
port  des  objets  destines  ä  un  belligerant  et  consideres,  en  vertu  du  droit  des 
gens,  comme  articles  de  contrebande  de  guerre. 
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Staaten.    2^6  des  Occupations  nouvelles  siir  les  Cotes  du  Continent  Afncmn  soient  con- 
26.Feb.i885.  siderecs  comme  effectives. 

Art.  34.  La  Puissance  qui  dorenavant  prendra  possession  d'un  territoire 
sur  les  cotes  du  continent  Africain  situe  en  dehors  de  ses  possessions  actuel- 
les,  ou  qui,  n'en  ayant  pas  eu  jusque-lä,  viendrait  a  en  acquerir,  et  de  meme, 
la  Puissance  qui  y  assumera  uu  Protectorat,  accompagnera  l'Acte  respectif 
d'une  Notification  adressee  aux  autres  Puissances  Signataires  du  present  Acte, 
afin  de  les  mettre  ä  merae  de  faire  valoir,  s'il  y  a  lieu,  leurs  röclamations. 

Art.  35.  Les  Puissances  Signataires  du  present  Acte  recouuaissent  l'obli- 
gation  d'assurer,  dans  les  territoires  occup^s  par  elles,  sur  les  cotes  du  con- 
tinent Africain,  l'existence  d'une  autorite  süffisante  pour  faire  respecter  les 
droits  acquis  et,  le  cas  echeant,  la  liberte  du  commerce  et  du  transit  dans 
les  conditions  oü  eile  serait  stipulee. 

Chapitre  VII.  —  Bispositions  generales. 

Art.  36.  Les  Puissances  Signataires  du  present  Acte  General  se  reser- 
vent  d'y  introduire  ulterieurement  et  d'un  commun  accord  les  raodifications 
ou  ameliorations  dont  l'utilite  serait  demontree  par  l'experience, 

Art.  37.  Les  Puissances  qui  n'auront  pas  signe  le  present  Acte  General 
pourront  adherer  ä  ses  dispositions  par  un  Acte  separe.  ||  L'adhesion  de 
chaque  Puissance  est  notifiee,  par  la  voie  diplomatique,  au  Gouvernement  de 
l'Empire  d'Allemagne,  et  par  celui-ci  ä  tous  les  Etats  Signataires  ou  adhe- 
rents.  ||  Elle  empörte  de  plein  droit  l'acceptation  de  toutes  les  obligations  et 
l'admission  ä  tous  les  avantages  stipules  par  le  present  Acte  General. 

Art.  38.  Le  present  Acte  General  sera  ratifie  dans  un  delai  qui  sera  le 
plus  court  possible  et  qui,  en  aucun  cas,  ne  pourra  exceder  un  an.  ||  II  en- 
trera  en  vigueur  pour  chaque  Puissance  ä  partir  de  la  date  oü  eile  l'aura 
ratifiö.  11  En  attendant,  les  Puissances  Signataires  du  present  Acte  General 
s'obligent  ä,  n'adopter  aucune  mesure  qui  serait  contraire  aux  dispositions  du 
dit  Acte.  II  Chaque  Puissance  adressera  sa  ratification  au  Gouvernement  de 
l'Empire  d'Allemagne,  par  les  soins  de  qui  il  en  sera  donne  avis  ä  toutes  les 
autres  Puissances  Signataires  du  present  Acte  General.  ||  Les  ratifications  de 
toutes  los  Puissances  resteront  deposees  dans  les  archives  du  Gouvernement 
de  l'Empire  d'Allemagne.  Lorsque  toutes  les  ratifications  auront  ete  pro- 
duites,  il  sera  drcsse  acte  du'  depot  dans  un  Protocole  qui  sera  signe  par 
les  Repr^sentants  de  toutes  les  Puissances  ayant  pris  part  ä  la  Conference 
de  Berlin  et  dont  une  copie  ccrtifiee  sera  adressee  ä  toutes  ces  Puissances.  || 
En  foi  de  quoi,  les  Plenipotcntiaires  rcspcctifs  ont  signe  le  present  Acte 
General  et  y  ont  appose  leur  cachet. 

Fait  ä  Berlin,  le  26®  jour  du  mois  de  Fevrier,  1885. 
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Nr.    8606.      GROSSBRITANNIEN.    —   Botschafter  in  Berlin  an  den 

engl.  Min.  des  Ausw.  —  Bericht  über  die  Thätigkcit 
der  Konferenz. 

(Received  December  25.)    Berlin,  December  23,  1884. 

My  Lord, —  As  the  Conference  has  been  adjourned  I  have  thougbt,  that 
it  may  bc  uscful  if  I  put  on  record  a  summary  of  tlic  result  of  its  labours  britanniun. 
up  to  the  present  timc,  and  point  out  what  qucstions  still  remain  for  consi-  ^^■^'"^-  ^^^''• 
deration. 

The  first  basis  laid  down  in  the  invitation  was  the  freedom  of  commerce 
in  the  basin  and  mouths  of  tlic  Congo.  ||  The  delimitation  of  the  territory  to 
which  the  principle  was  to  be  applied  formed  the  first  subject  for  deliberation. 
Your  Lordsliip's  instructions  vvcre  that  Her  Majesty's  Government  would  wish 
that  the  territory  should  include,  besides  the  basin  of  the  rivcr,  the  whole 
coast-line  between  the  Colony  of  Gaboon  and  the  Province  of  Angola.  This 
object  has  been  attained.  The  territory  marked  out  comprises  the  geographica! 
basin  defined  by  a  frontier  following  the  watershed  of  the  affluents,  and  an 
additional  district  which  has  been  described  as  the  maritime  zone;  the  latter 
includes  the  coast-line  named  by  your  Lordship  and  the  territory  which  lies 
between  that  line  and  the  basin.  There  is,  however,  one  point  yet  to  be 
scttlcd,  namely,  the  precise  limit  of  the  Gaboon  frontier;  the  French  Am- 
bassador  has  accepted  a  line  of  latitude  to  be  drawn  from  the  Sette  Gamma 
factories;  but  there  is  some  difference  of  opinion  as  to  the  exact  position  of 
that  Settlement;  this  question  Stands  over  for  subsequent  discussion.  ||  On  the 
proposal  of  the  American  Minister  it  was  decided  to  extend  the  principle  of 
freedom  of  commerce  to  that  part  of  the  continent  lying  between  the  Congo 
Basin  and  the  Indian  Ocean;  special  reservation,  however,  was  made  of  all 
existing  sovereign  rights;  consequently,  the  Mozambique  Colony,  the  territory 
of  the  Sultan  of  Zanzibar,  and  that  of  other  independent  States,  cannot  be 
affected  by  the  Declaration  without  the  assent  of  the  Rulers.  It  is,  however, 
proposed  that  the  Powers  should  use  their  good  Offices  with  the  territorial 
Powers  on  the  coast  to  obtain  favourable  terms  for  transit  into  the  interior. 
The  advantage  of  the  exteusion  of  the  delimitation  on  the  East  may  probably 
be  principally  appreciated  in  England  in  so  much  as  it  applies  the  principle 
of  freedom  of  commerce,  of  religious  worship  and  of  missionary  and  educa- 
tional  establishments,  to  Lake  Nyassa  and  the  adjoining  districts,  which  are 
beyond  the  Mozambique  frontier.  ||  I  should  mcntion  that  at  the  meeting  of 
the  Conference  of  the  22nd  instant,  it  was  recorded  that  the  Repräsentatives 
understoöd  that  the  reservations  as  to  the  rights  of  existing  States  in  the 
castern  zone  applied  with  equal  force  to  any  territory  belonging  to  Zanzibar 
which  might  be  included  in  the  basin  of  the  Congo;  this  was  intended  to 
Protect  the  Sultan's  Claims  in  the  direction  of  Lake  Tanganyika.  ||  The  Turkish 
Ambassador  has  stated,  that  he  is  precluded  by  his  instructions  from  accepting 
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Gross - 

britannien.  what  will  be  the  result  of  this  abstentiou. 

23.Dec.i884.  "pj^g  definitioii  of   liberty  of   commerce  was  the   second  subject  of   dis- 

cussion,  Your  Lordship  had  instructed  me,  that  Her  Majesty's  Government 
accepted  the  understauding  that  no  Import  nor  transit  dues  should  be  levied, 
and  that  the  imposts  should  be  moderate  and  solely  intended  for  administrative 
needs;  but  my  attention  was  called  to  the  necessity  of  provisions  for  absolute 
equality  of  treatment  as  regards  duties  and  taxes,  residence,  liberty  to  trade 
and  travel,  use  of  roads,  railways,  coasting  trade  and  religious  freedom. 
I  venture  to  hope,  that  none  of  these  questions  have  been  neglected;  the  coasting 
trade,  which  was  not  mentioned  in  the  original  proposals,  is  secured,  and  on 
the  other  points  differential  treatment  is  absolutely  prohibited.  Provisions  are 
made  for  free  exercise  of  all  forms  of  religion,  for  the  encouragement  of  reli- 
gious, scientific  and  charitable  institutions  and  enterprises,  and  it  is  stipulated 
that  the  administrating  Powers  shall  watch  carefuUy  over  the  well-being  of 
the  natives.  ||  I  observe,  that  the  stipulation  which  permits  the  revision  after 
twenty  years  of  the  prohibition  of  Import  duties  has  been  commented  upon 
in  England.  I  would  therefore  remark,  that  the  Repräsentatives  and  Dele- 
gates,  including  those  specialis  representing  commercial  interests,  were  unani- 
mously  of  opinion  that  it  would  be  a  mistake  to  lay  down  a  rule  that  a  par- 
ticular  fiscal  System,  by  which  Import  duties  are  prohibited  and  export  duties 
permitted  —  a  System  in  itself  disapproved  by  many  Powers  and  adopted  solely 
with  reference  to  the  exceptional  conditions  of  a  barbarous  country  —  should 
remain  in  force  for  all  time  in  spite  of  the  expected  development  and  civili- 
zation  of  the  country.  Twenty  years  was  not  thought  too  short  a  term,  and 
your  Lordship  will  see  that  combined  action  on  the  part  of  the  Powers  will 
be  necessary,  when  that  term  is  reached,  to  effect  an  alteration.  j|  Your  Lordship 
informed  me,  that  Her  Majesty's  Government  considered  that  the  engagements 
taken  in  the  Conference  should  be  binding  on  all  the  Powers  represented, 
and  that  those  not  represented  should  be  invited  to  accede.  The  Declaration, 
as  formulated,  practically  binds  the  territory  itself  to  which  the  engagements 
relatc.  No  Power  can  occupy  any  part  of  it  in  future  except  under  those 
engagements.  Any  Power,  therefore,  not  represented  in  the  Conference,  if  it 
acquircs  possessions  in  the  territory,  would  have  to  rcspect  the  engagements 
entered  into.     I  trust,  that  this  will  meet  your  Lordship's  views. 

The  second  basis,  that  of  the  application  to  the  Congo  and  Niger  of  the 
principlcs  adopted  by  the  Congress  of  Vienna  with  regard  to  liberty  of  navi- 
gation,  has  been  settled  so  far  as  its  terms  originally  extended.  ||  Her  Majesty's 
Government  wished,  that  the  principles  might  be  applied  to  the  other  rivers 
of  Western  Africa  and  to  the  Zambesi.  The  result  has  so  far  not  been 
attained.  The  Portuguese  Represcntatives  raet  my  proposal  respecting  the 
Zambesi  with  the  objections  that  that  river  was  not  one  of  the  subjects  for 
discussion.     They  insisted  on  their  objection,  which  was  consequently  fatal  to 
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Gross- 

within  Frencli  Jurisdiction  is  not  likely  to  be  removed,  and  the  extension  of  Britannien, 
the^  basin  is  consequently  improbable.  ||  Your  Lordship  instructed  me,  that  the23.Dec.i884. 
questions  of  the  Congo  and  Niger  must  be  dealt  with  separately,  and  that  tlie 
establisliment  of  an  International  Commission  on  the  latter  river  appeared  to 
be  impracticable.  I  had  no  difficulty  in  inducing  the  Conference  to  accept 
this  view.  An  International  Commission  will  regulato  the  free  navigation  of 
the  Congo.  As  regards  the  Niger,  England  engages  to  apply  the  principles 
of  free  navigation  on  the  lower  river,  while  France  engages  for  such  portion 
of  the  Upper  river  as  may  bc  under  her  control.  As  regards  both  rivers,  it 
is  stipulated,  that  fiags  of  all  nations  shall  be  free  to  navigate  and  to  carry 
on  coasting  trade  without  diffcrential  treatment,  and  shall  be  entitled  to  free 
transit,  no  tolls  or  duties  being  exacted,  based  on  the  sole  fact  of  navigation, 
except  such  as  may  be  necessary  to  provide  for  payraent  for  Services  rendered 
to  navigation.  I  trust,  that  your  Lordship  will  consider  that,  in  assenting  to 
these  conditions,  I  have  carricd  out  the  wish  of  Her  Majesty's  Government 
that  the  principles  of  the  Coaigress  of  Vienna  might  be  applied  to  the  two 
rivers,  while  securing  the  difference  of  application  rendered  necessary  by  the 
difference  of  their  position.  \\  The  provisions  in  the  Congo  Act  relating  to  the 
composition,  attributes  and  powers  of  the  International  Commission  were 
framed  carefully  after  mature  deliberation,  and  the  suggestions  which  I  have 
made  from  time  to  time,  in  compliance  with  your  Lordship's  Instructions, 
have  beeu  in  the  main  adopted.  |1  Of  the  supplementary  questions  which  have 
been  raised  duriug  the  discussions,  the  one  that  has  been  found  most  difficult 
is  that  of  the  .application  to  the  territory  included  in  the  freedom  of  com- 
merce of  a  Provision  which  should  protect  it  against  the  evils  of  warfare.  || 
An  important  agreement  has  been  arrived  at  as  regards  the  navigation  of 
the  Congo  and  Niger,  by  the  adoption  of  a  provision  tliat  on  both  rivers 
ships  and  goods,  except  contraband  of  war,  under  all  flags,  neutral  or  belli- 
gerent,  shall  be  free  in  time  of  war,  and  in  respect  to  the  former  river,  that 
the  property  and  personnel  of  the  International  Commission  shall  be  respected; 
but  no  means  has  as  yet  been  found  of  reconciling  the  divergence  of  views 
on  the  larger  question  as  to  the  "conventional"  basin  of  the  Congo,  which 
will  consequently  be  further  considered. 

The  question  of  the  abuses  feared  from  the  introduction  of  spirituous 
liquors  has  been  exhaustively  discussed  and  disposed  of.  On  this  subject,  also, 
there  was  much  difference  of  opinion.  What  passed  respecting  it  has  been 
fully  detailed  in  my  previous  despatches. 

The  expediency  of  a  general  Declaration  to  the  effect,  that  the  Slave 
Trade,  and  the  commerce  which  furnishes  slaves  for  that  trade,  are  forbidden, 
as  being  contrary  to  the  law  of  nations,  and  that  all  nations  should  do  their 
utmost  to  suppress  them,  was  urged  by  me  at  the   meeting  of  the  18 th;  it 
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britannien.  joumed. 

23.Dee.i884.  rj-j^g  quGstiou  brought  forward  on  several  occasions  by  Mr.  Sanford,  one 

of  tbe  American  Representatives,  of  the  concession  of  a  monopoly  to  the  State 
holding  the  territory  adjoiniug  the  rapids  of  the  Lower  Congo  to  continue  to 
the  sea  any  railway  constructed  by  it  to  avoid  the  rapids,  has  met  with  serious 
Opposition  and  is  still  unsettled. 

A  proposal  made  by  the  German  Representatives  to  include  the  "con- 
ventioual"  basin  of  the  Congo,  as  soon  as  circumstances  permit,  in  the  Postal 
Union,  has  been  adopted. 

The  third  basis  has -not  yet  been  touched. 

Your  Lordship  will  see  from  the  above  resume,  that  while  the  principal 
points  for  the  discussion  of  which  the  Conference  was  summoned  have  been 
more  or  less  disposed  of,  there  is  much  important  work  to  be  done  before 
the  conclusion  of  its  labours.     I  have,  &c. 

Edward    B.  Malet. 


Nr.  8607.  GROSSBRITANNIEN.  —  Botschafter  in  Berlin  an  den 
engl.  Min.  des  Ausw.  —  Weiterer  Bericht  über  die 
Thätigkeit  der  Konferenz. 

(Received  February  23.)    Berlin,  February  21,  1885. 
Nr.  8607.  My  Lord, — In  my  despatch  of  the  23rd  December  I  gave  a  summary  of 

Gross-     ^]^g    proceedings  of   the  Conference  np    to  the    date  of   the  adjournment  for 

britannien.  ,    ,        .1  i     i  •    •  r 

oi.Feb.  1885.  Christmas.  I  now  propose  to  complete  the  record  by  giving  a  summary  ot 
the  work  that  has  been  done  since  the  Representatives  and  Delegates  reas- 
sembled.  ||  The  first  and  second  bases  had  been  fully  discussed  and  in  the 
main  settled,  before  the  adjournment;  the  third  was  untouched.  ||  The  question 
for  consideration  with  which  the  latter  dealt  was  the  nature  of  the  formalities 
to  be  observed  in  order  to  render  future  occupations  on  the  coast  of  Africa 
effective.  My  Instructions  were,  that,  as  the  German  Government  had  ex- 
plained  that  all  that  would  be  required  would  be  the  practical  application  of 
the  principles  unanimously  laid  down  by  the  jurists  and  Judges  of  all  lands, 
including  England,  1  was  authorized  to  accept  the  discussion  on  that  basis.  | 
When  the  Project  of  Declaration  was  laid  on  the  table  it  was  apparent,  that 
it  involved  new  principles  of  international  law.  There  could  be  no  objection 
to  the  provisions  contained  in  it,  that  a  Power,  undertaking  a  Sovereignty  or 
Protectorate  should  notify  the  fact  to  the  other  Signatory  Powers;  but  the 
trcatment  of  Sovereignties  and  Protectorates  as  enforcing  identic  obligations 
was  novcl  and  required  consideration.  ||  It  devolved  upon  me,  after  receiving 
special  Instructions  from  your  Lordship,  to  contend  that  it  would  be  an  in- 
convenient  precedent  to   confound  the  two  Systems.     I  explained,  that  Great 
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Britain  had  no  wish  to  avoid  responsibility,  and  that  it  was  her  iuterest  that  Nr,  sgot. 
Powers  assuraing  the  control  of  territories  in  Central  Africa  sliould  undertake  britannien. 
the  obligations  resulting  froni  it,  but  that  it  was  essential  for  her,  considering^i-Feb.issö. 
the  extent  of  her  Colonial  Empire,  to  weigh  words,  and  liavc  a  clear  per- 
ception  of  their  meaning;  that  she  could  not  admit,  the  identity  of  Sovereign- 
ties  and  Protectorates ;  nor  could  she  admit  that  the  equal  treatraent  of  the 
two  was  consistent  with  tlie  understanding  that  the  Conference  was  only  to 
apply  acknowledged  principles  of  international  law,  To  the  argument,  that  it 
was  intended  to  limit  the  application  of  the  Declaration  to  the  African  coasts, 
I  replied  that  Great  Britain  could  not  accept  a  principle  as  applicable  to 
one  portion  of  her  domiuions  which  she  rejected  as  regards  other  portions. 
In  the  discussions  which  followed,  the  practical  importance  of  my  contention 
became  evident  to  all  the  Representatives,  and  the  result  was  a  unanimous 
decision  that  no  mention  should  be  made  of  the  obligations  of  Protectorates. 
The  effect  of  this  decision  is,  that  no  attempt  is  made  by  the  Conference  to 
iuterfere  with  existing  maxims  of  international  law;  dangerous  definitions  have 
been  avoided,  and  international  duties  on  the  African  coasts  remain  such  as 
they  have  been  hitherto  understood;  the  only  stipulated  requirement,  that  of 
notification,  being  rather  an  act  of  courtesy  than  a  rule  of  law.  ||  As  the  idea 
accepted  by  Her  Majesty's  Government  was  that  of  the  application  of  existing 
principles  to  African  occupations  I  trust,  that  the  settlement  of  the  third 
basis  will  be  approved.  ||  I  adverted,  in  my  despatch  of  the  23rd  September, 
to  the  fact  that  there  were  certain  points  reserved  for  discussion,  ||  One  of 
these  was  the  delimitation  of  the  spot  spoken  of  as  Sette  Gamma,  fixed  as 
the  northern  limit,  on  the  coast,  of  the  free  commercial  zone.  ||  The  French 
Ambassador,  whose  attitude  on  the  point  was  eminently  conciliatory,  expressed 
bis  preference  for  a  line  of  latitude,  which  he  asked  me  to  name.  Having 
ascertained  that  the  position  of  the  British  and  German  factories  is  at  2"  32' 
of  south  latitude,  I  suggested  the  adoption  of  2"  30'  as  the  frontier.  His 
Excellency  accepted  this  Suggestion,  which  was  approved  by  Her  Majesty's 
Government.  By  the  arrangement  the  factories  reap  the  benefit  of  being  in- 
cluded  in  the  territory  to  which  the  freedom  of  commerce  is  applied,  ||  Finding 
that  certain  commercial  bodies,  including  the  Manchester  Chamber  of  Com- 
merce, still  retained  the  apprehension  that  differential  treatment  might  be 
introduced  at  the  cnd  of  twenty  years,  and  feeling  that  it  was  important  that 
these  apprehensions  should  be  allayed,  I  brought  the  subject  pointedly  before 
the  Conference.  The  assurances  given,  in  which  the  French  Ambassador  em- 
phatically  joined,  that  equality  of  treatment  in  the  free  zone  is  for  all  time, 
cannot  fall  to  set  this  question  at  rest.  ||  The  Declaration  respecting  the  Slave 
Trade,  which  has  been  adopted  at  the  invitation  of  Her  Majesty's  Government, 
binds  the  Powers  exercising  influence  in  the  conventional  basin  of  the  Congo 
to  suppress  slave-gangs  and  slave-markets.  I  am  aware,  that  Her  Majesty's 
Government  would  have  been  glad  if  the  opportunity  could  have  been  utilized 
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Nr.  8607.   ^  obtain  more  extended  general  powers  of  dealing  with  persoiis  of  anj'  nations 
britannien.  engagcd  in  slave-dealing;  the  Conference,  however,  was  disposed  to  think,  that 
2i.Fcb.i885.it  was  liardlj  competent  to   deal  with  a  question  of  this  magnitude,  but  it 
had  no  difficulty  in  accepting  a  Declaration  tending  to  suppress  the  evil  which  is  the 
curse  of  the  continent  with  whose  future  it  was  specially  coucerned.  ||  The  question 
of  railway  monopoly,  to  which  I  referred  in  my  previous  despatch  as  having 
heen  brought  forward  by  Mr.  Sanford,  has  not  been  pressed.     It  is  under- 
stood,  that  it  will  form  the  subject  of  separate  negotiation  between  the  terri- 
torial Powers.  II  Some  difficulty  was  experienced  in  giving  effect  to  the  general 
wish,  that  the   territories   enjoying  the  benefit  of  the  free  regime  should  be 
exempted  from  the  evils  of  war.    The  main  obstacle  was  the  fact  that  portions 
of  these  territories  would  belong  to  States,  who  might  be  belligerents,  having 
other  territories  outside  the  zone,    and  that  it  would  not  be  easy  to  secure 
the  absolute  neutrality  of   given  portions  of  the  territories  of  a  belligerent 
Power.     Her   Majesty's  Government  were    auxious  to    extend  the  benefits   of 
neutrality  as  widely  as   should  be   found  practicable ;   but_they  feit  it  to  be 
absolutely  necessary  to  insist  on   such    provisions  as   should  secure  that,   if 
parts   of  the  territories  of  a  belligerent  were  to  be    respected   as    enjoying 
immunity  from  hostilities,  they  should  in  no  sense  and  in  no  degree  be  capable 
of  serving  as  a  base  of  Operations  for  the  forces  of  such  belligerent.    France 
and  Portugal,  while  admitting  that  it  was  natural  that  such  provisions  should 
be  demanded,  feit  that  it  would  be  inconsistent  with  sovereign  rights  to  accept 
them;  it  was  impossible  to  reconcile  the  contending  views,  and  consequently 
all  that  has   been  accepted  is  a  declaration  that  the  Signatory  Powers  will 
use  their  good  Offices,  in  case  of  a  war   in  which  one  or  more  of  the  belli- 
gerents should  hold  territory  in  the  free  basiu,  to  obtain  a  neutralization  of 
such  territory  during  the  war  by  special  arrangement;  under  these  conditions 
Great  Britain,   if  she   should  be  at  war,    could  consent  to  the  neutrality  of 
belligerent  territory  in  the  free  zone,  but  would  be   empowered  to  make  her 
own  terms  by  Convention.     The  result  of  the  provision  is  that  opportunity  is 
given  to  provide  for  special  neutralization,  but  that  the  rights  of  the  Sovereign 
State  and  freedom  of  the  belligerent  Power  are  fully  reserved.     The  freedom 
of  the  merchant  flag  of  the  belligerent  on  the  Congo  and  Niger  had,  as  your 
Lordship  is  aware,    been  already  secured.  ||  As   regards  States  whose  entire 
territories  are  in  the  free  zone,  such  as  the  newly-formed  free  States  of  the 
Cpngo,  the  Signatory  Powers   specially  engage   to   respect  their   neutrality  if 
they  declare  theraselves  neutral  States.     This   engagement  does  not  involve  a 
guarantee,  but  it  entails  a  moral  Obligation.  ||  A  further  engagement  has  been 
taken,  providing  that  in  case  of  difficulties  arising  respecting  territory  in  the 
free  zone,  or  within  that  zone,  the  first  resort  shall  be  to  incdiation.  ||  I  have 
to  observe,  that  the  Sultan  of  Zanzibar,  if  he  think  fit  to  place  bis  territory 
under  this  free  regime,  will  have  the  füll  benetit  of  these  stipulations,  whicli, 
it  raay  jirobably  be  thought,  go  as  far  as  it  would  be  safe  to  go,  considering 
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sucli  vast  and  partly  inaccessiblc  regions,  be  prudently  undcrtakcn  by  the  britannion. 
Signatory  Powers.  ||  In  conclusion,  I  have  to  express  my  regrct  that  on  one^^-^'*^-^^'^^' 
point  I  have  not  succeedcd  in  obtaining  a  concession  which  Her  Majesty's 
Government  desired.  Portugal  declined  to  accept  the  extension  to  the  Zarabesi 
of  the  provisions  for  freedom  of  navigation,  and  France  was  equally  unwilling 
to  pcrmit  their  application  to  the  rivers  in  her  existing  Colonies;  the  pro- 
visions are  consequently  confined  to  the  Congo  and  Niger  and  their  affluents, 
and  to  rivers  within  the  free  basin.  As,  however,  a  general  wish  that  they 
raay  be  further  extended  has  been  expressed,  and  as  Portugal  in  refusing  her 
assent  distinctly  stated  that  the  navigation  of  the  Zambesi  and  its  affluents  is 
at  present  free,  it  may  be  hoped  that  equality  of  treatment  of  the  flags  of  all 
nations  on  the  African  rivers  may  become  in  future  an  accepted  principle.  || 
I  have,  &c.  Edward  B.  Malet. 


Nr.  8608.  Grossbritannien.  —  Derselbe  an  denselben.  —  Be- 
merkungen über  die  auf  der  Konferenz  erzielten 
Erfolge. 

(Received  February  23.)  Berlin,  February  21,  1885. 
My  Lord,  —  As  the  Conference  has  practically  concluded  its  labours,  Nr.  ?go8. 
I  venture  to  makc  the  following  observations  upon  the  work  connected  with  ,  ^"^''." 
it.  I  speak  of  the  work  with  which  it  was  connected  rather  than  that  with2i.Fei).i8S5. 
which  it  was  occupied,  as  it  is  my  wish  to  refer  not  only  to  what  has  taken 
place  at  the  formal  meetings  of  the  Representatives  and  Delegates,  but  also 
to  the  important  questions  which  have  been  discussed  and  decided  outside  the 
Conference,  without  the  settlement  of  which  the  labour  would  have  been  in- 
complete.  ||  Of  the  general  results  I  think  that  one  of  the  most  cousiderable 
will  be  found  to  have  been  the  education  of  the  public  opinion  of  Europe  as 
to  Central  African  questions.  When  the  Conference  assembled  there  was  much 
confusion  of  thought,  leading  to  distrust  among  the  different  nations  as  to 
territorial  and  commercial  rivalries;  but  there  was  imperfect  knowledge  of 
facts,  and  a  danger  of  friction  lay  in  that  ignorance.  Study  of  tlie  past  and 
temperate  discussion  of  the  future  have  had  a  marked  effect  in  allaying  in 
most  quarters  mutual  suspicions,  and  if  distrust  has  not  been  altogether  remo- 
ved  it  can  hardly  fall  to  be  so  sooner  or  later  by  the  general  understanding 
which  has  been  arrived  at  on  questions  hitherto  subjected  to  independent  and 
morc  or  less  irresponsible  treatment.  ||  It  is  now  an  accepted  historical  fact 
that  during  the  greater  part  of  the  present  Century  two  Powers  only,  Eng- 
land and  Portugal,  have  been  established  on  the  Gulf  of  Guinea  and  the  coast 
between  that  Gulf  and  the  Cape  of  Good  Hope;  and  that  while  the  latter 
Power  has  been  occupying  itself  with  the  administration  of  its  ancient  Pro- 
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21. F«b.  1885. and  its  affluents,  and  opening  the  markets  of  that  region  to  its  commerce. 
It  is  farther  accepted,  that  England,  by  her  successful  efforts  to  stop  the 
export  of  slaves  beyond  the  seas,  has  been  the  chief  benefactress  of  the  na- 
tives,  and  that  it  is  owing  to  her  Opposition  to  the  unconditional  occupation 
of  the  mouths  of  the  Congo  by  Portugal  that  the  control  of  the  two  rivers 
whose  System  drains  the  Central  African  region  is  not  a  present  in  the  hands 
of  one  and  the  same  Power.  It  is  also,  I  think,  understood,  that  when  the 
rush  for  West  Africa  foUowing  on  the  discoveries  of  Stanley  necessitated  the 
etablishment  of  settled  government  in  the  Congo  districts,  it  was  not  unna- 
tural that,  in  the  first  instance,  the  two  principal  territorial  Powers  (there 
being  at  the  time  of  those  discoveries  no  territory  under  the  control  of  any 
other  Power,  except  the  small  French  Settlement  at  Gaboon)  should  endeavour 
to  effect  an  arrangement  in  the  interests  of  all.  Whatever  may  have  been 
the  impression  as  to  the  merits  of  the  Anglo-Portuguese  Treaty,  the  reason 
of  the  uegotiations  which  led  to  it  is  no  longer  misunderstood  by  students  of 
the  West  African  question.  The  revulsion  of  opinion  on  this  subject  is  stri- 
kingly  illustrated  by  the  fact  that  whereas  a  few  months  since  the  German 
Government  absolutely  refused  to  recognize  the  sovereignty  of  Portugal  on 
the  Congo,  raaintaining  that  she  had  no  stronger  claim  to  the  territories  on 
that  river  than  any  other  Power  which  frequented  them,  Germany  has  now, 
in  conjuuction  with  Great  Britain  and  France,  recognized  her  claim  to  the 
southern  bank  of  the  river  up  to  the  very  point  which  was  fixed  by  the  Eng- 
lish  Treaty;  it  cannot  be  doubted,  that  this  change  has  resulted  from  the 
closer  examination  of  facts  to  which  the  Conference  has  led.  ||  While  misunder- 
standings  have  been  dispelled  as  regards  the  past  a  settlement  has  been  ob- 
tained  which  should  dispose,  for  the  present  at  least,  of  territorial  rivalries. 
Portugal  extends  her  sovereignty  to  the  southern  bank  of  the  Congo;  France 
advances  the  coast-line  of  her  Gaboon  Colony  to  the  Chiloango,  where  she 
meets  the  frontier  of  a  strip  of  territory  reserved  to  Portugal  on  the  coast 
north  of  the  Congo;  while  the  latter  Power,  recognizing  that  the  International 
Association,  the  value  of  whose  efforts  in  the  cause  of  civilization  is  univer- 
sally  appreciated,  is  deprived  by  the  French  advance  of  its  access  to  the  sea 
by  the  Quilloo  Valley,  withdraws  in  its  favour  all  claim  to  the  north  bank 
of  the  Congo  and  to  a  certain  portion  of  the  adjoining  coast-line.  By  this 
distribution  the  whole  available  coast  is  absorbed,  while  provision  has  been 
at  the  same  time  made  for  tue  prevention  of  frontier  disputes  in  the  interior.  || 
England  has  had  no  share  in  this  distribution  of  territory,  having  confined 
herseif  to  Icnding  her  aid  to  promote  an  amicable  settlement  between  the 
parties  interested.  She  cntcred  the  Conference  as  mistress  of  almost  the  entire 
coast-line  from  the  western  limit  of  her  Gold  Coast  Colony  to  the  Cameroons, 
and  she  had  no  desire  to  increase  her  responsibilities;    she  was  indeed  well 
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pleased  to  see,  that  other  Powers  were  ready  to  undertake  the  Charge  of  pro- 
tecting  the  natives  of  the  contiuent,  and  preventing  the  anarchy  and  lawless-  britannien. 
ness  which  must  have  resulted  from  the  influx  of  traders  of  all  nations  into^iFeb.isss. 
countries  under  no  recognized  form  of  governmeut.  ||  But,  though  claiming  no 
territory  on  the  Congo,  she  had  nevertheless  important  interests  at  stake.  It 
was  essential  for  her  to  secure,  that  her  commerce  should  not  be  at  a  disad- 
vantage  in  the  large  field  which  enterprise  is  opening  up.  In  her  Colonies 
and  Protectorates  she  has  no  concessions  to  make,  for  in  them  the  British 
trader  has  no  advantages  over  his  foreign  rivals;  her  only  object,  therefore, 
was  to  secure,  that  other  markets  shall  be  as  free  as  her  own.  That  the 
Congo  markets  shall  be  free  has  been  unanimously  declared  by  the  parties 
to  the  Conference.  Freedom  of  navigation  is  secured  and  the  International 
Commission  established.  In  the  whole  basin  of  the  river  merchants  have  the 
freedom  of  competition,  the  security  of  fair  rivalry,  the  guarantees  against 
differential  treatment  which  alone  the  British  trader  requires  when  he  enters 
a  fresh  market.  ||  It  is  not  for  me  to  offer  an  opinion  as  to  whether  the  san- 
guine  expectations  entertained  in  some  quarters  as  to  the  value  of  the  mar- 
kets of  the  Congo  Basin  are  likely  to  be  at  once  realized,  or  whether  mer- 
chants will  have  to  await  the  slower  process  of  gradual  development;  but  in 
either  contingency  British  trade  has  a  fair  start.  The  Declaration  as  to  free- 
dom of  commerce  has  been  carefuUy  framed;  it  has  been  anxiously  scrutinized 
by  the  keenest  critics,  those  interested  in  the  benefits  of  it,  and  I  have  seen 
with  satisfaction  that,  since  the  apprehension  which  was  entertained  that, 
under  an  interpretation  of  a  certain  clause,  differential  treatment  might  be 
possible  at  the  end  of  twenty  years,  has  been  dissipated  by  the  emphatic 
expression  of  opinion  to  the  contrary  which  I  drew  from  the  Conference,  no 
doubt  seems  to  have  been  expressed  that,  as  far  as  words  can  go,  the  docu- 
ment  gives  ample  satisfaction.  j|  The  objectiou  has  been  raised  in  some  quar- 
ters  that,  whilst  the  interests  of  commerce  have  been  carefuUy  studied,  those 
of  the  natives  have  not  received  sufficient  consideration ,  and  the  fear  has  been 
expressed  that  the  welfare  of  the  blacks  may  have  been  subordinated  to  the 
commercial  wants  of  the  whites.  I  venture  to  say,  that,  if  this  objection  is 
sound,  the  work  of  the  Conference  has  not  fulfiUed  its  intentions.  But  to 
meet  it  I  would  point  to  the  Slave  Trade  Declaration.  If  the  present  condi- 
tion  of  the  negro  of  the  Congo  were  that  of  undisturbed  idleness,  and  if  that 
condition  were  his  highest  happiness,  it  might  be  contended  that  he  might 
not  benefit  by  contact  with  civilization;  but  the  inhabitants  of  the  districts 
of  the  Congo  Basin  can  calculate  on  uo  such  easy  existence;  hanging  over 
their  lives  is  the  constant  terror  of  the  slave -gang,  with  all  its  attendant 
horrors.  The  approach  of  civilizing  Powers  brings  to  them  safety,  for  the 
slave-gang  is  doomed;  the  Powers  have  bound  themselves  to  suppress  the 
internal  Slave  Trade  by  every  means  which  may  be  at  their  command;  the 
slave- dealer's  trade  will   be  in  the  Congo  regions   at,  it  may  be  hoped,  no 
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2i.Feb.  1885.  vour  to  preservG  these  regions  from  the  evils  of  war.  \\  If  considerations  of 
material  interests  and  economic  motives  have  prevented  the  approval  of  mea- 
sures  for  the  prevention  of  the  iutroduction  of  spirits,  a  step  has  been  taken 
in  that  direction  by  the  expression  of  a  general  wish  in  favour  of  the  control 
of  the  traffic.  ||  I  think,  that  in  these  considerations  will  be  found  an  answer 
to  the  fear  that  the  Conference  has  neglected  humanitarian  considerations.  It 
is,  indeed,  impossible  to  have  watched  its  proceedings  from  day  to  day  without 
being  impressed  with  the  fact  that  such  considerations  have  occupied  a  pro- 
minent place  in  the  discussions.  ||  Without  exaggerating  the  importance  of  the 
work  that  is  now  concluded,  I  think  I  should  be  justified  in  saying  that  its 
results  can  hardly  fail  to  be  considerable.  \\  All  the  Powers  of  Europe  and 
the  United  States  of  America,  many  Powers  being  included  who  are  wedded 
to  protective  coramercial  Systems,  have  met  and  pronounced  themselves,  by 
solemn  engageraents,  in  favour  of  absolute  commercial  freedom  in  vast  terri- 
tories  hitherto  closed  in  great  part  to  the  outer  world.  This  general  adoption 
of  liberal  commercial  principles  must,  from  the  point  of  view  of  Great  Bri- 
tain,  be  an  advance  in  the  right  direction.  But  I  would  also  advert  to  the 
general  benefit  derived  from  au  interchange  of  views  between  the  Powers  on 
economic,  administrative,  and  humanitarian  questions,  which  can  hardly  fail 
to  have  an  enduring  result.  The  beneficial  effect  of  free  discussion  on  these 
points  has  been  unmistakable.  As  an  instance,  I  would  specify  the  debates 
on  the  third  basis,  at  the  commencement  of  which  England  stood  alone  in 
her  refusal  to  treat  all  occupations,  whatever  might  be  their  character,  as 
entailing  the  same  obligations;  it  was  gradually  understood,  that  her  objection 
that  there  was  an  essential  distinction  between  the  Obligation  of  a  Sovereign 
and  of  a  Protecting  Power  was  based  on  the  exceptional  experience  which 
she  has  derived  from  her  large  Colonial  Empire;  her  advice  prevailed;  and 
the  Powers  were  eventually  unanimous  in  admitting  the  validity  of  her  con- 
tention.  The  knowledge  gained  on  this  head,  as  on  others,  must  tend  in 
future  to  harmony  of  treatment  of  subjects  on  which  there  has  hitherto  been 
divergence.  ||  I  trust,  that  England  at  least,  who,  while  endeavouring  to  show 
the  same  spirit  of  conciliation  which  has  been  remarkable  on  the  part  of  all 
the  Powers,  did  not  yield  any  point  which  she  considered  to  be  essential, 
will  have  no  reason  to  be  dissatisfied  with  the  substantial  results  tliat  have 
been  obtained  from  a  meeting  of  Powers  in  which  no  result  at  all  could  have 
been  recorded  if  dissent  on  the  part  of  one  had  prevented  the  possibility 
of  unanimous  agreement.  ||  I  have,  &c. 

Edward  B.  Malet. 


Toiikin  (Rechte  der  Neutralen). 

Nr.  8609.  Frankreich.  —  Botschafter  in  London  (Waddington) 
an  den  engl.  Minister  des  Ausw.  (Granville).  —  An- 
kündigung der  Blokade  der  Häfen  von  Formosa.  [B.  2.]*) 

Londres,  le  24  Octobre,  1884. 
M.  le  Comte,  —  Pour  faire  suite  ä  ma  lettre  du  22  de  ce  mois,  relative   Nr.  8go9. 
au  blocus  effectue  par  les  forces  navales  Frangaises  sur  une  partie  des  cötes  Frankroich. 
de  nie  de  Formose,  j'ai   l'honneur  d'adresser  ä  votre  Seigneurie  copie  de  la" 
Notification  officielle  de  ce  blocus,  teile  qu'elle  a  paru  au  "Journal  Officiel."  | 
Je  vous   serais   tres  reconnaissant,  M.  le  Comte,   de  vouloir   bien  porter  les 
dispositions  qu'elle    contient  k  la  connaissauce    du  Departement   competent.  [| 
Veuillez,  &c.  W  a  d  d  i  n  g  t  o  n. 

Nous,  Soussigne,  Vice-Admiral  commandant  en  clief  les  forces  navales 
Frangaises  dans  l'Extreme-Orient,  ||  Agissant  en  vertu  des  pouvoirs  qui  nous 
appartiennent,  ||  Declarons: 

Qu'ä  partir  du  23  Octobre,  1884,  tous  les  ports  et  rades  de  l'Ile  For- 
mose, compris  entre  le  Cap  Sud,  ou  Cap  Nan-sha,  et  la  Baie  Soo-au,  en 
passant  par  l'ouest  et  le  nord  (ces  points  places,  le  premier  par  21^  55'  lati- 
tude  nord,  et  118^  30'  longitude  est  de  Paris;  le  secoud  par  24*^  30'  latitude 
nord,  et  119^'  33'  longitude  est  de  Paris)  seront  tenus  en  etat  de  blocus 
effectif  par  les  forces  navales  placees  sous  notre  commandement,  et  que  les 
bätiments  amis  auront  un  delai  de  trois  jours  pour  achever  leur  chargemeut 
et  quitter  les  lieux  bloques.  ||  II  sera  procede  contre  tout  bätiment  qui  tenterait 
de  violer  le  dit  blocus  conformement  aux  lois  internationales  et  aux  Traites 
en  vigueur.  C  o  u  r  b  e  t. 

A  bord  du  cuirasse  Fran^ais  "Bayard,"  le  20  Octobre,  1884. 


*)  B.  bezeichnet  das  englische  Blaubuch  ,Correspondence  respecting  hostilities 
;     between  France  and  China  and  the  rights  of  neutrals.'   [C— 4359.],    G.  das  französische 
Gelbbuch  .Affaires  de  Chine  1885.'    Die  Zahlen  verweisen  auf  die  Nummern,  welche  die 
*     Aktenstücke  in  diesen  Publikationen  haben.  Anm.  der  Red. 
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Nr.  S610.  GROSSBRITANNIEN.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  franz. 
Botschafter  in  London.  —  WünschtVerstäudigungüber 
die  Handhabung  der  Blokade.     [B,  4.] 

Foreign  Office,  October  31,  1884. 
M.  l'Ambassadenr,  —  I  have  the  honour  to  acknowledge  the  receipt  of 
Gross-  your  Excellency's  Letter  of  the  24th  instant,  iuclosing  a  copy  of  the  notifi- 
briunnien.  cation  of  the  blockadc  of  the  ports  of  Formosa  by  the  French  naval  forces' 
in  China  as  it  appcars  in  tlie  „Journal  Officiel."  |i  In  thanking  you  for  that 
coramunication ,  I  beg  to  transmit  copies  of  the  "London  Gazette,"  in  which 
that  notificatiou  has  been  duly  published  in  the  usual  manner.  ||  I  avail  myself 
of  this  opportunity,  M.  l'Ambassadeur,  to  ask  your  Excellency  to  be  good 
enough  to  cousider,  in  communication  with  your  Government,  whether  it  raight 
not  be  desirable  that  some  understanding  should  be  arrived  at  between  Great 
Britaiu  and  France  as  regards  the  exercise  of  belligerent  rights  and  the  obli- 
gatious  of  neutrality  flowing  from  the  notification  of  the  blockade.  The  Posi- 
tion of  affairs  up  the  present  time  has  been,  that  both  France  and  China  have 
abstained  from  asserting  or  exercising  those  belligerent  rights  of  visit  and 
search  over  neutral  vessels  on  the  high  seas  which  are  incident  to  a  state 
of  war.  II  In  these  circumstances ,  Her  Majesty's  Government  have,  on  their 
side,  abstained  from  issuing  the  usual  Proclamation  of  Neutrality.  ||  Tliey  still 
entertain  the  hope,  that  some  pacific  Solution  may  be  found  of  the  present 
difficulty,  and  they  are  most  reluctant  to  take  any  step  which  could  aggravate 
the  Situation.  But  the  notification  of  blockade  which  has  now  been  issued 
by  France  to  neutral  Powers  has  created  a  diiferent  Situation.  It  indicates 
an  iutention  on  the  part  of  France  of  entering  upon  a  new  phase  of  hosti- 
lities  and  of  asserting  belligerent  rights  over  neutral  vessels.  If  so,  it  is  of 
the  highest  importance,  that  British  ship-owners  and  merchants  in  China  sliould 
not  be  left  in  doubt  as  to  their  position  and  liabilities  in  regard  to  their 
trade  with  China,  which  has  already  suffered  severely  from  the  existing  state 
of  affairs.  On  the  other  band,  it  may  still  be  the  wish  and  iutention  of  the 
French  Government  to  confine  the  Operations  of  war  to  particular  localities, 
and  while  warning  off  neutral  vessels  and  preventing  all  access  by  them  to 
the  blockaded  ports  of  Formosa,  to  rcfrain  altogether  from  exercising  over 
them  the  belligerent  rights  of  visit  and  of  capture.  ||  If  the  French  Govern- 
ment should  be  disposed  to  limit  the  exercise  of  the  rights  of  war  over 
neutral  vessels  in  the  manner  above  indicated,  Her  Majesty's  Government 
would  consider  it  unnecessary  to  modify  the  Instructions  issued  by  them  for 
tlic  observancc  of  neutrality  during  the  hostilities,  and  which  are  at  present  confined 
to  the  observance  of  the  provisions  of  the  Foreign  Enlistment  Act.  ||  I  liave  the 
honour  to  request  your  Excellency  to  invite  the  consideration  of  your  Govern- 
ment to  the  above  obscrvations,  and  to  inform  me  of  their  view  and  wishes 
on  this  important  subject.  ||  I  have,  &c.  G  r  a  n  v  i  1 1  e. 
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Nr.  8611.  FRANKREICH.  —  Botschafter  in  London  an  den  engl. 
Min.  des  Ausw.  —  Die  franz.  Regierung  nimmt  die 
Rechte  der  Kriegführenden  gegenüber  den  Neutralen 
auf  hoher  See  nicht  in  Anspruch.     [B.  5.] 

Londres,  le  5  Novembre,  1884. 
M.  le  Comte,  —  Je  n'ai  pas  roanquc  de  transmcttre  ä  mon  Gouvernment   Nr.  seii. 
copie  de  la  dopeche  que  votre  Scigneurie  m'a  fait  Thonneur  de  m'adresser  le  *"''""''■'■'''<=''■ 

5.  Nov    1884. 

31  October  dcrnier  ä  la  suite  de  la  notification  que  j'avais  ete  cliarge  de  lui 
faire  du  blocus  d'une  partic  du  littoral  de  Formose  par  les  forces  navales 
Fran(;aises  reunies  sous  le  commandement  de  l'Amiral  Courbet.  ||  M.  Jules  Ferry 
m'accuse  aujourd'hui  reception  de  cette  communication  dans  des  termes  qui 
ne  laissent  planer  aucun  doute  sur  la  fagon  dont  cette  mesure  doit  etre 
envisagee  par  les  Puissances  amies.  ||  Ainsi  que  j'ai  eu  l'honneur  de  vous 
l'anuoncer,  M.  le  Comte,  au  cours  de  nos  derniers  entretiens,  il  n'entrc  pas 
dans  la  pensee  du  Gouvernment  de  la  Republique,  en  bloquant  certains  ports 
de  Formose,  de  faire  entrer  la  lutte,  qui  se  poursuit  dans  l'Extreme-Orient, 
dans  une  nouvelle  phase  ayant  pour  consequence  de  Farmer,  a  l'egard  des 
neutres,  des  droits  conf6res  aux  belligerants.  La  ferme  resolution  du  Cabinet 
Frangais  est  de  limiter  strictement  le  blocus  aux  dispositions  neccssaires  pour 
interdire  d'une  mauiere  absolue  l'acces  des  parages  specifies  dans  la  Notifi- 
cation du  20  Octobre.  Pas  plus  aujourd'hui  qu'auparavant,  il  n'entend  reven- 
diquer  le  droit  qui  appartient  aux  seuls  belligerants  de  visiter  et  de  capturer 
en  haute  mer  les  bätiments  etrangers.  L'action  des  croiseurs  Frangais  se 
bornera  ä  maintenir  un  blocus  effectif,  et  ä  en  assurer  le  respect,  soit  en 
repoussant,  soit  en  capturant  los  navires  qui  tenteraient  d'en  forcer  les  lignes.  Ce 
sont  lä  des  droits  que  l'Angleterre,  comme  la  France,  a  exerces  dans  des  circonstan- 
ces  semblables  en  dehors  de  toute  guerre  declaree,  et  dont  les  jurisdictions  spe- 
ciales des  deux  pajs  ont  consacre  la  legitimite.  ||  Nous  ne  saurious  donc 
prevoir  qu'un  desaccord  put  s'elever  sur  ce  point,  et  il  est  ä  peine  besoin 
de  dire  que  les  Commandants  de  forces  navales  Frangaises  s'efforceront  dans 
la  pratique  de  concilier,  autant  que  possible,  la  rigueur  de  leurs  instructions  avec 
les  menagements  dus  au  pavillon  d'une  Puissance  amie.  |j  Je  me  plais  ä  esperer, 
M.  le  Comte,  que  ces  explications  auront  pour  effet  de  dissiper  toutes  les 
incertitudes  qu'aurait  pu  faire  naitre  dans  l'esprit  de  votre  Seigneurie  la 
mesure  de  contrainte  prise  par  le  Gouvernement  de  la  Republique  ä  l'egard 
de  la  Chine  dans  les  eaux  de  Formose,  et  de  lui  demontrer,  en  meme  temps, 
que  le  Cabinet  de  Paris,  en  ce  qui  concerne  l'execution  de  ce  blocus,  se 
trouve  ctre  en  parfaite  communaute  d'idees  avec  les  vucs  expos^es  par  le 
Gouvernement  Britannique  dans  sa  note  du  31  Octobre.  ||  Veuillez,  &c. 

Waddington. 


Nr.  S6}2. 
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Nr.  8612.  GROSSBRITANNIEN.  —  Min.  des  Aus w.  au  den  franz. 
Botschafter  in  London.  —  Die  engl.  Regierung  er- 
kennt das  franz.  Princip  der  Blokade  im  Frieden 
nicht  an,  will  jedoch  von  einer  förmlichen  Neutrali- 
täts-Erklärung vorläufig  Abstand  nehmen.     [B.  6.] 

Foreign  Office,  November  11,  1884. 
M.  l'Ambassadeur,  —  Her  Majesty's   Government  have  had  under  their 

Gross-  ^  _  _  o       ^ 

britannien.  cousideratiou  the  communication  which  I  had  the  honour  to  receive  from  your 
ii.Nov.  1884.  j^xcellency  on  the  ,5th  instaut,  in  reply  to  my  note  of  the  31st  ultimo, 
respecting  the  recent  notification  by  your  Government  of  the  blockade  of  the 
ports  of  Formosa  by  the  French  naval  forces  in  China.  ||  Your  Excellency 
informs  me,  that  in  establishing  that  blockade  the  Government  of  the  Republic 
has  no  Intention  of  asserting  belligerent  rights  as  against  neutrals  such  as 
the  right  of  visit  and  capture  on  the  high  seas,  but  only  to  maintain  an 
effective  blockade  to  be  enforced  either  by  driving  away  or  by  capturing 
vessels  which  should  attempt  to  violate  it.  Your  Excellency  adds,  that  such 
blockades  may  be  established  without  war;  that  they  have  been  resorted  to 
both  by  Great  Britaiu  and  France  in  similar  circumstances,  and  their  validity 
recognized  by  the  Tribunals  of  both  countries.  1|  I  regret  to  have  to  inform 
you,  M.  l'Ambassadeur,  that  Her  Majesty's  Government  are  unable  to  concur 
in  the  views  expressed  in  your  Excellency's  letter  on  this  subject.  ||  They  do 
not  think,  that  it  is  expedient  ör  necessary  to  discuss  the  circumstances  and 
conditions  under  what  is  termed  a  pacific  blockade  might  be  established  con- 
sistently  with  the  principles  of  the  law  of  nations.  But  they  cannot  adrait, 
that  the  blockade  of  the  ports  of  Formosa,  whicli  has  been  notified  to  neutral 
Powers,  can  be  considered  in  the  light  of  a  pacific  blockade.  Actual  hosti- 
lities  have  already  taken  place  between  France  and  China  on  a  large  scale 
and  of  a  character  which  is  quite  inconsistent  with  a  State  of  peace.  ||  Moreover, 
the  contention  of  the  French  Government,  that  a  "pacific  blockade"  confers 
on  the  blockading  Power  the  right  to  capture  and  condemn  the  ships  of 
third  nations  for  breach  of  such  a  blockade,  is  opposed  to  Ihe  opinions  of 
the  most  eminent  statesmen  and  jurists  of  France,  and  to  the  decisions  of  its 
Tribunals,  and  it  is  in  conflict  with  well- established  principles  of  international 
law.  II  Her  Majesty's  Government  consider,  that  the  hostilities  which  have  taken 
place,  followed  by  a  formal  notice  of  blockade,  constitute  a  state  of  war 
between  France  and  China,  and  they  are  prepared  to  recognize  the  blockade 
of  the  ports  of  Formosa  as  a  belligerent  blockade,  carrying  with  it  the  usual 
belligerent  rights  as  against  neutrals.  1|  Nevertheless,  for  the  reasons  explained 
in  my  note  to  your  Excellency  of  the  3 Ist  ultimo,  and  considering  the  present 
circumstances  and  the  limits  imposed  by  the  French  Government  on  their 
Operations  in  China,  Her  Majesty's  Government  will  not  aggravate  the  Situa- 
tion by  issuing  a  formal  Proclamation  of  Neutrality,  and  enforcing  all  the 
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üliict  rights  of  iieutrals,  so  luiig  us  tlic  hustilities   are    coiitined   to   purticular    ^'^-  '^*'''^- 

Gross- 

lücalitics,  and  botli  France  and  China  refrain  from  exercising-  against  neutrals  britaimieii. 
the  belligcrent  riglit  of  visit  and  captiire   on   tiie   high   seas.  ||  Her  Majesty's  ^^■^''^•^^^^• 
Government  dcsire   to   impress    on    the    Frencli    Government    in    tlie    clcarebt 
manncr  that,  they  cannot  admit  the  right  of  Visit  or  capturo  of  British  ships 
unless  it  be   fouuded   on   the   law   of  nations   applicable   to   a   state   of  war.  || 
I  have,  ttc.  . 

G  r  a  u  V  i  1 1 6, 


Nr.  8613.  FRANKREICH.  —  Botschafter  in  London  an  den  engl. 
Min.  des  Ausw.  —  Zulässigkeit  der  Blokade  im  Frie- 
den,    [ß.  7.] 

Londres,  le  21  Novembre,  1884. 
M.  le  Comtc,  —  Par  une  lettre  en  date  du  11  courant,  en  reponse  aux  Nr.  seia. 
eclaircissements  (jue  j'avais  cu  l'honneur  de  fouruir  ä  votre  Excellence,  rela- oj^^Novam. 
tivement  ä  la  uaturc  du  blocus  de  Formose,  vous  m'avez  fait  pait  des  vues 
et  des  resolutious  du  Gouvernement  de  la  Reine  dans  cette  questiou.  |1  II  en 
resulte  que  le  Gouvernement  Fraugais  ne  serait  pas  fonde  a  faire  rentrer  ce 
blocus  dans  la  categorie  des  blocus  pacifiques,  les  mesures  de  cette  uature 
n'impliquant  pas,  au  profit  des  forces  bloquautes,  le  droit  de  prise  sur  les 
navires  etrangers.  ||  Le  Gouvernement  de  la  Reine  estime,  en  consequeuce,  que 
dcpuis  la  Declaration  du  23  Octobre  dernier,  la  France  se  trouve  en  etat  de 
guerre  avec  la  Chine  et  il  est  dispose  ä  recouuaitre  ä  la  premiere  de  ces 
Puissances  tous  les  droits  que  le  blocus  entraine  pour  des  belligerants  au 
regard  des  neutres.  \\  Neanmoins,  en  raison  des  circonstances  et  des  limites 
restreintes  qui  sont  assignees  actuellement  aux  Operations  Frangaises,  le  Gou- 
vernement de  la  Reine  est  decide  ä  ne  pas  publier  une  Declaration  speciale 
de  neutralite,  tant  que  les  hostilites  resteront  localisees  et  que  la  Chine  et  la 
France  s'abstiendront  d'exercer  en  haute  mer  les  droits  de  visite  et  de  prise.  |i 
Mou  Gouvernement  a  pris,  avec  tout  le  soin  qu'elles  meritent,  conuaissance 
des  declarations  de  votre  Excellence.  Sur  la  question  de  principe  il  a  le 
regret  de  ne  pouvoir  se  rallier  aux  vues  du  Gouvernement  de  la  Reine  et 
croit  devoir  maintenir  entierement  la  doctrine  dont  je  me  suis  fait  l'interprete 
aupres  de  votre  Seigneurie,  par  ma  lettre  du  5  de  ce  mois.  Cette  reserve 
faite  sur  le  point  de  droit,  le  Gouvernement  de  la  Republique  prend  acte, 
avec  satisfaction ,  de  la  resolution  prise  par  le  Gouvernement  de  la  Reine  de 
ne  pas  edicter  de  Declaration  de  neutralite.  Le  desir  de  mon  Gouvernement 
est  de  causer  le  moins  de  trouble  possible  aux  interets  du  commerce  etranger; 
il  ne  peut  donc  que  se  feciliter  d'une  mesure  qui  sauvegarde  ces  interets.  \\ 
II  est  bien  enteudu  d'ailleurs  que  les  dispositions  resultaut  du  blocus  tel  que 
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Nr.  S613.    i'entend  le  Gouveruement  Fran^ais,  restent  limitees  h  Forraose  et  que,  jusqu'ä 
21.N0V.  1884.  nouvel  avis,    les   Commandauts  des   croiseurs  de  la  Republique  s'abstiendront 
d'exercer  en  haute  mer  Ics  droits  de   visite   et  de  capture  sur  les   bätiments 
etrangers.  ||  Veuillez,  &c. 

Waddiugton. 


Nr.  8614.  CHINA.  —  Gesandter  in  London  (Tseng)  an  den  engl. 
Min.  des  Ausw.  —  Hofft,  dass  der  „Foreign  Enlist- 
ment  Act'  in  allen  englischen  Gebieten  zur  Anwen- 
dung kommen  wird.     [B.  9.] 

(Received  November  24.)  Chinese  Legation,  November  21,  1884. 

Nr.  8614.  i^jy  Lord,  —  At  the  interview  which  I  had  the   honour  of  having  with 

China.  •'  ' 

21.N0V.  1884.  your  Lordship  at  the  Foreign  Office  on  the  18th  instant,  I  understood  your 
Lordship  to  say,  when  referring  to  the  blockade  which  the  Frencli  fleet  has 
recently  imposed  on  certain  ports  in  the  Island  of  Formosa,  that  Her  Majesty's 
Government  had  decided  to  recognize  that  blockade,  but  that,  so  long  as  the 
French  Government  did  not  Claim  the  right  of  a  belligerent  to  interfere  with 
British  ships  on  the  high  seas,  Her  Majesty's  Government  would  merely  iusist 
on  the  observance  of  the  Foreign  Enlistment  Act,  and  not  issue  any  Procla- 
mation  of  Neutrality.  ||  In  view  of  the  importance  of  this  declaration,  I  thiuk 
it  advisable  to  inform  your  Lordship,  that  I  take  the  Statement  that  Her 
Majesty's  Government  will  cause  the  Foreign  Enlistment  Act  to  be  enforced 
to  mean  that  the  Act  will  be  put  into  execution,  not  only  as  regards  Houg- 
Kong,  but  as  regards  all  parts  of  Her  Majesty's  dominions,  and  that,  cou- 
sequently,  ships  belonging  to  the  French  and  Chinese  naval  and  military  Ser- 
vices will  not  be  allowed  to  equip,  that  is,  to  coal,  or  do  any  other  thing 
which  might  adapt  them  for  the  sea,  or  increase  their  warlike  force,  either 
at  Hong-Kong,  or  at  any  of  those  places  in  Her  Majesty's  dominions  where 
ships  proceeding  to,  or  returning  from,  China  are  accustomed  to  call.  I 
I  have,  &c.    [B.  II.] 

Tseng. 


Nr.  8615.  GROSSBRITANNIEN.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  chi- 
nesischen Gesandten  in  London.  —  Zusagende  Antwort 
auf  Nr.  8614. 

Foreign  Office,  November  26,  1884. 
Nr.  8615.  ]yf_  ]^q  Ministrc,  —  I   have    the  honour   to  acknowlcdge   the   receipt   of 

Gross- 
britannien, your  letter  of  the  2 Ist  instant,  refciring  to  ray  conversation  with  you  on  the 

26.N0V.  1884. 
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18tli  instaut  respectiug  the  Notification  issued  by  the  Freuch  Government  of    Nr.  sei 5. 
the  blockade  of  a  portion   of  the   coasts  of  Formosa   by   their   naval   forces  britannien. 
under  Admiral  Courbet.  ||  In  rcgard  to  your  remarks  as  to  the  observance  of  ^cnov.  1884. 
the  Foreign  Enlistment  Act  by  Her  Majesty's  Government,  I  have  the  honour  to 
State  to  you  that  the  Act  will  be  enforced  not   only  at  Hong-Kong,   but  at 
all  British  ports.  ||  I   beg  furtlier  to  point  out,  that  clause  8,  sub-section  3, 
of  the  Act  prohibits  the  "eqaipping"  of  any  vessel  which  it  is  believed  will 
be  employed  in  the  military  or  naval  Service  of  any  foreign  State  at  war  with 
any  fricudly  State,  and  that  the   term  "cquipping"  is  explained  in  the  Inter- 
pretation Clause  (30)  of  the  Act.  ||  I  have,  &c, 

G  r  a  n  v  i  1 1  e. 


Nr.  8616.  GROSSBRITANNIEN.  —  Min.  des  Aus w.  an  den  franz. 
Botschafter  in  London.  —  Die  engl.  Regierung  er- 
kennt die  Blokade  an,  da  Frankreich  und  China  sich 
'de  facto'  und  'de  jure'  im  Kriegszustande  befinden. 
[B.   10.] 

Foreign  Oflice,  November  26,  1884. 
M.  l'Ambassadeur,  —  In  our  conversation  on  the  17th  instant  your  Ex-  ^'r-  seie. 
celleucy  spoke  to  me  on  the  subject  of  the  letter  which  I  had  the  honour  of  britanni'en. 
addressing  to  you  on  the  llth  instant  with  regard  to  the  French  blockade -snov.  1884. 
of  certain  ports  in  the  Island  of  Formosa.  ||  Your  Excellency  stated,  that  you 
understood  from  that  letter  that  Her  Majesty's  Government  preferred  that  the 
blockade  should  be  considered  as  local,  though  of  a  belligerent  character.  j| 
I  replied,  that  I  had  uo  Intention  of  expressing  any  preference,  and  that  the 
object  of  the  letter  had  been  to  guard  ourselves  against  admitting  a  principle 
of  international  law  in  which  we  did  not  concur.  |1  It  was  agreed,  that  we  should 
both  refer  again  to  the  letter  in  question  and  examine  its  wordiug.  ||  On  the 
foUowing  day  your  Excellency  recurred  to  the  subject,  and  stated  that  after 
a  further  perusal  of  the  letter  you  understood  it  to  mean  that  Her  Majesty's 
Government  did  not  acknowledge  a  pacific  blockade  on  the  coast  of  Formosa, 
and  that  in  order  to  avoid  all  difficulty  and  discussion  at  present  Her  Majesty's 
Government  prefer  to  recognize  the  blockade  as  a  legitimate  blockade,  car- 
rying  with  it  the  usual  belligerent  rights  as  against  neutrals.  ||  Consequently, 
your  Excellency  continued,  if  blockade  runners  or  other  vessels  were  to  force  the 
blockade,  Her  Majesty's  Government  would  recognize  the  right  of  French  cruizers 
to  capture  or  fire  into  them;  the  whole  being  a  de  facto  arrangement  without 
discussing  any  new  principle.  ||  I  have  since  had  the  honour  to  receive  your 
Excellency's  note  of  the  2 Ist  instant  on  the  same  subject  ||  I  think  it  will  be 
better,  for  the  sake  of  clearness,  to   explain  at  somewhat  greater  length  the 

17* 
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Nr.  8616.    exact  intentioii  of  my  letter  of  the  llth  ultimo.  |1  It  was  not  meant  to  express 
britannTen.  ^11}'  prcfereiicc  foi'  a  "local"  or  for  a  "belligerent"  blockade,  or  for  a  special 
26.Nov.i?S4. "Arrangement."     Her  Majesty's  Government  cousider,  tliat  a  State  of  war  exists 
betwcen  France  and  China  de    facto  and  de  jure.     They  have  instructed  tlie 
Governor  of  Hong-Kong  to  enforce  the  provisions  of  the  Foreign  Enlistment 
Act  (which  is  only  operative  during  the  existence  of  hostilities  between  forcign 
States  with  which  Her  Majesty  is  at  peace),  and  the  French  Adniiral  has  givcn 
his  assurance  that  lie  will  scrupulously  observe  its  provisions.     Bombardments 
and    other   hostilities    have   taken    place,    and    tlie  French   Government    have 
proclaimed  to  neutral  Powers  the  effective  blockade  of  the  ports  of  Formosa, 
and  have  warned  Her  Majesty's  Government   that  British   ships  attempting  to 
enter  those  ports,  to  which  they  have  the  right  of  access  by  Treaty,  will  be 
captured.  ||  Her  Majesty's  Government  cannot  admit  any  such  novel  doctrine  as 
that  British  ships  are  liable  to  capture  for  entering  certain  Treaty  ports  in 
China  in  time  of  peace.    But  they  maintain,  that  a  state   of  war  exists,  and 
therefore  they  do  not  deny  the  right  of  the  French  Government  to  establish 
an  effective  blockade  of  the  ports  in   question   according  to  the  laws   of  war, 
and  to  capture  neutral  vessels  attempting  to  force  it.     Her  Majesty's  Govern- 
ment admit,  that  they  are  bound   to   recognize  the  blockade  as   a  belligerent 
blockade,  and  to  submit  to  the  exercise  by  either  belligerent  of  the  rights  of 
war  which  the  law  of  nations  accords  as   against  neutral  vessels.     But  the 
French  Government,  with  the  view  of  alleviating  the  consequences  above  men- 
tioned  as  against  neutrals,  have  declared,  that  they  do  not  propose  to  exercise 
the  right  of  visit  or  capture  over  neutral    ships   on   the   high   seas,   to   which 
they  are  eutitled,  in  order  to  prevent  the  carriage  of  contraband  of  war  to 
China.  ||  Her  Majesty's  Government,    on    the    other    band,    being   reluctant  to 
aggravate  the  Situation,  liave  declared,  that  so  long  as  the  hostilities  are  con- 
tined  to  particular  localities,  and  neutral  vessels   are  not  interfered  with  on 
the  high  seas,  they.  will  not  issue  a  Proclamation  of  Neutrality  in  the  usual  form 
and  exercise  the  strict  rights    of   neutrality   as   regards   belligerent  vessels   in 
British  ports,   but  will  confiue  themselves  to  the  enforcement  of  the  .Foreign 
Enlistment  Act.     Such  is  the  precise  Situation  from  the  point  of  view  of  Her 
Majesty's  Government,  and  it  will  be  understood  from  what  I  have  stated  that 
the  continuance  of  this  state  of  things  depends  on  tlic  adherence  of  the  Frencli 
Government  and  their  naval  authorities  to   the   declaration  above  mentioncd 
as  to  abstention  from  exercising  the   right  of  visit  and  capture   over  British 
vessels  on  the  high  seas.  ||  I  have,  &c. 

Granville. 
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Nr.    8617.     FRANKREICH.  —  Min.  des  Ausw.  (Fcrry)  au  den  franz. 
Botschafter  in  London.  —  Die  strengere  Handhabung 
des    'Foreign    Enlistment    Act'    veranlasst  die    fran- 
,  zösische  Regierung,   die   Rechte    der   Kriegfülircnden 

gegen  die  Neutralen  in  vollem  Umfange  in  Anspruch 
zu  nehmen*).     [G.  3.] 

Paris,  le  24  janvier  1885**). 
Monsieur,  j'ai  l'honneur  de  vous  communiquer  ci-joint  deux  telcgrammcs   ^^-  ^'^'"• 

l-'rankroicli. 

(jui  m'ont  ete  adresses.  hier  par  nos  consuls  ä  Singapore  et  h  Hong-Kong.  II 24.  jan.  isss 
cn  resultc,  comme  vous  le  verrez,  que  des  ordres  envoyes  de  Londres  prescri- 
vent  dorenavant  aux  autorites  coloniales  anglaises  une  application  plus  rigou- 
reuse  des  preseriptions  du  Foreign  enlistment  act.  D'aprcs  les  notifications 
faites  ä  nos  agents,  nos  vaisseaux  de  guerre  n'aurout  plus  la  faculte  de  se 
reparer,  ni  raeme  de  faire  du  charbou  dans  les  ports  anglais;  du  moins  ne 
pourront-ils  y  prendre  que  la  quantite  de  charbon  necessaire  pour  gagner  le 
port  Ic  plus  proche  du  theätre  des  Operations  navales,  cette  faculte  n'etaut 
d'aillcurs  concedee  ä  chacun  d'eux  qu'une  fois  par  trois  mois.  ||  Ces  resolu- 
tions,  dont  nous  n'entendons  nuUement  discutcr  la  legitimite,  n'ont  pas  ete 
sans  nous  causer  quclque  surprise.  Des  le  4  septembre  dernier,  le  consul  de 
France  ä  Victoria  annongait  qu'une  proclamation,  publice  la  veille  sur  les 
ordres  reQus  de  Londres,  prescrivait  la  mise  en  vigueur  du  Foreign  enlistment 
act.  Neanmoins,  un  de  nos  cuirasses,  le  La  Galissonniere,  et  le  torpilleur 
frangais  n*^  46  etaient  admis,  le  jour  meme,  dans  les  bassins  de  Hong-Kong, 
oü  ils  ont  pu  librement  reparer  les  avaries  qu'ils  avaient  subies  dans  la  riviere 
de  Fou-Tcheou.  Depuis  lors,  les  batiments  de  notre  marine  de  guerre  n'ont 
eprouve  aucune  difficulte  ä  se  ravitailler  dans  les  ports  de  la  mer  des  Indes 
et  des  mers  de  Chine.  ||  D'autre  part,  l'attitude  que  le  Gouvernement  de  Sa 
Majeste  Britannique  avait  r^solu  d'observer  provisoirement,  en  l'etat  de  notre 
conflit  avec  la  Chine,  etait  indiquee  avec  precision  dans  la  communication  que 
vous  ttviez  regue  de  lord  Granville  ä  la  date  du  26  novembre  dernier.  D'apres 
cette  communication,  "le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique  considerait 
qu'il  existait  entre  la  France  et  la  Chine  un  etat  de  guerre  de  facto  et  de 
jure".  Toutefois,  il  voulait  tenir  compte  de  ce  fait  "que  le  Gouvernement 
frangais,  en  vue  d'atteuuer  les  consequences  de  la  guerre  en  ce  qui  concerne 
les  vaisseaux  neutres,  declarait  qu'il  ne  se  proposait  pas  d'exercer  le  droit  de 
Visite  ou  de  capture  sur  les  vaisseaux  neutres  en  pleine  mer,  droit  qui  lui 
appartient,  afin  de  prevenir  le  transport  de  la  contrebande  de  guerre  ä  desti- 
uation  de  la  Chine".     Dans  cet  etat  de  choses,  le  Gouvernement  anglais,  "ne 


*). Diese   Depesche   wurde   sämmtlichen  französischen  Legationen  bei  den  See- 
mächten mitgetheilt.  Anm.  d.  Red. 

**)  Eine  entsprechende  Note  wurde  von  Waddington  au  den  engl.  Min.  des  Ausw. 
am  29.  Januar  gerichtet.  Anm.  d.  Red. 
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Nr.  ?6i7.    voulant  pas  aggraver  la  Situation,   declarait,  de  son  cote,  que,  taut  que  les 
Frankreici.  j     |.|jj|.^,g  geraieut  liiiiitees  ä  certaines  localites   et  qu'oii  n'entravcrait  pas  les 

24  Jan.  1S85. 

vaisseaux  ueutres  eu  pleine  mer,  il  s'abstiendrait  d'emettre  une  proclamatiou 
de  neutralite  dans  les  fornies  ordiuaires,  et  d'exercer  strictement  les  droits 
de  neutralite  vis-ä,-vis  des  uavires  des  belligerants,  dans  les  ports  britanniques, 
et  qu'il  se  bornerait  n  la  mise  en  vigueur  du  Foreign  enlistment  act."  ||  Le 
modus  vivendi,  dötermine  par  ces  declarations  et  cousacre  par  la  pratique  des 
derniers  mois,  se  trouve  evidemment  modifie  ä  notre  desavantage  par  les  In- 
structions qui  viennent  d'etre  envoyees  aux  autorites  des  possessions  colouiales 
anglaises.  Nos  croiseurs  ne  devant  plus  trouver  dans  les  ports  etrangers  les 
facilites  qu'ils  y  ont  rencontrees  jusqu'ä  present,  il  n'y  a  plus  de  raison  pour 
qu'ils  s'abstiennent  de  soumettre  les  bätiments  neutres  ä  une  exactc  surveil- 
lance.  La  Situation  nouvelle,  qui  leur  est  faite  par  une  application  plus 
rigoureuse  des  regles  de  la  neutralite,  nous  determine  ä  avancer  l'heure  que 
nous  aurions  clioisie  pour  reveudiquer  le  plein  et  entier  exercice  des  droits 
reconnus  aux  belligerants  par  la  loi  internationale.  |1  Des  ordres  en  ce  sens 
vont  etre  adresses  aux  commandants  de  nos  escadres.  Je  vous  serai  oblige 
de  vouloir  bien  en  aviser  le  Gouvernement  de  la  Reine,  en  ajoutant,  d'ailleurs, 
que  nous  entendons  nous  conformer  strictement  aux  regles  de  la  Declaration 
du  Congres  de  Paris  du  16  avril  1856.  ||  Je  n'ai  pas  besoin  de  dire  que  notre 
resolution  ne  doit,  ä  aucun  titre,  etre  envisagee  comme  un  acte  dirige  contre 
le  Gouvernement  anglais,  dont  nous  nous  plaisons  ä  reconnaitre  la  parfaite 
correction  et  les  procedes  bienveillants  depuis  le  debut  de  notre  conflit  avec 
la  Chine.  Vous  devrez,  au  contraire,  lui  douner  l'assurance  que  des  recom- 
mandations  expresses  seront  faites  aux  commandants  de  nos  forces  navales, 
pour  qu'ils  continuent  ä  user  de  tous  les  egards  et  de  tous  les  temp^raments 
conciliables  avec  les  interets  legitimes  du  commerce  britannique  et  la  neces- 
site  de  prevenir  l'importation  en  Chine  de  la  contrebande  de  guerre. 

Jules   Ferr3'. 


Nr.  8618.  GROSSBRITANNIEN.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  engl. 
Botschafter  in  Paris.  —  Gründe  für  die  stricte  An- 
wendung des  'Foreign  Enlistment  Act'.     [B.  15.] 

(Extract.)  Foreign  Office,  January  28,  1885. 

Nr.  8618.  In  a  conversation  with  M.  Waddington  this  afternoon  on  the   subject  of 

.  ^/**'":     the  enforccment  of  the  Foreign  Enlistment  Act,   I  reminded  his  Excellency 

britannien.  °  . 

28.Jan.is85.  that  WC  liad  informed  the  French  Government,  through  him,  that,  in  view  ot 
the  cliaracter  of  the  hostilities  going  on  between  France  and  China,  we  werc 
legally  bound  to  put  that  Act  into  forcc,  the  object  of  the  Act  being  to  prc- 
vent  assistance  being  given  to  either  side  which  would  be  inconsistent  with 
our  Position  as  neutrals.  ||  With  a  view  to  avoid  aggravating  the  Situation,  we 
agreed  with  the  French  Government  not  to  issue  a  Proclaraation  of  Ncutrality, 
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wliich  would  cntail   mcasures   of  a  much    raore    stringeut    character  than  the    ^^-  ^^is. 
simple   cnforcemcnt   of  the  Foreign  Enlistment  Act,    such   as  tlic  proliibitiou  britannion. 
to  belligereut  vessels  to  remain  morc  than  twenty-four  hours  in  British  ports,  2s.Jan.  isss. 
unless  dctained  by  stress  of  weather.  1|  The  Frcnch  Government,  on  their  side, 
agreed  not  to  search  vessels  on  the  high  seas.  ||  Instructions  wcre  accordingly 
scut  at  the  timc  of  tliis   correspondencc   to  our  Colonial  authorities  to   carry 
out  the  provisions  of  the  Act.  ||  Rumours  had  reached  us,  that  those  provisions 
were   not  obscrved;    but  for    somc  time  we  had  no   official  complaints.  ||  In 
November,  however,  a  formal  complaint  was  made  on  tlic  subject  by  the  Chinese 
Government,  and  was  twice  repeated,  and  we  also  received  from  our  Colonial 
Governors  applications  for  more  detailed  instructions.     These  we  issued  under 
the  authority  of  our   legal  advisers,   in   order  to  protect   ourselves   from  very 
serious  pecuniary  Claims. 


Nr.  8619.  GROSSBRITANNIEN.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  franz. 
Botschafter  in  London.  —  Erkennt  die  Rechtmässig- 
keit der  französischen  Maassregel  an.     [B.  17.] 

Foreign  Office,  January  31,  1885. 
M.  r Ambassadeur,  —  I  have    the  honour  to  acknowlcdge  the  receipt  of  Nr.  8oi9. 
your  Excellency's   note    of  the  29th  instant*;  in  which  you  acquaint  me,  that  ^riunrie 
the  French  Government,  wliilst  fully  recognizing  the  correctness  of  the  attitudesi.Jan.isss. 
of   Her   Majesty's  Government   in  regard  to   tlie  enforcement  of  the  Foreign 
Enlistment  Act,  in  view  of  the  hostilities  betweeu  France  and  China,  do  not 
fecl    themselves    any  longer   in  a  position  to  waive  the   füll   exercise   of  the 
rights  accorded  to  belligerents  by  international  law,    and   that  instructions  in 
that  sense  are  about  to  be  addressed  to  the  French  Naval  Commanders.  ||  Her 
Majesty's  Government   cannot   contest  the  right  of  the  French  Government  to 
avail  themselves  of  all  the  precautions    allowed  by  international  law  agaiust 
the  transport  of  contraband  of  war,  and  they  take  note  with  pleasure  of  your 
Excellency's  assurance  that  the  French  Naval  Commanders  will   be  instructed 
to  exercise  their  duties  in   this  respect  with  all  possible  moderation  and  re- 
spect  for  the  legitimate  intcrests   of  British  commerce.  ||  I  had  the   honour, 
M.  r Ambassadeur,    at  our  last  interview,  to  explain  fully  to  your  Excellency 
the  Obligation  imposed  upon  Her  Majesty's  Government  by  the  Foreign  Enlist- 
ment Act,    and  the  uature   of  the  instructions  which  have  been   sent  to  the 
Governoi's  of  Her  Majesty's  Eastern  Colouies  in  this  respect;  and  it  only  re- 
mains  for  me,  therefore,  to  assure  your  Excellency,  that  Her  Majesty's  Govern- 
ment do  not  contemplate  any  change  in  their  attitude  on  this  question,  which 
is  now,    as   previously,    confined  to  the  enforcement  of  the  Act  in  question. 
I  have,  &c.  G  r  a  n  v  i  1 1  e. 


*)  Vgl.  Anm.  **J  zu  Nr.  8017. 
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Nr.  8620.  GROSSBRITANNIEN.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  engl. 
Botschafter  in  Paris.  —  Instruction  für  die  Gouver- 
neure der  östlichen  Kolonieen.     [B.  18.] 

Foreign  Office,  Fehruary  2,  1885. 
Nr.  S620.  ]\|y  Lord,  —  I  transmit  to  j-our  Excellency,  for  your  information,  a  copy 

Gro.^s- 

hritannien.  Ol   thc  instructions  which   have   been  sent  to  the  Governors  of  Her  Majesty's 
2.  Fohr.  1SS5.  Easteru   Colonies  with    rcgard  to  the   enforcement  of  the  Foreign  Enlistment 
Act;  and  I  also  inclose  copies  of  further  corrcspondencc  on  this  suhjcct  which 
has  passed  between  M.  Waddington  and  myself.  ||  I  am  &c. 

G  r  a  n  V  i  1 1  e. 


Instructions  to  Governors  of  Eastern  Colonies. 

Referring  to  lOth  section  of  Foreign  Enlistment  Act,  public  ships  of 
either  belligerent  should  not  be  allowed  supplies  such  as  would  assist  naval 
Operations.  Therefore,  no  more  coal  should  be  furnished  to  any  belligerent 
ships  than  would  be  necessary  for  moving  to  the  nearcst  national  port  or 
ncarcr  destination.  Also  repairs  of  belligerent  ships  and  supply  of  provisions 
for  crew  should  be  restricted  to  such  as  are  necessary  to  enable  belligerent 
ship  to  hold  the  sea  on  voyage  to  such  destination  as  aforesaid.  You  should 
allow  no  repairs  to  be  effected  or  supplies  furnished  to  belligerent  ship  ex- 
cept  under  supervision  of  local  authorities,  whose  duty  it  would  be  immedia- 
tely  to  report  to  the  Governor  in  each  case  in  which  the  limits  imposed  were 
being  infringed. 

Repeat  telegram  to  Governor  of  Ceylon  and  Governor  of  Straits 
Settlements. 


Nr.  8621.  FRANKREICH.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  Min.  der  Ma- 
rine und  Kolonieen.  —  Stimmt  dem  Vorschlage  des 
Admirals  Courbet,  Reis  als  Kriegscontrebandc  zu  be- 
handeln, bei.     [G.   12.] 

Paris,  le  14  fevrier  1885. 
Nr.  S621.  Monsieur  l'Amiral  et  eher  Collegue,  vous  m'avez  transmis,  ä  la  dato  d'hier, 

Franlcreicli. 

i4.Fobr.issr,.  un  projct  de  tclegramrae  que  vous  vous  proposez  d'envoyer  ä  l'Amiral  Courbet 
en  reponse  ä  sa  dcmande  de  cousiderer  le  riz  comme  contrebande  de  guerre. 
Devant  l'insistance  de  l'Amiral  pour  obtenir  l'autorisation  de  saisir  le  riz  sous 
])avillon  neutre,  j'ai  soumis  la  qucstion  h  un  nouvel  examen,  dont  le  resultat 
a  ete  qu'aucune  regle  formelle  de  droit  des  gens  n'empeche  de  traiter 
accidentellcment  comme  contrebande  de  guerre  une  denree  dont  la  privation 
pourra  conduirc  l'enncmi  fi  demander  la  paix.  Dans  ces  conditions,  nous  nc 
devons  pas,  cc    mc    semblc,   interdire    l'emploi    d'un    moyen    de  guerre  dont 
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notre  Ministrc  en  Cliine  et  le  Commanclaiit   de  nos  forces  navalcs  s'accordent    ^^-  ^^^i 
a  rcconnaitrc  icincacitc.  ||  J  cstinic  douc  quo  vous  pouvez  rt'pondre  des  a  pre-  u,Febr.i885. 
seilt  a  l'Amiral  Courbet  qu'il  sera  autorisc  ä  saisir  le  riz  sous  pavillon  neutre. 
Je  mc  reserve  de  faire  les  notifications  ncccssaires  aux  Puissances  ncutrcs. 

Jules  Ferry. 


Nl'.  8622.  FRANKREICH.  —  Min.  des  Ausw.  an  die  franz.  Lega- 
tionen bei  den  Seemächten.  —  Reis  wird  als  Kriegs- 
contrebande  behandelt  werden.     [G.  14.]*) 

Paris,  le  20  fevrier  1885. 

Nr.  8622. 

Los    conditions    dans    lesquelles  notre   conflit  avec  la   Chine   se  poursuit  ^'•a.nkreicii. 

20.Febr.l885. 

actiK'llcment  nous  ont  determines  a  uscr  du  droit  qui  nous  appartient,  comme 
helligerants,  de  considcrer  et  de  traiter  desormais  le  riz  comme  contrebande 
de  guerre.  Des.  ordres  sont  donncs  aux  commandants  de  nos  forces  navales 
pour  que  cette  mesure  soit  mise  ä  execution  ä  partir  du  26  fevrier;  je  vous 
prie  de  vouloir  bicn  le  notifier  au  Gouvernement  auprcs  duquel  vous  etes 
accredite,  afin  que  le  commerce  neutre  puisse  en  etre  avise.  j|  Vous  recevrez 
incessamraent  des  renseignemeuts  qui  vous  fixeront  sur  l'etat  du  droit  inter- 
national en  pareille  matiere  et  vous  permettront  de  repondre  aux  questions 
dont  vous  pourriez  etre  saisi.  Je  vous  serai,  d'ailleurs',  oblige  de  me  com- 
muniquer  saus  retard  la  reponse  faite  ä  votre  notification  et  les  observations 
auxquelles  eile  aurait  donne  licu. 

Jules   Ferry. 


Nr.  8623.  Frankreich.  —  Min.  des  Ausw.  an  die  franz.  Lega- 
tionen bei  den  Seemächten.  —  Rechtfertigung  der 
Behandlung  des  Reis  als  Kriegscontrebande.     [G.  15.] 

Paris,  le  21  fevrier  1885. 

Je  vous  ai  fait  savoir,  ä  la  dato  d'hicr,  que  le  Commandant  en  chef  de    Nr.  f.623. 
nos    forces    navalcs  avait  recu  l'ordre  de  considerer  a.  l'avenir  le  riz  comme  FfanVroicii. 

^  21.Fül>r.l885. 

contrebande  de  guerre.     Je  crois  devoir  corapleter  cette  Information  par  l'cx- 
pose  des  raisons  qui  nous  ont  amenes  ä  prendre  une  semblable  mesure. 


*)  Vgl.  Nr.  8C25,  8026  und  8G27.  Die  Kabinette  von  Lissabon  [G.  18],  Berlin 
[G.  20],  Wien  [G.  22],  Haag  [G.  21]  und  Madrid  [G.  2C>]  erhoben  keine  Einwendungen 
gegen  diese  Maassregeln.  Anm.  der  Red. 
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Nr.  8623.  i\   n'est   pas   necessaire  de  rappeler   avec  quel  soin  nous  uous  sommes 

Frankreich.  ,.       ,  ,»,,..  ,  ,  n-i  '  ■,       r-ii  • 

2i.F6br.i?85.  appliques,  des  lorigme  de  uotre  contiit  arme  avec  la  Chine,  a  respecter  au- 
tant  que  possible  les  iutei'ets  des  Puissances  neutres.  C'est  pour  ce  motif 
que,  pendant  plusieurs  mois,  nous  avons  limitö  le  champ  des  liostilites,  et 
interdit,  eu  meme  temps,  a  nos  amiraiix  d'user  ä  l'egard  des  neutres  des 
droits  de  la  guerre  maritime,  en  dehors  du  cas  de  violation  de  blocus.  De- 
puis  lors,  uous  avons  dö,  en  pr^sence  de  l'attitude  de  la  Chine,  recourir  ä 
tous  les  moyeus  de  coercition  autorises  par  les  regles  internationales,  tout  en 
ordonuant  aux  commandants  de  nos  vaisseaux  d'apporter,  dans  la  pratique,  les 
temperaments  compatibles  avec  les  necessites  de  la  guerre.  Nous  apprenons 
aujourd'hui  que  de  graudes  expeditions  de  riz  doivent  partir  prochaiueraent 
de  Shanghai  pour  se  reudre  dans  le  Nord  de  la  Chine;  nos  agents  dans 
l'Extreme-Orient  presentent  la  Suspension  de  ces  envois  comme  etant  suscep- 
tible  d'exercer  une  action  efficace  sur  le  Gouvernement  de  Pekin,  et  nous  ne 
saurions  nous  dispenser  d'y  recourir,  sous  peine  de  nous  priver  de  l'arme  la 
plus  puissante  que  les  circonstances  placent  dans  nos  mains.  Deux  voies 
s'ouvraient  ä  nous  pour  atteindre  ce  but:  bioquer  Shanghai  et  d'autres  ports 
ouverts  de  la  Chine,  ainsi  que  nous  en  avious  le  droit  incontestable,  ou  inter- 
dire  le  commerce  du  riz  en  le  d^clarant  contrebande  de  guerre.  Fideles  ä 
notre  Systeme  d'attenuer  autant  que  possible  pour  les  neutres  les  consequences 
de  la  guerre,  nous  nous  sommes  arretes  k  ce  dernier  parti.  Les  sujets  des 
Puissances  neutres  peuveut  donc,  quant  ä  present,  continuer  dans  la  plupart 
des  ports  de  la  Cliine  le  commerce  pacifique  auquel  ils  s'y  livrent,  ä  la  condition 
d'exclure  de  ce  commerce  tous  les  articles  de  contrebande  de  guerre,  y  com- 
pris  le  riz.  Quant  ä  notre  droit  de  faire  entrer  cette  denree  dans  la  cate- 
gorie  des  articles  prohibes,  il  ne  parait  pas  contestable.  A  cote  des  objets 
constituant  par  leur  nature  meme  la  contrebande  de  guerre,  comme  les  armes, 
les  munitious,  etc.,  il  en  est  d'autres  dont  le  commerce  peut  etre  accidentelle- 
ment  prohibe  en  temps  de  guerre,  par  suite  de  l'utilite  particuliere  qu'en  re- 
tircnt  les  belligerants.  C'est  ainsi  que  le  charbon  a  pu,  dans  certains  circon- 
stances, etre  considere  comme  contrebande  de  guerre,  bleu  qu'il  ne  contribue 
qu'indirectement  ä  la  poursuite  des  hostilites.  Au  surplus,  vous  trouverez  ci- 
joint  une  uote  oü  sont  exposees  les  considerations  d'ordre  juridique,  dont 
vous  auriez  ä  vous  inspirer  si  des  explications  vous  etaint  demandees. 

Jules  Ferry. 


D'aprßs  la  D^claration  de  Paris  du  16  avril  1856,  dont  le  Gouvernement 
fran^ais  s'cst  engagc  h  observer  les  prcscriptions,  "le  pavillon  neutre  couvre 
la  marchandisc  cnncmic  ä  l'exception  de  la  contrebande  de  guerre."  II  s'agit 
par  consequent  de  savoir  si  le  riz  est  ou  peut  etre  döclarö  contrebande  de 
guerre.  ||  On  peut  dire  qu'actuellement  encore  les  lois  internationales  ne  con- 
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sacrcnt  aucuiie  Classification  rigourcuse  des  objets  qu'uii  bellig^rant  est  fonde  ^r.  8623. 
ä  traiter  conimc  contrebande  de  guerrc.  La  tlieoric  et  la  pratiquc  soiit2i'itebr  1885 
d'accord  pour  comprcndre  sous  cctte  designation  "les  objets  transportes  ä  Tun 
des  belligöraiits  dans  le  but  de  facilitcr  les  Operations  militaires  et  dont  11 
peut  se  servir  pour  faire  la  guerre."  Dans  cette  classe  sont  comprises,  sans 
contestation  possible,  les  armes  et  les  munitious  de  guerre  et  tous  autres  ob- 
jets qui,  par  leur  nature  meme,  sont  d'un  usage  special  ä  la  guerre  et  servent 
directement  A  l'attaque  ou  ä  la  defense.  Los  Instructions  adressees  aux  com- 
mandauts  de  nos  forces  navales  en  donnent  Tenunn^ration  suivante:  "Bouches 
et  armes  ä  feu,  armes  blanclies,  projectiles,  poudres  et  autres  matieres  explo- 
sibles, salpetre,  soufre,  objets  d'equiperaent,  de  campement,  de  harnachemeut 
inilitaire  et  tous  Instruments  et  objets  quelconques  fabriques  a  l'usage  de  la 
guerre."  ||  Mais,  ä  cote  de  ces  articles,  11  en  est  d'autres  qu'un  belligerant 
peut  avoir  un  egal  interet  ä  intercepter,  soit  parce  que  son  adversaire  est  en 
mcsure  de  les  approprier  directement  k  la  guerre,  soit  parce  que  la  privation 
de  tels  approvisionnements  le  met  hors  d'etat  de  continuer  la  lutte.  Dans 
nos  rapports  avec  la  Chine,  le  riz  fait  incontestablement  partie  de  cette  se- 
conde  categorie:  par  sa  nature  merae,  11  n'est  pas  compris  dans  la  contre- 
bande de  guerre  proprement  dite;  mais  peut-on  Vy  faire  rentrer  par  une  de- 
claration  expi-esse  comme  contrebande  accidentelle?  "Si,  dit  Grotius,  je  ne 
puis  me  defendre  qu'en  interceptaut  les  clioses  envoyees  ä  raon  ennemi,  la 
necessite  me  donnera  le  droit  de  le  faire,  ä  moins  qu'une  autre  cause  ne  sur- 
vicnne."  ||  Vattel  est  plus  explicite:  "Les  choses,  dit-il,  qui  sont  d'un  usage 
particulier  pour  la  guerre  et  dont  on  empeche  le  transport  chez  l'ennemi 
s'appelleront    marchandises    de    contrebande.     Tels  sont  les  armes,    les  muni- 

tions les  vlvres  memes,    en  certaines  occasions   oü  Ton  espere  reduire 

Tennemi  i)ar  la  faim,"  ||  Tous  les  auteurs  qui  ont  ecrit  depuis  lors  sur  la 
matiere  admettent  qu'elle  ne  comporte  pas  de  regle  absolue.  Cependant  ils 
inclinent  pour  la  plupart  ä  restreindre  autant  que  possible  les  droits  des  belli- 
gerauts.  Pinheiro  Ferreira,  se  pla<;ant  au  point  de  vue  de  ces  derniers,  de- 
clare  "qu'il  est  loisible  ä  toute  Puissance  belligerante  de  declarer  contrebande 
de  guerre  les  objets  dont  eile  est  süre  que  la  privation  amenera  Tennemi  h 
faire  la  paix  ou  ceux  dont  eile  a  les  moycns  de  lui  couper  rapprovisionne- 
raent."  |1  Les  publicistes  anglais  James  Reddie,  Phillimore,  Pratt,  Moseley,  en- 
seignent  que  les  belligerants  peuvent  comprendre  dans  la  contrebande  de 
guerre:  ||  Les  objets  qui,  quolque  Ton  ne  s'en  serve  pas  generalement  dans  les 
vues  de  guerre,  comme  les  gralns,  la  farine,  les  provisions  de  boucbe  .  .  .  ., 
peuvent  cependant  venir  en  aide  ä  ces  desseins,  particullerement  lorsqu'ils  sont 
destines  ä  ravitailler  et  ä  secourir  des  armöes."  ||  Le  droit  conventionnel  et 
les  legislations  Interleures  des  fitats  ne  fournissent  pas  d'elements  de  decision 
plus  precis  que  les  dissertations  des  auteurs.  jj  Un  decret  hollandais  de  1689, 
rendu  peudant  la  guerre  contre  le  Portugal,  classait  parmi  les  articles  pro- 
hibäs:  "les  grains,  les  farlnes,  les  viandes  et  en  gcneral  toutes  les  cereales  et 
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Nr.  8623.  les  substaucGs  alimentaires."  ||  Au  XVIIIe  siecle,  le  plus  grand  nombre  des 
4"ebr  18^85  conveiitioiis  qui  ont  trait  ä  la  matiere  limitent  la  prohibition  aux  armes  et 
aux  munitions  de  guerre;  dans  les  temps  plus  rapproches,  de  nombreuses  Con- 
ventions etendent  bien  au  delä  la  liste  des  prohibitions,  tandis  que  d'autres 
stipulent  pour  les  neutres  une  entiere  liberte  de  commerce.  En  1795,  le 
Gouvernement  anglais  expedia  un  ordre  en  Conseil  qui  enjoignait  aux  croi- 
seurs  d'avoir  ä  s'emparer  de  tous  les  navires  qu'ils  rencontreraient  charges  de 
vivres  ä  destination  de  la  Fi^ance;  mais  cette  mesure  donna  lieu  ä  des  recla- 
mations.  II  intervint  entre  l'Angleterre  et  les  Etats-Unis  une  Convention  (1796) 
portant  qu'en  raison  de  le  difficulte  de  preciser  les  cas  dans  lesquels  les  pro- 
visions  de  bouche  et  autres  articles  analogues  constituaient  reellement  la 
contrebande  de  guerre,  il  6tait  convenu  que  cliaque  fois  que  ces  articles 
seraient  captures,  il  ne  serait  pas  permis  de  les  confisquer,  et  que  Ton  indemni- 
serait  les  proprietaires.  |1  Dans  le  sens  de  la  prohibition  du  commerce  des 
vivres,  on  peut  citer  encore  plusieurs  ordonnances  de  l'Angleterre  en  1689, 
en  1793.  Mais  ce  qu'il  Importe  surtout  de  retenir,  c'est  l'ensemble  des 
Declarations  faites  devant  le  Parlement  anglais  en  1870,  lors  de  la  discussion 
du  Foreign  enlistment  act,  et  qui  precisent  Fopinion  du  Gouvernement  bri- 
tannique  sur  la  matiere.  II  en  resulte  que  la  qualification  des  articles  de 
contrebande  de  guerre  n'est  pas  du  ressort  du  droit  des  gens,  et  que  la 
question  se  rattache  au  domaine  de  la  loi  municipale  ou  interne.  "Lorsqu'il 
prend  lui-meme  part  aux  hostilites,  seit  directement,  soit  comme  allie  de  Tun 
des  belligerants,  le  Gouvernement  anglais  pretend  devoir  ne  tenir  compte  que 
de  ses  lois  municipales,  et  avoir  la  faculte  d'edicter  telles  prohibitions  qu'il 
juge  utile  pour  atteindre  le  but  de  la  guerre,  et  d'etendre  ou  de  restreindre 
ä  son  gre  la  liste  des  articles  compris  sous  le  nom  general  de  contrebande 
de  guerre*)."  Le  21  juillet  1870,  M.  Gladstone,  repondant  ä  une  question 
posee  ä  la  Chambre  des  Communes,  se  refusait  ä  definir  les  objets  qui  con- 
stituent  la  contrebande  de  guerre,  "parce  qu'une  semblable  definition  serait 
une  täche  trop  difficile."  II  est,  disait-il,  des  articles  qui,  "bien  que  d'une 
importance  vitale  dans  la  conduite  des  Operations  belligerantes,  ne  peuvent 
etre  definis  dans  leur  nature  que  par  les  circonstances  du  cas  qui  se  pre- 
sente."  En  meme  temps,  il  citait  une  lettre  du  Foreign  Office,  du  18  raai 
18.59,  d'oü  il  resulte  ■  que  la  Cour  des  prises  de  l'fitat  capteur  est  seule 
competente  pour  decider  si  la  raarchandise  saisie  est  ou  non  contrebande  de 
guerre.  ||  Les  Cours  d'amiraute  de  la  Grande-Bretagne  ont  consacre  cette  doc- 
trine  par  plusieurs  arrets  et  elles  ont  decide  notamment  "que  les  souverains 
ont  le  droit  de  declarer  quelles  sont  les  marchandises  qui  doivent  etre  repu- 
tees  contrebande  et  qu'ils  ont  de  tout  temps  fait  ainsi;  ||  Que  les  princes  de- 
clarent  souvent  contrebande  des  objets  qui  ne  sont  pas  tels  par  leur  nature, 


")  Le  droit  international  (livrc  IV),  par  M.  Charles  Calvo.    Anm.  d.  Gelbbuchs. 
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et  qu'en  cas  pareil  il  doit  eii  etre  douiie  uotification  aux  aiitres  souvcraiiis*)."    Nr.  söäs. 

t'raukroiiib. 

11  Des  indications  qui  prpccdcnt  on  peut  conclure  tout  au  luoiiis  qu'aucuiie  2i.Fobr.i885. 
regle  formellement  consacrec  par  Ic  droit  des  gens  nc  i5'oi)posc  ä  cc  quc  Ic 
TIA  Süit  accidentellcnieiit  traite  couimc  coiitrebaiide  de  gucrre.  Des  raotifs 
suffisants,  tires  des  cireonstances  meines  de  la  liittc  engagce  entre  la  Frauee 
et  la  CLiiie,  peuvent  etre  invoques  ä  Tappiii  de  la  mesure  prise  par  le 
Gouvernenieut  de  la  Republique  et  notitiee  par  lui   aux  Puissances  maritimes. 


'~  Nr.  8624.  Frankreich.  —  Min.  des  Ausw.  an  die  franz.  Lega- 
tionen bei  den  Seemächten.  —  Die  Reis-Einfuhr  darf 
in  Kanton  und  den  südlichen  Häfen  auch  fernerhin 
stattfinden.     [G.  17.] 

Paris,  le  24  fevrier  1885.  Nr.  8624. 

Par  ma  depeche  du  20  de  ce  mois,  je  vous  ai  fait  savoir  que  les  con- 24  pebr.issö. 
ditions  particulieres  dans  lesquelles  nöus  uous  trouvons  vis-a-vis  de  la  Chine 
nous  ont  determines  ä  classer  le  riz  parmi  les  articles  de  contrebande  de 
guerre.  Decides  a  n'appliqucr  cette  mesure  que  dans  les  limites  i'igoureuse- 
ment  necessaires  pour  atteindrc  le  but  que  uous  poursuivons,  uous  avons 
reconnu  dcpuis  lors  qu'il  etait  possible  d'en  restreindre,  quaut  ä  present  du 
moins,  la  portee,  dans  l'interet  du  commerce  des  neutres.  Los  expeditions  de 
riz  ä  destinatiou  de  Canton  et  des  ports  du  Sud  de  la  Chine  pourront  etre 
continuees  librement  apres  comme  avant  la  date  du  26  fevrier.  Celles-lä  seu- 
lemeut  qui  sont  destinees  aux  ports  situes  au  Nord  de  Canton  seront  des  k 
präsent  interdites  et,  par  cousequent,  souraises  au  droit  de  capture.  1|  Je  vous 
prie  de  vouloir  bien  douner  avis   de   cette   decision    au  Gouvernmeut    aupres 

duquel  vous  etes  accredite. 

Jules  F  e  r  r  y. 


Nr.  8625.    Grossbritannien.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  franz. 

Botschafter  in  London.  —  Die  engl.  Regierung  er- 
kennt ein  Recht  der  französischen  Regierung,  Reis 
allgemein  für  Kriegscontreb  ande  zu  erklären,  nicht 
an.     [B.  26.] 

Foreign  Office,  February  27,  1885.  j^^  §625. 

-  M.  l'Ambassadeur,  —  I  have  the  honour  to  acknowledge  the  receipt  of     ^^°^^' 

britannien. 

your  Excellency's  notes  of  the  20th  and  24th  instant,  in  the  former  of  which  27.Febr.i885 


*)  Pratt,  Law  of  contraband  of  war.    Anm.  d.  üelbbucbs. 
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Nr.  8625.   yQ^  aiinouncc  that,  iu  view  of  the  coiiditious  under  which  war  witli  Cliiua  is 

Gross- 

iritauuien.  ^ow  beiiig  camcd  ou,  it  IS  the  mteution  of  the  Government  of  the  French 
27.Febr.is85.  Republic  to  trcat  rice  generally  as  contraband  of  war,  and  in  the  latter,  that 
only  those  cargoes  of  rice  which  are  destined  for  Chinese  ports  to  the  north 
of  Canton  will  be  so  treated,  but  that  those  having  destination  for  Canton 
and  the  southern  Chinese  potts  will  be  allowed  to  pass  freely.  ||  I  regret  to 
have  to  iuform  you,  M.  l'Ambassadeur,  that  Her  Majesty's  Government  feel 
compelled  to  take  exception  to  the  proposed  measure,  as  they  cannot  admit 
that  consistently  with  the  law  and  practice  of  nations,  and  with  the  rights  of 
neutrals,  provisions  in  general  can  be  treated  as  contraband  of  war.  Her 
Majesty's  Government  do  not  contest,  that  under  particular  circumstances  pro- 
visions may  acquire  tliat  character,  as,  for  instance,  if  they  should  be  con- 
signed  direct  to  the  fleet  of  a  belligerent,  or  to  a  port  where  sucli  fleet  may 
be  lying,  and  facts  should  exist  raising  the  presumption  that  they  were  about 
to  be  employed  iu  victualliug  the  fleet  of  tlie  enemy.  In  such  case  it  is  not 
denied,  that  the  belligerent  would  be  entitled  to  seize  the  provisions  as  contra- 
band of  war,  on  the  ground  that  they  would  enable  warlike  Operations  to  be 
carried  on.  |j  But  Her  Majesty's  Government  cannot  admit  that,  if  such  pro- 
visions were  consigned  to  the  port  of  a  belligerent  (even  though  it  should  be 
a  port  of  naval  equipment),  they  could  therefore  be  necessarily  regarded  as 
contraband  of  war.  ||  In  the  view  of  Her  Majesty's  Government  the  test  appears 
to  be  whether  there  are  circumstances  relative  to  any  particular  cargo,  or 
its  destination,  to  displace  the  presumption  that  articles  of  this  kind  are 
intended  for  the  ordinary  use  of  life,  and  to  show,  prima  facie  at  all  events, 
that  they  are  destined  for  military  use.  ||  No  such  qualification ,  however,  is 
contained  in  the  announcement  made  by  your  Excellency  in  respect  of  the 
destination  of  the  rice,  or  of  the  purposes  to  which  it  is  intended  to  be 
applied.  H  I  have,  therefore,  the  honour  to  State  to  your  Excellency,  that  Her 
Majesty's  Government  cannot  assent  to  the  right  of  the  Government  of  the 
French  Republic  to  declare  rice  generally  to  be  contraband  of  war,  if  carried 
to  any  port  north  of  Canton.  |1  I  beg  leave  to  add,  that  Her  Majesty's  Govern- 
ment could  not,  under  any  circumstances,  acquiesce  in  that  portion  of  your 
Excellency's  note  in  which  it  is  stated  that  the  Notification  in  question  will 
take  effect  from  the  26th  instant,  as  many  vessels  laden  with  rice  may  have 
already  commenced  their  voyages.  ||  I  have,  &c. 

G  r  a  u  V  i  1 1  e. 
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Nr.  8626.  Italien.  —  Min.  des  Ausw.  (Mancini)  au  Jen  franz. 
Botschafter  in  Rom  (Decrais).  —  Behält  sich  vor,  die 
Rechtmässigkeit  des  französisclien  Vorgehens  zu  prü- 
fen.    [G.  23.] 

Rome,  le  28  fevrier  1885. 
Je    rcgois    et  je  prends  acte  de  la  note    quo   Votre   Excellence   a  bien    ^f",^'^^''' 
voulu  m'adrcsser,  le  25  de  ce  mois,  pour  m'iuformer  que  Ic  Gouvernement  de  28.Fübr.i885. 
la  Republique  ayant  dccidc  de  considerer  et  de  traiter  le  riz  comme  contrc- 
bandc  de  gucrrc,  des  ordres   avaient  ete  donnes  aux  commandauts  des  forccs 
navales  fraugaiscs  pour  que   cettc  mesure  füt  mise   ä  exucution  ä  partir  du 
26  f6vrier.     Le  Ministöre  royal  de  la  marine  aura  soiu  de  portcr  cctte  dcci- 
sion    du   Gouvernement    frangais   ä   la    connaissance    de   la   marine    italicnue. 
Comme  il  me  parait  qu'il   s'agit  d'un  cas   nouveau,   je  me  propose  de   sou- 
mettre  la  question  de  principe  ä  l'cxamen  du   Conseil  du  Contentieux  diplo- 
matique. Mancini. 


Nr.  8627.  Frankreich.  —  Gesandter  in  Stockholm  (d'Aunay) 
an  den  franz.  Min.  des  Ausw.  —  Die  schwedische  Re- 
gierung kann  Lebensmittel  nicht  zur  Kriegscontre- 
bande  rechnen.     [G.  25.] 

Stockholm,  le  6  mars  1885. 
La  reponse  que  le  Cabinet  de  Stockholm  a  faite  h  la  commuuication  par    ^r.  S627. 
laqucllc  je  l'informais  de  notre  iutention  de  traiter  le  riz  comme  contrebande  g  ji^r^  i8j..5_ 
de  guerre  m'est  parvenue  ce  matin  seulement,  et  je  m'empresse  d'en  adresser, 
ci-joint,  unc  copie  ä  Votre  Excellence.  ||  Ainsi  que  vous  le  verrez,  le  Gouver- 
nement des  Royaumcs-Unis  ne  croit  pas  pouvoir  classer  les  vivres  parmi  les 
übjets  envisages  comme  contrebande  de  guerre.     II  fonde  son  opinion  dans  la 
question  sur  les  declaratious  suedoises,  ainsi  que  sur  les  lettres-patentes  nor- 
vegiennes  de  1854  et  1855,  qui,  pour  lui,  ont  force  de  loi.     Ces  documents 
etant  congus  dans  des  termes  ä  peu  pres  identiques,  je  me  bornerai  ä  vous 
cnvoyer  ci-joints  ceux  qui  sont  relatifs  ä  la  Suede. 

D'Aunay. 

Stockholm,  le  4  mars  1885. 
Par  la  note  que  vous  m'avez  fait  l'honneur  de  m'adresser  le  23  fevrier 
dernier,  vous  avez  notifie  au  Gouvernement  du  Roi  que  le  Gouvei'nement 
frangais  vient  de  declarer  le  riz  contrebande  de  guerre,  et  que  des  ordres 
out  ete  donnes  aux  commandauts  des  forces  navales  frangaises  pour  que  cette 
mesure  füt  mise  h  execution  ä  partir  du  26  du  mois  dernier.  ||  En  vous 
accusant   reception  de  cette  communication,  j'ai   l'honueur  de  porter  ä  votre 
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Nr.  8727.  couuaissaiict!  que  le  Gouveruemeüt  du  Roi,  eu  vertu  des  declaratioiis  suedoises 
6.  iiarz  1SS5.  des  8  avrü  1854  et  13  septembre  1855,  et  des  lettres-patentes  uorvegiemies 
des  15  luars,  17  mai  1854  et  29  septembre  1855,  comprend  sous  la  deuo- 
luiiiatiou  de  coutrebande  de  guerre  les  objets  suivaiits:  cauons,  mortiers,  armes 
de  toutes  especes,  pistolets,  bombes,  greiiades,  boulets,  pierres  ä  feu,  mcches, 
poudre,  salpetre,  soufre,  cuirasses,  piques,  ceiuturons,  gibernes,  selles  et  brides, 
plomb  en  plaques,  eu  masse  ou  en  quelque  forme  que  ce  soit,  aiusi  que  tous 
les  objets  fabriques  pouvant  servir  directement  ä  l'usage  de  la  guerre.  ||  Les- 
dites  declarations  et  patentes  royales,  qui  se  trouvcnt  d'accord  avec  rordou- 
uaiice  royale  de  la  marine  fran^aise  de  1681  et  avec  le  droit  des  gens  tel 
qu'il  a  ete  etabli  par  les  traites  dans  lesquels  la  France  a  specific  ce  qui 
constitue  la  contrebande  de  guerre,  n'admettent  pas  les  vivres  au  uombre  des 
marchaudises  de  contrebande  de  guerre.  H  o  c  h  s  c  h  i  1  d. 


Nr.  8628.  Frankreich.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  franz.  Bot- 
schafter in  London.  —  Widerlegung  der  englischen 
Auffassung.     [G.  27.] 

Paris,  le  7  mars  1885. 
Nr.  8028.  Vous  avcz  bieu  voulu,  ä  la  date  du  28  fevrier,  me  transmettre  copie  de 

Frankreich,  jg^  reponsc  du  Gouverncmcnt  anglais  ä  la  notitication  que  vous  avez  ete  Charge 

V.  März  1885. 

de  lui  faire  de  notre  Intention  de  considerer  le  riz  commc  article  de  contre- 
bande de  guerre,  dans  notre  conflit  actuel  avec  la  Chine.  Dans  cettc  reponse, 
le  chef  du  Foreign  Office  ne  conteste  pas  qu'ä  cote  des  objects  qui  par  leur 
cssence  constituent  la  contrebande  de  guerre,  il  y  en  ait  d'autres,  commc  les 
denrees  et  les  approvisionnements,  auxquels  on  peut,  ä  titre  exceptionnel, 
etendre  la  raeme  qualification ,  par  suite  de  leur  destiuation  et  de  Tutilite 
qu'eu  retirent  les  belligerants.  Le  Comte  Granville  estime  toutefois  qu'uuc 
pareille  extension  ne  peut  etre  admise  que  dans  des  cas  speciaux,  determines 
par  des  circonstances  particulieres,  dont  il  prend  soin  d'indiquer  la  nature, 
et  ne  peut  pas  etre  declaree  d'une  maniere  generale.  |1  La  doctrine  qui,  ä  cote 
de  la  contrebande  de  guerre  par  nature,  admet  la  contrebande  de  guerre  par 
destination  est  professee  depuis  longtemps  en  Angleterre.  C'est  ainsi  que 
l'attorney  general  appele,  a  la  seance  de  la  Chambre  des  Communes  du 
,30  mars  1854,  ä  prendre  la  parole  sur  ce  sujet,  apres  avoir  reeonnu  que  la 
determination  des  objets  de  contrebande  de  guerre  est  une  des  questions  los 
plus  difficiles  et  les  plus  compliquees  du  droit  des  gens,  s'exprimait  ainsi: 
"On  peut  en  general  classer  la  contrebande  de  guerre  sous  les  deux  rubriques 
suivantcs:  1"  les  articles  qui,  par  leur  nature,  servent  directement  ä  la  guerre, 
comme  les  armes  et  munitions;  2^  les  articles  qui  sont  susceptibles  de  servir 
indirectement  ä  la  guerre,  en  permettant  la  continuation  des  hostilites,  comme 
les  provisious."  ||  Amenes  par  des  neccssites  imperieuses  ä  faire  une  application 
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de  cctto  doctrinc,  nous  devions  croire  que  nous  nc  rencontrerions  pas  d'ob-  ^^-  ^'^-^■ 
jcctions  de  princiiie  chez  le  Grouvernement  anglais.  Le  seul  point  sur  lequcl;.  uar7,i88r,. 
nous  nous  separons  est  l'appreciation  des  circonstances  qui  peuvent  autoriser 
a  ranger  le  riz  parmi  les  articlcs  de  contrebande.  A  cet  ogard  meme,  nous 
avions  lieu  de  penser  qu'aucune  divergence  de  vues  ne  s'eleverait  entre  l'Ang- 
leterre  et  nous.  II  semble  que,  jusqu'ä  present,  les  hommes  d'Etat  britanni- 
ques  s  ctaient  abstenus  de  prcciser  eux-memes  les  circonstances  qui  autorisent 
les  belligerants  h,  pratiquer  la  saisie  des  marchandises  qualifiöes  accidentelle- 
ment  de  contrebande  de  guerre,  comme  le  charbon  par  exemple,  ||  Teile  a  ete 
notamraent  l'attitude  de  M.  Gladstone,  ä  la  seance  de  la  Chambre  des  Com- 
raunes  du  22  juillet  1870,  oü  il  a  ete  conduit  ä  citer  ä  l'appui  de  son  opi- 
nion  une  lettre  officielle  de  lord  Malmesbury,  datee  du  18  mai  1859,  et  qui 
conticnt  le  passage  suivant:  „Je  dois  declarer  que  la  proclamation  de  Sa  Ma- 
jeste  nc  specific  point  et  ne  pouvait  en  r^alite  specifier  quels  articles  sont 
ou  ne  sont  point  contrebande  de  guerre,  et  que  les  passages  sc  rapportaut  ä 
la  contrebande  de  guerre  n'ont  pas  pour  but  d'empecher  l'exportation  du 
charbon,  ni  d'aucun  autre  article,  mais  simplement  d'avertir  les  sujets  de  Sa 
Majeste  que  s'ils  transportent,  pour  l'usage  d'un  des  belligerants,  des  articlcs 
reputes  contrebande  de  guerre  et  que  leur  propriet^  soit  saisie  par  uu  des 
belligerants,  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  ne  prendra  pas  sur  lui  d'inter- 
venir  en  leur  faveur  contre  une  saisie  de  guerre,  ou  contre  ses  consequences. 
Je  dois  ajouter  que  le  tribunal  des  prises  du  pays  qui  aura  fait  la  saisie  est 
competent  pour  juger,  etc.".  Plus  recemment  M.  Bourke,  au  mois  de  mai 
1877,  cunfirmait  cette  maniere  de  voir  en  declarant  que  des  objets,  autres 
que  les  armes  et  munitions,  „qui  peuvent  dans  certains  cas  etre  employös  dans 
les  Operations  militaires,  ont  ete  consideres  comme  contrebande  de  guerre 
suivant  leur  destination  et  d'autres  circonstances  dont  le  Conseil  des  prises 
est  juge."  II  Ce  sont  les  circonstances  particulieres  dans  lesquelles  se  poursui- 
vent  les  hostilites  contre  la  Chine  qui  nous  ont  determines  ä  prendre  la 
decision  ä  la  suite  de  laquelle  le  Comte  Granville  a  cru  devoir  presenter  des 
reserves.  Ces  circonstances,  dont  nous  sommes  les  meilleurs  juges,  je  n'ai 
pas  ä  vous  les  rappeler  ici.  J'ai  deja  eu  l'occasion  de  vous  signaler  que 
l'importation  du  riz  dans  l'alimentation  des  populations  et  des  armees  chinoises 
ne  nous  permettait  pas  d'en  autoriser  le  transport  dans  le  nord  de  la  Chine, 
sous  peine  de  nous  priver  d'un  des  procedes  de  coercition  les  plus  puissants 
qui  soient  ä  notre  disposition.  Nous  pouvions  atteindre  ce  but,  sans  arreter 
les  vaisseaux  neutres  en  pleine  mer,  en  declarant  le  blocus  des  ports  chinois 
ouverts  au  commerce  etranger;  mais  une  mesure  de  ce  genre  aurait  eu  pour 
les  interets  des  neutres  des  consequences  desastreuses,  auxquelles  il  nous 
rcpugnait  d'exposer  les  Puissances  amies.  Nous  avons  peuse  qu'il  serait  plus 
avantageiix  pour  tous  de  laisscr  les  trafiquauts  etrangers  continuer  leur  com- 
merce pacifique  dans  les  mers  de  Chine,  ä  la  seule  exception  du  commerce 
du  riz,  et  il  nous  a  semble    qu'en    l'etat    du    droit   des    gens    sur  la  matierc 
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Nr.  8628,    y[q^   ^q    j^ous    iiiterdisait    d'arriver    au    double    but    que    nous    poursuivons, 

Frankreich.  ■         ,         i  .1  i       ,    -i»  ■  1  •  ■-,  ■, 

7. März  1885. —  innre  le  plus  possible  a  lennemi  et  le  moms  possible  aux  neutres,  —  en 
declaraiit  que  le  riz  serait  traite  par  nous  comme  un  article  de  contrebande 
de  gnerre.  Au  surplus,  la  decision  definitive,  conformeraent  ä  l'opinion  de 
lord  Malraesbury  et  de  M.  Bourke,  appartiendra,  s'il  y  a  lieu,  au  Couseil  des 
prises,  seant  ä  Paris,  qui  ne  manquera  pas  de  tenir  compte  de  toutes  les 
circonstances  qui  pourraient  etre  indiquees  en  faveur  des  proprietaires  des 
cargaisons  saisies. 

Je  vous  prie  de  vouloir  bieu  vous  inspirer  des  indications  qui  precedent 
pour  repliquer  ä  la  note  du  Comte  Granville  du  27  fevrier. 

Jules  Ferry. 


Nr.  8629.  Frankreich.  —  Botschafter  in  London  an  den  engl. 
Min,  des  Ausw.  —  Auch  die  Schiffe,  welche  vor  der 
f r anz ÖS i s ch en B e kann tmachungKriegscoutre bände  ein- 
geladen haben, unterliegender  Beschlagnahme.  [B.  27,]*j 

Londres,  le  9  Mars,  1885. 
Nr.  8629.  M,  le  Comtc ,  —  Par  une  lettre  du  23  Fevrier  dernier  vous  m'avez  fait 

Frankreich,  i'jionneur  dc  me  demander  si  les  navires  qui  ont  appareille  avec  de  la  contre- 

9.  März  1885.  ^  ^  ^ 

bände  de  guerre,  avant  le  moment  oü  le  Gouvernement  Fraugais  a  declare 
son  Intention  d'exercer  le  droit  de  visite,  sont  sujets  a  capture,  ||  Je  suis 
Charge  de  faire  savoir  ä  votre  Excellence  que  mou  Gouvernement  se  voit  force 
de  ne  pas  se  departir  de  la  doctrine  etablie,  et  en  vertu  de  laquelle  les  droits 
de  belligerants,  par  rapport  ä  la  contrebande  de  guerre  sous  pavillon  neutre, 
sont  applicables  ä  partir  du  jour  oü  les  belligerants  ont  officiellement  declare 
leur  Intention  de  les  exercer.  11  regrette  que  les  circonstances  actuelles  ne 
lui  permettent  pas  de  modifier  cette  regle  au  profit  du  commerce  des  neutres, 
II  Le  Conseil  des  Prises  sera  d'ailleurs  appele  ä  juger  des  moyens  de  defense 
que  les  Interesses  auraient  ä  faire  valoir.  jj  Veuillez,  &c, 

W  a  d  d  i  n  g  1 0  n. 


JSTr.  8630.  Frankreich,  —  Min.  des  Ausw.  an  den  franz.  Bot- 
sehafter in  London.  —  Weitere  Rechtfertigung  des 
Reis-Einfuhr-Verbots,     [G.  28,] 

Paris,  le  13  mars  1885. 
Nr,  8630,  MonsicuF,  —  Lcs  indications  contenues  dans  ma  lettre  du  6  de  ce  mois  nous 

Frankreich,  aurout  pcrmis  d'ötablir  que  notre   resolution  de   traiter   le   riz  comme  contre- 

13.Märzl885.  ^  ^ 

bände  de  guerre  n'a   rien  que  de   conforme   aux  doctrines  souteuues  par  les 
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liommes  d'fitat  du  Royaurae-Uni  jusque  dans  ccs  derni^res  aiinees,  II  en  Nr.  8G3o. 
ressort,  cii  memc  tcmps,  cette  conclusion  quo,  dans  Ics  conditions  actucllcs  de  is^MärlTsss, 
notrc  coiiflit  avcc  la  Chine,  la  detcrmination  a  laquclle  iious  nous  sommes 
arrctcs  est  moiiis  prejudiciable  au  commerce  ueutre  que  d'autres  mesures  aux- 
quelles  nous  aurions  pu  recourir  lögitimemcnt.  ||  A  ces  considerations  vous 
pouvez  en  ajouter  une  autre  qui  rentre  dans  l'ordre  d'idecs  oü  lord  Grauville 
s'est  place  dans  sa  communication  du  27  fövrier.  Le  Gouvernement  de  Sa 
Majeste  est  d'avis  que,  pour  attribucr  aux  provisions  le  caractere  de  contrcbande  de 
guerre,  le  point  essenticl  est  de  savoir  s'il  existe  des  circonstances  qui  demontrent 
que  ces  articles  ne  sont  pas  seulement  destiues  ä  l'usage  ordinaire  de  la  vic, 
mais  qu'ils  doivent  etre  affectes  ä  un  usage  militaire.  A  ce  point  de  vue 
mome,  vous  rappellerez  que  le  plus  grand  nombre  des  chargements  de  riz  ex- 
portes  des  ports  chinois  du  Sud  vers  le  Nord,  ceux-lä  memes  dont  le  depart 
imminent  de  Shanghai  nous  etait  Signale  par  l'Amiral  Courbet  il  y  a  quelques 
semaines,  representent  le  montant  de  l'impot  en  nature,  ou  tribut,  que  les 
Gouverneurs  de  proviuce  envoieut  chaque  annee  ä  la  Cour  de  Pekin.  On  sait, 
d'autre  part,  que  les  soldats  des  armees  imperiales  chinoises  re^oivent  une 
partie  de  Icur  solde  en  versements  de  riz  et  que  le  tribut  des  provinces  est 
precisömeut  aifecte  ä  cet  emploi.  On  peut  dire,  par  suite,  que  les  circonstances 
prevues  dans  la  communication  de  lord  Granville  se  trouvent  reunies,  et  que 
les  cargaisons  de  riz  expediees  des  ports  du  Sud  sont  destinees  ä  un  usagc 
militaire,  outre  qu'elles  peuvent  etre  consideröes  comme  propriete  de  l'Etat 
enuemi  et  susceptibles  de  capture  ä  ce  titre.  Dans  ces  conditions,  tout  au 
moins,  le  Gouvernement  de  la  Reine  admettra  que  rien  ne  s'oppose  ä  ce  quo 
le  riz  soit  traite  comme  coutrebande  de  guerre,  et  il  ne  fera  pas  nou  plus 
difficulte  de  reconnaitre  que  le  soiu  d'apprecier,  d'apres  les  circonstances,  la 
legitimite  et  les  consequences  des  saisies  qui  viendraint  ä  etre  operees,  appar- 
tient  exclusivement  au  Couseil  des  prises. 

JulesFerry. 


Nr.  8631.  DÄNEMARK.  —  Min.  des  Ausw.  (Rosenörn-Lehn)  an 
den  franz.  Gesandten  in  Ko.peuhageu  (Croyj.  —  Lebens- 
mittel dürfen  nicht  als  Kriegscontrebaude  behandelt 
werden.     [G.  29.] 

Copeuhague,  le  IG  mars  1885. 
Monsieur  le  Comte,  —  J'ai  regu  les  deux  notes  que  M.  le  Comte  de  Ker-    Nr.  scsi. 
golay  m'a  fait  l'honneur  de  m'adresser  le  24  et  le  27  du  mois  dernier  et  par  ^'^nemark. 

,  ,,         .,  ,.^  ,       ^  16.Märzl8R5. 

lesquelles  il  me  uotifie  que  le  Gouvernement  de  la  Rcpublique  frangaisc,  sc 
considerant  comme  etant  en  etat  de  guerre  avec  la  Chine,  a  determine  de 
traitcr  le  riz  comme  contrebande  de  guerre;  que  voulant  toutefois  restreindre 
la  port^e  de  cette  mesure  dans  l'interet  du  commerce  des  neutres,  il  a  d^cide 

18* 
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Nr.  8631.    que  seiüemeiit  les  expeditions  de  riz  destinees  aux  port  chinois  sitnes  au  nord 

Dfinemark.  irr,  /  i      . 

i6.Märzi885.  de  Cautoii  seroiit  des  a  present  interdites  et  par  consequent  soumi^es  au  droit 
de  capture.  j|  En  reponse  ä  cette  communication ,  j'ai  l'honneur  de  vous  prier, 
Monsieur  le  Comte,  de  vouloir  bien  informer  le  Gouvernement  frangais  que 
celui  du  Roi  ne  peut  pas  recönnaitre  ä  un  belligerant  le  droit  de  traiter 
comme  contrebaude  de  guerre  une  substance  aliracntaire  comme  Test  le  riz, 
k  moins  qu'elle  ne  soit  expediee  directement  a  l'armee  ennemie  ou  ä  une  ville 
assiegee.  Ce  principe  est  conforme  aux  traditions  que  le  Gouvernement  du 
Roi  a  suivics  de  tout  temps  et,  jusqu'ici,  avec  la  pleine  approbation  de  la 
France.  II  est  en  outre  formellement  stipule  entre  le  Danemark  et  la  France, 
dans  le  traite  de  commerce  du  23  aoüt  1742,  renouvele  par  la  Convention 
additioneile  du  9  fevrier  1842,  attendu  que  l'article  27  de  ce  traite  porte 
expressement  que  sous  le  genre  de  marchandises  de  contrebande  ne  seront 
compris  en  aucune  maniere  les  froments,  bles  et  en  gen^ral  les  articles  ali- 
mentaires.  Comme,  toutefois,  la  part  que  prend  la  navigation  danoise  aux 
expeditions  de  riz  ä  destination  des  ports  de  la  Chine  est  de  peu  d'impor- 
tance,  et  comme,  de  l'autre  cote,  le  Gouvernement  frangais  peut  avoir  a  em- 
pecher,  dans  les  conjonctures  preseutes,  toute  expödition  de.ce  genre,  le  Gou- 
vernement du  Roi,  afin  de  donner  une  nouvelle  preuve  de  ses  sentiments 
amicaux  envers  la  France,  ne  se  refusera  pas  ä  admettre  que  la  mesure,  qui 
interdit  les  expeditions  de  riz  destinees  aux  ports  chinois  situes  au  nord  de 
Canton,  soit  appliquee  ä  la  marine  marchande  danoise.  j|  En  admettant  cette 
fois,  et  par  exception,  une  mesure  qui  defcnd  l'importation  du  riz  dansl'Empire 
de  Chine,  le  Gouvernement  du  Roi  fait  cependant  des  reserves  expresses  dans 
ce  sens,  que  ce  fait  ne  pourra  en  aucune  maniere  servir  plus  tard  de  prece- 
dent,  mais  que,  sous  ce  rapport,  le  Gouvernement  du  Roi  entend  conserver 
entiere  sa  liberte  d'action.  \\  En  second  lieu,  il  demeure  entendu  que,  si  pour 
une  raison  ou  une  autre,  la  mesure  prohibitive  dont  il  s'agit  n'est  pas  appli- 
quee par  le  Gouvernement  frangais  aux  marines  marchandes  de  toutes  les 
nations  neutres  sans  exception,  le  Gouvernement  du  Roi  retire  ipso  facto  son 
consentement  librc  ä  ce  que  la  mesure  puisse  s'appliquer  ä  la  marine  mar- 
chande danoise.  Rosenörn-Lehn. 


Nr.  8632.  Frankreich.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  franz.  Ge- 
sandten in  Stockliolm.  —  Beantwortung  des  schwedi- 
schen Protestes.     [G.  30.] 

Paris,  le  20  mars  1885. 
Nr.  8032.  Moiisicur  le  Comte,  —  Par  votrc  lettre  du  6  de  ce  mois,  vous  m'avcz  trans- 

Frankreich,  ^.^^  j^  röpouse  dc  M.  Ic  Baron  Ilochschild  h  la  notification  que  vous  avez  ete 
Charge  dc  lui  faire  touchant  notre  docision  dc  considercr  le  riz  comme  contre- 
bande de   guerre   dans   notre   conflit   actucl  avec  la   Chine.     Le   Ministrc   des 
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Affaires  etrangercs  de  S.  M.  Ic  Roi  de  Suedc  et  de  Norwege  croit  devoir  ^^'■-  ^'^'^-• 
üpposer  des  reserves  ä  cctte  mcsure,  eii  se  foiidant  sur  ccrtaiiies  ordouuaiicesoo.Märziss'r. 
royales  qui  contiennciit  unc  liste  limitative  des  articles  de  la  coutrebaude  de 
giicrrc.  II  Los  indications  que  je  voiis  ai  fournics  sur  les  motifs  de  la  raesure 
ä  laqucllc  uous  iious  sonimcs  arretes  vous  perraettroiit  de  repliquer  tacilement 
ä  la  uote  quo  vous  m'avez  communiquee.  J'ai  pris  soin  de  uiarquer  eu  effet 
qu'il  existe,  daiis  ropinion  de  tous  les  auteurs,  deux  sortes  de  coutrebaude 
de  guerre:  la  coutrebaude  par  uature  et  la  coutrebaude  par  destiuatiou.  La 
preraiere,  seule,  peut  etre  detcrmiuee  d'uue  maniere  geuerale  et  en  vue  de 
toutes  les  guerres  ä  iuterveuir;  mais  il  ue  saurait  en  etre  de  meme  de  la 
secoude,  dout  la  deteriuiuatiou  depeud  des  evenemeuts  et  des  circonstances:  11 
u'est  douc  pas  etouuaut  que  le  riz,  dont  la  saisic  sous  pavillon  ueutre  est 
exceptiouuellemeut  ordouuce  par  suite  des  coujouctures  particulicres  oü  uous 
uous  trouvous,  ue  figure  pas  daus  les  ordöiniauces  suedoises.  J'ajoute  que  les 
bommes  d'Etat  et  les  publicistes  de  la  plupart  des  pays  s'accordeut  ä  ad- 
mettre  que  les  tribuuaux  des  prises  iustitues  par  les  belligerauts  sout  com- 
peteuts  pour  statuer  sur  les  difficultes  de  cette  uature.  Les  ordouuauces 
reudues  eu  Suede  ue  sauraieut  douc  etre  iuvoquees  daus  le  litige  qui  serait 
porte  devaut  le  Couseil  des  prises  ä  Paris,  si  quelque  bätiment  naviguaut  sous 
pavillou  suedois  vcuait  ü  etre  saisi  daus  les  mers  de  Cliiue  par  les  forces 
uavales  l'rauyaises.  ||  Au  surplus,  j'ai  l'liouueur  de  vous  euvoyer  ci-joiut  copie 
de  deux  lettres  quo  j'ai  adressees,  aux  dates  des  7  et  13  mars,  a  notre  am- 
bassadeur  ä  Loudres  sur  la  uicme  questiou  et  qui  completcrout  les  iuforma- 
tious  que  vous  possedez  dcja.  ||  Je  vous  prie  de  vous  iuspirer  des  couside- 
rations  qui  precedeut  pour  faire  part  au  Barou  Hochscliild  des  motifs  qui  ue 
uous  permetteut  pas  de  uous  arreter  aux  reserves  couteuues  daus  sou  office 
du  4  mars.  Jules  Fcrry. 


Nr.  8633.    Grossbritannien.  —  miu.  des  Ausw.  au  deu  frauz. 

Botschafter  iu  Loudou.  —  Die  engl.  Regierung  hat 
sich  innerhalb  der  Grenzen  der  Pflichten  der  Neu- 
traleu gehalten.     [B.  29.] 

(Extract.)  Foreigu  Office,  March  21,  1885. 

In  a  couversation  on  the  16th  instant  your  Excelleucy  stated  to  me,  that    Nr.  sess. 
the  Colouial  authorities   of  Hong-Kong   werc  iucliucd  to  stop  the  export  of     '^''°^^' 

britunnieo 

coal  wliich  the  provider  of  the  French  squadron  sends  by  merchant-vessels  to  2i.Marzi885. 
bis  firm  at  Keluug  in  Formosa,  whilst  at  the  sarae-  time  uo  restriction  had 
been  placed  on  the  exportation  of  war  material  from  the  Colony  to  China, 
and,  iu  reply,  I  had  the  houour  to  acquaint  your  Excelleucy  that  uo  iutelli- 
gencc  had  reached  Her  IMajesty's  Governmeut  respectiug  the  stoppage  of  ship- 
meuts  of  coal  from  Singapore   or  Hong-Kong,    and  that  it  was  uot  possible 
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Nr.  8633.  ^q  form  aii  opinion  as  to  the  legality  of  the  actiou  of  tbe  Colonial  authorities 
britlnnTen.  witliout  full  luiowledgc  of  the  facts.  II  I  heg  leave  now  to  state,  that  I  have 
2i.Märzis85,  requested  Her  Majesty's  Secretary  of  State  for  the  Colonies  to  instruct  the 
Governors  of  Her  Majesty's  Colonies  of  Hong-Kong,  Ceylon  and  the  Straits 
Settlements  that,  whilst  carrying  out  the  provisions  of  the  Foreign  Enlistment 
Act  as  to  equipment,  they  are  not  to  interfere  with  auy  shipments  of  coal 
made  in  the  way  of  trade,  and  having  the  character  of  a  commercial  trans- 
action.  ||  In  the  course  of  the  same  conversation,  your  Excellency  also  alluded 
to  the  actiou  of  Her  Majesty's  Minister  in  China  in  issuing  a  public  Notifi- 
cation,  to  the  effect  tliat  Her  Majesty's  Government  did  not  admit  the  right 
of  the  French  Government  to  treat  rice  generally  as  contraband  of  war;  a 
Step  which  your  Excellency  stated  had  given  much  dissatisfaction  to  your 
Government,  as  it  was  calculated  to  encourage  the  Chinese  to  resistance,  and 
to  create  a  false  Impression  as  to  the  attitude  of  Her  Majesty's  Government 
on  this  question.  ||  I  then  had  the  honour  to  inform  your  Excellency,  in  reply, 
that  I  had  no  knowledge  of  the  Notification  by  Sir  H.  Parkes  of  which  your 
Government  complained,  and  that  it  had  not  been  issued  in  pursuance  of  any 
Instructions  from  Her  Majesty's  Government;  that  your  Excellency  was  aware 
that  Sir  H.  Parkes  was  most  desirous  of  seeing  a  termination  of  the  war. 
He  doubtless  had  issued  this  Proclamation  in  no  unfriendly  spirit  to  France, 
but  in  the  exercise  of  bis  discretion  as  to  giving  the  necessary  information 
to  bis  countrymen.  |j  Since  tbe  date  of  this  conversation  I  telegraphed  to  Sir 
H,  Parkes  on  the  subject,  and  stated  that  such  Notification  might  create  a 
false  impression  that  Her  Majesty's  Government  would  forcibly  oppose  seizures 
of  rice,  and  that  he  should  acquaint  the  Chinese  Government  that  the  legality 
of  any  seizures  of  rice  shipments  must  be  decided  by  the  French  Prize  Courts, 
subject  to  ulterior  diploraatic  action,  and  that  in  the  meanwhile  Her  Majesty's 
Government  could  not  interfere,  thougb  they  have  feit  bound  to  protest  in 
Order  to  reserve  their  rights.  ||  I  beg  leave  to  add,  that  I  have  now  received 
a  telegram  from  Sir  H.  Parkes,  in  which  he  states  that  he  instructed  Her  Majesty's 
Consuls  to  inform  British  subjects  in  China  of  the  protest  of  Her  Majesty's 
Government,  in  order  to  allay  excitement  caused  by  telegraphic  reports  from 
England  oji  the  subject,  and  that  when  British  ship-owners  asked  bim  whctlicr 
they  would  be  protected  in  case  of  seizure  of  rice  cargoes,  he  replicd:  "All 
seizures  are  subject  to  Prize  Law,  and  owners  should  be  careful  not  to 
infringe  it."  ||  Sir  H.  Parkes  states,  that  he  has  made  full  explanations  to  the 
Yamen  in  the  same  sense,  and  adds  that  bis  action  in  the  matter  has  stopped 
largc  rice  shipments,  which  was  what  the  French  Government  desired,  and 
lias  probably  preventcd  tlir  seizure  of  several  British  vessels.  ||  Her  Majesty's 
Government  have  limited  their  action  in  strict  accordance  with  what  tliey 
have  been  advised  are  tlie  duties  and  obligaiiuns  of  neutrals  under  international 
law,  II  It  has  bcou  their  special  cndcavour  to  avoid  going  beyond  the  nccessity 
of  the  case  duiing  liostilitics  which  they  carnestly  desire  to   see  closed  in  a 
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satisfactory  raaiincr.  ||  Tlicir  fricndshii)  for  France  and  their  owu  intcrest  com-    ^';  ^ö:«. 
bincd  to  raake  thcm  desirc  this  cnd.  briunnien. 

2  I.März  1885. 

Nr.  8634.  GROSSBRITANNIEN.  —  Min.  dos  Ausw.  an  den  franz. 
Botschafter  in  London.  —  Protest  gegen  Nr.  8629. 
[B.  30.] 

Foreign  Office,  April  4,  1885. 
M.  l'Ambassadeur,  —  I  have  tlie  honour  to  acknowledge  the   receipt  of   ^'^-  ^^■^*- 

Gross- 

your  Exccllency's  note,  in  whicli  you  exprcss  the  regret  of  the  French  britannien. 
Government  that  they  caunot  dcpart,  in  favour  of  neutral  vessels,  from  the'*-^!"''"^^^- 
dcctrine  that  the  riglits  of  bclligcrcnts  in  rcgard  to  contrahand  of  war  under  a 
neutral  tiag  apply  frora  the  date  at  which  the  helligerents  have  officially  declared 
their  intention  to  exercise  them,  ||  Your  Excellency  further  states,  that  in  cases 
where  seizures  have  been  made  of  cargoes  which  were  shipped  before  the 
owners  could  be  aware  of  the  intention  of  tlie  belligerent  to  exercise  the 
right  of  search,  tlie  Prize  Courts  will  have  to  judge  of  the  validity  of  the 
defcnce  which  may  be  raised  in  behalf  of  the  parties  interested.  ||  Her  Ma- 
jesty's  Government  feel  bound,  however,  to  record  their  protest  against  the 
vicws  expressed  in  your  Excellency's  note  on  the  following  grounds: —  ||  The 
French  Government  abstained  adviscdly  from  making  a  declaration  of  war, 
and  the  usual  Proclamatiou  of  Ncutrality  was  accordingly  not  issued  by  Her 
Majest3^  They  adopted  the  course  of  endcavouring  to  limit  the  area  of  bel- 
lige rency,  and  the  incidcuts  attaching  to  it;  and  they  abstained,  for  a  consi- 
derable  time  after  belligerent  Operations  had  commenced,  from  exercising  any 
right  of  search  for  contraband  of  war.  1|  It  does  not,  under  these  circumstances, 
appear  reasonable  to  Her  Majesty's  Government  tliat  those,  who  had  dispatched 
cargoes  ou  the  faith  that  this  state  of  things  would  coutiuue,  should  be  im- 
mediately  affected  by  the  announcement  of  a  decisiou  that  the  right  of  search 
would  be  exercised,  of  the  imminence  of  which  uo  knowledge  could  be  enter- 
tained  when  the  cargoes  were  dispatched.  ||  I  trust,  that  your  Excellency  will 
bring  these  considerations  to  the  attention  of  your  Government,  and  I  heg 
leavc  at  the  same  time  to  express  the  hope  that,  if  any  case  of  this  nature 
should  unfortunately  occur,  due  weight  will  be  given  to  the  representations 
which  I  have  now  the  honour  to  make  to  your  Excellency.  ||  I  am,  &c. 

G  r  a  n  V  i  1 1  e. 


Nr.    8635.       Grossbritannien.    —    Derselbe    an    denselben.    — 
Widerlegung  von  Nr.  8630.    [B.  31.] 

Foreign  Office,  April  4,  1885.  Nr.  8635. 

M.  l'Ambassadeur,  —  I  have  the  honour  to  acknowledge  the  receipt  of  ^^ritlnnten. 
your  Excellency's  note    of   the   lOth  ultimo,    containing    further  observations4.Apriii885. 
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Nr.  8635.  conceming  the  claim  of  the  French  Government  to  treat  as  contraband  of 
bruLnien.  war  cargocs  of  rice  destiued  for  Cliinese  ports  north  of  Canton.  ||  I  beg  leave 
■t.  April  i>s5.tQ  State,  in  reply,  that  Her  Majesty's  Government  do  not  contest  the  general 
correctness  of  the  view  taken  by  the  Government  of  the  Republic,  to  the 
effect  that  it  is  for  the  Prize  Court  to  decide  in  the  lirst  instancc  on  the 
legality  of  the  seizure;  but  any  such  decision  to  be  bindiug  on  neutral  Go- 
verumeuts  must  be  in  accordance  with  the  rules  and  principles  of  international 
law;  but  Her  Majesty's  Government  feel  themselves  bound  to  reserve  their 
rights  by  protesting  at  once  against  the  doctrine  that  it  is  for  the  bellige- 
rent  to  decide  what  is  and  what  is  not  contraband  of  war,  regardless  of  the 
well  established  rights  of  neutrals.  ||  Since  the  receipt  of  your  Excellency's  note 
under  reply  my  attention  has  been  directed  to  M.  Ferry's  despatch  of  the 
13  March,  published  at  p,  41  of  the  Parliaraentary  Papers  on  the  Alfairs  of 
China,  recently  laid  before  the  French  Chambers,  in  whicli  further  arguments 
are  adduced  in  support  of  the  contention  of  your  Government,  and  it  is  sug- 
gested  that  some  of  the  shipments  of  rice  destined  for  China  are  in  the 
nature  of  a  tribute  or  subsidy  to  the  Court  of  Peking,  and  that  under  those 
circumstances,  at  least,  Her  Majesty's  Government  will  admit  that  such  ship- 
ments are  liable  to  seizure  as  contraband  of  war.  I  think  it  right  to  ob- 
serve,  M.  l'Abassadeur,  in  order  to  prevent  any  misapprehension,  that  the 
seizure  of  such  shipments  under  a  neutral  flag  would  be  inconsistent.  with  the 
Dcclaration  of  Paris,  wliich  provides  that  the  neutral  flag  covers  enemy's  goods 
with  the  exception  of  contraband  of  war,  aud  that  Her  Majesty's  Government 
adhere  in  all  rcspects  to  the  views  expressed  in  my  note  of  the  27th  Fe- 
bruary  last  protesting  against  rice  being  treated  gcnerally  as  contraband  of 
war,  and  that  they  will  not  consider  themselves  bound  by  the  decision  of  any 
Prize  Court  which  should  uphold  a  coutrary  doctrine.  ||  I  havc,  &c. 

G  r  a  n  V  i  1 1  e. 


Central-Asiatische  Frage*). 


Nr.  8636.  GROSSBRITANNIEN.  —  Miu.  des  Ausw.  (üiauville)  an 
dcu  engl.  Botschafter  in  St.  Petersburg  (Thornton).— 
Hat  dem  russischen  Botschafter  eine  Vereinbarung 
über  die  asiatische  Politik  beider  Regierungen,  ins- 
besondere über  die  Regulirung  der  russisch-persi- 
schen Grenze  vorgeschlagen.     [I.  6.] 

Foreign  Office,  Februury  2,  1882. 
Sir,  —  In  conversation  with  the  Russian  Ambassador  this  afternoon  I  al-    Nr.  863o. 
luded  to  the  friendly  relations  cxisting  betweeu  the  two  countries,  and  rcmar-  ^^^JJ^^"'.'.^ 
ked  that  thcy  had  rarely,  if  ever,  been  on  a  better  footing.     I  could  answer2.Peb.  iss 
for  Her  Majesty's  Government,  that  they  were  animated  by  feclings  of  cordia- 
lity  and  goodwill  towards  that  of  Russia,  and  I  believed  that  a  sirailar  dispo- 
sition  existed  at  St.  Petersburgh.    This  fortunate  condition  of  att'airs,  I  thought, 
ofifered  an  Opportunity  which  should  not  be  neglected  to  arrive   at  an  uuder- 
standing  upon  any  qucstion  wliich  was  capable   in   the   future   of  becoming   a 
subject  of  difference   or  suspicion.     It  was  on  this   ground,    that  I   wished  to 
suggest  whether  some  agreement  might  not  be  come  to  as  regards  the  policy 
and  Position  of  the   two  Powers  in  Asia,  which   should  remove  the  jealousy 
with  which,  as  he  was  aware,   public  opiuiou  in  this  country  was  incliued  to 
vicw  the  success  and  progress  of  the  Russian  arms  in  those  regions.    It  would, 
in  my  opiuion,  be  not  merely  an  advantage  for  England  and  Russia  thcmselves 
that  such  an  agreement  should  be  attained,  bnt  it  would  matcrially  contribute 
to  the  tranquillity  and  civilization  of  the  Asiatic  States  and   populations  that 
the  two  Governmeuts  should  be  uuderstood  to  be  acting  harmoniously.  ||  I  said, 
that  the   subject  was   onc   on    which  Prince  Lobanow   bad   himself  spokcn  to 


*)  Die  folgenden  Akteustücke  sind  entnommen  aus  dcu  Blaubücbern  Central- Asia 
Nr.  1  (1884)  [C— 3930]  (in  den  Uebersclirifton  mit  I  bc'zeiclmet\  Central- Asia  Nr.  2  (1885) 
[C— 4387]  (in  den  Ueberschriften  mit  II),  Cen(ral-Asia  Nr.  5(1885)  [C— 4-118|  (mit  III) 
und  Ccntral-Asia  Nr.  4  (1885)  [C— 4389]  mit  IV  bezeichnet.) 

Ueber  die  früheren  Verhandlungen  vgl.  Staatsarchiv  Bd.  XXVI,  XXXV,  XXXVI, 
XXXVIII  und  XL.  A.  d,  Red. 


282  Central-Asiatische  Frage. 

\o!!^'  ™^  ^^*^^"  ^^^'  ^  ''^'^  *^^^"  °^"^^®'  *^^^^  ^^  °^"^^  presumably  have  often  occupicd 
britannien.  ^is  tliouglits,  aud  I  asked  bis  Excelleiicy  wbether  it  occurred  to  him  to  sug- 
■•  ^''^-  ^^2.gcst  any  means  by  wbicb  sucb  an  object  could  be  furthered.  ||  Prince  Lobanow 
Said  he  bad  no  positive  Suggestion  to  make;  but  be  added,  that  be  was  under 
tbe  impression  tbat  some  agreemeut  bad  at  one  time  been  come  to  on  tbe 
subject.  II  I  asked  Prince  Lobanow  whetber  be  referred  to  tbe  agreement  wbicb 
bad  been  tbe  result  of  tbe  discussions  between  Prince  Gortcbacow  on  tbe  one 
side  aud  Lord  Clarendon  aud  afterwards  myself  on  tbe  other.  ^'■)  ||  Prince  Loba- 
now Said,  tbat  tbat  was  wbat  be  meant.  1|  I  answered,  tbat  that  agreement  was 
pcrfcctly  clear  and  satisfactory  as  far  as  it  went;  tbat  it  was  as  formal  as 
auything  could  be  wbicb  was  not  tbe  subject  of  a  Treaty  or  Convention;  tbat 
I  was  not  aware  that  it  was  open  to  any  question.  His  own  Government  bad 
very  recently  acknowledged  its  validity,  and  it  bad  uevcr  occurred  to  Her 
Majesty's  Government  to  question  its  forcc  and  binding  effect  at  tbe  present 
moment.  But  there  were  points  wbicb  it  did  not  touch,  and  details  wliicb 
it  left  unsettled,  wbicb  it  might  be  advantageous  to  make  the  subject  of  fur- 
tber  arrangemcnt.  1|  One  of  tbese  questions  was  the  positiou  of  Persia.  Eng- 
land and  Russia  were  agreed  in  regarding  tbe  indcpendence  of  that  country 
as  a  matter  of  mutual  interest.  But  a  considerable  portion  of  her  frontier 
to  the  north- east  still  remained  undefiued,  nor  bad  she  by  bcrself  the  means 
of  laying  it  down.  We,  understood  that  tbe  Russiau  Government  had  come  to 
an  arrangemcnt  with  that  of  the  Shab  as  to  the  line  of  frontier  from  the 
Caspiau  to  a  considerable  distance  eastward  and  soutb-eastward,  as  far,  I  be- 
lieved,  as  a  place  named  Baba-Durmaz.  I  wished  to  suggest,  that  an  agree- 
ment sbould  also  be  come  to  between  England,  Russia  and  Persia,  for  tbe 
scttlcment  of  tbe  frontier  now  left  undefiued  between  Persia  and  tbe  Turko- 
man  country  from  this  point,  Baba-Durmaz,  to  the  point  wbere  tlie  Persian 
frontier  mcets  tbat  of  Afghanistan  in  the  neighbourliood  of  tbe  Heri-Rud,  aud 
for  its  subsequent  demarcation  by  English,  Russian  and  Persian  officers.  i 
I  thought  tbat,  sometbing  might  be  done  with  regard  to  the  adjacent  Afghau 
frontier.  ||  Prince  Lobanow  said,  tbat  he  did  not  know  tbe  place  to  whicli 
I  alluded;  that  be  was  not  aware  of  any  point  of  contestation  between  the 
Russian  and  the  Persian  Governments  as  to  their  respective  frontiers,  aud  at 
tirst  sigbt  it  occurred  to  him  that  they  might  consider  that  the  defiuition  of 
the  Persian  frontier  had  been  puslied  as  far  as  was  necessary  or  useful  for 
tbe  present,  and  tbat  if  in  the  future  it  becarae  necessary  to  dcfine  further 
the  boundary  between  Russia  and  Persia,  it  was  a  matter  to  be  settled  be- 
tween tbe  two  conterrainous  States.  ||  I  said,  tbat  it  seemed  to  me  that  wben 
two  ijowerful  countries  were  admitted  to  be  jointly  interested  in  maiutaining 
tbe  indepcndcnce  of  a  weak  neighbouring  State,  it  was  difficult  to  argue  tliat 
the  settlement  of  the  frontier  of  tbis  latter  State  was  a  matter  wbicb  interested 
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oiily  that  onc  of  thc  two  Powers  wliosc  tcrritorics  werc  actually  coutiguous.    ^'■-  ^^^''• 

Gross - 

Wc  a-grccd  to  rcsumc  thc  convcrsatioii  at  a  latcr  datc,  aiul  to  consider  wliat  britanmen. 
had  passed  as  nicrcly  preliminary  conversation.  ||  You  will  not  allude  to  it'-^-  ^e^-.i882. 
until  you  liavc  further  Instructions.  ||  I  am,  &c.  Granvillc. 


Nr.  8637.  Grossbritannien.  —  Derselbe  an  denselben.  —  Die 
russische  Regierung  ist  zum  Abschluss  einer  Ver- 
einbarung über  die  afghanische  Grenze  bereit.    [I.  14.] 

Foreign  Office,  February  22,  1882. 
Sir,  —  The  Russian  Ambassador  called  upon  me  this  afternoon  by  ap- 
poiutmeut.  His  Excelleucy  told  me,  that  he  had  reported  to  his  Government  britamiiun. 
the  substance  of  the  conversation  we  had  had  on  the  2nd  instant  on  thc -'■^' ^°'^' '^-- 
policy  of  the  two  Goveruments  in  Asia,  as  reported  in  my  despatch  of  that 
date.  II  Prince  Lobanow  said,  that  he  had  told  his  Government  that  I  had  com- 
menced  by  stating  that  the  present  good  relations  between  Russia  and  Eng- 
land offered  an  opportunity,  of  which  it  was  desirable  to  take  advautage,  for 
Coming  to  some  further  undcrstandiug  as  to  thc  position  of  the  two  countries 
in  Central  Asia;  that  he  had  thereupon  suggested  a  renewal  of  the  agreeraent 
formerly  made  with  Prince  Gortschacow  by  Lord  Clarendon  and  me;  that  to 
this  I  had  replied,  that  I  looked  upon  that  agreement  as  still  existing  in  füll 
force,  but  that  it  left  certaiu  matters  undecided  which  it  would  be  well  de- 
finitively  to  settle,  and  that  I  had  finished  by  proposing  a  delimitation  of  the 
Persian  frontier  from  Baba-Durmaz  to  a  point  in  the  neighbourhood  of  the 
Heri-Rud.  ||  He  had  now  received  the  reply  of  his  Government.  They  acknow- 
ledged  the  continued  validity  of  the  agreement  formerly  entered  into  by  Prince 
Gortchacow,  by  which  Afghanistan  was  admittcd  to  be  bcyond  the  sphere  of 
Russian  influcnce.  That  agreement  was,  however,  as  I  had  said,  incomplete; 
and  they  were  ready  to  Supplement  it  by  a  settleraent  of  the  frontier  of 
Afghanistan,  from  the  point  where  it  had  been  left  undefined  as  far  as  Sarakhs. 
To  this  I  replied,  that  several  observations  occurred  to  nie  at  once  in  rcgard 
tu  such  a  proposal,  but  that  I  would  reserve  them  uulil  I  had  been  able  to 
examine  the  matter  carefully,  and  was  in  a  position  to  present  him  with  my 
views  in  a  more  complete  shape.  ||  I  am,  &c.  Granville. 


Nr.  8638.  Grossbritannien.  —  Derselbe  an  denselben.  —  Eng- 
land wünscht  eine  Vereinbarung,  welclie  Russland 
jede  Gelegenheit,  weiter  nach  Afghanistan  vorzudrin- 
gen, benimmt.     [I.  16.] 

(Extract.)  Foreign  Office,  March  14,  1882.  Nr.  8638. 

In    the    course    of   conversation   this    afternoon    the  Russian  Ambassador     Gross- 

11     1     1  1        /~(  britannien. 

alluded  to  the  Central  Asiau  question.  ||  I  reminded  his  Excellency,  that  when  i4.Märzi882. 
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Nr.  863S.    at   our   last   interview   lie   had   mentioued   to '  nie   tlie   counter-proposal   of  the 

Gross- 

brituDuien.  Russiaü  Govemmeut  for  a  delimitation  of  the  froutier  of  Afgliauistan  from 
i4.Mai7,i6!P2.  Ki^oja-Saleh  to  Sarakhs,  I  had  said  that  certain  observations  occurred  to  nie 
at  ouce  in  regard  to  it,  but  that  I  would  rcserve  them  until  I  could  consider 
the  matter  thoroughly.  \\  I  had  since,  1  said,  been  confirmed  in  my  impression — 
and  I  found  that  it  was  entirely  shared  by  the  India  Office  and  Indian  Go- 
vernment—  that  the  proposal  did  not  in  any  way  meet  the  requirements  of 
the  case.  ||  It  was  acknowledged,  I  continued,  not  only  by  Her  Majesty's  Go- 
vernment, but  by  that  of  Russia  also,  that  it  was  desirable  to  avoid  any  con- 
tact  or  very  close  contiguity  between  the  frontiers  of  tlie  British  and  Riissian 
possessions  in  Central  Asia  or  of  the  native  States  under  their  immediate  and 
direct  influeuce.  Russia,  on  her  part,  had  shown  considerable  susccptibility 
in  this  respect  in  regard  to  the  possible  eventuality  of  an  Engiish  occupation 
of  He  rat,  while  ou  our  side  Lord  Derby,  wheu  Foreign  Secretary,  had  equally 
expressed  the  objections  that  would  be  feit  here  and  in  British  India  to  an 
advance  of  the  Russian  arms  to  tlie  immediate  viciuity  of  the  Afghan  frontier. 
:  During  the  last  two  years  our  movement  had  been  in  a  retrograde  direction, 
In  this  we  had  been  inüuenced,  as  I  was  ready  to  admit,  not  by  a  deference 
to  the  wishes  of  Russia,  but  by  political  considerations  of  our  own.  Still, 
the  faet  reniained,  The  Russian  Government,  on  the  contrary,  had  advanced 
far  beyond  wliat  wo  had  been  led  to  expect  from  the  assurances  previously 
givcn  to  US.  We  now  hcard  of  a  surveying  party  having  proceeded  beyond 
the  Russian  advanced  positions  as  far  as  Sarakhs,  and  that  point  was  meu- 
tioned  by  the  Russian  Government  as  the  termiuation  of  a  proposed  delimi- 
tation of  the  Afghan  frontier.  It  appeared  to  us  that,  if  the  possession  of 
Sarakhs  were  at  any  time  to  be  arrived  at  by  the  Russian  Government,  it 
could  not  be  necessary  for  the  purposes  which  have  hitherto  been  stated  by 
them  as  their  object.  ||  In  the  meanwhile,  the  Government  of  India  were  placed 
in  a  Position  of  considerable  difficulty  by  the  ambiguity  of  the  Russian  Po- 
sition. It  was  necessary  for  them  to  settle  the  whole  question  of  their  future 
relatious  with  the  Ameer,  and  it  was  natural  and  reasonable  that  they  sliould 
desire  to  know  on  what  footing  they  stood  in  regard  to  the  iutentions  and 
Claims  of  Russia,  and  for  what  eventualities  tliey  might  have  to  provide.  ||  I 
begged  Prince  Lobanow  to  believe,  that  the  matter  was  of  serious  importancc, 
and  that  it  was  onc  which  ncither  of  the  two  Govcrnments  could  afford  to 
ncglect.  11  Prince  Lobanow  said  hc  had  not  very  clearly  undcrstood  what  had 
been  the  object  of  my  original  proposal  to  him.  ||  I  told  his  Excelleucy,  that 
I  had  no  hesitation  in  tcUing  him  frankly  —  for  I  believed  it  was  in  the  in- 
terest  of  both  countries  —  that  our  desire  was  to  make  an  arrangcraent  which 
sliould  prevent  any  occasion  or  opportunity  for  a  further  advance  of  Russia 
towards  Afghanistan.  Wo  believed,  that  her  present  acquisitions  were  all  that 
she  could  require  for  purposes  of  sccurity.  It  had  seemed  to  us,  that  the  in- 
terposition  of  a  barrier,  cvcn  though  it  were  morc  of  a  moral  than  of  a  ma- 
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tcrial   character,    by   rocognition   of  thc   territorial   rights   of  Persia   over  the    ^■'-  ^''?'''- 

Gross - 

adjaccnt  rcgioii  to  the  soutli  might  take  away  tlic  opcning  for  a  iurther  pro-  britanuien. 
gross  of  the  Russian  forces,  which  we  believed  to  be  deprecated  at  St.  Peters- ^*- ^^'^"'^^2. 
burgh,  though  it  might  often  be  difficult  under  the  circumstanccs  to  prevcnt  it. 
II  Prince  Lobanow  said  he  had  understood,  that  there  had  been  at  one  time 
an  attempt  to  agrce  upon  a  neutral  zone  between  the  possessions  and  depen- 
dcncics  of  the  two  countries,  and  that  this  arrangcmcnt  had  been  found  to 
be  impracticable.  The  Russian  Government  considcrcd,  that  Afghanistau  should 
be  an  independent  or  semi-independent  State,  subject  to  English  influencc, 
and  the  country  to  the  north  of  it,  now  under  discussion,  should  remain  a 
neutral  territory,  placed  in  a  somewhat  similar  position  with  regard  to  Russia. 
II  I  told  bis  Excellency,  that  this  view  was  new  to  rae,  and  oiily  observed  how 
important  it  was  that  the  Indian  Government  should  clearly  understand  what 
tlic  intcntions  of  the  Russian  Government  were.  [|  Prince  Lobanow  agreed,  that 
it  was  not  impossiblc,  and  ccrtainly  desirablc,  that  wc  should  come  to  somc 
dcfinite  understanding.  ||  I  told  bis  Excellency,  that,  if  thc  ncgotiation  could 
be  pursucd,  I  thought  it  would  be  very  desirable  to  arrange  a  raceting  be- 
tween him,  Lord  Hartington  and  myself,  at  which  the  details  could  be  pro- 
posed  and  discussed. 


Nr.  S639.  Grossbritannien.  —  Derselbe  an  denselben.  —  Ver- 
handlungen zwischen  Lobanow,  Granville  und  Hart- 
ington (Staatssecretär  für  Indien).     [I.  17.] 

(Extract.)  •  .  Foreign  Office ,  March  22,  1882. 

The  Russian  Ambassador  came  to  the  Foreign  Office  yesterday  afternoon    N""-  ^*^^"- 

Gross- 

by  appointment  in  order  to  meet  Lord  Hartington  and  me,  and  to  resume  britannion. 
witli  US  jointly  the  discussion  of  the  Central  Asian  question,  which  had  bith- 2'-•'^'■'"•^^-■ 
erto  been  carried  on  between  bis  Excellency  and  me  alone.  |]  Prince  Loba- 
now began  by  requesting  some  further  explauation  of  the  proposal  which  I 
had  alrcady  made  to  him  at  our  pi'evious  Interviews.  ||  Lord  Hartington,  on 
my  invitation,  replied  to  bis  Excellency's  inquiry.  He  stated,  that  the  recent 
advances  of  Russia  on  the  north-eastern  frontier  of  Persia  were  of  a  nature 
to  cause  serious  uneasiness  to  the  Ameer  of  Cabul,  and  had  been  noticed 
not  without  concern  by  the  Government  of  India.  The  Araeer  would  think 
himsclf  justified  in  requesting  Her  Majesty's  Government  to  augmcnt  bis  sub- 
sidy,  in  order  to  provide  against  possible  eventualities.  It  was  possible,  said 
Lord  Hartington,  that  the  extension  of  the  Russian  occupatiou  as  far  as  Baba- 
Durmaz  had  been  necessary  for  thc  protection  of  the  Russian  possessions  and 
mcans  of  communication  from  the  brigandage  of  the  Turkomans.  But  it  was 
evident  that  the  same  grounds  might  be  alleged  for  further  advances  beyond 
thc  point  now  rcached,  and  evcu  as  far  as  Sarakhs  or  its  vicinity.  In  that 
case   the   incursion   of  a   band   of  Turkomans   into   Russian   territory   and   its 
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Nr.  8639.  subscquent  flight  across  the  Afghau  frontier  might  at  any  time  suffice  to  pro- 
britanbTen  ^^^^e  scnous  difficulties  betvieen  ßussia  and  Afglianistan,  or,  in  fact,  between 
22.Marzi882. Eussia  and  England,  which  had  special  relations  with  Afghanistan.  It  seemed 
therefore  to  be  equally  in  the  interest  of  Russia  and  of  England,  that  their 
two  Governments  should  endeavour  to  prevent  a  contract  so  dangerous  in  its 
possible  results.  ||  The  method  which  had  suggested  itself  as  a  simple  and 
obvious  one  was  embodied  in  the  proposal  already  made.  ||  In  the  present 
State  of  affairs  the  Turkomans  of  Merv  were  the  only  tribes  from  which  acts 
•  of  aggression  on  Russiau  territory  were  to  be  apprehended.  But  unless  they 
ventured  through  the  desert  these  tribes  could  only  reach  the  Russian  frontier 
by  one  route,  that  which  descends  in  a  south-westerly  direction  from  Merv 
to  the  neighbourhood  of  Sarakhs  and  thence  turns  to  the  north- west,  following 
for  some  distance  the  course  of  the  Tejend  or  the  district  known  as  the  Atak 
at  the  base  of  the  mountains.  It  seemed  therefore  possible  to  prevent  such 
incursions  by  an  arrangement  between  Russia  and  England  to  determine  the 
limits  of  Persia  towards  the  Steppe.  We  should  in  fact  do  no  more  than 
recognize,  as  forming  part  of  the  Shah's  dominions,  a  territory  to  which  he 
has  an  undoubted  right,  attaching  to  our  recognition  an  Obligation  on  the 
Persiau  Government  to  establish  forts  upon  it,  and  to  maintain  in  it  a 
sufficient  number  of  troops  to  bar  effectually  any  hostile  attempt  on  the  part 
of  the  Turkomans.  ||  The  territory  in  question  would  comprise  the  whole  öf 
the  cultivated  tract  between  Baba-Durmaz  and  Sarakhs,  including  that  lying 
on  the  banks  of  the  Tejend.  ||  Lord  Hartington  observed,  that  the  Persian 
Government  would  of  course  be  invited  to  become  a  party  to  any  arrange- 
ment that  might  be  concluded  between  the  two  Governments,  adding  that  the 
question  of  the  Persian  frontier  on  this  side  might  no  doubt  be  said  to  be 
one  in  which  Russia  and  Persia  were  primarily  interested,  but  that  it  had 
also  a  practical  interest  for  Russia  and  England  for  the  reasons  which  had 
formerly  been  acknowledged  by  both  Governments;  that,  however  anxious 
Persia  might  be  to  assert  her  rights  in  that  quarter,  she  could  do  nothiug 
which  she  might  imagine  to  be  distasteful  to  the  Russiau  Government,  and 
that  he  had  reason  to  believe  that,  if  she  were  encouraged  to  do  so  by  both 
Russia  and  England,  it  would  not  be  so  difficult  as  was  contended  for  her 
to  establish  a  real  authority  in  those  districts.  |1  I  made  some  remarks  in  Sup- 
port of  Lord  Hartiugton's  arguments,  and  I  once  more  impressed  upon  Prince 
Lobanow  my  conviction  of  the  importancc  of  the  question,  aud  of  the  expe- 
diency  of  rcmoving  all  occasion  and  opportunity  for  a  further  Russian  ad- 
■  vance  tuwards  the  Afghan  frontier.  ||  His  Excellency  replied,  that  he  had  al- 
ready submittcd  to  his  Government  the  proposal  which  Lord  Hartington  had 
just  laid  before  him  in  detail.  Their  view  had  bccn,  that,  if  there  were  occa- 
sion to  procced  to  a  delimitation  of  tlie  frontier  in  question,  it  was  a  matter 
which  concerned  Russia  and  the  Shah  exclusively.  [|  His  Excellency  then  went 
on   to   discuss  tlie  arguments  addueed  by  Lord  Hartington.     He  urged,  that, 
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considcriiig  that  Pcrsia  had  iicver  been  able  to  rcprcss  thc  incursions  of  the  Nr.  «g39. 
T6kc  Turkümaus,  it  was  scarccly  to  bc  cxpccted  that  slic  would  bc  more  britannion. 
fortunate  witli  regard  to  the  Turkomans  of  Mcrv,  aud  that  an  arrangement  22.Märzi88;i 
which  would  intrust  to  tlic  Persiaii  authorities  the  duty  of  takiug  measures 
for  the  security  of  the  Russiau  frontiers  would  be  a  mere  delusion.  England, 
on  thc  othcr  band,  was  so  remote  from  thc  rogions  in  question  that  her 
participation  in  such  an  arrangemcnt  offered  no  guarantce  for  its  cfficacy.  || 
Prince  Lobanow  added,  that  Russia  had  never  intcrfercd  in  the  arrangements 
bctween  England  and  Afgiianistan.  She  expected  on  her  side  to  be  left  free 
to  take  any  measures  with  regard  to  the  States  withiu  the  spliere  of  her  in- 
fluence  which  might  be  required  for  purposes  of  security.  ||  I  observed  upon 
this,  that  it  might  be  inferred  from  bis  Excellency's  words  that  Russia  consi- 
dered  herseif  free  to  advance  to  Sarakhs.  This,  however,  was  exactly  the 
kind  of  approach  which  the  Russian  and  English  Governments  had  always 
joined  in  deprecating.  The  Russian  Government  had  especially  in  1875  dwelt 
upon  the  more  than  inconvenient  results  that  would  attend  an  English  move- 
ment upon  Herat.  Lord  Derby  used  the  same  languagc  as  to  advances  on 
thc  part  of  Russia.  As  it  happened,  we  had  withdrawn  from  Afghanistan, 
while  the  Russians  had  advanced  beyond  the  lines  they  occupicd  at  that  time. 
As  an  aft'air  of  national  amour-propre,  the  present  time  was  singularly  pro- 
pitious  for  Russia  to  make  an  arrangement  which  would  restore  confidence 
on  both  sides.  ]|  Prince  Lobanow  remarked,  that  he  was  not  in  a  position  to 
make  any  reply  to  what  I  had  said  on  the  subjcct  of  Herat.  It  was  a  matter 
upon  which  he  could  not  undertake  to  anticipate  the  views  of  bis  Government. 
'  We  returned  to  the  discussion  of  the  main  question.  In  regard  to  the  ob- 
jcctions  which  had  been  advanced  by  Prince  Lobanow  as  to  the  practical 
value  of  the  proposed  arrangement,  I  said  that  a  combined  pressure  by  Eng- 
land and  Russia  could  not  fail  of  inducing  the  Persian  Government  to  take 
effectual  measures  in  the  territory  which  would  be  recognized  as  belonging 
to  them.  It  was  my  belief,  that  the  Persian  Government  would  accept  without 
difficulty  the  conditions  which  might  be  attaclied  to  our  recognition,  aud 
would  seriously  and  conscientiously  endeavour  to  fulfil  them.  ||  In  this  opinion 
Lord  Hartington  expressed  bis  concurrence.  ||  In  answer  to  Prince  Lobauow's 
argument,  that  the  arrangement  offered  to  Russia  no  quid  pro  quo,  and  that 
it  was  impossible,  at  the  distance  at  which  the  English  were,  that  they  could 
offer  Russia  any  security  against  molestation,  I  said  I  could  speak  to  bis 
Excellency  with  perfect  frankness,  as  there  was  no  chance  of  bis  misconstruing 
into  anything  of  a  possible  menace  that  which  I  had  to  say.  It  semeed  to 
me  that  there  would  be  an  immense  advantage  to  Russia,  no  less  than  to 
England,  if  an  agreement  could  be  corae  to  by  which  suspicion  on  both  sides 
might  be  averted.  ||  Prince  Lobanow  listened  attentively  to  my  observations, 
but  said  tl)at  bis  Instructions  were  positive,  and  that  he  had  no  latitudc  to 
dcpart  from  tlie  languagc  he  had  held.  ||  Lord  Hartington  and  I  requested  bis 
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Nr.  8639.   Excelleiic}^  to  lay  before   bis  Government  tbe   considerations  wbich   bad  bccn 

britannien.  stated   on   either   side,  in   tbe   bope  tbat  it   migbt  modify  tbeir  views.  ||  Tbis 

22.Märzi8S2.  prince  Lobauow  cousented  to   do.     At   my    request   bis  Excellency   bas    also 

been  good  enougb  to  sbow  me  bis  account  of  tbe  interview  before  forwarding 

it  to  St.  Petersbourgb,  and  I  am  enabled  to  State  tbat  it  corresponds  substan- 

tially  witb  tbat  wliicb  I  bave  given  in  tbe  present  despatcb. 

Foreign  Office,  March  22,  1882. 
Sir,  —  Tbe  Russian  Ambassador ,  called  upon  me  again  tbis  afternoon. 
and  brouglit  to  me  tbe  draft  of  bis  despatcb  giving  an  account  of  bis  con- 
versation  witb  Lord  Hartington  and  me  yesterday.  ||  I  bave  requested  bis 
Excellency  to  alter  sligbtly  one  or  two  passages  in  wbicb  I  tbougbt  Lord 
Hartington's  and  my  langiiage  bad  not  been  quite  accurately  rendered,  and 
to  iusert  a  few  remarks  wbicb  we  bad  made  and  wbicb  be  bad  omitted  to 
mention.  ||  I  took  tbe  opportunity  to  make  a  furtber  Observation  on  tbe  con- 
tention  of  tbe  Russian  Government,  tbat  tbe  furtber  delimitation  of  tbe  Persian 
frontier  beyond  Baba-Durmaz  was  a  matter  wbicb  concerned  Persia  and  Russia 
alone.  I  said,  tbat  it  bad  been  for  years  a  settled  understanding  bctwccn 
Russia  and  England  tbat  tbey  botb  desired  to  maintain  tbe  stability  and  in- 
dependence  of  Persia.  I  could  not,  tberefore,  admit,  tbat  Her  Majesty's  Go- 
vernment were  not  interested  in  tbe  settlement  of  frontier  questions  regarding 
tbe  latter  country.  \\  But  I  continued,  tbat  witbout  giving  up  tbat  principle  we 
sbould  bc  satisfied  if  an  agreement  were  arrived  at  between  Russia  and  Persia 
in  tbe  sense  of  Lord  Hartington's  proposal  witbout  England  being  a  party 
to  it.  II  I  am ,  &c.  G  r  a  n  v  i  1 1  e. 


Nr.  8640.  Grossbritannien.  — Botsc baft er  in  st. Petersburg  an 
den  engl.  Min.  des  Ausw.  —  Die  russiscbe  Regierung 
beabsicbtigt  gegenwärtig  nicbt,  nacb  Sarakbs  oder 
Merw  vorzugeben,  und  würde  gegen  eine  Besetzung 
von  Kandabar  und  Herat  durcb  England  keine  Ein- 
wendungen erbeben.     [T.  28.] 

St.  Petersburgh,  April  29,  1882. 

Nr.  8640.  My  Lord ,  —  In  accordance  witb    tbe   permission    granted   me    by   your 

britlnnlon.  I'Ordsbip's    tclcgram    of  tbe    22nd   instant,    I  bave    bad    two   Interviews   witb 

29.Apriii882.  M.  dc  Gicrs  on  tbe  26tb  and  28tb  instant,  during  wbicb  I  bave  read  to  bim 

your  Lordsbip's  rcccnt  dcspatcbes,  informing  me  of  conversations  you  bad  bad 

witb  tbe  Russian  Ambassador  in  London  respecting  tbe  Central  Asian  qucstion. 

11  M.  dc  Giers  agrccd  witli  your  Lordship,  tbat  it  would   be   better  tbat  tbcrc 

sbould  not  be  double  discussions,  and  be  stated  tbat  he  bad  a  few  days  ago 

seilt  furtber  Instructions  to  Princc  Lobanow,  tbe  naturc  of  wbicb  bis  Excellency 

will  probably  liavc  already  communicated  to  you.     But  as  be  scemed  to  wisli 
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to  make  rac  acquainted  with  his  vicws,  I  listcned,  offering  only   cnougli   ob-    Nr.  scio. 

..  Gro.ss- 

servations  to  keep  up  the  conversation.  ||  Ilis  ii,xcellcncy  answcrcd  me  not  britannion. 
once,  but  several  times  during  the  conversation,  that  Russia  liad  no  Intention si^-^rrin 882. 
wliatever  at  prcsent  of  advancing  towards  Saraklis  or  Mcrv,  or  of  occupying 
with  her  forces  any  territory  in  that  region  beyoud  what  was  already  in  her 
possession.  He  could  positively  assert,  that  this  was  tlic  fecling  and  deter- 
mination  of  the  Russian  Government  at  preseut,  and  that  he  hoped  it  would 
bc  carried  out  for  mauy  years  to  come.  What  might  happen  in  the  far 
futurc  it  was  impossible  to  say  or  divine;  for  circumstances  might  compel 
them  to  do  what  they  had  now  no  intention  of  doing.  ||  The  influence  of 
Russia,  he  said,  was  entirely  devoted  to  the  establishment  of  firm  and  per- 
manent peace  in  that  region,  and  it  was  now  beginning  to  have  a  good  effect. 
It  was,  therefore,  very  desirable,  that  there  should  be  no  troublesome  or  dis- 
orderly  neighbours  who  would  counteract  the  measures  which  the  Russian 
authorities  were  now  carrying  out  for  the  pacification  aüd  civilizatiou  of  tlie 
Turkoman  tribes  in  that  region.  The  Russian  Government  could  not  acquiesce 
in  the  proposal  made  by  Her  Majesty's  Government,  that  the  Atek  country 
from  Sarakhs  to  Baba-Durmaz,  and  between  that  line  and  the  River  Tejend, 
should  be  handed  over  to  the  care  and  into  the  possession  of  Persia.  His 
Excellency  insisted,  that  she  had  no  right  whatever  to  that  country,  and  that 
whatever  influence  Russia  and  Great  Britain  might  bring  to  bear  upon  her 
slie  would  be  utterly  unable  to  govern  it,  und  that  any  attempt  to  do  so  on 
her  part  would  only  excite  discontent,  and  produce  disorder  where  there  now 
seemed  to  be  some  prospect  of  the  natives  abandoning  habits  of  brigandage 
and  devoting  themselves  to  commercial  and  agricultural  pursuits.  He  under- 
stood,  that  Her  Majesty's  Government  were  anxious  that  Russia  should  ba  con- 
fined  within  the  limits  now  held,  and  should  not  extend  her  territory  to  the 
East  or  South,  and  the  Russian  Government  declared  that  they  had  no  desire 
to  advance  in  that  direction;  but  His  Imperial  Majesty  was  very  averse  to 
making  any  engagements  to  that  effect  with  another  Power,  which  the  force 
of  circumstances  might  hereafter  render  it  impossible  for  the  Russian  autho- 
rities to  keep.  His  Excellency  was  of  opinion  that  the  occupation  of  the 
Atck  region  by  Persia  would  have  just  the  contrary  effect  to  that  hoped  for 
and  anticipated  by  Her  Majesty's  Government.  He  belevied,  that  it  would 
create  such  a  State  of  disorder  ("un  tel  gächis")  in  that  country,  that  not 
only  would  the  people  of  Merv  avail  themselves  of  it  to  come  westward  for 
purposcs  of  plunder,  but  that  the  .Atek  Turkomans  themselves  would  be  ma- 
king incursions  into  the  territory  now  held  by  Russia,  and  attacking  Russian 
Caravans,  so  that  the  Russian  military  authorities  would  be  compellcd  to  enter 
the  Atek  territory  for  the  purpose  of  punishing  the  wrong-docrs  and  preven- 
ting  their  hostilities  from  being  repeated;  and  this,  notwithstanding  the  most 
stringent  Instructions  to  the  Russian  military  authorities  that  they  should  allow 
no    movement    in    that    direction,    instructions    which   General  Röhrberg    had 
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Nr.  8640.    sliowii  hlmself  entirely  disposed  to  obey.  ]]  M.  de  Giers  informed  me,  that  very 


Gross- 
britannien. 


recently  the  Turkomans   in  the   district   of  Dereghez   liad   risen   against  their 
29.Aprius8.'.  Khan ,  and  that  their  motive  in  doing  so  was  to  throw  off  their  allegiance  to 
Persia  and  come  under  the  control  of  the  Russian  authorities;  that  the  Persian 
Government  had  consequently  addressed  themselves  to  the  Russian  Government, 
cntreating  them  to  use  their  influence  in  order  to  pacify  the  disaffected  Tur- 
komans;  that  General  Röhrberg  had,    in  compliance  with   this  request,   been 
instructed  to  cause  the  latter  to  be  informed  that  on  no   account  would  the 
Russian  authorities  rcceive  them  under  their  protection  or  control,  and  that 
these  Instructions,  having  been  carried  out,  had  had  the  effect  of  undeceiving 
and  pacifying  the  Turkomans  in  the  Dereghez  district.  1|  But  M.  de  Giers  pro- 
ceeded  to  say,  that,  whilst  the  Russian  Government  were  entirely  opposed  to 
allowing  the  Atek  territory  to   be  placed  under  the   direct  and  sole   control 
of  Persia,   they  were    much  inclined  to    endeavour  to   come  to   some  under- 
standing  with  the  Persian  Government  as  to  tlie  government  of  that  region. 
He  was  not  prepared  to   say  as  yet  what  might  be  the  nature  of  such  an 
arrangement;  for,  indeed,  it  had  not  yet  been  sufficiently  considered,  and  he 
was  also  desirous  to   await  the   arrival   of  M.  Zinovieff,   the  Russian  Minister 
at  Tehran,  who  is  now  on  bis  way  to  this  city,  but  will    not  probably  arrive 
here  for  three    weeks  or  more.     But  in  making  any   such   proposal   to  the 
Persian  Government  they  would  be  strongly   recommended  not  to  pretend  to 
or  to  assert  any  rights  over  the  district  of  Merv,  nor  to  send  an   expedition 
for  the  purpose  of  establishing  their  supposed    rights  to  that    country.     Such 
a  move,    his  Excellency    said,    would   be   the    cause   of  much    confusion    and 
disorder,    and  might  force  the  Russian    authorities  to    adopt   more    vigorous 
measures.  ||  In  the  course  of  conversation ,  M.  de  Giers  said,  that  his  Gavern- 
ment  would  have  no  particular  objection  to  Candahar  being  occupicd  by  Her 
Majesty's   forces,   or  even  British   authorities   exercising   Controlling  influence 
at  Herat;  but  they  had  a  right  to  expect,  that  Russian  influence  should  be 
allowed  to  prevail  in  the   countries  to  the  north   of  Afghanistan  and  Persia, 
with  which  they  were  encouraging  the  establishment  of  commercial  relations, 
in  the  hope  of  imbuing  their  inhabitants  with  ideas  of  civilization.  ||  M.  de  Giers 
added,  that,  with  a  vicw  to  preventing  disturbances  on  the  borders  of  Afgha- 
nistan, he  considered  it  to  be  of  great  importance  that  the  boundary  of  that 
country  from  Khojah-Saleh   to  the  Persian   frontier   in   the   neighbourhood   of 
Sarakhs  should   bc  formally   and  definitely  laid   down,  and   that  he  had  in- 
structed Princc  Lobanow  to   endeavour    to   inducc  Her  Majesty's  Government 
to  agrec  to  the  adoption  of  measures  for  this   purpose.  ||  M.  de  Giers   spoke 
with  great  apparent  frankness  on  the  above  subjects;  but  1  gathered  that  the 
proposcd  occupation  of  the  Atek  territory  by  Persia  had   been  carcfully  con- 
sidered by  the  Emperor,  the  Minister  of  War  and  himsclf,  and  liad  encoun- 
tered  the  decided  Opposition  of    all  of  them.  ||  1  have,  &c. 

E  d  w  d.  T  h  0  rn  1 0  n. 
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Nr.  8641.  GROSSBRITANNIEN.  —  Gesandter  in  Teheran  (Thom- 
sonj  an  den  engl.  Min.  des  Ausw.  —  Russland  ver- 
zögert fortgesetzt  die  Ernennung  des  Commissars 
zur  Regulirung  der  persischen  Grenze.     [I.  90.] 

fExtract.)  (Received  March  1!).)     Tehran,  February  17,  1883.  ^^  g^^, 

With  rofcrcnce  to  my  despatch  of  the    llth  Deccmber   last,    in   which  I      Gross-' 
stated  that  the  Minister  for  Foreign  Affairs  had  again  endeavourcd  to  induce  ^'■'^'^""'O"- 

17  Knl)    1  f^R*^ 

the  Russian  Government  to  appoint  its  Commissioner,  and  proceed  at  once 
with  the  delimitation  of  the  Akhal-Khorassan  boundary,  as  stipulated  in  the 
lind  Clause  of  the  Russo-Persian  Frontier  Treaty  of  December  1881,  I  have 
now  the  honour  to  report  to  your  Lordship  that  Mirza  Said-Khan  has  infor- 
med  nie  that  his  representations  on  this  subject  have  had  no  effect,  the  sarae 
reply  which  was  formerly  given  having  again  been  repeated,  namely,  that  the 
severe  cold  of  winter,  and  the  incompleteness  of  the  frontier  surveys,  rendered 
it  irapossible  for  the  Commission  to  meet  at  present,  and  that  the  matter  must 
therefore  bc  deferred  tili  spring. 


Nr.  8642.    Grossbritannien.  —  vicekönig  von  Indien  an  den 

Emir  von  Afghanistan.  —  England  hat  den  Willen 
und  die  Kraft,  Afghanistan  gegen  fremde  Mächte  zu 
schützen.     [I.  94.]*) 

Fort  William ,  February  22,  1883. 
Many   vague  rumours   are  doubtless  afloat;  but  they   are,  for  the  most    Nr.  8642. 
part,  v,'ithout  foundafion,  and  need  cause  your  Highness  no  uneasiness,  more     ^''"'^^' 

.,,,.,  „  britannien. 

cspccially  as,  under  the  engagements  of  1880,  which  are  embodied  in  the22.Fci..i8P3. 
Memorandum  presented  to  your  Highness  by  Sir  Lepel  Griffin  in  that  year, 
your  Highness  is  in  possession  of  the  assurance  of  the  British  Government 
that,  if  any  forcign  Power  should  attempt  to  interfere  in  Afghanistan,  and  if 
such  intreference  should  lead  to  unprovoked  aggression  on  the  dominions  of 
your  Highness,  in  that  event  the  British  Government  would  be  prepared  to 
aid  you— to  such  extend  and  in  such  manner  as  may  appear  to  the  British 
Government  necessary— in  repelling  it,  provided  that  your  Highness  follows 
unreservedly  the  advice  of  the  British  Government  in  regard  to  your  external 
relations.  ||  Under  these  circumstances  your  Highness  need  be  under  no  ap- 
preheusion,  but  may  rest  in  secure  reliance  that  the  British  Government  has 
both  the  will  and  the  power  to  make  good  all  its  engagements  with  your 
Highness.  ||  I  beg  to  express  the  high  consideration  I  entertain  for  your 
Highness,  and  to  subscribe  myself  your  Highness'  sincere  friend. 


*)  Mittels  Schreibens  vom  5.  April  1883  vom  Unterstaatssecretär  für  Indien  dem 
Unterstaatssecretär  des  Auswärtigen  Amts  übersandt.  Anm.  der  Red. 
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Nr.  S643. 
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Nr.  8643.  GROSSBRITANNIEN.  —  Vice-König  von  Indien  an  den 
Emir  von  Afghanistan.  —  Die  russisch-afghanische 
Grenzbestimmuug.  —  Offerte  englischer  Subsidien  zur 
Bezahlung  der  Truppen  und  Vertheidigung  der 
Grenze.    [I.  116  und  117.]*) 

(After  compliments.)  Simla,  June  16,  1883. 

Your  Highness  expresses  a  wish  to  be  supplied  with  a  document  and  map, 
britannicn.  showiug  the  boundaries  between  Afghanistan  and  Russia  and  Persia.  ||  The 
^*^'^°"'^""^^'boundaries  of  Afghanistan  were  settled  by  the  British  Government  with  Russia 
in  1873,  when  the  Afghan  territory  between  the  Oxus  to  the  Heri-Rud  was 
defined  as  foUows.**)  ||  "This  internal  districts  of  Akcha,  Sir-i-Pul,  Maimena, 
Sliibergan  and  Andkoi,  the  latter  of  which  would  be  the  extreme  Afghan 
frontier  possession  to  the  north-west,  the  desert  beyond  belonging  to  inde- 
pendent  tribes  of  Turkomaus."  ||  This  boundary  has,  however,  never  been  laid 
down  accurately  on  any  map,  and  the  country  has  not  been  examined  on 
the  spot  with  that  view.  No  map,  therefore,  which  could  be  sent  to  your 
Highness  would  show  this  line  of  frontier  correctly;  but  I  should  be  glad 
to  be  informed  what  districts  your  Highness  understands  to  be  described  by 
the  words  above  quoted,  and  exactly  what  you  consider  to  be  the  boundary 
defined  by  them. 

(After  compliments.)  Simla,  June  IG,  1883. 

Your  Highness  will  remember,  that,  at  Sir  Lepel  Griffin's  interview  with 
you  at  Zimma  on  the  3 Ist  July,  1880,  he  said  that  the  Government  of  India 
could  only  start  your  Administration  by  giving  you  a  grant  to  pay  your 
army  and  officials  and  your  immediate  expenses,  and  that,  having  recognized 
you  as  Ameer,  it  was  anxious  to  see  you  strong;  but  after  you  had  taken 
possession  of  Cabul,  you  must  rely  on  your  own  resources.  ||  I  have  always 
interested  myself  so  much  in  your  Highness'  success,  and  have  feit  so  great 
a  desire  for  the  establishment  of  a  streng  and  friendly  Power  under  your 
Highness'  auspices  in  Afghanistan,  that  I  have  on  various  occasions  gone 
beyond  the  determination  then  communicated  to  you,  and  have  from  time  to 
time  aided  your  Highness  with  sums  of  money  and  arms,  besides  devoting 
some  lakhs  a-ycar  to  the  support  of  Afghan  refugecs  and  detcnus,  whose 
presence  in  Afghanistan  is,  I  understand,  regarded  by  your  Highness  as  dan- 
gerous  to  your  power.  Still  my  view  of  the  relations  to  each  other  of  the 
two  countrics  has  throughout  been  that,  in  matters  of  internal  policy  and 
financc,  India  should  not  seek  to  interfere  with  Afghanistan,  but  should  con- 


*)  Beide  Briefe  wurden  am  17.  August  1883  vom  Unterstaatssecrctär  für  Indien 
(1cm  englisclien  Auswärtigen  Amte  mitgetlieilt. 

**)  Siehe  Staatsarcliiv  Bd.  XXVI  Nr.  5133  (Seite  117  Nr.  3),  und  Nr.  5140  (Seite 
139)."  Anm.  d.  Ked. 
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fiue  herseif  to  tlie  part  of  a  frieudly  ueighbour  and  ally.    Ou  these  coiiditious,    Nr.  suis. 


Gross- 


it  would  be  iu  accordauce  with  the  practice  of  nations  tliat  Afghanistan  ,  .,  . 
should  regulato  her  own  finance  and  bear  her  own  burdens,  as  she  has  al- le-Juuiiss:; 
ways  done  heretofore.  ||  As  regards  matters  of  external  policy,  your  Ilighness 
was  informcd  in  the  communication  from  the  Foreign  Secrctary  to  the  Go- 
vernment of  ludia,  dated  the  20th  July,  1880,  and  agaiu  in  my  letter  of  the 
22ud  Fcbruary,  1883,*)  that,  if  any  foreign  Power  should  attempt  to  iutcrfere 
in  Afghanistan,  and  if  such  interfercnce  should  Icad  to  unprovokcd  aggression 
on  the  domiuions  of  your  Higlmess,  in  that  event  the  British  Government  would 
be  prepared  to  aid  you  to  such  extent  and  in  such  manner  as  might  appear 
to  the  British  Government  necessary  in  repelling  it;  provided  that  your  Iligh- 
ness follows  unreservedly  the  advice  of  the  British  Government  iu  rcgard  to 
your  external  relations.  ||  On  consideration,  however,  of  your  accounts  of  the 
condition  of  your  north-west  frontier,  I  have  been  satisfied  tl)at  your  Highness 
has  to  contend  with  exceptional  difficulties  in  that  quarter.  I  have  under- 
stood  that,  owing  to  various  untoward  circumstances,  your  Higlmess  has  not 
yet  been  able  to  reduce  the  important  frontier  province  of  Herat  to  the  or- 
derly  and  secure  condition  so  essential  for  the  protection  of  Afghanistan  as 
a  whole;  and  therefore  that,  for  the  settlement  of  the  affairs  of  that  frontier, 
somc  friendly  assistance  may  be  needful  to  you,  I  further  observe,  with 
satisfactiou ,  your  Highness'  assurances  of  good  faith  and  loyalty  to  the  British 
Government;  and  your  Highness'  language  convinces  me,  that  you  rcalize  how 
much  it  is  to  the  interest  of  Afghanistan  to  maintain  friendly  relations  with 
the  Government  of  India.  ||  Impressed  by  these  considerations,  I  have  dcter- 
mined  to  offer  to  your  Highness  personally,  as  an  aid  towards  meeting  the 
present  difficulties  in  the  management  of  your  State,  a  subsidy  of  12  lakhs 
of  rupees  a-year,  payable  monthly,  to  be  devoted  to  the  payment  of  your 
troops,  and  to  the  other  measures  required  for  the  defence  of  your  north- 
western  frontier.  I  feel  that  I  may  safely  trust  to  your  Highness'  good  faith 
and  practised  skill  to  devote  this  addition  to  your  resources  to  objects  of 
such  vital  importance  as  those  which  I  have  above  mentioned. 


Nr.  8644.    Grossbritannien.  —  Botschafter  in  st.-Petersburg 

an    den    engl.    Min.    des  Ausw,  —  Verhandlungen    mit 
Giers   über  die  persische  Grenze.     [I.  143.] 

(Received  October  29.)    St.  Petersburgb,  October  24,  1883. 
My  Lord,  —  I   had   the    honour    to   receive    last    night    your  Lordship's    ^r.  savt. 
despatch  of  the  19th  instant^'*).     I  called  upon  M.  de  Giers  this  morning,  and     ^'^^^^^ 

, britaniiien. 

*)  Siehe  Nr.  8642.  24.0ct.i883. 

**)  Dieselbe  lautet  [I  136]:  Foreign  Office,  October  19,  18S3. 

Sir,  —  Her  Majesty's  Goverment  tbink  it  desirable  that  your  Excellency  should 
request  information  from  the  Russian  Government  as  to  the  point  on  the  Tejend  to 
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Nr.  86-w.    inquircd  of  liis  Excellciicy,  for  the  Information  of  Her  Majcsty's  Government, 

Gross* 

britannieti.  to  wliat  polnt  OH  tlie  Rlvcr  Tejend  the  line  of  boundary  would  be   drawn. 

:i.  oct.  18S3.  ]\i  (Je  Griers  replied,  that  be  was  not  preparcd  to  give  me  an  immediatc  au- 
swer  to  this  question;  tbat  he  had  not  yet  examined  it  carefully,  but  that 
he  would  do  so,  and  would  have  a  further  conversation  with  me  o«  the  sub- 
ject.  Jl  His  Excellency  expressed  bis  opiniou,  that  the  Ateks  did  not  cxtend  so 
far  south  as  Sarakhs.  But  he  said,  that  the  Imperial  Government  were  actually 
engaged,  through  their  Representativc  at  Tehran,  in  endeavouring  to  come  to 
an  arrangement  as  to  what  was  to  bc  considercd  the  Ateks,  and  as  to  the 
boundary- line  betweeu  Baba-Durmaz  and  Tejend.  ||  In  the  course  of  the  con- 
versation, M.  de  Giers  informed  me,  that  he  Lad  this  morning  received  a  te- 
legram  from  the  Russian  Minister  at  Telirau,  from  which  he  had  learnt  that 
a  very  extensive  raid  had  been  made  into  Persia  by  the  Turkomans,  who 
had  committed  great  havoc  and  carried  off  a  deal  of  property.  His  Excellency 
added,  that  HisMajesty  the  Shah  had  earnestly  begged  that  the  Russian  autho- 
rities  would  endeavour  to  procure  the  restitution  of  the  spoils,  and  would 
take  vigorous  measures  for  the  prevention  of  future  raids.  He  said,  that  the 
Persian  troops  were  utterly  unable  to  cope  with  the  Turkomans,  and  did  not 
dare  to  meet  them.  M.  de  Giers  could  not  teil  me  the  exact  point  at  which 
this  raid  was  made,  for  he  had  at  once  sent  off  the  telegram  to  the  Emperor; 
but  he  did  not  seem  to  be  certain  that  the  incursion  of  the  hostilc  Turko- 
mans was  made  from  any  part  of  the  Ateks.  He  adduced  the  incident,  ho- 
wever,  as  a  proof  of  the  utter  inability  of  the  Persian  authorities  to  coutrol 
the  Turkoman  tribes,  wherever  it  might  be.  ||  I  further  inquired  of  M.  de  Giers, 
with  reference  to  former  engagemeuts  between  England  and  Russia  with  re- 
gard  to  the  north-western  frontier  of  Afghanistan,  what  was  the  nature  and 
extent  of  the  control  exercised  by  Russia  to  the  east  of  the  Tejend.  His 
Excellency,  in  rcply,  disclaimed  her  having  any  direct  control  over  that  terri- 
tory; indeed,  he  refused  to  admit  the  word  coutrol,  although  he  acknowledged 
that  General  Tchernaiefl'  had  employed  a  certain  moral  influence  in  the  in- 
terest  of  peace.  He  said,  that  the  different  Turkoman  tribes  at  Merv  were 
constantly  quarrcUing  and  fighting  among  themselves,  and  that  the  General 
had  recomracndcd  them  to  subrait  to  the  authority  of  the  Khan  of  Khiva;  the 
grcater  part  of  them  had  consequently  consentcd  to  be  governed  by  the  per- 
son  named  by  the  Khan.  But  his  Excellency  insisted,  that  this  was  the  extent 
of  Russian  Intervention,  the  result  of  which  had  been,  he  maintained,  com- 
parative  tranquillity  in  tliat  region.  ||  I  have,  &c.        E  d  w  d.  T  h  o  r  n  t  o  n. 

whicli  it  is  proposed  that  thu  Russo-Persiau  liue  of  boundary  from  Baba-Durmaz  sliouUl 
be  drawn.  It  would  also  seein  expedient  to  obtain  explanations  as  to  the  nature  and 
extent  of  the  claim  of  Russia  to  control  the  country  to  the  east  of  that  frontier-line. 
11  Tliis  question  lias  an  obvious  reference  to  tlie  previous  engagements  betweeu  Eng- 
land and  Ruösiy  with  regard  to  the  north-western  frontier  of  Afghanistan.  i|  I  am,  &c. 

G  r  a  u  v  i  1 1  e. 
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Nr.  8645.    Grossbritannien.  —  Derselbe  an  denselben.  —  Die 

russische  Kegieruug   kauii  die  persische  Grenze  nocli 
niclit  bestimmen.     [I.  146.J 

(Koceived  November  5.)  St.  Petcrsburgh,  November  1,  1883. 
My  Lurd,  —  With  referencc  to  my  dcspatch  of  the  24th  ultimo,  1  ^''-  ^''"^^- 
yesterday  inquired  of  M.  de  Gicrs  whetlier  he  could  give  me  any  l'urtlicr  de-  britimniun. 
tails  with  regard  to  the  proposed  line  of  boundary  from  Baba-Durmaz  to  the^"^^''' '"^^" 
Tejend.  ||  Ilis  Excellency  replied,  that  he  had  been  niaking  inquiries  upon  the 
subjcct  of  M.  Zinovielf,  who  was  well  accpiainted  with  the  matter,  and  that 
he  had  ascertained  that  the  negotiations  ui)on  it  were  not  so  far  advauced 
as  he  had  supposed,  aud  that,  in  fact,  there  had  been  no  official  ncgotiatiou 
at  all  at  Tehrau;  for  the  preliminary  surveys  wliich  were  necessary  before 
the  question  could  be  discussed  between  the  two  Goverumcnts  had  nut  yet 
been  completed,  owing  to  the  Kussian  ofticcrs  who  had  been  detailed  to  make 
the  surveys  not  having  arrived  in  time  to  complete  them  during  this  seasou, 
aud  that,  cousequently,  they  would  not  be  ready  tili  next  spring  or  summer. 
In  the  meantime,  and  until  this  work  should  be  completed,  it  would  be 
impossible  to  decide  what  directiou  the  proposed  boundary  should  take.  ||  As 
to  the  control  exercised  by  Russia  over  the  country  to  the  east  of  the  Tejend, 
M.  de  Giers  repeated  that  the  control  was  not  direct,  and  that  it  was  no 
more  than  a  certain  influeuce  which  the  Russian  authorities  had  acquired  in 
that  region,  aud  which  was  employed  by  tliem  in  endeavouring  to  persuade 
the  different  tribes  to  refrain  from  hostilities  among  themselves,  and  from 
making  incursious  and  preying  upon  their  neighbours.  ||  M.  de  Giers  again 
alluded  to  the  hostile  incursion  which  had  been  receutly  made  into  Persian 
territory,  but  seemed  to  have  very  vague  ideas  as  to  the  locality  at  wliich 
it  had  taken  place.  He  stated,  however,  that  it  was  made,  not  by  Turko- 
mans,  but  by  Mervites,  and  that  these  had  carried  off  as  much  as  50,000 
auimals,  between  cattle  and  sheep.  ||  Upon  my  inquiring  at  what  point  on  the 
Tejend  tliese  marauders  had  crossed  into  Persian  territory,  he  replied  that 
they  had  not  crossed  that  river  at  all,  but  that  the  raid  was  made  into  Kho- 
rassau.  In  compliance,  however,  witli  the  request  of  the  Shah,  Instructions 
had  been  seut  to  the  Russian  autliorities  to  endeavour  to  induce  the  raiders 
to  restore  the  property  of  which  they  had  taken  possessiou.  ||  I  have,  etc. 

E  d  w  d.  T  h  0  r  n  1 0  n. 

Nr.  8646.    Grossbritannien. —  Min.  d.Ausw.  an  den  engl.  Botsch. 

in  St.-Petersburg.  —  Annexion  von  Merw.    Gründe  der 
russischen  Regierung.    Stellung  Englands  dazu.  [II.  5.] 

Foreign  Office,  February  28,  1884.  Nr.  8646. 

Sir,  —  The  Russian  Ambassador  called  upon  me  this  afternoou,  aud  told     ^^°^^' 

britannien. 

me  that  he  had  rcceived  a  dcspatch  from  bis  Government  instructing  him  as28.F0b.1s84. 
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Nr.  8646.  to  thc  laiiguage  which  he  was  to  use  in  cxplaining  vvliat  had  recently  hap- 
britlnXn  P^^cd  ^^  rcgard  to  Merv.  M.  de  Mohrenheim  addcd,  that,  not  haviug  lately 
?.  Feb.  11^4.  had  an  opportuuity  of  conversing  with  me ,  he  thought  it  best  to  let  mc  see 
thc  despatch  itself,  and  he  accordingly  gave  it  to  me  to  read.  1|  The  despatch 
describes  the  acceptance  by  Russia  of  the  Submission  of  the  Turkomans  of 
Merv  as  au  act  of  local  administration ,  brought  about  by  the  force  of  circum- 
stauces,  Avithout  any  political  premeditatiou  on  the  part  of  Russia.  |1  These 
tribes,  it  is  stated,  could  no  longer  have  coutinued  their  life  of  brigandage 
without  exposing  themselves  to  severe  measures  of  repression.  As  they  wcrc 
obliged  to  abandon  their  practices  in  order  to  live  at  peace  with  the  Russian 
autliorities,  they  prepared  to  secure  the  advantages  of  protection  from  a  re- 
gulär Government  rather  than  to  remain  in  a  condition  of  anarcliy,  of  which 
the  advantages  were  for  the  future  denied  to  them  and  which  the  Russian 
authoritics  were  bound  to  repress.  The  Russian  Government,  on  the  other 
band,  could  not  reject  their  petition  without  compromising  the  tranquillity  of 
the  countries  bordering  on  their  own  possessions.  |j  In  all  this  there  was  no 
hostile  combination  against  England,  nor  any  Intention  to  take  advantage  of 
the  present  embarrassraents  of  Her  Majesty's  Government  elsewhere.  1|  Baron 
Mohrenheim  was  instructed  to  assure  me,  that  the  views  of  the  Emperor  as 
regards  the  relations  between  the  two  countries  in  Central  Asia  were  in  no 
way  changed,  and  that  it  was  His  Majesty's  desire  that  these  relations  should 
continue  to  be  marked  by  a  spirit  of  friendly  sincerity  and  an  equitable  ap- 
preciation  of  our  mutual  interests.  ||  I  told  Baron  Mohrenheim  that  we  had 
been  informed  by  your  Excellency  of  the  facts,  and  that  at  this  moment  a 
draft  was  being  submitted  to  my  colleagues  on  the  subject.  I  could  not  pre- 
tend  that  the  news  had  produced  no  effect  on  our  minds.  Assurances  had 
constantly  been  given,  not  only  by  the  Russian  Government,  but  by  thc 
Emperor  hiraself,  on  the  subject  of  Merv  —  assurances  which  seemed  to  put 
out  of  the  question,  at  all  events  for  the  present  and  under  existing  circum- 
stances,  any  annexation  of  Merv.  ||  I  fully  admitted  that  there  were  qualifica- 
tions  of  those  assurances,  and  that  the  Russian  Government  did  not  give  up 
their  liberty  of  action  in  regard  to  Merv  for  all  time  and  under  all  circum- 
stances.  But  we  were  not  aware  of  any  change  uf  circumstauces  which  might 
not  have  been  anticipated  at  the  time  when  the  assurances  were  given;  and, 
even  if  the  facts  had  been  of  that  nature,  there  was  some  occasion  for  sur- 
prisc,  when  two  Governments  have  for  a  long  time  been  exchangiug  Commu- 
nications and  explanations  upon  a  subject,  if  one  of  them  suddenly  acted  in 
a  sense  opposite  to  its  assurances  without  any  previous  communication  with 
the  Power  with  whom  it  liad  carried  on  this  friendly  exchange  of  ideas. 
The  Russian  Ambassador  stated,  that  the  assurances  of  the  Emperor  and  of 
the  Russian  Government  had  been  given  in  perfect  good  faith;,  that  his  Go- 
vernment had  never  tlie  slightcst  intention  of  conquering  Merv,  thougli  it 
might  have  been  nccessary  to  inflict  occasional  chastisements  on  the  depreda- 
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tiiig  Turkomaiis  of  that  district,  but  that  no  permanent   occupation   was   con-    ^'^-  s^'^- 
tciiiplatcd.     But    thc    statc    of    things  had   cntircly   chaiiged;    the  Chiefs    Lad  Britannien, 
suddcnly  asked  for  tlic  Protcctorate  of  Russia.     This  Protectorate  was  a  mea- 28.  Feb.  1884. 
sure  which  would  add  to  tlic  hcavy  expenses  of  Russia  iu  tliosc  regions,  but 
with  a  vicw  to  tranquillity  in  tlic  surruunding  countries,  it  would  bc  a  great 
advantagc.  ||  IIi.s  Exccllcncy  alludcd  to  thc  great  difficulty  which  both  Russian 
and  English  statesracn  had  always  acknowledged  to  exist  for  a  civilized  Power 
to  stop  Short  in  the  exteusion  of  its   territory  where  uncivilized  tribes  werc 
its  immcdiate   ncighbours,    and   said  that  there  was  nothing  in  the    prescnt 
extension  of  Russian  autliority  which  could  bc  of  disadvantage  to  us.  [|  I  told 
him,  tluit,  as  he  had  broached  thc  subject,  I  had  thought  it  fair  to  let  hiin 
know  that  the  ncws  had  not  becn  received  by  us  with  indiffcrence.     I  added, 
that  I  was   about  to   send  to   St.  Petersburgh  the  expressiou  of  our  views, 
and   that  it,    pcrliaps,    would   bc   better   that   wc   should   not  anticipate   that 
communicatiou  by  further  verbal  discussion.  ||  I  am ,  &c.         G  r  a  u  v  i  11  e. 

Nr.  8647.  GROSSBRITANNIEN.  —  Derselbe  an  denselben.  —  Re- 
capitulation  der  Verhandlungen  mit  Russland  über 
Merw.     [IL  6.] 

Foreign  Office,  February  29,  1884. 

Nr.  8047. 


Sir,  —  I  have  received  and  have  laid  before  the  Queen  your  Excellcncy's 

Gross- 


lun. 


despatch  of  the  15th  instant,  reporting  that  M.  de  Giers  had  informed  you  tritann 
that  the  Emperor  of  Russia  had  deterrained  to  accept  the  allegiance  of  the-^-^'^^-^^^* 
Merv  Turkomans,  and  would  send  a  Russian  officer  to  Merv  for  the  purpose 
of  administering  the  Government  of  that  region  and  of  establishing  order 
therein;  that  the  officer  in  question  might  perhaps  be  accompanied  by  a  small 
escort,  probably  of  natives,  but  that  the  Russian  Government  hoped  that  it 
would  not  be  necessary,  for  the  present  at  least,  to  send  any  Russian  troops 
in  that  direction.  ||  A  similar  announcement  which  has  appeared  in  the  news- 
papers  has  excited  much  attention  in  the  public  mind  in  England,  and  has 
formed  the  subject  of  a  debate  that  took  place  on  the  22nd  instant  in  the 
House  of  Commons.  ||  The  views  entertained  by  Her  Majesty's  present  Govern- 
ment and  by  their  predecessors  in  office  in  regard  to  the  extension  of  Russian 
sovereignty  over  Merv  are  so  well  known  to  your  Excellency  and  to  the 
Government  of  the  Emperor,  that  it  is  hardly  necessary  that  I  should  repeat 
them  here.  But  it  may  be  convenient  to  recapitulate  the  Communications 
which  have  passed  between  the  Governments  of  England  and  Russia  on  the 
subject  since  the  conclusion  of  the  Treaty  with  Khiva  in  1873  called  atten- 
tion to  the  possibility  of  an  eventual  advance  of  Russia  to  Merv,  j|  On  the 
7th  January,  1874*),  I  addressed  a  despatch  to  Lord  A.  Loftus,  expressing  the 
views  of  Her  Majesty's  Government   upon   the  Russian   proceedings   in  Central 


*)  Siehe  Staatsarchiv  Bd.  XXVI,  Nr.  5U0. 
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Nr.  8647.  Asia.  I  Said,  that  the  apprelieusions  of  tbe  Ameer  of  Afghauistau  liad  been 
britarnioo.  espccially  roused  by  thc  reported  intentiou  to  send  a  Russiaii  expeditioii  tu 
:i9.Feb.  1S84.  capture  Merv  and  reduce  the  Turkoman  tribes  in  those  parts.  Runiours  of 
such  an  cxpeditiou  liad  reached  Her  Majesty's  Government,  and  though  it 
luight  be  discontenanced  and  disavowed  by  the  Goveruement  of  St.  Petcrsburgh, 
it  would  be  iinwise,  in  the  face  of  prcvious  events,  not  to  contemplate  the 
possibility  tliat  considerations  of  self-defence  or  the  necessity  of  punishing 
acts  of  pluuder  and  hostility  raight  eventually  give  occasiou  for  such  an  ex- 
pedition.  The  Ameer,  fearing  that  thc  result  would  be  to  drive  the  Turko- 
mans  to  take  refuge  in  the  ueighbourhöod  of  Herat,  which  might  bring  him 
into  collision  with  the  Russiau  authorities,  had  applied  for  advice  to  the 
Government  of  India.  The  Yiceroy  had  endeavoured  to  reassure  him  as  to 
the  safety  of  his  territories;  but  Her  Majesty's  Government  thought  it  best 
to  bring  the  Ameer's  fears  to  the  knowledge  of  tlie  Russian  Government,  and 
to  express  their  earnest  hope  that  the  question  of  any  further  expedition 
against  tlie  Turkoman  tribes  might  be  carefully  cousidered  in  conjunctiou  with 
the  results  which  the  Ameer  apprehended  might  ensue  from  it.  ||  Priuce  Gor- 
tchakoff's  reply  upon  this  point,  contaiued  in  a  despatch  of  the  21st  Jauuary 
(0.  s.)*)  to  Count  Brunnow,  was  as  follows: —  jj  "As  regards  the  eventual 
danger  pointed  out  to  us  by  Lord  Granville,  and  to  which  Shere  Ali  appears 
alrcady  to  have  called  the  attention  of  tlie  Government  of  India,  namely,  that 
nomad  tribes  of  Turkomans  driven  off  by  our  troops  may  returm  to  seek 
assistance  or  refuge  on  the  territory  of  Herat,  and  may  bring  about  a  conflict 
between  us  and  Afghanistan,  I  have  told  Lord  A,  Loftus  that  we  had  no  In- 
tention of  undcrtaking  an  expedition  against  the  Turkomans;  it  depended  en- 
tirely  on  them  to  live  on  good  terms  with  us,  and  even  te  derive  profit  from 
our  proximity  and  from  tlie  outlets  which  we  are  endeavouring  to  make  for 
peaceful  commerce;  but  if  these  turbulent  tribes  were  to  take  to  attacking  or 
lilundering  us  we  should  be  compelled  to  punish  them.  This  is  a  necessity 
which  Her  Majesty's  Government  know  from  their  own  experience,  and  which 
no  Government  in  contact  with  wild  populations  can  avoid.  We  are  in  any 
case  the  first  to  wish  that  this  punishment,  if  it  becomes  necessary,  should 
be  inflicted  as  near  as  possible  to  our  own  frontier.  ||  Lord  A.  Loftus  lias 
received  the  same  assurances  from  the  mouth  of  our  august  Master,  and  has 
doubtless  reported  them  to  his  Government.  ||  I  added,  that,  although  thc 
evcntuality  pointed  out  by  Shere  Ali  is  scarcely  probable,  the  Ameer  of  Cabul 
can  assist  in  removing  the  possibility  of  it  by  making  the  Turkomans  undcr- 
stand  clearly  beforchand  that  if  they  provokc  rigorous  measures  by  acts  of 
depredation  against  us  they  cannot  count  upon  any  assistance  or  protection 
from  him."  ||  A  change  of  Government  took  place  in  February  1874,  and  on 
the  13th  April  of  the  same  year  Count  Brunnow  communicated  to  Lord  Derby 
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a  letter  from  Princo  Gortcliakoff  to  tlic  cfifect  tliat  tlic  ordcrs  of  the  Empcror,   ^'-  ^^•*^- 

Gross- 

that  110  expedition  sliould  bc  undcrtaken  against  the  T6kc  Turkoraaus ,  wliich  briiannion. 
ineant  iii  tlie  direction  of  Merv,  had  been  givcii  in  such  pcrcmptory  terms '•^^•'^«^•i^^*- 
tliat  110  local  ambitiou  would  dare  to  take  the  libcrty  of  traiisgrcssing  thcm. 
II  On  the  12thMarch,  1875^0.  Couiit  Schouvaloff,  who  iiiquircd  whethcr  thcre 
was  aiiy  inclination  on  the  part  of  England  to  advance  furthcr  in  the  direction 
of  tlie  Russian  possessions,  was  informed  by  Lord  Derby  that  the  only  case 
in  which  he  could  conccive  sucli  an  advance  as  probable  was  in  the  event 
of  any  Russian  movement  tending  to  the  occupation  of  Merv;  he  reminded 
his  Excellency  of  the  great  importance  which  the  Indiau  Government  attached 
to  that  place,  and  of  the  danger  to  good  relations  that  would  ensuc  if  it 
were  mcddled  with.  ||  On  the  llth  May  Couiit  Schouvaloff  conimunicated  a 
iiote  from  Prince  Gortchakoff,  datcd  the  5th  April**)  which  contained  a  po- 
sitive assurance  that  the  Emperor  had  no  Intention  of  extending  the  frontiers 
of  Russia  such  as  tliey  existed  at  that  time  in  Central  Asia,  cither  on  the 
side  of  Bokhara  or  on  the  side  of  Krasuovodsk  and  the  Attrek.  This  note 
was,  however,  accompanied  by  a  Memorandum  reviewing  the  correspondence 
which  had  passed  on  the  subject  with  Her  Majesty's  Government,  explaining 
the  successive  Russian  advances,  and  claiming  complete  liberty  of  action  over 
the  territory  between  the  Russian  frontiers  and  Afghanistan.  ||  In  a  Memo- 
randum in  reply,  which  was  forwarded  to  Herr  Majesty's  Charge  d'Affaires  at 
St.  Petcrsburgh  on  the  25th.  October***),  Lord  Derby  stated  that  Her  Majesty's 
Government  fully  acceptcd  the  assurances  of  the  Imperial  Cabinet  as  to  the 
extension  of  the  southern  frontiers  of  Russian  territory,  but  they  cqually  ad- 
mitted  the  force  of  the  arguments  which  had  been  advanced  to  cxplain  the 
repeated  annexations  which ,  in  spite  of  those  assurances ,  had  takcn  place. 
II  However  sincere,  therefore,  the  desire  of  the  Russian  Government  to  avoid 
future  extension  of  territorial  responsibilities,  Her  Majesty's  Government  could 
not  regard  the  line  of  the  Russian  frontier  as  fixed  and  immovable.  The  re- 
currence  of  similar  causes  might  lead  to  similar  results,  and  Her  Majesty's 
Government  could  not  regard  with  indifference,  and  as  a  matter  with  which 
tlicy  had  no  concern,  further  occupation  and  absorption  by  Russia  of  the 
regions  which  still  separated  Afglianistan  from  the  Russian  territory.  Regar- 
ding  the  maintenance  of  the  integrity  of  Afghanistan  as  an  object  of  the 
liighest  importance,  they  must  reserve  to  themsclves  the  most  complete  liberty 
of  action  under  all  future  contingencies  as  to  the  measures  which  might,  in 
their  opinion,  be  necessary  to  secure  it.  They  could  not  but  feel,  that  such 
an  event  as  the  occupation  of  Merv,  which  would  bring  the  line  of  Russian 
territory  iuto  direct  contact  with  Afghan  territory,  would  arouse  the  suscep- 
tibilities  of  the  Ameer  to  the  highest  degree,  and  possibly  involve  him  in  a 
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Nr.  8617.  ^.ommon  cause  of  defensive  action  with  the  Turkoman  tribes  on  his  borders. 
Britannien,  'l^'^is  might  l^^d  to  ComplicatioDs  which  would  evcntually  bring  about  the  very 
29.Feb.iss4.  feguit  which  both  Governments  desired  to  avert,  viz.,  the  contact  of  the  two 
Powers  in  Central  Asia.  The  Memorandum  concluded  by  expressing  the  satis- 
faction  with  which  Her  Majesty's  Government  had  received  Prince  Gortchakoff's 
assurances  as  to  the  Emperor's  couviction  that  the  extension  of  Russian  terri- 
tory towards  the  Afghan  borders  was  contrary  to  Russian  interests,  and  that 
formal  Orders  had  been  given  that  all  future  action  in  those  regions  was  to 
be  strictly  confined  to  tlie  defence  of  existing  limits  and  the  protection  of 
property  and  commerce  from  pillagc  and  brigandage.  ||  This  Memorandum 
was  formally  replied  to  by  the  Russian  Government  in  a  despatch  to  Count 
Schouvaloff  of  the  3rd  February,  1876  (o.  s.)*),  which,  without  going  into 
details,  reiterated  the  declaration  that  Afghanistan  was  beyond  the  sphere  of 
Russia's  action,  and  stated  the  two  Cabinets,  while  retaining  entire  freedom 
of  action,  should  be  guided  by  a  mutual  desire  to  pay  due  regard  to  their 
respective  interests  and  necessities  by  avoiding,  as  far  as  possible,  auy  immc- 
diate  contact  with  each  other,  and  any  collisions  between  the  Asiatic  States 
placed  within  the  circle  of  their  influence.  ||  The  movements  in  the  summer 
of  1875  of  General  Lomakin,  who  was  eugaged  in  a  military  reconnaissance 
of  the  Turkoman  steppe,  had  led  to  renewed  rumours  of  an  intended  expe- 
dition  to  Merv,  and  accordingly,  on  the  3rd  August,  Mr.  Doria,  Her  Ma- 
jesty's Charge  d'Affaires  at  St.  Petersburgh,  mentioned  the  subject  to  Baron 
Jomini,  whose  language  led  Mr.  Doria  to  believe  that  there  was  no  foundation 
for  the  report,  and  his  Excellency  referred  to  the  Orders  of  the  Emperor 
against  any  attack  on  Merv.  ||  In  the  autumn  of  1876  General  Lomakin  left 
Krasnovodsk  on  a  fresh  reconnaissance,  and  the  report  of  an  expedition  to 
Merv  was  revived;  but  Her  Majesty's  Ambassador  at  St.  Petersburgh  wrote, 
on  the  15th  November**),  that  Prince  Gortchakoff  had  charged  him  to  in- 
form Lord  Derby  that  there  was  no  question  of  such  an  expedition  or  of 
occupying  the  place.  ||  In  view,  however,  of  the  General's  Operations  against 
the  Teke  Turkomans  in  1877  Lord  Derby  wrote  to  Lord  A.  Loftus,  on  the 
13th  June***j  of  that  year,  that  they  might  ultimately  end  in  the  occupation 
of  Merv  unless  positive  Instructions  to  the  contrary  were  at  once  issued  by 
the  Russian  Government.  He  therefore  instructed  his  Excellency  to  make  a 
renewed  rcpresentation  to  the  Russian  Government  on  the  subject  of  the  mo- 
vements of  the  Russian  troops,  to  recall  to  Prince  Gortchakoff  his  Observation 
of  the  15th  November,  and  to  point  out  clcarly,  but  courteously,  that  the 
occupation  of  Merv  would  be  held  by  tlie  general  opiuion  of  the  iuhabitants 
of  the  neighbouring  regions  of  Asia  to  announcc  a  design  on  the  part  of  the 
Emperor  to  extend  his  influence,  if  not   his   dominions,  into   tcrritories   with 
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which  Her  Majesty's  Government  understood  that  it  was  not  his  Intention  to    ^r.  8647. 

"       "  Gross- 

iuterfere.     Such  an  Impression  might  imposc  upon  Her  Majesty's  Government  britanmen. 
tlie  necessity  of  making  a  corresponding  advancc,  and  they  hoped,  therefore,  29- f--^^- i884. 
that  His   Majesty    woukl    issue    stringent    injunctions   to   his  officers  in  those 
countries  to  abstain  from  advancing  into  thc  neighbourhood  of  Merv.  ||  On  thc 
18th  July  (o.  s.)*)  M.  de  Giers   replied,  in  a  despatch  to  Count  Schouvaloif, 
whicli  was,  however,  not  cömmimicated  iintil  aftcr  the  lapsc  of  several  months, 
that  the  sole  object  of  tlie  expedition  was  to  punish    some  Turkoman  hordes 
quite  distinct  from  thc  Tekes  of  Merv;  that  the  most  formal  Orders  had  becn 
given   to   the  Commandant  of  the   column  not  to   exceed  Instructions,   which 
werc  merely  to  kcep   order  on  the  frontier,   and  that  in  presence   of  these 
frank  explauations  any  anxiety  respccting  Merv  must  fall  to  the  ground.  ||  In 
tlic  spring  of  1879  an  expedition  under  General  Lazareff  left  the  eastern  shore 
of  the  Caspian,  tlie  sole  object  of  which,   as  Count  Schouvaloff  assured  Lord 
Salisbury  on  thc  16th  May,  was   to   effect   a  land   communication,   by  mcans 
of  fortificd  posts,  between  Krasnovodsk    and   Chikishlar.     Lord  Salisbury  in- 
formed  him,  that  there  werc  two  points  of  view  from  wliich   any  such   expe- 
dition might  mect  with  objcctious  on  the   part    of  England.     "Her  Majesty's 
Government,"   he   said,    "would   take   exception  to  any   Operations    by    which 
Merv  was  menaced,"  and  would   "object   to   any   encroachments  upon  Persian 
territory."    Count  Schouvaloff  replied,  that  there  was  no  Intention  of  mcnacing 
Merv  or  advancing  nearer  to  it  than  a  point   160  miles   distant,    and  that 
Her  Majesty's  Government  might  rest  assured  that  no  infringement  of  Persia's 
rights  was  probable.     His  Excellency  added,  however,   that  this  conversation 
was  unofficial.  |1  But  ou  the  9th  July**)  M.  de  Giers   assured  Lord  Dufferin 
most  positivcly  that  there  was  no  Intention  on  the  part  of  the  Russian  Govern- 
ment to  go  to  Merv,  and  in  a  conversation  on  the   same  subject  with  Baron 
Jomini,   the  latter  iuformed  Her  Majesty's  Ambassador  that  the  Russian  ad- 
vance  was  intended  to  stop   at   a  point  150  miles  upon  this  side  of  it.     He 
added,  "Although  we  do  not  intend  to  go  to  Merv,   or  to  do  anything  which 
may  be  interpreted  as  a  menace  to  England,  you  must  not  deceive  yourself, 
for  the  result  of  our  present  proceedings  will  bc  to  furnish  us  with  a  base 
of  Operations   against  England  hereafter,   should  the  British  Government,  by 
the  occupatiou   of  Herat,  threaten  our  position   in  Central  Asia."  ||  Simulta- 
neously,  Lord  Salisbury  received   similar    assurances    from  Count  Schouvaloff, 
who  stated  that  he  had  informed  his  Government  of  the  intimation  that  Her 
Majesty's  Government  could  not  look  without  dissatisfaction  upon  any  Opera- 
tion which  would  havc  the  effect  of  eithcr  threatening  Merv  or  encroaching 
upon  Persian  territory,  and  he  could  only  repeat  the  assurance  that  no  design 
involviug  cither  result  was  entertained  by  the  Imperial  Government.  ||  On  thc 
30th  July  Lord  Dufferin   reported,  that  M.   de  Giers   had  informed  him  tliat 
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Nr.  86i7.    ttie  Emperor  had  expressly  approved  the  assurances  he  had  given   as  to  the 

Gross- 
britannien, non-advance   of  the  Russiau   troops    ou  Merv,   and   on    the    12th  August    the 

29. Feb.  1884.  Emperor  personally  confirmed  to  Lord  Dufferin  the  Miuister's  stateraent.  || 
Wheu,  however,  Mr.  Stanhope,  Under-Secretary  of  State  for  India,  said  in 
Parliament,  that  Her  Majesty's  Government  held  the  solemn  promise  of  the 
Russian  Government  that  it  was  not  their  Intention  to  march  as  far  as  Merv, 
M.  de  Giers  informed  Lord  Dufferin  on  the  15th  August  that  he  considered 
this  language  went  too  far;  that  although  he  had  told  the  Ambassador  and 
had  authorized  Count  Schouvaloff  to  assure  Lord  Salisbury  that  an  advance 
on  Merv  was  not  contemplated  by  the  Russian  Government,  and  formed  no 
part  of  the  existing  programme,  he  did  not  mean  to  imply  by  his  former 
remarks  that  under  different  circumstances,  and  in  view  of  unforeseen  con- 
tingencies,  the  occupation  of  Merv  might  not  become  necessary;  that,  in  fact, 
the  Russian  Government  had  never  intended  by  a  solemn  pledge  given  for  all 
time  to  preclude  themselves  from  ever  going  to  Merv.  ||  Lord  Dufferin  replied, 
that  he  hoped  these  observations  were  not  intended  to  impair  the  bona  fide 
character  of  previous  Ministerial  assurances,  or  to  imply  a  modification  of 
those  given  by  the  Emperor.  M.  de  Giers  said,  that  he  did  not  desire  his 
remarks  to  be  so  interpreted,  and  that  the  Ambassador  might  be  satisfied 
Merv  was  in  no  sense  the  object  of  General  Lazareff's  expedition.  ||  The  re- 
pulse  of  the  Russians  at  Geok-Tepe  in  September  1879  led  to  the  Organization 
in  the  foUowing  year  of  an  expedition  on  a  still  more  considerable  scale, 
and  the  command  was  intrusted  to  General  Skobeleff.  ||  On  the  21st  December, 
1879,  M.  de  Giers  admitted  to  Lord  Dufferin  that  preparations  for  this  ex- 
pedition were  on  foot,  but  that  it  was  undertaken  with  much  repugnance  by 
Russia.  He  incidentally  mentioned  a  report  that  the  Merv  Turkomans  had 
joined  with  the  Tekes  against  the  Russian  troops,  and  said  that  it  might  be- 
come necessary  to  destroy  the  place,  though  he  added  that  there  could  be  no 
Intention  that  any  Russian  troops  should  remain  there.  ||  Nevertheless,  an  im- 
pression  prevailed,  that  the  ultimate  destination  of  the  expedition  was  Merv, 
and  in  August  1880  Lord  Dufferin  again  mentioned  the  subject  to  M,  de  Giers, 
who  replied  that  so  far  as  General  Skobeleff's  present  plans  were  concerncd 
tliere  was  no  change  of  intention,  and  he  most  cmphatically  denied  that  Merv 
was  the  object  of  the  expedition.  ||  After  General  Skobeleff's  victory  at  Geok- 
Tepe  in  January  1881,  M.  de  Giers  observed  to  Lord  Dufferin  that  the  time 
had  come  for  the  Russian  Government  to  show  its  moderation,  and  to  take 
care  not  to  allow  itself  to  be  entangled  in  furtlier  military  Operations  in  that 
quarter  of  the  world,  and  these  remarks  were  afterwards  expressly  approved 
by  the  Emperor.  ||  In  conncction  with  a  report  which  was  immediately  circu- 
latcd,  and  turncd  out  afterwards  to  be  well  founded,  that  General  Skobeleff 
might  advance  to  Askabad,  50  miles  beyond  Geok-T6p6,  Lord  Dufferin  was 
assured,  both  by  M.  de  Giers  and  General  Miliutinc,  that,  even  in  such  an 
evcnt,  the  i)olicy  of  tlie  Russian  Government  would  bc  coiifincd  to  the   subju- 
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eation   of  tlie  Akhal-Teko   Oasis,  and  that  an  attack  upon  Merw  was  quitc    ^r.  8647. 

•  Gross- 

outsidc  of  any  possiblc  programrae.  ||  On  the  7tli  February')  tlie  Russiau  Am-  uritannien. 
bassador,    Priucc   Lobanow,     showed    me    a    dcsp'atch    from    bis   Government, 29- t'^^^-is^^- 
written  in  tbe  previous  April,   wliich   containcd   some   observations   as   to   the 
scope  and  objects  of  the  expedition  against  the  Turkomans.     It   stated,  that, 
in  the  opinion  of  the  Russian  Government,  tlie  importance  of  Merv  had  been 
much  cxaggcrated;  that  they   could  not  plcdge  themselves  as  to  the  cxact  li- 
mits  within  wliich  their  military  Operations  would  be  confined;  that  they  had 
110  desire  to  push  them  as  far  as  Merv,  but  if  they  found  themselves  compelled 
to   do   so,  they   ccrtainly   did  not    contemplate   a  permanent  occupation,    and 
would  withdraw  as  soon  as  possible.  |1  I  replied,  that  I  uoted  the  dato  of  the 
despatch;  otherwisc  it  would  have  Struck  me,   that  the  information  given  did 
not  go  so  far  as  the  speech   recently  made  by  M.  de  Giers  to  Lord  Dufferin, 
and  already  quoted.  |]  Upon  this,  Lord  Dufferin  wrote  on  the   16th  February, 
that  hc  considered  the  personal  assurance  given  to  him  by  the  Emperor  him- 
self,  to  the  effect  that  there  was   no  Intention  of  the  part  of  Russia  of  ad- 
vancing  to  Merv,  as  still  extant  and  in  füll  force,   and  as  never  having  been 
since  qualified  or  withdrawn  by  His  Majesty  or  any  of  his  Ministers.     He  had 
taken  care  from  time  to  time  to  remind  M.  de  Giers,  that  this  was  the  sense 
in  wliich  he  continued  to  regard  His  Majesty 's  commuuicatiou.  ||  Shortly  after- 
wards,  however,  M.  de  Giers**),  whilst  contradicting  a  report  in  the  "Times 
of  Lidia,"  that  Russia  was  about  to  occupy  Merv,  told  Lord  Dufferin  that  the 
murder  of  two  Russians  by  Merv  Turkomans,  and  the  intrigues  of  the  English 
at  the  place  itself,  made  it  uncertain  what  would  have  to  be  done;  and  upon 
Lord  Dufferin  referring  to  the  assurauces  he  had  so  lately  received,  remarked 
tliat  those  assurauces  merely  consisted  in  the  statement  that  the  Russian  Go- 
vernment at   the  time  they  were  given  had  no  Intention  of  going  to  Merv. 
Lord  Dufferin    replied    that   although    the  word  "Intention"  was   undoubtedly 
to  be  found  in  some  of  the  phrases  made  use  of,  the  general  purport  of  his 
repeated  conversations  with  himself  and  with  General  Miliutine   amounted  to 
a  serious  bona  fide  and  unambiguous  declaration  on  the  part  of  the  Russian 
Government  that  Merv  was  not  to  be  attacked;   that  when  the  Emperor  had 
deigned  on  two  occasions  to  give  him  similar    assurauces  His  Majesty   had 
made    use    of  the  most  unequivocal  language,  and  an  intimätion  of  this  kind, 
proceeding  from   so   august  a  source,    possessed  a  direct  and  abiding  force 
whicli  of  nccessity  cndurcd  until  it  was  formally  retracted.    Fortified  by  these 
considcrations,   and  inipresscd  by  the  sincerity  and  earncstness  of  his  Excel- 
Icncy's  repeated  assevcrations  upon  this  point,  hc  had  led  his  Government  to 
considcr  the  matter  as  having  been  placed  beyond  doubt,  and  he  hardly  saw 
in  what  language  he  could  convey  to  me  any  intimätion   to  a  contrary  effect. 
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Nr.  8647.  ^^  ^11  eveiits,  if  tlie  aunouncements  whicli  had  been  so  frequently  made  to 
britannien.  him,  aud  which  lie  had  been  requested  to  repeat  to  London,  were  to  be 
29.Feb.  188-4.  aunulled,  he  should  expect  the  fact  to  be  couveyed  to  him,  not  by  hints  and 
doubtful  innuendoes,  but  in  terms  absolutely  clear  and  explicit,  1|  On  this 
M.  de  Giers  reasserted  bis  anxious  desire  to  make  the  Russian  policy  in 
Central  Asia  conform  to  the  programme  he  had  described  to  Lord  Dufferin 
as  the  one  which  recommended  itself  to  bis  own  judgraent.  ||  A  few  days  later 
Lord  Dufferin  called  on  M.  de  Giers,  who  inforraed  him  that  the  Emperor  had 
again  authorized  him  to  &ay  that  there  was  no  question  of  an  advance  on 
Merv.  "Not  only  we  do  not  want  to  go  there,"  said  M.  de  Giers,  "but 
happily  there  is  nothing  which  can  require  us  to  go  there.  But,"  he  added, 
"the  Emperor,  trusts  that  you,  upon  your  part,  will  render  a  policy  of  abs- 
tention  and  moderation  possible  to  us  by  not  permitting  English  officers  to 
haunt  the  oases  and  stir  up  the  Turkoman  population  against  us."  |1  This 
remark  referred  to  the  proceedings  of  Captain  Gill  and  Lieutenant-Colonel 
Stewart,  but  there  was  no  foundation  for  the  Insinuation,  for  Captain  Gill  had 
been  prevented  by  Her  Majesty's  Government  from  visiting  the  Turkoman 
country,  and  Colonel  Stewart  was  known  not  to  have  extended  his  journey 
beyond  the  Persian  district  of  Dereghez.  ||  The  arrival  at  Askabad  of  a  de- 
putation  from  Merv,  and  the  reported  dispatch  of  Russian  Agents  thither, 
forraed  the  subject  of  representations  by  Lord  Dufferin  to  M.  de  Giers  on  the 
30th  March  and  the  15th  April;  M.  de  Giers  replies  were  that  in  any  event 
there  was  no  question  of  the  acquisition  of  the  country,  of  which  General 
Skobeleff's  proximate  return  was  a  proof;  and  again,  that  the  circumstances 
certaiuly  did  not  imply  the  acquisition  of  any  sovereignty  over  the  Merv 
Turkomans  by  the  Czar,  and  that  Russia  had  no  desire  to  acquire  the  Merv 
oasis.  II  On  the  24th  May*)  an  Imperial  Ukase  announced  the  annexation  to 
the  Empire  of  the  territory  of  the  Teke  Turkomans  occupied  by  the  Russian 
troops;  but  Her  Majesty's  Government  failed  during  the  summer  to  elicit  from 
the  Russian  Government  any  statement  of  what  the  frontiers  of  these  territo- 
ries  were.  ||  In  December  1881  a  Convention  was  signed  between  Russia  and 
Persia  relative  to  the  Turkoman  frontier  as  far  as  Baba  Dormuz,  and  since 
that  date  Communications  have  passed  between  Her  Majesty's  Government  and 
Russia  with  a  view  to  the  settlement  of  the  frontier  still  left  undefined 
between  Persia  and  the  Turkoman  country  beyond  that  poiut  to  the  frontier 
of  Afghanistan;  but  our  proposals  have  been  met  by  the  reply  that  the  matter 
concerned  Russia  and  Persia  exclusively.  ||  The  Russian  Government  has,  how- 
ever,  expressed  itself  in  favour  of  the  definition  of  the  Afghan  boundary  up 
to  the  Persian  frontier.  ||  During  these  discussions  M.  de  Giers  has  assured 
your  Excellency,  that  Russia  had  no  Intention  whatever  at  present  of  advancing 
towards  Merv,  er  of  occupying  any  territory  in  that  region  beyond  what  was 
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ulrcady  in  her  possession.     He  would,  however,  object  to  tlie  assertion  by   ^^-  ^^^'• 
Persia  of  any  rights  over  the  district  of  Merv,  and  such  a  move  might  force  britannion. 
the  Russian  authorities  to  adopt  more  vigorous  raeasures.  ||  In  April  1882  your  29- ^eb.  i8e4. 
Excellency  mentioned  to  M.  de  Gicrs  a  report,  that  some  Russian  cavalry  had 
goue  towards  Merv.     M.  de  Giers  rcplicd,  that  they  had  merely  gone  as  an 
cscort  to  a  caravan  of  Russian  merchants,  and  that  the  most  stringent  Orders 
had  been  given  to  General  Rölirberg  to  avoid  as  far  as  possible  sending  any 
troops   beyoud  the  limits   of  the  territory  then  held  by  the  Russian  forces.  || 
During  a  conversation  mth  your  Excellency  on  the  24th  October  last  M,  de 
Giers  admitted,  that  General  Tchernaieff  employed  a   certain  moral  influence 
over  the  independent  Turkomans  in  the  interest  of  peace.     He  said,  that  the 
diiferent  tribes  at  Merv  were  constantly  quarrelling    amongst  themselves,  and 
had  been  recommended  to  submit  to  the  authority  of  the  Khan  of  Khiva;  the 
greater  number  had  cousented  to  be  goverued  by  the   person   named  by  the 
Khan.     This,    M.  de  Giers  insisted,    was  the  extent  of  Russian  Intervention. 

On  the  lOth  November  a  note  appeared  in  the  "Journal  de  St.  Peters- 
bourg,"  in  reply  to  an  article  in  the  French  "Agence  Havas,"  denying 
the  Intention  of  Russia  to  go  to  Merv,  but  repudiatiug  any  pretension  on  the 
part  of  Persia  to  occupy  tliat  territory.  j|  The  foregoing  summary  shows,  that 
up  to  the  15th  February  last,  the  day  on  which  M.  de  Giers  announced  to 
your  Excellency  that  the  Emperor  had  determined  to  accept  the  allegiauce  of 
the  Merv  Turkomans,  Her  Majesty's  Government  had  every  reason  to  believe 
that  the  Russian  Government  were  pledged  not  to  take  such  a  step  under 
existing  circumstauces,  although  their  more  recent  assurances  had  been  accom- 
panied  by  qualifications  which  reserved  to  Russia  liberty  of  action  in  the 
event  of  changes  not  then  foreseen,  or  regarded  as  possible,  taking  place  at 
some  future  time  in  the  state  of  affairs.  ||  Her  Majesty's  Government  are  not 
aware,  that  any  new  circumstances  have  occurred  which  can  be  held  to  create 
a  pressing  necessity  for  the  course  that  has  been  decided  upon;  but  even  if 
such  were  the  case,  it  seems  entirely  inconsistent  with  the  whole  tenour  of 
the  mutual  explanations  between  the  two  Governments  that  one  of  them  should 
take  a  step  which  appears  to  be  in  contradiction  with  the  assurances  which 
have  on  so  many  occasions  been  received  both  from  the  Emperor  and  bis 
Government,  without  any  previous  communication  of  their  change  of  views. 

M.  de  Giers,  in  making  the  announcement  to  you,  expressed  a  hope  that 
the  measures  which  were  about  to  be  taken  would  be  to  the  advantage  of 
the  Turkoman  territory  and  of  the  neighbouring  States  of  Persia  and  Afghani- 
stan, and  would  be  viewed  by  Her  Majesty's  Government  as  being  adopted 
only  in  the  cause  of  peace  and  good  order.  ']  He  did  not  state  in  any  detail 
what  tbose  measures  were  to  be,  and  I  cannot,  therefore,  express  an  opiuion 
upon  them;  but  you  will  take  an  early  opportunity  of  urging  bis  Excellency 
to  lose  no  time  in  communicating  to  Her  Majesty's  Government  the  proposals 
which  the  Russian  Government  may  have  to  make  to  them  in  order  to  provide 
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Nr.  8647.    agalnst  the  complications  to  which  this  furtlier  extensiou  ofRussian  sovereignty 
britannien.  iü  tliG  direcüoii  of  the  froiitiers  of  Afglianistau  maj  give  rise,  |j  I  am,  &c. 

29.Feb.lS84.  G  F  a  11  Y  1  1 1  6. 


Nr.  S64S.  RUSSLAND.  —  Min.  des  Ausw.  (Giers)  an  den  engl. 
Botsch.  in  St.  Petersburg*).  —  Vorschlag,  die  afgha- 
nische Grenze  festzustellen.     [II.  13.] 

St.  Petersbourg,  le  17  (29)  Mars,  1881. 
Nr.  S648.  M.  1 'Ambassadeur,  —  La  note  que  votre  Excellence  m'a  adresse  en  date 

29.Märzi884.  du  29  Fevricr  (12  Mars),  a  ete  soumise  ä  un  examen  attentif.  ||  Je  ne  m'eten- 
drai  pas  ici  sur  l'expose  historique  qu'elle  contient  des  Communications 
echaugees  entre  les  deux  Gouvernements  au  sujet  de  Merve.  Je  joins  ci-pres 
une  notice  renfermant  les  points  de  vue  du  Ministere  Imperial  ä  cet  egard. 
Je  crois  plus  pratique  de  m'en  tenir  au  principe,  qu'en  dehors  des  arrange- 
ments  ecrits  et  signes  entre  eux  concernant  la  frontiere  nord  et  nord-est  de 
l'Afghanistan,  tous  deux  conservent  la  pleine  liberte  d'apprecier  ce  que 
rcclament  leurs  propres  interets,  tout  en  temoignant  un  egal  respect  pour  leur 
dignite  et  leurs  convenances  reciproques.  ||  Le  Cabinet  Imperial  croit  pour  sa 
part  ne  s'etre  jamais  ecarte  de  ce  respect  vis-a-vis  du  Gouvernement  de  Sa 
Majeste  Britannique.  II  s'est  abstenu  de  toute  Observation  au  sujet  des  traus- 
actions  conclues  ä  differentes  epoques  par  l'Angleterre  avec  les  Etats  limi- 
trophes,  et  qui  ont  considerablement  etendue  sa  sphere  d'action  le  long  de 
sa  frontiere  Indienne.  1|  II  est  fonde  ä  attendre  les  meraes  egards  pour  la 
liberte  des  determiuations  que  lui  commandent  les  interets  de  la  Bussle.  ||  Mais, 
en  m6me  temps,  le  prix  qu'il  attache  au  maintien  de  bonnes  et  cordiales 
relations  avec  le  Cabinet  de  Londres  l'a  toujours  engage  ä  se  preter  ä  des 
explications  amicales  destinees  h  ecarter  toute  cause  de  mesintelligence  ou 
de  malentendu  entre  les  deux  pays.  \\  C'est  pourquoi,  lorsque  le  Gouvernement 
de  Sa  Majeste  Britannique  l'a  interpelle  sur  ces  intentions  quant  ä  certains 
points  de  l'Asie  Centrale,  et  notamment  au  sujet  de  Merve,  il  n'a  fait  aucune 
difficulte  pour  repondre  avec  une  entiere  franchise,  sans  pourtant  attacher 
ä  ces  reponses  la  valeur  d'engagements  qu'il  ne  pouvait,  ni  ne  devait  prendre. 
{!  La  rccente  resolution  des  Chefs  Merviens  de  demander  la  sujetion  de  la 
Russie  a  ete  subite.  La  notice  ci-jointe  expose  la  mauiere  dont  les  choses 
se  sont  passees.  Cette  öventualite  devait  etre  envisagee  comme  possible  et 
desirable  dans  un  avenir  plus  ou  moins  eloigne  du  moment,  oü  les  Merviens 
se  trouvaient  places  dans  l'alternative  de  s'exposcr  ä  de  severes  reprcssions, 
s'ils  continuaient  leurs  brigandages,  ou  de  perdrc  le  plus  clair  de  leurs 
moyens  d'existence  s'ils  y  renongaicnt.  Le  Gouvernement  Imperial  ayant 
assume  dans  son  interct  et  dans  celui  de  la  Perse,  la  täche   de  mettre  un 
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terme  ä  ces  dcsordres  et  de  pacifier  la  steppe,  ne  pouvait  pas  se  dispenser   ^'■-  ^^*^- 

,,.  ..         1  T      i^-  Tii        •  ,.,  ,    .  .  .  Russland. 

dimposer  cette  Obligation  aux  Mcrviens  sils  voulaient  vivre  cn  paix  avec  nous.  29.Mära884. 
La  resolution  que  leurs  Chefs  out  prisc  de  prefercr  la  soumission  ä  la  lutte, 
aux  clnitiiucnts  qu'ils  auraicnt  eucourus  et  ä,  l'anarchie  oii  l'oasis  aurait  ete 
plougee,  est  ccrtaiuemeut  l'issue  la  plus  favorablc  qu'on  puisse  desirer  pour 
nöus,  pour  eux  et  pour  tous  leurs  voisins.  II  nous  etait  impossible  de  nous 
y  rcfuser.  Mais  je  crois  que  les  conditions  dans  lesquelles  le  fait  s'est 
accompli  suffisent  pour  öcartcr  toute  pensee  d'un  manque  de  courtoisie  ou  de 
bon  vouloir  de  notre  part  envers  le  Cabinet  de  Londres.  ||  En  tcrminant  sa 
notc,  votre  Exccllence  nous  dcmande  quelles  propositions  nous  comptous  faire 
au  Gouvernement  de  Sa  Majestc  Britanniquc,  afin  de  prevenir  les  consdquences 
pouvant  resulter  du  nouveau  pas  que  nous  venous  de  faire.  ||  Le  Cabinet 
Imperial  n'a  pas  de  propositions  formelles  ä  faire,  et  votre  Excellence  trou- 
vcra  ccrtainement  naturel,  qu'aprcs  Interpretation  qui  a  ete  donnee  ä  nos 
precedeutes  assurances,  nous  devons,  h  l'avenir,  etre  tres  circonspects  au 
sujet  des  assurances  nouvelles  qui  nous  seraient  demandees.  Pour  le  moment, 
nous  ue  saurions  preciser  la  maniere  dont  sera  mise  k  execution  le  passage 
des  Merviens  sous  la  sujetion  Russe.  ||  II  faudra  s'enquerir  sur  place  du  mode 
le  plus  pratique  d'organiser  le  Gouvernement  de  l'oasis.  Tout  ce  que  nous 
pouvons  dire,  c'est  que  le  Cabinet  Imperial  devra  resoudre  cette  question 
conformement  au  but  qu'il  s'est  trace  de  pacifier  ces  coutrees,  d'y  faire  regner 
l'ordre  et  la  securite,  et  d'y  introduire  les  germes  de  la  civilisation.  ||  Quant 
aux  consequences  qui  peuvent  en  resulter,  nous  croyons  qu'elles  seront  pro- 
fitables ä  tout  le  monde,  et  nous  sommes  persuades  que  si  les  deux  Gouverne- 
ments d'Angleterre  et  de  Russie  continuent  ä  s'inspirer  des  egards  que  se 
doivent  reciproquement  des  Etats  voisins,  sincerement  animes  du  desir  de 
maintenir  les  liens  d'amitie  qui  les  unissent,  ils  pourront  aisement  prevenir 
toute  complication.  ||  Le  Cabinet  Imperial  y  est  tout  dispose,  de  meme  qu'il 
est  determiue  ä  respecter  comme  par  le  passe  les  arrangements  anterieurement 
conclus  entre  les  deux  Gouvernements.  ||  Si  le  Cabinet  de  Londres  trouvait 
utile  et  pratique  de  completer  ces  arrangements  par  une  definition  plus  exacte 
des  conditions  des  contrees  qui  separent  la  possession  Rus^e  des  confins  de 
l'Afghanistan,  nous  ne  pouvons  que  lui  rappeler  la  proposition  que  1 'Ambas- 
sadeur de  Sa  Majeste  l'Empereur  a  ete  Charge  de  lui  faire  en  1882.  Elle 
avait  pour  objet  de  coutinuer.  a  partir  de  Khodja-Saleh,  dans  la  direction 
de  l'ouest,  la  ligne  de  demarcatiou  convenue  en  1872-73.  ||  Le  Gouvernement 
de  Sa  Majeste  Britanique  avait  hesite,  ä  cette  epoque,  ä  emcttre  un  avis  sur 
cette  proposition.  S'il  desire  reprendre  la  negociation,  le  Cabinet  Imperial 
s'y  pretera  volontiers,  et  votre  Excellence  peut  reiterer  ä  Lord  Granville 
*rassurance  qu'il  pourra  toujours  comptcr  sur  notre  franche  et  amicale 
Cooperation  dans  la  mission  civilisatrice  que  les  deux  Empires  ont  ä  reraplir 
cn  Asie  Centrale.  ||  Vcuillez,  &c.  Giers. 
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Nr.  8C4?.  Dans  Sca  note  eu  date  du  29  Fevrier  (12  Mars),  M.  TAmbassadeur  de  Sa 

29.Märzi884,Majeste  Britannique  affirme  que  la  maiiiere  de  voir  du  Gouvernement  Bri- 
tannique  actuel  et  de  celui  qui  l'a  prec^de  quant  ä  leventualite  de  l'extension 
de  la  souverainete  de  la  Russie  sur  Merv  est  si  bien  conuue  du  Gouvernement 
de  Russie  qu'il  lui  semblerait  ä  peu  pres  superflu  d'en  parier  aujourd'hui. 
Son  Excellence  n'eii  donne  pas  moius  uu  expose  historique  des  explications 
qui  ont  ete  öchangees  eutre  les  deux  Gouvernements  depuis  la  conclusion 
du  Traitö  de  1873  avec  le  Khanat  de  Khiva.  ||  Cet  expose  porte  1 'Ambassadeur 
ä  conclure  que  son  Gouvernement  possedait  des  raisons  süffisantes  pour  croire 
que  le  Gouvernement  de  Russie  s'etait  engage  ä  ne  point  prendre  possession 
de  Merv,  quoique  les  assurances  plus  recentes  aient  ete  accompagnees  de  re- 
serves  de  nature  ä  assurer  ä  la  Russie  une  liberte  d'action  en  cas  de  change- 
ments  imprevus  ou  bien  s'il  etait  ä  prevoir  qu'un  changement  pouvait  survenir 
dans  l'avenir.  ||  Le  Gouvernement  Britannique,  ajoute  M.  Thornton,  ignore 
l'existence  de  circonstances  qui  auraient  place  la  Russie  dans  la  necessite  de 
prendre  la  decision  qu'elle  vient  d'adopter;  mais  il  lui  semble  que,  meme 
dans  ce  dernier  cas,  les  explications  echangees  entre  les  deux  Gouvernements 
auraient  du  empecher  la  Russie  de  s'en gager  dans  une  voie  qui  serait  en 
contradiction  avec  les  assurances  re§ues  precedemment  de  l'Empereur  et  de 
son  Gouvernement,  avant  d'avoir  fait  part  au  Gouvernement  Britannique  du 
changement  qui  s'etait  opere  dans  la  maniere  de  voir  du  Cabinet  Imperial,  || 
A  ces  considerations  nous  sommes  en  mesure  de  repondre  par  les  arguments 
suivants.  ||  Le  Gouvernement  Britannique  n 'ignore  point  que  la  nature  meme 
des  pays  qui  separent  les  possessiöns  Russes  des  contrees  comprises  dans  la 
sphere  d'iniflueuce  de  l'Angleterre  excluse  tres  souvent  la  possibilite  du 
maintien  d'un  etat  de  choses  stables.  Cette  verite  a  ete  constatee  ä  l'occasion 
des  pouparlers  qui  ont  eu  lieu  entre  les  deux  Gouvernements  en  1869.  II  a 
6te  reconnu  ä  cette  6poque  que  s'il  etait  arrive  ä  la  Russie  et  ä  l'Angleterre 
d'entreprendre  des  expeditions  militaires  dans  l'une  ou  l'autre  partie  de 
l'Asie  Centrale  et  d'adjoindre  ä  leurs  possessiöns  de  nouveaux  territoires, 
cette  conduite  ne  leur  avait  ete  dictee  que  par  la  force  des  circonstances 
•  et  par  une  irapossibilite  absolue  d'agir  autrement;  que,  dans  cet  etat  de 
choses,  les  frontieres  Russes  et  Anglaises  en  Asie  Centrale  ne  pouvaient  etre 
considerees  comme  immuables  et  qu'un  arrangemeut  international  sur  ce 
point  resterait  saus  effect.  Ce  furent  ces  considerations  qui  pousserent  les 
deux  Gouvernements  ä  abandonner  le  projet  primitif  d'une  zone  intermediaire 
destinee  ä  separer  leurs  possessiöns  en  Asie,  et  ä  s'entendre  sur  une  delimi- 
tation  de  leurs  spheres  d'action  respectives  en  fixant  les  limites  nord  et  nord- 
est de  l'Afglianistan.  C'est  giäce  ä  cette  derniöre  combinaision  que  des  com- 
plications  ont  pu  etre  prevenues  dans  la  zone  qui  est  traversee  par  la  ligne 
de  d(jmarcation  convcnuc  cn  1872-73,  laquclle,   en  partant  du  Lac  Sarikoul, 
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s'etend  jusqu'ä  Khodja-Saleh  sur  rAraou-Daria.  ||  L'Anglctcrrc  pourrait  d'au-  Ru^siana. 
tant  moiüs  contcster  aujourd'hui  la  valeur  pratique  des  principes  ci-dessus29.Märzi884. 
cxposes  qiic  scs  froiilieres  en  Asie  ne  sont  non  plus  rcstecs  immuables  dcpuis 
1869,  et  quo  pour  assurer  la  söcurite  de  ses  propres  confins  eile  a  cru  devoir 
ajouter  ä  scs  possessions  de  nouvcaux  territoircs  et  etablir  sa  Suprematie  sur 
d'autres.  ||  Sans  parier  des  circonstances  tout  ä  fait  exceptionnelles  qui  ont 
ete  la  suite  de  la  derniere  guerre  d 'Orient,  ce  sont  des  motifs  analogucs  qui 
ont  pousse  la  Russic  ä  etendre  ses  possessions,  et  qui  ont  ete  araene  ä  la 
fin  k  la  soumission  de  la  population  de  Merv.  ||  Le  Gouvernement  Imperial  ne 
saurait  admettre  que  les  assurances  qu'il  s'est  trouve  dans  le  cas  d 'adresser 
ä  differentes  reprises  au  Cabinet  Britanniquc  puissent  etre  considerees  comme 
des  engagements  foi'raels  de  sa  part  de  ne  jamais  prcndre  possession  de  Merv. 
II  Aux  interpellations  qui  lui  ont  ete  successivement  adressees  par  la  Grande- 
Bretagne  au  sujet  de  cette  eventualite,  le  Cabinet  Imperial  s'etait  toujours 
borne  ä  repondre  par  un  expose  franc  et  loyal  de  sa  maniere  de  voir  et  de 
ses  intentions.  Ceux-ci  n'ont  pu  echapper  ä  l'influence  des  changements  qui 
se  sont  operes  dans  letat  des  possessions  Kusses  en  Asie  Centrale,  surtout 
depuis  la  conquete  de  l'oasis  d'Akhal-Teke,  et  il  en  a  ete  de  meme  du 
langage  du  Cabinet  Imperial  comme,  du  reste,  le  constate  la  note  de  M. 
Thornton.  ||  Amenes  par  la  force  des  circonstances  ä  nous  mettre  en  contact 
avec  la  population  turbulente  de  Merv  nous  ne  pouvions  nous  dissimuler 
qu'en  cas  oü  nos  efforts  tendant  ä  adoucir  les  instincts  farouches  de  cette 
population  viendraient  ä  manquer  leur  but,  nous  pourrions  difficilement  nous 
soustraire  ä  la  nöcessite  de  recourir  ä  la  force.  Nous  n'avons  jamais  cherche 
ä  en  faire  un  mystöre  au  Gouvernement  Britannique.  ||  C'est  ainsi  qu'ä  l'occa- 
sion  d'une  declaration  faite  en  1879  par  le  Sous-Secretaire  dans  l'Inde  a  la 
Chambre  des  Communes  au  sujet  d'une  promesse  formelle  qui  aurait  ete 
obtenue  de  Gouvernement  Russe  de  ne  point  pousser  ses  Operations  jusqu'ä 
Merv,  M.  de  Giers  crut  devoir  faire  observer  ä  Lord  Dufferin  que  Mr.  Stan- 
hope  s'etait  trop  avance;  que  les  assurances  donnees  ä  la  Grande -Bretagne 
n'excluaient  point  la  possibilite  d'une  occupation  de  Merv,  en  cas  oü  les  cir- 
constances demontreraient  l'urgence  de  cette  mesure,  et  que  le  Cabinet  Impe- 
rial n'a  jamais  entendu  contracter  des  engagements  solenneis  de  nature  ä  lui 
interdire  pour  toujours  une  marche  sur  Merv.  Des  reserves  analogaes  ont 
ete  formulees  depuis  lors  toutes  les  fois  que  le  Cabinet  de  Londres  croyait 
devoir  s'enquerir  sur  nos  intentions.  ||  Le  reproche  que  nous  addresse  M. 
Thornton  de  n'avoir  pas  prevenu  le  Gouvernement  Britannique  de  notre  reso- 
lution  de  prendre  possession  de  Merv  est  loin  d'etre  fonde.  jj  Nous  pourrions 
y  objecter  avec  raison  que  jamais  nous  ne  nous  sorames  engages  vis-ä-vis 
du  Gouvernement  Britannique  de  le  pr^venir  en  cas  oü  1 'occupation  de  Merv 
nous  semblerait  indispensable;  que,  d'ailleurs,  pour  etre  menee  ä  bonne  fin, 
une  Operation  aussi  importante  et  delicate  demandait  ä,  etre  tenue  dans  le 
plus  grand  secret,  et  que  l'ebruiter  d 'avance   c'eut  6te  nous  exposer  ä  voir 
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Nr.  SGJS.    se  compliquer  les  difficuUes  de  notre  täche.    Dans  le  cas  present  nous  n'avons 

Russland. 

29.Märzi8S4.  aucun  besoin  de  nous  prevaloir  de  ces  raisons,  attendu  que  pour  nous  la 
mission  des  Merviens  a  ete  un  evenement  tout  aussi  inattendu  que  pour  l'An- 
gleterre.  |]  Voici  un  cxpose  succinct  des  faits  qui  ont  araene  ce  resultat,  et 
qui,  en  grande  partie,  sont  de  notoriete  publique.  [|  üesireuse  de  ne  point 
etendre  sans  une  absolue  necessite  nos  possessions,  et  de  nous  epargner  autaut 
que  possible  les  lourds  sacrifices  qu'entraine  toute  prise  de  possession  eu 
Asie  Centrale,  nous  avions  pris,  des  le  lendemain  de  la  conquete  de  l'oasis 
d'Aklial,  la  resolutiou  de  ne  point  depasser  le  Ted  Jen,  et  de  nous  borner  h 
exercer  une  influence  morale  sur  les  Merviens  dans  le  but  de  les  astrcindre 
au  respect  de  l'ordre  des  cboses  etabli  par  nous.  Le  Chef  de  la  province 
Transcaspienne  fut  invite  en  consequence  h  ouvrir  des  negociations  avec  les 
Chefs  de  la  population  de  la  tallee  du  Mourgab  pour  les  amener  h  conclure 
avec  nous  des  arrangeraents  tendant  ä  les  obliger  ä  proteger  les  caravanes 
et  ä  empecher  leurs  congeneres  de  se  livrer  au  brigaudage.  Sauf  quelques 
exceptions  d'une  importance  secondaire  ce  dernier  engagement  a  ete  observe 
jusqu'ä  Tautomne  dernier,  lorsque  des  avis  parvenus  de  Merv  nous  apprirent 
qu'un  revirement  etait  en  train  de  s 'operer  dans  les  dispositions  des  Turco- 
mans,  et  que  ce  revirement  n'etait  du  qu'ä  des  emissaires  venus  de  1 'Afgha- 
nistan, et  qui  cherchaieut  ä  paralyser  les  effets  de  nos  efforts  pacifiques  en 
encourageant  les  Merviens  ä  la  violence.  Au  uombre  de  ces  emissaires  figurait 
un  certain  Siappouche,  qui  pretendait  avoir  ete  investi  d'une  mission  Divine, 
et  qui  se  distinguait  suitout  par  la  violence  de  son  langage.  Les  resultats 
de  cette  propagande  ne  tarderent  pas  ä  se  traduire  en  faits  dont  il  nous  etait 
impossible  de  mecounaitre  la  gravite.  Ces  bandes  composees  de  plusieurs 
centaines  de  Merviens  vinrent  fondre  sur  les  confins  du  Khorassan  et  sur 
l'Atek,  et  nous  ne  tardämes  pas  ä  etre  informes  que  d'autres  bandes  etaient 
en  train  de  se  former  pour  imiter  l'cxemple  de  celles-ci,  II  nous  etait  tout 
ä  fait  impossible  de  nous  renfermer  dans  l'inaction  en  presence  d'une  viola- 
tion  aussi  flagrante  du  pacte  conclu,  et  c'est  pour  preveuir  de  plus  graves 
complications  que  le  Commandant  des  troupes  de  la  province  Transcaspienne 
rcQut  l'ordre  de  donner  un  avertissement  aux  Merviens  en  dirigcant  un  deta- 
chement  sur  Kary-Bend  au  bord  du  Tedjen.  Ce  fut  cette  demonstration  dont 
nous  avons  de  ja  eu  precedemment  Toccasion  d'apprecier  les  effets  salutaires 
qui  fit  reflechir  les  Merviens  aux  consequences  de  leur  conduite.  S'etant 
reunis  en  conseil,  leurs  principaux  Chefs  resolurent  de  se  rendre  en  personne 
ä  Kary-Bend  pour  declarer  au  Commandant  de  notre  detachement  que  les 
Merviens  reconnaissaient  leur  impuissance  ä  se  gouverner  par  eux-memes, 
et  qu'ils  suppliaient  le  Gouvernement  de  l'Empereur  d'envoyer  h  Merv  un 
fonctionnaire  Russe  pour  y  ötablir  l'ordre  et  la  securite.  |1  II  nous  etait  tout 
k  fait  impossible  de  ne  pas  nous  rendre  aux  voeux  des  Merviens  sans  risquer 
de  corapromettre  gravement  notre  prestige,  ainsi  que  tous  les  resultats  de 
nos  laborieux  efforts.     La  Ferse   entrc  autrcs,  dont  les   confins  ont  de  tout 
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temps  ete   le   tlieätrc   des   cxploits   des   bandcs   de   brigands  Merviens,   aurait    ^'-  ^*'*''- 
pu  nous  reprocher  h  bon  droit  d'avoir  laisse  ecliappcr  une  oecasion  favorable  2i).Märzi884. 
de  la  delivrer  a  tout  janiais  de  cc  fleau. 

Nr.  8649.    Grossbritannien.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  engl. 

Botscli.  in  St.  Petersburg.  —  Annahme  des  russischen 
Vorsclilages.     [IL  23.] 

Foreign  Office,  April  29,  1884. 
Sir,  —  I  have  received  and  laid  before  tlie  Queen  your  Excellency's 
despatch  of  the  31st  ultimo,  forvvarding  the  reply  of  M.  de  Giers  to  the  note  Qrc>ss- ' 
which  you  addressed  to  him  on  the  29th  February  on  the  subject  of  the  britannien. 
annexation  of  Merv  by  Russia.  ||  Her  Majesty's  Government  are  glad,  that  the  ^•^'^''•^^  ^• 
represeutations  which  you  were  instructed  to  make  have  been  received  in  a 
friendly  spirit.  Thcy  cordially  concur  in  the  desire  expressed  by  bis  Excel- 
lency,  tliat  all  complications  may  bc  avoided  by  a  friendly  understanding, 
and  they  are,  equally  with  the  Russian  Government,  determined  to  respect 
the  arrangements  in  regard  to  Central  Asian  affairs,  which  have  been  con- 
cluded  on  previous  occasions  between  the  two  Governments.  |1  The  advance  of 
Russia  towards  the  frontiers  of  Afglianistan  gives  an  increased  importance  to 
the  question  of  the  definition  of  the  boundaries  which  divide  that  State  from 
the  territories  under  the  influence  of  Russia,  and.  Her  Majesty's  Government 
are  prepared  to  accept  the  proposal  put  forward  in  1882,  and  now  repeated 
by  M.  de  Giers,  for  the  delimitation  of  the  frontier  of  Afghanistan  from 
Khodja  Saleh  westwards.  ||  You  will  inform  M.  de  Giers  of  this  decision,  and 
you  will  add  that  Her  Majesty's  Government  are  of  opinion  that  it  would  be 
desirable  that  the  principal  points  of  the  boundary  line  should  be  laid  down 
on  the  spot,  and  that  a  Joint  Commission,  including  an  Afghan  Representative, 
should  be  appointed  for  that  purpose,  and  should  commence  Operations  next 
autumn.  I|  I  am,  &c.  GranviUe. 

Nr.  8650.    Grossbritannien.  —  Botsch.  in  st.  Petersburg  an 

den  engl.  Min.  des  Ausw.  —  Russland  leugnet  auf  das 
bestimmteste  die  Absicht,  in  den  Besitz  von  Sarakhs 
zu  gelangen     [II.  35.] 

(Received  May  IG.)    St.  Petersburgh,  May  12,  1884. 
My  Lord,  —  In  the  conversation  which  l  had  this  afternoon  with  M.  de   '^l;  ^^^^' 

•'  '  _  Gross- 

Giers,  he  most  positively  disavowed  any^intention  on  the  part  of  the  Imperial  britannien. 
Government  to  endeavour  to  obtain  the  cession  by  Persia  of  Sarahhs,  which  ^-- ^^'^^^^• 
he  said  belonged  to  her,   and  would   continue  to  do  so.     By  this  he  mcant 
the  Sarakhs  which  was  on  this  or  the  west  side   of  the  Tedjend,  and  which 
was  garrisoned  by  Persian  troops,  |j  The  place  on  the  other  side  of  the  river, 
he  says,   is  called  "Old  Sarakhs,"  and  this  I  had  previously  understood  from 
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Nr.  8650.   \^[jj^  jj^d  a  Persian  garrison;  but  it  appears  that  I  was  mistaken,  and  that 

britannion.  it  is  iiotlüng  more  than  a  few  huts  inhabited  by  Turkomans,  who  cultivate 

12  Mai  i«S4.  j.],g  gfound  or  feed  their  flocks  in  the  neiglibourhood.  1|  M.  de  Giers   added 

that  it  was  to  this  latter  place  that  General  Komaroff  recently  went  in  order 

to  endeavour  to  settle   disputes  which  had  arisen  about  the   water  supply.  ! 

I  have ,  &c.  E  d  w  d.  T  h  o  r  n  t  o  n. 


Nr.  8651.  RUSSLAND.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch.  in 
St.  Petersburg.  —  Grenzcommission.  Widerspruch 
gegen  die  Zulassung  eines  afghanischen  Kommissars. 
[II.  40.] 

Ministere  des  Affaires  Etrangeres,  Departement  Asiasique,  le  3  Mai,  1884. 
Nr.  8651.  ]y[^  l'Ambassadeur,  —  J'ai    requ   la  note   que  votre  Excellence  m'a  fait 

j-'t^^j  ^gg^  l'honneur  de  m'adresser  en  date  du  24  Avril  (6  Mai),  pour  m'annoncer  l'accueil 
que  ma  note  du  17  (29)  Mars  dernier,  au  sujet  de  l'aunexion  de  Merv  au 
territoire  de  l'Empire,  a  trouve  aupres  du  Gouvernement  de  Sa  Majeste  la 
Reine.  1|  C'est  avec  une  vive  satisfaction  que  j'ai  constate  que  la  Cabinet  de 
Londres,  etant,  de  son  cöte,  resolu  ä  respecter  les  arrangements  conclus  an- 
terieurement  entre  les  deux  Gouvernements  relativement  h  l'Asie  Centrale, 
considere  une  entente  amicale  comme  le  moyen  le  plus  sür  de  prevenir  des 
complications,  et  qu'il  partage  entierement  l'avis  du  Cabinet  de  Sa  Majeste 
l'Empereur  quant  ä  l'opportunite  de  la  fixation  d'une  ligne  de  demarcation 
qui  separerait  l'Afghanistan  des  territoires  places  sous  l'influence  de  la  Russie. 
Votre  Excellence  a  bien  voulu  me  faire  savoir  en  mßme  temps  que  le  Cabinet 
de  Londres  serait  d'avis  que  les  parties  principales  de  la  ligne  de  demarcation 
devraient  etre  fixees  sur  les  lieux  par  une  Commission  dont  les  Operations 
pourraient  commencer  l'automne  prochain.  ||  Je  m'empresse  de  vous  informer, 
M.  l'Ambassadeur,  que  le  Cabinet  Imperial  est  tont  dispose  ä  noramer  un 
Commissaire  qui  aurait  ä  visiter,  avec  son  cöllegue  de  la  Grande-Bretagne, 
les  contrees  qu'il  s'agirait  de  deliraiter,  et  ä  rechercher,  de  concert  avec  lui, 
les  elements  du  trace  d'une  frontiere  de  nature  ä  satisfaire  les  interets 
respectifs  des  deux  Puissanees.  Pour  ce  qui  est  du  fonctionnaire  Afghan, 
dont  il  est  fait  mention  dans  votre  note  du  24  Avril  (6  Mai),  je  me  fais  un 
devoir  de  vous  prevenir  que,  dans  l'opinion  du  Cabinet  Imperial,  ce  fonction- 
naire ne  saurait  etre  adjoint  ä  la  Commission  de  Delimitation  qu'ä  titre  d'ex- 
pert,  pour  foui'nir  des  eclaircissements  sur  des  questions  de  detail  et  d'un 
caractere  purement  local,  lorsque  les  Commissaires  des  deux  Puissanees  se 
trouveraient  dans  le  cas  de  le  consulter.  II  est,  d'ailleurs,  ä  prevoir  que 
les  Commissaires  pourront  difficilement  se  dispenser  de  consulter  aussi  d'autres 
cxperts  qui  scraient  choisis  parmi  les  peuplades  etablics  dans  ces  parages  ou 
dont  les  interets  ne  sauraient  etre  entierement  separes  des  dispositions  que 
les    deux  Puissanees    seront    appelees    h    prendre    lors    de   la    delimitation. 
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Quant  aux  negociations  qiü  auraient  pour  objct  le   trace   de  la  ligne  de   de-   ^'-  ^*5'^i- 

,  Kussland. 

raarcation,  il  scmblerait,  vu  la  naturc  delicate  de  cctte  question,  quil  seraitis  Mai  i884. 
au  plus  haut  point  inopportun  d'y  admettre  l'interveution  d'individus  qui  ne 
sauraient  sans  de  graves  inconvonients  etre  inities  aux  intercts  politiqucs  qui 
s'y  rattachent.  Le  r^glemcnt  d'interets  de  cette  uature  ne  pourrait  etre 
confie  qu'a  des  fonctiounaires  possedant  une  grande  exp6rience  et  qui  jouiraient 
de  rentiere  confiance  de  leurs  Gouvernements  respectifs.  I|  Veuillez,  &c. 

G  i  e  r  s. 

Nr.  8652.  Russland.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch.  in 
St.  Pete  rsburg. — Wünscht  vor  dem  Zusammentritt  der 
Kommission  einen  Ideen  -  Austausch  über  die  all- 
gemeinen Gesichtspunkte.  Die  Arbeiten  der  Kom- 
mission würden  am  Amu-Daria  zu  beginnen  sein.  [II.  55.] 

Ministore  des  Affaires  Etrangeres,  le  18  Juin,  188-1. 
M.  l'Ambassadeur,  —  Par  sa  uote   en    date    du    11    (23)   courant   votre    ^^-  ^ß^-- 

,  Kussland. 

Excellence  a  bien  voulu  m'annoncer  qua  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  laao.jnnussi. 
Reine  est  dispos^  a  partager  les  vues  du  Cabinet  Imperial  consignees  dans 
la  note  du  3  (15)  Mai  dernier,  quant  ä  la  composition  de  la  Commission  qui 
aura  ä  delimiter  la  frontiore  de  l'Afghanistan.  ||  Je  ne  puis  que  me  feliciter 
de  ce  resultat,  qui  me  fait  esperer  que,  gräce  ä,  l'entente  qui  vient  de  s'eta- 
blir  entre  elles,  les  deux  Puissances  ne  tarderont  pas  ä  arriver  ä  une  Solution 
satisfaisante  de  cette  importante  question,  ce  qui  contribuera  h  consolider  les 
liens  d'amitie  qui  les  unissent,  et  a  assurer  le  succes  de  la  mission  humani- 
taire  et  civilisatrice  que  chacun  d'elles  est  appelee  ä  poursuivre  dans  sa 
sphere  d'action  respective.  jj  Ainsi  qu'il  rcsulte  de  votre  note  precitee,  M. 
l'Ambassadeur,  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  la  Reine  est  d'avis  que  les 
Commissaires  respectifs  devraient  se  trouver  vers  le  1"""  du  mois  d'Octobre 
prochain  ä  Sarakhs,  sur  la  rive  gauche  du  Heri-Rud.  ||  Le  Cabinet  Imperial 
ne  voit  aucun  inconvenient  ä  se  ranger  a  cet  avis;  mais  d'un  autre  cöte  il 
lui  semblerait  utile  que  prealablement  ä  l'envoi  des  Commissaires  sur  les  lieux, 
les  deux  Gouvernements  procedassent  ä  un  echange  de  vues  sur  les  bases 
generales  de  la  prochaine  delimitation,  afin  de  prevenir  autant  que  possible 
les  divergences  d'opinions  et  les  malentendus  qui  pourraient  surgir  entre  les 
Commissaires  et  entraver  la  marche  de  leurs  travaux,  |1  Ainsi  que  j'ai  eu 
l'honneur  de  le  constater  dans  ma  note  du  17  Mars  dernier,  dans  l'opinion 
du  Cabinet  Imperial  la  prochaine  delimitation  est  destinee  ä  completer 
l'arrangement  anterieurcment  intervenu  entre  les  deux  Gouvernements  et  dont 
les  bases  ont  et6  consignees  dans  la  depeche  adressee  par  le  Comte  Granville 
ä  Lord  Loftus  en  date  du  17  Octobre,  1872*),  ainsi  que  dans  la  depeche  du 
Prince  Gortchacow  au  Comte  Brunnow    du    12  Janvier,    1873**).     De  votre 

*)  Siehe  Staatsarchiv  Bd.  XXVI,  Nr.  5133. 
♦*)  Muss  heissen  19  Janvier  1873;  cf.  Staatsarchiv  Bd.  XXVI,  Nr.  5137.   A.  d.  Red. 
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Nr.  P652.    ß5t^^  (Jans  votre  Acte  du  24  Avril  (6  Mai)  voiis  avez  bien  voulu  me   donner 

Hussland. 

30.  Juni  1884.  l'assurance  que  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  la  Reine  est  ^galeinent  resolu 
ä  respecter  tous  les  arrangements  anterieurs.  ||  La  depeche  precitee  du  Comte 
Granville,  qui  contient  une  definition  de  la  frontiere  nord  et  nord-ouest  de 
l'Afglianistan,  etablit,  entre  autres,  que  c'est  le  poste  de  Khodja-Saleh  qui 
forme  Testremite  des  possessions  de  l'Emir  de  TAfghanistan  sur  TAmou-Daria, 
et  qu'en  aval  de  cette  localite  l'fimir  n'a  rien  ä  reclamer.  Cette  indication 
etaut  donnee,  le  Cabinet  Imperial  est  d'avis  que  c'est  Khodja-Saleh  que  la 
Comraission  devrait  adopter  comme  point  de  depart  de  la  frontiere  de  l'Afgha- 
nistan  et  que,  pour  ce  qui  est  du  trace  ulterieur  de  cette  frontiere,  les 
Commissaires  auront  h  se  conformer  aux  autres  indications  contenues  dans  la 
depeche  du  Comte  Granville,  ainsi  qu'aux  donnees  qui  seraient  recueillies  par 
eux  sur  les  lieux,  Les  Commissaires  seraient,  entre  autres,  tenus  de  signaler 
Sans  retard  h  leurs  Gouvernements  respectifs  tous  les  points  sur  lesquels  une 
divergence  d'opinion  se  produirait  entre  eux.  En  me  faisant  un  devoir  de 
signaler  ces  observations  a  l'attention  de  votre  Excellence,  je  viens  la  prier 
de  vouloir  bien  les  porter  ä  la  connaissance  du  Gouvernement  de  Sa  Majeste 
la  Reine.  ||  Je  vous  serais  tres  reconnaissant,  M.  l'Ambassadeur,  si  vous 
voudriez  avoir  l'obligeance  de  me  faire  connaitre  un  moment  plus  tot  l'avis 
du  Cabinet  de  Londres  quant  aux  points  ci-dessus  exposcs,  ainsi  qu'ä  d'autres 
sur  lesquels  une  entente  prealable  serait  d'une  grande  utilite  pratique  et  con- 
tribuerait  efficacement  ä  prevenir  les  retards  qu'en  cas  contraire  pourraient 
subir  les  travaux  de  delimitation.  \\  Veuillez,  &e.  Giers. 

Nr.  8653.  GROSSERITANmEN.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  engl. 
Botsch.  in  St,  Petersburg.  — Wünscht  die  Grenzfest- 
setzung im  Westen  zu  beginnen.     [IL  58.] 

Foreign  Office,  July  10,  1884. 

Nr.  8653.  Sir,  —  I  havc   received  your  Excellency's   despatch    of  the   Ist  instant 

britlnnVen.  ''^l^.tive  to  tlic  proposed  delimitation  of  the  north-west  frontier  of  Afghanistan, 

10.  Juli  1884.  and  inclosing  a  copy  of  a  note  from  M.  de  Giers,  stating  that  the  Russian 

Government  see  no  objection  to  the  meeting  of  the  Commissioners  at  Sarakhs, 

but  suggesting  tliat  the  meeting  should  rather  take  place  at  Khodja  Saleh, 

which  should  be  taten   as   the  point  of  departure  of  the  Afghan  frontier.  j] 

Her  Majesty's  Governement  would  much  prefer,  that  the  work  of  delimitation 

should  commence  from  the  western  end  of  the  boundary,  and  for  the  follo- 

wing  reasons: —  ||  1.  The  British  Commissioners  must  pass  through  Sarakhs 

in  Order  to  arrive  at  Khodja  Saleh,  and  it  would  be  a  useless  waste  of  time 

for  them   to  go   over  the  ground  a  second  time.  ||  2.  The  western   portion 

being  that  whcre  the  most  important  interests  are  at  stake,  and  where  there 

is  most  likelihood  of  complications  arising  which  might  hinder  a  satisfactory 

settlement,   it   should   be    dealt   with  first.  |1  Her  Majesty's  Government  con- 
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sider  tliat  thc  Commission  sliould  in  the  first  place  fix  tlic   point  whcre  the   ^''-  ^*''^3- 

Gross- 

Afghaii  fronticr  joins  tlie  IIcri-Rud,  and  should  tlicn  procccd  to  lay  down  britannien. 
the  boundary  from  that  point  to  Khodja  Saleh.  1|  Her  Majesty's  Government 'O-Juii  i884. 
are  furthcr  of  opinion  tliat  any  points  on  wliicli  tlic  Commission  arc  uiiahle 
to  agrec  should  be  refcrrcd  for  the  decision  of  the  two  Govcrncmcnts.  j]  I  have 
to  request  that  your  Excellcncy  will  report  to  mc  by  telegraph  any  Commu- 
nications which  you  may  rcccive  from  the  Russian  Government  on  this  subjcct. 
II  I  am,  &c.  Granville. 

Nr.  8654.  •  GROSSBRITANNIEN.  —  Derselbe  an  denselben.  —  Die 
Besetzung  des  westlichen  Ufers  des  Heri-Rud  würde 
eine  Verständigung  mit  Russland  unmöglich  machen. 
[IL  59.] 

Foreign  Office,  July  12,  1884. 
Sir,  —  The  Russian  Ambassador  called  upon  mo  this  afternoon,  and  I  ^r.  scsi. 

'  .  Gross- 

took   the   opportunity  of  having    some    conversation   with   his  Excellency   on  britannion 

Central  Asian  affairs.  \\  I  said,  that  I  had  no  doubt  that  M.  de  Giers  was  as 's.Juu  iss-i. 

anxious  as  I  was  that  matters  should  be   kept   on  a  footing  satisfactory  to 

both   countries,   but  that  I  could   not  but  notice  that  since  Russia  had   assu- 

med  the  Protectorate  of  Merv,  the  Russian  press  liad  adopted  a  very  aggressive 

tone  as  regards  further  annexations,   and  tlie  future  relations   of  the  Empire 

with  Afghanistan.     The   activity   of   the  Russian    railitary    authorities    on    the 

Persian  frontier,  and  in  the  neighbourhood  of  Afghanistan,  had  also  increased.  || 

I  begged  his  Excellency  to  State  to  M.  de  Giers,  that  any  -attempt  on  the  part 

of  the  Russian  authorities  to  establish  a  footing  on  the  wcstern  bauk  of  the 

Heri-Rud  would  produce  a  state  of  feeling  in  this   country   which  would  put . 

an   end  to  the  hope  of  ä  friendly  arrangement.  j]  I   observed,  that   the  two 

Governments  were  now  agreed  as  to  the  method  of  procedure  for  the  demar- 

cation  of  the  northern  boundary  of  Afghanistan,   and  that  nothing  rcraained 

to  be  settled  but  the  questiou  of  the   point  from   which   the  Commission   for 

this  purpose  should  start.     I  feit  sure,  that  upon  this  point  M.  de  Giers  would 

see  Ihe  reasonableness  of  our  view  that  the  Operations  should  commence   at 

the  north- western  end  of  the  frontier,  for  the  double  reason  that  it  was  the 

more  important  portion  of  the  boundary,  and  that  this  was  the  more  con- 

venient  mode  of  action,    and   would   save   unnecessary  travelling  and  loss  of 

time.  II  M.  de  Staal  said,  that  he  would  report  my  observations  to  M.  de  Giers. 

His  Excellency  observed,  that  before  he  left  St.  Petersburgh  he    had   heard 

complaints   made   of  the  action   of  the  Ameer   of  Afghanistan    in   regard   to 

Penjdeh.  [|  I  said  that  a  was  a  was   question   which  I  should   be  prepared  to 

discuss  with   him,  but  that    as   far  as  the  information  in  our  possession  went, 

Penjdeh  had  long  belonged  to  Afghanistan.  ||  I  am,  &c.        Granville. 
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Nr.  S655.  GROSSBRITANNIEN.  —  Min.  des  Ausw.  au  den  engl. 
Botsch.  in  St.  Petersburg.  —  Lumsden  engl. Kommissar. 
Dringt  auf  Beginn  der  Arbeiten  am  Heri-Rud. 

(Telegrapliic.)  Foreign  Office,  July  16,  1884,  7  p.  m. 

Nr.  sr.55.  Inform    Russian    Government     officially    that    Major-General    Sir    Peter 

i.ritannien.  Lumsdeu,  K.  C.  B.,  membcr  of  the  Indian  Council,  Aide-de-camp  to  the  Queen, 

16.  Juli  1SS4.  and  formerly  Adjutant- General  in  India,  will  be  appointed  British  Commissioner 

for  the  delimitation  of  the  Afghan  bouudary,   |)   Ask   the  Russian  Government 

to   let  Her  Majesty's  Government  know  the  name  of  their  Commissioner    as 

soon  as  convenient.  ||  Arrangements  are  being   made    respecting  dispatch  of 

escort,  <fec.  ||  You  will  at  the  same  time  press  for  a  favourable  answer  as  to 

begiuning  the  demarcation  of  the  frontier  at  the  Heri-Rud. 


Nr.  8656.  RUSSLAND.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch.  in 
St.  Petersburg.  —  Besteht  auf  Khodja-Saleh  (am  Amu 
Daria)  als -Ausgangspunkt.     [IL  68.] 

Ministers  des  Aifaires  Etrangeres,  Departement  Asiatique,  le  6  Juillet,  1884*). 
iVr.  8ß56.  M.  l'Ambassadeur,  —  J'ai    regu   la  note   que  votre  Excellence  m'a  fait 

i8.jaii'is84.^'^^°'^^^'^'^  de  m'adresser  en  date  du  29  Juin  (11  Juillet)  en  reponse  a  la 
mienne  du  18  Juin,  annee  courante,  au  sujet  de  la  delimitation  de  la  frontiere 
nord-ouest  de  l'Afghanistan.  |1  Le  Governement  de  Sa  Majeste  la  Reine,  ainsi 
que  vous  me  le  mandez,  prefererait  que  les  travaux  de  delimitation  cotnmen- 
^assent  ä  l'extreraite  occidentale  de  la  frontiere,  et  non  ä  Khodja-Saleh. 
Cette  preference  est  motivee,  d'une  part,  par  le  desir  de  prevenir  une  perte 
de  temps,  qui  serait  inevitable  si  les  Coraraissaires  Anglais,  qui  doivent  arriver 
d'abord  ä  Sarakhs,  etaient  obliges  d'y  retourner  plus  tard,  et,  de  l'autre,  par 
la  consideration  que  c'est  ä  la  partie  occidentale  de  la  frontiere  que  se 
rattachent  les  plus  graves  interets,  et  que  c'est  lä  que  des  complications  de 
nature  ä  entraver  une  Solution  satisfaisante  sont  le  plus  ä  craindre.  ||  Quelque 
dispose  que  soit  le  Cabinet  Imperial  ä  se  conformer  aux  desirs  du  Gouverne- 
ment de  Sa  Majeste  la  Reine,  je  me  vois  pourtant  dans  la  necessite  de  faire 
observer  ä  votre  Excellence  que  les  considerations  ci-dessus  exposees  ne  lui 
semblent  pas  süffisantes  pour  le  faire  i'enoncer  au  point  de  vue  expose  dans 
ma  note  du  18  Juin,  annee  courante,  et  selon  lequel  le  poste  de  Khodja- 
Saleh  devrait  etre  adopte  comme  point  de  depart  des  trauvaux  de  delimita- 
tion. II  Pour  ce  qui  est  de  la  perte  de  temps  qu'apprähende  le  Gouvernement 
de  Sa  Majeste  la  Reine,  eile  ne  saurait  etre  qu'insignifiante,  vu  l'absence 
complete  de  serieux  obstacles  qu'offre  aujourd'hui  le  voyage  dans  ces  con- 
trees.     Elle   sera,   en  outre,   largement  compensee  par  los  facilites  que  trou- 


•)  Eingegangen  bei  dem  Auswärtigen  Amt  zu  London  am  22.  Juli  1884.    A.  d.  Red. 
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veront  les  Coramissaires  s'ils  sont  apijclcs  ä  commencer  la  delimitation  ä  un   ^'■-  '"^^c. 

.,,,.,      1,  .  ,  ,  ,.  ,,       .     .  .        Russlanil. 

point  designe  davance  et  sur  Icquel  aucune  divcrgence  d  opinions  ne  saurait  is.  juui884. 
se  produire.  ||  Quant  aiix  difficultes  inherentes  au  trace  de  la  partie  occidentale 
de  la  frontiere  Afghane,  cette  circonstance  me  scniblerait  plutot  de  nature  ä 
militer  en  faveur  du  point  de  vue  du  Cabinet  Imperial,  c'est-ä-dire  en  faveur 
du  choix  du  poste  de  Khodja-Saleh  comme  point  de  depart  de  la  delimitation. 
|1  Voici  les  considerations  sur  lesquelles  je  crois  de  mon  dcvoir  d'appcler 
l'attention  de  votre  Excellence.  ||  C'est  pour  la  premiere  fois  qu'une  Commis- 
sion  Russo-Anglaise  va  etre  chargee  du  trace  d'une  frontiere  en  Asie  Centrale. 
Rien  que  la  nouveaute  du  fait  et  l'insuffisance  d'informatious  positives  sur 
les  contrees  que  cette  Commission  aura  ä  visiter  sont  de  nature  ä  faire  prövoir 
qu'il  ne  sera  pas  facile  d'ecarter  des  divergences  d'opinions  entre  les  Com- 
missaires  respectifs,  sur  les  conditions  dans  lesquelles  ils  auront  ä  reraplir 
leur  mandat.  Ces  asperites,  comme  il  y  a  tout  lieu  de  supposer,  ne  man- 
queront  pas  de  s'aplanir  plus  tard,  lorsque  les  Coramissaires  se  seront  fami- 
liarises  avec  les  questions  qu'ils  auront  ä  traiter  et  surtout  lorsqu'ils  auront 
appris  ä  mieux  se  connaitre.  Mais  jusque-la  il  semblerait  peu  pratique  de 
les  placer  en  face  de  la  partie  la  plus  difficile  de  leur  täche.  Ce  serait 
s'exposer  a  voir  surgir  entre  eux  des  le  debut  des  malentendus  dont  leurs 
rapports  mutuels  pourraient  peut-etre  se  ressentir  et  qui  ne  sauraient  en  tout 
cas  exercer  qu'une  influence  defavorable  sur  lä  marcbe  de  leurs  travaux,  ||  II 
est  au  contraire  k  presumer  qu'une  entente  sur  quelques-unes  des  qnestions 
ä  regier,  ne  füt-ce  que  de  moindre  importance,  ne  manquerait  pas  de  servir 
d'encouragement  aux  Commissaires  et  contribuerait  jusqu'ä  un  certain  point 
ä  faciliter  la  Solution  des  difficultes  qui  poun-aient  se  presenter  plus  tard. 
En  admettant,  ainsi  que  le  pense  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  la  Reine, 
que  les  plus  grandes  difficultes  se  rattacberaient  au  trace  de  la  partie  occi- 
dentale de  la  frontiere  Afghane,  c'est  ä  l'occasion  de  la  designation  du  point 
oü  devrait  commencer  cette  frontiere  que  des  divergences  d'opinions  sont 
surtout  ä  prevoir.  Dans  cet  etat  de  cause,  l'on  ne  saurait  s'empecher  de 
poser  des  ä  present  la  question  de  savoir,  qu'auront  ä  faire  les  Commissaires  ■ 
dans  le  cas  oü  ils  ne  parviendraient  pas  ä  s'entendre  sur  le  point  en  question. 
Devront-ils  suspendre  les  travaux  jusqu'ä  ce  que  le  litige  ait  ete  exaraine  et 
resolu  par  les  deux  Gouvernements,  ou  bien  seront-ils  tenus  de  passer  outre 
et  de  proceder  aux  choix  d'un  autre  point  oü  la  delimitation  pourrait  etre 
reprise  avec  plus  de  succes?  Dans  le  premier  de  ces  deux  cas,  les  travaux 
de  delimitation  subiraient  infailliblement  un  temps  d'arret  dont  il  est  impossible 
de  calculer  d'avance  la  duree,  et,  quant  au  second,  il  y  a  tout  lieu  de  sup- 
poser que  les  memes  difficultes  ne  tarderaient  pas  ä  se  repr^senter  lorsqu'il 
faudrait  s'entendre  sur  le  choix  d'un  nouveau  point.  L'oeuvre  de  la  deli- 
mitation sera  egalemeut  eutravee,  et  les  resultats  d'un  tel  etat  de  clioses 
seraient  d'autant  moins  couformes  aux  iutentions  des  deux  Puissances,  que 
les  populations   de   l'Asie  Centrale,   qui  sont  loin  d'etre  initiees  ä  la  nature 
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RusX^ra  ^^^  rapports  qui  unissent  la  Russie  et  la  Grande-Bretagne,  ne  tarderaient  h 
IS.  Juli  18S4.  y  voir  l'indice  de  graves  malenteudus.  II  ne  saurait  etre  de  l'interet  d'aucime 
des  deux  Puissauces  de  voir  se  propager  de  telles  erreurs.  ||  D'autre  part, 
il  est  permis  de  croire  qu'eu  adoptant  Khodja-Saleh  comme  point  de  depart 
de  la  future  frontiere  Afghane,  les  deux  Gouvernements  parviendraient  d'autant 
plus  facilemeut  ä  se  soustraire  ä  la  plupart  des  inconvenients  ci-dessus  ex- 
poses,  que  la  depeche,  adressee  par  Lord  Granville  ä  Lord  Loftus  en  date  du 
17  Octobre,  1872,  renferme,  de  l'avis  du  Cabinet  Imperial,  des  Clements  de 
delimitation  de  la  partie  Orientale  de  la  frontiere,  auxquels  les  Commissaires 
auront  k  se  conformer.  ||  Toutes  ces  considerations  suffiront  pour  dömontrer 
a  votre  Excellence  qu'en  se  pronongaut  pour  Khodja-Saleh  le  Cabinet  Imperial 
n'a  eu  en  vue  que  de  faciliter  la  täche  qui  incombe  aux  Commissaires  et  de 
contribuer  au  succes  de  l'oeuvre  de  la  delimitation.  Je  me  plais  ä  esperer, 
M.  FAmbassadeur,  que  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  la  Reine  ne  refusera 
pas  de  reconnaitre  l'importance  de  ces  memes  considerations,  et  qu'il  n'hesi- 
tera  pas  non  plus  ä  douner  son  adhesion  h  la  propositioü  du  Cabinet  Imperial, 
dans  qael  cas  les  deux  Gouvernements  pourraient  proceder  sans  retard  ä  la 
uomination  de  leurs  Commissaires  respectifs,  ainsi  qu'ä  l'elaboration  des  in- 
structions  auxquelles  ceux-ci  auront  ä  se  conformer  dans  l'accomplissement  de 
leur  täche.  11  Vouillez,  &c.  Giers. 


Nr.  8657.    Grossbritannien.  —  Min.  des  ausw.  an  den  engl. 

Botsch.  in  St.Petersburg. — Ausgangspunkt  der  Grenz- 
kommission. Anweisung  den  engl.  Standpunkt  in  einer 
Audienz  bei  dem  Kaiser  geltend  zu  machen.     [IL  70.] 

Foreign  Office,  July  25,  1884. 
Nr.  8057.  Sir,  —  I  have  received  your  despatch  of  the   19th  instant,  forwarding 

Gross-  ^  jjQj.g  £j.Qj^  -]^j_  ^Q  Giers,  in  which  his  Excellency  urges  the  expediency  of 
25.  Juli  1884.  the  Commission  for  the  demarcatiou  of  the  Afghan  frontier  making  Khodja 
Salch  their  starting-point,  and  gives  reasons  for  this  opinion.  ||  Her  Majesty's 
Government,  while  recognizing  the  friendly  tone  of  M.  de  Giers'  explanations, 
cannot  agree  with  his  Excellency  that  it  would  be  advisable  to  begin  the 
demarcation  at  Khodja  Saleh.  [|  Owing  to  the  distance  which  the  Commission 
would  have  to  travel  before  arriving  thcre,  and  to  the  severity  of  the  winter 
in  those  parts,  the  arrangement  would  be  tantamount  to  postponing  the  com- 
mcncement  of  Operations  until  next  year.  Moreover,  there  is  no  pressing 
need  of  tracing  the  bouhdary  at  Khodja  Salch,  which  is  alrcady  fixed  by  the 
Agreement  betwcen  the  two  Goverumcnts.  On  the  other  band,  the  anncxation 
of  Merv  has  causcd  much  anxiety  in  Afglianistan  in  rcgard  to  the  portion  of 
the  frontier  betwcen  the  Murghab  and  tlic  IIcri-Rud,  and  the  only  way  to 
allay  that  anxiety  is  by  a  definitive  scttlemcnt  of  the  points  whcre  the  boun- 
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dary  touclies  tliose  two  rivers.  ||  No  advantage  caii  be  gained  by  postponing  Gross-* 
this  settlemciit;  on  tlie  contrary,  tlie  difficulties  of  it  will  bc  aggravated  by  britannien. 
delay,  ||  Her  Majcsty's  Government  liave  evcry  confidence,  that,  if  entered  upon 
now,  tlic  negotiations  may  be  brought  to  a  satisfactory  result;  but  tliey  feel 
tliat  there  would  be  great  dauger  in  delaying  them.  j]  Her  Majesty's  Govern- 
ment dcsire,  that  your  Excellency  should  call  upou  M.  de  Giers  at  once,  and 
sliould  you  think  it  advisablc,  that  you  should  request  an  audicnce  of  His 
Majesty  thc  Emperor,  in  order  to  urge  thc  above  considcrations  in  the  stron- 
gest  manner.  |]  I  am,  &c.  Granville. 

Nr.    S658.      Grossbritannien.  — Botsch.  in  st.  Petersburg  an  den 
engl.  Min.  des  Ausw.  —  Der  Kaiser  ist  unter  gewissen 
Bedingungen  geneigt,  denHeri-ßud  alsAusgangspunkt 
zu  acceptiren.     [II.  73.  74.] 
(Received  by  telegraph,  July  30.)    St.  Petersburgh,  July  30,  1884:.  Nr.  8658. 

My  Lord,  —  With  reference  to  your  Lordships  telegram  of  thc  25tb  ^^fJaMkn 
instant,  M.  de  Giers  has  this  afternoon  told  me,  that  His  Imperial  Majesty  is30.  Juiii884. 
inclincd  to  assent  to  your  proposal  that  the  delimitation  of  thc  Afghan  fron- 
tier  should  be  begun  on  the  Heri-Rud,  on  condition  that  an  agreement  can 
be  come  to  between  the  two  Governments  as  to  the  point  of  departure  from 
that  river,  and  as  to  the  principles  which  are  to  form  the  basis  of  the  In- 
structions to  be  given  to  the  Commissioners.  But  His  Majesty  is  awaiting  a 
Report  upon  thc  subject  which  he  has  ordered  the  War  Department  to  fur- 
nish  him.  1|  M.  Lessar  arrived  here  yesterday,  and  M.  de  Giers  promises  me 
a  written  answer  to  my  last  note  in  a  few  days.  ||  I  have,  &c. 

Edwd.  T hörnten. 

(Received  August  4.)  St.  Petersburgh,  July  30,  1884. 
My  Lord,  —  I  callcd  upon  M.  de  Giers  this  afternoon  at  his  office,  and 
inquired  of  him  what  had  been  the  result  of  his  interview  with  the  Emperor 
yesterday  with  regard  to  the  question  of  the  Afghan  frontier.  ||  M.  de  Giers 
replied,  that  he  had  submitted  the  whole  case  to  His  Majesty,  and  had  had 
a  long  conversation  which  him  upon  the  subject.  He  had  iuformed  him  of 
the  reasous  on  which  Her  Majesty's  Government  founded  their  wish  that  the 
delimitation  of  the  boundary  should  be  commenced  from  a  point  on  the  Heri- 
Rud,  and  that  he  had  addressed  a  letter  to  the  Acting  Minister  of  War,  sta- 
ting  the  wholc  case  and  requesting  that  he  would  make  a  Report  upon  it 
without  delay.  He  had  added  that,  in  thc  evcnt  of  its  being  necessary,  I 
should  request  His  Majesty  to  grant  me  an  audience.  ||  The  result  of  their 
consideration  of  the  matter  was,  as  M.  de  Giers  inforraed  me,  that  His  Ma- 
jesty feit  himsclt  obliged  to  await  the  Report  from  the  War  Department  bc- 
fore  Coming  to  -a  definite  dccision,  but  that  His  Majesty  was  most  anxious 
to  meet  thc  wishes  of  Her  Majesty's  Government  as  far  as  lay  in  his  power. 
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Nr.  865S.   ^^ß^  ^]^q^^  ^lie  woi'k  of  the  ComDiissiou  should  be  carried  out.     He  was  there- 

tiross- 

britannien.  foi'e  inclliied  to  assciit  to  tliB  proposal,  tliat  the  Commission  should  begin  its 
30.  Juli  issi.  ij^ijQyj-s  from  a  point  ou  the  Heri-Rud,  on  the  condition  that  the  two  Go- 
vernments  could  previously  come  to  an  agreeraent  as  to  the  point  in  question 
from  which  the  line  of  boundary  should  start,  and  as  to  the  principles  upon 
which  the  instructions  for  the  guidance  of  the  Commissioners  should  be  fra- 
med.  II  Without  Coming  to  an  agreement  upon  the  first  question,  both  the 
Emperor  and  M.  de  Giers  thought  that  there  would  be  nothing  definite  for 
the  Commissioners  to  go  upon,  and  that  the  result  might  be  an  immediate 
conflict  between  them,  which  would  make  an  extremely  bad  impression  upon 
the  serai-civilized  populations  of  those  regions.  ||  The  groundwork  of  the  in- 
structions to  be  given  it  was  also  most  desirable  to  agree  upon  as  soon  as 
possible,  and  His  Majesty  therefore  hoped  that  Her  Majesty's  Government 
would  set  forth  their  views  upon  these  two  subjects  without  delay.  ||  M.  de 
Giers  informed  me,  that  M.  Lessar  arrived  here  last  night,  but  that  he  had 
not  yet  seen  him.  He  hoped,  however,  to  be  much  enlightened  upon  the 
topography  of  those  regions  by  that  gentleman,  who  was,  perhaps,  better 
acquainted  with  them  than  almost  any  one.  1|  M.  de  Giers  added,  that  the 
Emperor  shared  his  apprehensions  that  the  Persian  Government  might  put 
forward  Claims  to  territory  on  the  right  bank  of  the  Heri-Rud,  aud  that 
difficulties  might  arise  from  their  pretensions.  He  said,  that  a  Special  Embassy^ 
charged  with  presents  from  the  Shah  of  Persia  to  the  Cesarewitch,  was  now 
on  its  way  from  Tehran  to  St.  Petersburgh,  and  he  had  no  doubt  that  it  was 
also  the  bearer  of  instructions  to  submit  those  Claims  to  the  consideration 
of  the  Imperial  Government.  ||  I  have,  &c. 

E  d  w  d.  T  h  0  r  n  1 0  n. 


Nr.  8659.     Grossbritannien.  —  Min,  des  ausw.  an  den  engl. 

Botsch.  in  St.  Petersburg.  —  Kann  einen  bestimmten 
Punkt  am  Heri-Rud  nicht  bezeichnen.  Grundsätze 
für  die  Feststellung  der  Grenze.     [H.  75.] 

Foreign  Office,  August  5,  1884 

Nr.  80.59.  gjj,^  —  With  rcfercnce  to  your  Excellency's  telegram  of  the  28th  ultimo 

Lritaniiien.  rcspccting  the  Afghan  boundary,  I  have  to  request  you  to  inform  the  Russian 

i..  Ang.  i8e4.  Government  tliat  Her  Majesty's  Government  have  up  to  the  present  time  con- 

sidercd  that  the  territory  of  the  Ameer   of  Afghanistan  extended  to  a  point 

on  the  Heri-Rud,  in  the  neighbourhood  of  Sarakhs.     They  think,    however, 

that  it  would  be   undcsirable  to    make   any   attcmpt  to  arrive  at  a  precise 

understanding  bcforehand  upon  a  matter  which  it  is  one  of  the  objccts  of 

the  Commission  to  investigate.  |]  In  the  opinion  of  Her  Majesty's  Government, 

the  primarj  duty  of  the  Commission  will   be   to  ascertain  the  true  limits  of 

the  Amccr's  territory,  and,   tlierefore,  in  dcfining  his  Jurisdiction,  they  must 
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bc  giiided  by  tlie  political  relations  of  the  tribcs  which  inhabit  tlie   country;    ^'^'  '^'^^^o. 
but,  iu  Order  to  avoid  as  far  as  possible  thc  risk  of  future  complications,  the  britanuien. 
Coramissioü,   whilst  respecting  all  the  legitimate  rights  of  the  Ameer,  should  ^- ■'^"s- 1884. 
bear  in  mind  tlie  importance  of  not  imposing   upon   him   such   obligations   as 
he  would  be  unwilling  to  assume,  or  would  practically  be   iinable   to   fulfil.  || 
Her  Majesty's  Government  propose  to  frame   their  Instructions  to  the  British 
Commissiouer  in  accordaucc  with  the  principlcs  stated  above.  |]  I  am,  &c. 

Granville. 


Nr.  8660.  RUSSLAND.  —  Min.  des  Aus^Y.  an  den  engl.  Botsch.  in 
St,  Petersburg.  —  Grundsätze  für  die  Feststellung 
der  Grenze.     [11.  80.] 

St.  Petersbourg,  le  30  Jiüllet  (11  Aoiit),  1884. 
M.  l'Ambassadeur,  —  Par  sa  note  en  date  du  15  (27)  Juillet  votre  Ex-  N''-  ^^*'^- 
cellence  a  bien  voulu  informer  le  Ministere  Imperial  des  Affaires  fitrangeres  u.Augi8!<4. 
que  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  la  Reine  ne  saurait  s'associer  ä  l'avis  du 
Cabinet  Imperial  quant  ä  l'opportunite  d'adopter  Khodja-Saleh  comme  point 
de  depart  de  la  froutiere  nord-ouest  de  TAfghamstan,  et  que  pour  couper 
court  ä  l'agitation  qui  s'est  produite  dans  les  Etats  de  l'Emir  Abdourrahman- 
Khan  ä  la  suite  de  l'annexion  de  Merv,  il  lui  semblerait  urgent  de  proceder 
d'abord  ä  la  delimitation  du  territoire  compris  entre  le  Heriroud  et  le  Mour- 
gab.  Le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  la  Reine,  ainsi  qu'il  resulte  de  la  merae 
note,  est  convaincu  que  les  negociations  au  sujet  du  territoire  en  question 
pourraient  aboutir  aujourd'hui  ä  un  resultat  satisfaisant  et  qu'il  serait,  au  con- 
traire,  dangereux  d'ajourner  le  trace  de  cette  partie  de  la  frontiere.  ||  Etaut 
fermement  resolu  ä  ne  point  s'ecarter  de  la  ligne  de  conduite  qui  lui  est  in- 
diquee  par  ses  arrangements  anterieurs  avec  la  Grande  Bretagne,  le  Cabinet 
Imperial  est  loin  de  partager  les  craiutes  du  Gouvernement  de  Sa  Majeste  la 
Reine,  et  il  persiste,  d'un  autre  cöte,  ä  croire  qu'une  delimitation  poursuivie 
dans  les  conditions  precisees  dans  la  note  du  Ministere  des  Affaires  fitran- 
geres  du  6  (18)  Juillet  pourrait  mener  plus  facilement  ä  une  entente  entre 
les  deux  £tats  sur  une  ligne  de  demarcation  ä  traccr  entre  les  spheres  d'in- 
fluence  respectives.  Pousse  toutefois  par  le  desir  de  donuer  une  nouvelle 
preuve  des  dispositions  conciliantes  qui  l'animent,  le  Cabinet  Imperial  s'est 
fait  un  devoir  de  soumettre  ä  un  examen  minutieux  la  proposition  que  vous 
avez  ete  Charge  de  lui  faire,  et  il  a  du  reconnaitre  que  l'adoption  de  cette 
proposition  ne  pourrait  aboutir  ä  des  resultats  satisfaisants  qu'en  cas  oü  une 
entente  prealable  s'etablirait  entre  les  deux  Puissances  sur  les  principes  aux- 
quels  les  Commissaires  respectifs  auront  ä  se  couformer  dans  raccomplissemcut 
de  leur  täche.  ||  Le  Memorandum  en  date  du  25  Juillet  (6  Aoüt)  que  votre 
Excellence  a  bien  voulu  me  rcmettre,  prouve  que  le  Gouvernement  de  Sa 
Majostc  la  Reine  rcconiiait,  de  son  cutc,  l'utilite  d'une  teile  entente,  et  cette 

S  taatsar  chiv  XLV.  :>! 
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Nr.  8660.   cii'coustance  me  fait  supposer  qu'un  echange  ulterieur  de  vues  entre  les  deux 

Rasslaud.      ~   ,  .  .  ,         , 

ii.Aug.  1884.  Cabmets  ne  saurait  tarder  a  araener  entre  eux  un  accord  sur  la  nature  des 
instructions  dont  il  y  aurait  lieii  de  mimir  les  Commissaires  Demarcateurs. 
Ainsi  qu'il  resulte  du  Memorandum  ci-dessus  mentionne,  le  Gouvernement  de 
Sa  Majeste  Britannique  trouve  qu'il  serait  peu  pratique  de  chercher  ä  arriver 
d'avauce  ä  une  defiuition  precise  des  limites  de  la  juridiction  de  l'Emir  Afghan 
dans  les  contrees  qu'il  s'agit  de  delimiter,  et  que  ce  soin  devrait  etre  aban- 
donne  aux  Commissaires  Demarcateurs.  Pour  ce  qui  est  de  ces  derniers,  ils 
seraient  tenus  de  se  laisser  guider  dans  l'accomplisseraent  de  leur  taclie  par 
les  relations  politiques  des  tribus  habitant  ces  contrees.  Ils  ne  devraient  pas 
non  plus  perdre  de  vue  la  necessite  de  reduire  au  miuimum  les  risques  de 
futures  complications ,  et  de  ne  point  imposer  ä  l'Emir  des  obligations  qu'il 
ne  voudrait  point  assumer,  ou  qu'il  serait  hors  d'etat  de  remplir.  ||  Le 
.  Cabinet  Imperial  est  loin  de  meconnaitre  les  difficultes  auxquelles  ne  tarderait 
pas  ä  se  heurter  toute  tentative  prematurce  ayant  pour  objet  d'etablir  un 
accord  sur  une  exacte  definition  de  l'etendu  du  territoire  Afghan.  Toutefois, 
eu  egard  ä  l'ctat  actuel  des  dieses  dans  ces  contrees,  il  est  d'avis  qu'il  serait 
de  la  plus  haute  importance  de  donner  plus  de  developpement  aux  principes 
gencraux  exposes  dans  le  memoire  du  25  Juillet  (6  Aoüt).  |1  Vous  n'ignorez 
peut-etre  pas,  M.  l'Ambassadeur,  qu'aussitöt  apres  la  soumission  des  Merviens 
le  Gouvernement  Imperial  s'est  vu  oblige  de  recueillir  des  informatious  sur 
les  contrees  contigues  aux  Etats  de  l'Emir  de  l'Afghanistan.  Je  crois  avoir 
ä  peine  besoiu  de  vous  dire  que  cette  disposition  a  ete  motivee  tout  autant 
•  par  la  necessite  d'aviser  ä  la  söcurite  des  confins  de  l'oasis  de  Merv  que  par 
le  dösir  de  prevenir  tout  ce  qui  serait  de  nature  ä  donner  lieu  ä  des  inter- 
pretations  erronees  sur  les  projets  de  la  Russe.  ||  II  appert  des  investigations 
effectuees  par  le  soin  des  autorites  de  la  Province  Transcaspienne  que  le 
territoire  au  sud  de  Merv  est  occupe  par  la  tribu  des  Turcomans  Saryks  dont 
les  camperaents  s'etendent  depuis  Yolatan,  sur  le  Mourgab,  jusqu'ä  proximite 
des  postes-frontieres  Afghans.  Cette  tribu,  qui  s'est  de  tout  temps  distinguee 
par  ses  instincts  pillards,  se  trouvait  en  etat  d'hostilite  permanent  avec  les 
Merviens;  mais,  depuis  la  soumission  de  ces  derniers,  les  Saryks  sont  venus 
soUiciter  ä  leur  tour  la  protection  des  autorites  Russes.  Celle-ci  leur  a  6te 
promise  ä  condition  qu'ils  renongassent  eux-memes  ä  troubler  le  repos  de 
leurs  voisins.  ||  fitant  resolu  ä  faire  respecter  les  engagements  contractes  par 
les  Turcomans,  le  Cabinet  Imperial  ne  saurait  perdre  de  vue  que  l'efficacite 
de  scs  eiforts  ne  serait  assurec  que  dans  le  cas  oii  la  tribu  des  Saryks  toute 
entierc  serait  placee  sous  l'influence  des  autorites  Kusses,  et  que  l'action  de 
ces  autorites  sc  heurterait  ä  des  difficultes  insurmontablcs  si  la  ligne  de  de- 
marcatiou  projetöe  venait  k  partager  cette  tribu  et  ä  en  placer  une  partie 
sous  la  domination  de  l'Afghanistan.  Eu  cgard  k  cette  consideration,  le 
Cabinet  Imperial  croit  devoir  expriraer  dös  ä  present  le  desir  que  l'Emir 
Abdourrahman-Khan  soit  mis  en  dcmeurc  de  rcnonccr  a  toute  vcUeite  d'agran- 
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dissement  aux  dcpcus  des  contrccs  habitees  par   les  Sarjks,   qui  n'ont  jaraais    Nr.  seeo. 

Kusslaiid. 

ete  sujets  de  1  Atgliauistan.  Un  tel  eugagcmcnt  serait  cntierement  conformc11.Aug.i884. 
aux  bases  de  l'arrangement  de  1872-73.  ||  D'autre  part,  ayant  r6ussi  a  reprimer 
le  brigandage,  qui  a  ete  la  priucipalc  ressource  des  Turcomans,  la  llussie  est 
tenue  d'encourager  ces  deniiers  ä  cliercher  leurs  mojens  d'existence  dans  le 
travail  et  surtout  dans  ragriculture.  Ce  dcrnier  but  pourrait  difficilement 
ctre  atteiut  si,  pour  accroitre  le  territoirc  de  l'Afglianistan,  Ton  evingait  les 
Turcomans  des  tcrres  susceptibles  de  culture,  qui  sont  tres  restreintes  dans 
ces  contrees  et  dont  la  populatiou  Afghane  ne  saurait  tirer  parti.  D'ailleurs 
le  Cabinet  Imperial  a  dejä  eu  precedcmment  Toccasion  de  faire  observer  quo 
ce  n'est  point  dans  une  extension  de  son  territoire,  raais  bien  plutot  dans 
une  entente  sincere  entre  les  deux  Grandes  Puissances  que  l'l^mir  Abdourrabman- 
Khan  trouverait  la  garantie  de  securite  qu'il  semble  rechercher  pour  ses 
Etats.  II  Teiles  sont,  M.  l'Ambassadeur,  les  considerations  auxquelles  le  Cabinet 
Imperial  croit  devoir  attaclier  la  plus  haute  importance  et  qu'il  voudrait  voir 
inserer  daus  les  Instructions  dont  les  deux  Gouvernements  auront  ä  munir  les 
Commissaires  Demarcateurs.  ||  Loin  de  porter  atteinte  aux  interets  de  l'Emir 
Abdourrahmau-Kliau,  ces  considerations  ne  tendent  qu'ä  ecarter  tout  motif 
de  malentendu  et  de  complication,  et  ä  assurer  la  stabilite  des  arrangements 
ä  iutervenir.  A  ce  point  de  vue  elles  semblent  entierement  conformes  aux 
vues  du  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique  telles  qu'elles  ressortent  du 
Memorandum  du  25  Juillet  (6  Aoüt).  ||  Je  me  plais  en  consequence  ä  esperer 
que  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  voudra  bien  accueillir  les  observations 
ci-dessus  exposees  corame  une  nouvelle  preuve  de  la  valeur  que  le  Cabinet 
Imperial  attache  ä  la  consolidatiou  des  relations  araicales  entre  les  deux 
Puissances  et  qu'il  ne  refusera  pas  d'y  donner  suite.  ||  Veuillez,  &c. 

G  i  e  r  s. 


Nr.  8661.  GROSSBRITANNIEN.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  engl. 
Greuzkommissar  (Lumsden).  —  Allgemeine  Instruction. 
[II.  84.] 

Foreign  Office,  August  25,  1884. 
Sir,  —  Her   Majesty    having   been   pleased   to    appoint   you   to    be    her   Nr.  scci. 
Commissioner  for  the   demarcation  of  the  north- western  boundary  of  Afgha-  ^  l^'"''»«- 

"  Dntaniiion. 

nistan,  it  becomes  my  duty  to  furnish  you  with  the  foUowing  general  in-25.Aug.1ss4 
structions.  |1  2.  You  are  aware,  that,  when  the  question  of  the  Afghan  frontier 
came  for  the  first  time,  in  1870,  prominently  before  Her  Majesty's  Government, 
the  Governor- General  of  India  in  Council  considered  that  the  north-west  fron- 
tier of  that  State  should  ruu  in  a  south-westerly  directiou  from  a  point  on 
the  Oxus  between  Khoja  Saleh  and  Kerki,  skirting  and  including  the  Provinces 
of  Balkh,  Maimciia  with  its  dcpendencies  of  Andkoi,  &c.,  and  Herat  with  its 
dependencies  between  the  Murgliab  and  the  Heri-Kud,  aud  that  an  agreement 

il' 
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^Gr!sT'  ^^^^  entered  into  in  1872-73  between  the  Government  of  Her  Majesty  and 
britannien.  tbat  of  Rus&ia,  in  which  it  was  laid  down  that  Afgliau  territory  in  the  north- 
25.Ang.i884.:^est  ^long  the  Oxus  should  be  held  to  cease  at  Khoja  Saleh,  and  that  within 
the  Ameer's  dominions  should  be  comprised  the  internal  districts  of  Aksha, 
Seripul,  Maimena,  Shibarghan  and  Andkoi,  the  la!ter  of  which  would.be  the 
extreme  Afghan  frontier  possession  to  the  north -west,  the  desert  beyond 
belonging  to  independent  tribes  of  Turkomans.  The  western  Afghan  frontier, 
it  was  added,  between  the  dependencies  of  Herat  and  those  of  the  Persian 
Proviuce  of  Khorassan,  "is  well  known  and  need  not  here  be  defined."  This 
defiuition  of  the  north-west  boundary  of  Afghanistan  was  deemed  at  the  time 
to  be  sufficiently  accurate  for  the  purposes  of  the  agreement,  and  no  question 
'arose,  therefore,  as  to  the  actual  examination  of  the  ground  on  the  spot. 
3.  The  course  of  events,  however,  in  Central  Asia,  and  especially  the  recent 
acquisitions  of  Kussia,  have  rendered  it  appareut  that  the  time  has  arrived 
when  it  is  necessary  that  the  boundary  should  be  more  precisely  defined. 
This  Step  has  become,  in  the  opinion  of  Her  Majesty's  Government,  all  the 
more  urgent  on  account  of  the  engagement  which  this  country  has  entered 
into  with  the  Ameer  of  Afghanistan  to  the  effect  that,  if  any  foreign  Power 
should  attempt  to  interfere  in  Afghanistan,  and  if  such  interference  should 
lead  to  unprovoked  aggressiou  on  the  dominions  of  His  Highness,  in  that 
event  the  British  Government  would  be  prepared  to  aid  him  to  such  extent 
and  in  such  manner  as  may  appear  to  them  necessary  in  repelling  it,  pro- 
vided  that  His  Highness  follows  unreservedly  the  advice  of  the  British  Go- 
vernment in  regard  to  his  externa!  relations.  Their  opinion  in  this  respect 
has  been  strengthcned  by  the  anxiety  which  His  Highness  has,  since  his 
accession  to  power,  evinced  as  to  the  condition  of  his  north- western  boun- 
daries,  and  the  strong  desire  he  has  signified  that  the  exact  limits  up  to 
which  those  boundaries  extend  may  be  made  known  to  him  in  some  defiuite 
form.  Accordingly,  in  the  early  part  of  this  year,  in  response  to  wishes  more 
than  once  expressed  by  the  Government  of  Russia,  Her  Majesty's  Government 
proposed,  that  the  arrangements  of  1873  should  be  completed  by  a  more 
exact  definition  of  the  Afghan  boundary,  and  the  Communications  between  the 
two  Governments  have  resulted  in  the  appoiutment  of  an  Anglo-Bussiau 
Commission  for  this  purpose.  To  the  assembly  of  this  Commission,  and  to 
the  general  course  of  policy  which  Her  Majesty's  Government  have  foUowed 
in  the  matter,  the  Ameer  of  Afghanistan  has  given  his  füll  consent  and  ad- 
herence.  ||  4.  Her  Majesty's  Government  desire  to  leave  you  a  large  discretion 
in  the  discharge  of  the  duties  which  you  have  undertaken,  and  they  will 
therefore  confine  themselves  to  an  expression  of  their  general  views  on  some 
of  the  more  importaut  points  with  which  the  Commission  will  have  to  deal. 
Your  primary  duty  will  bc  to  ascertain  the  true  limits  of  Afglian  territory 
to  which  the  agreement  of  1872-73  applied.  But  whilst  in  defining  these 
limits  you  will  be  guidcd  by  the  political  relations  of  the  tribes  occujjying 
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the  country  in  whicli  your  Operations  lie,  cand  will  rccognize  all  tlie  Icgitimate   ^'^^2^]- 
rights  of  the  Amcer,  you  will,   also,   in  your  final   rccommcndations   and   de-  i,ritannien. 
cisions,  bear  carefully  in  raind  the  importance,  in  order  to  reduce  to  a  mi-25A"gi884. 
nimuin  the  risk  of  future  complications,  of  providing  that  no  obligations  shall 
bc  Imposed  on  Ilis  Highncss  which  he  would  bc  unwilling  to  assume,  or  could 
not,    in    practice,    adcquately    fulfil.  ||  5.  The    first    qucstion    to    engage    your 
attention   will   prcsumably  be   the   exact  point  on  the  IIcri-Rud  from  which 
the  Afghan  frontier-line  is  to  run.    Her  Majesty's  Government  think,  that  this 
is  a  matter  which  can  only  be  settled  after  the  locality  has  been  examined 
on  the  spot  by  compctent  officers.     They  will  not,  therefore,  attempt  to  arrive 
beforehand   at    a    conclusion   which,   in   the    absence    of   proper   Information, 
might  in  the   end  retard  rather   than  assist  the    objects  of  the  Commission. 
They  think  it  right,  however,  to  remind  you  that  they  have  hitherto  assumed, 
according  to  the  best  Information  possessed  by  them,  that  the  point  on  the 
Heri-Eud  up  to   which  Afghan   territory   extends  is   in  the  neighbourhood  of 
Sarakhs.     At  the  sarae  time  it  appears  to  them  that,  if  any  insurmountable 
difficulty  occur  in  thus   fixing  it,  a  good  frontier-line  might  be  obtained  at 
or  near  Pul-i-Khatun,  this   place   hav-ing   the   advantage   of  certain  ranges   of 
hüls,  which,  meeting  the  Heri-Rud  near  it,  are  believed  to  form  a  good  natural 
boundary.  j|  6.  It  seems,  however,  from  recent  trustworthy  reports,  that  since 
the  discovery  of  an  easy   road    on   the    right   bauk    of   the  Heri-Rud   from 
Sarakhs  to  the   vicinity  of  Herat,   the  Persian  Governor    of  Khorassan   has 
placed  outposts  on  Afghan  territory,  of  which  the   southernmost  is  near  the 
Khombau  Pass.     It  is  not   improbable,   therefore,    that   one    of  the    earliest 
difficulties  which  you  may  have  to  meet  will  be  a  Claim  on  the  part  of  the 
local  Persian  authorities  to  certain  parts  of  the  territory  through  which  this 
road  runs.     Her  Majesty's  Government  have  no  reason  to  attribute  any  validity 
to   such   a  Claim,  and  you  should  therefore  reject  it  without  hesitation.     A 
merely  temporary  occupation  by  the  Persians  of  certain  outposts  cannot  be 
allowed  to   set  aside  the  permanent  rights  of  the  Afghan  Ruler.  |1  7.    Sorae 
difficulty   may  also  be  raised  as  to  the    recognition    of  Afghan   rights    over 
Panjdeh,  and  this  subject  will  require  very  careful  attention.     So  far  as  Her 
Majesty's  Government  are  informed,  it  appears  that  Panjdeh  is   a  district  of 
the  Afghan  province  of  Badkis,  and  that  it  is  considered  by  the  Afghaus  to 
form  a  part  of  Afghanistan.    It  is  stated,  that  the  Turkoman  tribes  who  have 
settled  at  Panjdeh  during  the  last  quarter  of  a  Century  have  fully  acknowled- 
ged  that  they  are  withiu  Afghan  territory,  that  they  have  accordingly  paid 
revenue  in  some  form  or  other  to  the  Herat  authorities,  and  that  a  Naib  or 
Deputy  of  the  Governor  of  Herat  has,  as  a  rule,  resided  amongst  them,  the 
names  of  the  officials  who   have  done  so  before  and  since   1873  being  well 
known  or  easily  ascertainable.  In  this  matter,  however.  Her  Majesty's  Government 
in  no  way  desire  to  control  your  action  by  an   absolute   expression  of  their 
own  opinion.     They  are  ratlier  content  to  await  the  result  of  your  local  in- 
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Kr.  S661.  quiries,  and  to  rely  oii  yoiir  discrotion  and  judgment  in  arriving  at  a  proper 
britannien.  conclusion  in  regard  to  it,  bearing  in  mind  tliat  the  objcct  of  the  presen 
-•''"^"^•''■■^■*- npgotiations  is  that  a  lasting  and  satisfactory  arrangement  on  the  whole  qne- 
stion  may  be  reachcd,  and  that  the  Ameer  may  be  assigned  a  good  worldng 
frontier.  ||  8.  As  to  tlie  furtlier  line  of  boundary  from  tlie  Miirghab  to  the 
Oxus,  Her  Majesty's  Government  have  not  sufficient  inforniation  to  form  any 
decided  opinion  upon  its  details.  It  may  be  presumed,  however,  tliat  the  lire 
might  with  advantage  be  traced  along  the  skirts  of  cultivation  of  Maimena 
and  Andlvoi,  and  they  do  not  anticipate  that  you  will  have  any  special  diffi- 
culty  in  Coming  to  a  satisfactory  decision  on  the  snbject.  \\  9.  Her  Majesty's 
Government  triist,  that  no  serious  divergence  of  opinion  may  arise  between 
you  and  your  Russian  colleague,  but  you  will  of  course  submit  to  tliem 
through  this  Office  any  question  upon  which  you  may  find  it  impossible  to 
arrive  at  an  agreement,  with  füll  explanations  of  the  points  at  issue,  and  of 
the  views  which  you  have  formed  respectiug  them.  |j  10.  You  will  be  assisted 
in  your  duties  by  Mr.  A.  Condie  Stephen,  C.  B.,  C.  M.  G.,  Colonel  C.  E.  Ste- 
wart, C.  I.  E.,  and  Lieutenant- Colonel  Ridgeway.  Captain  A.  F.  Barrow,  of 
the  Bengal  Staff  Corps,  will  accompany  you  from  England  as  Private  Secretary 
and  Aide-de-camp,  as  also  will  Nawab  Mirza  Hassan  Ali- Khan,  C.  I.  E.,  who 
has  been  appointed  your  native  Attache.  On  your  arrival  at  Tehran,  en  route 
to  the  frontier,  you  will  be  good  enough,  in  consultation  with  Her  Majesty's 
Minister  at  the  Shah's  Court,  to  complete  all  necessary  arrangements  for 
telegraphic  correspondence  with  tliis  country  and  with  India,  and  you  will 
also  take  all  necessary  steps,  before  comraencing  the  demarcation  of  the 
boundary,  to  establish  good  postal  Communications  both  with  Tehran  and  with 
Calcutta.  You  will  address  your  Reports  to  this  Office,  forwarding  them 
under  flying  seal  through  Her  Majesty's  Minister  at  Tehran.  ||  11.  In  conclu- 
sion, I  have  only  to  add,  that  Her  Majesty's  Government  place  entire  confi- 
deuce  in  your  discretion  and  judgment,  and  that  you  may  rely  upon.their  füll 
Support  in  the  important  missiou  with  which  you  have  been  intrusted.  |[  I  am,  &c. 

G  r  a  n  V  i  1 1  e. 


Xr.  8662.  RUSSLAND.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch. 
in  St.  Petersburg.  —  Ernennung  des  General-Majors 
Zelenoi  zum  Grenz-Kommissar.     [U.  92,] 

Ministcre  des  Affaires  Etrangöres,  le  25  Aoüt,  1884*). 
^.    ^^^^  M.  l'Ambassadeur,  —  J'ai  rcQu  les  notes  que  votre  Excellence  ra'a  fait 

i:u!.si;in.i.    l'honneur  de  m'adresser  cn  date  du  9  (21),  et  du  13   (25)   courant,   au   sujet 
ciic-i-t.  issi.^g  la  dclimitation  de  la  frontiere  nord-ouest  de  l'Afghanistan.  1|  Dans  la  pre- 
miere  de  ces  dcux  notes  vous  me  signalez  les  raotifs  qui  empechent  le  Gouver- 
nement de  Sa  Majeste  la  Reine  d'adopter  pour  base  des  Instructions,  devant 

•j  Im  Auswärtigen  Amt  zu  London  eingegangen  am  11.  Septbr.    Anm.  d.  Red. 
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guidcr  Ics  Commissairos  Delimitatcurs   dans  l'accomplisscment  de  leur  taclie,    ^^Jf^; 
la  proposition  contenne  dans  ma  note  du  30  Juillet  dernier,  et  qui  implique-6.sept.i884. 
rait  de  la  pavt  de  l'lLmir  de  l'Afghanistan   une   renonciation  ä  toute   velleite 
d'agrandisscment  de  ses  I^^tats  aux  depens  des  terres  habitees  par  les  Turco- 
mans  Saryk.  1|  Quant   a   la   seconde   note   de   votre  Excellence,    il    en    rösulte 
quo  Ic  Gouvernement  de  la  Reine  vient  de  munir  son  Comraissaire   d'instruc- 
tions  conformcs  aux   principes   cxpos6s   dans   son  Memorandum   du   25  Juillet 
(G  Aoüt),  et  Selon  lesquels  la  Commission  de  Delimitation  serait  tcnue   de  se 
regier  sur  les  relations  politiques  des  tribus  liabitant  les  contrees  qu'il  s'agit 
de   delimiter,    de   rechercher  les   moyens   de   reduire   h  un  minimum   possible 
les  chances  de  futures  complications,  et  de  ne  point  imposer  ä  l'Emir  d'Afgha- 
nistan    des    obligations  qu'il  ne  voudrait  point    assumer,  ou   qu'il   serait  hors 
d'etat  de  remplir.  ||  Nonobstant  la   divergence  de  vues   qui  vient  de  se  pro- 
duire  entre  les  deux  Cabinets,   mais  qui  pourrait  n'avoir  sa  source   que   dans 
l'insuffisance  des  informations  que  l'on  possede  sur  les  contrees  qu'il  est  que- 
stion    de    delimiter,    le   Cabiuet   Imperial    tient    ä    ne    point    laisser    echapper 
l'occasion  qui  s'offre  aux  deux  Puissances  d'ecarter   ä   tout  jaraais   tout  motif 
de  malentendus  ou  de  rivalite  entre  elles   sur  le   terrain   de  l'Asie  Centrale, 
et  de  completer  l'oeuvre  de  conciliation  heureusement  iuauguree   en  1872-73. 
[,  Des  dispositions  viennent  d'etre  prises  pour   que  le  Commissaire  Russe,  M. 
le  General-Major  Zelenoi,  puisse  rejoindre  M.  le  General  Sir  Peter  Lumsden, 
vers  le  1^'  Octobre  ä  Sarakhs,  oü  il  aura  ä  s'entendre  avec  son  collegue  Bri- 
tannique  sur  la  marche  des  travaux  de  delimitation.  H  En  conformite  des  in- 
structions  dont  vient  d'etre  rauni  Sir  Peter  Lumsden,  le  General  Zelenoi  sera 
invite  ä  rechercher  conjointeraent  avec  lui  les  Clements  d'un  arrangeraent  qui 
serait  de  nature  ä  ocarter  autant  que   possible  les  motifs  de  malentendus  et 
de  complications.     Pour  ce  qui  est  des  bases  d'un  tel  arrangeraent  je  ne  puis 
que  vous  repeter,  M.  1' Ambassadeur,  que,   suivant  une  conviction  intime  du 
Cabinet  Imperial ,  qui  est  le  resultat  d'une  etude  consciencieuse  des  renseigne- 
ments  recueillis  par  ses  Agents,  celles-ci  ne  sauraient  etre  trouvees  que  dans 
une  combinaison  qui  auvait  pour  objet   d'etablir   entre  les   sphöres   d'iufluence 
respectives  des  deux  Puissances  une  ligne  de  demarcation  aussi  conforme  que 
possible  aux  conditions  geographiques  et  ethnographiques  des  contrees  formant 
la  Zone  de  la  future  delimitation.  ||  Le  projet  du  Cabinet  Imperial,  qui  a  fait 
l'übjet  de  ma  note  du  30  Juillet  dernier,  repond  ä  tous  les  points  de  vue  ä 
ces  exigences,  et  je  me  plais  ä  esperer  qu 'apres  s'etre  rendu  compte  des  con- 
ditions locales,  le  Comraissaire  Britannique    ne  raanquera  pas  d'en  apprecier 
les  avantages  incontestables.  \\  Je  ne  puis  non  plus  m'erapccher  de  profiter  de 
la  präsente -occasion  pour  rappeler  ä  votre  Excellence  qu'il  est  urgent  d'em- 
pecher,  en  attendant,  les  autorites  Afghanes  de  se  livrer  ä  des  empietements 
territoriaux,  lesquels  ne  sauraient  raanquer  de  neutraliser  les  effets  des  inten- 
tions  conciliantes  des  deux  Puissances,  et  de  creer  de  graves  obstacles  ä  la 
deliraitation.  \\  Veuillez,  &c.  Giers. 
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Memorandum. 


Nr.  8662.  Dj^^s  sa  note  en  date  du  9  (21)  Aoüt,  son  Excellence  M.  rAmbassadeur 

Rnssland. 

6.  Sept.  1S84.  Bntannique  a  bien  voulu  annoncer  au  Miuistere  Imperial  des  Affaires  liltran- 
geres  que  le  Cabinet  de  Londres  ne  saurait  munir  son  Commissaire  pour  la 
delimitation  de  l'Afglianistan  d'iustructions  impliquant  une  alicuation,  sans  le 
consentement  de  l'fimir  Abdourraliman-Klian,  de  territoires  sur  lesquels  ce 
dernier  eleverait  des  pretentions.  ||  Dans  le  but  de  prevenir  tout  malentendu 
ä  ce  sujet,  le  Ministere  des  Affaires  Etrangeres  croit  de  son  devoir  de  rappeler 
a  M.  l'Ambassadeur  qu'il  a  dejä  ete  convenu  entre  les  deux  Gouvernements 
qu'aucun  Del^gue  Afghan  ne  sera  admis  dans  la  Commission  de  Delimitation, 
et  que  les  deux  Gouvernements,  ainsi  que  leurs  Commissaires  respectifs, 
auront  seuls  le  droit  de  se  prononcer  sur  les  differents  points  se  rattachant 
au  trace  de  la  frontiere.  ||  Eu  egard  ä  cette  circonstance,  le  Ministere  des 
Affaires  Etrangeres  se  fait  un  devoir  de  prevenir  M.  l'Ambassadeur  que  le 
Cabinet  Imperial  se  propose  de  se  boruer  a  l'examen  des  opinions  qui  seront 
emises  par  les  Commissaires  des  deux  Puissances,  et  que,  pour  sa  part,  il  ne 
saurait  reconnaitre  aucune  valeur  obligatoire  aux  avis  des  autorites  Afghanes 
St.  Petersbouri?,  le  25  Aoüt,  1884. 


Nr.  8663.  Grossbritannien.  — Botsch. in  st. Petersburg  an  den 
engl.  Min.  des  Ausw.  —  Der  russische  Kommissar 
muss  vorerst  nach  St.  Petersburg  zurückkehren.  [II.  98.] 

(Received  September  27.)  St.  Petersburgh,  September  24,  1884. 
Nr.  8663,  ]yjy  Lord,  —  In  accordance  with  the  Instruction  contained  in  your  Lord- 

Gross-  •' 

britannien.  ship's  telcgram  of  the  15th  instant,  I  on  the  foUowing  day  informed  M.  Vlan- 
21. Sept.  1884. gaiy^  in  the  absence  of  M.  de  Giers,  that,  owing  to  the  great  distance  which 
the  escort  for  the  Afghan  Boundary  Commission  would  have  to  march  from 
India,  Her  Majesty's  Commissioner  would  not  probably  reach  Sarakhs  before 
the  7th  November  next.  ||  M.  Vlangaly  expressed  his  satisfaction  at  tliis  In- 
formation, because,  as  his  Excellency  stated,  the  Russian  Commissioner,  Ge- 
neral Zelenoi,  was  in  Germany,  when  it  was  decided  to  appoint  him  for  tliat 
Service,  that  he  had  been  obliged  to  return  to  the  Caucasus*),  where  he  held 
a  responsible  office  which  he  had  to  give  up  persoually,  and  that  it  was 
necessary  that  he  should  come  to  St.  Petersburgh  to  receive  his  Instructions 
before  he  joined  the  Commission.  ||  M.  de  Giers,  whom  I  have  since  seen, 
expressed  himself  in  the  sarae  sense,  ||  I  have,  &c. 

Edwd.  Thornton. 


*)  Am  IG.  September  tclegraphirte  Lumsden  aus  Tiflis:  Russian  Commissioner, 
^vho  was  present,  Starts  for  St.  Petersburgh  to-morrow  to  receive  final  instruc.tions. 
I  namcd  7th  November  (N.  S.)  as  date  of  Commission  reaching  Sarakhs.    [II.  94  ] 
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Nr.    8664.      RUSSLAND.    —   Memorandum    über    Zeit   und   Ort    des 
Zusammentritts  der  Grenzkommission.     [II.  104.] 


Le  Ministerc  Imperial  des  Aflt'aires  l5]trangeres   a   ete   informe   quo  M.   le    Nr.  ficM. 

Uusslinid. 
27.Soi)t.l8R4. 


General  Sir  Peter  Lumsden,  Charge  de   repr^senter  le  Gouvernement  Britan     ^'"^''•'"'^ 


nique  au  sein  de  la  Commission  Russo-Anglaise  qui  aura  ä  dcfinir  la  frontierc 
nord-ouest  de  l'Afglianistan,  vient  d'arriver  ä  Teheran,  et  qu'il  se  propose  de 
se  rendre  procbaiuement  ä  Sarakhs,  oü,  conformement  ä  une  entente  preala- 
blcment  intervenue  entre  les  deux  Cabinets,  les  Commissaires  respectifs  de- 
vraient  se  rencontrer  vers  le  25  Octobre  N.  S.  [sie]*).  ||  Le  Ministere  se  voit 
aujourd'hui  dans  la  nöcessite  d'informer  son  Excellence  M.  l'Ambassadeur 
d'Angleterre  que  le  Commissaire  Russe,  M.  le  General  Zelenoi,  ne  saurait 
rejoindre  son  coUegue  Britannique  ä  la  date  convenue.  ||  Ce  retard  n'est  du 
qu'ä  des  circonstances  completement  independantes  de  la  volonte  du  Cabinet 
Imperial,  et  notamment  ä  une  maladie  de  M.  le  General  Zelenoi,  qui  l'a  oblige 
de  prologer  son  sejour  ä  l'etranger.  N'etant  arrivö  que  tout  recemment  ä  St. 
Petersbourg,  M.  Zelenoi  est  tenu  de  se  rendre  ä  Tiflis,  et  ensuite  ä  Askhabad, 
pour  se  concerter  avec  les  autorites  locales  sur  les  details  de  l'organisation 
de  la  section  Russe  de  la  Commission  de  Delimitation.  Les  preparatifs  se 
rattachant  ä  cette  Organisation  ne  pouvant  etre  termines  que  vers  le  mois 
de  Decembre,  il  resulte  des  informations  fournies  au  Cabinet  Imperal  que,  vu 
les  conditions  climatiques  des  contrees  que  la  Commission  aura  ä  parcourir, 
les  travaux  de  delimitation  ne  sauraient  etre  commences  ä  une  epoque  aussi 
avancee  de  Tannee,  et  qu'ils  devront  etre  ajournes  jusqu'au  mois  de  Fe- 
vrier.  Ce  n'est  qu'alors  que  la  Commission  pourra  s'aventurer  dans  ces  con- 
trees sans  crainte  de  se  voir  brusquement  arrete  par  des  intemperies,  et  sans 
y  exposer  les  chameaux  du  train,  qui,  comme  Tont  prouve  de  nombreuses 
experiences,  sout  completement  incapables  de  resister  au  froid,  j|  Une  entente 
prealable  entre  les  Commissaires  respectifs  devant  preceder  l'ouverture  des 
travaux,  il  semblerait  opportun,  vu  les  circonstances  ci-dessus  exposees, 
d'ajourner  leur  rencontre  jusqu'au  15  Janvier  prochaiu.  ||  En  dehors  de  ces 
considerations  le  Ministere  Imperial  des  Affaires  £trangeres  croit  devoir 
signaler  ä  l'attention  de  M.  l'Ambassadeur  d'Angleterre  les  points  suivants:  — 
II  1.  Malgre  les  divergences  d'opinion  qui  pourraient  se  produire  au  sujet  de 
la  definition  de  l'extremite  occidentale  de  la  frontiere  de  l'Afglianistan  com- 
prise  entre  le  Heri-Rud  et  le  Mourghab,  il  demeure  incontestable  que  ce 
n'est  point  ä  Sarakhs  que  pourrait  etre  commence  le  trace,  et  que  le  point 
de  depart  de  la  frontiere  devrait  etre  cherche  plus  au  sud.  Eu  egard  h  cette 
consideration  le  Cabinet  Imperial  est  loin  de  penser  que  Sarakhs  soit  l'endroit 
le    mieux   approprie   ä   la   rencontre    des   Commissaires,    et  il  lui  semblerait 


*)  Mass  heissen  A.  S.  cf.  Nr.  8GG3.    Auch  die  übrigen  Daten  des  Memorandum 
sind  nach  altem  Stil  zu  verstehen.  Anm.  der  Red. 
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xr.  R6G4.    (Vautaiit  plus  urgent  d'adopter  a  cet  effet  une  autre   localite,  qne  le  passage 

Itussliind.  7     A  I  o 

::.Sept.i^!S4.  de  l'escorte  militaire  Anglaise  jusqu'ä  Sarakhs  pourrait  rencontrer  de  serieux 
obstacles,  attendu  que  la  rive  gauche  du  Tedjeud  fait  partie  du  territoire 
rersan,  et  que  sa  rive  droite  est  oceupee  par  des  Turcomans  Salours,  qui, 
depuis  peu  de  temps,  sont  venus  s'y  rcfugier  au  norabre  de  plus  de  2,000 
familles,  et  ä  l'etablissement  desquels  les  autorites  de  la  province  Trans- 
Caspieime  sout  tenues  de  veiller  actuelleraent.  Toute  autre  localite  comme, 
par  exemple,  Pouli-Khatoum,  serait  exempte  des  inconvenients  ci-dessus  ex- 
poses,  et  le  Cabinet  Imperial  serait  vivement  desireux  de  voir  le  Gouverneraet 
de  Sa  Majeste  Britannique  adopter  ce  point  pour  la  reunion  des  Coramissaires. 
2.  La  contree  se  tendant  ä  Test  du  Tedjend  etaiit  completement  deserte  le 
Cabinet  Imperial  pense  qu'il  y  aurait  lieu  de  prendre  des  dispositions  pour 
que  les  escortes  militaires  des  Coramissaires  respectifs  soient  reduites  au  mi- 
uimum  possible  dans  le  but  de  prevenir  les  retards  et  les  difficultes  qu'eprou- 
verait  infailliblement  le  mouvement  et  le  ravitaillement  de  corps  considerables. 
Suivant  l'avis  du  Cabinet  Imperial  la  force  numcrique  des  deux  escortes  de- 
vrait  etre  entierement  egale  et  les  Coramissaires  respectifs  pourraieut  etre 
autorises  ä  s'entendre  ä  ce  sujet.  |J  3.  Ainsi  qu'il  a  dejä  ete  convenu  entre 
les  deux  Gouverneraents  les  Coramissaires  seront  tenus  en  cas  oü  de  diver- 
gences  d'opinion  se  produiraient  entre  eux  d'en  r(5ferer  sans  retard  ä  leurs 
Gouvernements  respectifs  et  de  continuer  en  attendant  leurs  travaux.  Ces 
travaux  devraient  avoir  pour  objet  principal  le  leve  et  la  description  de  la 
Zone  dans  les  limites  de  laquelle  la  ligne  de  demarcation  devra  ^tre  tracee, 
afin  que  les  deux  Gouvernements  soient  ä  mesure  de  disposer  de  tous  les  ren- 
seigneraents  dont  ils  pouvaient  avoir  besoin  pour  proceder  en  connaissance 
de  cause  ä  la  Solution  des  points  litigieux  qui  leur  seraient  sourais.  ]|  Le  Mi- 
nistere  des  Affaires  Etrangöres  a  l'honneur  de  prier  M.  l'Arabassadeur  de  vou- 
loir  bien  signaler  par  la  voie  telegraphique  les  points  ci-dessus  exposes  ä 
l'attention  du  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique  et  de  faire  connaitre 
un  moment  plus  tot  au  Ministere  les  dispositions  que  le  Gouvernement  de  Sa 
Wajeste  aurait  juge  necessaire  d'adopter  en  consequence. 
St.  Petersbourg,  le  19  Septembre,  1884. 


Nr.  8665.  GROSSBRITANNIEN.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  engl. 
Botscb.  in  St.  Petersburg.  —  England  hältan  den  frühe- 
ren Abmachungen  fest.     [IL  105.] 

Foreign  Office,  October  11,  1884. 
Nr.  8665.  gjr^  —  I  ji^ve  rcccived  your  ExccUency's  despatch  of  the  2nd  instant, 

Gross - 

britaniiion.  inclosing  a  Memorandum  from  M.  de  Gicrs  rcspecting  the  Afghan  Boundary 

u.oct.  18^4.  Commission.  |1  Her  Majesty's  Government  rcgret,  that  they  are  unable  to  alter 

the  arrangements  in  regard  to  the  Indian  escort  which  is  to  accorapany  Sir 

Peter  Lumsden.     The  escort,   which   only  consists  of  200  iufantry  and  200 
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ravalry,  is  alrcatly  011  its   way  to   the  Ilelmuntl,   and  it  is  tliorcfore   too   late    Nr.  sgo-,. 
to  make  any  cliango  in  tlic  numbcrs  of  thc  force  or  in  tlic  date  of  its  arrival  britunnien. 
on  tlic  frontier.  ||  With  refcrence  to  M.  de  Giers'  proposal  tliat  the  Comraission '^- *^^'-^^**^- 
should  assemhle  at  Pul-i-Khatum,  I  havc  to  roqncst  your  Excoliency  to  point 
out,  tliat  the  Paissian  Government  having   fornially  agrced  to  Sarahhs   as   the 
])lace  of  meeting,  Her  Majcsty's  Government  cannot  now  consent  to  any  other 
])lace  bcing  named.  ||  Your  Exccllency  will  be  good   enough   to  inform  M,  de 
Giers,  that  Sir  Peter  Lumsden  has  left  Tehran  for  Meshed,  and  you  will  ex- 
press  to  him  the  earnest  hope  of  Her  Majcsty's  Government  that  the  Russian 
Government  will  adhere  to  the  agreement  arrivcd  at  between  the  two  Govcrn- 
ments,    and  that  they   will   instruct  their  Commissioner  to  reach  Sarakhs  in 
timc  to  commence  the  work  of  delimitation  before  the  wintcr  sets  in.  ||  I  am,  &c. 

G  r  a  n  V  i  1 1  c. 


Nr.  8666.  Russland.  —  Memorandum.  Noth wendigkeit,  die 
Obliegenheiten  der  Grenzkommission  vorher  festzu- 
stellen.    [II.  117.] 

Ayant    pris     connaissauce     du    contenu    du    Memorandum    cn    date    du    Nr.  sögc. 
30  Septembre  (12  Octobre)*),   qui  lui  a   etö  remis  par  M.  l'Ambassadeur  de    ^"''^'^"^'• 

,  -  21.0ct.  18?4. 

ba  Majeste  Bntanuique,  le  Ministere  Imperial  des  Affaires  Etrangei-es  se  fait 
un  devoir  de  communiquer  ä  son  Excellence  ses  conclusions  au  sujet  de  points 
cxposes  dans  ce  document.  ||  Malgre  le  vif  desir  dont  est  anime  le  Cabinet 
Imperial  de  häter  la  Solution  de  la  question  qui  fait  l'objet  des  ncgociations 
entre  les  deux  Gouvernements,  il  a  ete  constate  que  les  pr^paratifs  qu'exige 
l'organisation  de  la  section  Busse  de  la  Commission  de  Delimitation  ne  sau- 
raient  dans  aucun  cas  etre  termines  avant  le  mois  de  Decembre,  et  M.  le 
General  Zelenoi  se  verra  par  consequent  dans  l'impossibilite  de  rejoindre  son 
collegue  Britannique  avant  le  15  Janvier  (v.  s.l  Pour  ce  qui  est  des  motifs 
de  ce  retard,  le  Ministere  des  Affaires  Iiltrangeres  ne  peut  que  se  referer  ä 
son  Memorandum  du  19  Septembre  -dernier.  ||  Les  observations  du  Ministere 
Imperial  quant  a  la  force  numerique  des  escortes  dont  seront  raunis  les  Com- 
missaires  Delimitateurs  n'avaient  ete  motivees  que  par  la  crainte  des  difficultes 
que  ne  manqueraient  pas  d'eprouver  dans  des  contrees  desertes  le  mouveraent 
et  le  ravitaillement  de  corps  taut  soit  peu  considerables.  Le  Gouvernement 
de  Sa  Majeste  Britannique  ayant  juge  necessaire  de  porter  l'escorte  Anglaise 
a  4()0  hommes,  des  dispositions  ont  ete  prises  pour  que  l'escorte  Russe  soit 
portee  au  meme  chiffre.  [[  Le  Gouvernemeot  de  Sa  Majeste  Britannique  s'etant 
trouve  dans  l'impossibilite  d'acceder  h  la  proposition  du  Cabinet  Imperial 
quant  au  choix  de  la  localite  oü  les  Commissaires  respectifs   devront  se  ren- 

*)  Cf.  Nr.  8665. 
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Nr.  8666.   coiitrer.  le  Ministere  des  Affaires  fitrangcres  ne  voit  pas  d'inconvenient  ä  in- 

Kussland. 

2i.0ct.  isn.  ^'iter  le  Commissaire  Russe  ä  se  rendre  ä  Sarakhs.  Le  Ministere  n'en  croit 
pas  moins  de  son  devoir  d'insister  sur  les  considerations  contenues  daiis  son 
Memorandum  du  19  Septembre  quant  aux  inconvenients  qu'offriraient  le  pas- 
sage  de  l'escorte  Anglaise  par  les  localites  de  la  rive  droite  du  Heri-Rud 
(Tedjen)  occupees  par  los  Turcomaus  Salors,  inconvenients  qui  ne  manqueraient 
pas  de  neutraliser  l'effct  des  dispositions  prises  par  les  autorites  Busses  dans 
le  l)ut  d'assurer  la  tranquillite  dans  les  Steppes.  ||  Le  Memorandum  en  date 
du  30  Septembre  (12  Octobre)  ne  contenant  aucune  Information  sur  ce  que 
le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique  a  cru  devoir  decider  au  sujet  des 
travaux  de  leve  et  de  descriptiou,  que  la  Commission  aura  a  executer,  le 
Ministere  Imperial  des  Affaires  Etrangeres  croit  de  son  devoir  d'appeler  de 
nouveau  l'attention  de  M.  l'Ambassadeur  d'Angleterre  sur  la  necessite  de  pre- 
ciser  d'avance  les  devoirs  des  Commissaires  Delimitateurs  ä  cet  egard  et  de 
definir  l'etendue  de  la  zone  qui  fera  l'objet  de  leurs  investigations.  Vu  la 
nature  des  contrees  que  la  Commission  aura  a  visiter,  il  est  ä  prevoir  que 
ce  n'est  qu'ä  cette  conditiou  que  les  deux  Gouvernements  reussiront  ä  pre- 
venir  les  divergences  d'opinions  qui,  en  cas  contraire,  ne  tarderaient  pas  ä 
surgir  entre  les  Commissaires  et  qui  auraient  pour  r6sultat  inevitable  de  re- 
tarder  indefiniment  la  marche  de  leurs  travaux.  L'entente  prealable  sur  la 
zone  a  etudier  ne  prejugerait  en  rien  la  direction  finale  du  trace  ä  convenir, 
mais  eile  circonscrirait  la  discussion  des  points  ä  fixer  dans  des  limites  pra- 
tiques  qui  seules  peuvent  la  faire  aboutir  a  une  issue  satisfaisante. 
St.  Petersbourg,  le  9  Octobre,  1884. 

Nr.  8667.  GROSSBRITANNIEN.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  engl. 
Botscli.  in  St.  Petersburg.  —  Klagen  über  die  russische 
Verschleppungs-Politik.     [II.  116.] 

Foreign  Office,  October  24,  1884. 
Nr.  86G7.  Sir,  —  In  conversation  with  the  Russian  Ambassador  this    afternoon,  I 

britlnnVen  ^^^^  ^'^  opportuulty  of  obscrving  tbat  I  entirely  concurred  in  the  opinion 
24.0ct.  1884.  publicly  expressed  by  Lord  Dufferin  as  to  M.  de  Giers'  character  and  friendly 
disposition.  ||  I  mentioned,  however,  the  delays  which  were  at  present  occur- 
ring,  and  the  difficulties  which  were  made  in  regard  to  the  date  and  place 
of  mceting  of  the  Afghan  Boundary  Commission,  and  which  I  thought  were 
very  unfortunate,  These  difficulties  were  almost  certain  to  be  considered  by 
the  Government  of  India  as  being  purposely  created  by  the  Russian  Govern- 
ment, with  the  object  of  postponing  the  Operations  of  the  Commission  until 
the  Russian  authorities  on  the  spot  had  had  time  to  arrange  matters  in  the 
manner  they  tliought  most  favourable  to  their  views,  and  Lord  Dufferin,  who 
was  leaving  England  with  the  best  dispositions  for  promoting  a  friendly 
sottlement,  would  havc  littlc  or  nothing  to  say  to  remove  such  an  Impression. 
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Nr.  Sßö7. 


Ij  M.  de  Staal  assurcd  me,  tliat  tlic  delay  in  the  arrival  of  thc  Russiau  Com-     ^^^^^ 
missiouer  was  uniutcntional  and  unavoidable,   bcing  duc  to  General  Zelenoi's  britamüun. 
illness.  II  I  am ,  &o.  G  r  a  n  v  i  1 1  e.  ^^' °'*-  ^^^^ 


Nr.  8668.  RUSSLAND.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  engl.  Botsch.  in 
St.  Petersburg.  —  Vorgilngige  Feststellung  einer  Zone*) 
für  die  Operationen   der  Grenzkommission.     [II.  138.] 

St.  Petersbourg,  Ic  14  (2G)  Novembre,  1884. 
M.  l'Ambassadeur,  —  J'ai  re^u  la  note  que  votre  Excellence  m'a  fait  B„säiand. 
riionneur  de  m'adresser  en  date  du  5  (17)  courant,  et  qui  contient  un  expose  2«.nov.  issi. 
des  Yues  du  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique  relativement  aux  que- 
stious  qui  out  fait  l'objet  de  votre  entretien  avec  MM.  Zinoview  et  Zelenoi, 
ainsi  que  du  Memorandum  du  Ministere  Imperial  des  Affaires  fitrangercs  du 
9  (21)  Octobre,  et  au  sujet  desquelles  l'Embassadcur  de  l'Empereur  ä  Londres 
a  ete  egalement  Charge  de  s'expliquer  avec  M.  le  Comte  de  Granville.  ||  Lc 
Cabinet  Imperial  s'est  fait  un  devoir  d'examiner  avec  la  plus  scrupuleuse 
attention  les  considerations  contenues  dans  la  susdite  note.  ||  Le  Gouvernement 
de  Sa  Majeste  Britannique  vous  a  Charge,  M.  PArabassadeur,  d'exprimer  au 
Cabinet  Imperial  les  regrets  que  lui  fait  eprouver  le  retard  iuatteudu  qu'a 
subi  la  rencoutre  des  Commissaires  respectifs.  ||  Le  Ministere  Imperial  s'etant 
dejä  fait  un  devoir  de  vous  exposer  avec  une  entiere  franchise  les  motifs  de 
ce  retard,  je  crois  pouvoir  me  borner  ä  y  ajouter  que,  suivant  les  dernieres 
informations  roQues  des  autorites  de  la  province  Trancaspienne,  les  conditions 
climateriques**)  s'opposent  des  ä  preseut  au  commencement  des  travaux  aux 
environs  de  Sarakhs,  oü  la  temperature  descend  pendant  la  nuit  jusqu'ä 
14  degres  Reaumur  au-dessous  du  zero.  ||  Je  ne  saurais  en  outre  m'abstenir 
de  vous  faire  observer  qu'en  dehors  des  circonstances  imprevues  qui  ont  em- 
peche  la  rencoutre  des  Commissaires  ä  l'epoque  convenu,  il  y  en  a  d'autres 
qui  sont  egalement  de  nature  ä  eutraver  la  marche  des  negociations  et  que 
le  Cabinet  Imperial  ne  pourrait  ecarter  qu'avec  le  concurs  du  Gouvernement 
de  Sa  Majeste  Britannique.  Ces  circonstances,  comme  vous  le  savez  dejä, 
M,  l'Ambassadeur,  se  rattachent  ä  la  divergence  de  vues  qui  s'est  produite 
entre  les  deux  Gouvernements  quant  au  mode  de  fixation  des  limites  de  la 
zone  qui  doit  faire  l'objet  des  investigations  des  Commissaires  respectifs.  i| 
Persuade  qu'une  entcnte  directe  ä  ce  sujet  entre  les  deux  Gouvernements 
serait  le  moyen  le  plus  pratique  pour  prevenir  les  contestations  eventuelles 
entre  les  Commissaires,  c'est  dejä  h  la  date  du  19  Septembre  dernier  que  le 


*)  Diese  Idee  wurde  von  Russlantl  zuerst  am  4.  November  1884  angeregt. 

Anna,  der  Red. 
**)  Lumsdcu  telegraphirt  dagegen  aus  Sarakhs  am  9.  November  [II.  127]:  Weather 
very  üne,  and  no  reason  Avhy  work  of  the  Commission  should  not  have  been  proceeded 
vrith.  Anm.  der  Pied. 
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Nr.  8668.  Mioistere  des  Affaires  fitrangeres  s'est  fait  un  devoir  d'attirer  votre  atteution 
26.Nov.i?84.  sur  cette  grave  question  et  de  reclamer  votre  Intervention  aupres  du  Gouver- 
nement Britaunique  dans  le  but  d'en  activer  la  Solution.  Or,  ce  n'est  que 
depuis  la  reception  de  votre  note  du  5  (17)  courant  que  le  Ministere  s'est 
trouve  en  mesure  d'apprecier  les  conclusions  du  Cabinet  de  Londres.  Le  Gou- 
vernement de  Sa  Majeste  la  Reine,  ainsi  qu'il  resulte  de  la  susdite  note,  re- 
counait  de  son  cote  l'utilite  d'une  entente  sur  la  zone;  mais  en  meme  temps 
11  est  d'avis  que  c'est  aux  Commissaires  respectifs  qu'il  appartiendrait  d'en 
fixer  les  limites  et  que  le  Commissaire  Britanuique  serait  en  outre  teuu  de 
consulter  prealablement  ä  ce  sujet  le  fonctionnaire  Afgban  qui  a  ete  desigue 
par  r£mir  Abdourrabman-Khan  pour  lui  fournir  des  informations.  ||  Le  Com- 
missaire Kusse  n'ayant  point  ä  intervenir  dans  les  rapports  du  General  Lums- 
den  avec  les  autorites  Afgbanes,  le  Cabinet  Imperial  ne  pense  pas  non  plus 
que  la  necessite  de  consulter  prealablement  le  Delegue  d' Abdourrabman-Khan 
puisse  servir  d'obstacle  ä  l'adoption  de  la  proposition  exposee  dans  les  Me- 
morandums du  Ministere  des  Affaires  Etrangeres  du  19  Septembre  et  du 
9  Octobre.  La  note  de  votre  Excellence  du  5  (17)  courant  ne  contenaut  en 
outre  aucune  autre  objection  de  nature  ä  expliquer  les  inconvenients  qui  pour- 
raient  resulter  de  l'application  de  ce  mode  de  Solution,  je  me  fais  un  devoir 
d'appeler  encore  une  fois  l'attention  la  plus  serieuse  de  votre  Excellence  sur 
les  considerations  qui  portent  le  Gouvernement  Imperial  ä  penser  qu'une  en- 
tente prealable  et  immediate  entre  les.  Cabinets  serait  de  la  plus  haute  im- 
portance  pour  assurer  le  succes  des  negociations,  et  qu'en  cas  contraire  les 
Commissaires  risqueraient  de  se  heurter  ä  des  difficultes  inextricables. 

Ces  considerations  sont  les  suivantes:  —  1|  La  defiuition  prealable  d'une 
zone  d'investigations  ne  saurait  prejuger  la  direction  de  la  ligne-froutiere  dont 
le  trace  devra  faire  l'objet  d'une  entente  ulterieure  soit  entre  les  Commis- 
saires, soit  entre  les  deux  Cabinets,  dans  le  cas  oii  les  Commissaires  ne  par- 
viendraient  pas  ä  tomber  d'accord  ä  ce  sujet.  Elle  ne  saurait  en  consequeucc- 
porter  la  moindre  atteinte  aux  interets  legitimes  des  parties  en  cause,  jj  La 
definition  de  la  zone  est  necessaire  pour  prevenir  des  contestations  eventuelles 
entre  les  Commissaires  au  sujet  de  l'^tendue  du  territoire  qu'ils  seront  tenus 
d'etudier,  afin  d'etre  en  mesure  de  fournir  ä  leurs  Gouvernements  respectifs 
des  donnees  aussi  completes  que  possible  sur  les  condjlions  geographiques  et 
ethnographiques  de  ce  territoire  dans  son  ensemble,  et  qui  pourraient  servir 
de  base  solide  au  trace  d'une  ligne  de  demarcation  repondaut  aux  interets 
des  parties  en  cause,  ainsi  qu'ä  l'etablissement  d'un  ordre  de  choses  stable. 
I  Une  entente  sur  les  limites  de  la  zone  devant  preceder  le  commeucement 
des  travaux,  ces  limites  ne  sauraient  etre  d^signes  que  sur  la  base  de  donnees 
rccucillies  pr^cedcmment  et  qui  figurent  dejä,  sur  les  cartes  existantes.  Les 
imperfections  et  les  erreurs  qu'offrent  ces  cartes  ne  pourraient  dans  aucun 
cas  servir  d'obstacle  h  une  entente  entre  les  dcux  Cabinets,  attcndu  qu'il 
serait   tout    ä  fait  suporilu  de  rcchcrchcr  une  definition  mathematique  de  la 
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zone  et  qii'il  suffirait  d'en  preciser  Ics  limites  en  traits  göncraux.  |1  Les  Com-  ^r.  sgcr. 
missaires  dclimifateurs  cux-meraes,  eu  cas  oü  ils  seraient  autorises  k  fixer. IZI'aL. 
d'iin  commuu  accord  les  limites  de  la  zonc,  ne  pourraicnt  prendre  pour  base 
de  leur  travail  que  ces  raemes  cartes,  et  le  Gouvernemert  Imperial  se  croit 
en  droit  d'en  couclure  qu'il  ue  saurait  y  avoir  d'obstacles  ä  ce  que  les  deux 
Cabinets  procedassent  dös  ä  pvesent  ä  iin  ecliange  d'idees  en  vue  de  hater  la 
Solution  de  cette  importante  question,  afin  que  les  Commissaires  puissent 
commcncer  leurs  investigations  aussitot  apres  leur  reunion  ä  Sarakhs.  II  Tout 
autre  mode  de  proceder  ne  manquerait  pas  d'exercer  une  influence  defavorable 
sur  la  marche  ulterieure  des  uegociations.  Les  Commissaires  delimitateurs, 
en  cas  oü  les  divergences  d'opinions  se  produiraient  entra  eux  sur  les  limites 
ä  assigner  ä  la  zone  d'investigations,  se  trouveraient  daus  la  n6cessite  d'en 
referer  tout  de  meme  ä  leurs  Gouvernements  respectifs,  et  se  condamner  ä 
l'inaction  jusqu'au  moment  oü  Ic  diffcrend  aura  ete  regle.  Sans  parier  du 
retard  qui  en  rcsultcrait  pour  les  travaux  de  delimitation  —  retard  dont  il 
est  difficile  de  prevoir  la  duree  —  une  teile  Situation  ne  serait  non  p'lus 
exempte  d'autrcs  inconvenients,  non  moins  graves,  sur  lesquels  je  crois  tout 
ä  fait  superflu  de  m'etendre,  mais  qui  ne  sauraient  ecLapper  ä  la  perspicacite 
des  deux  Gouvernements.  I|  Persuade  qu'il  ne  saurait  etre  conforme  aux  in- 
tentions  du  Gouvernement  Britaunique  de  laisser  les  negociations  s'engager 
dans  une  impasse  et  etant  en  meme  temps  anime  du  desir  de  liäter  autant 
que  possible  la  Solution  des  questions  pendantes,  le  Cabinet  Imperial  a  cru 
devoir  profiter  de  la  presence  ä  St.  Petersbourg  de  son  Commissaire  pour  le 
charger  de  la  redaction  d'un  projet  de  zone  d'investigation  sur  la  base  de 
dorniges  existantes. 

En  Yous  transmettant  ci-pres  une  copie  du  travail  du  General  Zelenoi, 
je  vieus  vous  prier,  M.  l'Ambassadeur,  de  vouloir  bien  le  soumettre  ä  l'ap- 
preciation  de  votre  Gouvernement.  ||  En  cas  oü  le  Cabinet  de  Sa  Majeste  la 
Keine  jugerait  necessaire  de  lui  faire  parvenir  ses  observations  sur  les  details 
de  ce  travail,  le  Cabinet  Imperial  se  fera  un  devoir  de  les  examiner  et  de 
les  discuter  dans  un  esprit  de  conciliation.  Mais  se  trouvant  daus  l'impossi- 
bilite  d'exercer  une  action  quclconque  sur  les  dispositions  des  autorites  Afgha- 
nes,  il  se  plait,  d'autre  part,  h  esperer  que  le  Cabinet  de  Sa  Majeste 
la  Reine  ne  refusera  pas  de  lui  fournir  des  garanties  qui  permettraient  au 
Commissaire  Russe  de  proceder  coujointement  avec  son  collegue  Britannique 
aux  investigations  uecessaires,  avec  la  certitude  qu'aucun  obstacle  ne  serait 
oppose  ä  une  etude  consciencieuse  de  la  zone  dans  les  limites  qui  sont  in- 
diquees  en  traits  generaux  daus  le  travail  du  General  Zelenoi.  ||  Veuillez,  &c. 

G  i  e  r  s. 
Memorandum. 

Pour  assurer  une  base  solide  au  tracö  definitif  d'une  frontiere  stable,  il 
est  necessaire  de  donner  ä  la  zone  d'investigations  une  configuratiou  teile  que 
ses  limites  puissent  autant  que  possible  coTucider  avec  les  limites  geograpliiques 
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Nr.  8668.    ^y^   tei'ritoire    qui    fera    l'objet    des    etudes    des  Coramissaires.     Pour    satis- 

Rnssland. 

26. Nov.  1S84. faire  aux  eonditions  ci-dessus  exposees,  la  zone  d'investigation  doit  embrasscr 
toutes  les  localites  comprises  dans  les  limites  geographiques  et  dont  les  con- 
ditious  topographiques  et  ethnograpliiques  sont  peu  ou  poiut  connues,  et  sur- 
tout  Celles  oü  les  populations  Turcomanes  se  trouvent  en  contact  avec  les 
populations  Afghanes.  ||  Vu  rimpossibilite  de  faire  oboutir  la  limite  septeu- 
trioDale  de  la  zone  a  des  froutieres- naturelles,  le  Gouvernement  Imperial  de 
Russie  pourrait  admettre  que  la  limite  en  question  aboutisse  aux  localites  oü 
se  sout  arrete  les  travaux  de  leve  executes  par  ordre  des  autorites  de  la 
province  Transcaspienne.  ||  Conformemeut  ä  ce  poiut  de  vue  la  limite  septen- 
trionale  de  la  zone  partirait  du  point  sis  sur  la  rive  droite  du  Heri-roud, 
vis-ä-vis  de  Darnletabad,  se  dirigeant  en  ligne  droite  vers  leMourghab,  qu'elle 
franchirait  en  amont  d'Iman-bakhsch  pour  aboutir  ensuite  au  fort  Afghan 
Khodja  Saleh,  sur  l'Amou-Daria.  ||  Le  cours  du  Heri-roud  formerait  la  limite 
occidentale  de  la  zone  d'investigation.  |1  Quant  ä  sa  limite  meridionale,  eile 
partirait  egalement  de  la  rive  droite  du  Heri-roud,  suivrait  la  ligne  naturelle 
de  la  cliaine  de  montagnes*)  qui  ferme  au  nord  la  vallee  de  Herat  dans  la 
direction  des  sources  de  la  Riviere  Kouschk,  dont  eile  descendrait  le  cours 
jusqu'ä  Thikil-Doukhter.  A  partir  de  ce  point  la  limite  meridionale  longerait 
les  confius  des  etablissements  des  Djemchidis  et  Firouz-Kouhis  jusqu'au  fort 
Afghan  de  Bala-Mourgbab,  d'oü  eile  suivrait  le  cours  du  Kaisar  et  du  Sangalah, 
et  les  confius  du  district  d'Andkir  pour  aboutir  egalement  ä  Khodja-Saleh.  i 
En  admettant  merae  que  quelques  parties  des  territoires  non  contestes  de  Tun 
ou  de  l'autre  £tat  limitroplie  seraient  comprises  dans  la  zone  d'investigation, 
cette  circonstance  ne  saurait  porter  la  moindre  atteinte  aux  droits  des  dits 
fitats,  tandis  que  la  description  et  le  leve  des  parties  de  territoire  en  que- 
stion profiteraient  ä  la  science.  ||  H  serait  uecessaire  de  häter  autant  que 
possible  une  entente  sur  les  limites  de  la  zone  afin  que  le  Gouvernement 
Imperial  puisse  preciser  le  personnel  et  les  moyens  topographiques  qu'il  aura 
ä  mettre  ä  la  disposition  de  son  Commissaire  en  vue  des  travaux  de  leve  et 
de  description  que  le  Commissaire  aura  ä  faire  ex6cuter. 


Nr.  8669.     Grossbritannien.  —  Min.  des  ausw.  an  den  engl. 

Botsch.  in  St.  Petersburg.  —  Rechtfertigung  des  russ. 
Vorrückens  auf  Pul-i-Khatun.  Besetzung  von  Penjdeh 
durch  die  Afghanen.     [IL  148.] 

Foreign  Office,  Dccember  9,  1884. 
Sir,  —  The  Russian  Ambassador   callcd  upon  me  to-dav  and  communi- 
i.ritaniiien.  catcd  to   mc  the  substaucc  of  a  despatch   which  he  had  received  from  bis 

9.  Dec.  1884. 

*)  En  1875,  h  l'epoque  du  voyage  du  Colonel  MacGregnr,  cctte  meme  chainc  de 
montagnes  formait  aiissi,  suivant  le  tcmoignage  de  cot  officicr,  la  ligne  des  postes- 
frontiercs  Afghans,  lesquels  cependaut  n'etaient  pas  occupös  par  des  gardes  frontiöres. 


Nr.  8669. 
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Government  on  tlie  subject  of  the  Afghan  boundary.  ||  In  this  dcspatch,  wliich  ^'■-  s*^^^- 
was  dated  tlic  29  th  ultimo,  M.  de  Giers,  after  referring  to  the  Communications  Mtannion. 
which  have  passed  between  himself  and  your  Excellency,  stated  mih  respect  9- d^c.  issi. 
to  the  differcnce  of  opinion  between  the  two  Cabinets  as  regards  the  limits 
of  the  zone,  within  which  the  work  of  the  Commission  is  to  be  confined,  that 
the  Russiau  Government  have  been  obliged  to  adhere  to  the  views  which  they 
have  expressed,  and  that  the  arguments  adduced  by  Her  Majesty's  Government 
in  favour  of  allowing  the  Commissioners  to  come  to  an  agreement  with  regard 
to  the  limits  of  the  zone  do  not  appear  to  them  at  all  conclusive;  that  having 
no  relations  with  the  Afghan  authorities,  they  do  not  feel  called  upon  to  alter 
their  opinion  on  account  of  Sir  Peter  Lumsden  being  obliged  to  pi'eviously 
consult  the  Afghan  Delegate  who'has  been  coramissioned  to  confer  with  him 
by  the  Ameer,  and  that  the  Russian  Government  are  particularly  anxious  to 
avoid  the  complications  likely  to  arise  in  the  event  of  the  Commissioners 
failing  to  come  to  au  understanding.  M.  de  Giers  observed,  that  with  a  view 
to  facilitate  a  Solution  of  the  difficulty,  the  Russiau  Government  had  instructcd 
their  Commissioner  to  draw  up  a  proposal  as  to  the  zone  for  Submission  to 
Her  Majesty's  Government  through  your  Excellency.  M.  de  Staal  urged,  that 
advantage  should  be  taken  of  the  delay  which  must  elapse  before  the  Com- 
missioners can  commence  work,  to  consult  Sir  Peter  Lumsden  in  regard  to 
the  proposed  zone.  His  Excellency  said,  that  the  Russian  Government,  while 
ready  to  examine  in  a  spirit  of  conciliation  any  remarks  which  Sir  P.  Lumsden 
might  have  to  make,  would  no  doubt  feel  obliged  to  insist  on  the  adoption 
of  their  proposal  in  its  essential  points.  ||  M.  de  Giers,  after  referring  to  his 
conversations  with  your  Excellency  respecting  the  advance  of  the  Russian 
troops  to  Pul-i-Khatun  and  of  the  Afghan  forces  on  the  Murgbab,  states  that 
it  has  been  impossible  for  the  Russian  Government  to  share  the  views  of  Her 
Majesty's  Government  in  regard  to  this  question,  that  having  succeeded  in 
establishing  tranquillity  in  the  Turkoman  steppes,  they  were  forced  to  seek 
means  to  consolidate  the  State  of  affairs  created  by  Russia,  and  to  take  steps 
against  the  disorder,  which  there  was  every  reason  to  apprehend  in  couse- 
quence  of  the  considerable  military  preparations  of  the  Afghaus  on  the 
uorthern  borders  of  Herat  and  the  approach  of  the  British  escort,  the  num- 
bers  of  which  greatly  exceeded  what  had  been  agreed  upon.  ||  M.  de  Giers 
observes,  that  the  establishment  of  an  advanced  Russian  post  at  Pul-i-Khatun 
had  no  other  object  than  the  above,  that  this  place  had  never  formed  part 
of  Afghanistan,  and  was  moreover  too  far  removed  from  the  uorthern  frontier 
of  that  country  to  interfere  with  the  direction  of  the  frontier-line ,  the  deli- 
mitation  of  which,  in  accordance  with  the  principles  of  the  Agreement  of 
1872-73,    should    be    carried   out   with    reference    to   the  possessions   of  the 


("Narrative  of  a  Journey  through  the  Province  of  Khorassan  and  on  the  Xorth-West 
Frontier  of  Afghanistan  in  1875,  by  Colonel  MacGregor:"  London,  1879,  p.  241. 

Anm.  des  Memorandum. 

StaatsarcL  iv  XLV.  22 
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Nr.  8669.  Ameer  Sheer-Ali,  that  the  evidence  of  Colonol  Mac  Gregor,  referred  to  by 
Gross-  General  Zelenoi  in  his  proposal,  indicates  very  clearly  tlie  limits  of  tliose 
9.  Dee.  i'ss4.  possessions.  II  With  regard  to  the  recent  encroachments  of  the  Afghan  forces, 
]M.  de  Giers  states  that  even  if  the  Sarik  Turkomans  estahlished  at  Penjdeh 
formerly  paid  tribute  to  Afghanistan,  this  fact  would  not  of  itself  confirm 
the  Claim  of  the  present  Ameer  to  the  place,  looking  to  the  fact  that  it  had 
uever  been  occupied  by  Afghan  troops-,  and  that  its  population  had  always 
enjoyed  complete  iudependence,  that  from  the  commenceraent  of  the  present 
negotiations  it  had  been  pointed  out  to  Her  Majesty's  Government  that  designs 
appeared  to  be  entertained  at  Herat  against  the  independeuce  of  Penjdeh, 
but  that  in  spite  of  these  representations  the  place  had  been  occupied  by 
Afghans  who,  according  to  recent  reports,  had  even  advauced  beyond  Sari- 
Yazi*).  II  M.  de  Giers  concludes  by  observing  that  this  State  of  affairs  is  cal- 
culated  seriously  to  compromise  the  success  of  the  negotiations.  ||  The  Russian 
Ambassador  stated  to  me,  that  he  was  instructed  to  call  my  very  serious 
attention  to  the  state  of  affairs  which  he  had  described  to  me.  ||  I  am,  &c. 

Granville. 


Nr.  8670.     Grossbritannien.  —  Min.  d.  ausw.   an  den  russ. 

Botsch.  in  London  (Staal).  —  Abgrenzung  der  Zone. 
Pul-i-Khatun  und  Penjdeh  gehören  zu  Afghanistan. 
[II.  153.] 

Foreign  Office,  December  23,  1884. 
Nr.  F670.  M.  1' Ambassadeur ,  —  I  have  consulted  Her  Majesty's  Secretary  of  State 

Gross-     £pj.  jjjjjg^  jj^  regard  to  the  communication  which  your  Excelleucy  made  to  me 

liritannien. 

.';.Dtc.i884.  ou  the  9tli  instant  on  the  subject  of  the  proposal  that  a  zone  should  be  laid 
down,  within  which  thework  of  the  Afghan  Boundary  Coramission  should  be 
confined;  and  I  have  now  the  honour  to  acquaint  you,  that  Her  Majesty's  Go- 
vernment, being  desirous  of  meeting,  as  far  as  possible,  the  Avishes  of  the 
Russian  Government  in  this  matter,  arc  prepared  to  agree  that  the  Commis- 
sioners  should  be  instructed  not  to  extend  these  inquiries  beyond  the  line 
Avhich  has  been  proposed  by  your  Excellency  as  the  northern  limit  of  the 
zone,  and  which  would  run  from  a  point  on  the  right  bank  of  the  Heri-Rud 


*)  Hierüber  telegraphirt  Lumsden  an  Granville  [IL  149] : 
(Telcgraphic.)     (Receivcd  December  16,  5-40  P.  M.)    Penjdeh,  December  8,  1884. 

I  have  been  received  with  great  cordiality  here  by  the  Afghan  ofßcials  and  Turko- 
mans Ehlers.  Afghan  Government  is  fiilly  estahlished,  and  has  strengthcned  natural 
strongbold  at  junction  ofrivcrs;  outpost  at  Sari-Yazi  has  been  witlidrawu.  Have  im- 
prossed  on  Afghan  officials  vital  necessity  for  just  and  leuient  treatment  of  tlie  Sariks, 
wliose  futurc  allcgiancc  entiroly  depends  on  their  action.  Every  facility  lias  been 
given  for  survcy  Operations  betwcen  the  IIcri-Rud  and  the  Moui'ghab,  which,  should 
wcathor  permit,  will  cxtcnd  east  towards  the  Oxus. 
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opposite  Dowletabad  direct   to  thc  Murghab,   crossiug  the   river  above  Imam   Nr.  sevo. 
Bakhsh,   and  tlicucc  to  Khoja-Saleh.     It  would,    liowever,   in  the  opinion  of     ^''°^^' 

j  '■  biitaniiion. 

Her  Majestys  Government,  bc  uudesirable  to  attempt  any  preliminary  defini- 23.Dec.1s8t. 
tion  of  the  southeru  limit  of  the  zone.  ||  I  think  it  right  to  add,  that  Her 
Majesty's  Government  do  not  agree  with  the  Russian  Government  that  Pul-i- 
Khatun  and  Penjdch  are  outside  thc  limits  of  Afghanistan,  but  they  consider 
that    tliese    questions    must   bc  dccided  by  the  Commissioners   on  the  spot. 
I  have,  &c.  Granville. 


Nr.    8671.       RUSSLAND.  —  Min.  d.  Ausw.  an    den    russ.  Botsch.  in 
London.  —  Vorschlag  einer  Grenzlinie.     [II.  182.] 

(Communicated  to  Earl  Granville  by  M.  de  Staal,  February  3.) 

St.  Pctersbourg,  le  IG  (28)  Janvier,  1885. 

M.  l'Ambassadeur,  —  J'ai  regu  la  depeche  en  date  du  18  (30)  Decembre    Nr.  sgti. 
par  laquelle  votre  Excellence  a  bieu  voulu  me  transmettre  copie  de  la  note  28.ran  TsbV. 
qui  lui  a  ete  adressee  par  le  Comte  de  Granville  au  sujet  de  la  delimitation 
de  l'Afghanistan. 

C'est  avec  regret  que    nous  avons  constate   que    le  Cabinet    de  Londres 
persiste  ä  repousser  notre   proposition  relative  ä  une  entente   prealable  entre 
les  deux  Gouvernements  sur  les  limites  de  la  zone  de  delimitation,  sans  meme 
preciser  les  motifs  de  son  refus.     Vous  avez  ete  ä  meme  d'apprecier  les  cir- 
constances  qui  nous  ont  place  dans  la  necessite  d'insister  sur  cette  condition, 
laquelle,  sans  porter  la  moindre  atteinte  aux  interets  de  la  Grande-Bretagne, 
n'est  destinee   qu'ä  nous  procurer  des  garanties  indispensables  contre  une  de- 
viation  des  principes   qui    ont  servi  de  base  aux  negociations.     Nous  ne  sau- 
rions  renoncer  ä  ces  garanties  en  presence  des  empietements  territoriaux  des 
Afghans,   et  la  reponse  de  Lord  Granville  tend   a  nous   en  frustrer.     Toutes 
.  ces  considerations  sont  developpees   dans    la  Notice  ci-joiute,    qui    resume  la 
marche  des  negociations.  ||  Dans   ces   conditious  11   est  ä  prevoir  que  l'envoi 
de  notre  Commissiounaire  sur  les  lieux  n'aboutirait  qu'ä  un  echec.     L'interet 
que  nous  attachons  ä  une  Solution  favorable  de  la  presente  question  nous  im- 
pose  le  devoir  d'eviter  cette  eventualite.  |1  Vous  aurez  sein  de  relever  ces  con- 
siderations aux  yeux  de  Lord  Granville.  1|  La  Notice   ci-jointe   contient  egale- 
ment  l'expose  d'une   nouvelle   proposition   que  vous   etes  autorise  ä  faire  au 
Cabinet    de  Londres,    pour    faire    sortir   les    negociations    de  l'impassc    dans 
laquelle  elles  vienneut  de  s'engager.    Cette  proposition  a  pour  objet  une  entente 
entre  les  deux  Cabinets  sur  la  ligne   de  demarcation  dont  le  trace,  indique 
dans  la  Notice,  a  ete  combine  en  vue  des  preventions  qu'inspirerait  ä  l'Angle- 
terre  la  proximite  des  nos  etablissements  de  la  ville  de  Herat.     Moyennant  ce 
trace  un  espace  de  110  kilom.  environ  separerait  cette  ville  des  points  les  plus 
rapproches  de  la  future  frontere.  ||  Si  les  deux  Cabinets  se  raettaient  d'accord 
en  principe  sur  cette  direction  de  la  ligne,  la  tache  desCommissaircs  respectifs 

2r 


340  Central- Asiatische  Frage. 

Nr.  86T1.   serait  simplifiee.     Ceux-ci  pourraient  se  rendre  sans  retard  sur  les  lieux  pour 

Kassland. 

28.Jan.i8S5  proceder  au  trace  de  la  froutiere.  |1  Je  n'ai  pas  besoin  de  reiterer  ä  votre 
Excellence  combien  uous  desirons  voir  s'etablir  un  aecord  qui  ecarterait  ä 
ravenir  toute  complication  et  tout  raalentendu  entre  les  deux  Gouvernements, 
et  leur  permettrait  de  placer  sur  des  bases  solides  les  bonnes  et  amicales 
relatious  qui  doivent  subsister  entre  eux  dans  leur  propre  interet  comme  dans 
celui  de  la  tranquillite,  de  Vordre  et  de  la  civilisation  dans  ces  contrees.  || 
C'est  parce  quo  nous  y  attachons  le  plus  grand  prix  que  nous  invitons  le 
Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique  ä  entrer  avec  nous  dans  un  echange 
d'idees  direct,  et  que  nous  lui  indiquons  avec  une  entiere  franchise  le  terrain 
sur  lequel  l'entente  que  nous  souhaitons  pourrait  s'etablir.  |1  Vous  etes  autorise 
ä  donncr  lecture  et  copie  de  la  präsente  depeche  et  de  l'Annexe  k  Lord 
Granville  lorsque  vous  le  jugerez  opportun,  ||  Veuillez,  <S;c.  Giers. 

Notice. 
Le  Cabinet  Imperial  a  pris  connaissance  de  la  note,  en  date  du  23  De- 
cembre,  1884,  que  M.  le  Comte  de  Granville  a  cru  devoir  adresser  ä  l'Am- 
bassadeur  de  Russie  ä  Londres  au  sujet  de  la  delimitation  de  l'Afghanistan.  || 
Le  Cabinet  Imperial  s'etant  trouve  dans  la  necessite  de  proposer  ä  celui  de 
Londres  de  s'entendre  d'avance  sur  une  zone  de  delimitation,  le  Gouvernement 
Britannique,  ainsi  qu'il  resulte  de  la  note  ci-dessus  mentionnee,  est  tout 
dispose  ä  admettre  que  les  investigations  des  Commissaires  delimitateurs  ne 
depassent  pas  la  ligne  qui,  suivant  l'avis  du  Cabinet  Imperial,  pourrait  etre 
adoptee  comme  limite  septentrionale  de  la  zone  en  question;  mais,  d'un  autre 
cöte,  il  ne  croit  pas  possible  de  proceder  ä  une  definition  prealable  de  la 
limite  sud  de  la  meme  zone.  Le  Cabinet  Britannique  ne  saurait  non  plus 
admettre  que  Pouli-Khatoum  et  Pendjde  se  trouveraient  en  dehors  des  limites 
de  l'Afghanistan,  ainsi  que  le  pense  le  Cabinet  Imperial,  et  il  est  d'avis  que 
ces  questions  devraient  etre  resolues  par  les  Commissaires  sur  les  lieux.  [|  La 
note  precitee  de  M.  le  Comte  de  Granville  garde  le  silence  sur  les  raisons  qui 
empechent  le  Gouvernement  Britannique  d'adopter  la  proposition  du  Cabinet 
Imperial,  et  eile  ne  fait  pas  la  moindre  allusion  aux  circonstances  et  aux 
considerations  qui  ont  motive  la  susdite  proposition,  et  qui  ont  ete  exposees 
en  detail  dans  la  note  adressee  par  M.  de  Giers  ä  l'Ambassadeur  d'Angleterre 
en  date  du  14  Novembre,  1884.  ||  Vu  la  gravite  qui  s'attache  ä  ces  consi- 
derations, le  Cabinet  Imperial  ne  saurait  s'empecher  d'appeler  eucore  une 
fois  l'attention  la  plus  serieuse  du  Gouvernement  Britannique  sur  les  motifs 
qui  lui  fönt  craindre  que,  dans  les  conditions  actuelles  et  ä  defaut  d'une 
entente  prealable  sur  l'etendue  de  la  zone  de  delimitation,  l'envoi  des  Com- 
missaires sur  les  lieux  n'aboutissc  ä  un  malentendu  ou  meme  a  un  echcc 
dont  les  conscqucnccs  ne  sauraient  manquer  d'excrcer  une  influcncc  defavorable 
sur  la  marche  ulterieure  de  n6gociations.  ||  Dös  le  d^but  de  ces  negociations 
il  avait  ete  convcuu  entre  les  deux  Gouvernements  que  tous  les  Arrangements 
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anterieurement    coiiclus    au   sujot    de    I'Asie  Centrale    resteraient   en  vigucur;   ^'^-  ^''"^• 

Rnssland. 

dans  sa  note  du  17  Juin,  1884,  le  Cabinet  Imperial  s'etait  fait  un  devoir  deo^.jan.isss. 
signaler  ä  l'Ambassadeur  Britannique  que,  dans  sa  pensde,  la  procliaiue  deli- 
mitation  etait  destinee  h  completer  celle  de  1872-73.  Les  deux  Cabinets 
convinrent,  cn  outrc,  que  la  direction  de  la  ligne  de  demarcatiou  entre 
l'Amou-Daria  et  le  Heri-Rud  serait  combinee  de  fagon  k  prevenir  autant  que 
possible  tout  motif  de  malcntcndus  et  de  complications  dans  l'avenir.  L'ctat 
des  possessions  de  l'lfimir  Schir  Ali-Khan  ayant  servi  de  base  h  l'Arrangement 
de  1872-73,  c'est  cctte  meme  base  qui  dcvait  etre  adoptec  pour  la  procbaine 
delimitatiou ,  et  le  Cabinet  Imperial  a  eu  soin  de  preciser  dans  sa  note  du 
30  Juillet,  1884,  que  selon  son  avis  les  complications  ne  pourraient  etre 
ecart^es  que  dans  le  cas  oii  la  frontiere  k  tracer  serait  conforrae  aux 
conditions  geographiques  et  ethnographiques  du  territoire  k  delimiter.  ||  En 
partant  de  ce  point  de  vue  le  Cabinet  Imperial  s'est  fait  un  devoir  de 
prevenir  l'Ambassadeur  Britannique  qu'il  se  voyait  dans  la  necessite  de  de- 
mander  que  la  tribu  des  Turcomans-Saryks,  dont  une  partie  avait  dejä, 
fait  sa  soumission  aux  autorites  Kusses,  soit  comprise  tout  entiere  dans  la 
sphere  d'action  de  la  Russie,  et  que  l'fimir  Abdourrahman-Kban  reuongät  ä 
toute  vell^it^  d'extension  de  son  territoire  aux  depens  des  teri^s  habitees  par 
les  Turcoraans  en  question.  ||  Quoique  le  Gouvernement  Britannique  n'eüt  pas 
juge  possible  de  donner  son  adhesion  k  cette  proposition,  M.  de  Giers  ne 
crut  pas  moins  de  son  devoir  de  prevenir  Sir  Edward  Thornton  que  le  Cabinet 
Imperial  se  reservait  d'insister  sur  l'application  du  programme  ci-dessus  expose. 
'  La  r^alisation  de  ce  programme  n'etant  possible  qu'ä  condition  que  l'oasis 
de  Pendjde,  habite  par  les  Saryks,  ne  füt  pas  euvahi  par  les  Afghans, 
le  Cabinet  Imperial  n'avait  pas  manque  de  signaler  des  le  mois  de  Juin  1884 
k  l'attention  du  Gouvernement  Britannique  les  bruits  qui  pretaient  ä  l'i^mir 
Abdourrahman-Khan  l'intention  de  s'emparer  de  cette  localite.  En  donnant 
plus  tard  son  consentement  definitif  a  l'envoi  de  son  Commissaire  sur  les 
lieux,  il  n'a  pas  cru  pouvoir  s'empecher  de  rappeler  k  l'Ambassadeur  Britan- 
nique que  les  empietemeuts  territoriaux  des  Afghans  ne  sauraient  manquer  de 
neutraliser  les  effets  des  iutentions  conciliantes  des  deux  Puissances  et  de  creer 
de  graves  obstacles  ä  la  delimitation  (note  du  25  Aoüt,  1884).  ||  Au  com- 
mencement  du  mois  de  Septembre  le  Cabinet  Imperial  eut  le  regret  de  con- 
stater  que  les  representations  amicales  dont  il  avait  use  aupres  du  Gouverne- 
ment Britannique  n'avaient  pu  prevenir  l'envahissement  de  Pendjde  par  les 
Afghans,  et  pour  empecher  que  la  delimitatiou  ne  s'ecartät  des  principes 
consacres  en  1872-73,  il  si  vit  oblige  de  proposer  k  l'Ambassadeur  d'Angle- 
terre  de  s'entendre  d'avance  sur  les  limites  de  la  zone  qui  ferait  l'objet  des 
investigations  des  Commissaires  respectifs.  \\  La  reponse  du  Foreign  Office  ne 
fut  regue  au  Ministere  des  Affaires  Etrangeres  que  le  5  du  mois  de  Novembre; 
tout  en  reconnaissant  l'utilite  de  la  defiuition  d'une  zone  de  delimitation,  le 
Gouvernement   Britannique   pretendait  pourtant  que  c'etait  aux  Commissaires 
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Knssland. 
2S.Jan.l8f5. 


de  s'entendre  ä  ce  siijet  avcc  son  coUegue  de  Russie,  le  Commissaire  Aiiglais 


etait  tenu  de  cousulter  le  Delegue  de  l'Emir  Abdourrahmau-Khan.  ||  Cette 
reponse  n'etait  point  de  nature  ä  satisfaire  le  Cabiiiet  Imperial.  N'ayant  point 
fi  intervenir  dans  les  rapports  du  Commissaire  Anglais  avec  les  autorites 
Afghaues,  le  Cabinet  Imperial  se  voyait  dans  l'impossibilite  d'admettre  que 
la  necessite  d'explications  prealables  entre  le  General  Lumsden  et  le  Delegue 
de  l'Emir  puisse  servir  d'obstacle  ä  une  entente  directe  entre  les  deux  Gouver- 
nements. Cette  entente  pouvait,  selon  son  avis,  eprouver  d'autant  moins  de  diffi- 
cultes,  qu'il  suffisit  de  definir  les  limites  de  la  zone  en  traits  generaux  et  que 
cette  definition,  qui  devait  evidemraent  preceder  le  commenceraent  des  travaux 
de  delimitation,  ne  pouvait  s'effectuer  que  sur  la  base  d'informations  recueillies 
precedemment  et  qui  figuraient  deja  sur  les  cartes  existantes.  1|  Dans  le  but 
de  liater  la  Solution  de  la  question  et  persuade  que  le  bien-fonde  des  consi- 
derations  ci-dessus  exposees  ne  pouvait  echapper  ä  l'attention  du  Gouverne- 
ment Britannique,  le  Cabinet  Imperial  crut  devoir  transmettre  a  Sir  Edward 
Thornton  un  projet  de  zone  dresse  par  le  General  Zelenoi.  Ayant  pris  pour 
point  de  depart  de  la  limite  nord  de  la  zone  Daouletabad,  situe  ä  une  grande 
distance  des  possessions  Afghaues,  le  Commissaire  Russe  etait,  d'autre  part, 
d'avis  que  la  limite  meridionale  de  la  zone  devait  suivre  la  chaine  des  hau- 
teurs  qui  borde  au  nord  la  vallee  de  Herat  et  qui,  confoi'mement  au  temoi- 
gnage  du  Colonel  MacGregor,  formait  en  1875  la  frontiere  reelle  de  l'Afgha- 
nistan.  L'oasis  de  Pendjde  n'ayant  etö  que  tout  recemment  occupe  par  les 
Afghaus,  cette  localite  fut  comprise  daus  la  zone.  Dans  la  pensee  du  Cabinet 
Imperial  le  travail  du  General  Zelenoi  ne  prejugerait  point  la  direction  de  la 
future  ligne  de  demarcation,  dont  le  trace  devrait  faire  l'objet  d'une  entente 
ulterieure,  soit  entre  les  Commissaires  respectifs,  soit  entre  les  deux  Gouver- 
nements. Ce  travail  n'etait  destiuö  qu'  ä  ecarter  des  contestations  eventuelles 
entre  les  Commissaires  sur  l'extension  ä  donner  aux  travaux  de  levee  et  de 
description  et  ä  fournir,  en  meme  temps,  au  Gouvernement  Imperial,  une 
garantie  que  le  trace  de  la  future  frontiere  ne  subirait  point  l'influence  des 
changements  territoriaux  survenus  ä  la  suite  des  empietements  des  Afghans, 
et  que  le  Commissaire  Russe  ne  serait  point  erapecbe  de  visiter  les  localites 
dont  l'investigation  prealable  constituerait  un  element  essentiel  de  la  future 
delimitation.  ||  La  reponse  de  M.  le  Comte  de  Granville,  coutenue  dans  Sa 
note  du  23  Decembre  dernier,  tend  ä  nous  frustrer  des  garanties  ci-dessus 
sp6cifi6es,  et  ä  demontrer  que  dans  les  conditions  actuelles,  la  rencontre  des 
Commissaires  ä  Sarakhs  ne  saurait  plus  repondre  au  but  que  les  deux 
Puissances  etaient  convenues  de  poursuivre.  Le  Commissaire  Russe  ne  pouvait 
que  renouveler  aupres  de  son  collegue  d'Angleterre  la  proposition  qui  vient 
d'etre  rejetöe  par  le  Gouvernement  Britannique,  et  il  y  a  tout  licu  de  sup- 
poser  que  les  circonstanccs  qui  ont  empeche  les  deux  Gouvernements  de  s'en- 
tendre   sur   les  limites  de  la  zone  de   delimitation  nc    manqueraient  pas  de 
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susciter  des  obstaclcs  insurmontables  ä,  un  arrangements  ä,  ce   sujet  entre  les    Nr.  sgti. 

Commissaires  respcctifs;  ccs  derniers  ne  tarderaient  pas  cn  consequcncc  ä  se  ^^"''''''^"^^• 

^  ^  2s.jiin.1sR5. 

voir  places  dans  l'altcrnative,  soit  de  rompre  les  nogociations  et  de  se  scparcr, 

soit  d'attendre  dans  une  complete  inaction  le  rösultat  des  negociations  ultc- 
rieures  entre  leurs  Gouvernements.  Loin  de  facilitcr  la  Solution  des  difficultes, 
de  tclles  eventualites  ne  contribueraient  qu'ä  corapliquer  la  Situation.  \\  Pour 
ce  qui  est  de  Pouli-Khatoum  et  de  Pendjde,  le  Cabinet  Imperial  se  trouve 
dans  l'impossibilite  de  s'associer  aux  appreciations  contenues  dans  la  note  de 
M.  le  Comte  de  Granville  du  23  Decembre  dernier.  La  prcmiere  de  ces  dcux 
localites  est  söparee  par  une  distance  de  80  kilom.  environ  de  la  frontiere 
reelle  de  l'Afghanistan,  laquelle,  suivant  le  temoignage  du  Coloncl  C,  M.  Mac- 
Gregor,  est  formee  par  la  chaine  des  hauteurs,  qui  borde  au  nord  la  route 
conduisant  de  Herat  ä  Kehriz*).  Le  detacberaent  Russe  qui  vicut  d'etre  iu- 
stalle  ä  Pouli-Khatoun  n'y  a  pas  trouv<5  la  moindre  trace  d'habitations  Afghanes. 
Et  quant  ä  l'oasis  de  Pendjde,  qui  dans  le  courant  de  l'annee  passt^e  a  ete 
ä  deux  reprises  visite  par  des  voyageurs  Kusses,  le  fäit  tout  recent  de  son 
occupation  par  les  Afgbans  ne  saurait,  conformement  aux  principes  de  l'Arran- 
gement  de  1872-73,  constituer  uu  titre  de  possession  en  faveur  de  ceux-ci.  |l 
Dans  cet  etat  de  cause  et  dans  le  cas,  oü  le  Gouvernement  Britaunique  per- 
sisterait  dans  sa  rösolution  de  repousser  notre  proposition  relative  ä  l'entente 
prealable  sur  les  limites  de  la  zone  de  delimitation,  le  Cabinet  Imperial  serait 
d'avis  que,  pöur  empecber  les  negociations  d'aboutir  ä  une  irapasse,  les  deux 
Gouvernements  pourraient  essayer  de  s'entendre  sur  la  ligne  meme  de  de- 
marcation  ä  tracer  entre  leurs  spberes  d'action  respectives.  Suivant  l'opinion 
d'iiommes  competens  Kusses  cette  ligne  pourrait  etre  tracee  de  la  fagon 
suivante:  —  ||  En  partant  du  point  de  la  rive  droite  du  Heri-Rud,  sis  ä  une 
distance  de  10  verstes  environ  au  sud  de  Zoulfajar,  la  ligne  se  dirigerait  par 
Kebrizi-Elias  et  Kebrizi-Soume  jusqu'au  ruisseau  de  Yegri-Gueuk,  suivrait  la 
erete  des  bauteurs  qui  bordent  la  rive  droite  de  ce  ruisseau  jusqu'aux  ruines 
de  Tcbemenibid  et  ensuite  la  cbaine  de  collines  de  la  rive  droite  du  Kouscbk, 
jusqu'ä  Havuzi-Khan,  d'oü  eile  irait  rejoindre  un  point  sis  au  nord  de  Me- 
routchak,  qui  resterait  ä  l'Afgbauistan.  A  partir  de  ce  point  la  ligne  de  de- 
niarcation  suivrait  la  crete  des  bauteurs  qui  bordent  au  nord  la  vallee  du 
Kaisor  et  ä  l'ouest  celle  du  Sangalak,  et  en  laissant  Andkhoi  ä  Test**),  eile 

*)  "Narrative  of  a  Jourucy  through  tlie  Province  of  Kliorassan  aud  on  the  North- 
West  Frontier  of  Afghanistan  in  1S75,  by  Colonel  C.  M.  MacGregor."   London,  1879:— 

„Tout  le  long  de  cette  route  la  chaine  des  bauteurs  peu  elevees  qui  ferme  la  vue 
dans  la  direction  du  nord,  est  garnie  d'une  ligne  de  tours  d'observation  (karaouls) 
qui  sont  censees  etre  occupees  par  des  gardes-frontieres,  mais  qui,  comme  de  raison, 
ne  le  sont  jamais.  En  cas  011  elles  seraient  occupees,  ainsi  que  l'on  en  avait  l'inten- 
tion,  ces  tours  auraient  pu  constituer  une  defense  affective.  .  .  "—(Vol.  i,  P.  24  1.) 

Anm.  der  russ.  Note. 

**)  Der  ursprüngliche  Text  hatte  "ä  l'ouest".  Dies  wurde  durch  Note  vom  7  März 
1885  [II,  217]  für  einen  Schreibfehler  erklärt.  Anm.  d.  ßed. 
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Nr.  ?67i.  rejoindrait  Khodja-Saleli  sur  rAmou-Daria.  ||  Conformement  a  ce  trace,  toiit 
Kussiand.^  le  territoire  corapris  entre  la  ligne  de  demarcation  ci-dessus  decrite  et  celle 
dont  parle  le  Colonel  MacGregor  serait  annexe  ä  l'Afghanistan,  mais  ä  la 
condition  que  rfimir  Abdourrahman-Khan  s'engage  a  ne  point  faire  elever 
dans  les  limites  de  ce  territoire  des  fortifications  qui  pourraient  devenir  une 
menace  pour  les  populations  de  l'autre  cote  de  la  frontiere.  Par  contre,- 
l'oasis  de  Pendjde  serait  compris  dans  la  sphere  d'action  de  la  Russie.  Ainsi 
qu'il  a  ete  explique  plus  haut,  le  Cabinet  Imperial  croit  devoir  insistcr  sur 
ce  point,  pour  la  raison  que  Pendjde  est  exclusivement  habite  par  les  Turco- 
mans-Saryks,  dont  les  congeneres  etablis  ä  Yolatau  et  ä  Tcharbagh  ont  dejä, 
fait  leur  soumission  aux  autorites  Kusses.  Par  le  fait  de  l'annexion  de  Pendjde 
ä  l'Afghanistan  la  tribu  des  Saryks  serait  partagee  en  deux,  et  ce  partage, 
vu  surtout  les  habitudes  nomades  et  les  instincts  pillards  des  Turcomans,  ne 
manquerait  pas  de  devenir  la  source  de  complications  entre  la  Russie  et 
l'Afghanistan  —  complication  qu'il  est  de  l'interet  commun  des  deux  Grandes 
Puissances  de  conjurer. 


Nr.    8672.      Russland. —Memorandum.    Rechtfertigung  des  Vor- 
dringens der  russischen  Truppen.     [II.  205.] 

Nr.  8672.  ^6  Ministcro  Imperial  des  Affaires  liltrangeres  a  pris   connaissance  de  la 

Kassiand.  communication  que  M.  l'Ambassadeur  de  Sa  Majeste  Britannique  a  cru  devoir 
'lui  remettre  ä  la  date  du  8  (20)  courant,  et  qui  a  pour  objet  l'occupation  du 
defile  de  Zoul-fagar  par  la  milice  Turcomane,  ainsi  que  l'apparitiou  d'un  de- 
tachement  de  cavalerie  Russe  ä  Aimak-Djar.  ||  Ces  procedes  pouvant,  confor- 
mement ä  l'opinion  du  Gouvernement  Britannique,  donner  lieu  ä  des  conflits 
et  amener  les  plus  graves  complications,  M.  l'Ambassadeur  a  ete  Charge  d'in- 
sister  aupres  du  Cabinet  Imperial  pour  que  le  detachement  de  cavalerie  ci-des- 
sus mentionne  regoive  Vordre  de  se  retirer  au  delä  de  Sary-yaz  et  pour  qu'il 
soit  defendu  aux  troupes  Russes  d'advancer  jusqu'ä  ce  que  la  Commission 
Mixte  n'ait  pris  une  decision  quleconque.  De  son  cöte  le  Gouvernement  Bri- 
tannique serait  pret  ä  employer  ses  efforts  pour  empecher  les  troupes  Afgha- 
nes  d'avancer  au  delä  des  points  occupes  aujourd'hui  par  elles.  ||  Le  Mini- 
stere  Imperial  des  Affaires  Etrangeres  a  d'autant  plus  lieu  d'etre  surpris  de 
l'insistance  deployee  par  M.  l'Ambassadeur  dans  sa  communication  que  toutes 
les  representations  qui  ont  ete  adressees  ä  son  Excellence  par  le  Cabinet  Im- 
perial dans  le  but  de  prevenir  des  empietements  de  la  part  des  autorites 
Afghanes  sont  rest^es  completement  infructueuses.  1|  C'est  k  la  date  du  9  Juin 
dernier  que  le  Ministere  des  Affaires  £trangeres  s'etait  fait  un  devoir  de  si- 
gnaler h  l'attcntion  de  M.  l'Ambassadeur  les  bruits  qui  pretaient  aux  autorites 
Afghanes  l'intention  de  s'emparer  de  Pendjde.  L'occupation  de  cette  localitö 
par  les  Afghans  n'ayant  pu  ctre  empechöc,  le  Cabinet  Imperial  s'etait  fllattö  de 
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l'espoir  qiie  Ics  cffets  de  cet  envaliisseraent  auraicnt  pu  etrc  ncutralises,  si  les  ^r.  8ct2. 
deux  Cabincts  parvenaient  ä  s'entendre  sur  les  limites  d'une  zone  de  delirai- of PeSibSs 
tation,  laquelle  comprendrait  entre  autres  le  territoire  de  Pendjde.  L'accueil 
qui  a  ete  fait  ä  Londres  ä  cette  proposition  concilianto  n'a  pas  ropondu  ä 
nos  attcntes,  et  en  presence  de  ce  fait,  ainsi  qiie  des  armaments  poursuivis 
par  les  autorites  Afghancs,  le  Cabinet  Imperial  s'est  vu  place  dans  la  necessitc 
d'aviser  aux  moyens  de  saiivegarder  ses  droits,  L'cnvoi  d'un  detachcment 
Russe  ä  Pouli-Kliatura  n'a  ete  qu'une  consequence  directe  et  inevitable  de  cet 
etat  de  clioses;  mais  eile  ne  dcvait  point  prejuger  les  decisions  de  la  Com- 
raission  de  Delimitation  dans  le  cas  oii  les  deux  Gouvernements  perviendraient 
ä  tomber  d'accord  sur  les  moyens  propres  ä  ecarter  les  obstacles  qui  s'etai- 
ent  opposes  ä  la  reunion  des  Coramissaires  respectifs.  ||  La  proposition  rela- 
tive h  la  zone  de  delimitation  ayant  ete  declinee  par  M.  le  Comte  de  Gran- 
ville  dans  sa  note  du  11  (23)  Decembre,  1884,  l'Ambassadcur  de  l'Empereur 
fut  invite  ä  faire  une  nouvelle  demarche  conciliante  aupres  de  son  Excellence 
et  ä  lui  proposer  une  entente  sur  une  ligne  de  demarcation  definitive.  A  peine 
M.  de  Staal  s'etait-il  acquitte  de  cet  ordre  que  le  Cabinet  Imperial  recevait 
d'Askabad  la  nouvelle  que  les  troupes  Afghanes  s'etaient  avancees,  d'un  cöte, 
jusqu'ä  Zoul-fagar  et,  de  l'autre,  jusqu'ä  Sary-yaz.  C'est  pour  empecher  des 
envahissements  ulterieurs  propres  h  porter  une  atteinte  irreparable  aux  interets 
de  la  Russie  se  rattachant  ä  la  delimitation  que  le  Commandant  des  troupes 
de  la  province  Transcaspienne  fut  invite  ä  faire  avancer  les  avant-postcs 
Russes,  II  M.  l'Ambassadeur  de  Sa  Majeste  Britannique  voudra  bien  relever 
de  ce  qui  precede  que  les  derniers  mouvements  railitaires  dans  la  province 
Transcaspienne  n'ont  ete  motives  que  par  la  necessite  qui  incombe  ä  la  Russie 
de  sauvegarder  contre  des  empietements  des  Afgbans  les  droits  qu'elle  a 
acquis  au  prix  de  lourds  sacrifices,  et  qu'en  presence  des  intentions  hostiles 
dont  semblent  animees  les  autorites  Afghanes  le  Cabinet  Imperial  se  trouve 
dans  une  complete  impossibilite  d'obtemperer  ä  la  demande  formulee  dans  la 
communication  ci-dessus  mentionnee  de  son  Excellence.  ||  Le  Cabinet  Imperial 
se  fait  d'ailleurs  un  devoir  d'assurer  M.  le  Ambassadeur  que,  dans  le  but  de 
prevenir  des  complications,  les  Commandants  des  postes  Russes  ont  regu 
Vordre  d'eviter  soigneusement  des  conflits  avec  les  troupes  Afghanes  et  que 
des  complications  ne  seraient  en  consequence  a  craindre  que  dans  le  cas  oü 
les  troupes  Afghanes  se  porteraient  ä  des  actes  d'hostilite  ä  l'egard  des 
postes  Russes. 

St.  Petersbourg,  le  12.  Fevrier,  1885. 
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Nr.  8673.  GROSSBRITANNIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  au  den  engl. 
Botsch.  in  St.-Petersburg.  —  Hofft,  dass  die  russ. 
Truppen  stricte  Ordre  bekommen,  nicht  weiter  vor- 
zurücken.    [IL  211.] 

Foreign  Office,  Marcli  3,  1885. 
Nr.  S673.  Sir,  —  Her  Majesty's  Government  have  received  from  their  Commissi  euer 

br'tannicn  ^^^  ^^^^  Afghau  fronticr  Reports  which  will  enable  them  very  shortly  to  reply 
3.  Mari  1885.  to  the  proposals  of  the  Russian  Government  which  were  coramunicated  to  tliem 
by  M.  de  Staal  on  the  3rd  ultimo,  j]  Her  Majesty's  Government  consider,  that 
it  is  of  the  utmost  importance  tliat  until  an  agreement  is  arrived  at  no  mo- 
vement of  troops  should  be  allowed  to  take  place  in  disputed  territory.  With 
tliat  view  Her  Majesty's  Government  have  instructed  the  British  Commissioner 
to  inform  the  Afghan  authorities,  that  they  must  not  attak  the  Russian  troops 
with  a  view  to  dislodge  tliem  from  the  positions  which  they  now  hold,  but 
that  any  further  advance  on  the  part  of  the  latter  should  be  resisted  subject 
to  military  considerations.  The  Afglian  authorities  have  further  been  infor- 
med,  that  their  policy  should  be  to  maintain  the  Status  quo,  pending  the  result 
of  the  negotiations  which  are  proceeding.  [|  Her  Majesty's  Government  desire, 
that  your  Excellency  will  express  to  the  Russian  Government  their  earnest 
hope  that  the  instructions  to  the  Russian  officers  on  the  frontier  will  be  of 
the  most  stringent  kind.  ||  Yo.ur  Excellency  should  point  out  to  M.  de  Giers, 
that  to  bring  on  a  coUision  with  the  Afghan  troops  by  pushiug  forward  the 
Russian  outposts  to  a  line  which  is  merely  assumed  by  Russia  to  be  the 
proper  frontier  and  which  has  in  no  way  been  admitted  by  Her  Majesty's 
Government  on  behalf  of  Afghanistan  is  quite  inconsisteut  with  a  friendly  ne- 
gotiation,  and  that  Her  Majesty's  Government  cannot  be  expected  to  take  the 
responsability  of  advising  tlie  Afghans  to  yield  indefinitely,  and .  without  in- 
vestigation  of  the  Claims  of  either  party,  territory  which  has  never  been  in 
the  possession  of  Russia.  ||  I  am,  &c.  Granville. 


Nr.  8674.  Grossbritannien.— Min.  d.Ausw.  an  den  engl. Botsch. 
in  St.-Petersburg.  —  Unterredung  mit  dem  russ. 
Botsch.  über  die  Eventualität  eines  Krieges.  [II.  220.] 

Foreign  Office,  March  9,  1885. 

Nr.  8^,74.  Sir,  —  The  Russian  Ambassador  called  to-day  and  read  me  a  telegram 

Gross-     \Yhich  he  had  received  from  M.  de  Giers  on  the  7th  instant  to  the  following 

.,,  März  1885.  cffcct.  !|  Thc  Russiau  Government  had  taken  note  of  Mr.  Gladstone's  statement 

.  in  Parliament  in  regard  to    the  Afghan  Frontier   question.     They  could  not 

belicve,  that  the  prescnt  dispute  would  cause   war  between  the  two  Empires. 

If  England  made  it  a  national  question,  it  was  the  same  in  Russia;  but  that 

did  not  exclude  (the  possibility  of)   a  friendly  understanding.  j|  M.   de  Staal 


Ccntral-Asiatisclie  Frnge.  347 

Said  he  was  authorizcd  lo  assure  mc,  tliat  liis  Government  liad  not  ccascd  to    Nr.  8674. 
cndcavour  to  arrivo  at  such  an  understanding,  apart  from  military  proceedings,  ,„.^^^..^1011. 
and  tliat  thcy  would  contiuue   to  be   animated  by  the   same   desirc.  ||  I  toldi'.Marzi885. 
his  Excellency,  tliat  öur  answer  to  the  despatch   of  tlic   IGtli  January   would 
be  forwardcd  to  hira  in  a  very  sliort  time.  ||  I  am,  etc. 

G  ran  vi  1 1  c. 


Nr.  8675.  GROSSBRITANNIEN.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  russ. 
Botscli.  in  London.  —  Englischer  Grenz-A^orsclilag. 
[II.  226.] 

Foreign  Office,  March  13,  1885. 
M.  1' Ambassadeur,  —  Her  Majosty's  Government  liave  had  under  their  n^.  sots. 
careful  corsideration  the  despatch  from  M.  de  Giers  on  the  subject  of  the  britannien. 
Afghan  boundary  question  which  you  did  me  the  honour  to  communicate  to"-^'''"''*^^^. 
nie  on  the  3rd  ultimo.  ||  The  delay  which  has  occurred  in  replying  to  this 
communication  has  been  occasioned  by  the  necessity  of  referring  M.  de  Giers' 
proposals  to  the  English  Boundary  Comraissioner,  who  was  awaiting  on  the 
spot  the  arrival  of  his  Russian  coUeague.  Ilaving  now  been  placed  in  posses- 
sion  of  his  observations  I  have  the  honour  to  transmit  to  your  Excellency  a 
Memorandum  dealing  with  the  points  raised  in  the  inclosurc  to  M.  de  Giers' 
despatch,  and  stating  the  line  which,  in  tlie  opinion  of  Her  Majcsty's  Govern- 
ment, according  to  such  Information  as  tliey  possess,  constitutes  the  boundary 
of  the  territories  under  the  sovereignty  of  tlie  Ameer  and  his  predecessors 
on  th.e  Throne  of  Afghanistan.  ||  Her  Majesty's  Government  have  been  and 
continue  to  be  most  anxious  to  settle  this  question  in  a  friendly  manncr  with 
the  Russian  Government;  but  it  would  be  irapossible  for  them  to  agree  that 
territories  claimed  as  Afghan,  in  regard  to  which  the  Ameer  has  been  iu- 
formed  that  an  investigation  would  be  conducted  on  the  spot  by  Commissio- 
ners  appoyited  by  the  Governments  of  Great  Britain  and  Russia,  shall, 
without  any  such  inquiry,  be  declared  to  be  under  Russian  dominion.  This 
assurance  was  given  to  the  Ameer  in  reliance  on  the  agreement  corae  to 
between  the  two  Governments  that  such  an  investigation  should  take  place. 
Her  Majesty's  Government  are  ready  on  their  part  to  carry  into  effect  this 
agreement,  and  they  trust  that  the  Russian  Government  will  no  longer  delay 
to  send  their  Commissioner  to  join  the  British  Commissioner.  1|  They  are 
williug,  in  order  to  mcet  as  far  as  pössible  the  wishes  of  the  Russian  Go- 
vernment, to  consent  that  the  line,  which  is  defined  in  the  accompanying 
Memorandum,  as  forming,  in  their  opinion,  the  .boundary  of  Afghan  territory, 
and  the  line  proposed  as  the  boundary- line  in  M.  de  Giers'  despatch  of  the 
16th  January*;  should  be  taken  as  the  northern  and  southern  limits  of  a  zone 

*)  Nr.  8671. 
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Nr.  SG75.    ^q  vfhicli  tliG  inquiries  of  the  Comraissioners  should  be  restricted.  1|  Her  Ma- 

Gross- 

vritannien.  jesty's  Govemment  will  be  prepared  to  instruct  tlieir  Comraissioner,  taking  this 

i3.Märzi885. 2one  as  a  basis,  to  discuss  the  question  in  the  most  conciliatory  spirit,  and 

to  endeavour  to   come  to   an  arrangement  which  will  be   satisfactory  to  the 

two  Governments,  and  which  Her  Majesty's  Government  in   consultatiou   with 

the  Ameer  would  be  justified  in  accepting.  ||  I  have,  &c. 

G  r  a  n  V  i  1 1  e. 


Memorandum  in  reply  fo  fhc  Memorandum  inclosed  in  M,  de  Giers'  DespatcJi 

of  Jamiary  IG,  1885. 

Her  Majesty's  Government  have  carefully  considered  the  Memorandum 
inclosed  in  M.  de  Giers'  despath  of  the  16th  January,  proposing  a  line  of 
demarcation  of  the  Afghan  boundary,  in  the  eveut  of  the  two  Governemeuts 
being  uuable  to  agree  upon  the  liraits  of  a  zone  of  Operations.  ||  Before  ex- 
pressing  their  views  on  this  proposal,  Her  Majesty's  Government  think  it  de- 
sirable  to  refer  briefly  to  the  correspondence  which  has  taken  place  between 
the  two  Governements  on  the  subject  of  the  boundary,  in  order  that  there 
may  be  no  misapprehension  as  to  the  course  they  have  taken  up  to  the  pre- 
sent  time  in  regard  to  it.  ||  The  representations  adressed  to  the  Imperial 
Cabinet  by  Her  Majesty's  Government  in  the  spring  of  last  year,  arising 
from  the  extension  of  Russian  sovereignty  over  Merv,  resulted  in  the  renewal 
by  the  Imperial  Government  of  a  proposal  which  was  made  in  1882  to  Earl 
Granville  by  Prince  Lobanoff  for  a  "settlement  of  the  frontier  of  Afghanistan 
from  the  point  where  it  was  left  undefined  as  far  ag  Sarakhs."  Adverting 
to  this  proposal,  which,  to  use  M.  de  Giers'  own  words,  "had  for  its  object 
the  continuation  from  Khoja-Saleh  in  a  westerly  direction  of  the  line  of  the 
Afghan  boundary  which  had  been  agreed  upon  in  1872-73,"  the  Imperial 
Cabinet  intimated  that,  if  the  British  Government  desired  to  renew  the  nego- 
tiations,  tliat  of  Russia  would  willingly  consent.  |j  Her  Majesty's  Government 
accepted  this  proposal,  suggesting  at  the  same  time  that  the  principal  points 
of  the  frontier-liue  should  be  laid  down  on  the  spot,  and  that  a  Joint  Com- 
mission,  which  would  include  an  Afghan  Representative,  should  be  appointed 
for  that  purpose,  in  sufficient  time  for  the  commencement  of  Operations  in 
the  ensuiug  autumn.  |j  The  Imperial  Governement  thereupon  expressed  their 
readiness  to  appoint  a  Commissioner  "who  should  visit,  with  bis  British 
colleague,  the  countries  in  question,  and  seek  in  concert  with  him  the  Cle- 
ments of  a  frontier-line  which  would  satisfy  the  respective  interests  of  the 
two  Powers."  They  objected  to  the  presence  of  an  Afghan  official  except 
as  an  expert  to  give  Information  when  required  to  the  Commission.  ||  Her 
Majesty's  Government  proposed  to  the  Russian  Government,  that  the  Commis- 
sioners  should  meet  in  the  following  October  at  Saiakhs;  the  Viceroy  of 
India,  at  the  same  time,  acquainted  the  Ameer  of  Afghanistan  with  the  above- 
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mentioned  arrangcments,  requesting  His  Higliness  to  depute  anAfghan  official,   Nr.  sevs. 

Gross- 

possessing  his  füll  confidence,  to  the  frontier,  to  assist  the  British  Commis-  britannien. 
sioner.  ||  After  sorae  further  correspondence,  to  which  it  is  unnecessary  to^^- '*''*''' ^^^^• 
refer,  Her  Majesty's  Government  appointcd  Major  General  Sir  Pctcr  Lumsden 
to  be  the  Queen's  Representative  on  the  Commission,  and  that  officer,  after 
receiving  Instructions,  of  which  the  purport  was  comraunicated  to  the  Imperial 
Cabinet,  left  London  for  Sarakhs  early  in  September.  j|  Information  was  re- 
ceived  three  days  after  Sir  P.  Lumsden's  departure,  from  M.  de  Giers,  that 
the  Imperial  Cabinet  adhered  to  its  wish  "not  to  let  pass  the  present  oppor- 
tunity  of  removing  for  ever  all  ground  of  raisunderstanding  or  rivalry  betwcen 
the  two  Powers  in  Central  Asia,  and  of  completing  the  work  of  conciliation 
happily  inaugurated  in  1872-73;"  that  arrangements  had  accordingly  been 
made  for  the  Russian  Commissioner,  General  Zelenoi,  "to  join  Sir  P.  Lumsden 
about  the  Ist  (13th)  October  at  Sarakhs,  where  he  would  have  to  come  to 
an  understanding  with  his  colleague  in  regard  to  the  conduct  of  the  work  of 
delimitation;"  that  he  would  be  "desired  to  seek,  in  conjunction  with  Sir 
P.  Lumsden,  the  Clements  of  an  arrangement  of  a  nature  to  remove,  as  far 
as  possible,  the  motives  of  misunderstaudings  and  complications."  ||  Thus  Her 
Majesty's  Government  had  every  reason  to  belle ve,  that  the  work  of  the 
Commission  would  proceed  without  delay,  and  that  any  differeuces  of  opinion 
would  be  either  settled  on  the  spot  by  the  Commissioners,  or  referred,  if  ne- 
cessary,  to  their  respectiye  Governments.  ||  To  their  great  disappointraent, 
however.  Her  Majesty's  Government  Icarnt,  some  weeks  after  Sir  Peter 
Lumsden's  departure  from  England,  from  M.  de  Giers'  Memorandum  of  the 
Ist  October,  that  General  Zelenoi's  departure  was  postponed,  and  that  ht 
would  not  be  ready  to  meet  Sir  P.  Lumsden  before  the  15th  January;  and 
the  Russian  Government  at  the  same  time  intimated  their  opinion,  that  the 
Operations  of  the  Commission  should  be  limited  to  tracing  a  zone  within 
which  the  line  of  demarcation  should  be  agreed  upon  by  the  two  Governments. 
The  proposal  that  a  zone  should  be  agreed  upon  by  the  two  Governments 
before  the  Commissioners  met  was  first  mentioned  at  a  meeting  which  took 
place  on  the  13th  October  between  Sir  E.  Thornton,  General  Zelenoi  and 
M.  Zinovieff,  and  was  proposed  officially  in  M.  de  Giers'  Memorandum  of  the 
2nd  October.  \\  In  order  to  meet  the  wishes  of  the  Russian  Cabinet  in  a 
friendly  spirit  Her  Majesty's  Government,  although  of  opinion  that  it  would 
be  best  for  the  Commissioners  themselves  to  decide  on  the  spot  what  should 
be  the  region  of  their  inquiry,  agreed  to  the  principle  of  this  new  proposal. 
Her  Majesty's  Government  accepted  the  northern  limit  of  the  zone  suggested 
by  the  Russian  Government,  but  expressed  the  opinion  that  it  would  be  "un- 
desirable  to  attempt  any  preliminary  definition  of  the  southern  limit  of  the 
zone."  II  The  Imperial  Cabinet  now  express  their  fears  that,  in  default  of  a 
previous  agreement  with  regard  to  the  extent  of  the  zone  of  Operations,  the 
dispatch   of  the  Commissioners  to  the  spot  is  likely  to  result  in   misunder- 
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Nr.  e675.  Standing,  and  even  in  failure.  In  connection  with  this  intimation,  they  reserve 
britannien.  ^^^^^^'  ^'^S^^^  t^  insist  tliat  tliG  possessions  of  the  Ameer  Sliere-Ali  in  1872-73 
i3.Miirziss5. shall  be  adopted  as  a  basis  in  the  approacliing  demarcation;  that  the  new 
frontier  shall  be  marked  out  in  conformity  with  the  geographica!  and  ethno- 
graphical  conditious  of  the  territory  to  be  delimitated,  and  that  the  ^Yholc 
tribe  of  Sarik  Turkomans,  of  which  a  portion  have  already  made  Submission 
to  the  Russian  authorities,  shall  be  iucluded  witliin  the  Russian  sphere  of 
action.  ||  Her  Majesty's  Government  do  not,  in  principle,  object  to  the  defini- 
tion  of  a  zone,  though  they  are  unable  to  accept  a  limit  of  exploratiou  ex- 
tending  so  far  to  the  south  as  the  liue  detailed  in  General  Zelenoi's  Memo- 
randum of  the  26th  November.  ||  In  regard  to  the  contention  of  the  Russian 
Government,  that  the  possessions  of  Shere  Ali-Khan  in  1872-73  should  form 
the  basis  of  tlie  present  arrangement.  Her  Majesty's  Government  have  to  re- 
mark  that  in  their  view  this  principle  was  abandoned,  so  far  as  the  north- 
western  portion  of  the  boundary  is  concerued,  in  a  despatch  addressed  by 
Prince  Gortschakoff  to  Count  Brunnow  on  the  7th  (19th)  December,  1872, 
in  which  he  said;  —  ||  "We  will  not  insist  on  the  principle  from  which  we 
started  —  viz.,  that  no  districts  should  be  acknowledged  as  part  of  Afghani- 
stan but  such  as  had  been  under  the  rule  of  Dost  Mahomed-Khan,  and  were 
at  this  moment  in  actual  subjection  to  Shere-Ali.  In  deference  to  the  wish 
of  the  Government  of  Her  Britannic  Majesty,  the  Imperial  Cabinet  would  be 
disposed,  so  far  as  this  portion  of  the  boundary  is  concerned,  to  accept  tlie 
line  laid  down  in  Lord  Granville's  despatch  of  the  17th  October  1872."  j| 
This  line,  which  thus  became  the  sole  basis  for  future  discussion,  is  thus 
described  in  that  despatch:  —  ||  "3.  The  internal  districts  of  Akcha,  Sir-i- 
pool,  Maimena,  Shibbergau  and  Andkhoi,  the  latter  of  which  would  be  the 
extreme  Afghan  frontier  possession  on  the  north-west,  the  desert  beyond  be- 
longing  to  independent  tribes  of  Turkomans.  !|  "4.  The  western  Afghan  fron- 
tier between  tlie  dependencies  of  Herat  and  those  of  the  Persian  Province 
of  Khorassan  is  well  known,  and  ueed  not  here  be  defined."  ||  Whilst  willing, 
therefore,  as  tliey  have  already  informed  the  Imperial  Cabinet,  to  leave  to 
tlie  Commissioners  füll  liberty  of  action  in  completing  the  arraugements  of 
1872-73  by  defining  the  Afghan  boundary  between  the  Hcri-Rud  and  Oxus, 
Her  Majesty's  Government  cannot  admit  that  the  boundary  should  be  marked 
in  conformity  with  geographical  and  ethnographical  conditions,  to  the  exclu- 
sion  of  the  question  of  territorial  rlght  or  other  considerations.  |1  With  re- 
spect  to  tlie  remarks  of  Colonel  Macgregor,  which  are  referred  to  as  impor- 
tant  in  the  Memorandum  under  rcply,  Her  Majesty's  Government  have  to 
observe  that  these  remarks  cannot  be  taken  as  having  any  official  or  autho- 
ritativc  valuc.  They  are  simply  the  casual  observations  of  an  officer  travel- 
ling  in  a  private  capacity  on  what  he  saw  when  passing  along  a  limited  tract 
of  country,  and  were  recorded  under  a  misconception  of  the  true  circum- 
ötaiiccs  of  the  casc,  the  towers  which  lic  mcntions  bcing  in  rcality  a  liue  of 
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internal  defence,  and  not,  as  assumed  by  Iura,  territorial  landmarks^  ||  In  rc-  Nr.  8675. 
gard  to  the  questions  raised  as  to  the  Sarik  Turkomans,  Her  Majesty's  Go-  britlnriön 
vernracnt  havc  to  observc  that  accovding  to  the  information  in  their  posses-i3.Märzi885 
siou  Badglicis,  including  Penjdeh,  has  formed  a  part  of  Afghanistan  ever  siuce 
Afghanistan  became  a  kingdom;  that  those  districts  were,  as  dependcncies  of 
Ilerat,  under  the  rule  of  Shere  Ali-Khan;  tliat  the  tribes  who  have  settled 
at  Penjdeh  during  the  last  quarter  of  a  Century  have  fully  acknowledged  tliat 
they  are  within  Afghau  territory,  that  they  liave  paid  revenue  in  sorae  form 
or  other  to  the  Herat  authorities,  and  that  a  Naib,  or  Deputy  of  the  Go- 
vernor  of  Herat,  has,  as  a  rule,  resided  araongst  tliem  both  before  and  since 
1873.  When  the  Ameer,  therefore,  on  account  of  the  approach  of  the  Rus- 
sian  power,  began,  some  considerable  time  anterior  to  the  Russian  occupa- 
tion  of  Merv,  to  establish  his  huld  more  firmly  ou  Penjdeh,  he  was  merely 
cxercising  rights  which  he  coQsidered  to  belong  to  him.  \\  In  the  opinion  of 
Her  Majesty's  Government,  the  Ameer's  title  to  tiie  sovereignty  of  the  tract 
in  question  cannot  be  vitiated  by  the  presence  within  his  frontier  of  a  tribe 
the  other  part  of  whicli  is  in  territory  now  claimed  by  Russia.  It  happcns 
not  unfrequently  on  other  Asiatic  frontiers  that  tribes  are  divided  by  territo- 
rial boundaries,  and  Her  Majesty's  Government  see  no  reason  why  a  division 
should  be  impracticable  in  the  present  iustance  or  serious  difficulties  arise 
on  that  account  in  the  case  of  the  frontier  now  to  be  demarcated  betweeu 
Russia  and  Afglianistan.  ||  On  these  and  other  grounds  Her  Majesty's  Govern- 
ment think  it  right  at  once  to  say  that  they  are  unable  to  give  their  adhesion 
to  any  understanding  by  which  Penjdeh  or  other  districts  claimed  as  Afghan 
shall,  without  inquiry  on  the  spot,  be  excluded  from  Afghanistan. 

It  remains  for  Her  Majesty's  Government  to  deal  with  the  ncw  proposal 
contained  in  the  concluding  portiou  of  M.  de  Giers'  Memorandum,  namely, 
that  failing  an  agreement  as  to  the  limits  of  a  zone,  the  two  Governraents 
might  endeavour  to  come  to  au  understanding  in  regard  to  au  actual  line  of 
frontier,  the  direction  of  which  is  described  in  the  foUowiug  terms: —  ||  "Star- 
ting  from  a  point  on  the  right  bank  of  the  Heri-Rud  about  10  versts  soutli 
of  Zulfikar,  the  line  would  pass  by  Kehrizi  Elias  and  Kehrizi  Soume  to  the 
rivulet  of  Yegri  Gucuk,  would  follow  the  heights  bordering  on  tlic  right  bank 
of  that  rivulet  to  the  ruins  of  Tchemenibid,  and  theuce  the  chain  of  hüls  on 
the  right  bank  of  the  Kuschk  to  Havuzi-Khan,  whence  it  would  run  to  a 
point  situated  to  the  north  of  Meruchak,  which  would  be  left  to  Afglianistan. 
Starting  from  this  point,  tlie  line  of  demarcation  would  follow  the  crest  of 
the  heights  on  the  north  of  the  Valley  of  the  Kaisor  and  on  the  wcst  of  the 
Valley  of  Sangalak,  and  leaving  Andkhoi  to  the  east  would  run  to  Khoja  Saleh 
on  the  Araou  Daria."  This  line  to  be  conditional  on  the  Ameer  undertaking  ■ 
not  to  build  fortifications  which  might  becomc  a  menace  to  the  populations 
on  the  other  sidc  of  tlie  frontier,  ||  Her  Majesty's  Government  regret,  that 
they  are  unable  to  agree  to  the  proposed  line   or  to  the  conditions  anuexed 
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Nr.  S675.  to  it.  Accordiiig  to  the  Information  in  their  possession,  tlie  true  line  of 
hritunnVen.  Afe^ian  boundcary  would  run  from  Shir  Tepe,  on  the  Heri-Rud,  to  Sari  Yazi 
i3.Mär2i885.  on  the  Mufghab,  and  thence  aloug  the  skirts  of  the  cultivation  of  Mairaena 
and  Andkoi  to  Khoja  Saleli.  But,  in  expressing  this  opinion,  they  must  add, 
that  they  have  always  held,  and  still  hold,  that  the  line  of  frontier  should 
be  traced  on  the  spot  with  the  assistance  of  the  Ameer's  officers,  and  that 
the  British  and  Russian  Commissioners  should  have  füll  liberty  of  action  in 
regard  to  the  conclusions  at  which  they  may  arrive,  and  the  recommendatious 
they  may  desire  to  make,  after  hearing  all  the  evidence  which  may  be  ad- 
duced  as  to  the  question  of  right,  and  after  examining  the  country  itself. 
With  this  view  they  are  prepared  to  agree,  that  the  lines  which  the  two 
Governments  have  respectively  proposed  should  be  taken  as  the  limits  of  a 
zone  to  which  the  inquiries  of  the  Commissioners  shall  be  restricted,  that  is 
to  say,  the  northern  limit  of  the  zone  would  be  a  direct  line  running  from 
Shir  Tepe  to  Sari  Yazi,  and  thence  along  the  northern  skirts  of  the  cultiva- 
tion of  Maimena  and  Andkhoi  to  Khoja  Saleb,  while  the  southern  limit  would 
be  a  line  running  from  a  point  on  the  Heri-Rud  about  6  miles  south  of  Zul- 
fikar  to  Kehrizi  Elias  and  Kehrizi  Soume  to  the  rivulet  of  Yegri  Gueuk, 
thence  to  Tchemenibid,  and  along  the  chain  of  hills  on  the  right  bank  of 
the  Kuschk  to  Havuzi-Khan,  thence  to  a  point  situated  to  the  north  of 
Meruchak,  and  thence  by  the  heights  which  border  the  Valleys  of  Kaisor  and 
Sangalak  to  Khoja  Saleh,  |j  Her  Majesty's  Government  entertain  the  earnest 
hope,  that  the  Russian  Government  will,  in  the  interests  of  both  countries, 
agree  with  them  that  the  arrangemeut  arrived  at  in  May  last  shall  be  again 
considered  in  füll  force,  and  that  no  further  delay  shall  take  place  in  com- 
mencing  the  work  of  the  Commissioners. 


Nr.  8678.     Grossbritannien.  —  Min.  d.  ausw.  an  den  engl. 

Botsch.  in  St.-Petersburg.  —  Entspricht  Gladstones 
Erklärung  im  Parlament  über  das  Vorrücken  der 
russ.  Truppen  der  Auffassung  der  russ.  Regierung? 
[U.  230.] 

Foreign  Office,  March  14,  1885. 
Nr.  8676.  Sir,  —  Mr.  Gladstone  made   statement    in    the  House    of  Commons   last 

Gross-     jjjgjjj.  |.Q  tijß  cffcct,  that  it  has  been  agreed  between   this  country  and  Russia 

britannien.  -r«        •  i  p   i  e 

U.März  1885. that  HO  furthcr  advance  should  be  made  by  the  Russian  or  Afghan  torces 
respectively  to  points  within  the  debatable  or  debated  ground.  ||  This  state- 
ment was  foundcd  on  the  assurances  recorded  in  my  dcspatches  of  the  19th 
ultimo  and  3rd  instant  and  on  thosc  givcn  in  M.  de  Giers'  Memorandum  of 
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the  24th  February*),   and  in  your  telcgram  of  thc   5th   instant**).  ||  I  have    Nr.  8676. 
to  instruct  your   Excellcncy  to    inquirc    of  M.    de  Gicrs  whcther  lic  agrces  trft[^'J,''i"^„_ 
tliat  thc  assurances  rcferred  to  constitutc  an  Agreement  to  the   eifeet  stated14.Mar7.iR85. 
by  Mr.  Gladstonc.  |1  Her  Majesty's  Government  would  be  glad  to  rcceive  an 
immcdiate  answer  on  the  point,   as  a  question  will  be  asked  on  the  subject 
in  Parliament  on  Monday.  ||  I  am,  &c.  GranviUe. 


Nr.  8677.  Grossbritannien.  — Bot  seh.  in  St.-Petersburg  an  den 
engl.  Min.  d.  Ausw. — Die  russischen  Truppen  werden 
über  ihre  augenblicklichen  Stellungen  hinaus  nicht 
vorgehen.     [II.  244.1 

(Received  March  24.)    St.  Petcrsburgh,  March  17,  1885***).  Nr.  8C77. 


Gross- 
britannien. 


My  Lord,  —  On  the  15th  instant  (Sunday),  when  I  had  the  honour  to 
receive  your  Lordship's  telcgrams  of  the  14th  instant,  I  called  upon  M.  de  i7.März  1885, 
Giers;  but  as  he  had  several  people  with  him  on  business  I  coiild  not  obtain 
admittance.  I  therefore  wrote  to  him  and  begged,  that  bis  Excellcncy  would 
receive  me  on  the  following  morning.  He  acccded  to  my  rcquest.  |1  I  began 
by  informing  him  of  the  statcment  which  had  been  made  by  Mr.  Gladstone 
in  the  House  of  Commons  on  the  night  of  the  13th  instant,  and  I  inquired 
whether   he  had    any  objection  to  make  to  that  Statement.     His  Excellcncy 


*)  No.  8672. 
**)  Dasselbe  lautet  [lll.  215]:  St.  Petersburgh,  March  5,  1885. 

My  Lord,  —  I  havc  the  honour  to  acknowledge  the  receipt  of  your  Lordship's 
telegram  of  ycsterday's  dato,  and  to  State  that  I  liave  communicated  to  M.  de  Giers 
the  substancc  of  Sir  Peter  Lumsden's  telegram  of  the  Ist  instant.  His  Excellcncy 
admits,  that  Russian  troops  may  be  making  movemcnts  wfthin  the  linc  which  M.  de 
Staal,  undcr  instructions  from  his  Government,  has  recently  proposed  to  your  Lord- 
sbip, hut  declarcs  that  they  will  on  no  account  go  beyond  it,  and  that  tbey  will  not 
attack  any  Afghan  troops  which  they  may  meet.  ||  M.  de  Giers  expresses  the  greatcst 
coufidence,  that  a  collision  will  be  avoided  unless  the  Afghans  should  attack  the  Rus- 
sian troops.  II  I  have,  &c.  Edwd.  Thornton. 

***)  Am  10  hatte  Thornton  bereits  folgenden  Auszug  telegraphisch  übermittelt: 

St.  Petersburgh,  March  IG,  1885. 

My  Lord,  —  With  reference  to  your  Lordship's  telegram  of  thc  14th  instant, 
I  havc  thc  honour  to  State  that  I  called  upon  M.  de  Giera  this  morning,  and  com- 
municated to  him  thc  Contents  of  that  telcgram.  His  Excellcncy  assured  me  that  the 
Russian  forccs  will  not  advance  from  the  positions  which  they  now  occupy,  provided 
the  Afghans  on  their  sidc  do  not  advance  uor  attack,  or  unless  there  should  be  sorae 
extraordinary  reason  for  their  advancing,  such  as  a  disturbance  in  Pcnjdeh.  ||  I  also 
acquaintcd  his  Excellcncy  with  the  contents  of  your  Lordship's  telegram  also  of  thc 
14th  instant,  with  reference  to  which  his  Excellcncy  declarcd  that  the  strictest  orders 
had  been  sent  to  avoid  a  confiict  by  every  possible  means,  and  not  to  incite  to  a 
conflict;  but  he  promised  that  these  orders  should  be  repeated  to  Coloncl  Alikhanoff. 
I  have,  &c.  E  dwd.  Th  ornt  0  n. 

Staatsarchiv  XLV.  23 
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Nr.  8677.    replicd  that,  as  far  as   hc   was   persoiially   coucerned,    he   could   say   that  he 
*^'^*'^^'     had  already  iuformed  me  that  iio  advauce  would  be  made  to  aiiy  poiut  beyond 

britannien. 

i7.Märzi8P5.  thc  Imc  which  had  recently  been  proposed  by  M.  de  Staal  as  a  bouudary. 
I  replied,  that  I  uuderstood  that  Russian  troops  now  occupied  posts  at 
Pul-i-Khatun,  Zulfagar,  Ak-Robat,  Ak-Tepe  and  Pul  i-Khisti,  and  that  liis 
Excellency  had  more  than  once  assured  me  that  no  attack  would  be  made 
on  Penjdeh  nor  upon  auy  Afghan  force  uuless  the  Russians  were  attacked 
by  the  Afghans.  Would  he  authorize  me  to  announce  to  your  Lordship,  that 
Russian  troops  would  not  advance  from  the  positions  they  now  occupy  uuless 
the  Afghans  should  on  their  side  advance  from  their  positions.  ||  M,  de  Giers 
replied,  that  he  would  wish  on  this  point  to  consult  the  War  Department, 
and,  perhaps,  to  take  the  Orders  of  the  Emperor,  before  giving  me  a  final 
answer.  I  then  inforraed  bis  Excellency,  that  your  Lordship  had  expressed 
a  desire  to  have  an  immcdiate  answer,  because  a  question  would  be  asked 
on  the  subject  in  the  House  of  Commons  the  same  evening.  ||  M.  de  Giers 
then  said,  that  he  had  no  objection  to  State  that  the  Russian  forces  would 
not  advance  from  the  positions  they  now  occupy  provided  the  Afghans  should  not 
advance  nor  attack  them,  ör  unless  sorae  extraordinary  circumstance  should 
happen,  such  as  a  disturbance  in  Penjdeh.  I  inquired  whether  he  had  any 
reason  to  suppose  that  any  such  incident  would  occur.  He  replied,  that  there 
was  no  special  reason  for  fearing  it  except  that  there  was  a  good  deal  of 
excitement  among  the  Sarik  Turkomans,  who  were  not  well  disposed  towards 
the  Afghans.  [|  This  brought  me  to  the  contcnts  of  your  Lordship's  tclegram 
of  the  14th  instant,  of  wliich  I  inforraed  bis  Excellency  by  saying  that  Sir 
P.  Lumsden  had  telegraphed  to  your  Lordship  that  Colonel  Alikhanoff  had 
been  writing  letters  to  the  Sariks  in  Penjdeh,  inciting  them  to  rise  against 
the  Afghans.  M.  de  Giers  asked  me  if  I  seriously  meaut  that  this  was  the 
case.  I  replied,  that  Sir  P.  Lumsden  had  certainly  telegraphed  to  that  effect 
to  your  Lordship.  I  repeated  the  words  and  added,  that  I  was  directed  to 
ask  tliat  Colonel  Alikhanoff  raight  be  instructed  to  desist  from  so  doing.  j 
M.  de  Giers  declared,  that  if  such  a  proceeding  had  been  -employed  it  was 
entirely  in  violation  of  the  Orders  which  had  been  issued  to  the  officers  in 
the  Trans-Caspian,  which  were  not  only  that  all  care  should  be  taken  to 
avoid  a  conflict,  but  that  no  mcasures  of  incitement  should  be  made  usc  of 
("qu'on  nc  se  scrvirait  de  moyens  d'excitation").  He  said,  that,  however  rauch 
it  might  be  bis  duty  to  support  the  Claims  of  Russia  with  regard  to  territory 
which  her  Government  bclieved  had  always  belonged  to  the  Turcomans  tribes, 
hc  would  ncver  be  a  party  to  sucli  proceedings  as  Colonel  Alikhanoff  was 
now  accused  of.  His  Excellency  asked  me  what  was  the  date  of  Sir  P. 
Lumsden's  tclegram.  I  was  unable  to  teil  hira.  He  said  that  it  might,  per- 
haps, be  anterior  to  the  rcception  of  pcrcraptory  instructions  which  had  been 
givcn  to  Colonel  Alikhanoff,  but  that  he  would  take  care  that  they  should 
be  repeated   to  hira   at  once.  ||  M.  de  Giers  again  mcntioncd  to  me,    as  hc 
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liatl  alrcady  donc  wheii  I  saw  hini  on  thc  14th    instaut,    tliat  thc  Ameer  of  Nr.  8677. 
Bokliara  liad  seilt  iiiformation  tliat  a  largo  Afghan   force  was  being  concen-  ^ritamien 
trated  oii  the  Oxus,    on  tlie  fronticr   of  Bokliara,   a  procecding  which  was  7.Märzi8S5. 
causing  apprehensions  in  thc  mind  of  Ilis  Highness.  ||  I  liavc,  &c. 

E  d  w  d,  T  h  0  r.ü  1 0  u. 


Nr.    8678.     GEOSSBRITANNIEN.  —  Derselbe  an   denselben.  —  Der 
Kaiser  hat  das  Abkommen  gebilligt.     [II.  245.] 

(Receivcd  March  24.)    St.  Petersburgh,  March  19,  1885. 
My  Lord,  —  I  ealled  upon  M.   de  Giers  yesterday   at  Ins  office,  when   Nr.  8678. 

Gross- 

liis  Exccllency  iuformcd  me  that  he  had  subniitted  the  day  bcfore  to  the  britannion. 
Eraperor  the  Statements  which  he  had  made  to  rae  on  the  16th  instant,  asi^-'^»'"!^^^- 
rcported  in  my  telegram  of  that  day,  and  that  His  Imperial  Majesty  had  been 
plcased  to  express  his  approval  of  them.  ||  M.  de  Giers  had  before  him  te- 
Icgrams  which  had  just  arrived  from  London,  and  which  rcported  that  your 
Lordship,  in  the  House  of  Lords,  and  the  Prime  Minister,  in  the  House  of 
Commons,  had  read  my  telegram  above  mentioned.  The  text  of  this  telegram 
was  also  transmitted;  it  was  in  German,  but,  as  far  as  I  could  judgc,  it  was 
a  substantially  correct  translation  of  what  I  had  stated.  ||  M.  de  Giers  also 
admitted  that  it  was  a  faithful  statement  of  the  declarations  he  had  made 
to  me  on  the  16th  instant,  proprio  motu,  which  had  since  received  the  appro- 
val of  His  Majesty  the  Emperor.  ||  I  have  &c. 

E  d  w  d.  T  h  0  r  n  1 0  n. 


Nr.  8679.  Russland.  —  Min.  des  Ausw.  an  den  russ.  Botsch.  in 
London.  —  Entgegnung  auf  den  engl.  Grenzvorschlag. 
[II.  207]. 

(Communicated  to  Earl  Granville  by  M.  de  Staal,  Aprü  1.) 

St.  Petersbourg,  le  15  Mars,  1885. 
M.  l'Ambassadeur,  —  J'ai  pris  les  ordres  de  Sa  Majeste  l'Erapereur  au   Nr.  8679. 
sujct  de  l'expedition  de  votre  Excellence  du  3  (15)  courant  et  de  la  commu-  J\?.'*''''°lL 

,  29.M;irzl885. 

nication  de  Lord  Granville  qui  s'y  trouvait  annexee.  |j  Sa  Majeste  a  ordonne 
de  la  soumettre  a  un  examen  attentif.  |]  Vous  trouverez  dans  la  notice  ci- 
jointe  nos  observations  sur  le  Memorandum  Anglais  qui  accompagne  la  dc- 
peche  de  Lord  Granville.  Ces  observations  portent  sur  des  questions  d'unc 
haute  importauce,  sur  les  principes  memes  qui  doivent  servir  de  base  ä  un 
arrangement  equitable  entre  les  deux  parties. .  Nous  ne  saurions  laisser  sub- 
sister  le  moindre  malentendu  k  ce  sujet,  et  je  crois,  en  consequence,  devoir 
vous  engager  a  signaler  sans  retard  ä  l'attentiou  du  Principal  Secr^taire 
d'Etat  pour  les  Affaires  fitrangcres  les   motifs  qui  nous   empcchent   de  nous 

23' 
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Nr.  Sb7o.  associer  aux  concliisions  contenues  dans  son  Memorandum  et  ä  lui  remettre 
•»o  Mr^issö  copie  de  uotre  notice.  1|  Lord  Granville  continue  ä  se  montrer  impatient  de 
Yoir  notrc  Commisaire  pour  la  delimitation  arrivcr  sur  les  lieiix,  et  il  u'admet 
poiut  qu'une  euteute  sur  Ics  points  en  litige  puisse  s'operer  en  dehors  d'une 
enquete  locale.  Nous  n'avons  iiullement  renonce  ä  l'idee  de  cette  euquete; 
mais  la  zöne  d'iuvestigations  que  vient  de  nous  proposer  Lord  Granville 
s'ecarte  sur  plus  d'uu  point  des  couditions  d'impartialite  voulues  pour  pouvoir 
etre  acceptee  par  uous  et  eile  ne  repond  pas  non  plus  aux  circonstances  lo- 
cales  du  momcnt.  ||  Cependant  Mr,  Gladstoue  ayant  loyalement  reconnu  et 
constate  devaut  le  Parlement  que  les  territoires  en  litige,  supposes  jusqu'ä 
preseut  appartenir  ä  l'Afglianistan,  etaient  en  r^alite  l'objet  de  contestations, 
il  nous  semble  que  les  vues  des  deux  Gouvernements  sont  suffisamment  rap- 
prochees  pour  offrir  uu  terrain  pratique  ä  des  n^gociations  amicales.  ||  Si 
le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique  voulait  revenir  ä  l'idee  d'une 
zoue  d'iuvestigations  nous  ne  pourrions  accepter  que  celle  que  nous  avons 
proposee  des  le  debut.  Mais,  vu  les  changements  survenus  dans  la  Situation 
de  ces  contrees,  nous  croyons  que  les  recherches  et  les  etudes  h  faire  dans 
uu  rayon  aussi  etendu  entraineraient  une  grande  perte  de  temps,  sans  modifier 
les  points  de  vue  reciproques  et  sans  autoriser  l'espoir  d'une  entente  finale 
des  Coramissaires  qui  en  definitif  defraient  soumettre  leurs  divergences  ä  la 
decision  des  deux  Gouvernements.  ||  II  nous  parait  plus  pratique  d'assigner 
aux  investigations  de  la  Commission  les  territoires  situes  sur  la  ligne  que 
nous  avons  indique  en  dernier  lieu  au  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britanni- 
que dans  le  sincere  desir  de  concilier  les  interets  des  deux  parties.  H  Dans 
ces  conditions  si  elles  ötaient  acceptees  par  le  Cabinet  de  Londres,  la  Com- 
mission pourrait  se  reunir  sans  delai  et  proceder  sur  place  h  ses  travaux 
avec  les  chances  d'une  prompte  Solution.  ||  Vous  etes  autorise  ä  transmettre 
cette  proposition  ä  Lord  Granville.  \\  Veuillez  reiterer  ä  son  Excellence  que 
le  Cabinet  Imperial  n'a  absolument  aucune  des  intentions  qu'on  se  plait  ä  lui 
attribuer.  II  n'a  aucun  projet  hostile  relativement  a  aucune  partie  de  l'Afgha- 
uistan,  et  desireux  de  mettre  ses  relations  amicales  avec  l'Augleterre  ä  l'abri 
de  tout  malentendu,  c'est  dans  l'etablissement  d'une  bonne  frontiere  entre  les 
spheres  d'influences  respectives  des  deux  Puissances  qu'il  voit  le  moyen  le 
plus  efficace  de  realiser  le  but.  ||  Veuillez,  &c.  Giers. 

Observations  au  sujet  äu  Memorandum  joint  ä  la  Note  aäressie  i)ar  Lord 

Granville  ä  M.  de  Staal,  en  date  du  1  (13)  Mars,  1885. 

Par  sa  note  en  date  du  1"  (13)  Mars  dernier,  M.  le  Comte  de  Granville 

a  transmis  ä  l'Ambassadeur  de  Russie  ä   Londres  un  Memorandum  qui  sert 

de  röponsc  b  celui  qui   accompagnait   la  depcche  adressec    par  le  Ministere 

Imperial  des  Affaires  fitrangcres  ä  M.  de  Staal    en  date   du    16  Janvier,   au 

sujet  du  trace  de  la  frontiörc  nord-ouest  de  l'Afghanistan.    ||    La  marche  des 

■    D^gociations  entre  les  deux  Gouvernements,  ainsi  quo  les  motifs  qui  ont  regle 
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rattitudc  du  Gouvernement  de  Russic  dans  cettc  qucstion  ayant  ete  exposes    Nr.  su?'.». 
en  detail  dans  le  Memorandum  ci-dessus  mentionne  du  16  Jauvicr,  le  Cabinetgy  ^arzTssg 
Imperial  croit  pouvoir  se  borncr  aujourd'liui  ä  ue  relcver  que  quelques-unes 
des  observations  contenucs  dans  la  coramunication  de  M.  le  Comte  Granville 
et  qui  pourraicnt  selon  son  avis  donner  lieu  h  des  malenteudus. 

1.  Le  Memorandum  Britanniquc  fait  cutrc  autres  allusion  ä  la  proposi- 
tion  que  l'Ambassadeur  de  Russie  k  Londres  avait  6te  Charge  de  faire  en 
1882  au  Gouvernement  de  Sa  Majcste  la  Reine  relativement  au  r^glement  de 
la  froutiere  Afghane  depuis  le  point  oü  eile  avait  ete  laissee  non  d6finie 
jusqu'ä  Sarakhs.  Cette  proposition  avait  ete  motivec  par  unc  proposition 
precedeute  du  Gouvernement  Britannique,  laquelle  avait  pour  objet  l'oppor- 
tunite  d'une  entente  entre  les  deux  Puissances  au  sujet  de  leur  politique  et 
de  leur  position  mutuelles  en  Asie  Centrale.  M.  le  Comte  de  Granville  ayant 
suggerö,  entre  autres,  h  l'Ambassadeur  de  Russie,  la  necessite  d'un  arrange 
ment  entre  l'Angleterre,  la  Russie  et  la  Perse  au  sujet  du  trace  d'une  ligne- 
frontiere  entre  les  possessions  Persanes  et  la  Turcomanie  depuis  Baba-Dormaz 
jusqu'au  point  oü  la  frontiere  Persane  rejoint  celle  de  l'Afghauistan  aux  en- 
virons  de  Heriroud,  le  Prince  Lobanow  fut  Charge  de  repondre  au  Cabinet 
de  Londres:  ||  1.  Qu'une  deliraitation  de  la  frontiere  entre  nos  possessions 
et  Celles  de  la  Perse  ctait  une  question  qui  ne  pourrait  concerner  exclusive- 
ment  que  cette  Puissance  et  la  Russie  et  dans  laquelle  nous  ne  saurions  ad- 
mettre  aucune  ingerence  etrangere;  et  ||  2.  Que  si  l'Angleterre  desirait 
pourtant  contribuer  ä  la  consolidation  de  la  paix  dans  les  contrees  qui  ofFrent 
principalement  le  danger  de  conflits,  le  Cabinet  Imperial  serait  tout  dispose 
ä  lui  preter  son  assistance  et  ä  entrer  en  negociations  sur  une  ligne  de 
demarcation  ä  partir  de  Khodja-Saleh,  sur  l'Amou-Daria  jusqu'aux  environs 
de  Sarakhs.  Le  territoire  s'etendant  ä  Test  du  Heriroud  n'ayant  pu  etre 
explore  avant  cette  epoque,  ä  cause  de  l'absence  complete  de  securite  dans 
ces  contrees,  le  Cabinet  Imperial  avait  cru  devoir  indiquer  Sarakhs  corame  un 
point  dont  la  position  geographique  etait  tout  ä  fait  connue;  mais  en  meme 
temps  il  avait  invite  le  Prince  Lobanow  ä  declarer  au  Cabinet  de  Londres 
que  la  ligne-frontiere  ä  tracer  devait  coincider  avec  la  limite  qui  separe  les 
possessions  Afghanes  du  territoire  des  Turcomans  independants  de  l'Afghani- 
stau  et  les  tribus  des  Salors  et  des  Saryks  de  Celles  des  Djemchidis  et  des 
Hezares.  Le  Prince  Lobanow  avait  egalement  ete  Charge  de  signaler  au 
Gouvernement  de  Sa  Majeste  la  Reine  que  le  Cabinet  Imperial  poursuit  ä 
l'cgard  des  Turcomans  le  meme  but  que  l'Angleterre  poursuit  ä  l'egard  des 
tribus  Afghanes  voisines  des  Indes  et  de  Beloudjistan,  c'est-ä-dire  ä  l'etab- 
lissement  solide  de  la  securite  de  ses  possessions  et  d'un  ordre  de  choses 
pacifique  sur  sa  frontiere.  Le  Cabinet  de  Londres  n'ayant  pas  juge  possible 
ä  cette  epoque  de  donner  suite  ä  la  proposition  du  Cabinet  Imperial,  l'Am- 
bassadeur de  Russie  s'etait  trouve  de  son  cöte  dans  l'impossibilite  de  faire 
usage  des  Instructions  dont  11  avait  ete  muni  ä  cet  egard. 
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Nr.  S679.  2.  Si  le  retard  involoutaire  qu'a  subi   le  depart  du  General  Zelenoi  pour 

n^^^-^'^^t'c-  Sarakhs   a  ete  un  objet    de    desappointement   pour   le   Gouvernement   de  Sa 

29. März  1S8d< 

Majeste  Britaunique,  ce  n'est  pourtant  pas  cette  circonstance,  mais  bien 
renvahissement  de  Pendjde  par  les  Afghans  qui  a  empeche  les  negociatious 
de  suivre  leur  cours  naturel.  Ayant  eu  soin  de  preveuir  ä  temps  le  Gou- 
vernement de  Sa  Majeste  la  Reine  des  cousequences  defavorables  qu'un  tel 
envabissement  ne  pouvait  manquer  d'amener,  le  Cabiuet  Imperial  s'est  vu  place 
dans  la  necessite  d'aviser  a  la  sauvegarde  de  ses  droits,  et  c'est  dans  ce  but 
qu'il  a  cru  devoir  demander  que  les  arraugemeuts  precederament  conveuus  entre 
les  deux  Gouvernements  au  sujet  des  attributious  de  la  Coramission  soient 
completes  par  une  definition  prealable  des  limites  de  la  zone  d'investigations. 
Les  faits  n'ont  pas  tarde  ä  demontrer  le  bien-fonde  des  apprehensions  du  Ca- 
binet  Imperial  quant  aux  difficult6s  que  devait  eprouver  une  entente  directe 
entre  les  Commissaires  respectifs  ä  ce  sujet.  Le  Gouvernement  Britaunique 
n'a  pas  juge  possible  d'adopter  le  projet  de  zone  dresse  par  les  soius  du 
General  Zelenoi,  et  le  projet,  qu'il  vient  de  proposer  ä  son  tour  dans  son 
Memorandum  du  l"''  (13)  Mars,  se  trouve  sur  plus  d'un  point  en  desaccord 
avec  la  maniere  de  voir  du  Cabinet  Imperial  et  les  resultats  des  investiga- 
tions  executees  par  son  ordre.  Le  Cabinet  Imperial  croit  tout  ä  fait  superflu 
d'insister  sur  la  gravite  des  inconvenients  qui  se  seraient  produits  si  des  le 
debut  la  Commission  s'etait  heurtee  ä  des  obstacles  insurmontables. 

3.  Le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique  affirme  que  le  principe, 
suivant  lequel  l'etat  des  possessions  de  Shir  Ali- Khan  en  1872-73  aurait  du 
servir  de  base  ä  l'arrangement  present,  aurait  ete  abandonne  pour  ce  qui 
concerne  la  partie  nord-ouest  de  la  frontiere,  et  il  se  refere  ä  cet  effet  ä  un 
passage  de  la  depeche  adressee  par  le  Prince  Gortchacow  au  Gomte  de 
Brunnow  en  date  du  7  (19)  Decembre,  1872.  Le  Cabinet  Imperial  se  voit 
dans  l'impossibilite  d'admettre  cette  Interpretation.  En  dounant  son  adhesion 
ä  un  trace  de  la  susdite  partie  de  la  frontiere,  indiquee  dans  la  depeche  du 
Comte  Granville  du  17  Octobre,  1872,  et  qui  s'ecartait  du  principe  cidessus 
expose,  le  Cabinet  Imperial  n'a  nullement  eutendu  abandonner  le  principe 
meme,  ainsi  qu'il  resulte  du  passage  de  la  depeche  du  Prince  Gortchacow, 
qui  fait  suite  au  paragraphe  cite  par  le  Comte  de  Granville:  "Par  def^rence 
pour  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique,  le  Cabinet  Imperial  serait 
dispose  ä  adherer  pour  cette  partie  des  frontieres  au  trac6  indique  dans  la 
depeche  de  Lord  Granville."  ||  Eu  egard  ä  ces  circonstances  le  Cabiuet  Im- 
perial ne  saurait  reconnaitre  aujourd'hui  aux  Afghans  le  droit  d'etendre  leur 
souverainete  sur  des  territoires  qui  n'avaient  pas  ete  d^signes  dans  1' Arran- 
gement de  1872-73.  D'ailleurs,  dans  son  Memorandum  du  9  Juin,  1884, 
ainsi  quo  dans  plusieurs  de  ses  Communications  ulterieures,  le  Cabinet  Im- 
perial a  eu  soin  de  signaler  ä  l'Ambassadeur  d'Angleterrc  que  ce  n'est  que 
sur  la  base  du  principe,  consacre  par  l'Arrangement  de  1872-73,  qu'il  croyait 
pouvoir  proc6der  ä  la  delimitation  de  la  frontiere  nord-ouest  de  l'Afghanistan, 
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et  de    son    cote   lo   Gouvernement  de  Sa  Majeste  la  Reine  n'a  eleve  aucune    Nr.  scto. 

Kusslanü. 
2<).M;ir/-18fe5. 


objection  contre  cettc  condition,  uussiand. 


4.  Sans  attribucr  un  caractere  officicl  aux  observations  contcnues  dans 
l'ouvrage  du  Colonel  Macgregor  au  sujet  de  la  partie  nord-ouest  de  la  fron- 
tiere  Afgliane,  le  Cabinet  Imperial  nc  sourait  pourtant  meconnaitre  l'impor- 
tancc  qu'oftYeut  les  inforraations  fournics  par  un  tcmoin  oculaire,  et  surtout 
par  un  officier  suporieur  de  l'armee  Britannique,  iiiitie  aux  questions  poli- 
tiques  se  rattachant  h  I'Asie  Centrale  et  qui,  ainsi  que  son  ouvrage  en  fait 
foi,  s'cst  donne  pour  täche  de  rechercber  Ics  moyens  propres  a  assurer  les 
interets  Britanniques  eu  Asic  contre  des  projets  ambitieux  qu'il  prete  k  la 
Russie.  Ces  couditions  sont  de  nature  h  placer  l'impartialite  des  informations 
ci-dessus  mentionnöes  h  l'abri  de  tout  soupgon.  Los  tcrmes  dans  lesquels  est 
congu  Ic  passage  de  l'ouvrage  du  Colonel  Macgregor,  cite  dans  le  Memoran- 
dum du  Cabinet  Imperial  du  16  Jan  vier  dcrnicr,  suffisent  pour  demontrcr  qu'il  y  est 
question  d'uue  ligne-frontierc  et  non  d'une  ligne  de  defense  intiirieure,  ainsi 
que  le  Gouvernement  Britannique  est  porte  h  le  croire. 

5.  L'oasis  de  Pendjde  n'a  jamais  fait  partie  de  la  province  Afghane  de 
Badgbis,  et  la  population  Turcomane  de  cette  localite  a  de  tout  temps  joui 
d'uue  complete  independance,  comme  le  prouve  entre  autres  les  nombreuscs 
incursions  commises  prealablement  ä  l'etablisseraent  de  l'autorite  Russe  h 
Merv  par  les  Saryks  de  Pendjde,  sur  le  territoire  de  leurs  voisins  et  entre 
autres  dans  le  Khorassan,  ainsi  que  les  actes  de  represailles  qu'ils  avaient 
eus  ä  subir  ä  leur  tour.  Le  voyageur  Russe,  M.  Lessar,  a  librement  par- 
couru  Pendjde  au  printemps  de  l'annee  derniere  et  il  n'y  a  pas  trouve  de 
traces  de  la  domination  Afghane.  A  cette  occasion,  le  Cabinet  Imperial  ne 
croit  pas  non  plus  superflu  de  se  referer  aux  deux  Meraoires  qui  ont  ete 
echauges  au  mois  d'Avril  1884  entre  l'Ambassadeur  de  Sa  Majeste  Britan- 
nique et  le  Ministere  des  Affaires  Etrangeres.  Eu  egard  aux  negociations 
amicales  poursuivies  entre  les  deux  Gouvernements,  Sir  E.  Thornton  avait 
temoigne  le  desir  que  des  ordres  fussent  adresses  aux  autorites  de  la  Province 
Transcaspienne  pour  empecher  les  Agents  Russes  de  visiter  les  localites  faisant 
partie  du  territoire  Afghan.  Tout  en  se  declarant  pret  k  se  conformer  ä  ce 
desir,  le  Ministere  Imperial  des  Affaires  fitrangeres  s'est  fait  un  devoir  de 
prevenir  l'Ambassadeur  d'Angleterre,  dans  une  notice  datee  du  16  Avril,  1884, 
de  la  nature  des  rapports  qui  s'etaient  etablis  entre  les  Turcomans  de  Pendjd6 
et  les  autorites  de  la  Province  Transcaspienne,  et  l'euvoi  de  deux  Agents 
Russes  charges  de  visiter  Yolotau  et,  en  cas  de  necessite,  Pendjde.  Cette 
communication  n'a  pas  provoque  la  moindre  Observation  de  la  part  du  Gou- 
vernement Britannique.  L'ensemble  des  considcrations  ci-dessus  exposees  tend 
ä  demontrer  que  l'envahissement  de  Pendjde  par  les  Afghans ,  qui  s'est  cftectue 
dans  le  courant  de  l'ete  dernier,  constitue  un  acte  incompatible  avec  les  priu- 
cipes  de  l'Arrangement  1872-73,  qui  devaient  aussi  servir  de  base  ä  un  arran- 
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Rassland.     1,41-1        •    . 

1  Aiglianistau. 

29.Mirz  1885. 

6.  Ainsi  qu'il  resulte  du  Memorandum  Aiiglais  du  1*>'"  (13)  Mars,  l'Asie 
oft're  plus  d'un  cxemple  du  partage  des  tribus  par  des  frontieres  territoriales, 
et  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  la  Reine  ne  voit  aucuue  raison  ä  ce  qu'un 
tel  partage  soit  considere  comme  impraticable  dans  le  cas  present  ou  qu'il 
soit  de  natura  ä  donner  lieu  ä  de  graves  difficultes.  ||  Le  Cabinet  Imperial 
croit  devoir  y  repondre  que  de  nombreuses  expericnces  lui  ont  demontre  les 
inconveuients  d'un  tel  etat  de  choses;  qu'il  n'a  pas  cesse  de  les  eprouver  tant 
que  les  Turcomans  de  Merv,  congeneres  de  ceux  d'Akhal,  n'etaient  point 
soumis  ä  l'autorite  Russe,  et  qu'il  continue  ä  les  eprouver  sur  l'Atrek,  oü 
les  tribus  habitant  les  deux  contrees  de  la  riviere  sont  unis  par  les  liens  du 
sang.  II  Les  difficultes  qui  resulteraient  du  partage  des  Turcomans  Saryk  entre 
la  Russie  et  l'Afghanistan  seraient  d'autant  plus  graves  que  les  conditions 
politiques  qui  reglent  la  position  de  l'Afghanistan  pourraient  bien  souvent 
servir  d'obstacle  ä  un  reglement  satisfaisant  et  prompt  des  contestations 
eventuelles  sur  la  frontiere  des  deux  Etats.  Ce  sont  ces  considerations  qui 
ont  pousse  le  Cabinet  Imperial  ä  proposer  au  Gouvernement  Britannique  de 
prendre  les  conditions  ethnographiques  pour  base  du  trace  de  la  frontiere 
Afghane,  et  qui  l'empecheraient  de  donner  son  adhesion  ä  tout  projet  qui 
s'ecarterait  de  ce  principe. 

7.  Le  Gouvernement  BritanniquQ  se  voit  dans  Timpossibilite  de  donner 
son  adhesion  ä  un  projet  d'arrangeraent  qui,  en  ecartant  une  enquSte  prealable 
sur  les  lieux,  tendrait  k  detacher  de  l'Afghanistan  Pendjdö  ou  d'autres  loca- 
lites  sur  lesquelles  les  Afghans  elevent  des  pretensions.  II  ne  croit  pas  non 
plus  pouvoir  adherer  ä  la  ligne-frontiere  proposee  par  le  Gouvernement  Im- 
perial, et  il  serait  tout  au  plus  dispose  a  l'admettre  comme  limite  m^ridionale 
d'une  Zone  d'investigation  dont  la  limite  septentrionale  serait  forraee  par  une 
autre  ligne  laquelle,  partant  de  Shir-Tepe  sur  le  Heriroud,  rejoindrait  Sary- 
Yazy  sur  le  Murghab  et  longerait  ensuite  les  confins  des  terres  cultivees  de 
Maimene  et  d'Ankhoi  pour  aboutir  ä  Kodjah-Saleh.  |j  Le  Cabinet  Imperial  ne 
pcut  s'empecher  de  faire  observer  que  cette  zone  est  loin  d'offrir  les  condi- 
tions d'impartialite  voulue.  En  soustrayant  ä  l'enquete  des  Commissaires  re- 
spectifs  tout  le  territoire  compris  entre  la  ligne  proposee  par  le  Cabinet  Im- 
perial et  la  frontiere  reelle  de  l'Afghanistan,  qui  a  6te  decrite  par  le  Colonel 
Macgregor,  eile  etend  la  competence  de  la  Commission  ä  des  contrees  occu- 
pecs  aujourd'hui  par  des  troupes  Russes  et  oü  il  n'existe  pas  la  moindrc 
trace  de  populations  ou  d'interet  Afghans.  ||  Toutes  ces  circonstances  sont  de 
nature  ä  faire  supposer  que  la  negociation  ayant  pour  objet  une  definition 
limites  des  de  la  zone  d'investigation  pourrait  difficilement  aboutir  k  un 
prompt  rösultat;  qu'elle  ne  contribuerait  probablement  qu'ä  prolonger  l'etat 
d'incertitude  qu'il  est  de  l'int^ret  des  deux  Gouvernements  de  faire  cesser  le 
plus  tot  possible,    et  quo   la  saison   favorable  aux  investigations  de  la  Com- 
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missiou  pourrait  en  atteudaut  ctrc  pcrdue.  ||  Les  inconvenients  ci-dessus  ex-  Nr.  m-,9. 
poscs  iie  pourraient  ctre  cnipcches  quo  si  Ic  Gouvernement  de  8a  Majeste.,,,  jJJ'!^^.^^" ', 
Britanniquc  consentait  h  adoptcr  comrae  basc  des  investigations  la  ligne-fron- 
tiere  proposec  dans-lc  Memorandum  du  Cabinct  Impörial  du  IG  Jan  vier  der- 
nier,  dans  quel  cas  ce  dernicr  serait  tout  dispose  ä  envoyer  sans  retard  son 
Commissaire  sur  les  lieux  pour  examiner  conjointement  avec  le  General  Sir 
Peter  Lumsdcn  les  details  de  la  frontiere  ä  tracer. 


Nr.  8680.    Grossbritannien.  —  Lumsden  an  d.  eng i.  Min.  des 

Ausw.  —  Die  Russen  haben  Penjdeh  genommen.  [III.  5.] 

(Telegrapliic.)  (Received  April  7,  10-30  F.  M.)*)    Gulran,  April  1,  1885. 

I  have  just  received  a  note  from  Captain  Yate  at  Chemeni  Beed,   wliich    ^^  ggg^ 
he  had  reached  with  all  British  oiticcrs  and  escort  safely  yesterday  at  8  P.  M.     Gross- 
They   are    Coming    on    here.     Russians    attacked    and    defeated  Afghans,    and^  Aprinsss. 
occupied  Penjdeh  on  the  30th.    The  Afghans  are  said  to  have  fought  gallantlj, 
and  to  have  lost  heavily,  two  compauies  being  killed  to  a  man  in  intrenchments. 
Survivors  retreated  along  Maruchak  road.     British  officers  were  neutral.     It 
was  reported,  that  Colonel  Alikhanoff  had  urged  the  Sariks  to  attack  them, 
and    that   he  had    offered   1,000  krans  a-head.     They  were  then  obliged  to 
leave;    but,   nevertheless,    a    few  Sarik  Chiefs    escorted   them    out    of   Valley, 
Captain  Yate  had  on  the  previous  day   specially  explained  to  Colonel  Zakr- 
chevsky,  that  Pul-i-Khisti  had  always  been    held   by   the  Afghans,   and   had 
never  been  occupied  by  Russian  troops. 


*)  Auch   in  St.  Petersburg  scheint  die  Nachricht  von  diesem  Ereigniss  erst  am 
7  April  eingetroffen  zu  sein,  wie  das  folgende  Telegramm  des  russ.  Ministers  des  Aus- 
wärtigen au  den  Botschafter  in  London  ergiebt  [III.  6.]: 
(Telegraphique.)  St.  Petersbourg,  le  7  Avril,  1885. 

Mon  telegramme  de  ce  jour  etait  ä  peine  expedie  lorsque  nous  apprimes  qu'un 
conflit  serieux  a  eu  lieu  pres  d'Ak-Tepe  entre  les  Afghans  et  nos  troupes.  Details  et 
motifs  ne  nous  sont  pas  encore  parvenus. 

Ueber  die  Telegraphen-Verbindung  zwischen  St.  Petersburg  und  Penjdeh  hat  die 
russische  Regierung  folgende  Angaben  gemacht  [III.  54]:  Earl  Granville  to  Sir  E. 
Thornton.  Foreign  Office,  April  19,  1885. 

Sir,  —  The  Kussian  Ambassadeur  told  me  to-day  that  knowing  the  importance 
which  Her  Majesty's  Government  attached  to  the  question  of  the  time  required  for 
Communications  to  pass  between  St  Petersburgh  and  Dash  Kepri,  he  had  written  to 
M.  de  Giers  on  the  subject,  and  had  received  a  telegram  in  reply,  stating  that,  up 
to  the  8th  instant,  the  telegraph  was  not  working  beyond  Askabad,  but  that  since 
that  date  it  had  been  opened  as  far  as  Baba  Dormaz;  that  telegrams  from  Dash 
Kepri  took  from  eight  to  ten  days  to  reach  St.  Petersburgh,  and  that  messages  sent 
from  there  to  General  Komaroff  took  probably  about  the  same  time,  allowing  for  the 
inevitable  delays  consequent  on  the  General's  movements.  H  I  am,  &c. 

Granville. 
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Nr.  S6S].  GROSSBRITANNIEN.  —  Lumsdeu  an  den  engl.  Min.  d. 
Ausw.  —  Das  angebliche  Vorrücken  der  Afghanen. 
[III.  14.] 

(Telcgraphic.)  (Received  April  9,  4-30  P.  M.)    Gulrau,  April  3. 

Nr.  SCSI.  In  my  telegram  of  Ihe  31st  March  I  said,  tliat  the  Afghans  had  made 

witann^en    "^   forward  movcment  whatever   siuce  receipt   of  your  telegram  of  the  16th 

3.  April  1885.  March.     Captain  Yate   and  other  British   officers   having   now   arrived,    I  find 

that,  when  the  Afghan  position  was  iraraediately  threatened  by  Russians  who 

advanced   in  force  from  Airaak-Chari  to  Kizil-Tep6,  the  Afghans   thrcw  out 

vedettes  to  their  front,  and  extended  their  picket  at  Pul-i-Khisti   on  the  left 

bank  of  the  Kushk,     They  gradually  strengthened  it,  until  on  30th  the  bulk 

of  their  forces  had  been  transferred  across  river.     This  was  not  an   advance 

on  their  part,  but  merely  the  occupatiou  of  what  they  considered  to  bc  an 

advantageous  military  post  close  in  front  of  their  camp;    but  it  is  right,  that 

your  Lordship   should  know  all  the  facts.   ||  Captain  Yate  reports,  that  the 

Afghan  Generals  Avere  strongly  opposed  to  further  retirement  without  fighting. 

Afghan    Commander    offered    to    meet    General   Komaroff's    wishes    regarding 

outposts,  but  received  no  reply  to  bis  message.     Evidently  General  Komaroff 

-    was  misled  regarding  whereabouts  of  Pul-i-Khisti,  for  he  hated  bis  Ultimatum 

from  there  on  the  29th   ultimo,  though   he  was  not  uearer  than  Kizil-Tepe. 

The  Russians  have  never  occupied  Pul-i-Khisti  before  now. 


Nr.  8682.  GROSSBRITANNIEN.— Min.  d.Ausw.  an  den  engl.Botsch. 
in  St.-Petersburg.  —  Die  russ.  Vorschläge  bieten 
keine  Basis  zu  Verhandlungen,     [U.  271.] 

Foreign  Office,  April  4,  1885. 
Nr.  8682.  Si''»  —  I   spoke   to-day   to    the  Russian  Ambassador   after    consultation 

Gros8-     yfi^i^  juy  colleagues.     I  informed  M.  de  Staal,  that  I  could  not  conceal  from 

britannien. 

4.Ar.rni885.  IiiiQ  the  disappointment  with  which  the  recent  Communications  from  bis  Go- 
vernment regarding  the  Afghan  boundary  question  had  been  received.  ||  In 
their  reply  of  the  13th  March  Her  Majesty's  Government  had  endeavoured  to 
make  proposals  affording  reasonable  grounds  for  hopiug  that  an  agreement 
miglit  be  arrived  at.  ||  They  did  not  propose  that  which  seemed  to  them  ab- 
stractcdly  the  best.  In  answer  to  this  the  Russian  Government  had  replied 
by  a  despatch  and  Memorandum,  conched  in  terms  which  were  not  discour- 
tcous,  but  of  which  the  substance  was  to  this  effect:  That  the  Russian  Go- 
vernment objccted  to  the  proposals  of  Her  Majesty's  Government,  and  on  the 
other  band  offered  no  counter-proposal,  but  insisted  upon  the  adoption  of 
their  own  views  in  their  entirety.  ||  I  stated,  that  the  Russian  Government 
appcared   virtually  to   cxclude  by  disparagement   their    own   zone,    while   by 
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dircct  words  tliey  refuscd  that  of  Her  Majcsty's  Government.  ||  Tlicre  remained  Nr.  ?gp-2. 
only  the  proposal  for  an  iuquiry  upou  a  linc  prescribcd  by  ono  of  tlie  partics,  ,„.i,"2,Tron. 
with  the  rejection  in  limine  of  that  proposed  by  the  other.  [|  This  appeared4.AvriU885 
to  procced  upon  tlie  prineiple  that,  when  the  two  Powers  werc  about  to  undcr- 
takc  a  Joint  inquiry,  it  appcrtaiued  to  one  of  thcni  to  dictate  tlic  terms,  il 
It  was  impossible,  I  said,  for  the  British  Government  to  procced  on  a  basis 
wliicli  substantially  denied  the  equal  footing  of  the  two  Powers.  ||  Her  Ma- 
jcsty's  Government  could  not  bclieve,  that  this  was  the  hist  word  of  the  Pwus- 
sian  Government,  which  could  only  bc  raet  by  a  refusal.  Such  a  result  would 
be  lamentable,  and  uuworthy  of  the  two  countries;  and  they  entertaiued  the 
liope,  that  the  Russian  Government  had  not  communicated  thcir  final  decision, 
but  would  considcr  some  mode  which  would  enablc  the  two  countries  to 
carry  ön  the  inquiry  on  equal  terms.  ||  M.  de  Staal  replied,  that,  in  his  vicw, 
the  Russian  Government  did  not  insist  upon  the  immediate  acceptance  of  the 
boundary-line  proposed  in  the  despatch  of  the  IGtli  (28th}  January;  but  that 
the  question  was  tliat  the  linc  should  be  taken  as  the  basis  of  investigation 
for  the  Commission,  which  would  then  meet  without  delay,  rctaining  the  power 
of  discussing  the  different  points  of  the  line  on,  the  spot.  Wiien  thcir  exa- 
mination  was  completed,  the  Comraissioners  would  submit  the  result  of  their 
labours  and  of  their  discussions  to  their  respectivc  Governmonts.  |j  I  expressed 
my  regret,  that  the  cxplanations  which  his  Excellency  had  given  did  not  re- 
raove  the  objections  which  I  had  stated  to  be  feit  by  Her  Majesty's  Govern- 
ment. II  But  I  said,  that  I  would  repeat  his  observations  to  my  coUeagues; 
and  I  subsequently  informed  M.  de  Staal,  that  the  Cabinet  adhered  to  the 
observations  which  I  had  stated  to  his  Excellency,  and  that  they  would  be 
glad  if  he  would  communicate  them  to  his  Government,  from  whom  Her 
Majesty's  Government  hopcd  to  hear  again.  ||  I  am,  &c. 

G  r  a  n  V  i  1 1  e. 


Nr.  86S3.  Grossbritannien.— Min.  d.  Aus  w.  an  den  engl.  Bot  seh. 
in  St.-Petersburg.  —  Die  russ.  Regierung  ist  um  Auf- 
kljirung  über  die  Vorgänge  bei  Penjdeh  zu  ersuchen. 
[HI.  7  u.  11.] 

Foreign  Office,  April  8,  1885. 
Sir,  —  You  will  have  learnt  frora  Sir  Peter  Lumsden's  telegraras  of  the    Nr.  gcss. 
29th  and  31  ultimo  and  Ist  instant,   which  have  been  repeated  to  you,  tlie     ^J°^^: 
circumstances    attcnding    the    collision    which    occurrcd    between    the    Russian  ?.  ApHi  ispö. 
and  Afghan  forccs  on  the  30th  March ,   and  the  occupatiou  of  Penjdeh  by  the 
Russian  troops.  ||  I  have  to  request  your  Excellency  to  ask  the  Russian  Go- 
vernment for  an  explanation  of  tliis  apparently  complete   disobedience  of  tlic 
Eraperor's  Orders.  ||  I  am,  &g.  Granville. 
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Foreign  Office,  April  8,  1885. 
Nr.  8683.  Sir,  —  Your   Excellency   will    bave    learut    from    Sir   Peter   Lumsden's 

briJnri^n.  tclegrams  of  the  29th  and  31st  ultimo  and  the  Ist  instant,  which  have  been 
8.Arriiis?5.  repeated  to  you,  that  the  Chief  of  the  Russian  Staff  positively  assured  Captain 
Yate,  that  no  such  arrangement  as  that  recorded  in  your  telegram  of  the  16th 
March*)  had  been  coramunicated  to  the  Russian  camp,  nor  would  he  give 
any  assurance  that  the  Afghans  would  not  be  attacked  without  previous  no- 
tice;  and  he  claimed  the  right  to  turn  out  the  Afghan  posts  whenever  they 
raight  inconvenience  the  Russians  without  reference  to  any  third  party.  ||  In  bis 
telegram  of  the  31st  ultimo  Sir  P.  Lumsden  states,  that  the  Afghans  have 
made  no  forward  movement  wbatever  before  or  since  the  receipt  of  my  tele- 
gram of  the  17tb  March,  reporting  the  agreement  arrived  at  with  the  Russian 
Government,  and  that  Peujdeh  was  perfectly  quiet,  jj  In  bis  telegram  of  the 
Ist  instant  Sir  P,  Lumsden  states,  that  Captain  Yate,  wbo  bas  left  Penjdeb, 
reports  that  the  Russian  troops  had  attacked  and  defeated  the  Afghans  and 
occupied  that  place  on  the  30th  ultimo,  two  companies  of  Afghans  being 
killed  to  a  man  in  their  entrencbments.  ||  Her  Majesty's  Government  desire 
your  Excellency  to  inform  M»  de  Giers  that  this  news  is  of  the  utmost  gra- 
vity.     A  Cabinet  Council  will  be  held  to-morrow.  ||  I  am,  &c. 

Gran  vill  e. 


Nr.  86S4.  Russland.  —  Min.  d.  Ausw.  an  den  russ.  Botsch.  in 
London.  —  Der  russische  Angriff  ist  von  den  Afghanen 
provocirt.     [III.  12.] 

(Communicated  to  Earl  Granville  by  M.  de  Staal,  April  0.) 
(Telegraphique.)  St.  Pötersbourg,  le  8  Avril,  1885. 

Nos  troupes  n'ont  attaque  les  positions  des  Afghans  qu'apres  y  avoir  ete 
provoquees  par  des  actes  d'hostilite  de  leur  part.  Les  ayant  mis  en  deroute, 
Kussian.i.  Ic  Gcuöral  Komaroff  s'est  retire  sur  la  rive  gauche  du  Koutchk.  Les  officiers 
i.  April  iR?.5.^jjg]g^ig  qyj  avaient  dirigö  les  troupes  Afghanes,  mais  sans  prendre  de  part 
active  au  combat,  se  sont  vus  Obligos  de  r^clamer  h  la  suite  de  la  deroute 
la  protection  du  Genöral  Komaroff;  mais,  ayant  et6  entraines  dans  la  fuite, 
Ic  dctachcmcnt  Russe  envoye  ä,  leur  secours  n'a  pu  les  rejoiudre.  Ai  commu- 
nique  ces  faits  ä  Sir  E.  Thornton. 


*)  Siehe  Anmerkung  nx  Nr.  8C77. 


J)rac1<  von  Bär  &■  Uormann  in  Leipzig. 
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